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1837. 


lerb. 8. D. v. 7. Febr. 1837., über die Befugniß der Behörden, durch 
polizeiliche Beftimmungen die äußere Heilighaltung der Sonu: und Feit 
tage zu bewahren. 
[G. ©. 1837. ©. 19. No. 1774.] 


Zur Befeitigung der Zweifel, welde nad) dem Berichte ded Staatsminifterii v. 15. v. M. 
über die Befugniß der Behörden, durdy polizeiliche Beſtimmungen, die äußere Heilighaltung der 
Sonn: und Feſttage zu bewahren, in einigen Landestheilen bisher obgemwaltet hafen, ſetze Ich 
für den ganzen Umfang der Monarchie hierdurch fe, daB die Regierungen, die nad den Vers 
hältniffen der einzelnen Orte oder Gegenden ihres. Bezirkes zu diefem Zwede erforderlihen Ans 
orbnungen zu erlaffen und deren Befolgung durch Etrafverbote, welche jedoch die im $. 10. 
ihrer Dienft:Infir. v. 23. Oft. 1817. vorgefchriebene Grenze nicht überfchreiten dürfen, zu 
fihern, befugt fein follen. Diefer Befehl it durd die G. ©. befannt zu maden. 

Berlin, d. 7. Febr. 1837. f 

An Friedrich Wilhelm, 
tas Staatsminifterium, 


\ 


Allerb. 8. D. v. 9, Febr. 1837,, die Ernennung des Geheimen Staats 

minifters Nother zum Chef der Hauptbanf, und des Geheimen DOber:Hes 

gierungsraths v. Lamprecht zum Präfidenten des Hanpt-Banko⸗-Direkto⸗ 
riums mit dem Nange eines Raths erfter Klaſſe betr. 


[®. ©. 1837. ©. 20. No. 1775.] ! 


Ich Habe nad) dem Ableben des Präfidenten der Hanptbanf, Etaatsfefretairs Priefe, zur 
Beförderung einer größern Webereinitimmung in den DBerwaltungs:Orundfägen der unmittelba- 
ren Geld-Inftitute des Staats, dem Staarsminifter Rother neben feinen anderweitigen Ans: 
funftionen aud) die Leitung der Haupt:Banf und ihrer Provinzialfomtoirs aufgetragen und ihn 
zum Chef diefes nad den Beitimmungen Meiner D. v. 3. Nov. 18917. (G. S. ©, 295.) von 
den andern Staats: Berwaltungszweigen getrennten, unabhängigen Inftituts ernannt. Unter 
dem Chef ift ein Präfident des Haupt: Banko:-Direftoriums mi dem Range eines Nathes eriter 
Klaſſe beftellt und der Geheime Dber-Regierungsrath v. Lamprecht, mit Gntbintung von feinen 
bisherigen Dienftverhältniffen, dazu ernannt. Ic beauftrage das Staatsminifterium, dieſen 
Erlaß durd die G. ©. befannt zu machen. 

Berlin, d. 9. Febr. 1837. ö 

An Friedrich Wilhelm. 
das Staatsminifterium. 


G. wegen were der Tarif:Meberfchreitungen bei Erhebung von 
 Kommunifationd-Abgaben, V. 20, März 1837, 


[G. ©. 1837. ©. 57. No. 1790. 


Mir Friedrich Wilhelm sc. 2. verorbnen zur Sicherftellung des Publifums gegen Bes 
drüdungen bei Grhebung von Kommunikations: Abgaben, auf den Antrag Unferes Staatemis 
nifteriums und nad) erfordertem Gutachten Unjeres Staatsraths, für den ganzen Umfang Uufe: 
rer Monardie, was folgt: 

$. 1. Wer bei Erhebung von Chauſſee-, Wege:, Brüden:, Fähr- und Schleufengeldern 
und andern dergleichen Kommunifations-Abgaben-von denjenigen, welde diefe Abgaben zu ent⸗ 
richten haben, mehr einfordert und erhebt, als die vorgefchriebenen Tarifs, Taren oder Regle—⸗ 
ments geftatten, foll mit .einee Geldbuße beftraft werben, welche auf den zehnfachen Betrag. des 
zu viel Grhobenen, mindeftens aber auf Fünf Thaler zu beftimmen ifl. Hat ber Thäter fi 
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’ 


mehrere foldye Weberfchreitungen zu Schulden fommen laſſen, und it der Gefammtbetrag des zu 
viel Erhobenen nit genau zu ermitteln, fo tritt eine Geldbuße von Fünf bis Funfzig Tha- 
lern ein, in fofern der zehnfache Betrag desjenigen, was als zu viel erhoben wirklich nachge⸗ 
wiefen wird, Funfzig Thaler nicht überiteigt. 
$. 2. Die vorftehend beftimmte Strafe trifft den Thäter, ohne Unterfchied, ob er bie Ab- 
gabe, wie der Eigenthümer oder Pächter für eigene Rechnung, oder für Nehnung und im Na: 
men eines Andern erhob, er mag das zu viel Erhobene in feinen eigenen oder des Andern 
Nutzen verwendet haben. 
$. 3. Gleiche Strafe, wie den Thäter, irifft die Privatberechtigten oder Pächter, 
welche dergleichen Weberichreitungen von ihren Ginnehmern, desgleichen die Ginnehmer, welche 
foldhe von ihren Gefchäftsgehülfen wiſſentlich geſchehen Laflen. 
| $. 4. Jeder Ginnehmer, welder den Gmpfang durch andere verrichten läßt, ift civilrecht: 
lih für die von legteren begangenen Ueberſchreitungen der Hebungsfäge in Anfehung der Ent- 
ſchädigung, Koften und Geldſtrafe jubfidiariich verhaftet. 
8.5. Im Falle der Mieberholung, nad bereits vorhergegangener rechtsfräftiger Verur— 
theilung, treten folgende Strafbeltimmungen ein: 
1) Der Privatberechtigte hat eine Geldbuße von Zwanzig bis Fünfhundert Thalern verwirkt. 
2) Der Pächter ift, außer ber im $. 1. beftimmten Strafe, aus der Hebung zu fegen und 
es iſt folhe nach dem Grmeffen der Provinzial-Verwaltungs: Behörde, mit Berückſichti— 
gung der Anträge des Verpächters, entweder für Rechnung und auf Koften des Pächters, 
deſſen Verpflihtungen aus dem Pachtvertrage ımverändert bleiben, unter Sequeftration 
zu jtelfen, oder auf defien Gefahr und Koften anderweit im Wege ber öffentlichen Ver— 
fleigerung zu verpachten. 

3) Diejenigen, welde von den Berechtigten oder Pächtern mit der Hebung beauftragt wor: 
ben, find, außer der im $. 1. verwirften Strafe, von dem Hebungsgefchäfte fofort zu 
entfernen. Der Berechtigte oder Pächter, welder die Entfernung nad der, Bekannt: 
machung des Erkenntniſſes nicht glei) bewirkt, foll mit einer Geldbuße von Fünf bis 
Funfzig Thalern beftraft werden. 

$. 6. Wer fi, nady einer wegen Ueberfchreitung der Hebungsfäge rechtskräftig erfolgten 
Verurtheilung, deflelben Bergehens nochmals jhuldig macht, wird dadurd unfähig eine Hebung 
diefer Art zu pachten; gefdieht es dennoch, fo hat derfelbe in jedem Falle, außerdem aber auch 
der Derpächter, wenn ihm diefe Unfähigkeit befannt gewefen ift, eine Geldbuße von Fünf bis 
Funfzig Thalern verwirkt, j 

$. 7. And) darf derjenige, welder nad vorſtehender Beſtimmung ($. 6.) zur Pachtung 
einer Hebung unfähig ift, von feinem Ginnehmer zur Beforgung des Gmpfanges oder zur Hülfs- 
leitung dabei gebraudyt werben; die wiffentliche Mebertretung biefes Verbotes zieht eine Geld— 
buße von Fünf bis Funfjig Thalern nad) fich. 

$. 8. Bei allen in dem gegenwärtigen Geſetze verorbnneten Gelbbußen tritt im Falle bes 
Unvermögens des VBerurtheilten verhältnißmäßige Gefängnißftrafe an deren Stelle; in dem Falle 
des $. 4. wird jedoch die Gefängnißitrafe an dem Thäter erſt dann voflfiredt, wenn die Geld: 
buße auch von dem fubfidiarifch Berhafteten nicht beizutreiben ift. 

8. 9. Alle in allgemeinen oder befondern Gefegen verorbneten Strafen der in dem gegen: 
wärtigen Gefege erwähnten Vergehen, werden hierdurch aufgehoben, und infonderheit hin: 


ſichtlich der linken Nheinfeite der Rheinprovinz der Art, 12. des ©. v. 3. Nivofe Jahres 6, 


23. Dez. 1797.) und die Art. 52., 54. und 55. des ©. v. 6. Frimaire des Jahres 7. (26. 
ov. 1798.) außer Kraft gefegt. 
$. 10. Wenn Staats: oder Kommunal: Beamte bei der ihnen amtlich aufgetragenen Er— 
hebung von Kommunifations: Abgaben ſich der Ueberjcreitung der Hebungsfäge ſchuldig machen, 
fo finden auf fie die allgemeinen Etrafbeftimmungen für Bergehen der Staatsdiener Anwendung. 
r — unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterferift und beigedrucdtem Königliden 
niiegel. 
Gegeben Berlin, d. 20. Mär; 1837. (L.S.) Friedrich Wilhelm. 
Pa Garl, Herzog zu Medlenburg. 
v. Kampp. ühler. 
Beglaubigt: 
Für den Staatsfekretär: 
Düesberg. 


* 


G. über den Waffengebrauch des Militairs. V. 20. März 1837, 
[®. S. 1837. ©, 60. No. 1791.] 
Mir Friedrich Wilhelm ze. sc. haben Uns bewogen gefunden, zur Verhütung von Mißvers 
ſtändniſſen darüber, in welchen Wällen und in welchem Maafe das Militair zur Aufrechthaltung 
der öffentlichen Oxhnung von. feinen Waffen Gebrauch zu machen befugt und verpflichtet jet, und 


2 


* 
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damit möglichen Unglüdefälfen vorgebeugt werde, bie beftehenden Vorfchriften zu ermenern und 
zu vervoflftändigen. Demgemäß verordnen Wir hiermit auf den Antrag Unferes Staatsminiſte⸗ 
riums und nad) erforbertem Gutachten Unferes Staatsraths, wie folgt: 


Dienftleiftungen, wobei der Waffengebraud ftattfindet. 
$. 1. Das in Unſerem Dienfte zur Aufrechthaltung der öffentlihen Ordnung, Rube und 
Sicherheit auftretende Militair ift berechtigt, auf Wachen und Poften, bei Batrouillen, Transs 
ported und allen andern Kommando’s, auch wenn folde anf Mequifition oder zum Beiftande 
einer Civilbehörde gegeben werben, in den nachſtehend $$. 2—6. bezeichneten Fällen von feinen 
Waffen Gebrauch zu machen. 


Fälle des Waffengebrauhs: Gegen Angriffe und Widerftand durch Thätlid- | 


feiten oder gefährlidhe Drohungen. 

8. 2. Wird das fommandirte Militair bei einer der vorerwähnten Dienftleiftungen anges 
griffen, oder mit einem Anariff gefährlic bedroht, oder findet es MWiderftand durch Thätlichfeit 
oder gefährliche. Drohung ; jo bedient fi daflelbe feiner Waffen, um den Angriff abzuwehren 
und ben Widerftand zu bewältigen. 


Megen Ungehorfams bei Nufforberung zur Ablegung von Waffen und ges 
fährlihen Werfzeugen. 
$. 3. Wenn das Militair bei einer folden Dienfleiftung zur Ablegung der Maffen oder 
“anderer zum Angriffe oder zum Widerſtande geeigneter, oder ſonſt geführlicer Werkzeuge aufs 
fordert, und es wird diefer Aufforderung nicht fofort Folge geleiftet, oder es werden bie abges 
legten Waffen oder Werkzeuge wieder aufgenommen; fo macht das Militair von feinen Waffen 
Gebrauch, um den ihm ſchuldigen Gehorfam zu erzwingen. 


Bei Arreftationen zur Verhinderung der Flucht bereits arretirter Perſonen. 


-$. 4. Wenn bei Nrreftationen der bereits Verhaftete entfpringt oder aud nur einen Ver⸗ 


fud dazu madıt, fo bedient fi) das Militair der Waffen, um die Flucht zu vereiteln. 


-Zur Verhinderung der Flucht vom Transport oder aus Gefängniffen. 
$. 5. Hierzu ift daſſelbe auch im allen Yällen befugt, wenn Gefangene, welde ibm zur 
Abführung oder zur Bewahung anvertraut find, vom Transporte oder aus Oefängnifien zu 
entfliehen verſuchen. 


Zum Shupe ber den Shildwaden anvertrauten Perfonen oder Sachen, 


$. 6. Jede Schildwache (die Ehrenpoſten mit eingerechnet) hat fih zum Schuge ber ihrer 
Bewachung anvertrauten Perfonen oder Saden nöthigenfalls der Waffen zu bedienen. 


In weldem Maaße der Waffengebraud flattfinbet. 

8. 7. Das Militnir hat von feinen Waffen nur in fo weit Gebraud zu machen, als es 
zur Grreihung der in den vorftchenden $$. 2—6. angegebenen Zwecke erforderlich it. Der 
Gebraudy der Schußwaffe tritt nur dann ein, wenn entweder ein befonderer Befehl dazu ertheilt 
worden if, oder wenn die anderen Maffen unzureichend erfheinen. Der Zeitpunft, wenn ber 
MWaffengebraud eintreten fol, und die Art und MWeife feiner Anwendung muß von dem hans 
beinden Militair jedesmal felbft erwogen werben. J 


Verhältniß des Militairs zu den Civil-Behörden, wenn es zum Beiſtand der 
letztern fommandirt wird. 

$. 8. Wird das Militair zum Beiſtand einer Civil-Behörde kommandirt, fo hat nicht die 
letztere, ſondern das Militair und defien Befehlshaber zu beurtheilen, ob und im welder Art 
ur Anwendung der Waffen gefchritten werden fol. Die Eivil-Behörde aber muß in jeden 
Falle, in welchem fie die Hülfe des Militairs nachſucht, den Gegenftand und ben Zwed, wozu 
fie verlangt wird, fo beitimmt angeben, daß von Seiten des Militairs die Anordnungen mit 
Zuverläffigkeit getroffen werden köfinen. 


Sorge für die Berlepten. 

$. 9. Wenn Jemand burd Anwendung der Waffen von Seiten bes Militairs verlegt worden, 
fo liegt dem legtern ob, fobald die Umftände es irgend zulaflen, die nächſte Polizei -Behörbe 
davon zu benachrichtigen; die Polizei:Behörbe ihrerſeits iſt verpflichtet, die Sorge für die Vers 
legten zu übernehmen und bie erforderlichen gerichtlichen inleitungen zu veranlaflen. 

Gefeglide Bermuthung für das Militair, 

$. 10. Daß beim_Gebraude der Waffen das Militaie innerhalb der Schranken feiner 
Befugnifie gehandelt habe, wird vermuthet, bis das Gegentheil erwieſen iſt. Die Angaben ders 
jenigen Perfonen, welche irgend einer Theilnahme an dem, was das Ginfchreiten der Militairs 
gewalt herbeigeführt hat, ſchuldig oder verbädtig find, geben für ſich allein keinen zur Anwen⸗ 
dung einer Strafe hinveichenden Beweis für den Mißbraud ber Waffengewalt. 


1* 


- 


Pr 1837. (8. 3.29. Mir.) 


Befondere Borfhriften hHinfühtlih der Aufläufe und Tumulte, 
Bei Aufläufen und Tumulten fommt außer den Vorſchriften biefes Geſetzes die V. v. 17. 
Aug. 1835. zur Anwendung. 
Urkundlich unter Unferer Höhfteinenhändigen Unterfchrift und beigedrucktem Königl. Infiegel. 
Gegeben Berlin, d. 20. März 1837. (L. S.) Friedrich Wilhelm. 
. Garl, Herzog zu Medlenburg. 
Für den Kriegsminifter: 
v. Kamptz. Mühlen v. Schoeler v. Rochow. 
Beglanbigt: 
Für ben Staatsſekretär: 
Düesberg. 


Allerh. 8. D. v. 25. Mär; 1837,, betr, die Anwendbarkeit der Borfchrif: 
ten v. 8. Aug. 1832, und 26. Dec, 1833. in Bezug auf die Geld: Ent: 
chädigungen, die bei Chauſſee- und Kanal: Anlagen, fo wie öffentlichen 
lußbauten für abgetretenen Grund und Boden zu entrichten find, auf die 
ovinzen Schlefien und Pommern, mit Ausschluß von Neu: Borpommern, 


[G. ©. 1837. ©. 69. No. 1795.] - 


Auf Ihren Bericht v. 22. v. M. febe Ih nah Ihrem Antrage feft, daß die V. v. 8. 
Aug. 1832. und Mein Erlaß v. 26. Der. 1833. in Bezug auf die Geld-Entſchädigungen, die 
bei der Anlage von Chauffeen und Kanälen, fo wie bei öffentlien Flußbauten für abgetrete: 
nen Grund und Boden zu entrichten find, aud in den Provinzen Sciefien und Pommern, mit 
Ausſchluß von Neu:Borpommern, angewendet werden follen. Sie haben diefe Beftimmung durch 
die ©. ©. befannt zu machen. - 

Berlin, — März 1837. Friedrich Wilhelm. 


n 
die Staatsminifter Mühler und Rother. 


- 





Allerh. K. D. v. 29. März 1837., betr. die Uebertragung der Entfchei: 

Dungen im MNefursverfahren wider disziplinarifch beffrarte Elementar: 

ar an die Ober: Präfidenten, als Präfidenten der Provinzial: 
Schulfollegien und wegen des dabei zu beobachtenden Verfahrens. *) 


[G. ©. 1837. ©. 70. No. 1797.] 


Auf den Antrag des Staatsminifteriums beflimme Ich hierdurch zur Bereinfahung und 
Beſchleunigung des Berfahrens, daß die burd Meine Befehle v. 12. April 1822. (©. ©. ©. 
105) und v. 27. April 1830. (8. S. ©. 81.) dem Minifter der Geiftlihen- und Unterrichts: 
Angelegenheiten beigelegte legte Entſcheidung über die Amtsentfegung, Berfegung, oder Straf: 
Emeritirung von Glementar-Schullehrern, auch dann, wenn dieſe zugleich zu ben niederen Kir: 
chenbeamten gehören, von jept an in jeder Provinz dem Ober:Präfidenten, als Präfidenten bes 
Provinzial-Schulfollegiums, zufteben foll. Der Ober: Präfident, welcher künftig in diefen Saden, 
an dem Beſchluſſe in der erften Inftanz, niemals Antheil nimmt, Hat in jedem falle zwei 
Schriftliche Vorträge aus den Aften durch einen Juftitiarius und durch einen Schulrath des 
Provinzial-Schulfollegii, oder einer Regierung, welche bei der exften Entſcheidung nicht mitge⸗ 
wirft haben, abgefondert anfertigen zu lafien, die Beachtung ihrer, diefen Nelationen beizufü- 
genden Gutachten, bleibt jedod feinem pflidtmäßigen Ermeſſen anheimgeftellt. Das Staatsmi: 
nifterium bat diefen Befehl durd die ©. S. zur öffentlihen Kenntniß zu bringen, 

Berlin, d. 29. März 1837. 

Friedrich Wilhelm, 


An 
das Staatsminifterium. 
Allerh. K. D. v. 29, März 1837,, betr. die Anwendung der Preußischen 
Gejege in denjenigen Orten, welche bei Grenz-Regulirungen als Gebiets: 
theile det Monarchie anerkannt oder in Folge eines Anstanfches am die: 
felbe abgetreten worden find. 
IG. &. 1837. ©, 71. No. 1798,, Nikiſch ©. ©. I. ©. 296] 





*) Bergl. G. v. 21. Zul 185% ; 


| 1837. (8. 31. Mir.) 5 
G. über den Waffengebrauch der Forft- umd dbeamten. V. 31. 
vn März dest. Is 


[6. ©. 1837. ©. 65. No. 1799] 


Mir Friedrid; Wilhelm sc. ıc. verorbnen über die Befugniß der Forft- und Jagbbeamtern, 
von ihren Waffen Gebrauch zu maden, und über das wegen mißbräudlider Anwendung zu 
beobachtende Verfahren, auf den Antrag Unferes Staatsminifteriums und nady erforbertem Gut⸗ 
achten Unſeres Staatsraths,, für den ganzen Umfang Unferer Monarchie, wie folgt: 

. 8.1. Unfere Forſt- und Jagbbeamten, fo wie die im Kommunal: oder Privatbienite 
fehenden, wenn fie auf Lebenszeit angeftellt find, oder die Mechte der auf Lebenszeit Angeftells 
ten haben, nach Borfchrift des ©. v. 7. Juni 1821, $. 20. vereidigt und mit ihrem Dienſt⸗ 
einfommen nicht auf Pfandgelder, Denunziantenantheil oder Strafgelder angewieſen find, haben 
die Befugniß, in ihrem Dienfte zum Schutze der Forften und Jagden gegen Holz: und Wild: 
biebe, gegen Forſt- und Iagdfontravenienten, von ihren Waffen Gebrauch zu maden: 

1) wenn ein Angriff auf ihre Perfon erfolgt, oder wenn fie mit einem foldem Angriffe 
bebrohet werben; 

2) wenn diejenigen, welche bei einem Holz: ober Wilddiebſtahl, bei einer Forſt- ober Jagd⸗ 

fontravention auf der That betroffen, oder als der Verübung oder der Abfiht zur Verübung 
eines ſolchen Vergehens verdächtig in dem Forſte oder dem Jagdreviere gefunden werden, fid) 
der Anhaltung, Pfändung oder Abführung zu der Forſt- oder Polizei-Behörde, oder der Ergrei⸗ 
fung bei verfuchter Flucht thätlich oder durch gefährliche Drohungen widerfegen. 

Der Gebrauch der Waffen darf aber nicht weiter ausgedehnt werden, als es zur Abwehs 
rung des Angriffes und zur Ueberwindung des Miderftandes nothwendig iſt. 

Der Gebraud des Scyießgewehrs als Schußwaffe iſt nur dann erlaubt, wenn ber Angriff 
oder die Widerfeglichkeit mit Waffen, Aerten, Knütteln oder andern gefährlichen Werkzeugen, 
oder von einer Mehrheit, welche ftärker ift als die Zahl der zur Stelle anweſenden Forfts oder 
Jagdbeamten, unternommen oder angebrohet wird. Der Androhung eines folhen Angriffs wird 
es gleich geachtet, wenn der Betroffene die Waffen oder Werkzeuge nady erfolgter Aufforderung 

nicht fofort ablegt, oder fie wieder aufnimmt, 

— 8. 2. Die Beamten müſſen, um fid der Waffen bebienen zw dürfen, in Uniform, ober 

mit einem amtlichen Abzeichen verfehen fein. 

$. 3. Der Forſt- oder Jagdbeamte, der hiernach von feinen Waffen Gebraud gemacht 
und Jemand dadurd, verlegt hat, ift verpflichtet, fo weit es ohne Gefahr für feine. Perfon ges 
ſchehen kann, dem Berlegten Beiftand zu leiften, und wenn er auf Jemand geichoflen hat, nach⸗ 
zuforfchen, ob berfelbe dadurch verlegt fei. Iſt es erforderlich, fo muß ber Beamte dafür fors 
gen, daß ber Berlegte zum nächiten Orte gebradyt werde, wo bie Bolizeibehörde für Die ärztliche 
‚Hülfe und für die nöthige Bewahung Sorge zu tragen hat. ä 

Die Kurkoften find erforderlichen Falls, und zwar hinſichtlich Unſerer Förften und Jagden, 
von der Forſt- und Jagdverwaltunq, hinfichtli ber andern Forften und Jagten aber von den 
Forſt- und Jagdberechtigten vorzuſchießen, welde den Erfag von dem Verlegten und den Theils 
nehmen des Frevels, oder von den Beamten, je naddem die Anwendung der Waffen gerecht⸗ 
fertigt befunden worden if, oder nicht, verlangen fönnen. F 

$. 4. Mıf die Anzeige, daß Jemand von einem Unſerer Forft: oder Jagd⸗Beamten ($.1.) 
im Dienfte durdy Anwendung der Waffen verlegt worden, hat das Gericht des Orts, wo bie 
Berlegung vorgefallen ift, mit Zuziehung eines Ober-Forfibeamten den Thatbeftand feitzuftellen 
und zu ermitteln: ob ein Mißbrauch der Waffen flattgefunden habe. Das Gericht ift ſchuldig, 
Hierbei auf die Anträge MRüdkficht zu nehmen, welde der Ober-Foribeamte zur Aufflärung ber 
Sache zu mahen für nothwendig erachtet. 

$. 5. Merden in Anfehung eines Forft: oder Jagbbeamten, ber nicht zu Unfern Beamten 
gehört, die im $. 4. vorgefchriebenen Grmittelungen erforderlich; fo ift hinfihtlih der ſlandes⸗ 
herrlichen Forftbeamten ftatt des im $. 4. erwähnten Ober Forftbeamten, der ftandesherrliche 
Oberbeamte für die Polizei, oder in Grmangelung eines folhen, der Kreis:Landrath, hinſichtlich 
— Forſtbeamten aber in jedem Falle der Kreis-Landrath bei der Ermittelung zus 
zuziehen. 

$. 6. Nach beendigter vorläufigen Unterſuchung find die Aften an das betreffende Gericht 
einzufenden, welches die Verhandlungen, fobald fie als volltändig befunden worden, der Regie⸗ 
zung zur Erklärung über die Sinleitung der gerichtlichen Unterfuchung mittheilt. 

787 Nah Eingang diefer Erklärung befchließt das Gericht über die Eröffnung der Uns 
terfuchung. Wird diefe gegen die Anſicht und den Widerſpruch der Megierung beichlofien, fo 
muß die Sache nadı den über die Kompetenzfonflifte zwifchen den Gerichten und Berwaltungs: 
behörden erteilten Vorſchriften erlediget werden. 

$. 8. In ber Nheinprovinz, fo weit dort die Franzöſiſche Juftizverfaflung beftehet, werben 
die Verhandlungen über die vorläufige Unterfuhung an den Dber-Profurator des betreffenden 
Landgerichts eingefandt, und durch diefen der Rathskammer defielben mitgetheilt, welche auf ben 
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Bericht des Inftruftionerichters, nad Anhörung der Staatsbehörbe, bie im $.6. erwähnte Prü⸗ 
fung vornimmt und den im $. 7. vorgefchriebenen Beſchluß abfaßt, 

$. 9. Mit der Verhaftung eines des Waffenmißbrauchs befhuldigten Forſt- oder Jagd⸗ 
beamten darf nur verfahren werden, wenn die vorgefeßte Dienftbehörde darauf anträgt, oder 
wen die Gröffnung der gerichtlichen Unterſuchung definitiv feſtſtehet. 

8 10. Gegen den Forſt- oder Jagdbeamten, welcher angeklagt ift, feine Befugniß zum 
Gebrauch der Waffen überfchritten zu haben, können die Angaben der Berlegten, der Theilneh: 
mer an dem Holz: oder Milddiebftahl, an der Forſt- oder Jagdfontravention, und folder Pers 
fonen, die fhon wegen MWiderfeßlichkeit gegen Forſt- oder Jagbbeamte oder wegen Wilddiebſtahls 
zu einer Strafe, oder wegen Holzdiebftahls und Forkfontraventionen zu einer Kriminalſtrafe vers 
urtbeilt worden find, für fid) allein feinen zur Anwendung einer Strafe hinreichenden Beweis 
begründen. 

— F. 11. In Anſehung der Strafe der Forſt- und Jagdbeamten, welche des Mißbrauchs der 
che fyuldig befunden worden, behält es bei den beitehenden Vorſchriften der Gefege fein 
ewenden. 

F. 12. Für die Eigenthümer, Beſitzer und Inhaber von Forſten oder Jagdgerechtigkeiten, 
fo wie für die Förſter, Waldwärter und Jäger, welche die im $. 1. bezeichneten Eigenſchaften 
nicht befigen, wird durch dieſes Geſetz an den beftehenden Vorſchriften über die Selbfthülfe und 
Nothwehr nichts abgeändert. 

Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrucktem Königl. Inftegel. 

Gegeben Berlin, d. 31. März 1837. (L. S.) Friedrihd Wilhelm. 
Garl, Herzog zu Medlenburg. 

v. Kampg. Mühler. v. Ladenberg.. 
: Beglaubigt: 

Fir den Staatsfefretär: 
Düesberg. 


G. über die Strafe der Widerfetlichfeiten bei Forft: und Jagdverbrechen. 
B. 31. März 1837. 


[G. &. 1837. ©. 67. No. 1794., Nitiſch ©. ©. 1. ©. 228.] 


Allerh. KH. D. v. 4. April 1837,, betr, die Entbindung des Staats: 

minifterd Rother von der Leitung der Verwaltungen für” Handel, Fabri— 

fation und Bauweſen, ingleichen für das Chanfjeebaumwefen und die 

Mebertragung beider Verwaltungen an den Staats: und Finanzminifter 
Grafen von Alvensleben. 


[G. ©. 1837. ©. 40. No. 1786.] 


Da der Staatäminifter Nother ſich durch den Zuftand feiner Geſundheit genöthigt gefehen, 
eine Grleihterung in den Geſchäften nachzuſuchen, fo habe Ic denfelben, auf feinen Antrag, 
von ber Leitung der Verwaltungen für Handel, Fabrifation und Bauweſen, ingleicden für das 
Ehauffeebauwefen, unter Bezeigung Meiner befondern Zufriedenheit mit der bisherigen Geſchäfts— 
führung, entbunden, und beide Verwaltungen bem Staats: und Finanzminifter Grafen von 
Alvensleben übertragen, in deſſen Minifterium fie befondere Abtheilungen bilden werben. Dem - 
Etaatsminifterium madye Ich auf den dringenden Wunfd des Staatsminifters Mother bie ein: 
— Veränderung zur weitern Veranlaſſung bekannt. An. die Staatsminiſter Rother und 

rafen von Alvensleben habe Ich beſonders verfügt. 

Berlin, d. 4. April 1837. 

An Friedrih Wilhelm. 
das Staatsminifterium., 


Allerh. K. D. v. 15, April 1837., die Ergänzung der durch die Allerh. 

8. D. v. 11, Gebr. 1832, (G. ©. No. 1344.) wegen Regulirung des 

Kantionswefens für die Staatskaſſen- und Magazins Beamten getroffenen 
Beitimmungen betr. 


[®. ©. 1837. ©. 73. No. 1800.] 

Zur Ergänzung ber durch Meine D. v. 11. Febr. 1832., ©. ©. pag. 61—63., wegen 
Megnlirung des Kautionswefens für tie Staatsfafien» und Magazins ıc. Beamten getroffenen 
Beitimmungen ſetze Ich auf den Antrag des Staatsminifterii feft: 

2) die von dem Beamten befiellte Kaution haftet 


* 
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a) für die Erfüllung der Pflichten, welche demfelben, ‚vermöge der ihm zur Zeit ber 
Kautionsbeitellung, fo wie fpäter übertragenen Amtsgefchäfte obliegen; 

b) für alle von ihm aus feiner Amtsführung zu vertretenden Schäden ‚und Mängel an 
Kapital und Zinfen, fo wie an gerichtlichen und außergerichtlichen Koften der Grmits 
telung bes. Defefts und der etwanigen Stellvertretung des Beamten, fo weit folde 

aus deſſen zurücdbehaltenem Gehalte nicht gedeckt werben, 

2) Eeſſionen, Verpfaͤndungen oder Arreſtſchläge der Amtskautionen find nicht ber General: 
Staatskaffe, fontern der vorgefeßten Dienſtbehörde des Kautionsſtellers auf die geſetzlich 
vorgefchriebene Weife befannt zu mahen, und hat biefelbe nad) Auflöfung des Dienftvers 
hältniffes, für- weldes die Kaution beftellt worben ift, fowohl ob nnd was aus ber Amies 
führung noch zu vertreten, ald wer zur Gmpfangnahme des Kautionsfapitals legitimirt ift, 
zu befcheinigen. 

3) Im Falle des Berluftes der von ber General:Staatskaffe über eingezahlte Amtsfautionen 
ausgeftellten Empfangfceine bedarf es in der Megel der gerichtlichen Amortifation nidt, 
fondern es genügt der Mortififations-Scein des Kantionsftellers oder fonft legitimirien 
legten Inhabers des Empfangſcheins; die. Dienftbehörde hat aber ımter den in der V. v, 
9. Dez. 1809. $. 6. angeführten Umftänden und fonit nad ihrem Grmeflen die Befugniß, 
eine gerichtlihe Amortifation des fraglichen Dofuments zu fordern. 

Diefe Meine Ordre ift durch die G. ©, befannt zu madıen. 
Berlin, d. 15. April 1837. 
An Griebrih Wilhelm. 
das Staatsminifterium. Ä 


Allerh. 8. O. v. 4 Mai 1837,, die Verhältnifie der mit Penflon zur 
Dispofition geftellten Dffiziere betr, 
[6. ©. 1837. ©. 98. No. 1805.] 


Um die mir vorgetragenen Zweifel zu heben, beftimme Ich, daß die mit Penſion zur Diss 
pofition geftellten Offiziere in die Kathegorie der früher mit Inaktivitäts-Gehalt ausgeſchiedenen 
Dffiziere geftellt, und nad) den für dieſe gegebenen gejeglihen Vorſchriften behandelt werden 
follen, Ich beauftrage die Minifterien der Juſtiz und des Krieges demgemäß das Meitere zu 
verfügen und diefe Beitimmung auch in die ©. ©, aufnehmen zu laffen. 


Berlin, d. 4. Mai 1837. 
An Friebrih Wilhelm. 
die Minifterien der Juſtiz und des Krieges. 


— 


G. über die perfünliche Fähigfeit und Ausübung der Nechte der Stand» 
fchaft, der Gerichtsbarkeit und des Patronatse, V. 8. Mai 1837, 


[G. ©. 1837. S. 99. No. 1806.] 


Wir Friebrih Wilhelm ꝛc. »c. haben Uns auf den Antrag Unferes Staatsminiiteriums 
und nad) eingeholtem Gutachten Unſeres Staatsrathes bewogen gefunden, über die perfönliche 
Fähigkeit zur Ausübung der Rechte der Standichaft, der Gerichtsbarkeit und des Patronats für 
fämmtlicdye Provinzen Unferer-Monardie Folgendes zu verordnen: 

$. 1. Nur Perfonen von unbeſcholtenem Rufe find fähig, für fi oder für Andere, bie 
Rechte der Standſchaft, der Gerichtsbarkeit oder des Patronats auszuüben, oder in ihrem Namen 
ausüben zu laffen. ; 

$. 2. In Anfehung der Standſchaft verbleibt es in diefer Beziehung bei ben darüber 
vorhandenen befonderen Verordnungen. ’ 

$. 3. Wer nad Maafgabe jener Verordnungen wegen Mangels unbefcholtenen Rufs von 
der Ausübung der Standſchaft ausgeſchloſſen worden ift, fol aud) der Ausübung der Berichtes 
barfeit oder des Patronats ($. 1.) verluftig gehen. 

$. 4. In einem folden Falle hat die Megierung, in deren Bezirk das berechtigte Gut 
liegt, wegen fernerer Derwaltung der genannten Rechte fofort das Erforderlihe zu veranlaflen, 

Wird ein zur Standihaft gehörender Gutsbefiger der Gerichtsbarkeit oder -bes 
Batronats durch Kriminal:Erkenntniß für verluftig erklärt, fo liegt dem Gerichte ob, fofort nach 
befcyrittener Rechtskraft des Erfenntuiffes, dem Ober-Bräfidenten der Provinz davon Kenntniß 
zu geben, damit auch die Ausfchliefung von der Standfdaft in dem geordneten Wege veranlaßt 
werben kann. 

8.6. Wo mit dem Beſitze eines Landguts zwar Gerichtsbarfeit oder Patromat, nidyt aber 
auch Standfchaft verbunden ift, fol die Unfühigfeit zur Ausübung der’ zuerſt genannten Rechte 
jederzeit eintreten, wenn ber Befiger entweder: 

I. durch vechtefräftiges Kriminal⸗Erkenntniß 
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’ \ 

a) zur Verwaltung öffentlicher Memter, oder zut Ableiftung eines nothwendigen Eides 
für unfähig, oder 

b) des Adels unter dem Hingutritt Unserer Allerhöchten Genehmigung, oder des Bür— 
gerrechts, oder des Nechts zur Tragung der National:Kofarde für verluſtig erflärt, 
oder j 

e) zur Zuchthausſtrafe oder Feltungsarbeit, ober j 

d) wegen re Diebftahls oder Beirugs zu irgend einer Kriminalftrafe verurtheilt 
worben tft; 


ober ‚ 
1. in den Fällen des $. 39. der St. D. v. 19. Nov. 1808. oder der $$. 19. und 20, der 

. er St. O. v. 17. März 1831. durch einen Beihluß der Stadtbehörde das Bürgerrecht 

verloren hat. i 
8. 7. Die Regierung hat, fobald einer der vorftehend bezeichneten Fälle zu ihrer Kennt: 
niß gelangt, benfelben von Amtswegen zu verfolgen und nach vorgängiger Vernehmung bes 
Bellgers, audy nad näherer Unterſuchung, wo eine ſolche noch erforderlich erfcheint, in einer 
Plenarfigung auf den ſchriftlichen Bortrag des Juflitiars einen Beihluß über die Anwendung 
bes Geſetzes abzufaffen und foihen dem Befiger in einer "Ausfertigung mitzutheilen, 

8. 8. Gegen den Beihluß der Megierung findet nur der Rekurs an das Miniiterium des 
Innern und der Polizei ftatt, ohne Beichränfung anf eine beftimmte Fri. Das Minifterium 
hat in Verbindung mit denjenigen Minifterien, zu deren Meffort die Verwaltung der Gerichts- 
barfeit ober des Patronats gehört, die Befchwerde zu prüfen und darüber zu entfcheiden. Der 
Rekurs hält jedoh tie Ausführung des Beichluffes der Regierung nur dann auf, wenn er 
innerhalb ſechs Wohen, vom Tage ber erfolgten Zuftellung deffelben an gerechnet, bei dem 
Dber: Präfidenten angebracht worden ift. 

$. 9. Wenn die Unfähigkeit des ah ausgeſprochen ift, fo wird fortan und auf bie 
Dauer feines Befiges die Verwaltung der Gerichtsbarkeit ober des Patronats in Unferm Auf: 
trage geführt und die damit verbundenen Laften und Koften werben, ohne daß hierüber ein 
Prozeß zuläffig it, aus dem Vermögen des Befigers beftritten. War der Leptere zur Ausübung 
der genannten Rechte nur für Andere berufen, fo füllt die Verwaltung dieſen oder deren anders 
weit zu beſtellenden Vertretern anheim. 

$. 10. Inſofern nad befonderer Lehnsverfaffung ber Mangel unbefcoltenen Rufs fchon 
zu dem Befig eines Lehnguts und zur Beleihung überhaupt unfähig macht, behält es auch fer— 
ner dabei fein Bewenden. 

, $. 11. Nur eine ausbrüdlih von Uns Allerhöchſtſelbſt ausgeſprochene Wiedereinſetzung in 
bie verloren gegangerien Rechte macht zu deren Wiederausübung fähig. Der bloße Erlaß, oder 
die Verwandlung erfaunter Strafen, oder die MWieberverleihung ber aberfannten Nationalfofarbe . 
hebt die Wirkungen der Unfähigkeit nicht auf. 

$. 12. Die Beilimmungen diefes G. finden and auf die Jurisdiftions: und Patronats: 
Rechte Anwendung, welche einzelnen Perfonen oder Familien, ohne Verbindung mit dem Befige 

eines Gute, zufteben. 

Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigebrucdtem Kön. Infiegel, 

Gegeben Berlin, d. 8, Mai 1837. 

(L. S.) Friebrih Wilhelm. 


Earl, Herzog zu Medlenburg. 
v. Kampp. Mühler v. Rochow. 
Beglaubigt: 
Für den Gtaatsiefretär: 
Düesberg. 





&, über das Mobiliar⸗Feuer⸗Verſicherungsweſen. V. 8. Mai 1837. 
[G. S. 1837, ©. 102. No. 1807.] x 


Wir Friedrich Milhelm ꝛc. sc. finden Uns beivogen, zur Abwendung von Mifbräuden bei 
der Berfiherung von Gegenftinden des Mobiliar-Bermögens gegen Feuersgefahr, nach Verneh— 
mung Unierer getreuen Stände, auf den Antrag Unferes Staatsminifteriums und nad erfors 
dertem Gutachten Unſeres Staatsraths, für den ganzen Umfang Unferer Monarchie. zu verord⸗ 


nen, wie folgt: 
1. Zuläffigfeit der Verfiherungen. 
$. 1. Kein Gegenſtand des MobiliarsBermögens darf gegen Feuersgefahr höher verſichert 
werben, als nach dem gemeinen MWerthe zur Zeit der Verfiherungsnahme. 
Solche Kunfifahen und ähnliche Gegenftände. von größerer Bedeutung. denen ein gemeiner 
Werth nicht wohl bei,mlegen iſt, müffen mit ihren Verſicherungsſummen in der Polize einzeln 
aufgelührt werben. 


$. 2. Es ift unzulaͤſſig, Derfiherungen auf einen. und benfelben Gegenftand bei verſchie⸗ 
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denen Verſicherungsgeſellſchaften zu nehmen. Eine Ausnahme von dieſer Regel findet nur bei 
ſolchen kaufmänniſchen Waarenlägern und andern großen Vorräthen ſtatt, welche einen Werth 
von mindeftens Zehntaufend Thalern haben. Der Gejammtbetrag der einzelnen Berfiherungen 
darf jedoch auch in diefen Falle nidyt über den gemeinen Werth des Berfiherungsgegentandes 
hinausgehen. Sind dergleihen Waarenläger oder Vorräthe bereits irgendwo verfichert, fo iſt 
bei anderweitiger Verficherung, der Betrag der früheren anzugeben. Andererfeits' muß aber aud) 
der frühere WVerfiherer von der fpätern Berfiherung innerhalb acht Tagen nad Abſchluß des 
Kontrakts durch den Verſicherten benahrichtigt werben. 

$, 3. Es ift ferner unzuläffig, Verfiherungen ohne Vermittelung eines,beitätigten, inläns 
difhen Agenten unmittelbar bei ausländifchen Gejellfdhaften zu nehmen. Nur den, im $. 19, 
bezeichneten Kaufleuten und Fabrifanten ift dies in Aniehung der daſelbſt erwähnten Gegens 
ftände jedoch auch nur bei folhen ausländischen Gefellfchaften geftattet, welche von Unferem 
Miniferinm des Innern und der Polizei die Erlaubniß hierzu erhalten haben. ($. 6.) 

6.4 igbt fid) eine zu hohe Verſicherung ($. 1.), fo ift die Orts:Poligeis-Behörbe bes 
fugt und ſchuldig, den DVerfiherungsbetrag auf den gemeinen Werth zurückführen zu laffen. 
Der Verſicherte und die Gefellichaft find verpflichtet, die nöthige Veränderung in den Büchern 
und in der Polize vorzunehmen. | 

Die Polizeibehörde hat das Recht, fi durch Einficht der Bücher und der Polize von ber 
Beobachtung diefer Vorfchrift zu überzeugen. . 

$. 5. Zur BVerfiherung von Mobiliar: Gegenftänden ift deren Angabe nah einzelnen 
Stüden oder nah Gattungen erforderlich. ($. 13.) Bei Waarenlägern, großen Naturaliens 
Borräthen und ähnlichen Gegenftänten, welde zum Verkauf oder zum Verbrauch zufammens 
gebradyt zu ‚werben pflegen, und deren Beſtand nad Größe und Merth daher einem fteten 
Wechſel unterworfen üt, foll jedoch die Verfiherung auf den durchſchnittlichen, oder ſelbſt auf 
den muthmaßlich höchſten Betrag der nad) dem Umfange des Geſchäfts, der Produktion u, f. w. 
anzunehmen ftehet, zuläffig fein. 

Die Berfiherten find jedoch gehalten, über die lagernden Güter und Vorräthe vollſtaͤndige 
Bücher zu führen, aus welchen der jedesmalige Ab: und Zugang genau zu erfehen fein muß. 

Die Polizeis Behörde hat das Recht, diefe Bücher zu jeder Zeit einzufehen, um fid von 
er gehörigen Anlegung und Fortführung zu überzeugen; ein-tieferes Eindringen ift ihr nicht 
geflattet, e 

2. Zulaffung ausländifher Gefellihaften. 

$. 6. Ausländifche Gefellichaften bedürfen zu WVerfiherungsgefchäften in Unfern Landen 
der Erlaubniß Unferes Miniiteriums des Innern und der Polizei, dem auch die Befugniß zu: 
ſtehen fol, die ertheilte Etlaubniß wieder zurück zu nehmen, wenn es dazu Veranlaſſung findet. 
Die Ertheilung oder Zurücdnahme einen ſolchen Erlaubniß hat das Minifterium- dur die Anıtss 
blätter zur öffentlichen Kenntniß bringen zu laffen. 


3. Naenten ber Gejellidaften. 

$. 7. Wer Ngent einer Gefellfhaft werden, das heißt, Verficerungen für diefelbe beforgen 
will, muß bei ber Regierung feines Wohnfiges die Beſtätigung nachſuchen. Diefe Beftätigung 
ift jedoch nur für inlaͤudiſche und für ſolche ausländische Gefellfchaften zu ertheilen, welde,die 
im $. 6. erwähnte Genehmigung erhalten haben. 

$. 8. Als Agenten find nur Perfonen von gutem Nufe und Zuverläffigfeit, wenn fie zus 
gleich im Inlande ihren feiten Mohnfig haben, zuzulaffen. Die Gründe einer Zurüdweifung 
ift die Regierung nur dem Minifterium, nicht aber dem Nachſuchenden anzuzeigen verbunden. 

$. 9. Auch die im Lande bereits vorhandenen Agenten find zur Fortfegung ihres Ges 
fhäfts die im $. 7. vorgefchriebene Beftätigung innerhalb vier Wochen nad) Publifation diefes 
Geſetzes nachzuſuchen fchuldig. 

$. 10. Die ertheilte Beſtätigung ($$. 7. und 9) kann zu jeder Zeit widerrufen werden, 
und auch Hierüber ift die Regierung nur Unferem Minifterium Rechenſchaft zu geben fchuldig. 

$. 11. Wenn ein Agent das Gefhäft wieder aufgiebt, “oder die Gefellfhait den Auftrag 
ihm wieder entzieht, it er verbunden, der Megierung hiervon innerhalb der nädften acht Tage 
Anzeige. zu madhen. — 

$. 12. Die Beftätigung eines Agenten ($$. 7. und 9) und bie Erlöfhung feines Aufs 
trages ($$. 10. und 11.) iſt jederzeit durdy das Anıtsblatt befannt zu machen. - 


4. Buhführung der Agenten. 
$. 13. Jeder Ngent ift verpflichtet, über feine fämmtlihen, das Feuer⸗Verſicherungsweſen 
betreffenden Geihäfte beiondere Bücher zu führen, aus welchen zu erfehen fein muß 
a) der Name und Wohnort des Verſicherten, 
b) der Gegenitand oder die Gegenftände der Verfiherung nah Gattungen, 
ce) die Höhe der Verfiherungsfunme für jeden Gegenitand oder für jede Gattung von 
Gegenftänden, 
d) der Tag, mit welchem die Verfiherung anfängt, 
e) der Tag, mit welchem biefelbe aufhört, und 
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f) die über denſelben Gegenſtand bei einer andern Geſellſchaft etwa ſchon beſtehende 

VBVerſicherung und deren Betrag. 

Die Polizeibehörde (F. 14.) iſt befugt, dieſe Bücher zu jeder Zeit einzuſehen, ſowohl um die 
Führung derſelben zu beaufſichtigen, als um eine Kontravention zu ermitteln oder zu verhüten. 
Aufſicht über die Berfiherungen.*) 

S. M. Kein Agent darf eine Polize oder einen Prolongationsfhein zu berfelben aushäns 
digen, bevor er nicht von der Polizei: Obrigkeit des Wohnorts des Verfiherungsfuchenden bie 
—— J erhalten hat, daß der Aushandigung in polizeilicher Hinſicht Fein Bedenken 
entgegen ſtehe. 

, Der Agent hat zu dem Ende ein Duplifat des Berfiherungs-Antrages und der damit vers 
bundenen Deklaration des Berfiherungsnehmers einzureichen. 

Der Bolizei-Obrigkeit bleibt überlaffen, durch Befihtigung an. Ort und Stelle oder durch 
andere ihr dienlich fcheinende Mittel fi von der Angemeffenheit des Verfiherungs-Betrages die 
nöthige Uederzeugung zu verſchaffen. Verſagt die Polizei-Obrigkeit die nahgefggpte Erklärung, 
fo ſteht den Berheiligten der Rekurs am die vorgefegte Megierung zu. 

Alle hierauf fid) beziehende Verhandlungen find ftempel: und foftenfrei. 

$. 15. Die im $. 14. ben Agenten auferlegten Berpflidytungen find auch von inländiſchen 
Gefellfchaften zu erfüllen, wenn jemand bei ihnen unmittelbar eine Verſicherung nimmt. 

..$. 16. Die Bolizeibehörden find verpflichtet, den Verpächtern und Vermiethern von Land: 
gütern, Käufern und Niederlageräumen, auf Anſuchen derfelben, über die von ihren Pächtern 
ober Miethern genommenen Mobiliar-Berficherungen Auskunft zu ertheilen. 

$. 17. Im Falle eines Brandes darf der Anfprudy des DVerficherten den in Folge des 
Brandes wirklich erlittenen Verluſt nicht überfteigen. 

$. 18. Iſt nad eingetretenem Brande die dem Verfiherten gebührende Entſchädigungs— 
fumme feitgeftellt und zur Zahlung bereit, fo hat die Gefellfchaft oder der Agent der Orte: 
Bolizeibehörde davon Anzeige zu maden. Die Zahlung darf nur erft dann erfolgen, wenn bie 
Behörde nicht binnen acht Tagen, nad) erhaltener Anzeige, dagegen Einſpruch gethan hat. 

$. 19. Berfiherungen von Kaufleuten und, mit faufmännifchen Rechten verfehenen Fabri— 
kanten, weldye ordnungsmäßig eingerichtete Bücher führen, anf Waarenläger von mindeftens 
Zehntaufend Thalern, find den Vorfchriften der SS. 14. und 15. nicht unterworfen; dagegen 
ift der $. 18. auch auf fie anwendbar. 

6. Strafbeitimmungen. 
a) in Betreff der Berjicherten. 

$. 20. Wer Mobiliar-BermögenssGegenftände gegen Feuersgefahr wiſſentlich zw einem 
höhern, als dem gemeinen Werth verfichert, hat, außer der Zurüdführung der Verfiherungss 
fumme auf diefen Werth ($. 4.) eine dem Betrage der Ueberfchreitung gleihfommende Geld» 
buße verwirkt, welche, wenn die Entderfung der Weberverfiherung erft nad) eingetretenem Brande 
geihehen, verdoppelt wird. 

Eine wiffentliche Weberverficherung wird vermuthet, wenn, ohne daß eine amtliche Abſchätzung 
vorausgegangen, bei MWaarenlägern u. ſ. w. ($. 5.) der Werth um dreißig Prozent oder 
bei auderm beweglichen Vermögen um funfzig Prozent überfchritten ift. 

$. 21. Beträgt die Meberfchreitung bei Waarenlägern u. f. w. ($. 5.) zehn Bis breifig 
Prozent, ober bei anderm beweglichen Vermögen zwanzig bis funfzig Prozent, fo tritt, wenn 
ber Fall einer wiffentlichen Weberjchreitung nicht vorliegt, eime Geldſtrafe von zehn bis fünf: 
hundert Thalern ein. i 

$. 22. Wird von bem Verfiherten die erfolgte Weberfchreitung entweder nod vor dem 
eingetretenen Brande oder wenigftens vor dem erhobenen Anfpruche auf die Vergütung freiwils 
lig angezeigt, fo findet num eine Geldbuße bis zu zehn Thalern ftatt. 

 $ 23. Wenn eine der beiden im $. 2. für mehrfahe Berfiherungen vorgefchriebenen 
Anzeigen verfäumt wird, fo hat der Verſicherte eine Geldbuße von fünf bis einhundert Thalern 
verwirkt. 

$. 24. Wer der Vorſchrift des $. 2. zuwider mehrfache Verſicherung nimmt, ‚verfällt in 
eine Geldbuße von zehn bis fünfhundert TIhalern. 

$. 25. Unmittelbare Berfiherungen bei ausländiſchen Gefellihaften gegen bie Borfchrift 
bes $. 3. werben mit einer Geldbuße von zehn bis fünfhundert Thalern beitraft. 

$. 26. Berficherungen bei nicht zugelaffenen, ausländifchen Geſellſchaften ($. 6.) werben 
mit einer Geldbuße von zehn bis ünfhundert Thalern beitraft. 

8.27. Gin Berfiherter, weldyer die im $. 5. vorgeſchriebenen Bücher gar nicht ober nidyt 
in gehöriger Orbnung führt, hat eine Geldftrafe von fünf bis einhundert Thalern verwirft. 

$. 28. Gin Berfiherter, welcher gegen die Vorſchrift des $. 17. eine zu hohe Entſchädi— 

ungs⸗Forderung aufftellt, hat eine Geldbuße von fünf bis einhundert Thalern verwirkt; fit 

fe Aufftellung in böslidher Abſicht gefchehen, jo treten die Strafbeftimmungen des Allgemeinen 
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Landrechts Th. U. Tit. 20. 88. 1375. 1376, und 1328. ein, welche auch in demjenigen Lan⸗ 
bestheilen, wo das Allgemeine Landrecht nicht eingeführt ift, zur Anwendung zu bringen find. 


- b) in Betreff der Ngenten, 


$. 29. Wer im Namen einer Gefellichaft Verſicherungsgeſchäfte beforgt, ohne als Agent 
beftätigt zu fein ($$. 7—9.), oder, nachdem die Beitätigung widerrufen ($. 10.), ober bie 
Vollmacht zurückgenommen oder aufgegeben worben ($. 11.), verfällt in eine Geldſtrafe von 
funfzig bis fünfhundert Thalern. 


5. 30. Jeder Agent, welder bie im $. 13. vorgefchriebenen Bücher gar nicht ober nicht i 
in gehöriger Ordnung führt, hat eine Gelbftrafe von fünf bis einhundert Thalern verwirkt, 


$. 31. Hat ein Agent bie im $. 14. vorgefchriebene amtliche Erklärung einzubolen verabs 
fäumt, fo trifft ihm eine Gelbitrafe von zehn biggpfünfgundert Thalern, im dritten Nebertretungss 
falle ee Berluft der Ageniſchaft. . 
Die letzterẽ Strafe tritt auch ſchon im erften Uebertretungsfalfe ein, 
1) wenn die Verfiherung nad) dem $. 20. der Vermuthung der wiffentlichen Ueberverficherung 
unterfiegt, oder R 
2) wenn der Behörde bei Ginreihung bes im $. 14. vorgefchriebenen Geſuches von den Agens 
ten Umftände verheimlicht worden find, welche die in dem Verfiherungs:Antrage enthaltenen 
Angaben als wahrheitswidrig darftellen und auf die Beurtheilung des Verſicherungs⸗An⸗ 
. trages von wefentlicem Einfluß geweſen fein würben. 


$. 32. Diefelben Strafen ($. 31.) treffen den Agenten, wenn er gegen bie Borfchrift bes 
$. 18, Zahlungen leiftet. 


e) in Betreff der inländifdhen Befellidhaften. 


$. 33. Unterläßt eine inläudifche Gefellihaft auf einen, unmittelbar bei ihr gemachten 
Antrag die amtliche Erklärung einzuholen ($$. 14. und 15.), oder leiftet fie gegen bie Bors 
Ihrift des $. 18. Zahlung, fo verfällt fie in diefelben Geldftrafen, womit die gleichartigen 
Verſchuldungen der Agenten Inhalts der 88. 31. und 32. belegt werden follen. 


$. 34. Die Feſtſetzung uͤnd Einziehung der nach gegenwärtigem Geſetze verwirkten Geld: 
firafen foll, außer den Fällen der $$. 20. 21. und 28. in welchen fogleid, richterliche Unters 
ſuchung eintritt, zunächſt Unferen Regierungen obliegen; jedoch ftehet den Berheiligten der Rekurs 
an Unfer Minifterium des Innern und der Polizei, und, Falls die Strafe den Betrag von 
funfzig Thalern erreicht, audy die Berufung auf den Rechtsweg offen. 


‚Diefe Berufung muß aber binnen zehn Tagen nad Bekanntmachung des Reſoluts ber 
Regierung erfolgen, und findet überhaupt nicht mehr ftatt, fobald der Betheiligte einmal ben 
Rekursweg gewählt hat. 


buß In Unvermögensfällen treten verhältnißmäßige Gefängnißſtrafen an die Stelle der Gelb: 
ußen. 


Tranfitorifhe Beſtimmungen. 


$. 35. In Anſehung der, bei Publikation des gegenwärtigen Geſetzes laufenden Verſi⸗— 
cherungen muß Seitens der Agenten oder der inländifhen Gefellihaften die in ben 88. 14. und 
15. vorgefcriebene amtliche Erklärung innerhalb vier Wochen, von der Publifation an gerech—⸗ 
net, nadyträglid) eingeholt werden, wovon jedoch diejenigen Berficherungen ausgenommen find, 
für welche mit jener Vorſchrift übereinfommende, amtliche Erklärungen in Gemäßheit früherer 
Beftimmungen der Provinzial:Behörden bereits nachgeſucht und ertheilt worden. 


Die Nichtbeachtung dieſer Vorſchrift fell mit einer Gelbftrafe von zehn bis fünfhundert 
Thalern gerügt werben. 


$. 36. Umnmitielbare Berfiderungen, welde bei ausländifhen Gefellfhaften in ſolchen 
Fällen bereits genommen worben find, in welden fie nad) $. 3. und 19. künftig nicht genom⸗ 
men werben dürfen, behalten zwar für die vertragsmäßige Verſicherungen ihre Gültigfeit, müf: 
fen aber innerhalb vier Wochen nad Bublifation dieſes Geſetzes von dem WBerficyerten der 
Drts:Polizeibehörde, unter Borlegung ber Polize, bei Vermeidung einer Geldbuße von fünf 
bis einhundert Thaler, angezeigt werben. . 


$. 37. Die Beftimmung bes $. 1. findet aud auf die ſchon befiehenden Derträge An: 
wendung. 


Es müfen daher alle im In- oder Auslande genommene Berfiherungen, welche über den 
gemeinen Werih hinausgehen, auf denfelben zurücgeführt werden. Daß diefes gefhehen, muß 
binnen fehs Wochen, vom Tage der Publikation des gegenwärtigen Gefeges an, ber Orts⸗Po⸗ 
ligeibehörde nachgewieſen werben. 27 ve 


® 


12 1837. (8. 9. Mai — 27. Sept) 


Der dieſe Vorſchrift zu befolgen verfäumt, ſoll bei einer Enideckung der flattgehabten 
Ueberverſicherung nad) den Blues ber $$. 20. und 21. behandelt werben. i 
Urfundli unter Unferer Höcfteigenhändigen Unterfchrift ımd beigebrudtem Kön. Inſiegel. 
Gegeben Berlin, d. 8. Mai 1837, (L. S.) Friedrich Wilhelm. 
. Carl, Herzog zu Medienburg, 
v. Kamptz. Mühler v. Rochow. 
Beglaubigt: 
Für ben Staatsſekretär: 
‚Düesberg. 


Allerh. 8.D. v.9. Mai 1837., wegen Bermehrung der Kaffen-Anmweifungen 
um 3 Millionen Thaler gegen Depofition des gleichen Betrages in Staats: . 
fchuldfcheinen oder Obligationen der Anleihe von 1830. De 


[G. ©. 1837. ©. 75. No. 1802.] * 


Um dem mehrfach hervorgetretenen Bebürfniffe einer Vermehrung ber Kaſſen-Anweiſungen 
abzuhelfen, habe Ich befchlofien, daß außer den durch Meine O. v. 21. Der. 1824., v. 22. 
April 1927. und v. 5. Der. 1836. genehmigten Beträgen noch für drei Millionen Thaler 
Kaſſen-⸗Anweiſungen, und zwar Gine Million Thaler in NApoints zu 1 Thaler, Eine Million 
Thaler in Apoints zu 5 Thaler, 500,000 Thaler in Apoints zu 50 Thaler und 500,000 Tha⸗ 
‚ler in Apoints zu 100 Thaler ansgegeben werben follen. Damit indeß hieraus in feiner Art 
eing Vermehrung der Verpflichtungen des Staats erwachſe, beitimme Idy zugleich, daß die Aus— 
gabe diefer Kaſſen⸗Anweiſungen nur gegen vorherige Nieberlegung gleidyer Beträge von Staats: 
ſchuldſcheinen oder Obligationen der Anleihe vom Jahre 1830. 4 dem Nennwerthe bei der 
Hauptverwaltung der Staatoſchulden erfolgen darf, welche die Litern, Nummern und Beträge 
der niedergelegten Staatsjchuldfheine oder Obligationen der Anleihe von 1830. durch vie hier 
figen Zeitungen bekannt zu machen und fie fo lange in Verwahrung zu behalten hat, bis bie 
dafür ausgegebenen Kaflen-Anweiftingen wieder eingelöft und zurückgeliefert find. Ic beauf— 
trage die Hauptverwaltung der Staatsfchulden, fi diefen Anordnungen gemäß ber Anfertigung 
und Aushändigung der hiernach auszugebenden KaffensAnweifungen fogleich zu unterziehen. Es 
follen jedod) von den anzufertigenden 3 Millionen Thaler Kaſſen-Anweiſungen nur 24 Millios 
nen ausgegeben, eine halbe Million aber bei der Hauptverwaltung der Staatsfhulden niederge⸗ 
legt werden, um bei fünftigem Bebürfniß auf Meinen Befehl und gegen Deponirung von 
Staatsſchuldſcheinen in Kours gefegt zn werben. Alle wegen ber bisherigen Kaflen-Anweifungen 
geltenden gefeglihen Beitimmungen follen auch auf diefe jetzt auszufertigenden Kaffen: Anwei- 
fungen, welde mit demjelben Datum, wie die bereits ausgegebenen, zu verſehen find, angewen- 
det werben. Diefer Befehl ift durd die G. ©: zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 

Berlin, d. 9. Mai 1837. Friedridh Wilhelm. 


. An ; f 
die Hauptverwaltung der Staatsjhulden und den Staats: und 
Finanzminifter Grafen v. Alvensleben. 


Allerh. 8. D. v. 27, Juni 1837,, betr. das Verbot des Verfehrs mit. 
Promeſſen zu den Präamienfcheinen der Sechandlung, oder zu ausländis 
fchen mit einer ähnlichen Prämienverlooſung verbundenen Staats-Anleihen. 


[®. ©. 1837. ©. 129. No, 1812., Ritiih ©. ©. J. ©. 236.] 


Allerh. 8.D. v. 28. Juni 1837,, betr. die ——— der Geldbeträge, 

welche die Mediatſtädte der Provinz Poſen zur Entſchädigung der durch 

das ©. v. 13. Mai 1833, aufgehobenen perfönlichen und gewerblichen 
Abgaben aufzubringen haben. . 


[®. ©. 1837, &. 133. No. 1815.) i 


Allerh. 8. D. v. 27, Sept. 1837,, die Anwendung der VBorfchriften der 
Allerh, K. D. v. 1. Tan. 1831, auf die Anlage und den Gebrauch von 
Dampfkefieln zu anderen Zwecen, als zum Mafchinenbetriebe, betr. *). 

[. ©. 1837. ©. 146. No. 1826.] J 
Nach dem Antrage des Staatsminiiteriums v. 8. d. M. beſtimme Id hierdurch, daß bie 
Vorſchriften Meiner O. v. 1. Jan. 1831., die Anlagen und den Gebrauch der Dampfmaſchinen 


2) Vergl. Regul. v. 6. Sept. 1848. 
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betr., auch auf die Anlage und den Gebrauch von Dampfkefleln zu andern Zweden, als zum 
Mafcinenbetriebe, Anwendung finden follen. - Das Staatsminifterium hat dieſen Erlaß dur 
die ©. ©. befannt zu machen. 
Berlin, d. 27. Sept. 1837. Friedbrih Wilhelm. 
An das Staatsminifterium, ‘ 


Allerh. 8. D. v. 6. Oft. 1837,, betr. den Verluft des Gnadengehalts der 
im Eivildienfte angeftellten Mtilitairsjnvaliden, *) 


[G. ©. 1837. ©. 153. No. 1832.) 


Im Verfolg Meiner gefeglich befannt gemadten O. v. 25. April 1835. beftimme Ih auf 
Ihren Bericht v. 14. Sept. d. J., daß für den ganzen Umfang der Monardie die Gerichtsbe— 
börden verpflichtet fein follen, in jedem Straferfenntniffe gegen einen Givilbeamten, welcher 
früher als Militair-Invalide ein Gnadengehalt bezogen, oder doch in Anfprud zu nehmen hatte, 
ausdrüdlicd auszufprehen, ob derjelbe diefes Gnadengehalts oder des Anſpruchs darauf, nad 
Maaßgabe Meiner gedachten O. für verluftig zu erklären fei oder nicht, und daß in jedem Falle, 
wo dies in dem Haupt» Erfenntnifie unterblieben ift, von dem betheiligten Berwaltungs » Chef 
auf ein nachträgliches, den Verluſt, oder die Fortbeziehung des Gnadengehalts. feitfegendes Er: 
fenntniß, welches bei den, von Aflifenhöfen gefprodenen Haupt» Erfenntniffen von der Raths— 
Kammer des betr. Landgerichts abzufaflen ift, angetragen werben fann. Sie haben biefen Grs 
laß durch die ©. ©. zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. _ | 

| Friedrich Wilhelm. 


Berlin, d. 6: Oft, 1837. 
An 
die Staatsminister v. Kamp, Mühler und General der Infanterie v. Rauch. 


Allerb. 8. D. v. 6. Oft. 1837,, betr, die Mechte der zum zwanzigjährigen 
Militairdienfte verpflichteten, als Forftichugbeamte Intesimirti ch ange 
ftellten Korpsjäger. **) 

[G. S. 1838. ©. 257. No. 1891., Rikiſch ©. S. I. ©. 237.] 


Alerb. 8. D. v. 28, Okt. 1837,, betreffend die Verhältniſſe des Tele: 
. grapbeu: Korps. | 
[G. ©. 1837. ©. 158. No. 1837.] 


Ich bin mit Ihren Vorfchlägen — Regulirung der Verhäliniſſe des Telegraphen Korps 
einverftanden und genehmige die Beftimmungen, daß bei dem Korps nur verforgungss oder 
anftellungsberechtigte Militairperfonen angenommen werden, daß die Penfionirung nah den 
Vorſchriften des Civil-Penſions-Reglements erfolgt, daß bie Vorgefegten im Wege der Diszi: 
plin Gelbbußen und Gtubenarreft gegen ihre Untergebenen vorgefchlagenermaßen verhängen 
dürfen, daß das Perfonal des Telegraphen:Korps in ftrafrechtlichen Berhältniffen dem Militair- 
gerichtäftande unterworfen ift, und die Grfenntniffe durd Spruch-Kommiſſionen, wobei aud ein 
höherer Beamter bes Telegraphen:Korps als Mitglied zugezogen werden fann, abgefaßt werden, 
daß bie Kompetenz demjenigen Militairgericht zufteht, weldyes ſich mit dem Angeſchuldigten an 
Einem Orte, oder demfelben zunächft befindet, daß aber, wenn verfciedene Militairgerichte an 
dem Drte find, wo die Unterſuchung einzuleiten ift, unter ihnen das Garnifongeriht und ſo⸗ 
dann das Korpsgericht die Prävention hat, daß das. General-Aubditoriat in diefen Saden die 
zweite Inſtanz bildet, und daß endlich die Erfenntififfe gegen permanente Beauite des Korps, 
welche auf Kaflation lauten, dem Kriegsminifterium zur Beitätigung einzureichen find. Ich 
beauftrage Sie, diefe Meine D. durch die G. ©. zur öffentlichen Renntmib zu bringen, und 
genehmige im Webrigen, das Mir vorgelegt:, hierbei zurüderfolgende Meglement für das Tele 
graphen:Korps, wegen befien Ausführung Sie das Meitere zur veranlaffen haben. — 
Berlin, d. 28. Dft. 1837. Friedrich Wilhelm. 


An ' 
den Kriegeminifter, General: der Infanterie v. Rauch. 


Allerb. 8. D.v. 6. Nov. 1837,, betr. die Beftimmungen wegen der Beiträge 

der Städte, für welche indirekte Kommunal: Abgaben bir die landesherr: 

lichen Stenerbebörden erhoben werden, de den Koften diefer Steuer-Erhe— 

bung und wegen Meberlafiung ftädtifcher Lokalien au die Steuerverwaltung 
[®. ©. 1837. ©. 159, No. 1838. 


Zur Befeitigung der Zweifel, ob und in wie weit diejenigen Städte, für welche inbirelte 





2) Vergl. Strafgeſetzbuch v. 14. Ayril 1851. $. 23. desgl. K. DO. v. 24. Ott. 1838, 
*r) Berl. 8 DO. v Sat 1800. un 
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Kommmnal:Abgaben durch die Iandesherrlihen Stewerbehörben, und zwar entweber als Zus 
[alige zu den Staatsiteuern, oder ohne Verbindung mit foldhen, erhoben werden, einen Beis 
ag zu ben Koſten diefer Steuer-Erhebung zur leiften verpflichtet, umd in wie weit. fläbtifche 
Kofalien der Steuerverwaltung zu überlaffen find, fege Ich auf den Bericht des Staatsminifte- 
riums v. 8. Sept. d. I. Folgendes feſt: 
., 1. In Städten, denen für ihte Kommunalbebürfnifte Zufchläge auf die landeshertlichen 
indirekten Steuern oder befondere indirefte Abgaben bewilligt find, welche durd die landesherr⸗ 
lien Steuerbehörden und Beamten erhoben werben, fommen 5 Prozent vom Brutto» GErtrage 
derfelben als, Beitrag zu den Grhebungsfoften für die Staatsfaflen in Abzug. 
‚8.2. Bur Grhebung und Kontrolirung der Mahl» oder Schlachtſteuer haben die pflichti- 
= Städte der landesherrlichen Steuerverwaltung diejenigen ihnen zugehörigen Gebäude oder 
efhäftslofalien einzuräumen, welche entweder von ber Eteuerbehörde feirher ſchon benugt wor: 
ben find, oder nach Beſtimmung der Landes: Polizeibehörde ohne Beeinträchtigung nothwendiger 
Kommmmalzwede dazu hergegeben werden fünnen. 
$. 3. Städte, weldye feine Zuſchläge auf die Mahl: oder Schlachtſteuer beziehen, erhalten 
von der landesherrlihen Steuerverwaltung für die zu ihrer Benugung überlaffenen Gebäude 
oder Geihäftsräume eine M Grmangelung gütliher Ginigung durch die Landes: Bolizeibehörde 
für die Dauer der Benugung Fezufegende jährliche Mierhe. Die Unterhaltung im gewöhnlichen 
baulihen Stande liegt dagegen der Stadt als Gigenthümerin ob. Die Koften außerorbentlicher 
Ginrichtungen oder Beränderungen, welche lediglih der Steuerverwaltung wegen erforderlich 
find, werben aus landesherrlichen Fonds beftritten. 
$. 4. Städte, denen jene Zufcläge bewilligt find, erhalten für die Benutzung ihrer Ges 
bäude und Gefhäftsräume von Seiten ber landesherrlichen Steuerverwaltung feine Vergüti— 
gung. Werben jedoch von jegt ab den landesherrlichen Steuerbeamten in folhen ſtädtiſchen 
Gebäuden Dienftwohnungen angewiefen, die von der Art find, daß in landesherrlihen Steuer: 
gebäuden nad den bei der Steuerverwaltung beflehenden Borfchriften eine Mierhsvergütigung 
nad) gewiſſen Prozenten vom Gehalt verlangt werden fönnte, fo foll eine ſolche Miethovergüti⸗ 
gung zur ſtädtiſchen Kommunalkaſſe entridytet werben. 
$. 5. In Zukunft follen die Koſten, welde bei ſolchen jtäbtiichen Gebäuden ($. 4.) durch 
gewöhnliche bauliche Unterhaltung fowohl als durch außerordentliche, Behufs der Steuerverwal- 
tung erforderliche Ginrihtungen oder Beränderungen entfichen, von ber lanbesherrlihen und 
ftaptifhen Kaffe gemeinfdfaftlid, nach Verhältniß ihrer Antheile an den Steuern, zu deren Gr: 
hebung und Kontrolirung die Gebäude dienen, getragen werben. Rückſichtlich der für bie Ver— 
gangenheit aufgewendeten derartigen Koften fteht den Städten fo wenig ein Rückforderungsrecht 
als ein Entſchaͤdigungs Anfprud zu. 
$. 6. In Betreff der baulichen Üinterhaltung der Stabtmauern und anderer zum Verſchluß 
der mahl⸗ und fchlachtftenerpflichtigen Städte dienenden Anlagen hat es bei Meiner D. v. 20. 
Suni 1830. (G. ©. ©. 113.) fein Bewenden. 
Das Staatsminifterium hat diefe Meine Beftimmungen duch die G. ©. zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 
Berlin, d. 6. Nov. 1837. Friedrich Wilhelm. 


An 
das Staatsininifteriumt. 


Allerb. K. O. v. S. Dec. 1837,, betr. die Anwendbarkeit der Vorſchriften 
9.8, Aug. 1832. und 26. Dec, 1833,, bezüglich auf abgetretenen Grund 
und Boden zu Öffentlichen Bauten, in der Provinz Weitphalen. 

— [®. ©. 1838. ©, 7. No. 1857.] 


Auf Ihren Bericht vom 15. Nov. d. 3. ſetze Ich nach Ihrem Antrage feit, daß die V. 
v. 8. Auguft 1832. und Mein Grlaß v. 26. Dec. 1833. in Bezug auf die Geld-Entſchädi— 
gungen, die bei der Anlage von Chauffeen und Kanälen, fo wie bei öffentlichen Flußbauten für 
abgetretenen Grund und Boden zu entrichten find, auc in ber Provinz Weftphalen angewendet 
werden follen. Sie haben diefe Beftimmung durd die G. ©. befannt zu maden. 

Berlin, d. 8. Dec. 1837. Friedrid Wilhelm. 


An 
die Staatsminifter. Mühler und Grafen v. Alvensleben. 


Allerh. 8. O. 0.96. Dec. 1837., wegen der den Magiſtrats⸗Unterbeamten 
zu gewährenden Penfionen. j 
[®. ©. 1838. ©. 7. No. 1858.] 
Um die Zweifel zu befeitigen, welche dadurch entitanden find, daß die &t. O. v. 19. Nov. 
1808. Hinfihtlid der feit Grlaflung derfelden auf Lebenszeit angeftellien Magiſtrats: Unterbeam⸗ 


* 
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ten feine Beſtimmung über die bei eintretender Dienftunfähigkeit zu gewähtenden Penſionen 
enthält, verordne Ich auf den Bericht des Staatsminifteriums v. 22. v. M. Folgendes: 

1) IR bei oder nad) der Anftellung der gegenwärtig vorhandenen Magiftrats:-Unterbeamten 
wegen der ihnen im falle der Dienftunfähigfeit ausznfegenden Penfionen eiwas verab- 
redet worden, fo hat es dabei fein Bewenden. 

2) Mangelt es am einer folhen Verabredung, fo haben dergleichen Unterbeamte bei einer 
Dienftzeit von weniger ald 15 Jahren feinen Anſpruch auf Penfion. Dagegen erhalten fie 

nad) zurüdgelegtem 15. bis zum zurücgelegten 20, Dienftjahre | 


* * * 
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⸗ 11 
ihres Dienfteinfommens an Beſoldung und rechtmäßigen Dienftemolumenten, infoweit 
legtere nicht als Erfag eines von den. Beamten zu beftreitenden Dienftanfwantes zu bes 
trachten find, als Beniton. 

3) Was die fünftig anzuftellenden Unterbeamten anlangt, fo bleibt es jeder Gemeine über: 
laffen, bei deren Anftellung wegen der dereinftigen Penfionirung mit ihnen die erforder 
lichen Berabrebungen zu treffen, bei welchen es ſolchen Balls bewendet. 

4) Wird eine foldhe Verabredung nicht getroffen, fo follen aud da, wo die St. D. v. 19. 
Nov. 1808. gilt, die in der revidirten St. D. $. 99. ff. enthaltenen Beftimmungen ein- 
treten, mithin die nad Publikation gegenwärtiger B. angeftellten Beamten nad zwölf: 
jähriger Dienftzeit die Hälfte, umd nad) vierundzwanzigjähriger zwei Drittheile ihres 
-Dienfteinfommens als Benfion erhalten. 

5) Wenn eine unfreiwillige Penftonirung wegen mangelhafter Dienfführung ober morali- 
fher Gebrechen eintritt, fo it das Staateminifterium an obige Saͤtze nicht gebunden, 
re berechtigt, nad; Maafgabe der Verſchuldung geringere Penfionsbeträge feſt— 
aufeßen. 

6) Diejenigen Unterbeamten, welche ihr ftäbtifches Amt unter Beibehaltung eines andern 
hanptfählihen Berufs nur als Nebenbefhäftigung verwalten, haben auf Penfion über- 
haupt feinen Anfprud. S 

Berlin, — Der. 1837. Friedrich Wilhelm. 

n 
das Staatsminifterium. 


1838. 


Allerh. 8. D. 9.11. Jan. 2838,, wegen öffentlicher Befanntmachung der 

Allerh. genehmigten VBertheilung der im Minifterium des Junern für die 

GewerberAUngelegenheiten bisher bearbeiteten, nach defien Auflöfung an 
die andern Minifterialrejiorts übergegangenen Geſchäfte. 


[G. ©. 1838. ©. 10. No. 1861.] 


Auf den Bericht v. 2. d. M. beauftrage Ich das Staatsminifterium, die von Mir geneh- 
migte Bertheilung der im Minifterium des Innern für die Gewerbe-Angelegenheiten bisher be: 
arbeiteten, nad, deſſen Auflöfung an die andern Minifterialrefforts übergegangenen Geſchäfte 
nebft dem gegenwärtigen Erlaß durd die G. ©. öffentlich befannt zu machen. 

——— 11: San. 1838. Friedrid Wilhelm. 

> / 
das Staatsminifterium, 


\ 


Befanntmachung des Allerh. Befehls über die Nuflöfung des Miniftes 
rinms des Innern für die Gewerbe-AUngelegenbeiten, und über die Vers 
theilung der diefem Minifterium bisher obgelegenen Gefchäfte. 

DB. 17. Jan, 1838, 


[®. ©. 1838. ©. 11. No. 1862] 


Nachdem Se. Majeftät der König die Auflöfung des bisherigen Minifteriums des Innern 
für Gewerbe-Angelegenheiten beſchloſſen, und den Uebergang ber von bemfelben bearbeiteten Ge: 
ihäfte an die andermweitigen Minifterialrefforts durch die Allerh. K. ©. v. 13. v. M. in made 
ſtehender MWeife zu genehmigen gerüht haben, wird folhes kraft Allerh. Befehls v. 11. d. M. 
zue öffentlihen Kenntniß gebracht. Es gehen demgemäß von den Gefhäftsgegenfländen des 
aufgelöften Miniſteriums des Junern für Gewerbe-Angelegenheiten über: 
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1. An das Minifterium des Königl. Haufes: 

bie Angelegenheiten ber Thronlehne und der Erbämter. 

U An das Miniterium des Innern und der Polizei: 

1) die Landesgreng:, Homagial- und Huldigungsfacen ; 

2) die Angelegenheiten der Mediatifirten und Standesherren ;’ 

3) die Angelegenheiten der Domitifter zu Brandenburg, Merfeburg und Naumburg, 
bes Kapitels zu Zeig, der Fräauleinftifter und die Verwendung der Ueberſchüſſe 
der Revenüen aus benfelben; 

4) die gefammte landwirthfchaftliche Polizei, insbefondere: 

a) die gutsherrlih-bäuerlihen Regulirungen, die Gemeinheitstheilungen, und bie 
Ablöfungen gutsherrliher und auderer Meallaften; 

b) die Vorfluths-Angelegenheiten; 

e) die Fiſchereipolizei; 

d) alle Anftalten zur Beförderung der Landwirthichaft (einfchließlih ber Kon: 
furrenz bei dem unter Leitung des Ober-Stallmeifters ftehenden Geftütw:fen), 
die landwirthſchaftlichen Lehr:Anftalten und die Prüfungen der für landwirth: 
ſchaftliche Angelegenheiten anzuftellenden Beamten; 

e) die Beauffihtigung der landfcaftlihen Kredit: Anftalten, der Geld - Inftitute 
ber Korporationen und Gemeinen, der Weſtphäliſchen Hülfskaſſe, der Kreis: 

= und Kommunalfparfaffen und dergleichen. 

IH. An das Finanzminiterium: 

I) die Angelegenheiten der allgemeinen Wittwenverpflegungsanftalt;- 

2) die Leitung des gefanımten, nicht von fpeziellen Reſſorts, wie 3. B. von der Mi- 
litair: und Domainenverwaltung, abhängigen Bauweſens, ausfhließlih ber dem 
Minifterium des Innern verbleibenden Handhabung der Baupolizei im engern 
Sinne des Worte, foweit foldhe in Ausführung der Sanitäts:, Feuerficherheits- 
und fonft dahin gehörenden Polizeivorſchriften beiteht; 

3) die Eindeichungs⸗ und Deicyjozietäts-Angelegenheiten, mit Vorbehalt der Konkur⸗ 
renz des Minifters des Innern, wenn es dabei auf eigentlidhe Landermelivratios 
nen, oder im Allgemeinen auf die Wahrnehmung fänbifher und forporativer 
SInterefien ankommt. 

IV.. Zum gemeinfdhaftlihen Reffert der Minifterien des Innern und der Finanzen: 
1) die Angelegenheiten der Pommerſchen ritterfchaftlihen Privatbanf; 

2) die Angelegenheiten, weldye den allgemeinen Marftverfehr, die Jahr-, Wochen⸗, 
Woll:, Vieh: und Fruchtmärfte betreffen. 

V. Die Gewerbepolizei, infoweit dabei der Gefchäftsfreis des Minifteriums des Innern bes 
rührt wird, insbefondere aber bei Konzeffionen zu folhen gewerblichen Anlagen, welde 
mit Nüdfiht auf Lage und Beichaffenheit der Betriebftätten einer befonderen Genehmi— 
gung bedürfen, wird fünftig gemeinfchaftlih von dem Minifterium des Innern und ber 
Bolizei und dem Finanzminifterium verwaltet. Wegen der dabei überwiegenden polizeis 
lichen Rüdfichten reffortiren jedoch von dem Miniſterium des Innern ausſchließlich: 

a) die Konzeffionen zum Betriebe derjenigen Gewerbe, bei deren Unternehmern eine 
befondere perſönliche Zuverläffigfeit in ſittlicher Hinfidht zur Bedingung ger 

R macht ift; i £ 

b) die Beauffihtigang des Abdeckereiweſens; 

ec) die Beauffihtigung des Scornfteinfegergewerbes ; 

‚wogegen die Aufrechthaltung aller fonftigen gewerbepolizeilihen Borfchriften, die Leitung ber ge: 
werblidjstechnifhen Lehranftalten und Bereine, die Prüfung der Gewerbetreibenden und Hands 
werfer u. f. w. dem Minifter der Finanzen zuftändig ift, und Hinfichtlich des Gewerbebetriebes 
im Umberziehen es bei den Beftimmungen der Regulative v. 28. April 1824. und 4. Der. 
1836. fein Bewenden behält. 

. Berlin, d. 37. Jan. 1838. 

Königlihes Staatsminifterium. 
Friedrid Wilhelm, Konprinz. R 
Sch. v. Altenftein. v. Kampg. Mühler v. Rochow. v. Nagler. 
Graf v. Alvensleben. Frh. v. Werther v. Raud. 


B., das mit den zollvereinten Staaten vereinbarte Zollgeie und die dem⸗ 
ſelben entfprechende Zoll Drdnung betr, V. 23. Jan. 1838, 
|. ©. 1838. ©. 33. Nr, 1867.] 
Mir Friedrich Wilpelm sc. sc. Haben mit den zollvereinten Staaten ein gemeinfhaftliches 
Bollgefeg und eine demfelben entfpredhende Zollorbnung vereinbart, und verorbnen anf den An 
trage Unfers Stasatminifteriums wie folgt: 


* 
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8. 1. Dem anliegenden Zellgeſetze und der gleihfalis beigefügten Zoll-Ordnung ertheilen 
Wir hierdurch für den ganzen Umfang Unſerer Menarchie Bern: 
$. 2. Gleichzeitig heben Wir das Zetlgeſet und bie Zollordn. v. 26. Mai 1818., erfieres 
jedoh mit Ausnahme dee F. 19, auch die ©. 19. Nov. 18924. hierdurch auf, nicht minder 
alle andere über dieſen Gegemkand ergangenen 8. iniefern in den anliegenden ®. ttwas an 


deres beitimmmt worden ii. 
Gegeben Berlin, d. 23. Jan. 1838. 
(L. S.) Friedrid Wilbelm. 


Frirdrich Milbelm, Krenprin;. 
Fth. v. Altenkein. v. Kamrg. Mühler. 'v. Rochew. v. Rogler, 
Graf v. Alveneleben. Frh.v. Werther. v. Naud. 
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Zoll-Geſetz. — 
A. Allgemeine Beſtimmungen. 


L Berkehr mit anderen Ländern. 
g.1. Alle fremden Grjeugnifie der Natur und Kunſt fünnen im ganzen Umfange bes 
Staatsgebiets eingebract, verbraudt umd durchgeführt werden 
8.2. Allen inläntifhben Erzeugniflen ver Natur unt Kunſt mirb die Auefuhr geſtattet. 
$.3. Ausnahmen hierven ($$. 1—2.) treten ein beim Verkehr mit Salz und denfenigen 
Etoffen, woraus Salz ausgeidieden zu werten pflegt, fo wie mir Spielfarten, und fönnen aud 
für andere Gegenftände aus polizeiliben Müdfihten auf beſtimmte Zeit angeordnet werden. 
Abgaben vom Berfebre mit andern Ländern (Zölle). 
1. Eingangs— Zelt. 
$. 4. Bon eingehenden fremden Maaren wird ein Gingangtzofl erheben, deſſen Höbe, 
fowie die von demſelben ganz befreiten Gegenftände, die Grbebungsrelle (ter Zolltarif) nad: 
wertet, 
, Melde Waaren ale fremde anzufeben. 
.5. Alle aus anderen Ländern eingehenden Gegenitände werden in Beziehung auf bie 
Zollpflichtigkeit, der Megel nah, und nur unter Zulafiung ver im gegenwärtigen Gejeße aus: 
drüdlich beitimmten Ausnahmen, als fremte Maaren angeichen, 
2. Ausgangs-Zoll. 
$. 6. Bei dem Ausgange gilt die Zollfreiheit als Negel. Die Ausnahmen ergiebt der 


‚ Zarif. 
j 3. Durchgangs-Joll. 
$. 7. Bon fremden Waaren, die nicht im Lande verbleiben, fondern bloß durchgeführt 
werben, wirb ein Durdgangszoll erheben, deſſen Höbe der Tarif beitimmt. 
4. Grleibterungen des Durbgange. 

8. Gegenftände des Durchgangs fönnen gegen Gutrichtung der Durdgangtabgabe i in: 
nechatb des Staatägebirtes, unter der angeordneten Aufficht, umgeladen, auch der Spedition oder 
des Zwiſchenhandels wegen gelagert werten. 

UL Ausnahmeweiſe Erleichterung in den Abgaben beim Berfehr mit andes 
reu Ländern. 
1. Im Allgemeinen. 

9. Grleihterungen, melde die Bewohner des Landes in anderen Ländern hei ihrem 
Bertchr genießen, fönnen, joweir es die Verſchiedenheit der Verhältniſſe geftattet, erwiedert wer: 
den. Dagegen bleibt es vorbehalten, Beichränfungen, wedurch der Verkehr der Bewohner des 
Sandes in fremden Ländern weſentlich leidet, durch angemeflene Maaßregeln zu vergelten. 

2 Insbeſondere beim Berfehr mit den zum Zollverein gehörigen Ländern. 

. 10. Mit Ländern, die fih mit dem Staate zu einem gemeinicaftlicen Zolligiteme 
(u bem Zollvereine) verbunden haben, beſteht, — unter Ausſchluß der in 8. 3. bezeichneten 
Gegenttände — ein unbeichränfter und der Megel nad, völlig abgabenfreier Verkehr, wie unter 
den einzelnen Theilen des eigenen Staatsgebietes. Aunahmaweile unterliegt biefer Verkehr bei 
enigern Grzeugniffen einer Abgabe zur Ausgleihung der in beiden Ländern beitehenden innern 


Steuern. 
Die näheren, biefem Berhältniffe entforechenden Beſtimmungen werben, joweit es noch 


nöthig, beſonders bekannt gemacht werden. 
B. Beſondere Beſtimmungen. 
I. Erhebung des Zolles. 


1. Erhebungs-Fuß. 
S. 11. Die Erhebung des Zolles geſchieht nach Gewidt, nad) Maaf oder nad Stüchzahl. 


Gr. S “ fo Verw. 3. Bd. u, 2 
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2% Bezettelungs:- und Verfhlußgelder. 

$. 12. Außer dem Zolle fann, wenn Waaren nadı den Vorjchriften dieſes Geſetzes unter 
befonderen Kontrolkformen abgefertigt, oder mit Verſchluß belegt werden, die Entrichtung des 
im Zolltavif beſtimmten Bezettelungds. oder Verſchlußgeldes verlangt werben. 

3. Berihtigung des Boll: Tarifs, 

$. 13. Der Zolltarif kann nur alle drei Jahre im Ganzen berichtigt, und muß fodann 
für die nädflen drei Jahre adıt Wochen vorher vollitändig von Neuem herausgegeben werden. 
Abänderungen einzelner Zollſatze, eder Srläuterungen über legtere , follen der Regel nach nur 
jährlich auf einmal ausgeſprochen. wenigſteus acht Wochen vor dem erſten Januar zur öffent: 
lichen Kunde gebracht und erſt von dieſem Tage an angewendet werden. 

4. Waaren-Verzeichniß. 

$. 14. Zur richtigen Anwendung des Zolltarifs dient das amtlich befannt zu machende 
Waarenverzeichniß, welches die einzelnen Waarenartikel nach ihren im Handel und ſonſt üblidyen 
Benennungen in alphabetifher Ordnung aufzählt und den auf jeden derfelben anwendbaren 
Zartfjag bezeichnet. Wo dennod über die wichtige Anwendung bes Tarifs auf bie einzelnen 
zoflpflichtigen Gegenftände ein Zweifel eintritt, wird leßterer im DBerwaltungswege und in letz— 
ter Inſtanz von dem Finanzminifter entſchieden. 

5. Berpflidtung zur Äntridtung des Zolles, 

$. 15. Zur Entrichtung des Zolles it dem Staat derjenige verpflichtet, welcher zur Zeit, 
wo der Zoll zu entrichten, Inhaber (natürlider Befiger) des zollpflichtigen Gegenitandes ift. 
Dem Inhaber fteht derjenige gleich, welder den zollpflichtigen Gegenſtand aus einer öffentlichen 
Niederlageanſtalt entuimmt. 

Inwieſern der Inhaber, der nicht zugleich Eigenthümer if, von letzterm oder dem Abſen— 
ber oder Ginpfänger des zollpflichtigen Gegenſtandes die Erſtattung der Abgaben verlangen 
könne, it nad) den, unter ihnen beftehenden rechtlichen Verhältuiſſen, den Gruntfügen des Eivil- 
rechts gemäß, zu beurtheilen und in ftreitigen Fällen ausjchliegend von den Gerichten zu ent— 


ſcheiden. 
6. Haftung ber Waare. 

$. 16. Die zoltpflichtigen Gegenſtände haften ohne Nüciiht auf die Mechte eines Dritten 
an benfelben, für pünktliche und volljtändige Entrichtung des darauf ruhenden Zolles, und kön— 
nen, fo lange diefe nicht erfolgt it, von ber Zollbehörde zurücdbehalten ober mit Beſchlag be— 
legt werden, Das an den Inhaber des zollpflichtigen Gegenſtandes von einem Zollbeamten ers 
gangene Verbot über den fraglichen Gegenſtand weiter zu verfügen, hat die volle Wirkung der 
Beſchlagnahme. 

Die Verabfolgung der Waaren, auf welchen noch ein Zollanſpruch haftet, kann in keinem 
Falle, auch nicht von den Gerichten, Gläubigern und Gütervertretern (Maſſa-Kuratoren) bei 
Konfurfen eher verlangt werben, als bis die Abgaben davon bezahlt find. 

7. Berjährung der Abgabe. 

$. 17. Für die Erhebung dev Zolfgefälle findet, fowohl gegen den Staat als gegen ben 
Zollpflichtigen, eine einjährige Verjährung in der Art Statt, dad nur binnen Jahresfrift, vom 
Tage der geleifteten Berzollung an, ein Anſpruch auf Erſatz wegen zu viel entrichteter Gefälle 
angebradt und binnen gleicher Friſt, von gleichem Zeitpunfte an, eine Nachforderung an dem 
Bollyflihtigen wegen zu wenig erhobener Zollbeträge geitellt werden darf. Auf das Negreß⸗ 
verhältniß des Staats gegen die Zollbeamten und auf Nachzahlung hinterzogener (defraudirter) 
Gefälle Andet diefe abgefürzte Berjährungsfrift Feine Anwendung. 

8 Berfehr im Innern. 

$. 18, Der Verlehr nit zollfreien oder verzollten auslaändiſchen und mit gleichartigen 

inländiſchen Waaren im Innern des Staats iſt frei und unterliegt nur den zum Schutze ber 
Zolleinrihtung nöthigen Aufſichtsmaaßregeln. 

Von Gegenftänden, für welde ber tarifmäßige Eingangszoll entrichtet ift, kaun weiter Feine 
Verbrauchs- noch ſonſtige Abgabe für Rechnung des Staats erhoben werden, mit Ausihluß 
jedoch derjenigen innern Steuern, welde auf die weitere Verarbeitung, oder auf anderweite 
—— aus ſolchen, ſowohl fremden als inländiſchen gleichartigen Gegenfländen ge: 
legt find 

9. Unzuläffigfeit der Binnenzölle. 
: aß 10. Binnenjoͤlle, —** des Staats, als der Kommunen und Privaten, find uns 
zulaſſig. 
10. Des glei chen der Kommunal: und Privat-Abgaben. vom Handel und 
Verbrauche ausländifher Waaren. 

$. 20. Abgaben an Kommunen oder Privaten vom Handel und Verbrauche auslänbifcher 
Maaren dürfen nidıt Statt finden, wenn nicht ähnliche Umstände, wie rüdfidtlid der Staats: 
abgaben $. 18. erwähnt worden, auch hier eine Ausnahıne begrünben. 

11. Borbehalt wegen der Wafferzölle und andern Abgaben. 

$. 21. Die fonvengionellen Waflerzölle auf denjenigen fchiffbaren Flüffen, welche bas 

Gebiet, verſchiedener Staaten berühren, ſowie alle anderen wohlbegründbeten Erhebungen und, 


’ 
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Leiſtungen, welche zur Untechaltung der Stromfhififahrt und Flöfferei, der Kanäle, Schleuſen. 
Brüden, Fähren, Kunftitraßen, Wege, Krahnen, Waagen, Niederlagen, und anderer Anitulten 
für die Erleichterung des Verkehrs beſtimmt find, gebören dagegen aud künftig nicht zu den 
in den $$. 19. und 20. als unzuläffig bezeidneten Abgaben. 

12. Beſondere Vorſchriften für einzelne Landestheile. 

$. 22. Abgeſondert gelegene, auch voripringende Landestheile, für welche befonbere DBers- 
hältniſſe es erfordern, fönnen von Gntrictung der durch dieſes Geſetz angeortneten Abgaben 
ausgenommen bleiben und in biefer Beziehung eigene, der Dertlichfeit angemeffene Ginrichtun⸗ 
gen erhalten. 

Der Verkehr diefer Landestheile mit dem übrigen Staatsgebiet unterliegt den Beihränfun: 
gen, welde dies Verhaͤltniß erfordert. 

13. Ausſchluß von Befreiungen. 
* $. 23. Eine Befreiung von den durdy. diejes Gefeg beftimmten Abgaben findet nicht 
tatt. 
II. Ginrihtungen zur Beauffihtigung und Erhebung des Bolles. 
1. Zollstinie, — Ören:: Bezirk, — Binnenlinie. 

$. 24. Wo tas Staatsgebiet an Ausland d. i. an fremde nicht zur demfelben Zolliniteme 
gehörige Länder angrenzt, bildet die Landesgrenze zugleich die Zollgrenze oder Zolllinie, und der 
zunäcit innerhalb derfelben gelegene Raum, deſſen Breite nach der Dertlichfeit beitimmt wird, 
den Grenzbezirk, welder vom übrigen Staatsgebiete durch die befonders zu bezeichnende Binz 
nenlinie getrennt ift. 

2. Zollftraßen und Landungspläße, 

$. 25. Don den aus dent Austande in und durch den Grengbezirf führenden Land» und 
Waſſerſtraßen fallen die zum Waarenverfehr mit dem Auslande vorzugsweile geeigneten, ale 
Zollftraßen bezeichnet werden. Auch follen, wo die Zollgrenze durch ein ſchiffbates Waſſer ges 
bildet wird, die erſorderlichen N beftimmt werben. 

3. Bollbebhörden. 

$. 26. Zur Feſtſteſlung und Erhebung der Gins, Aus: und Durdigangs:Zölle werden im 
Grenzbezirke, Grenzzollämter, in den übrigen Theilen des Lantes andere Hebeitellen, auch da, 
wo die Grenzzollaͤmter nicht nahe genug an der Zofllinie liegen, an dieſer befondere Anfager 
pojten errichtet; 

d. Grenzbewachung. 

6.237. Die Auffiht auf den Waaren Ein: und Ausgang wird fängs der Zolfgrenge und 
im Grenzbezirke durch eine uniformirte und bewaffnete Grenzwahe geübt, die zum Gebrauche 
ihrer Waffen nach den Beſtimmungen des Geieges vom 23 Juni 1834. befugt ült. 

5. VBerpflihtung anderer Angefellten in Bezug auf den Zollfchuß. 

$. 28. Andere Staats: und Kommunalbeamte, namentlid) die Bolizei: und Foritbedienten, 
find zur Unterftügtung der Grenzwache verpflichtet. Cie haben insbefondere Ucbertrerumgen der 
Zollvorſchriften, welde bei Ausübung ihres Dienftes zu ihrer Kenntniß fommen, möglihft zu 
hindern und auf jeden Fall zur nähern Unterfucung fofort anzuzeigen. - 

Allgemeine Borfhriften für die Waaren-Ginz, Durb- und Ausfuhr.“ 
a) Straßen und Zeit, an welde die BEDFEIWEL Un der Zolllinie gebun— 
den if 

$. 29. Wer zoffpflichtige oder zofffreie Waaren mit ſich führt, darf fiber die Zolllinle du 
Waſſer oder zu Lande nur während der Tageszeit und nur auf einer Zollſtraße ein- oder aus⸗ 
treten. auch nur bei einem erlaubten Landıngsplage aulanden. 

Die’ Hifen am Meere, mit den polizeilidy dazu angewiefenen Ginfahrten, find die Zoflitras 
fen an der Seeſeite. 

Inwiefern der Sins ober Ausgang zu anderer, abs ber vorbeftimmten Zeit und auf ande: 
ren als ten Zollitraßen, aud das Antanden an anderen als den be eichneren Lantungsplägen 
ansnahmsmeije zuläffig if, wird durd die Zoll Ordnung beſtimmt. 

b) Rortfegung des Weges bis aum Zollamte; Deklaration, Revifton. 

$. 30. Der Weg von ter Zolllinie bis zum Greuzzollamte muB mmunterbrochen fortges 
ſetzt, auch müſſen beim Zollamte die Menge und die Art der Waaren vollftändig und genau 
angegeben (deflarirt) und legtere dem Sollamte zur Ginficht (Revifton) vorgezeigt werden. 

c) Behandlung der ein: nnd durchgehenden Wuaren. . 

$. 31. Gingehende, fei es nad) einem inländifchen Beſtimmungsorte, oder zum unmittels 

baren Durchgang deflarirte Maaren, werden nach Bericiedenheit der Fülle entweder ſogleich 

beim @ren;zollamte vollftänbig abaeferrigt (in freien Verkehr geſetzt) oder von foldem unter 

Zollkontrolle (mittelt Begleitfchein) und geeigneten Falls unter Verſchluß und gegen Eicher: 

heitsleiftung für den Betrag des Zolles an eine amdere Hebeitelle zur Edylußabfertigung vers 
wiefen. 

d) Behandlung der ausgebenden Waaren. x 

$. 32. Bei ausgehenden, einem Ausgangszolle ünterliegenden Waaren geſchieht die Er⸗ 

mittelung der Menge und Art derſelben, ſowie die Erhebung des Zolles nad der Wahl des 
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MWaarenführers entweber beim Grenzzollamie am Ansgangspiınkte, ober bei einer Hebeftelle im 

Innern mit Vorbehalt der Nevifion beim Grenzzollamte. 

e) Weiteres Berhalten der Waarenführer und Berpflihtungen derfelben im 

Allgemeinen. 

$. 33. Waaren, die nach $. 31. an eine andere Hebeftelle zur weiteren Abfertigung ver: 
wiefen, oder zur unmittelbaren Durchfuhr beftimmt, oder nad $. 32. zum Nusgange deflarirt 
find, hat der Waarenführer unverändert ihrer Beitimmung zuzuführen, dem Zollamte, von wels 
em die Schlußabfertigung zu bewirken it, zuzuftellen, aud bis dahin den etwa angelegten 
amtlichen Verſchluß umverlegt zu erhalten. \ 

Die näheren Borfchriften über die Verbindlidykeiten, welche in Hinfiht auf Deklaration und 
Mevifion der Maaren, auf die Siherheitsleiftung für die ſchuldigen Zollgefälle und auf den 
Waarenverſchluß von Seiten der BVerfehrtreibenden zu erfüllen find, enthält die Zollordnung. 

7. Waaren-Verkehr und Transport im Grenzbezirfe. 

$. 34. Innerhalb des Grenzbezirfs unterliegt aller Waarenverfehr und Transport einer 
genauen und fpeziellen Auffict und iſt denjenigen Beichränfungen und Kontroll: Maßregeln 
unterworfen, welche zur Sicherheit gegen die verheimlichte Waaren:Einfuhr und Ausfuhr erfor: 
derlich und in der Zollorbnung näher angegeben worden find. | 

8. Gewerbsbetrieb im Grenzbezirke. 

$. 35. Innerhalb des Grenzbezirks fönnen früher beitandene Gewerbe mit zollyflidtigen 
fremden, einem höhern als dem allgemeinen Gingangszoll unterliegenden oder mit gleihnamigen 
inländiihen, fowie mit allen, einem Ausgangszolle unterworfenen Gegenfländen nur fortgefegt 
und neue nur angefangen und betrieben werden, unter Beobachtung derjenigen Borfchriften, 
welde von den oberften Verwaltungs:Behörden mit Berüdfichtigung der örtlihen Verhältniſſe 
anzuordnen, fowie durch die gewerböpolizeiliden Gefeße gegeben find, um das Gewerbes: und 

Zoll⸗Intereſſe zu ſichern. 

Die weitern Beſtimmungen hierwegen und zwar insbeſondere wegen Führung von Han— 
delsbuchern von Seiten der Kaufleute im Grenzbezirke, dantı wegen Beſchränkung der Krämer 
und anderer Gewerbtreibender in Fleineren Orten des Grenzbezirks bei dem unmittelbaren Waa— 
renbezuge aus dem Nuslande, fowie wegen der Beidwänfung ber Haufirgewerbe im Grenzbe— 
zirke, find durch die Zollorbnung ertheilt worden. 

MWaarenverfehr außerhalb des Grenzbezirks. 
$. 36. Ueber den Grenzbezirf hinaus findet im Inlande nady Anleitung der nähern Vor: 
fhriften, welche die Zollordnung hierüber enthält, Line weitere Beauffihtigung des Waarenvers 
kehrs nur infoweit Statt, daß 

1) die aus dem Auslande oder aus dem Grenzbezirfe in das Innere des Landes übergehenden 
Waaren mit den im Grenzbezirke empfangenen Abfertigungsfcheinen bis zum Beſtimmungs— 
ort begleitet fein muͤſſen, daß 

2) bei gewiſſen hoch befteuerten Waaren die Berfendungen im Inlande zu größern Duanti: 
täten nur auf Fradytbriefe oder Transportzettel gefchehen dürfen, daß ’ 

3) von ben Handeltreibenden, welche dergleichen hoch beitenerte Waaren unmittelbar aus dem 
Auslande beziehen, über den Handel mit denfelben Bud, zu führen und darin der Tag und 
der Drt, an welden die Berzollung geleiftet worden, jedesmal beim Empfang der Waare 
anzumerfen ift; daß endlich 

4) Waarenführer und Handeltreibende ber bem Transporte zollpflichtiger fremder oder gleich- 
namiger inländifher Waaren auch außerhalb des Grenzbezirks den. Zolle, Steuer: oder 
Polizei: Beamten über die transportirten Waaren, — und infofern es Artifel der vor- (2.) 
bezeichneten Art find, aud darüber aufrichtige Auskunft zu geben haben, von wem und 
woher die Waaren bezogen worden find und wohin, auch an wen fie abgeliefert werben follen. 

10. Hausvifitationen und Revifionen ber Waarenlager. 

$. 37. Sind Gründe vorhanden, zu vermuthen, daß irgend jemand im Grenzbezirke ſich 
einer Uebertretung ber Zollgefege ſchuldig gemacht habe, oder zu einer foldhen Uebertretung durch 
Bergung verbotener oder zollpflihtiger Waaren mitwirfe, fo fönnen zur Grmittelung derartiger 
Kontraventionen Nahfuhungen nad folden Vorräthen unter Erforberung des Ausweifes über 
bie gefchehene Verzollung oder den inländifchen Urfprung der vorgefundenen Waaren und felbft 
Hauevifitationen von Zollbeamien unter Leitung eines Ober: Kontrolleurs oder eines andern 
Beamten gleichen oder höhern Ranges vorgenommen werden; Hausvifitationen jedoch nur unter 
Buziehung der Ortsbehörben und nur nad Sonnenaufgang und vor Sonnenuntergang. _ 

Der Beobachtung diefer Förmlickeiten bedarf es micht, wenn auf der That betroffene, von 
ben Fern eamten «verfolgte Schleihhändler in Käufern, Scheunen u. fr w. einen Zufludts- 
ort ſuchen · 

In ſolchen Fällen müſſen die verdächtigen Räume ten verfolgenden Zollbeamten auf Ders 
langen fofort und zu jeder Zeit geöffnet, und es dürfen legtere in Ausübung ihrer Dienſtpflicht 
gegen die Flüchtigen auf feine Weife gehindert werben. 

Auch find unter den vorgedachten Nachſuchungen die gewöhnlichen Reviſionen bei ben, auf 
den Grund des $. 35. dieſes Geſetzes unter Kontrolle ftehenden Gewerbtreibenden nicht begriffen. 
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$. 38. Hausfuchungen außerhalb des Grenzbezirks zum Zwede ber Verfolgung eier 
Uebertretung der Zollgefege können nur von den zur Unterfuhung folder Uebertretungen foms 
petenten (Gerichts:) Behörden angeordnet und unter deren Leitung vorgenommen werben. 

11: Körperlihe Bifitationen. 

$. 39. Perſonen, gegen weldye der Nugenfchein den Verdacht erregt, daß fie Waaren 
unter den Kleidern verborgen haben und welche der Aufforderung der Zollbggmten, ſich biefer 
Gegenſtände freiwillig zu entlebigen, nidıt fogleih vollftändig genügen, Fönnen ber Förperlidhen 
Viſitation unterworfen werden. Sie müſſen jedod — wenn fie die Bifltation nicht bei ber 
nächſten Zollftelle oder Ortsbehörde wollen geſchehen laſſen — deshalb vor die zur Unterfuhung 
ber Bollftraffälle fompetente Behörde geführt werben. F 
12. Anftalten zur Beförderung des mittelbaren Durdhfuhrhandels und bes 

innern Verkehrs. 

$. 40. Zur Beförderung des mittelbaren Durdfuhrhandels und bes innern Verkehrs dies 
nen bie in ben wictigern Handelspläßgen des Inlandes unter amtlidyer Auffiht ſtehenden öffent 
lihen Niederlags » Anftalten, — Packhöfe, Hallen, Freihäfen, nad welden tie zollpflichtigen 
Maaren von der Grenze aus, unter den vorgefchriebenen Sicherheits: Manfregeln abgefertigt 
werben. 

Nicht minder werden auch bei den Haupt:-Zollämtern an der Grenze, wo ſich ein besfall; 
. figes Bedürfniß zeigt, Niederlagen eingerichtet, in welchen Waaren bis zu ihrer weitern Bes 

fimmung unverzollt gelagert werden können. 

Ausnahnsweife endlih kann für foldde Waaren, welde fih zur Aufbewahrung in ben 
öffentlien Niederlagen nicht eignen, bei genügend gewährter Sicherheit gegen Beruntreuungen 
und Berlufte auch die Befugniß zum Privatlager, jedoch jederzeit widerruflih und nur auf bes 
fondere_®enehmigung ber oberiten Finanzbehörde geftattet werben. 

Ueber die Verpflichtungen bei hiernäcyftiger Verzollung ber niebergelegten Waaren, imglei⸗ 
hen über die Friften, binnen welchen die eingegangenen Waaren auf den Pardhöfen und Zoll: 
niederlagen lagern dürfen, fowie endlich über das Verfahren mit den nah Ablauf jener Friften 
nicht abgeholten Waaren, find durch die Zollordnung die möthigen Borfchriften ertheilt worden. 

Der Inhaber, Gigenthüner oder Abfender der Waaren muß fid, wenn er bie Waaren zum 
Vackhof deflarirt oder deflariren läßt, jenen Vorfchriften unterwerfen, ohne daß es darüber einer 
befondern Erklärung bedarf. 

13. Nusnahmsweife Zollfreiheit. 
a) Für Berfendungen aus dem Inlande durd das Ausland nad bem 
Inlande, 

$. 41. Berzoflte oder inländifhe Grzeugniffe, welche vom Inlande burd das Ausland 
nad dem Inlande verfendet. werden, bleiben beim Aus: fowie beim Wiedereingange dann von 
aller Zoll-Entridytung befreit, wenn die vollitändige Ueberzeugnng vorhanden it, daß bdiefelben 
Gegenftände wieder eingehen, weldye aus dem Inlande ausgegangen find. - 

Fremde Waaren, welche unter Zollfontrolle verfendet werden und auf ihrem Wege zum 
Beitimmungsorte zwifcenliegendes Ausland berühren, werden hierdurd unter gleiher Voraus— 
fegung von feiner andern, als der vermittelt der Zolffontroffe vorbehaltenen Zoll: Entridtung 
betroffen. 

Mo die eine oder die andere dieſer VBegünftigungen zugeftanden wird, müffen genau bie 
BVorfchriften und Bedingungen erfüllt werden, welche die Zollverwaltung ertheilen wird, um bie 
obige Ueberzeugung zu begründen. i i 

b) beim Meß: und Marftverfehr. 

$. 42. Zur Erleichterung des Beſuchs auswärtiger Meſſen und Märkte mit inlänbifchen 
Grzeugniffen fann für gewifle, ſich hierzu eignende Gegenftände, unter Beobahtung der erfor: 
derlihen Kontroflvorfchriften die zollfreie Nücbringung der unverfauft gebliebenen Waare vers 
flattet werden. 

Nicht minder wird dem fremden Handel: und Gewerbtreibenden, welche inländiihe Meſſen 
und Märkte befrihen, von-ihren unverfauften Waaren Erlaß des Gingangszolls bei der Wie: 
berausfuhr, auf vorfchriftsmäßigen Nachweis über die Identität ber eins und zurüdgeführten 
Maaren, gewährt. 

e) bei Waaren, die zur Verarbeitung oder Bervollfommnung mit ber Bes 
ſtimmung des Ausgangs eingebradt werden und umgefehrt. 

.$. 43. Gegenftände, welde zur Verarbeitung oder zur Vervollfommnung der Arbeit mit 
der Beflimmung, die daraus gefertigten Waaren auszuführen, eingehen, können im Zoll erleicys 
tert werden. 

In beionderen Fällen kann dies Auch gefchehen, wenn Gegenflände zur Verarbeitung ober 
zue Bervollfommnung nad) dem Auslande gehen und im vervollfommmeten Zuftande zurüdkoms 
men. Ausnahmen der einen wie der andern Art bebürfen aber jedesmal der Genehmigung des 
Finanzminijters. 

d) beim Grenzverfehr. 
$. 44a., Ob und weldye Erleichterungen in Bezug auf ben Heinen Grenzverkehr mit dem 
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benachbarten Auslande Statt finden Fünnen, wird nad Maaßgabe des örtlichen Bebürfniffes 
von dem Finanzminiſter durch befondere Verfügungen beſtimmt. 
e) beim Seeverkehr. 

$. 44b. In melden Fällen bei dem Seeverfehr Ausnahmen von den allgemeinen Regeln 

wegen Entrichtung des Zolles eintreten, ift in der Zollordnung befiimmt worden. 
III. Vollzugs-Vorſchriften. 

8. 45. Die näheren Beſtimmungen über die Ausführung und Anwendung des gegenwärs 

tigen Geſetzes find in der Zollordnung enthalten. 


30ll = Drdnung. 


Erſter Abfhnitt, 
Bon der Erhebung der Zölle und der Waaren Abfertigung, fo weit folde an der Grenze 
Statt finden. 


l. Beim Waaren-Eingange. 
A. Allgemeine Beſtimmungen— 

1. Berbhalten beim Gingange über die Zolllinie., 

8.1. Wer aus dem Nuslande kommt, und zollpflichtige Waaren, oder zollfreie Gegen: 
flände, legtere im verpacten Zuſtande, mit fid führt, darf felhe, den im $. 29. und $. 30. 
bes Zollgefeges enthaltenen Beſtimmungen zufolge, nur während der Tageszeit ($. 86.) und 
nur anf einer Zoflfiraße in das Land bringen. Gr darf von der Zolllinie ab die Zollſtraße 
nicht verlaffen, fondern muß ſich auf derfelben, ohne Abweichung und willführlihen Aufenthalt, 
und ohne eine Veränderung an der Ladung verrunehmen, mit biefer zum Grentzollamte begeben. 
Aur Gewäflern, welche längs der Zollgrenge ſich erſtrecken, darf, Fälle dringender Gefahr oder 
böberer Gewalt ausgenommen, nur an dem dazu bezeichneten Landungsplägen gelandet und 
audgeladen werden. 

Was Seeſchiffer bein Einlaufen auf den Mheden und in den Häfen und Binnengewäflern 
zu beobachten haben, beftimmen die Hafenordnungen umd die vom Finanzminifter für den Maas 
rerteingang feewärts erlafienen Megularive. 

"An der Seeſeite leidet die Beitimmung ($. 29. des HZollgeſetes), wonach Waaren nur in 
Häfen (Zollſtraßen) einzuführen find, Ausnahme: 

a) bei Fiſcherfahrzeugen, welde bloß friſche Erzeugniſſe des Meeres einführen ; 
b) bei der Bergung des Strandgutes. 
2. Anmeldung bei dem Grenzzollamte, ober dem vorliegenden Anfages 
(Anmeldungs:) Boften. 

$. 2. Bei dem Grenzzollamte hat der Waarenführer feine fümmilichen, bie Ladung be 
treffenden Paviere zu übergeben. 

$. 3. Wo das Grenzzollamt entfernter von der Grenze gelegen und beahalb näher an 
der Grenze ein Anfagepoiten errichtet ift, hat der Maarenführer feine Papiere über die Ladung 
bei legterem abzugeben und überdies die Zahl der Mugen und Pferde und, wo möglich, auch 
die ter geladenen Stücke anzumelden. 

Die von dem Waurenführer übergebenen Papiere werden in feiner Gegenwart eingefiegelt, 
an ta Grenzzollamt adreflirr und einem Grenzauffeher überliefert, welder das Fuhrwerf oder 
Schifftgefäß zum Grenzzollamte begleitet. 

Dieſe Begleitung ſoll regelmäßig und fo oft geſchehen, als es die Befchaffenheit des Vers 
lehrs erfordert umd die Stärke des Perfonale, fowie die Entfernung des Grenzzollamtes zulaffen. 

Bei jedem Anfagepoiten wird an der Thür des Abferrigungszimmers eine Bekanntmachung 
angeheftet fein, aus der zu erſehen iſt, zu welchen Stunden täglich die Begleitung der bis da⸗ 
hin eingetroffenen Maarentransporte zum Zollamte erfolgt. 

$. 4. Reiſende, welche Gepäck bei fih führen, und weder mit der gewöhnlichen Pot, 
noch mir Grtrapoft reifen, find zur Anmeldung nad den Vorichriften der $$. 2. und 3, ver: 
pflidıtet, mit dem Unterfdriede, daß fie dem Anfagepoiten nur ihren Namen, Stand und Mohn 
ort, fewie den Namen und Wohnort dei Fuhrmanns anzeigen und einen Ecein darüber ers 
halten, mit dem fie fich bis zum Örenzzoflamte ausweilen, bei welchen derfelbe abgeliefert wird, 
In beionderen Fällen kann der Anfageroften, wenn er es nöthig erachtet, Meifende begleiten 
laſſen, jedody ohne Aufenthait. 


# 
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3. Deelaration. 

a) Aufforderung dazu. 

$. 5. Nach Ablieferung der über die Ladung ſprechenden Papiere an das Zollamt, fordert 

dieſes ten Maarenführer zur Deklaration der Ladung auf, welche, mit Einſchluß des Reiſe- oder 

Schiffgeräths und etwaniger Mundvorräthe fo lange völlig unberührt bleiben muß ,- bis das 

Bollamt die Anweiſung zum Ab- oder Ausladen ertheilt. 

6) Form und Inhalt der Deflaration. 5 

$. 6. Die Deflaration muß, dem darüber vorgefchriebenen Formulare gemäß, enthalten: 
a) bie Zahl ber und Pferde, aus welchen der Transport befteht; 
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b) den Namen bes Fuhrmanns, bei Schiffen den Namen oder bie Nummer bes 
Schiffsgefäßes und den Namen des Sciffsführers ; 

c) Namen und Mohnert der Manren:Empfänger (nah den Fradibriefen); 

d) die Bahl der Kolli und deren Zeichen und Nummern im Ginzelnen; 

-e) die Menge und Gattung der Maaren, für jedes Kollo nach den — 
und Maßſtäben des Tarifs; 

f) die Abfertigungsweiſe, welche der Waarenführer für die ganze Ladung ober für 
einzelne Theile derfelben begehrt; 

g) die Berfiherung des Maarenführers, daß bie Deflaration richtig ſei und feine 

Unterfhrift. 

Die Deklaration muß ſich auf alle Theile der Ladung, nichte davon ausgeſchloſſen, er: 
ſtrecken, mithin, wenn zollpflichtige Waaren mit zollfreien Segenftinden zuſammengeladen ſind, 
auch letztere enthalten. 

e) wie ſolche ausgefertigt werden muß. 

,$. 7. Es ſteht dem Waarenführer frei, ob er über feine ganze Ladung nur eine Deklara⸗ 
tion, ober mehrere Theildeflarationen übergeben will. Im legteren Falle muß er foldye aber 
felbft beforgen, wenn auch fonft die Fertigung der Deklaration durch das Zollamt nach den Bes 
fimmungen der folgenden 88. $. und 9. zuläffig wäre; auch muß ev ben einzelnen Deflaratio: 
nen nody eine befondere Senerolbeflaration beifügen, und in berfelben die Verſicherung abge: 
ben, daß der ganze Inhalt der Ladung richtig deklarirt ſei. 

Die Deklarationen müſſen in Dentſcher Sprache abgefaßt, leſerlich und — beſonders, was 
die Zahlen betrifft, — deutlich geſchrieben ſein, und dürfen weder Abänderungen noch Rafuren 
ri Dellarationen, weldye dieſen Erforderniſſen nicht entfpredhen, können zurüdgemies 
en werden. 

Sede- Deflaration über Ladungen, von welden der Eingangszoll mehr als 10 Thaler ber 
trägt, muß zweifach ausgefertigt werden. Bei Ladungen, von melden der Gingangszoll nicht 
über 10 Thaler und nicht umter 3 Thaler beträgt, ift nur eine einfache Ausfertigung det De: 
Haration nothwendig. Bei Radungen, von welchen der Gingangszoll weniger ale 3 Thaler ber 
trägt, kann der Zollpflichtige verlangen, daß an die Stelle ber ursfertigung einer förmlichen 
Deklaration die Eintragung der Gegenftände nad feiner mündlichen Angabe in bas Dar bie 
Zollauittung — Formular trete. 

d) wem die Ausfertigung der Deflaration obliegt. 

8.8. Die Ausfertigung ber Deklaration muß in der Regel ber Maarenführer felbit bes 
forgen, oder durch eine fi) hiermit befhäftigende Privatperfon (Kommiſſionair, Zollabrechner) 
beſorgen laſſen, welcher Letztere dann, ſofern der MWaavenführer des Schreibens unkundig iſt, bie 
Deklaration im Namen und aus Auftrag des Deklaranten unterzeichnet. Iſt der Waarenführer 
des Schreibens unkundig, und befindet ſich kein Kommiſſionair am Orte, fo erfolgt die Ausfer— 
tigung der Deklaration durch das Zollanıt, welches dieſelbe unentgeltlich auf den Grund ber 
übergebenen Papiere oder der mündlichen Anzeige bewirft. Gleiches geſchieht, wenn der Eins 
gangszoll von ber ganzen Labung nicht über 10 Thaler beträgt und der Waarenführer in bier 
ſem Kalle die Ausfertigung von dem Zollamte verlangt. 

Der vom Zollamte angefertigten Deflaratton muß, nad) vorheriger Borlefung, der Deflas 
rant feine Unterfchrift oder fein gewöhnliches Handzeichen beifiigen, deſſen Ricytigfeit von zwei 
Beamten ober Zeugen zu befcheinigen ift. 

Der Deflarant haftet für die Nichtigkeit ber Deklaration, olme unterſchied, ob biefe bon 
ihm felbit, oder für ihm von einem Dritten, ober den Zollamte ausgefertigt worden iſt. 

8. 9. Beſitzt der Waarenführer feine Frachtbriefe oder andere uͤber ſeine Ladung ſprechen⸗ 
den Papiere, oder nur ſolche, die zur Anfertigung einer vollſtändigen Deklaration unzureichend 
find, und iſt ihm ſonſt die Ladung nicht genug bekannt, um bie vorgeſchriebene Deklaration zu 
fertigen, oder fertigen zu laſſen, ſo muß er, wenn er nicht ben höchſten Eingangszoll au ents 
richten erbötig ift, die Berfiherung zu ‘Protofoll abgeben, daß er gar feine, oder Feine anderen 
als die vorgelegtin Papiere befise, und auch fonft die Ladung nicht vollftändig fenne. Es tritt 
alsdann die Anfertigung dev Deflaration durch das Zollamt ein, welches ſolche nach vorheriger 
fpezieller Revifion der Ladung, in Gegenwart des Waarenführers, auf den Grund einer darüber 
aufjunehmden Verhandlung bewirft. Die vom Zollamte aufgenommene Deflaratisn muß von 
dem Maarenführer, welcher für bie richtige Stellung der Ladung zur Reviſion haftet, unter: 
fchrieben, oder, wenn berfelbe des Schreibene unfundig if, nad Borfchrift des vorhergehenden 
$. unterzeichnet und- befcheinigt werben. 

Der Waarenführer muß in biefem Falle fich gefallen laſſen, daß bie gehörig deffarirten La: 
dungen/ auch wenn ſie ſpaͤter eintreffen, in der Abfertigung ihm vorgezogen werden, und baf 
die Ladung inzwifchen auf feine Koften unter amtlicher Bewachung und Berfchluffe gehalten wird. 
Sit derfelbe nur Fradırführer, fo ift er, wenn er jenes Berfahren nicht eintreten laſſen will,. und 
zuvor die oben vorgefchriebene Berficherung abgegeben hat, einen Zeitraum zu beftimmen bes 
fugt, innerhalb defien er die Deklaration nachträglich beibringen will Letzteren Balls bleiben 
die Waaren bis dahin auf Koften des Waarenführers in Gewahrfam bes Amtes. 
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e) Anleitung zur rihtigen Anfertigung der Deflaration und Befannt: 
madhung der Dienft-Inftruftionen in Bezug auf die Abfertigung. 

$. 10. Gine befondere Anleitung zur Ausfertigung der Deklaration ift bei jedem Zoll: 
amte und Anjagepoften zur allgemeinen Kenntnißnahme auszuhängen. M 

Auch wird aus den Geſchäftsanweiſungen für die Zollänter dasjenige, was fih auf bie 
Abfertigung bezieht, und neben ven gefeglihen Beitimmungen dem Publikum befonders zu wiſſen 
nöthig ift, zur Nachachtung öffentlich befannt gemacht werden. 

Die nöthigen gedruckten Formulare zu den Deflarationen werden den Deflaranten einzeln 
unentgeltlich von den Zollämtern verabreicht, von denen foldye auch in beliebiger größerer Menge 
gegen Grftattung der Papier: und Druckkoſten entnommen werden fönnen. 

f) beiondere Vorfhriften für Reifende. 

$. 11. Reiſenden, mit Ausfchluß derjenigen, welche zur gewerbeireibenden Klaffe gehören, 
fteht es frei, bei ihrer Ankunft am Zollamte auf die Frage der Zolfbeamten, ob fie verbotene 

oder zollpflichtige Waaren bei fich führen, ftatt eine beftimmte Antwort zu geben, ſich ſogleich 
«ber Mevifton zu umterwerfen. In dieſem Falle find fie nur für die Waaren verantwortlidy, 
welche fie durch die getroffenen Anftalten zu verbeimlichen bemüht gewefen find. Weber die vors 
gefundenen zollpflichtigen Waaren hat das Zollamt die Deklaration zu fertigen. 
Reviſion der Maaren. 
Zweck der Revifion. 

$. 12. Nach Berichtigung des Deklarationspunftes wird, foweit nicht ausnahmeweife das 
im $. 9. bezeichnete Verſahren hat eintreten müſſen, zur Revifion der Waaren gefchritten. Ber: 
möge derfelben follen die Beamten, etwerer durch den Augenfchein, oder durd Werkzeuge ſich 
die Ueberzeugung verihaffen, daß bie zum Gingange angemeldeten Gegenftände nad Menge und 
Gattung mit der Deklaration übereinſtimmen, und daß weder ein verbotener Gegenftand, noch 
ein mit einer höheren Abgabe belegter als der angemeldete, vorhanden iſt. 

Allgemeine und fpezielle Revifion. 

$. 13. Es gefchieht die Prüfung entweder bloß nad) Zahl, Zeichen, Vervackungsart und 
Gewicht der Kolli, ohne Eröffnung der Fäſſer, Ballen u. f. w. (allgemeine Waarenrevifion), 
oder es findet außerdem noch Gröffnung Statt, um die eigentliche Menge ber in dem Kolli ent: 
haltenen Waaren zu ermirteln, umd die Ueberzeugung zu erlangen, daß feine andere als bie 
angemeldete Maarengattung, oder daß dieſe in ihrer urfprünglihen Beſchaffenheit vorhanden fei 
(fpezielle Waarenrevifion). 

Brutto: und Tara-Gewicht. 
S. 14 Es wird bei der Revilion entweder bloß das Bruttogewicht, oder auch das Netto⸗ 
gewicht ermittelt, Unter Bruttogewict wird das Gemicht der Waare in völlig verpadtem Zus 
Rande, mirhin in ihrer gewöhnlichen Umgebung für die Aufbewahrung, und mit ihrer beionde: 
ren für den, Transport, verftanden. Das Gewicht der für den Transport nöthigen befonderen 
äußeren Umgebungen wird Tara genannt. 

Iſt die Umgebung für den Transport und die Aufbewahrung nothwenbig eine und biefelbe, 
wie es 3. B. bei Eyrup xc. die gewöhnliden Fäfler find, fo ift das Gewicht biefer Umgebung 
bie Tara, : 

Nettogewidt. 

Das Nettogewicht ift das Bruttogewicht nad Abzug der Tara. Die Eleineren, zur unmits 
telbaren Sicherung der Waaren nöthigen Umſchließungen (Flaſchen, Bapier, Pappen, Bindfaden 
u. dgl) werben bei Grmittelung des Nettogemichts nicht in Abzug gebracht, fo wenig wie Uns 
zeinigfeit und fremde Beftandiheile, weldye der Waare beigemiicht fein möchten. 

Meiteres Verfahren nah VBerfhiedenheit der Fälle. 

$. 15. Wie weit die NRevifion auszudehnen und weiches Berfahren für bie fernere Abs 
fertigung in Anwendung zu bringen fei, richtet fid nad) der näheren Beſtimmung über die 
eingegangenen Waaren, und ift verfchieden, je nachdem dieſe 

1) gleich an der Grenze in den freien Verkehr treten; ober 

2) bei dem Gingangsamte niedergelegt werden follen; oder 

3) nad einem anderen Orte beſtimmt find, wo fid ein Zoll- ober Steueramt mit 
Niederlage befindet; oder 

4) zur Verzollung bei einem Zoll- oder Steneramte ohne Niederlage; ober 

5) aur unmittelbaren Durchfuhr angemeldet werden. 
Dbliegenheiten der Zollprlidhtigen bei der Reviſion. ü 

$. 16. Der Zollpflictige muß die Waaren in folhem Zuftande darlegen, daß die Beam: 
ten die Reviſion, wie erforderlic it, vornehmen können; auch muß er die dazu nöthigen Hand: 
leiftungn. nad) der Anweifung der Beamten, auf eigene Gefahr und Koften verrichten oder 
verrichten laffen. 

B. Beitere Behandlung, wenn die Waaren gleih an der Grenze in den 
F freien Berfehr treten follen. 
1. &rmittelung des Zollbetrags durd die Revifion. 
$. 17. Sollen die eingegangenen Waaren gleih an der Grenze in den freien Verkehr 
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übergehen, fo muß die Nevifion, da es im diefem alle auf bie Feſtſtellung bes Zollbetrages 
von den angemeldeten Waͤgren anfommt, eine ſpezielle ſein. 

Wünſcht der Waarenführer, daß die Ladung, oder ein Theil derſelben, von ber ſpeziellen 
Mevifion befreit bleibe, fo fann hierin, gegen Gutrichtung des höchſten Zollfages im Tarif, ges 
willfahrt werben, infofern nicht befonderer Verdacht vorhanden it, daß dadurch die Uebertretung 
anderer Landesgefege beabfichtigt werde, 3. B. die Einbringung falſcher Münzen u. |. w., in 
welhem Kalle die Mevifion und, nad dem Befunde, die Dagplagnapaı ber betreffenden Gegen: 
fände eintreten muß. 

2. Ermittelung des Nettogewichts. 

*8. 18. Es bleibt der Wahl des Zollpflichtigen überlaſſen, ob er bei Gegenſtänden, deren 
Verzollung nach dem Nettogewichte geſchieht, die tarifmäßige Tara gelten, oder das Nettogerwicht, 
entweder durch Verwiegung ber Waare ohne die Tara, oder der letzteren allein, ermitteln 
laſſen will. 

Bei Flüſſigkeilen und — Gegenſtaäͤnden, deren Nettogewicht nicht ohne Unbequemlich— 
feit ermittelt werden kann, weil ihre Umgebung für den Transport und für die Aufbewahrung 
diefelbe ift, wird die Tara nad) dem Tarif berechnet, und der Zollpflichtige hat kein Wider— 
ſpruchsrecht gegen Anwendung deſſelben. 

In Fällen, wo eine von der gewöhnlichen abweichende Berpadungsart der Waaren und 
eine erhebliche Entfernung von den in dem Tarif angenommenen Tarafägen bemerkbar wird, 
iſt aud die Zollbehörbe befirgt, die Nettoverwiegung eintreten zu laflen. + 

3. Entrichtung des Gingangszolls. 

$. 19. Nach beentigter Reviſton erfolgt die Gntrichtung des Gingangs:Zolles. 

Der Maarenführer erhält darüber eine Quittung, und zwar, wenn bie Deklaration zwei⸗ 
fach ausgefertigt worden ift, auf dem einen Exemplare derfelben. 

Hat der Maarenführer über Waaren für verfdsiedene Empfänger nur eine Deflaration übr; 
geben, fo kann er verlangen, daß das Zollamt neben Ertheilung der allgemeinen Quittung auf 
dem Duplifate der Deklaration, auf jedem Fractbriefe den ſummariſchen Betrag des entrichteten 
Eingangszolles von den darin verzeichneten Waaren anmerfe, 

Schluß der Abfertigung. 

$. 20. In dem quitticten Gremplar der Deflaration, oder in der befonders ausgefertigten 
Quittung, wird dem Maarenführer vorgefchrieben, innerhalb welcher Frift und auf welder Straße 
er feine Ladung durch den Grengbezirk zu führen, und ob und bei weldyer Kontroflitelle er foldye 
anzumelden habe. Eollen die Waaren im Grenzbezirk bleiben, fo wird demgemäß das Erfers 
berlihe bemerft. 

$. 21. Hiermit it die Abfertigung geichloffen, und der Maarenführer erhält fümmtliche 
Frachtbriefe und jonitige, in Bezug auf feine Ladung von ihm übergebene Papiere ($. 2.), 
nadıdem jedes einzelne Stüd derſelben mit dem Zollitemvel verjehen worden, zurück, um ſich 
damit gegen die Waarenempfaͤnger über die ordnungsmäßige Deklaration der Waaren ausweis 
jen zu können. 

5. Anmelbung bei einer KRontrollfielle an der Binnenlinie. 
a) beim Landtransporie. 

$. 22. Iſt bie fernere Anmeldung bei einer Kontroflftelle an ber Binnenlinie vorgefchries 
ben, fo nrüflen derfelben die Quittungen oder die Duplikate der Deklarationen übergeben wer— 
den. Die Ladung wird mit dieſen fie begleitenden Papieren äußerlich vergliden, welde, wenn 
ſich dabei nichts zu erinnern findet, der Waarenführer, mit der Beſcheinigung über die geſchehene 
Anmeldung verſehen, zurück erhält. Die Kontrollſtelle iſt indeſſen auch zur näheren, und bei 
erheblichen Gründen ſelbſt zur ſpeziellen Reviſion befugt. 

b) beim Waſſertransporte. 

$. 23. Waarentransporte auf großen Strömen in Gefäßen, bie eine Tragfühigfeit von 5 
Laſten (die Laft zu 4000 Bid.) und dariiber haben, find nur zur einmaligen Anmeldung im? 
Grenzzollamte, und nicht zu einer zweiten bei einer Kontrollſtelle an der Binnenlinie verpflich⸗ 
tet. Dagegen unterliegen Transporte in kleineren Gefäßen, wie bei dem Verkehr zu Lande in 
den vorgeſchriebenen Faͤllen, der nochmaligen Anmelpung bei einer ſolchen. 

6. Abfertigung zollfreier Gegenſtände. 

$. 24. Ueber zollfreie Gegenſtaͤnde, ſoweit fie nach $. 1. anzumelden, erhält ber Waaren⸗ 
führer einen Legitimationgfchein, um fid) damit bei dem weiteren Transport durd) ben Grenz: 
bezirf ausweiſen zu konnen. 

Weitere Behandlung, wenn die Maaren bei bem Bingongsuute nieber: 

gelegt werden follen. 

$. 25. Wenn eingegangene Waaren bei. bem Eingangsamte niedergelegt werben follen, 
fo ift zu unterſcheiden: 

a) ob der Ort das vollſtaͤndige Niederlagsreht ($. 60.) hat; ober 
- b) ob nur ein gewöhnlides Zolllager ($. 68.) bei dem Hauptzollamte vorhanden ift. 

Im erften Falle ift das Abfertigungsverfahren durch das für den Ort erlaſſene Packhofs⸗ 

tegulativ ($. 67.) beftimmt, 
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In dem zweiten Falle erfolgt die Annghme der Waaren zum Lager, nach vorausgegangener 
forzieller Nevifion, auf den Grund der Eingangsdeffaration. 

Meitere Behandlung, wenn die Maaren nad einem Orte beſtimmt find, 

wo ſich eine öffentliche Niederlage für unverzollte Waaren befindet. 

$. 26. Sind Waaren nad einem Orte beftimmt, mo fid eine öffentlihe Niederlage für 
unverzollte Waaren befindet, und wird von dem Waarenführer darauf angetragen, ſolche unver: 
zollt dahin abzulafien, jo mu für den ingangszoll entweder durch Pfandlegung, oder durch 
einen fiheren Bürgen, ber ſich als Selbſtſchuldner verpflichtet und ben bürgſchaftlichen Rechtsbe— 
helfen entfagt, Sicherheit geftellt werben. Ob ftatt derfelben in einzelnen Fällen die Begleitung 
des Transports auf Koften des Waarenführers Statt finden könne, hängt von der Beftimmung 
des Abfertigungsamtes ab. _ 

Die Prandlegung oder Bürgfchaft muß, wenn die Waare 'genan, befannt ift, auf dem zu 
berechnenden Betrag des Gingangszolls, ſonſt aber auf den höchſten Zollfag gerichtet werben. 

Das Nbfertigungsamt ift befugt, bekannte ſichere Wanrenführer, fowohl In: als Austän- 
ber, von ber Eicerheitsleiftung zu entbinden. 

— 8. 27. Das Abfertigungsamt bat die Waaren zur Meviflon zu ziehen. Diefe ift eine 
allgemeine, infofern nidyt befontere Gründe eine Ausnahme erfordern. Statt der Zollentrihtung 
tritt die Ertheilung eines Begleitfcheins No. I. ($. 41.) ein, und die MWaaren werben unter 
Berfchluß geſetzt. 

Auch können nady den Niederlagsorten Waaren auf Begleitfchein No. II. ($. 50.) abge- 
laffen werden, um bei den dort beftehenden Zolfftellen fofort zur Verzollung zu gelangen. 

Die erforberlihe Legitimation zur Durdfahrung des Grenzbezirks erhält der Waarenführer 
in biefen, wie in allen übrigen Fällen ver Begleitfchein:Ertheilung, nach Vorſchrift des 8. 20. 
durch das Duplifat der Deflaration. 
E. Weitere Behandlung, wenn die Waaren zur Berzollung bei einem Amte 

chne Niederlage deflarirt werben. 

$. 29. Für die Prüfung der Zuläffigfeit bes Antrages, Waaren unverzollt abzulafen, um 
bei einem hierzu befugten Ante ohne Niederlage die Verzollung vorzunehmen, gelten beziehungeweiſe 
die Vorfchriften des $. 26. Wird der Antrag zuläffig befunden, fo erfolgt die fpezielle Revifion 
ganz ebenfo, als wenn der Eingangszoll fofort entrichtet werden follte. | 

Nach Beendigung berfelben wird ein Begleitfhein No. II. ($. 50.) eriheilt, wogegen die 
Anlegung des Verfchluffes unterbleibt. 

F. Weitere Behandlung, wenn die Waaren zur unmittelbaren Durdhfuhr 

beftimmt find. | 

, 1. Allgemeine. VBorfchriften. 

$. 29. Bei den Abfertigungen zur unmittelbaren Durdıfuhr werben die Maaren fowelt 
revidirt, als ſolches zur Grmittelung des Durchgangszolls erforderlich ift. Die ſpezielle Nevis 
fion fann unterbleiben, wenn die Waaren auf einer Straße durchgeführt werben follen, für 
welche ein Unterfchied in dem Durchgangszoll den Gegenftänden nad), nicht Statt findet, ober, 
wenn da, wo ein folder Unterſchied befteht, der Maarenführer den Durchgangszoll nad dem 
höchſten Sage für die zu befahrende Etraße entridtetz in beiden Fällen jedoch unter der Vor— 
ausfegung, daß die Waaren — worüber das Zollamt allein zu entfheiden hat — unter völlig 
ſichern Verſchluß genommen werden fönnen. j 

Nach Beendigung der Mesifion wird der Durchgangszoll erhoben, wobei für bie Ertheilung 
ber Duittung bie in $. 19. wegen des Gingangszolls gegebenen Beitimmungen, gelten und für den 
Unterfchied zwiichen dem Durdgangs- und den auf den angemeldeten Waaren ruhenden Gins 
gangszoll die Sicherheit nadı den Beflimmungen des 8. 26. zu leiten iſt. Hiernächſt wirb ein 
Begleitſchein No. I. auegefertigt, und der Waarenverſchluß angelegt. Wegen des weitern Ber: 
„Fahrens mit den Begleitfcheinen fommen bie Vorſchriften $$. 36. 43. und folgende im 
Anwendung. ; 
d 2. Befondere VBorfdriften. 
a) Für Waaren, wovon der Ausgangszoll höher ift, als der Durchgangszoll. 

$. 30. Werden Maaren zur unmittelbaren Durchfuhr deflarirt, von melden der Aus: 
gangszofl höher ift, ald der Durchgangszoll, fo unterbleibt die Begleitfchein-Ausfertigung. 

Statt derfelben wird in dem Duplifat der Deflaration außer ber gewöhnlichen Zollquittung, 
angegeben, daß und wie die Maaren unter Verſchluß gefegt worden find, nnd innerhalb welcher 
Frift und über welches Zollamt der Wiederansgang derjelben ohne weitere Zollentrichtung ers 
folgen dürfe. 

FERN b) auf furzen Straßenftreden. 

$. 31. Auf kurzen durch das Land führenden Straßen können bei dev Abfertigung Gr: 
leichterungen eintreten, welche dann befonders befannt gemacht ‚werben ſoklen. 

ec) auf Flüffen, auf welde befondere Staatsverträge Anwenbung finden 

$. 32. Beim Tranfit auf Klüffen, für welche in Folge beftehender Staats-Verträge be: 
fondete Siherungsmaafregeln zum Schupe der Zolleinrichtungen durch Manifeftirung, Berſchluß 
der dazu gehörig vorgerichteten Schiffe oder durch Sciffsbegleitung u. f. w. vereinbart ſind, 
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freien Diefe, foweit fie Platz greifen, an bie Stelle des gewöhnlichen Adfertigungeverfahrens und 
es ergehen hierüber beſondere Bekanntmachungen. 


UI. Beim Waaren-Ausgange. 
A. Waaren, die einem Ausgangszoll unterworfen find. 

$. 33. Werden Waaren ausgeführt, welde mit einem Ausgangszoll belegt find, jo muß 
ber Zoll entweder bei dem Grenz-Zollamte, über welches der Ausgang Statt findet, oder vorher 
bei einem Hierzu befugten Amte im Innern entrichtet werben, 

$. 34. Bei der Deklaration der ausgehenden Waaren find die BVBorfchriften der 88. 5 bis 
10. und bei ber Revifion die Vorſchriften der 88. 12—18. zu beobachten, legtere jedoch mit 
der Maaßgabe, daß die Prüfung darauf gerichtet wird, daß nicht mehr und feine mit einem 
höhern Bolle belegte Waare, als deflarirt worden, ansgehe. 

$. 35. Ueber die Zollentrihtung wird auf dem Dupfifate der Deflaration quittirt. 

Iſt der Ausgangezoll bei einem Amte im Innern entrichtet, fo wird in der Quittung zus 
gleich bemerkt, auf wie lange ſolche gültig ift und welche Straße nad) der Angabe des Waa— 
renfübhrers befahren werden muß. 

Der Ausgang darf mur über ein Grenz-Zollamt Statt finden, bei weldem bie Quittung 
vorgezeigt werden muß. Die Ladung wird mit der Quittung verglichen, und, wenn ſich dabei 
nichts zu erinnern findet, letztere mit darauf geſetzter Bemerkung, daß der Ausgang erfolgt ſei, 
den MWaarenführer zurückgegeben, 

Wählt der Maarenführer die Entrihtung des Ausgangszolles bei dem Grenz-Zollamte, fo 
it er, iniofern die Verfendung nicht aus einem Orte des Grenzbezirks ſelbſt erfolgt, jedesmal 
zur Anmeldung und Stellung der Waare bei einer Kontroliftelle an der Binnenlinie, oder zu⸗ 
naͤchſt derſelben verpflichtet, 

Er leiſtet daſelbſt Sicherheit- für bie Entrichtung des Zolles bei dem Grenz; Zollamte und 
erhält einen Legitimationsſchein ($. 83.) über die Waaren, um fi im Grengbezirfe ausweiſen 
zu können. Die erfolgte Abgabenentrichtung wird von dem Grenz-Zollamte auf dem Legitima: 
tionsicheine bemerkt, umd legterer zurücdgegeben, um zur Ginlöfung des Piandes bei der Kon: 
troffitelle zu dienen. 


B. Waaren, deren Nusfuhr erwiefen werben muß. 

$. 36. Kommt es auf den Beweis der wirklich erfolgten Ausfuhr an, fo muß der Waa— 
renführer den Begleitfchein, welcher ihm auf feinen Antrag ausgefertigt wirb, von ter an der 
Binnenlinte belegenen Kontrolfftelle (wenn die zum Zollamte führende Straße mit einer folden 
befegt ift) beſcheinigen laſſen) und die Maaren dafelbit zur Beſichtigung ſtellen. Hierauf muß 
ohne Unterſchied, ob eine Voranmeldung Statt gefunden hat, oder nicht, die Waare bei demje— 
nigen Grenz »Zollamte angemeldet und geftellt werden,» über welches die Ausfuhr nah Inhalt 
des Begleitiheins geſchehen ſoll, und diefes bewirkt die Abfertigung, nadıdem es fid) durch ges 
naue Nevifion der Waare die Ueberzeugung verſchafft hat, daß Diejenigen Gegenftände vorhanden 
find, auf welche der Begleitſchein lautet. 

Iſt eine dieſer Formlichkeiten verabſaͤumt, ſo bleibt es dem Grmefien des Finanzminifters 
üiberlaffen, ob der Nusgang in Bezug anf die Anfprüce der Zollverwaltung als erwiefen ans 
zunehmen fei. 

MWaaren, die einem Ausgangszolle nicht unterworfen find. | 

$.. 37. Geben Waaren aus, die einem Ausgangszolle nicht unterworfen find und deren 

a. aud) nicht erwiefen zu werben braucht, fo bedarf es einer Anmeldung bei dem Auss 

gangszollamte in der Regel nicht; die Waaren unterliegen aber der gewöhnlichen Traͤnsport⸗ 
“ Eontrolfe im. Gvenzbezitfe ($$. 83. u. ff.) 

Das Gepäck der Meifenden ift bei dem Nusgange nur aus befonderen Verdachtegründen 
einer Reviſion unterworſen. 


NL Beſondere Vorſchriften für die Behandlung des Verkehrs mit den — 
Staatspoften. i 
A. Gemwöhnlide Fahr: Poften. 

$. 38. Die mit gewöhnlichen Fahrpoften eingehenden Waaren müſſen mit einer Inhalte: 
erffärung in Deutfcher oder Franzöflicher Sprache verfehen fein, und werben im erjten Umſpan— 
nungsorte entweder revidirt oder unter Verſchluß gelegt. 

Die Entridytung des Gingangszolles erfolgt demnäht im MWohnorte des Empfängers, ober, 
wenn feine dazu befugte Erhebungsbehörde dafelbft vorhanden ift, bei der zunächſt gelegenen, 

Die zum Durdygange beftimmten Poſtſtücke werden im legten Umfpannungsorte von ben 
Zollbeamten des Verſchluſſes wegen nachgeſehen und ber Durchgangszoll wird von dem Polts 
amte vorſchußweiſe berichtigt. 

Sollen Gegenſtände mit der Poſt verſendet werden, welche einem Ausgangszolle — 
ſo muß dieſer vorher entrichtet werden. 

Das Paſſagiergut wird im erſten Umſpannungsorte revibirt und abgefertigt. 

Beſteht daſſelbe aber in Gegenſtänden, welche zum Handel beftimmt find, To fommen bie 
allgemeinen Borfchriften für bie Waaren⸗Abfertigung zur Anwendung. 
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Die näheren Beſtimmungen wegen ber Behandlung des Verkehrs mit ben Fahrpoſten find 

in einem befondern Negulative enthalten. 
B. Ertrapojten. 
1. mit Reifenden und Neifegenäd. 

$. 39. Für alle vom Nuslande eingehenden Straßen, welde von Grtrapoften befahren 
werben, werden die Orte bejtimmt und äffentlicy befannt gemadht, wo die Grtrapoft » Reifenden 
verpflichtet fd, anzuhalten, ihr Meifegepäd zur Mevifion zu ftellen, und von zollpflichtigen Ge: 
genftänden den Gingangszofl zu entrichten. * 

Gegen Leiſtung vollſtändiger Sicherheit für den höchſtmöglichen Zollbetrag, kann die Revi— 
ſion beim Eingange unterbleiben; der Waarenverſchluß muß aber angelegt, und die weitere Be— 
handlung einem zufändigen Amte im Innern, oder dem Ausgangsamte vorbehalten bleiben. 

2. mit Kaufmannswaaren. 3 
Ertrapeiten ‚mit Kaufmannswaaren find den allgemeinen Vorſchriften unterworfen, Sie 


werden ohne Rückſicht auf den Ort, wo ſich die Poftitation befindet, bei dem Grenz: Zollamte 


revidirt, gehen aber in der Abfertigung anderen Waaren vor, 


Zweiter Abjhnitt. 


Bon verfhiedenen Ginridtungen und Anftalten zur Erhebung und Side: 
rung der Zölle. 


I. Bon der Begleitfhein: Kontrolle, 


A. Bwed und Ausfertigung der Begleitſcheine. 
$. 40. Begleiticheine find amtliche Ausfertigungen zu dem Zwecke, entweder 

a) den richtigen Gingang im inlaͤndiſchen Beſtimmungsorte, ober die wirklich erfolgte 
Aus: oder Durchfuhr folder Waaren zu fihern, die fich wicht im freien Verkehr bes 
finden, fondern auf welden noch ein Zollanfprud baftet (Begleiticyein No. J.), oder 
b) lediglich die Erhebung des durch vollffändige Revifion ermittelten und feftgeftelften 
Gingangszolls für folde Waaren einem andern dazu befugten Amte gegen Sicher— 

heitsleiftung zu überweifen (Begleitihein No. IL), 

B. Begleitfdein Ro, 1. 

1. Weſentlicher Inhalt defjelben, 

$. 41. Der Begleitihein No. J., weldyer die Ladung bis zum Bellimmungsorte begleiten 
muß, foll ein genaues Verzeihniß der Waaren, auf bie er lautet, nad Maafgabe der vorhans 
denen Deklaration, die Zahl der Kofli, Fäſſer u. f. w. und deren Bezeichnung, ferner den Nas 
men und Wohnort der Waarenempfänger, das Erledigungsamt, fowie den Zeitraum enthalten, 
für welchen er gültig ift, oder innerhalb deilen der Beweis der erreichten Beitimmung geführt 
werben muß. 

Der nad Umftänden und Entfernung abzumefjende Zeitraum foll in ber Regel für bei 
Transport zu Lande und auf Strömen vier Monate, beim Transporte über See aber ſechs Mo— 
nate nicht überfchreiten. _ Iſt der beilimmte Zeitraum wegen ungewöhnlicer Zufälle nidt inne 
gehalten worden, fo enticheibet die dem Ausfertigungsaiute vorgejegte Oberbehörde, ob bie ge: 
feglihen Folgen diefer Verſäumniß eintreten follen, oder eine weitere Nachſicht zu geſtatten iſt. 

Auc fol in dem Begleitichein bemerft werden, ob und durd welche Pfänder oder Buͤrg⸗ 
fhaften Sicherheit für die Grreihung des Beſtimmungsoris geleiftet, fowie ferner, welde Art 
bes Waarenverſchluſſes gewählt und wie derjelbe- angelegt worden iſt. 

2. Befhränfung bei der Begleitfhein-Ausfertigung auf Aemter im. Innern 
i mit Niederlage. — 

$. 42. Bei der Deklaration zur Abfertigung auf Aemter im Innern mit Niederlage wers 
den Begleitfcheine, wenn deren Ertheilung and fonft zuläffig wäre, nur dann gegeben, wenn 
der Eingangszoll von den Waaren, auf welche ein Begleitſchein begehrt wird, über drei Thaler 
beträgt. 

Eine Ausnahme hiervon findet nur in Betreff der Reifenden Statt. 

3. Verpflichtung aus dem Begleitſcheine. 

$. 43. Derjenige, auf deffen Verlangen ein Begleitihein ausgeftellt wird (Extrahent bes 
Begleitfcheins), übernimmt mit. der Unterzeichnung und dem Empfang defielben die DBerpflidys 
fung, für den Betrag des Eingangszolls von den darin verzeichneten Waaren und wenn bie 
Art derfelben durch ſpezielle Reviſton nicht feftgeftellt worden, für den Betrag dieſes Zolles nad) 
dem darauf anzumwendenden hödften Erhebungsſatz des Tarifs zu haften, imgleichen bie Ber: 
bindlichfeit, diefelbe Wadte in unveränderter Geftalt und Menge in dem beitimmten Zeitranme 
und an bem angegebenen Orte zur Nevifien und weitern Abfertigung zu ftellen, N 

. Nahmweis, daß biefelbe erfüllt worden fei. — 

$. 44. Dieſe Verpflichtungen erlöfchen nur dann, wenn durch das im Begleitſchein bes 
ſtimmie Amt beſcheinigt wird, daß jenen Obliegenheiten völlig genügt fei, worauf fobann bie 
Löfhung der geleifteten Sicherheit oder Bürgſchaft erfolgt. 
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5. Folgen vorfommender Gewichts-Unterſchiede. 

$. 45. Das auf den Grund allgemeiner oder fpezieller Reviſion beim Gingang ermittelte 
und im Begleitfcyein angegebene Gewicht dient in der Regel zur Orundlage, nad) welder bie 
Verzollung' der eingegangenen MWaaren, es fei zum VBerbraud im Lande oder für den Durchs 
gang, zu leiften ift, unbefchadet jedod der näheren Unterfuhung, welde wegen etwa vorgefoms 
mener Irrthümer in der Abfertigung, ober wegen verfuchter Zolldefraudationen einzuleiten ift, 
wenn bei der im Beſtimmungs- oder Ausgangsorte veranlaßten abermaligen Berwiegung fid) 
Gewichtsverfchiedenheiten gegen das beim Gingange ermittelte Gewicht herausitelfen. 

Gewichtsunterſchiede von 2 Prozent und darunter, gegen das beim Gingang über die Grenze 
ermittelte Gewicht der einzelnen Kolli oder einer zufanımen abgefertigten gleidhnamigen Waa— 
renpoft, bleiben indefien bei der Abfertigung am Beftimmumge: oder am Ausgangsorte für die 
Staatsfaffe fowohl als für die Zollpflichtigen dergeſtalt außer Berüdfihtigung,. daß ſolchen Falls 
die Zollfcyuldigfeit unbedingt nad) dem beim Gingange ermittelten Gewichte zu bemefien if. 
-6. Berpflidtung des Maarenführers bei eintretender Transportverzögerung, 

$. 46. Sollten Naturereigniffe oder Unglüdsfälle bei dem Transporte innerhalb Landes 
den Waarenführer‘ verhindern, feine Reife fortzufegen und den Beſtimmungsort in dem durch 
ben Begleitſchein feitgefeßten Zeitraume zu erreihen; jo ift er verpflichtet, dem näditen Zolls 
oder Steueranite Anzeige davon zu machen, weldes, der Fünftigen Erledigung des Bürgſchafts— 
Punktes wegen, entweder den Aufenthalt auf dem Begleitſchein bezeugen, oder, wenn die Fort— 
fegung der Neife ganz unterbleibt, die Waaren unter Auffiht nehmen muß. 

Brivatbefcheinigungen fönnen diefe amtlihe Beurkundung nicht erfegen. 

7. Wie zu verfahren ift, 
a) wenn eine Ladung für verfhiedene Empfänger oder Orte beftimmt ift. 

$. 47. Der Begleitsihein:Ertrahent kann verlangen, daß für jeden Waarenempfänger ein 
befonderer Begleitfchein ertheilt werde; mindeftens aber muß, wenn die Ladung für verſchiedene 
Orte beftimmt iſt. für jeden Abladeort ein eigener Begleitichein ausgefertigt werben. 

b) wenn die Beftimmung der ganzen Ladung unterweges verändert wirb. 

$. 48. Wenn eine Waarenladung, worüber nur ein Begleitichein ertheilt worden, eine 
veränderte Beitimmung erhält, fo muß dies fofort dem nächſten Amte angezeigt werden, weldyes 
alsdann, infofern hiedurch in den übrigen von dem Grtrahenten des Begleitfcheins aus legte: “ 
rem übernommenen Berpflichtiingen nichts geändert wird, den abgeänderten Beitimmungsort auf 
dem Begleitſcheine nachrichtlich zu bemerken befugt ift. 

e) wenn eine Ladung unterweges getheilt werden muB. 

$. 49. Madyen befondere Verhälmifle es nöthig, daß eine Maarenladung, worüber nur 
ein Begleitſchein ausgefertigt ift, während des Transports getheilt werden muß (mas jedoch 
nur der Kollizahl, nidyt aber dem Inhalte der einzelnen Kolli nad, geidyehen darf) fo foll dem 
Baarenführer freiftehen, den Begleirfchein bei dem nächſten Hauptzoll- oder Haupt-Steueramte 
abzugeben und die Ladung dafelbit auf folhe Weiſe unter Aufſicht ftellen zu laflen, daß nad) 
Berichtigung ber älteren Verpflichtung neue Begleiticheine auf einzelne Theile der Ladung auss 


gefertigt werben können. 
j C. Begleitfhein No. IL. 


- 1. Weſentlicher Inhalt deffelben. 

$. 50. Der Begleitichein No. II. foll die Menge und Gattung der Waaren nach den Er- 
gebnifien der fpeziellen Nevifion, die Zahl der Kolli,. Fäfler u. f. w. und deren Bezeichnung, 
den Namen und Mohnort des Waaren:Gmpfängers/ den Betrag des geitundeten Eingangszolls, 
wo berfelbe zu entrichten, weldye Sicherheit geleiftet, was wegen Vorlegung des Begleitfceins 
und Stellung der Waaren zu erfüllen it, fowie den Zeitraum enthalten, für welchen er gültig 
fein fell, oder innerhalb deſſen der Beweis der erfolgten Zoll-Entrichtung geführt werben muß. 

Die Stellung der Waaren im Beſtimmungsorte ift nur foweit erforderlich, als foldyes in 
Bezug auf die Waaren;Kontrolfe im Binnenlande ($. 92. und ff.) vorgefchrieben ift. 

Wegen Beltimmung ber Gültigfeitsfrift gelten die Vorfchriften bes $. Al. 

2 2. Befhränfung bei deren Ertheilung. 

$. 51. Begleitfcheine No. II. werden nur dann ertheilt, wenn der Gingangszoll von ben 

Baaren, auf welde ein Begleitſchein begehrt wird, 10 Rthlr. oder mehr beträgt, 
3. Berpflidtung aus dem Begleitfdeine. 

8. 52. Jeder, auf deſſen Verlangen ein Begleitichein ausgeftellt wird, übernimmt aus 
legterem bie Verpflichtung, für den Cingangszoll zu haften und benfelben in dem beitimmten 
Zeitraume bei der dazu bezeichneten Grhebungsitelle zu entrichten, aud dasjenige zu erfüllen, 
was wegen Stellung der Waaren und Abgabe bes Begleitſcheines im legteren vorgefchrieben 
wird. 

4. Nachweis, daß diefelbe erfüllt worden fei. 

$. 53. Diefe Berpflihtung erlifcht, fobald dem Maarenführer durch das zur —“ 
nahme des Eingangszolles beſtimmte Amt beſcheinigt wird, daß er jenen Obliegenheiten völlig 
genügt habe, worauf fobann die Löfhung der geleifteten Sicherheit oder Bürgfchaft erfolgt. 


J 
— 
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D. Vorbehalt eines fpeziellen Regulativs über die Begleitfäein- 
Ausfertigung. 

$. 54. Ueber das bei ber Ausfertigung und Erledigung der Begleiticheine zu beobachtende 
Derfahren wird ein bejonderes Negulattv erlafien und, foweit: bei deſſen Inhalt das Publikum 
beiheiligt ift, auszugsweile befannt gemadht. 

U. Bon dem ne uatalls 
1. Zwed deffelben. 

6. 55. Der Maarenverfhluß foll das Mittel fein, ſich zu verfichern, daß bie Maare, bis 
zur Löjung des Verſchluſſes durch ein dazu befugtes Amt, nad Menge, Gattung und Beidaf- 
fenheit unverändert erhalten bleibe. 

2. Worin er beſteht, auch wann und wie er anzulegen ift, 

$. 56. Er beiieht in der Regel in ausgeprägten Bleien (Plomben), begreift aber auch 
wu jedes andern paflenden Verſchlußmittels, 3. B. die Verfiegelung uw. ſ. w. 
in 

Das abfertigende Amt hat allein zu beftimmen, ob Verſchluß eintreten, welche Art deſſel⸗ 
ben angewendet und welche Zahl von Bleien, Siegel u. ſ. w. angelegt werden fol. Es fann 
verlangen, daß derjenige, welcher die Abfertigung begehrt, die Vorrichtung treffe, welde es für 
nöthig hält, um den Verſchluß anzubringen. 

Wie die anı häufigften vorfommenden Berpadungen beihaffen und vorgerichtet fein müflen, 
um als verſchlußfähig anerfannt werden zu fünnen, ergiebt eine befondere Anleitung, melde bei 
den Aemtern ausgehändigt und auf Verlangen gegen Gritattung der Papiers und Druckkoſten 


verabreicht wird. 
3 Koften deſſelben. 

8. 57. Das Material an Dei, Lad, Licht und Verſicherungsſchnur hat die Zollverwaltung 
änzufchaffen, welde dafür die im Tarif feitgefegten Gebühren zu beziehen befugt ift. 

Das übrige zu der Vorrichtung erforderlide Material hat derjenige zu beforgen, welcher 
die Waare zum Verſchluß ftellt. 

4. Verfahren bei Verlegung des Verſchluſſes. 

$. 58. Bei eingetretener Verlegung des Waarenverfchluffes kann im Folge bes Begleit— 
fheins für die Waaren, je nachdem fie genau befannt find oder nicht, die Entrichtung ihres 
tarifmäßigen oder des höchſten Eingangszolles verlangt werben. 

MWird der Verfchluß nur durch zufällige Umftände verlegt, fo kann ber Inhaber ber Waa⸗ 
ren bei dem nädhiten zur Verſchlußanlegung befugten Zoll: oder Steneramte auf genaue Unter⸗ 
fuchung des Thatbeftandes, Reviſion der Waaren und neuen Verſchluß antragen. 

Gr läßt ſich die darüber aufgenommenen Verhandlungen aushändigen und giebt fie an das— 
jenige Ant, welchem die Waaren zu ftellen find, ab. Die dem Amte am Beitimmungsorte 
vorgefegte Ober Behörde wird alsdann entſcheiden, im wiefern bie eben angegebene Folge bes 
——— Waarenverſchluſſes eintreten ſoll oder zu mildern iſt. 

Bon den Niederlagen unverzollter Waaren. 
A, Packhöfe, Hallen, Lagerhäufer, Freihäfen. 
1. Was darunter veftanden wird 

$. 59. Deffentlide Niederlagen, in welden fremde umverzollte Maaren unter Aufſicht des 

Staats aufbewahrt werden, heißen Packhöfe, Hallen, Lagerhäufer und Freihäfen. 
2. Niederlagsreht, Lagerfrijt und Lagergeld. 

8. 60. Das Recht, fremde, unverzollte Waaren auf gewiſſe Zeit in einem Pachofe nie⸗ 
derzulegen, heißt das Niederlagsredht, biefe Zeit, die Lagerfriit, und die Gebühr für die Be— 
nugung das Lagergeld. 

Das Niederlagsreht wird nur Kaufleuten, Spebiteuren und Fabrikanten, und auch biefen 
nur für folde fremde Waaren bewilligt, von welden ber Durchgangszoll geringer als der Ein—⸗ 
gangs: oder ala der Ausgangszoll, oder als beide zufammen ift, und weldye nicht durd) die bes 
jondern Padhofsregulative von der Lagerung ausgeſchloſſen ſind. 

Auf Wein findet das Niederlagsrecht nur ausnahmsweiſe und nur dann Anwendung, wenn 
dazu geeignete Näume im Packhofe vorhanden find, und die Weine Feine Behandlung erfordern, 

Die Kagerfrift foll einen Zeitraum von zwei Jahren nicht überfchreiten. 

3. Betrag des Lagergeldes. 
$. 61. Das Ragergeld wird für jeden Padhof nad dem örtlichen Koftenbedarf beſonders 
fengeftellt, darf jedoch (wo die Niederlagen für Rechnung des Staates verwaltet werden) die 
fotgenden Säge nicht überſchreiten. 
Für das Lager monatlich \ ' 
sa) von trodenen Waaren vom Centner „I; Thaler, 
b) von flüffigen Waaren vom Gentner F Thaler. 
4. Rechte des Staats auf die Waaren im Packhofslager. 
$. 62. Die im Packhofslager befindliche Waare haftet dem Staate unbedingt für die da⸗ 


von zu emtrichtenden Abgaben nad demjenigen Tarif, — am Zage der Bergollung güls 


tig if 


— 
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Wird die Verabfolgung der Waaren aus bem Packhofslager vom Deponenten ober einer 
dritten Berfon verlangt, fo ift biefem Verlangen nur unter ben $. 16. des Zollgeſetzes enthals 
tenen Beſtimmungen zu willfahren. 

5. Befugniß zur Bearbeitung der Maaren auf dem Lager. 

$. 63. Den Gigenthümern und Disponenten der lagernden Güter fieht es frei, im ber 
Niederlage, unter Aufſicht der Beamten, die Maafregeln zu treffen, welde die Grbaftung ber 
Waaren nöthig macht, und letere zu dem Ende umzuflürgen, anders zu, verpaden oder aufs 
zufüllen. 

Das Nettogewicht oder der Inhalt der Kolli bei der erſten Reviſion iſt jedoch auch dieſen 
Falls als Grundlage der Verzollung feſtzuhalten, ſowie bei der Verabfolgung der Waaren aus 
der Niederlage feine Vergũtigung für verzollte Waare erfolgt, welche zur Grgänzung der unver⸗ 
zollten gedient hat. 

Veränderumgen des Gewichts der Tara find unter obigen Umftänden erlaubt. 

In wie weit eine Bearbeitung der auf dem Packhofe lagernden Waaren aud für andere 
Zwede, als den der bloßen Grhaltung Statt finden fönne, beftimmen bie bejondern Padhofsre: 
gulative ($. 67.) nad dem örtlihen Bedürfniſſe. 

’ Verminderung der Waaren während bes Lager! 

g. 64. Eine Verminderung der Waaren, welche erweislich im Packhofslager durch zufäl—⸗ 
lige Ereigniſſe Statt gefunden hat, begründet einen Anſpruch auf Jollerlaß. 

Unter ſolchen zufälligen Ereigniſſen wird aber eine Verminderung des Gewichte, welche 
durch Eintrocknen, Einzehren, Verſtäuben und Verdunſten der Waaren, und namentlich bei 
— durch die gewöhnliche Lekkage entſteht, nicht verſtanden. 

Verpflichtungen der Verwaltung rückſichtlich der lagernden Waaren. 

“g. 65. Die Packhofsverwaltung muß für die wirthſchaftliche Erhaltung der Packhofsräume 
in Dach und Fach, für ſichern Verſchluß derſelben, für Aufrechthaltung der Rabe und Orbnung 
unter den im Packhofe beſchäftigten Perfonen, jowie für Abwendung von Feuersgefahr im Ins 
nern des Gebäudes und feinen nächiten Umgebungen durch Anfhafung und gehörige Inftande 
haltung der erforderlichen Feuerlöſch-Geräthſchaften forgen, und haftet für Beihädigungen.der . 
lagernden Waaren, welche aus einer ihr zur Laft fallenden Unterlaffi jung ober Vernadläffigung 
biefer Fürforge entſtehen. Diefe Verpflichtung tritt erſt ein, nachdem die Maare in bie Nieder⸗ 
lage aufgenommen und die amtliche Beſcheinigung hierüber ertheilt worden iſt. 

Andere Beſchädigungen der lagernden Waaren und Unglücksfälle, welche dieſelben treffen, 
hat die a nicht zu vertreten. 

Verfahren mit unabgeholten Waaren. 
a) deren Eigenthümer unbefannt ift. 

$. 66. Sind Güter, deren Gigenthümer und Disponenten unbefannt find, ein Jahr im 
Packhofe geblieben, fo full dies unter genauer Bezeichnung derſelben zu zwei verfhiedenen Mas 
len, mit einem Zwiſchenraume von mindeitens vier Moden, duch die amtlichen Blätter befannt 
gemacht werben, und wenn fic hierauf binnen fehs Monaten nad) ber legten Bekanntmachung 
Niemand meldet, die Padhofsverwaltung berechtigt fein, die Güter öffentlich meiftbietend zu ver— 
faufen. Der Grlös bleibt nad Abzug der Abgaben und des Lagergeldes, ſechs Monate hinz 
durch aufbewahrt, und fällt, wenn er bis zu deren Ablauf von Niemand in Anſpruch genoms 
men wird, einem Mohlthätigfeitsfonds anheim. 

Sind dergleihen Waaren einem ſchnellen Verderben ausgeſetzt, jo kann ein früherer Vers 
fauf mit Genehmigung der dem Hauptamte vorgefegten Behörde in der Art gefchehen, daß der 
izitationstermin im Orte zu zwei verfhiedenen Malen innerhalb adıt Tagen öffentlich befanmt 
gemacht wird. 

b) deren Gigentbümer befannt iſt. 

Haben Güter, deren Eigenthümer oder Disponent bekannt ift, länger als zwei Jahre ges 
lagert, fo if derfelbe aufzufordern, ſolche binnen einer Frift, welde vier Wochen nicht uͤberſchrei⸗ 
ten darf, vom Padhofe zu nehmen, Genügt er diefer Aufforderung nicht, fo wird zum öffents 
lihen Berfauf der Waaren gefhritten und der Erlös, nad) Abzug ber Koften und Abgaben, 
dem GEigenthümer oder Disponenten zugeftellt. 

. Befondere Badhofs: Regulative, 

$. 67. Für jeden Packhof ıc. wird nah Maaßgabe der örtlihen Verhälmiſſe, ein beſon⸗ 
deres Megulativ von dem Finanzminiſter erlaſſen, welches bie nähern Bedingungen für die Ber 
nugung bes Lagers und die fpeziellen Borfchriften über die Abfertigung ber zur Niederlage ges 
langenden und aus berfelben zu entnehmenden Waaren enthält. 

B. Zoll-Lager bei Hauptzoll:Nemtern, 
1. Was darunter verftanden wird. 

. 68. Vi den Haupt: Bollämtern an folden Grenzorten, welche nicht im Genuffe bes: 
Nieverlagsrehts find, fönnen, wo fid ein Bebürfniß dazu ergiebt, und geeignete Lagerräume 
vorhanden find, Waaren zu dem Zweck niedergelegt werben, um folde, befonders bei Statt fins 
dendem Frachtwechſel, ihrer weitern Beſtimmung bequemer zuzuführen. 

Dergleichen Lager bei Haupt⸗Zollämtern werden Zoll⸗Lager genannt. 
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2. Allgemeine Borfhriften wegen beren Benugung. 

$. 69. Die Benugung der Zoll-Lager ift nur den im Drte wohnenden Kaufleuten und 
Spediteuren geftattet, deren Vermittelung fich daher Frachtführer, welde Waaren nieberfegen 
wollen, bedienen müͤſſen. 

Die Lagerfrift darf nicht über fehs Monate dauern, und nach Ablauf derſelben treten die 
im $. 66. enthaltenen Beſtimmungen ein. 

Maaren, die fhon in’ einem Padhofe gelagert haben, dürfen in der Megel, und wenn nicht 
befonbere Gründe dafür nachgewieſen werben fönnen, nicht weiter zu einem Zoll-Lager gelangen, 

In feinem Falle aber darf durd die nochmalige Lagerung die zweijährige Lagerfrift ($. 60.) 
überfchritten werben. 

Megen des Lagergeldes kommen die biesfälligen Beſtimmungen für Padhofsniederfagen 
($. 61.) in Anwendung. U 

Eine Umpackung der Maaren in den Zoll-Lagern iſt, unter Beobachtung ber in dem 8. 63. 
enthaltenen Borfchriften, nur infoweit zuläffig, als die Erhaltung der Maaren fie erfordert, 

Befondere Lager:Regulative. 

$. 70, Für jeden Ort, wo ein Zoll-Lager vorhanden ift, follen die näheren Bedingungen 
der Benugung und die Vorfchriften tiber die Abfertigung, buch ein von dem Finanzminiſter zu 
erlaffendes Negulativ beftimmt werben, welches in dem Geſchäftslokale des Haupt:Zollamtes aus: 


zuhängen ift. 
C. Deffentlihe Kredit-Lager. ; 

$. 71. Mo örtlihe Bebürfniffe es erfordern, können auch Waaren, welche auf Begleit- 
fhein No. II. zum Verbrauch im Lande eingegangen find, bis zur Entrichtung des darauf haf— 
tenden Gingangszofls in offentlidien Niederlagen unter Berfhluß der Zollbehörde gelagert werdet. 

Auf Niederlagen diefer Art finden die Vorfchriften der $$. 60—66. ebenfalls Anwendung, 
mit der Maaßgabe jedoch, daß die Lagerungsfriſt fi der Regel nad nicht über 6 Monate und 
bei längerer Lagerung wenigftens nicht über das Kalenderjahr des Eingangs hinaus erſtrecken darf. 

D. Privat-Lager. 
1. Was darunter verſtanden wird. 

$. 72. Niederlagen fremder unverzoflter Waaren in Privaträımen unter oder ohne Mit: 
verſchiuß der Zollbehörden heißen Privatlager, und find entweder Kreditlager, wenn Waaren, 
welche bloß zum Abſatze im Inlande beſtimmt find, zur Sicherung des Staats wegen des dar—⸗ 
auf ruhenden aber freditirten Eingangszolles niedergelegt werben, oder Tranfitlager, wenn tie 
zu lagernden Waaren zugleid oder ausfchließlid zum Abfap nad dem Auslande beftimnit find. 

2. Beihränfungen derfelben. 

8. 73. Bei Privat-Kreditlagern darf die Lagerungsfriſt fid der Regel nad) nicht über 6 
Monate und — bei längerer Lagerung — wenigftens nicht über das Kalenderjahr des Eingangs 
hinaus erſtrecken. Privat-Tranfitlager finden für Waaren, bei welden es auf die Feſthaltung 
der Identität ankommt, in der Regel nicht Statt. 

Dem Grmefien des Finanzuinifters bleibt es überlaſſen, wo und unter welden, in jedem 
einzelnen Falle feftjufegenden Bedingungen, ein Privatlager zu bewilligen, ob, dafielbe wieder 
aufzuheben oder zu befchränfen fei. 

, 3. Berpflihtungen des Inhabers eines Privatlagers. 

$. 74. Der Inhaber eines Privatlagers haftet für die Abgaben von den zum Lager ver: 
abfolgten Waaren, infofern er die Entrihtung der Abgaben an andern Orten oder die Ausfuhr 
der Waaren in vorgefchriebener Art nicht nachweifet. : + 

4. BPrivatlager von fremden Wein. 

$. 75. Was die Bewilligung der Privatlager von fremden Wein betrifft, fo werben bie 
Bedingungen, unter welden fie zuläffig ift, und bie näheren Verpflichtungen der Lagerinhaber 
durch ein befonderes Negulativ des Finanzminifters bejtimmt. 


Dritter Abfhnitt. 
Bon Berkehrs:Erleihterungen, Befreiungen und Ausnahmen. 


1. Berfendungen aus dem Inlande durd bas Ausland nad dem Inlanbe. 

8. 76. Bei Derfendungen inländifher Waaren und allgemein der im freien Verkehr ſte— 
henden Gegenftände aus dem Inlande durd) das Ausland nach dem Inlande (85. 41, des Zoll- 

efeßes) ift dem Zollamte der Ausgangsitation eine Deflaration vorzulegen, worin die Art und 
enge der zu verfendenden Maaren und deren Beltimmungsort anzugeben ift. 

Es tritt fodann die Nevifion und, der Megel nad, der amtlihe Verſchluß der Waaren ein, 
und der Abfender erhält die hiernach beicheinigte Deklaration, auf welcher zugleich die zum. 
Eintreffen beim MWiedereingangs-Amte verftattete Friſt bemerkt wird, zurüd. 

Bei letztgedachtem Amte werden die Gegenftände anf den Grund der zu übergebenden De: 
Haration revibirt und, nach richtigem Befund, unter Kegitimationsfhein zum Transport durch 
den Grenzbezirk nad) dem Beflimmungsort abgefertigt. 
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Sind die Waaren von ber Beihaffenheit, daß ein fiherer Verſchluß nicht angebracht wer- 
den kann, fo müflen fie ihrer Nrt und Menge nach befonders kenntlich beſchrieben werben. 

Bei derartigen VBerfendungen von Plüffigkeiten muß außer der Berfhluß: Anlage, bei 
Branntweinen jedesmal die Nlkcholitärfe nadı dem Alfoholometer von Tralles gevrüft und im 
Dellarationsfcheine bemerkt, auch hiernac die Mevifion beim Wiedereingange vorgenommen wer: 
den; — bei Weinen für jedes Faß oder für Fäſſer, welche einerlei Weingattung enthalten, ein 
mit demfelben Wein gefülltes Probefläfhchen mit dem Amtsfiegel verfiegelt und dem Deflara: 
tionsfheine beigefügt werben. 

Die Abfertigung und Berfchlußanlegung kann für die zum Wiebereingang beftimmten Waa— 
ren auch fhon bei Nemtern im Innern, welche "hierzu mit den nöthigen Requifiten veriehen 
find, Statt finden, und bedarf es für diefen Fall bei dem Ausgangsamt nur der Mefognition 
des Verſchluſſes. 

Dei derartigen Verfendungen von ausgangszollpflichtigen Waaren ift für den Ausgangszoll 
durch pfandweife Hinterlegung oder durch Bürgſchaft Sicherheit zu leiten. 

Mird bei dem Transport von fremden Waaren, weldye unter Zoflfontroffe ftehen, zwiſchen⸗ 
liegendes Ausland berührt, jo muß die Maare den Nusgangs: und dem MWierereingangs;Amte 
zur Revifion geftellt und der richtige Ausgang reſp. der Wiedereingang auf dem Begleitfchein 


beſcheinigt werden. 
I. Mes: und Marftverfepr. 
A. Verkehr inländifher Fabrifanten und Produzenten nad ausländifhen 
’ Meſſen und Märkten, 
1. Befuh fremder Meffen. 
$. 77. Wegen der Bedingungen und Kontrollmaaßregeln, unter welchen inländiihe Fa: 
brifanten, die mit eigenen Fabrifaten Meilen beziehen, den unverkauften Theil diefer erweislich 
eigenen Fabrifate ohme Entrichtung des Eingangszolls zurücdbringen fönnen (Zollgefeg $. 42.) 
wird das Nähere durch ein von dem Finanzminifter zu erlafiender befonderes Regulativ beitinmt. 
Befud benahbarter fremder Märfte, 
$. 78, Inländifhe Handwerker, welde die Diärfte in benachbarten Orten des Auslandes 
mit ihrer felbft verfertigten Waare, die jedoch fein Gegenftand der Verzehrung fein darf, bes 
ſuchen, fönnen den unverfauften Theil derfelben unter folgenden Bedingungen zollfrei wieder 
einführen: J 
a) die Aus: und Wiedereinfuhr muß über eine und dieſelbe Zollſtelle. und zwar über 
ein Hanpt:Zollamt oder über ein Neben-Zollamt erfter Klaſſe Statt finten. 

b) Ueber die Gegenftände der Ausfuhr muß dem Ausgangsanıte eine vollftändige fchrifte 
liche Anmeldung übergeben werden, 

e) Sie müffen demfelben zur Befihtigung vorgezeigt und auf Koften des Inhabers, for 
weit fie bezeichnungsfähig find, bezeichnet werden. 

d) Die Wiebereinfuhr des unverkauften Theils muß in einer, von dem Amte zu beftim: 
menden, furzen Zeitfrift erfolgen, und bie zurücgeführten Gegenftände müffen vemr 
felben Amte wieder zur Beſichtigung vorgelegt werden. 

$. 79. Imländer, welche Vieh auf auslaͤndiſche Märkte bringen, fönnen das unverfauft 
gebliebene Vieh zollfrei wieder einführen, wenn fie bie Borfchriften des $: 78. — foweit ſolche 
anwendbar find — erfüllen. R 

Verkehr ausländifher Handels und Gewerbtreibenden auf inländifhen 

Meifen und Märften. 

$. 80. Wenn ausländifhe Handel- und Gewerbtreibende inländifhe Meſſen und Märkte 
beziehen und für den unverfauften Theil ihrer Waaren ven im $. 42. des Zollgeieges auge: 
ftandenen Grlaß- des Eingangszolls bei der MWieverausfuhr in Nnfpruch nehmen, fo fommen, 
mit den fih von felbft ergebenden Abweichungen, diefelben Beſtimmungen zur Anwendung, welde 
im $. 78. für den umgefehrten Fall ertheilt find. Es wird ſodann won dem unverkauft zus 
rückgehenden Waaren nur der Durchgangszoll erhoben. 

Der Betrag des Kingangszolls von den eingeführten Waaren wird durch Pfandlegung oder 
nach Umftänden, durch die Ausfertigung von Begleitfcheinen ſicher geftelft. 

$. 81. Für diejenigen Orte, wo ein folder Berkehr von Wichtigkeit iſt, und eigenthüm— 
lihe Einrichtungen und Borfchriften erforderlich macht, follen dieſe durch beſondere Negularive 
näher beflimmt werben. e 
UI." Sonftige Erleihterungen und Ausnahme-Gegenſtände, welde zur Ber: 

arbeitung’oder VBervollfommmung eins oder ausgehen. 

$: 82a. Wer auf die im $. 43. des Zollgefeges erwähnte Erleichterung Anfpruch macht, 
muß genau dasjenige befolgen, was die Zollbehörde in jedem einzelnen Falle zur Verhütung, 
von Mißbräuchen vorfcreiben wird. Gegenftände der Verzehrung bleiben von biefer Erleichte— 
rung ausgefdhlofien. Ausnahmsweife fan diefelbe auf Getreide, welches, unter Vorbehalt der 
Wiedereinfuhr des daraus gewonnenen Mehls, auf ausländiihe Mühlen gebracht wird, und auf 
Getreide, welches Ausländer, unter Vorbehalt der Miederausfuhr des daraus gewonnenen Mehls, 
auf inländifhe Mühlen bringen, Anwendung finden. z Zn 
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Die näheren Beftinimungen über die Ausführung des -$. 43. des Zollgeſetzes bleiben in 
vorfommenden Fällen dem Finanzminifter vorbehalten. 


WW. Seeverkehr. 

$. 82b. Inländiſche Strandgüter von Schiffen, welche nach dem Auslanfen verunglücken, 
bleiben frei vom Gingangszofle, wenn die Thatfadye vollftändig nachgewieſen und bie Bergung 
und Pagerung des Guts unter Aufſicht von Beamten gefchehen iſt. 

Güter anf Seeſchiffen, welche in einen Nothhafen einlanfen, find vom Durchgangszolle frei, 
wenn die Ladung des Schiffes, weldes den Nothhafen erweistich zu fuchen gezwungen ift, nad 
einem andern Hafen beftimmt war, und wieder ausgeht, ohne daß etwas davon im Orte abge: 
jegt oder Verkehr damit getrieben worben. 

Iſt das Schiff fo beſchädigt, daß es die Ladung nicht wieder einnehmen kann, fo ift der 
zollfreie Transport nad einem andern Hafen in andern Schiffen verftattet. Die Nusfuhr dahin 
muß aber längftens binnen Jahresfrift erfolgen umd die Waare bis zur Ausfuhr in einem Pads 
hofe gelagert haben. 

Seeſchiffe, welche mit Fradıten für in- und ausländiſche Häfen einlaufen, zahlen von dem— 
jenigen Theile der Ladung, welder nad einem fremden Hafen beitimmt ift, dann feinen Zoll, 
wenn diefe, Beſtimmung umnbezweifelt nachgewieſen it, Fein Berfel;e mit den Waaten im Hafen: 
plag getrieben wird und die Waare unberührt bleibt. 

Hiernady find auch Seeſchiffe zu behandeln, welche nad einem andern Hafen beſtimmt find, 
aber in der Abſicht zu überwintern einlaufen, und davon gleidy bei dem Gingange Anzeige 
machen. 5 ö i 


Vierter Nbidhnitt. 


Don den zum Schutze der Zollabgaben dienenden Ginrihtungen und 
: Vorſchriften. 
J. Bon den Kontrollen im Grenzbezirke. 
A. Trausport-Kontrolle. 
1. Inwiefern ein Transport-Ausweis erforderlich ifl. 

$. 83. Auf allen Strafen und Wegen im Grenzbezirk muß jeder, der Waaren oder Sachen 
transportirt, ſich durch Beſcheinigung gegen die zur Aufſicht verpflichteten Beamten ausweifen, 
daß er befugt fei, die gehörig bezeichneten Gegenitände in einer gewillen Frift umd -auf dem 
vorgefchriebenen Wege ungetheilt zu trausportiren. 

Kur beim Bingange aus dem Auslande und nur in der Richtung von der Grenze nad 
der Zollitelle findet hiervon die Ausnahme Statt, daß der Transport von Waaren oder Sachen 
auf den Zollſtraßen bis zur Zollüelle ehne amtlidien Ausweis geftattet iſt. 

Bon der Zollitelle bis zur Binnenlinie haben ſich aud) diefe Transporte burdy die bei erfte- 
rer erhaltene Bezettelung zu legitimiren. 

2. Befreiung von der Legitimationspflidtigfeit. 

$. 84. Bon der Verpflichtung zue Legitimation im Grenzbezirfe durch Transport:-Nusweife 

(Legitimationsſchein $. 83.) find nur befreit: 
3) ganz zofffreie Gegenitände (Abtheilung I. des Tarife), infofern fie unverpadt find 
oder dergejtalt ver Augen liegen, daß ſie ohne Meitläuftigfeit fogleih erfannt wer: 
den fönnen ;' k 
b) Gegenitände, deren Menge in einem Transport fo gering iſt, daß fte beshalb bei der 
Berzollung nad ‚den Tarifsbeitimmungen außer Betracht bleiben würden; 
ec) rohe Erzeugniſſe des Bodens und der Viehzucht eines und deffelben inländifchen Lands 
guts, weldyes entweder ganz im Grenzbezirfe Fiegt, oder yon ber Binnenlinie oder 
von der Grenzlinie unmittelbar durchſchnitten wird, im letzteren Falle jedoch nur uns 
ter befondern, nad der Dertlichfeit vorzufchreibenden Aufſichts-Maaßregeln; 
d) Gegenitände, die innerhalb einer Stadt, eines Dorfes oder einer geſchloſſenen Ort: 
fhaft des Grenzbejirks von Hans zu Haus nefendet werden, vorbehaltlih der auch 
über jolde Transporte auf Berlangen ber Zollbeamten zu liefernden Nachweiſung 
der Verzollung oder zollfreien Abſtammung der Waaren; 
der Gütertransport mit den gewöhnliden Fahrpoften. Die Voftanftalten im Grenz» 
bezirfe dürfen jedod, wenn es für nöthig erachtet und ihnen befannt gemacht wird, 
entweder aflgemein oder won gewiſſen Perfonen Pädereien zur Beförderung landeins 
wärts nur gegen eine, für jeden einzelnen Fall zu ertheilende fehriftlihe Erlaubniß. 
bes betreffenden Zollamts annehmen, welde dann das Poſtſtück zum Beſtimmungs⸗ 
Orte begleitet. 

Auch bleibt es dem Finanzminiſter zu beitinnmen überlaffen, wiefern unter Berückſichtigung 
örtlicher mad perfönlicer Berhättniffe noch andere Erleichterungen durch Befreiung gewiller Ges 
genfänbe von dem fariftlihen Transport:Ausweis ober durch Geftattung des Transports auf: 
befondere für einen gewiſſen Zeitraum zu ertheilende Freikarten eintreten können. 


€ 
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\ 3. Sachen— Transport auf Gewäſſern. 

8. 85. An den Ufern der Gewäfler in dem Grenzbezirfe und auf den in dieſen Gewäflern 
gelegenen Infeln darf ohne befondere Erlaubniß nur an folden Stellen aus: und eingeladen 
werben, welche zu Lanbungsplägen beſtimmt und als foldye bezeichnet find. 

Den Ufern der Gewäſſer, welche längs der Zollgrenze ſich erſtrecken, dürfen belabene Fahr: 
zeuge ohne Grlaubniß des naͤchſten Zollamtes ſich nur bis auf ſunfzig Fuß nähern, wovon 
ſolche unverdeckte Nachen eine Ausnahme machen, melde zollfreie Gegenſtände (Abtheilung I. 
des Tarifs) geladen haben. Mo außerdem die Beſchaffenheit des Fahrwaſſers eine größere Anz 
näherung erforverlih madt, wird ſolches beſonders bekannt gemacht werden. - 


A. Beidhränfung des Sahentransports in Abficht der Zeit. 

'$. 86. Der Transport von zollpfliditigen ausländiichen und gleihnamigen inländiſchen 
Gegenftänden über die Zollgrenze und innerhalb des Grenzbezirkes ift nur in der Tageszeit 
erlaubt. 

Als Tageszeit werben in diefer Beziehung angefehen: 
in den Monaten Januar und December 
tie Zeit von 7 Uhr Morgens bis 6 Uhr Abends; 
in den Monaten Februar, Oftober und November , 
die Zeit von 6 Uhr Morgens bis 6 Uhr Abends; 
in den Monaten März, April, Auguſt und September 
die Zeit von 5 Uhr Morgens bis 8 Uhr Abend; 
in den Monaten Mai, Juni und Zuli 
bie Zeit von 4 Uhr Morgens bis 10 Uhr Abends. 
Ausnahmen hierden finden nur Etatt: 
a) in Anfehung der Waaren, welche mit den gewöhnlichen Fahrpoften vwerfendet werben, 
‚oder welche Grtrapoft:Reifende mit fi führen, was fid aber auf den Transport von 
Kaufnannswaaren durch Ertrapoit nicht erſtreckt; 

b) wenn in außerordentlichen Fällen die Erlaubniß des betreffenden Haupt-Zollamts oder 
Neben:Zollamts Liter Klaſſe, foweir legteres zum Abfertigung der Ladung überhaupt 
befugt it, vor dem Beginn des Transports ertheilt worden ill. 

Der Srlaubnißihein muß den Waarenführer, die Waare felbft, die Straße und Zeit, für 
welche gr gültig ift, bezeichnen. 

5. Bon wem der Transport: Ausweis ertheilt wird. 

. 87.” Der zum Transport von Waaren und Sachen innerhalb des Grenzkezi fs erfor: 
derliche Ausweis, deſſen Ertheilung die Ueberzeugung der Bebörte von dem Vorhandenſein und 
der Verzollung oder zollfreien Abftanımung ber dabei in Rede ſtehenden Gegenſtände voraus: 
fegt, wird ausgeftellt: 

a) beim Eingange aus dem Anslande von demjenigen Grenz: Zollamte, bei welchem die 

Anmeldung und Abfertigung geſchieht; 

b) beim Uebergange aus dem Binnemande in den Grenzbezirk von denjenigen Nemtern 
und Grpeditionsftellen in der Nähe der Binnenlinie, welde zur Ausfertigung von 
Legitimationejcheinen ermächtigt find; 

ec) bei en aus Orten des Glenzbezirks von ter nächſten Zoll- oder Expedi— 
tionsſtelle; 

d) auch kann geſtattet werden, daß Orksbehörden über die Erzeugniſſe des Orts und der 
naächſten Umgegend, ſowie Inhaber größerer Gewerbe: Anlagen über Re ihres 
Gewerbes ſelbſt Verſendungsſcheine ausſtellen. 


B. Kontrellirung ber Handel- und Gewerbtreibenden. 


$. 88. Die im $. 35. dea Zollgeſetzes vorbehaltenen Kontroll-Maaßregeln follen nad) der 
Gigenthümlichfeit des zu beauffichtigenden Handels: oder Gewerbebetriebs vorgeichrieben werden. 

$. 59. Insbeſondere hat jeder Kaufmann im Grengbezirfe ein Handlungsbuch zu führen, 
worin rücfichtlid aller unmittelbar aus dem Auslande bezogenen Maaren beim Gmpfang ders 
felben der Tag und Ort, an und in welchem die Verzollung Statt gefunden hat, bemerft, und 
rückfihtlid der aus dem Inlande empfangenen Waaren der Nachweis hierüber enthalten fein muß. 

$. 90. Krämer und ardere Gewerbtreibende, welche fih in dem Grenzbezirfe in Orten 
unter 1500 Ginwohnern niedergelaflen haben, dürfen Materials, Spezerei- und Stublwaaren 
nur dann unmittelbar aus dem Auslande einführen, wenn fie ortuungemäßige, faufmännifche 
Büdyer führen und. die beiondere Erlaubniß der betreffenden Behörden erhalten haben. 

Iſt legteres nicht der Wall, jo dürfen dergleichen Krämer und Gewerbtreibende Maaren 
fraglider Art nur von, inländiihen Handlungen, welche ordnungsmäßige Bücher führen, bezies 
ben, folche leviglid im ihrem Laden abſetzen und keine Verſendung davon machen. 

$. 91. Hauſirgewerbe dürſen im Grenzbezirke nur mit beſonderer Erlaubniß und unter 
denjenigen Beihränfungen betrieben werben, weldye zum Bwede des Zollſchutzes bereits beſtehen 
oder noch weiter angeordnet werden. 

Auf Materials und Spezereiwaaren, auf Mein, Branntwein und Liqueure aller Art, ſowie 
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auf Zeuge, die aus Baumwolle, Seide oder Wolle, ganz oder in Vermiſchung mit anderen 
Stoffen, gefertigt ſind, ſoll ſich die Erlaubniß nicht erſtrecken. 
I. Bon der Kontrolle im Binnenlande. 
1. Maaren, die aus dem Grenz-Bezirke in das Binnenland übergeben. 

$. 92, Mer mit den aus dem Auslande oder aus dem Grenzbezirke bezogenen Maaren 
ein Gewerbe treibt, it, wenn die Waare mit einem hößern Gingangszofl, als vier Thaler vom 
Gentner belegt iſt, und ihre Menge einen Viertelcentner überfteigt, verbunden, die im Grenzbe— 
zirfe empfangene Bezettelung innerhalb der im derfelben vorgefchriebenen Frift der darin genann— 
ten, oder fofern feine benannt ift, derjenigen Dienftftelle, an welde der Beitinnmungsort in die: 
fer Beziehung gewieſen ift, und zwar vor der Abladung zum Viſiren vorzulegen. Auf Erfor— 
bern find auc die MWaaren, bevor fie abgeladen werden, zur Mevifion zu ftellen. 

Kann für ſolche Waaren ein einziger Beitimmungsort nicht amgegeben werden, fo müflen 
fie der Dienititelle desjenigen Orts zur Befihtigung geitellt werden, wo der erſte Abſatz von 
den geladenen Waaren geſchehen foll. 

2. Wuaren, welche bei der Verfendbung im Binnenlande fontrolls 
pflidtig find. 
a) Vorſchriften für den Verjender. 
$. 93. Mer im Binnenlande folgende Waarens Artikel, als: R 
1) baummollene und dergleihen mit andern Gefpinnften gemifchte Stuhlwaaren 
und Zeuge, 
2) Zuder aller Nrt, 
3) Kaffee, 
' 4) Tabads:Fabrifate, — 
5) Wein und 
6) Branntwein aller Art, 
verſendet, muß ſolche, wenn die Menge der genannten Stuhlwaaren und Zeuge, ſowie des 
Zuckers, einen halben Centner Nettogewicht, und die der anderen Waaren einen Gentner Nettos 
gewicht überjteigt, mit einem Frachtbriefe verfehen. 

Derſelbe muß enthalten: 

a) die Vor- und Zunamen des Waarenführers und des Waaren:Empfängers; 

b) die Menge der Maaren, (von den unter 1. bis 4. genannten nad Gentner und 
Pfunden, von Wein und Branntwein nad) Orxhoften und Gimern) in Buchſtaben; 

ce) die Gattung der Maaren; 

d) die Anzahl der Kolli und deren Zeichen und Nummern; 

e) den Beſtimmungsort und den Ablieferungstermin, den legteren mit Buchſtaben, und 

f) den Vor: und Zunamen des Verfenders, den Berfendungsort, den Tag und das 
Jahr der Abfendung. 

Der Fractbrief muß vor dem Abgange der Waare der Zoll: oder Kontrollitelle des Abs 
jendungsorts oder derjenigen, an welcde der Ort im dieſer Beziehung gewieſen ift, zum Bifiren 
und Abſtempeln vorgelegt, aud; die Waare auf Verlangen zur Reviſion geftellt werben. . 

Bon der Vorlage an die Zoll: oder Kontrollſtelle find die Frachtbriefe ausgenommen, welche 
von dem Inhaber einer Fabrik, Brennerei oder Siederei über Gegenftände feines Gewerbes, 
oder von einem MWeinbergs:Befiger über eigenes Erzeugniß an Mein ausgeiteilt werben; jedoch 
muß diefe Eigenfhaft des Nusftellers in dem Frachtbriefe neben der Unterfchrift angegeben und 
von der DOrtsbehörde oder einer Zoll: oder Kontroflitelle beglaubigt fein. 

b) Borfhriften für den Waaren- Empfänger. 

$. 94. Der Empfänger folder Maaren ift verpflichtet. gleih nad der Anfunft berfelben 
ben Frachtbrief der betreffenden Zoll- oder Kontrolfftelle vorzulegen, weldye denfelben, wo-nöthig, 
nad) vorgängiger Nevifion der Waaren, abgeftempelt zurüdgiebt. 

Kine Ausnahme hiervon machen Fabrifanten vorn baummwollenen Waaren, welde Gewebe 
zur weiteren Veredelung, ingleihen Privatperfonen, welche Wein zum eigenen Gebraude, nicht 
über einen Oxhoft, und diejenigen, welche Branniwein aus Brennereien des eigenen Landes er« 
halten; jedody müflen fie die Fradytbriefe ein Jahr lang aufbewahren und auf Grforbern vorlegen. 

ce) Befondere Beftimmungen für den Marft:Berfepr. 

$. 95. Sollen Gegenftände. weldie nad) $. 93. mit einem Fradytbriefe verfehen fein müſ— 
fen, auf Jahrmärkte gebradyt werden, jo muß der Verfender der betreffenden Zoll» oder Kons 
troffftelle ein Verzeichniß übergeben, worin die Zahl und das Gewicht der zu verfendenden Bal- 
len oder Kiiten ıc., bie Gattung der barin befindlichen Waaren, der Marft:Ort, wohin ber 
Transport geht, und die Frift, binnen weldyer der unverfaufte Theil der Waaren zurüdfehren 
foll, angegeben iſt. 

Diefes Verzeichniß dient, nachdem es vifirt und abgeitempelt worden, für den Weg zum 
Markte und von dort zurüd als Transport-Befheinigung. 

Erfolgt jedody am Markt-Orte eine Zuladung folder Waaren, fo muß darüber ein bejon- 
deres Verzeichniß gefertigt und von der Kontrollftelle im Markt-Orte viſirt und abgeftempelt 
werden. 
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3. Mlgemeine Vorſchriften für ben Transport ber im Binnenlande Fontrolls 
yflidtigen Waaren. — 

$. 96. Sowohl’ die amtlichen Bezettelungen aus dem Grenzbezirke, als die für den Trans; 
port im Binnenlande ausgeftellten Frachtbriefe müſſen mit der Ladung vollfommen übereinftim: 
men, und es werben folche, wo diefe Uebereinftimmung mangelt, als gar nicht vorhanden anges 
fehen. Es kann daher der Frachtbrief oder die amtliche Bezettelung über eine geringere Menge 
eben fo wenig als Beideinigung für eine größere Ladung gelten, als es zuläffig if, mit einer, 
auf eine größere Menge lautenden Bezeitelung einen Theil diefer größern Ladung zu befcheinigen, 

$. 97. Maarenführer, welche für verfchiedene Empfänger geladen haben, follen in der 
Negel für jeden einzelnen Waaren: Empfänger einen befondern Frachtbrief bei fi führen. Min— 
deſtens aber muß ein für verichiedene Orte beſtimmter Transport mit einer befondern amtlidyen 
Bezettelung oder einem Frachtbriefe für jeden Ort verfehen jein. 

Erhält die Ladung während des Transports eine andere Beftiimmung, fo find die Trans— 
portzettel der nächſten Zoll- oder Kontrollftelle zur Bemerkung des neuen Beftimmungsorts 
vorzulegen. 

Maarenführer, weldhe auf dem Wege zu dem, in den Transportzetteln angegebenen Be: 
flimmungsorte einen Theil der dazu gehörigen Ladung abfegen, müflen fih vom Gmpfänger ber 
abgefegten Maaren ein fhriftlihes Empfangs-Bekenntniß geben laffen, aus weldhem tie Gat« 
tung und Dienge ber abgelegten Waaren, der Tag und der Ort, an weldem die Ablieferung 
gefchehen, und der Name des Maaren-Empfängers erfichtlid it. Dieſe Beicheinigung muß mit 
den Transportzetteln über bie Ladung, von welder ein Theil abgejegt worden, bei der Dienſt— 
ftelle des Orte, wo die Abladung geſchieht, oder, wenn eine ſolche am Orte der Abladung nicht 
vorhanden ift, bei der nächſten Dienftitelle auf dem Wege zum Beilimmungsorte der_übrigen 
Ladung zum Bifiren vorgelegt werben. 

4. Borfdriften für den Waaren-Uebergang aus einem Bereinsftaate in den 
anderen, 

“ 8 98. "In Bezug auf den Maaren-Uebergang aus und nad folden Ländern, welche ſich 
mit dem Staate zu einem gemeinſchaftlichen Zollfyfteme vereinigt haben ($. 10. des Zollgejeges), 
ergehen in Gemäßheit der diesfallfigen Verträge die nähern Bejlimmungen, nad benen ſich die 
Maarenführer genau zu adten haben. 

II, Allgemeine KontrolleBorfhriften. 
1. Hausvifitationen und Mevifionen der Waarenlager. 

$. 99. Hausvifitationen und Revifionen ber Maarenlager bürfen, fo weit fie erforberlic 
find, nur nad den in den 88. 37, und 38. des Zollgeſetzes hierüber enthaltenen Vorſchriften 


Statt finden. 
2. Körperlide Bifitationen. 
$. 100. -Im Falle förperliche Vifitationen fiir nöthig erachtet werben, ift nad ben im 
$. 39. des Zollgefebes gegebenen Beſtimmungen zu verfahren. 


Fünfter Abſchnitt. 


Von den Dienſtſtellen und Beamten, ihren amtlichen Befugniſſen und 
Pflichten gegen das Publikum. 


I. Bon den Dienſtſtellen und Beamten und deren amtlichen Befugniſſen. 
Im Grenz-Bezirke. 
1. Legitimation der Dienſtſtellen und Beamten durch äußere Bezeichnung. — 

$. 101. Jede nad den Vorſchriften des Zollgeſetzes ($. 26.) einzurichtende Erhebungs— 
oder Abfertigungsftelle Toll durch ein Schild mit dem Landeswappen und einer Infchrift bezeichz 
net werden, ans welder hervorgeht, welde Behörde daſelbſt ihren Sap hat. Ueberdies foll bei 
jedem Anfagepoften oder, wenn ein folder ‚nicht vorhanden it, bei dem Grenz-Zollamte ein 
Scylagbaum errichtet werben. ER 

Die nach $. 27. des Zoflgefeges zum Zollichuge beftimmten Grenz-Aufſeher follen mit eis 
nen Bruftidilde, worauf ſich eine Nummer befindet, verfehen fein. 
. P 2. Deren Befanntmadhung. 

$. 102. Gine öffentliche Bekanntmachung bezeichnet die angeordneten Zollftraßen und 
giebt an, auf welchen derfelben und wo die Anfagepoften, Haupt-Zollämter und Neben: Zolläm: 
ter After Klafie ($. 103.) errichtet worden find und wo ſich Revilionsitellen zur Abfertigung der 
eingehenden Grirapoften ($. 39.) befinden, 

E . Sollämter. 

$. 103. Die Zollämter find entweder Haupt: Zollämter oder Neben-Zollämter erfter oder 
zweiter Klafle. : MR 

Bei den Haupt-Zollaͤmtern ift jede Zoll-Entrichtung und jede durch dieſe Orbnung vorge: 
fhriebene Abfertigung ohne Einſchraͤnkung, fowohl bei der Ein-, als bei der Aus; und Durdys 


fuhr zuläfig. " ‚ : 
RebensZollämter erſter Klaffe werben an denjenigen Strafen errichtet, auf welchen zwar ein 
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Handelsverkehr mit dem Auslande Statt findet, dieſer jedoch nicht von ſolchem Umfange ift, um 
die Errichtung eines Haupt» Zollamtes erforderlid zu machen, Neben-Zollämter zweiter Klaſſe 
werden für den fleinen Grenzverfehr da errichtet, wo örtliche Verhältniffe es erheiichen. 

Mit Rüdfiht auf die hiernady den Neben: Zollämtern beizulegente Wirkſamkeit find ihre 
Erhebungs:Befugniffe im Tarif näher beſtimmt. 

Innerhalb dieſer Befugniſſe koͤnnen Neben-Zollämter erſter Klaſſe Waaren, welche mit Be⸗ 
rührung des Auslandes aus einem Theile des Inlandes in den andern verfendet werden ($. 76.) 
bei dem Aus: und Wieder:Gingang abfertigen. 

Zur Ertheilung und Erledigung von Begleitſcheinen ($. 40. und ff.) find fie * aus⸗ 
drückliche Genehmigung des Finanzminiſters nicht ermächtigt. 
Anſagepoſten. 

. 304. Mit den Anſagepoſten werden, zum Zwecke der Abfertigung von Reifenden * 
des fonftigen Heinen Berfehrs, in der Megel Neben-Zollämter zweiter Klaſſe verbunden. Auf 
beſenders lebhaften und.mit einem Haupt Zollamte befegten Zollitraßen kann der Anfagepoften 
aud in einem Neben:Zollamte erſter Klaffe beftehen. 

— 5. 8egitimationsfhein-Erpeditionsftellen. 

$. 105. Expeditionsſtellen, zur Ertheilung von Legitimationsſcheinen ſollen, wo es an Zoll⸗ 
ämtern fehlt, nach dem örtlichen Bedürfniſſe angeordnet werden, um die Waaren, welche inners 
halb des Grenzbezirks verfentet werden oder aus dem Binnenlande in denfelben eingehen, mit 
den vorgefchriebenen Transport Audweife zu. verfehen. Zu Geld: Erhebungen find fie nit 


bejugt. 
6. Grenz aufjeher. 

$ 106. Die Grenz-Aufſeher follen ſich ——— mit feiner Geld: Erhebung befaflen. Es 
liegt ihnen ob, den Grenzbezirk und die Binnenlinie ununterbrochen zu beauffihtigen, und es 
find alle Berfonen, welche Fuhrwerk, Schiffe, Gepäd oder zollpflichtige Gegenftände führen, vers 
pflidiret, denfelben Folge zu leiften und dasjenige zu unterlaflen, wodurd) fe in Ausübung ihres 
Antes gehindert werden würden 
Die Gıenz:Aufieher find befugt: 

a) Frachtfuhrwerk und Heerdenführer anzuhalten, fidy den Trantport:Ausweis vorzeigen 
zu lanen, Notizen daraus zu nehmen und ihm dur äußere Beſichtigung der Ladung 
mit diefer zur vergleihen. Stimmen beide nicht überein, fo behalten fie die Be: 
zettelung bei fich und begleiten die Gegenftände in der Nidytung, worin fie diefelben 
finden, zur nächſten Dienititelle. 

b) Kieven:, Korb: und Packträger, Handfuhrwerfe, Bauern: Fuhrmerfe und beladene 
Kaitıhiere, weldye nicht verpadte Waaren führen, fünnen von den Grenz + Auffehern 
auf der Etelle revidirt werden, um ſich die Ueberzeugung zu verfchaffen, daß entwer 
der feine zollpflichtigen Gegenftände geladen oder diefe gehörig angemeldet find. Bei 
förnlidy verpadten Wuaren verfahren fie entweder, wie zu a) vorgefchrieben ift, oder 
führen folde zur Obrigkeit des nächſten Orts, um mit diefer eine Nachſuchung vor: 
zunehmen. Bei Perjonen, gegen welde der Augenfihein den WVerbacht erregt, daß 
fie Waaren unter den Kleidern verborgen haben, ijt nad) $. 39. des Zollgefetzes zu 
verfahren, 

- €) Ledig angegebenes Fuhrwerf ohne Ausnahme können die Grenz:Auffeher anhalten, 
um Weberzeugung zu nehmen, daß es wirklich unbeladen iſt. 

d) Führer von Sciffsgefäßen, welche weniger als fünf Laften tragen, müfen auf ben 
Anruf der Grenz Aufſeher fobald wie möglich anhalten und, je nachdem es verlangt 
wird, entweder dem Ufer zufteuern und dort an ſchicklichen Stellen anlegen, oder die 

. Ankunft der Grenz: Auffeher abwarten. 

e) Wer Gegenſtände führt, welde von dem Transport: Nusweife befreit find (5. 84. 
a — d), iſt verbunden, den Grenz:Auffehern zur Stelle die nöthige Auskunft zu ges 
ben, um fie zu überzeugen, daß die transportirten Gegenſtände eines Ausweiſes nicht 
bevürfen. Kann dies micht ſofert genügend geſchehen, fo find die Grenz-Auffcher bes 
fugt, den Transport dahin zu führen, wo bie verlangte Auskunft, mit Sicyerheit zu 
erlungen: ift. 

f) Neiiende zu Wagen mit Gepäd, zu ‚Pferde und zu Fuß mit Felleifen und dergleis 
chen, weldye ſich auf einer Zollftraße in der unbezweifelten Nichtung nad dem Grenz- 
Zollamte befinden, dürfen von den Grenz: Aufichern gar nicht angehalten werben. 
Treffen fie aber dergleichen Reiſende entweder auf einem PBunfte der Zollſtraße, wo 
biefelben das Grenz-Zollamt ſchon im Rücken haben, oder außerhalb einer Zollftraße, _ 
fo fönnen fie, mit Ausnahme der mit den gewöhnlichen Poften oder mit Grtrapoft 
Heijenven, ben Nachweis der geſchehenen Meldung fordern. 

Erfolgt dieſer, fo müſſen fie die Perfonen ohne Störung reifen laſſen, im ent: 
gegengef:gten Falle aber zum nächſten Sollamte führen. 

g) Gegenſtände, welche nicht mit dem vorgefchriebenen Ausweife verfehen find, damit 
nicht übereinfimmen, oder auf eier Straße brtroffen werben, welde-von ber darin 
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sorgefchriebenen abweicht, find von ben Grenz-Auffehern in Veſchlag zu nehmen und 
an das nächſte Zollamt abzuliefern. 

h) Die Grenz: Aufieher find eben jo befugt als verpflichtet, bie aus dem Grenzbezirke 
in das Binnenland geflüchteten oder mit Gewalt entfomnenen Defraudanten dahin 
zu verfolgen, und fid) im DBetretungsfalle ihrer Perfon und Waaren zu bemãchtigen. 

. Andere Staats- und Kommunalbeamte. 

$. 107. Die im $. 28. des Zollgefeges bezeichneten Beamten haben, um ber ihnen dort 
auferlenten Berpflidtung genügen zu fonnent, bei vorhandenem Berbadite, dag eine Berlegung 
der Zollgejege beabfihtigt werde, die Befugniß, Perſenen und Waaren foweit auzuhalten, als 
foldyes den mn Aufſehern felbft verftattet ilt. 

B. Im Innern des Landes. 
: 1. Hebeftellen. 

8. 108. Im Innern des Landes befiehen zur Erhebung des Ein-, Aus: und Durchganas⸗ 
zolls Haupt⸗ Zoll: oder Haupt: Steuerämter und Zoll- oder Steuerämter. Sie find entweder 
foldye, mit denen eine Niederlage für fremde unverzollte Maaren (Packhof, Halle, Lagerhaus, 
Freihafen) verbunden, ober foldye, bei welden dies nicht der Fall ift. 

Die Haupt:Zell: oder Haupt: Stenerämter mit Nieberlage find zu jeder Zull-Erhebung von 
fremben Gegenftänden befugt, welde nad Maaßgabe dieſer Ordnung im Innern geid: hen darf. 

Sie find im Innern in der Megel allein befugt, De leitſcheine zu ertheilen, 
= Die Hauptämter ohne Niederlage, ingleihen die hie * beſonders ermächtigten Zoll⸗ oder 
Steuerämter können den Eingangszoll von fremden Waaren nah Maaßgabe ber auf fie gerich— 
teten Begleitfcheine No. II, erheben. Zur Ertheilung ven Begleitſcheinen ſind ſie ohne beſondere 
Genehmigung nicht ermächtigt, es ſei denn, daß bie Theilung eines Manrentransports nad) $. 
49. nöthig würde, 

In welden Orten der Vereinslande ſich Hebeſtellen befinden, auf welche Waaren mit Be: 
gleitſcheine No. I. oder No. IL. abgefertigt werden fünnen, fell öffentlich befannt gemacht werben. 

2. Andere Dienftftellen. 

$. 109. Wo in andern Orten zur Erhebung innerer Verbrauchsſteuern befondere Empfungs: 
ftellen vorhanden find, werben dieſe, foweit es erforderlich ift, als Aufſichts-Aemter und Legiti; 
mationsfcheins: Stellen an ber Binnenlinie, zur Erhebung bes Eingangszolles von den mit dem 
Fahrpoiten transportirten Gegenftänden und zur Mitwirkung bei der Waarenfontrolle benupt. 

Mo dergleichen nicht vorhanden find, ſollen bie ſtatt ihrer mit den obigen Verrichtungen 
beauftragten Dienſtſtellen zu öffentlicher Kennmiß gebracht werden. 
3. Aufſichts-Beamte. 

$. 110. Stener⸗Aufſeher und andere Beanite ine Innern, welche mit der Handhabung ber 
Waaren⸗Kentrolle im Binnenlande beauftragt find, müffen, wenn fie fidy in Dienftausübung bes 
finden, entweder in Uniform gekleidet oder mit einer vom Ober-Inſpektor des Bezirks ausgeitells 
ten und unsterfiegelten Legitimationg:Kärte verjehen fein. 

Sie find befugt, Fuhrwerke und Padeniräger, welche dem äußern Anfcheine nad) Fontroll: 
pflihtige Waaren führen, während bes Transports anzuhalten und die Waarenführer zur Aus: 
funft über die geladenen Waaren, fowie, in geeigneten Füllen, zur Vorzeigung der erforderlichen 
Transportzettel aufzufordern, und durd äußere Beſichtigung der Ladung, wobei eine Verändes 
zung in ber Lage ber geladenen Kolli und eine Eröffnung der Verpackung nicht Statt finden 
darf, ſich von der Uebereinſtimmung der Ladung mit der erhaltenen Auskunft zu unterrichten. 

Findet fich hierbei, daß über eine kontrollpflichtige Ladung die Transport: Beiheinigung 
fehlt, oder ergiebt fid ein Verdacht, daß andere, als bie angegebenen Waaren geladen find, over 
daß die Ladung in der Menge von der vorgezeigten Bezettelung erheblid abweicht, fo müſſen 
die NAuffichtsbeamten die Ladung zu der auf dem Wege zum Beftimmungsorte zunächſt gelegenen 
Dienititelle, oder wenn folde über eine halbe Meile von dem Orte entfernt liegt, wo ber verz 
dächtige Transport angetroffen worden, zu der nächſten in diefer Ridytung vorhandenen Polizei— 
Behörde begleiten, um dafelbjt die nähere Unterſuchung ber Ladung vorzunehmen, 

In Städten, wo zur Erhebung und Beauffichtigung innerer Steuern befendere Beamte an 
den Tihoren fationirt find, haben and diefe die Befugniß zur Nachfrage über die geladenen 
Gegenftände, und jofern ſich darunter kontrollpflichtige Artikel befinden, zur Beſichtigung der 
Ladung. 

II. Gefhäfts-Stunden. 
1. Bei den Abfertigungsftellen im Grenzbezirke, 

$. 111. Bei jämmtlidyen Grenz: Zolläntern und fonftigen im Grenzbezirke vorhandenen 
Abfertigungsntellen follen an den Wocentagen in folgenden Stunden die Geſchäftelokale geöffnet 
und die Deamten zur Abfertigung der Zoflpflichtigen daſelbſt gegenwärtig fein, nämlidy: i 

in den Wintermonaten Oftober bis Fehruar einſchließlich, Vormittags von 75 bis 
12 Uhr und Nadhmittags von 1 bis 55 Uhr, in den übrigen Monaten Vormittags 
von 7 bis 12 Uhr und Nachmittags von 2 bis 8 Uhr, 

Die Abfertigung der Neifenden muß an alfen Tagen ohne Ausnahme gefchehen. 

Bo außerdem der. Umfang des Berfehra es erfordert, daß auch andere Abfertigungen an 


% 


40 2838. (®. 23. Ian.) 


Eonn: und Fefttagen in beftimmten Stunden ertheilt, ober gewiſſe Dienftleiftungen auch zu ans 
dern, als den oben feitgefegten Stunden verrichtet werden, foll darüber eine Bekanntmachung 
der dem Amte zunächſt vorgefegten Behörde an der Außenfeite der Gingangsıhür zu dem Ges 
angeheftet werden. 
. Beiden Abfertigungsftellen im Innern, ’ 
. 112. Ber den Haupt:Zoll: und Haupt-Steuerämtern im Innern follen die. Dienfiftun: 

den folgenve fein; 

in den intermonaten Dftober bis einschließlich Februar, Vormittags von 8 bis 12 

Uhr und Nadımitrags von 1 bis 5 Uhr, in den übrigen Monaten von 7 bis 12 

Uhr und von 2 bis 5 Uhr. 

Für tie Äbrigen Dienititellen im’ Innern ſollen die Stunden, in welchen bie ans ber ge: 
genmärtigen % Ordnung entſpringenden Abfertigungen ertheilt werden müſſen, näher beſtimmt und 
in gleicher Art, wie im F. 111. vorgeſchrieben iſt, zur Kenntniß des Publikums gebracht werden. 
II. Allgemeines Verhalten der Zollbeamten und der Sollpflichtigen gegen 

einander. 

$. 113. Ge ift Pflicht der Zoflbeamten, die Perſonen, mit welden fie im Dienite zu thun 
haben, ohne Unterſchied anftändig zu behandeln, bei ihren Dienftverrihtungen beſcheiden zu vers 
fahren und ihre Nachfragen und Revifionen nicht über den Zwed der Sadıe auszubehnen, Ins 


« fenderheir bürfen fie unter feinen Ugfländen für irgend ein Dienftgefhäft, es beftehe in Nach— 


fragen, Revifionen, Ausfertigungen u, ſ. w, ein Entgelt oder Geſchenk, es fei an Geld, Sachen 
eder Dienftleiitung und habe Namen wie es molle, verlangen oder annehmen. Damit Befchwer: 
den des Publikums, befonders an den Grenzen, wo ber fremde feine Zeit zu einem umftänb- 
lichern Verfahren hat, zur Kenutniß der vorgefegten Behörde gelangen, foll bei jeder Zolls und 
Abfertigungsſtelle ein Beſchwerde— Regiſter vorhanden ſein, in welches jeder, der Urſache zur Be— 
ſchwerde zu haben vermeint, feinen Namen, Stand und Wohnort, ſowie die Thatſache, worüber 
er fich beſchweren zu können glaubt, eintragen fann. - 

Bei Bi ſchwerden gegen Grenz-Auffeher, deren Namen dem Beſchwerdeführer unbekannt find, 
reicht es hin, die Nummer des Bruſtſchildes anzuführen, welches der Aufſeher auf Verlangen 
vorinzeigen verpflichtet iſ. Hat irgend Jemand Gründe, feine Beſchwerde nicht in das Be— 
ſchwerde-Regiſter einzutragen, fo kann er fie bei der höhern Behörde anbringen. 

Uebrigens wird von denjenigen, welche bei den Zollitellen zu thun haben. ober mit ben 
Auffihtsbeamten in Berührung fommen, erwartet, daß fie ihrerfeits zu feinen Beichwerden ber 
ihre Betragen gegen die Zoflbeamten Anlaß geben werben. 
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[6. ©. 1838. ©. 78. No. 1868.) 


. Mir Friedrich Wilhelm ac. sc. haben eine Revifion der Beflimmungen wegen Unterfuchung 
und Beſtrafung der Zollvergehen veranlaßt und verorbnen nad) dem Antrage Unferes Staats: 
minifteriums für den ganzen Umfang Unferer Monardyie, wie folgt: 


A. Bon den Strafen der Zollvergeben. 
a) Strafe der Kontrebande. 

$. 1. Wer es unternimmt, Gegenftänte, deren Gin: oder Ausfuhr verboten ift, dieſem 
Verbote zuwider, eins oder auszuführen, hat die Konſiskation der Gegenitände, in Bezug auf. 
welche das Vergehen (die Kontrebande) verübt worden ift, und infofern nicht in fpeziellen Ges 
fegen eine höhere Strafe feitgejegt iſt, zugleich, eine Geldbuße verwirft, welde dem doppelten 
Werthe jener Gegenftände, und wenn folder nicht gehn Thaler beträgt, diefer Summe gleiche 
fommen ſoll. 

b) Strafe der Zoll: Defraudation. g 
8. 2. Wer es unternimmt, dem Staate die Eins, Aus- oder Durchgangs-, oder bie an 
ber Grenze eines Bollvereinsitaats zu erhebenden Ausgleihungeabgaben zu entziehen, hat bie 
Konfisfarion. der Begenftände, in Bezug auf welche das Vergehen (die Zolldefraudation) verübt 
worden tit, und zugleid eine, dem vierfachen Betrage ber vorertthaltenen Abgaben gleichkom⸗ 
mende Geldbuße, welche jedoch niemals unter einem Thaler betragen foll, verwirkt. Diefe Ab: 
gaben fi find außerdem nah dem Zolltarife zu entrichten. 
aa) Strafe des erfien Rüdfalle. 

$. 3. Im Wiederholungsfalle, nad vorhergegangener rechtskräftiger Verurtheilung wird 
die nach 88. 1. und 2. außer der Konfisfation der Gegenſtände des Vergehens eintretende Geld⸗ 
buße verdoppelt. 

Sobald eine Geldbuße von dem Berurtheilten wegen feines Unvermögene nicht beizutreiben 
it, tritt an deren Stelle eine verhältnißmäßige Sefängniß-, Zudthauss oder Fellungsarreft: 
Strafe, welche jedoch im eriten Falle des Vergehens bie Dauer von Einem, und bei dem erften 
NRüdfall die Dauer von Zwei Jahren nicht überfteigen foll. 

bb) Strafe des ferneren Rüdfalle. 

8. 4. Jeder fernere Rüdfall ift mit der Konfisfation der Geaenftände ber Uebertretung, 
mit dem Doppelten ber $. 3. beſtimmten Geldbuße, ſowie auf die Dauer von I bis 5 Jahren 
‚ mit Berluft des Rechts zum Betriebe desjenigen Gewerbes zu ahnden, bei deſſen Ausübung die 
Kontrebande ober Defraudation begangen worden iſt. 

In der Regel aber foll in diefen Fällen ftatt der Geldbuße auch verhältnigmäßige Gefäng⸗ 
niß⸗, Feſtungsarreſt⸗ ober Zuchthausſtrafe erfannt werden, deren Dauer aber niemals auf länger 
als 4 Jahre, beim dritten ober einem ferneren Müdfall dagegen nicht unter einem halben Jahre 
Feſtungsarreſt- oder Zuhthausftrafe zu beftimmen ift. 

Ausnahmsweife kann aber auch nad richterlichem Ermeſſen mit Berüdfihtigung. aller Ums 
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fände des vorliegenden ınd ber vorausgegangenen Bälle auf die oben bezeichnete Gelbbuße er- 
fannt werben, und die Unterfagung des Gewerbebetriebs unterbleiben. Diefe Ausnahme findet 
aber niemals Statt, wenn der Angeklagte, 
a) das Kontrebandiren oder Defraubiren erwerbsmäßig betreibt, ober 
b) eine ber frühern oder die legte Mebertretung unter erſchwerenden Umftänden ($. 11. 
bis 14.) oder in betrüglicher Abfiht begangen, hat. ’ 

Neben der Geldbuße ih in dem Erkenutniß zugleich, für ben Fall des Unvermögens bes 
Verurtheilten, eine verhältnißmäßige Freiheitsſtrafe nach den obigen Beſtimmungen feitzufegen. 

$. 5. Die Strafen des Nüdfalls ($$. 3. 4.) treten auch dann’ ein, wenn bie frühere 
Verurtheilung des Angeklagten nicht im Inlande, fondern in einem andern der Zollvereinsftaa: _ 
ten erfolat iſt. 

Auch macht es dabei feinen Unterfchieb, ob bie frühere gegen ben Angeklagten erfannte 
Strafe eine ordentliche, oyer nur eine außerordentliche, war, er 

Ferner find bei Beuriheilung der Frage, ob ein Nüdfall vorliegt? die Kontrebande und 
bie Zolldefraudation als ganz gleichartige Vergehen zu betradyten, bergeftalt, daß 3. B. derjenige, 
welcher früher einer Zolldefraudation fchuldig befunden iſt, und dann eine Kontrebande verübt, 
mit der Strafe des Müdfalls belegt werden muß. 

ec) Fälle, wo die Defraudation als vollbradt angenommen wirb. 
$. 6. Die Kontrebande oder Zolldefraudation wird als vollbradyt. angenommen: 
1) wenn Bei der Anmeldung an der Zollftätte N 
a) Gewerbtreibende und Frachtführer verbotene oder abgabepflichtige Gegenſtände 
gar nicht, oder im zu geringer Menge, oder in einer Befchaffenheit, die eine 
geringere Abgabe würde begründet haben, deklariren, ober 

b) andere PBerfonen dergleihen Gegenitände wider befferes Miffen unrichtig bes 
klariren, oder bei der Reviſion verheimlichen ; 

2) Som beim Transport 'verbotener oder abgabepflichtiger Begenitände im Grenze 

ezirke 

a) bie Zollſtätte, bei welcher dieſelben bei dem Ein- oder Ausgange hätten am 
gemeldet oder geſtelkt werden ſollen, ohne ſolche Anmeldung überſchritten oder. 
ganz umgangen, 

bh) die vorgefhriebene Zolfftraße oder der im Zollausweife bezeichnete Weg nicht 
inne gehalten, 

e) der Transport ohne Grlaubniß der Behörde außer der gefeglichen Tageszeit 
bewirkt wird, ober 

d) Gegenitände ohne den vorihriftsmäßigen Zollausweis betroffen werben, oder 
mit diefem nicht "übereinftimmen ; 

wenn über verbotene oder abgabenflichtige Gegenftände, welde aus dem Auslande 

eingehen, vor der Anmeldung und Revifton bei der Zollitätte, oder wenn über 

derartige zur Durchfuhr oder zur Verſendung nad) einer öffentlihen Niederlage: 

anftalt deflarirte oder fonft unter Zollfontrolle befindliche Gegenftände auf bem 

Transporte eigenmächlig verfügt wird; \ 

4) wenn Gewerbtreibende im Grenzbezirke ſich nicht, in Gemäßheit der nad) $. 35. 
des Zollgefeges getroffenen Anordnungen, über die erfolgte Berfteuerung oder bie 
ſteuerfreie Abſtammung der vorgefundenen Gegenſtände ausweilen fünnen; 

5) wenn unverzollte Waaren aus einer Anftalt zur Niederlage derjelben ohne vor: 
ſchriftsmäßige Deflaration (Abmeldung) entfernt werben. 

Das Dafein der in Rede ſtehenden Bergehen und. die Anwenbung der Strafe berfelben 
wird in ben vorftehend unter 1. bis 5. angeführten Fällen lediglich durch die daſelbſt bezeichne: 
ten Thatſachen begründet, I 

Kann jedoch in den unter 2,, 3., 4. angeführten Fällen der Angeſchuldigte vollftändig nach— 
mweifen, daß er eine Kontrebande oder Zolldefraudation nicht habe verüben fönnen oder wollen, 
fo findet nur eine Orbnungsitrafe nad) Borfchrift des 8. 18. Statt. 

$. 7. Wenn in den im $. 36. des Zolfgejeßes bezeichneten Fällen der zollordnungsmäßige 
Ausweis über die im Binnenlande transportirten Waaren nicht zur Stelle ertheilt werden kann, 
oder der erforderliche Vermerk in den Handelsbüchern fehlt, oder die verordnete Anmeldung ums 
terblieben ift, je wird zwar hierdurch die Vermuthung einer begangenen Zolldefraudation und 
bem Befinden'nad die vorläufige Beichlagnahme der ohne die vorgefchriebene Bezettelung oder 
Vermerlung in den Handelsbüchern vorgefundenen Waaren begründet, 

Widerlegt fih aber diefe Bermuthung bei näherer Unterfuhung, fo findet nur eine Orbs 
nungsftrafe nach $. 18. Staft. ve. h 

$. 8, Bei Defraudationen foll ohne Rückſicht auf bie Behauptung, daß die Gegenftänbe, 
woran bie Defraudation verübt worden, zum Durchgange beftimmt gewefen feien, auf die Ent: 
richtung des Eingangs: und, nad) Unterſchied, bes Ausgangszolles und auf die nad Maaß—⸗ 
2. diefes Zolles Statt findende Strafe erkannt werden. Cine Ausnahme hiervon und bie 

erücfichtigung dev obigen Behauptung ift nur dann zuläffie, wenn die Defrandation erft bei 
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dem Ausgangsamte, und unter ſolchen Umſtänden entdeckt wird, daß dabei nur eine Verkürzung 
des Durchgangszolles beabſichtigt; ſein kann. 

$. 9. Wenn ein Frachtführer nad Vorſchrift des F. 6. No. 1. Litt. a. wegen unrichti—⸗ 
ger Deflaration verurtheilt, derſelbe jedoch durch die ihm von dem Beftachter mitgegebenen Des 
flarationen, Frachtbriefe oder andere fchriftlide Notizen über den Inhalt der Kolli zu der un: 
richtigen Deflaration veranlaßt worden, oder, wenn in den $. 6. No. 4. angeführten Fällen 
die Verurtheilung lediglich auf den Grund der dafelbit bezeichneten Thatfahen erfolgt it, ohne — 
daß die Defraudation felbft weiter nadıgewiefen worden; fo findet im Wiederholungsfalle die 
Strafe des Rückfalls nit Statt, auch foll eine folde Berurtheilung diefe Strafe bei einem 
nacyfolgenden Zollvergehen nicht begründen. | 

8. 10. - Werden Gegenftände, deren Ein-, Durdys oder Ausfuhr verboten if, 

1) bei dem Grenz:Zollamte von Gewerbtreibenden ausdrücklich angezeigt, oder von an— 
dern Perſonen vorfchriftsmäßig zur Reviſion geitellt, oder 
2) kommen folde Gegenjtände mit der Poſt an, und fann derjenige, an welchen fie ges 
fendet find, einer beabfichtigten Kontrebande nicht überführt werden, 
fo findet feine, Strafe, wohl aber Zurückſchaffung der Gegenftände Statt. 

Im erſten Falle geichieht die Zurückſchaffung auf Koften desjenigen, welder die verbotenen. 
Gegenftände bei fi geführt Hat; im zweiten Falle haften für die etwa dem Staate verurfadh: 
ten Koften die Gegenftände felbft. 

- dd) Zoll: Defraudation unter erfhwerenden Umftänden. 
$. 11. Die Strafe der Kontrebande oder Defraudation wird um die Hälfte gefhärft: 
J) wenn die Gegenftände beim, Transport in geheimen Behältniffen, und fonit auf eine 
künſtliche und ſchwer zu entdeckende Art verborgen, und 
2) wenn zum Durchgang oder Miederausgange angemeldete oder fonft unter Begleit— 
fhyeinfontrofle gehende Gegenftände auf dem Transport vertauſcht oder in ihren Ber 
ftandtheilen verändert worden find, 
wobei jedody das im $. 4. feitgefegte Marimum der Freiheitsitrafe nicht überfchritten werben darf. 
$. 12. Diefe Strafe ($. 11.) tritt gleichfalls ein, wenn Gewerbtreibende, denen zur Be: 
förderung ihres Gewerbes, und umter der Bebinaung der Verwendung zu biefem Zwede, abgas 
bepfligtige Gegenftände ganz frei oder gegen eine geringere Abgabe verabfolgt worden find, 
diefelben ohne vorherige Nadyzahlung der Gefälle anderweit verwenden oder veräußern; oder 
wenn Perfonen, denen Waaren unverzollt anvertraut worden, mit benfelben Unterfcleif treiben 
oder zu treiben verftaiten, Außerdem gehen fie in dem einen wie in dem andern alle der ih: 
nen gewährten Begünftigung für immer verluftig. Ä 
$. 13. Wird eine Kontrebande oder Defraubation von drei oder mehreren Perſonen ge: 
meinfchaftlidy mit oder ohne vorherige Verabredung verübt, fo wird die Strafe für. diefe Vers 
gehen. gegen den Anführer durch eine. dreis bis fehsmonatliche, gegen jeden der übrigen Theils 
— * aber‘ durch eins bis dreimonatliche Gefängniß-, Zuchthaus⸗ oder Feſtungsarreſt-Strafe 
eſchãrft. 
Wird dieſes Vergehen nach vorhergegangener Strafverurtheilung wiederholt, oder iſt eine 
derartige Verbindung für die Dauer eingegangen worden, fo trifft den Anführer ein- bis zweis 
jährige, die übrigen Theilnehmer fehentunatlide bis einjährige Gefängniß:, Zudthaus: oder 
Fellungsarreft-Strafe neben der verwirften Defraudations: oder Kontrebanditrafe. 
$. 14. a) Derjenige, welder Komtrebande oder Zolldefraudation unter dem Schuße einer 
Berfiherung (Affekuranz) verübt, verfällt neben der auf das Vergehen ſelbſt geſetzten 
u in eine Gefängniß:, Zudhthauss oder Feſtungsarreſt-Strafe von zwei bis drei 
onaten. - 
b) Wird die Kontrebande oder Zolldefraudation von drei oder mehreren zu biefem Zwecke 
verbundenen Perfonen unter dem Schuge einer Verfiherung verübt, fo ift die nad) 
* Verſchiedenheit der im $. 13. verzeichneten Fälle verwirfte Strafe gegen den Anfüh— 
rer mit achtmonatlicher bis einjähriger und gegen die übrigen Theilnehmer mit vier: 
bis fehsmonatlidyer Gefängniß:, Zudthauss: oder Feſtungsarreſt-Strafe zu ſchärfen. 
e) Der Berfichernde (Nffefurateur), fo wie der Vorfteher einer Verſicherungsgeſellſchaft 
verfällt in den Fällen a. und b. in eine Gefängniß-, Zuchthaus: oder Feftungsar: 
reft-Strafe von-ein und einhalb bis zwgi Jahren, der Rehnungsführer der Verſiche⸗ 
zungsgefellihaft in eine foldhe von ſechs Monaten bis zu zwei Jahren, jeder der 
u Mitglieder der Geſellſchaft in eine folde „von ſechs Monaten bis zu einem 
ahre. 
Die in dem Verſicherungsgeſchaͤſt angelegten Fonds werden konfiszirt; kann bie 
Konfisfation nicht vollfiredft werden, fo ift an deren Stelle auf Grlegung einer Geld» 
fumme von 500 bis 5000 Rthlr. zu erkennen, für welde fämmtlidye Theilnehmer 
folidarifch verhaftet find. , 
$. 15. Wer im Grenzbezirke auf Nebenwegen oder zur Nachtzeit bei einer Kontrebande 
ober Defraudation mit Waffen oder anderen bergleichen gefährlichen Werkzeugen betroffen wird, 
fol außer. der Strafe für dieſes Vergehen mit einer eins bis dreijährigen und, wenn er ſich der 
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Waffen zum Widerftande gegen die Zollbeamten bedient hat, nadı Verhäliniß der den letzteren 
jugefügten Beihädigung, injofern hierdurch nad den allgemeinen Strafgefegen nicht eine här— 
tere Strafe verwirft it, mit einer drei- bis fünfjährigen Zuchthaus— oder Feſtungsarreſt-Strafe 
belegt werben. 
ee) Strafe der Theilnehmer. 

$. 16. Die Strafen der Miturbeber, Gehülfen und Begünftiger einer Kontrebande oder 
Deftaudation, fowie derjenigen, welche an den Vortheilen diefer Vergehen nadı deren Berübung 
wifientlid Theil nehmen, find, foweit nicht die befondern Borfcriften der $$. 13. und 14. Ans 
wendung finden, nad ben Vorſchriften der allgemeinen Strafgeſetze zu beitimmen. ; 

Die für den Nüdfall beftimmte Strafe trifft aber nur diejenigen Theilnehmer einer Kons 
trebande oder Defraudation, welche ſich ſelbſt eines Ruͤckfalls ſchuldig gemacht haben. 


c) Strafe der Kontravention. 
$. 17. Die Berlegung des amtlihen Waarenverſchluſſes ohne Beabfihtigung einer Ges 
fälle-Enlziehung wird, wenn nicht nachgewieſen werden fann, daß bdiefelbe durd einen unver: 
fhuldeten Zufall entitanden, und fofort nadı der Entdeckung dem' nächſten Steueramte hierüber 
Anzeige gemadyt ift, mit einet Geldbuße geahndet, welde bei verbotenen Gegenftänden dem 
fehsten Theile des Werths derfelben, und bei anderen Gegenftänden dem fechsten Theile der 
Eingangsabgabe gleichkommt. 
' $. 18. Die Uebertretung der Vorfchriften des Zollgefeges und der Zollorbnung, fowie ber 
in Folge derfelben öffentlid befannt gemadyten Berwaltungsvorfchriften, für weldye feine befons 
an Strafe angedroht iſt, wird mit einer Orbnungsftrafe von einem bis zehn Thaler ge— 
ahndet. 
d) Subſidiariſche Vertretungsverbindlichkeit dritter Perſonen. 
$. 19. A) Handel- und Gewerbtreibende haben für ihre Diener, Lehrlinge, Markthelfer, 
Sewerbegehülfen, Ehegatten, Kinder, Gefinde, und die fonft in ihrem Dienfte oder 
Tagelohn ftehenden oder ſich gewöhnlidy bei der Familie aufhaltenden Perfoiten, 
B) andere nicht zur handel: und gewerbtreibenden Klaſſe gehörende Perfonen aber nur 
für ihre Ghegatten und Kinder rüdfihtlih der Geldbußen, Zollgefälle und Prozeß: 
foften zu haften, im welche die foldyergeftalt zu vertretenden Perjonen wegen Verlegung , 
der bei Ausführung. der ihnen von den fubfidiarifd, Verhafteten übertragenen Hans 
dels-, Gewerbs: und anderen Berrichtungen zu beobachtenden zollgefeglihen oder Zolls 
Verwaltungsvorfchriften verurtheilt worden find. 
j Der Zollverwaltung bleibt in dem Falle, wenn die Geldbuße von dem Ange: 
ſchuldigten nicht beigetrieben werden kann, vorbehalten, die Geldbuße von dem fubfi= " 
diariſch Verhafteten einzuziehen, oder ftatt deſſen und mit Verzichtung hierauf die im 
Unvermögensfalle an die Stelle der Geldbuße tretende Freiheitsitrafe fogleih an den 
Angefhuldigten vollſtrecken zu laſſen, ohne daß letzteren Falls die Verbindlichkeit des 
ſubſidiariſch Verhafteten rüdjihtlid der Gefälle und Prozefkoften dadurch aufgehos- 
ben wird. 
e) Beſtimmungen wegen der Konfisfation. 
$. 20. Der in Folge eines Zollvergehens eintretende Werluft der Gegenſtände des Per: 
gehens trifft jederzeit den Gigenthümer. Gine Ausnahme findet nur dann Statt, wenn die Kon— 
trebande oder Defraudation von dem befannten Frachtfuhrmann oder Schiffer, weldem ver 
Transport allein anvertraut war, ohne Theilnahme oder Mitwiffen des fid) als ſolchen auswei— 
fenten Gigenthümers, oder in deffen Namen handelnden Befrachters verübt worden ift, und leß- 
tere ihrerferts die ihnen als Abfender der Maare obliegenden Berbindlichfeiten erfüllt und da— 
durch den MWaarenführer in den Etand gefegt haben, die Ladung vorſchriftemäßig zu deflariren 
und die gefeglichen Gefälle zu entrichten, der MWaarenführer auch nicht zu denjenigen Perfonen 
gehört, für welde der Gigenthümer oder der Befrachter nach Vorſchrift des $. 19. jubjieiorifch 
verhaftet iftz in diefem Falle tritt ftatt der Konfiefation die Verpflichtung des Maarenführers 
ein, den Werth jener Gegenftände zu entrichten. 
8.21. In alten Fällen, in ten die Konfiokation ſelbſt niht vollzogen werden kann, ift 
ftatt derfelben auf Grleaung des Merths der Gegenftände, und wenn diefer nicht zu ermitteln 
ift, auf Zahlung einer Geldfunme von 25 bis 1000 Rthlrn. zu erkennen. 
$. 22. Das Gigenthum der Gegenftähtde, die der Konfisfation unterliegen, geht in bem 
Augenblick, wo diefelben in Beſchlag genommen worden find, foaleih auf den Etaat über und 
fann nach den Grundſätzen ber Civilgefege über die Vindikation gegen jeden dritten Befiger 
verfolgt werben. 


f) Zufammentreffen mit anderen Berbreden. 
$. 23. Treffen mit einem Zoflvergehen andere Berbrehen zufanmen, fo fommt die für 
erftere beitimmte Strafe zugleich mit der für legtere worgefchriebenen zur Anwendung. 
—8. 24 Wird eine Kontredande oder Defraubation mittelft Abnahme, Verlegung oder fon: 
ftiger Unbraudbarmahung des amtlihen Waarenverſchluſſes verübt, fo tritt außer der Strafe 
der verübten Kontrebande oder Defraudation diejenige ein, welde nach. dem allgemeinen Straf⸗ 
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geiege bei Fälſchungen öffentlicher Urfunden Statt findet, jebod, mit Ausnahme der darin vor⸗ 
geſchriebenen Gelpftrafe. 
g) ‚Strafe ber Beitehung. : 

$. 25. Wer einen zur Wahrnehmung des Zollintereſſe verpflichteten Beamten, mit dem 
er im Amte zu thun hat, oder den Angehörigen defielben Geld oder. Geldeswerth ſchenkt oder 
zum Gefdyenf anbietet, wird mit einer dem vier und zwanzigfadhen Betrage oder Weribe des 
Geſchenks oder des Angebotenen gleidifommenden Geldbuße, und wenn der Betrag oder Werth 
nicht zu ermitteln ift, mit einer Geldbuße von Zehn bis Fünfhundert Thalern belegt. Im Fall 
des Unvermögens zur Erlegung der Geldtrafe tritt eine mac dem allgemeinen Strafgefege ab» 
zumefiende Freiheitsſtrafe ein. 

h) Strafe der Widerfeglidfeit. 

$. 26. Wer ſich Handlungen oder ünterlaffungen zu Edulden fommen läßt, woburd ein 
foldyer Beamter in der reditmäßigen Ausübung feines Amts verhindert. wird, hat, infofern da— 
mit feine Beleidigungen und Thätlicyfeiten gegen die Perfon des Beamten verbunden find, eine 
Geldbuße von Zehn bis Funfzig Thalern verwirkt. Sind dabei zugleicd, Beleidigungen oder 
. Thätlidyfeiten verübt, jo treten die in dem allgemeinen. Strafgefege angeorbneten Strafen der 
Injurien oder thätlicher Widerfeglichfeit gegen Abgeorbnete der Obrigkeit, jedoch mit einer Ber: 
fhärfung um die Hälfte ein. Jeder etwanige Mißbrauch der Amtsgewalt von Seiten der Bes 
amten bewirkt eine Milderung der Strafbarkeit desjenigen, der ſich widerfegt hat. 


i) Entfhuldigung mit der Unbefanntfchaft der Zoll: Gefege. 

$. 27. Unbekanntſchaft mit den Borfchriften des Zolgefeßes, der Zollordnung und biefes 
Geſetzes, und ber in Folge berfelben gehörig bekannt gemachten Verwaltungsvorſchriften foll 
Niemand, and nicht den Ausländern zur Entſchuldigung gereichen. 

Ä B. Bon dem Straf:-VBerfahren: 

a) Verfahren bei Entbedung einer Zollgefeß:Uebertretung. 
j $. 28. Der erfte Angriff und bie vorläufige Feftftellung des Thatbeftandes bei Eutdeckung 
einer Zollgefeg:Uebertretung erfolgt durd die mit der Mahrnehmung des Zollintereffe beauf— 
tragten Beamten, weldye fid) der Gegenitände des Vergehens, und wenn es zur Sicherſtellung 
der Abgaben, Strafen und Unterfudungsfoften erforberlic it, auch der Transportmittel durch 
Beihlagnahme verfihern müflen. Fremde und umbefannte Kontravenienten können verhaftet 
und, bis fie fidy legitimiren und Sicyerheit beitellen, an das nächſte Gericht zur Verwahrung 
abgeliefert werben. 
b) Verfahren hiniihtlih der in Beihlag genommenen Saden. 

$. 29. Die Freilaffung der in Beſchlag genommenen Gegenftände vor ausgemadter Sade 
ift nur zuläffig, wenn eine Berbunfelung des Sadwerhältniffes davon nicht zu beforgen if. 
Alsdann ift folhe in Anſehung der Transportmittel durd die Zoll: oder Steuerftellen ohne Ver— 
zug zu verfügen, wenn entweder nady den obwaltenden Berhältniffen wahrfcheinlid ift, daß ber 
Kontravenient dem Staate auch ohne Sicyerheitsleiftung für das Vergehen werde gerecht werden 
fönnen, oder wenn genügende Sicherheit auf Höhe des Betrags der Gefälle, Strafe und Koften 
ober auf Höhe des Werths der Transportmittel, Falls diefer geringer ift, geleitet worden. 

In Anfehung der in Befhlag genommenen Waaren, in Bezug auf welche die Hebertretung 
verübt worden, findet unter obiger Sorauefegung die Freilaffung durch die Zolls oder Steuers 
ftellen nur Statt, wenn bei Vergehen, welche nicht die Konfisfation der Waaren nach ſich ziehen, 
die wahrfceinlihe Summe der Strafen und Koften, und in anderen Fällen der anerfannte oder 
gehörig ermittelte Werth der Waaren einfchließlih der Gefälle, entweder baar deponirt, oder 
völlige Sicherheit dafür auf andere Art geleiftet wird. 

$. 30. Inſofern die in Beſchlag genommenen Transportmittel, als Zugthiere u. f. w. 
nicht innerhalb acht Tagen freigegeben werden fönnen und deren Pflege und Unterhaltung 
Koftenaufwand Seitens der Zoll: oder Steuerbehörde erfordert, oder die in Beſchlag genomme— 
nen Waaren’ dem Verderben bei der Aufbewahrung unterworfen find, muß die Veräußerung 
derfelben alsbald veranlaßt werben. 


a ec) Feſtſtellung bes Thatbeftandes durch Protofolle der Beamten. 

$. 31. Die Zollgefeg-Uebertretungen werben, foweit fie von dem Zoll- oder Steuerbeam⸗ 
ten entdeckt worden, duch Protofolle derfelben feitgeftellt. 

$. 32. Dieje Protofolle müflen enthalten: 

1) das Datum und den Ort der Aufnahme; 
2) die Mamen- der dabei anmwefenden Berfonen; 
- 3) bie vollftändige Angabe: des Herganas der Sache, und 
4) die Unterzeihnung der anmefenden Perfonen, oder die Erwähnung, daß biefelben 
nidyt haben unterzeihnen wollen oder können. 

Das Protokoll muß unverzüglid nad Entdeckung der Webertretung aufgenommen, von den 
Beamten mit der Berficherung der Nichtigkeit des Inhalts auf den Dienfteid unterfchrieben und 
fpäteftens binnen 3 Tagen, bei Verluſt feiner Glaubwürbigfeit, der Behörde eingereicht werden. 

.- Das von zwei Zoll: oder Steuerbeamten über eine von ihnen entdeckte Zollgefegübertres 
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tung vorferiftemäßig ‚aufgenommene Protokoll begründet einen vollen Veweis der Thatſache, 
welche ſie darin aus eigener irn angeben. 
d) Kompeten;. 

6. 33. Die unterſuchung und Entſcheidung ſteht in den Fällen, wo eine Freiheitsſtrafe 
unmittelbar Statt findet, oder beim Bufammentveffen mit anderen Verbrehen ($. 23.) den Ge— 
richten, .und in den Fällen, wo es nur auf eine Ordnungoſtrafe ankommt, der Zoll- oder Steuer⸗ 
behörde ausſchließlich zu. In den übrigen Fälfen wird die Unterfuhung von den Hauptzollr 
und Steuerämtern geführt, und darauf im Berwaltungswege, wenn die geſetzliche Geldſtrafe und 
der Werth des der Konfiefation unterliegenden Gegenitandes zufimmengenonmn Funfzig Ihas 
ler nicht überfteigt, von den genannten Aemtern, fonft aber von der Provinzial:Zoflbehörde ent: 
ſchieden. Letztere kann jedoch, fo lahge noch fein Strafbefcheid erlaffen worden it, die Ver: 
weilung ber Sade zum gerichtlichen Verfahren verfügen, und eben fo dex Angefchuldigte wäh— 
rend der Unterfuchung bei der Zoll: oder Steuerbehörde, und binnen zehn Tagen präflufivifcher 
Friſt nad Eröffnung bes von legterer abgefaßten Strafbefheides, auf rechtliches Gehör antras 
gen.. Der Strajbeiheid wird alsdann als nicht ergangen angefehen. » 

/ e) Berfahren bei gerihtlihen Unterfudungen. 

$. 34. Die Berufung auf rechtliches Gehör it bei dem Haftptzoll: und Gtenerbeamte an—⸗ 
zumelben, bei welchem die Sache anhängig if. Dafielbe veranlaßt hierauf die Ginleitung der 
gerichtlichen Unterfuchung, zu deren Führung bei einem jeden Hauptzolle und Steueramte ein 
Unterfuhungsrichter anzuftellen if. 

$. 35. Nach gefchloffener Unterfuhung werden die Verhandlungen durch die Provinzial: 
Bollbehörbe an das fompetente Gericht zur Entſcheidung eingeſandt. Kompetent iſt in dem Falle, 
wenn bereits ein Strafbeſcheid im Verwaltungsewege ergangen iſt, nur das Obergericht. 

$. 36. Die Führung und Entſcheidung der gerichtlichen Unterſuchungen erfolgt in der 
Form und in dem Inftanzenzuge, welde für Diejenige Gattung von Vergehen, zu welder bie 
Bollgefeg:Uebertretung gehört, in den Prozeßgeſetzen vorgeicrieben find. 

$. 37. Wenn die Fähigfeit des Angefduldigten zur Zahlung der Geldbuße nicht außer 
Zweifel if, fo muß zugleich auf bie im Unvermögensfalle eintretende Freiheitsſtrafe erkannt 
werben. 

f) Verfahren bei Unterfuhungen im Berwaltungswege. 

$. 38. Die Hauptzoll- und Steuerämter unterſuchen bie Uebertretungen fummarifh und 
föunen fich hierbei der ihnen untergeordneten Aemter und Beamten bedienen; die Betheiligten 
und Zeugen werden mündlich verhört und ihre Ausfagen zu PBrotofofl genommen. 

$. 39. Die Borladungen gefchehen durch die Steuerauffeher oder Unterbedienten der Zolls 
oder Steuerämter, oder auf deren Mequifition durch die Ortsbehoͤrden nach den für die gericht— 
lichen Inſinuationen beſtehenden Vorſchriften. 

8. 40. Erſcheint der Angeſchuldigte auf bie Vorladung nicht, oder verweigert er bie Aus— 
laflung vor der Zolls oder Eteuerbehörbe, fo wird die Sache nach Vorſchrift des $. 33. zur 
gerichtlidien Unterſuchung und Entſcheidung abgegeben. 

$. 41. Sit jeboch die Sache zur gerichtlichen Kognition nicht geeignet, fo wird, wenn bie 
' Mebertretung von einem Beamten aus eigener Wiflenfchaft angezeigt worden, oder durch Urfuns 
den beſcheinigt if, der Angeklagte der That in contumaciam für geftändig erachtet; wenn aber 
zum Beweiſe der Uebertretung noch Zeugen zu vernehmen ſind, mit deren Vernehmung in con- 
tumaciam verfahren und nur auf folde Einwendungen gegen die Glaubwürdigfeit derfelben 
Rückſicht genommen, welde ſich aus deren Ausfagen von felbft ergeben. 

Die Unterfuhung wirb ohne weitere Vorladung des Angeſchuldigten zu Ende geführt und ' 
entſchieden. Dieſe Nachtheile müſſen demfelben in der Vorladung ausdrüdlid befannt gemadht 
werben. 

$. 42. Die Zeugen find verbunden, den am fie von den Zolle oder Steuerftellen ergehen: 
den Borladungen Folge zu leilten. 

Wer fid) deſſen weigert, wird dazu auf Reauifition des Zoll- oder Steuer-Amtes durch das 
Geridyt in gleicher Art, wie bei gerichtlichen Borladungen, angehalten. Bei Bereidung von 
Zeugen, welde nur in ſoichen Füllen Statt findet, in denen der Antrag. auf gerichtliche Unter: 
fuhung und Entfheidung ausgefdloffen bleibt, ift ein mit richterlicher Dualität verfehener Juſtiz⸗ 
beamter zuzuziehen oder die Zeugen find zur Bereidung vor einen ſolchen Juſtizbeamten zu ftellen. 

$. 43. In Sachen, wo die Geldbuße und der Konfisfationswerth. zuſammen ben Betrag 
von 50 Thalern überfleigen, muß dem Angefhuldigten auf Verlangen eine Frift von Adıt Tas 
gen bis Bier Wochen zur Einreichung einer fhriftlichen Vertheidigung geftattel werben. 

$. 44. Findet die Zoflbehörde die Anwendung einer Strafe nicht begründet, fo verfügt 
fie die Zurüdlegung der Aften. 

$. 45. Der Strafbeſcheid, welden bie Entſcheidungs ruͤnde beigefügt fein müffen, wird 
durch das Zoll: oder Steueramt dem Angeſchuldigten nad) Befinden der Umſtände zu Protofofl 
publiziert oder in ber für bie Vorladung  vorgefcriebenen Form infinuirt, Bei Gröffnung des 
Strafbefheides find dem Angeſchuldigten zugleich die ihm dagegen zuftehenden Rechtsmittel. bes 
kannt, auch iſt derfelbe auf die Erhöhung ber Strafe aufmerfjam zu machen, welche er, im 
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Fall der Wiederholung feines Vergehene, zu erwarten hat, und daß dieſes geſchehen, in der Pu: 
blifations: Verhandlung zu erwähnen. Wird ſolches bei den abminiftrativen oder auch ben ges 
richtlichen Unterfuhungen unterlaffen, fo hat die mit der, Publikation beauftragte Behörbe eine 
Orpnungsftrafe von Fünf bis zehn Thalern verwirkt, den Kontravenienten trifft jedoch deſſenun⸗ 
geachtet bei der Wiederholung des Vergehens bie auf legtere geſetzte Strafe. 

g) Rekurse-Inſtanz. 

8. 46. Der Angeſchuldigte fan wenn er von ber. Befugniß zur Berufung. auf richter⸗ 
lihe Entſcheidung feinen Gebrauch machen will, gegen den Strafbeſcheid den Rekurs an bie 
zunädıft vorgefeßte Frinangbehörbe ergreifen. Dies muß jedoch binnen Zehn Tagen präftufivi: 
ſcher Friſt nad der’ Eröffnung des Strafbeſcheides geſchehen und ſchließt fernerhin jedes gericht: 
liche Verfahren aus. Der Mefurs ift bei dem Zoll: oder Steueramte, weldes die Unterfuhung 
geführt. hat, anzumelden, 

Wenn mit der Anmeldung des Mefurfes nicht zugleich deſſen Nedifertigung ‚verbunden ift, 
fo wird ber Angeſchuldigte durch das Zoll- oder Steueramt aufgefordert, die Ausführung ſeiner 
weitern Vertheidigung in einem nicht uͤber vier Wochen hinaus anzuſetzenden Termin zu * 
tokoll zu geben oder bis dahin ſchriftlich einzureichen. 

$. 47. Die Verhandlungen werben hiernädft zur Abfaſſung des Rekurs-Reſoluts an bie 
Tonpetente Behörde eingefandt. Hat jebod der Angefchuldigte zur Meditfertigung des Rekurſes 
neue Thatfahen oder. Beweismittel, deren Aufnahme erheblidy befunden wird, angeführt, fo wirb 
mit der Infiruftion nad den für die erfie Inſtanz gegebenen Beſtimmungen verfahren. 

$. 48. Das Mefurs-Refolut, welchem bie Entfheidungsgründe beizufügen find, wird an 
das betreffende Zoll: oder Steueramt befördert und wach erfolgter Publikation oder Inſinuation 


vollſtreckt. 
h) Koſten. 

$. 49. Bei der Unterfulhung im Berwaltungsmege kommen außer den baaren Auslagen 
an Porto, Stempel, Bengengebühren u. ſ. w. feine Koften zum Anſatze. 

i) Strafvollfiredung. 

$. 50. Die Veräußerung der Konfisfate wird ohne Unterſchied, ob die Entiheidung im 
gerichtlihen oder im Berwaltungdwee erfolgt ift, durch die Zoll: oder Steuerbehörbe bewirft. 
Die Vollſtreckung der rechtöfräftigen Grfenntniffe geſchieht von den Gerichten, die der Reſolute 
aber von der Zoll- oder Steuerbehörde, welche dabei nach den für Erekutionen im Verwaltungs: 
wege ertheilten Borfchriften zu verfahren hat. Die Zolle oder Steuerbehörde fann nah Um— 
ftänden ber Vollſtreckung Einhalt ihun, und bie Gerichte haben ihren desfallfigen Anträgen Folge 

u geben. 
. $. 51. Zur Beitreibung von Geldbußen darf ohne die Zuſtimmung des Berurtheilten, ins 
fofern diefer ein Inländer ift, fein Grundftüd fubhaftirt werbei. 
. 52. Die Veräußerung ber Konfisfate erfolgt in den Formen, welde für die Veräuße⸗ 
rung von ————— vorgeſchrieben ſind. 
k) Vollſtreckung der ſubſidiariſch eintretenden Freibeitsitrafe. 

$. 53 Kann die Geldbuße gang oder theilweife nicht beigetrieben werben, fo if, wenn 
nit ſchon für den Unvermögensfäll auf eine Freiheitsitrafe erfannt worden, die Gelbbuße von 
dem Gerichte durch eim Reſolut in eine verhältnißmäßige Freiheitsftrafe zu verwandeln und letz⸗ 
tere zu vollfteeden. 

Bei den im Verwaltungswege feftgefegten Geldbußen gefchieht die Verwandlung auf den 
Grund eines von den Zollbehörden unter der Ausfertigung des Strafreſoluts zu fegenden Atteſtes 
über bie Uneinziehbarfeit der Gelobuße-durd das kompetente Cher: Gericht, welches dabei auf 
eine PURE ber erfolgten Entſcheidung nicht weiter eingehen darf. 

) Verfahren bei der Erefution gegen Ausländer. 
54. Ausländer, welde die gegen fie erkannte Geldbuße nicht abtragen, find, ſobald fie 
im Snlande betroffen werden, von der Zolls oder Steuerbehörde unter Zuziebung der Oris⸗ 
Obrigfeit zu verhaften, und wenn fie hierauf nicht birinen einer, nad den Umftänden zu bes 
finnmenden Frift für die Berichtigung oder Sicyeritellung der Geldbuße forgen, au die Berichte 
Behufs der Bollfiredung der fubfidiariic eintretenden Freiheitsſtrafe abzuliefenn. 
55. Der Verurtheilte kann von der flatt der Geldbuße bereits in Vollzug gefeßten 
Breißeitoftrafe ſich nur durch Erlegung des vollen Betrages der erkannten Geldbuße befreien. 
m) Berfahren gegen die fubfidiarifh VBerhafteten. 

$. 56. If für die Geldbuße ein Anderer nach Vorſchrift des 8. 19. verhaftet, fo veran: 
laßt die Zoll: oder Gteuterbehörde die Zuziehung defielben zu der gegen tem Kontravenienten 
eingeleiteten Unterfuchung, worauf in dem Strafbeideide der Bollbehörde oder in dem gericht: 
lien Erkennmiſſe wegen ber Zollgeſetz⸗ Uebertretung zugleich über die ſubſidiariſche Verhaftung 
mit entſchieden wird 

. 57: Dem ſubſidiariſch Verhafteten ſteht gegen die Entſcheidung ber Zollbehörde die 
Kerufung entweder an die zunächſt vorgefeßte Inftanz oder an die Gerichte offen. Hat der 
Kontravient gegen den Strafbefcheid eine andere ‚Art der Berufung, als der fubfiviarife Vers 
baftete, gewählt, fo fteht es dem Lepteren frei, ich der von dem Ceſteren gewählten Berufung 
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nachtrãglich anzuſchließen. Mill er dieſes micht, fo bleibt das weitere Verfahren ausgefeht, bis 
über a in dem von dem Kontravenienlen gewählten Wege entſchieden 
worben if. 
$. 58. JR bie Zuziehung des ſubſidiariſch Verhafteten unterblieben oder Letzterer auf bie 
Vorladung der Zollbehörde bei der im Verwaltungswege redhtsfräftig beendigten Unterfuchung 
“nicht erfdrienen, fo fertigt diejenige Zollbehörde, welche nad $. 33. zur Entſcheidung der Haupt: 
ſache fompetent war, naddem die, Erefution gegen den Kontravenienten vergeblih verfudt wor: 
den, einen Zahlungs-Befehl aus und laßt denjetben dem fubfidiariich Verhafteten mit den Be: 
deuten zugehen, daß wenn er fich zu der Bertretung nicht verpflichtet halte, ihm dieferhalb bin- 
nen Zehn Tagen präflufiviicher Frift die Berufung an tie höhere Finangbehörde oder an bie 
Gerichte offen ftehe. : i 
8 59. Die abgejondert von der Unterfuchung wider den Kontravenienten zur gerichtlichen 
Kognition gelangende jubjidiariihe Verhaftung wird im Wege des ſummariſchen Prozeſſes erör⸗ 
tert und enſſchieden. 
Das Hericht darf, hierbei num auf die Beurtheilung det Frage eingehen, ob der Fall ber 
fubjidiarifichen Verhaftung nad) den Gefegen vorhanden fei. Eben. diefes findet Statt, wenn 
ber Koniravenient fich bei dem verurtheilenten Erkenntniſſe beruhigt, der fubfiviarifch Berhaftete 
aber von den, in den Prozeß-Geſetzen geordneten Mectsmitteln Gebraud macht. 
n) Berfahren gegen einen unbefannten Defraudanten. 


$. 60. Wenn ei Unbekannter, welcher auf einer Uebertretung ber Zoll-Geſetze betroffen 


worben, ſich entfernt und verbotene cder abgabepflichtige Gegenftände ohne oder mit andern 
Sachen zurückgelaſſen hat, fo wird hierüber eine öffentliche Befanntmadung von der Provinziale 
Bollbehörde ertaffen, und dreimal von vier zu vier Moden in die amtlichen Blätter eingerüdt. 
Meldet ſich hierauf Niemand. binnen vier Moden nad der legten Bekanntmachung, fo werde 
die Sachen zum Vortheil der Staatékaſſe verkauft, dem Inhaber oder Eigenthümer bleibt abe 


- vorbehalten, feine Anfprüiche auf Grftattung des Grlöfes noch bis zum Ablauf eines Jahres, 


von der erſten Bekanntmachung an gerechnet, geltend zu machen. 

Betraͤgt der Werth der Sachen nicht über Funfzig Thaler, fo bedarf es ber öffentlichen 
Bekanntmachung nicht. Der Verkauf kann alsdann, wenn fih binnen Bier Wochen nad der 
Beſchlagnahme Niemand gemeldet hat, verfügt werden, und die einjährige Friſt für den Eigen: 
thümer oder Inhaber der Sache zur Geltendmadhung feiner Anfprüde auf Erftattung des Er— 
löjes wirb vom Tage der Beſchlagnahme an gerechnet. 

Beſtimmung der Straf-Fonds. 

$. 61. Der Beirag der nad dieſem Geſetze feſtgeſetzten und eingezogenen Geldſtrafen, ſo— 
wie der Erlös aus den Konfisfaten (letzterer nach Abzug der darauf ruhenden Abgaben) ſoll zu 
einem beſonderen Fends fließen und derſelbe theils zu Gratiſikationen für die zur Wahrnehmung 
des. Zoll-Intereſſe verpflichteten Beamten, mit Ausſchluß der Mitglieder der Hauptzoll- und 
Steuerämter und ber höher geitellten Beamten, theils zur Unterſtützung ihrer Witwen und 
Waiſen verwandt werden. N . 

Ueber die Vertheilung folder Grati fifationen hat Unſer Finanzminiſter das Nähere zu be: 
ſtimmen, durch die Theilnahme daran wird die Glaubwürdigkeit ber amtéeidlichen Angaben ges 
dachter Beamten nicht geſchwächt. 

Die bisher geſetzlichen Straf-Antheile der Denunzianten fallen fort. *) 

Verjährung der Strafen. 

$. 62. Die durch diefes Gefeß für das Vergeben der Koytrebande und Defraudation bes 

ſtimmten Strafen verjähren in Fünf Jahren, bloße Orbnungsftrafen aber in Ginem Jahre feit 


Werũbung des Wergehens oder der Kontraventien. 


$. 63. Auch die nicht in der Zollorbnung v. 26. Mai 1818. und in ber B. v. 19. Nov. 
1824., deren Aufhebung durd das Patent von heutigen Tage erfolgt-ift, enthaltenen gefeglichen 
Beñtimmungen über die Unterſuchung und Beſtrafung der Zollvergehen werben, infoweit in Dies 
ſem Geſetze etwas anderes verordnet iſt, hierdurd) aufgehoben. 
Gegeben Berlin, d. 23. Jan. 1838. L. 8.) Friedrich Wilhelm _ 
Friedrich Wilhelm, Kronprinz. 
Frh. v. Altenſtein. v. Kamptz. Mühler. v. Rochow. v. Nagler. 
Graf v. Alvensleben. Frh. v. Werther v. Rauch. 


Allerh. 8. D. v. 23. Jan. 1838., betr. die Modifikation der Strafen bei 
Defrandation der innern Steuern. 


[G. S. 1838. ©. 92. No. 1869.] 


Um die. Strafen für die Defraubationen der Branntwein:, Braumalz:, Tabads: amd Mein; 
moit:, fowie der Mahl: und Schlachtſteuern, mit den Strafen fur Zollvergehen nach dem heute 
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von Mir vollzogenen G. in? Uebereinſtimmung zu bringen ‚> verorbne Ich anf den Antrag des 
Staatsminiſteriums, mit Abänderung der 8; v..8. Febr. 1819. und 30. Mai 1820., daß bei 
dent Unvermögen des Defraudanten der gedachten Steuern zur Entrichtung Der gefeglichen Geld⸗ 
kuße, eine Gefängnißftenfe fubftitwirt werden foll, Die beinr eriten Straffalle die Dauer von Gis 
nem Jahre, beim erſten Mücdfalle die Dauer von Zwei Jahren und bei weiteren Rückfällen die 
Dauer von Bier Jahren nicht Überfteigen darf. Diefer Befehl ift durch die G. 5, zur öffene- 
lichen Keuntniß.zu bringen. - 
Berlin, d. 23. Jan. 1838, — 
An RETTEN A Friedrih Wilhelm. 

das Staatsminifterium. 


B., betr,, die Anwendung der Defl. v. 10. Febr. 1827, (6. S. ©. 26.), 
bezüglich auf die Patrimoninl:Gerichtsbatfeit, D d.d. 31, März 1838. *) 


Mir Friedrich Wilhelm sc. ꝛc. Da über die Anwentung Unferer Defl. v. 10. Fehr, 1827. . 
und insbefondere dariiber Bedenken entſtanden find, ob und inwiefern die Vorfcrift des $ 75. 
Tit. 17. Tb. II des A. L. M., auf ven Fall zu beziehen fei, wenn der Inhaber der Polizei— 
Gerichtsbarkeit fi der Ausübung derjelben perſenlich unterzicht, fo verortnen Wir, auf den 
— *— Unſeres Stgats-Miniſteriums und nach erforderten Gutachten Unſeres Staatsrarhs, 
‚was folgt: | 

$. 1. Die Vorſchrift des $. 75. des 17, Tit. IT. Th. des N. L. R. findet bei Ausübung 
der Polizeis&erichtsbarfeit nur auf die im $. 62. dafelbit mäher bezeichneten geringeren Ver: 
brechen ımd auf die zur Kompetenz der Polizei verwiefenen Rechtsſtreitigkei en, nidt aber auf 
polizeiliche: VBergehungen ($$. 10. 14. daſelbſt) Anwendung. Die Inhaber der Polizei⸗Gerichts⸗ 
barfeit ſind mirhin auch dann befugt, poligeilide Vergehungen in eigener Perſon zu unterſuchen 
und zu beitrafen, wenn mit dem allgemeinen ihr perfünlicyes Intereſſe zufammentrifft. 

$. 2. Die Inhaber der Polizei-Gerichtsbarkeit fönnen ſich ei deren Ausübung außer dem, 
Gerichtshafter and durch amdere Perfonen vertreren laſſen, wenn biefelben fowohl ihrer äußern 
Stellung nach (mie Gutspächter, Wirthihafts:Anffeher, Nehnungsführer u. f. w.), als durch 
ifre Zuverläffigfeit und Bildung dazu geeignet find. — 

Jede Anſtellung eines Vertreters Ri tem Landrath unverzüglich anzuzeigen; welcher tarüber 
an die Regierung berichten muß. Hat der Landrath gegen die Perſon des Stellvertreter erheb⸗ 
liche Bedenken, fo fann er die Amtswirkſamkeit deſſelben vorläufig unterſagen. Die Regierung ' 
iſt befugt, aus bewegenden Gründen, worüber fie nur allein der vorgefegten Behörde auf Er— 
fordern Rechenſchaft zu geben hat, die Entlaffung des Stellvertceters zu jeder Zeit anzuordnen. 
Den Inhaber der Polizei-Gerichtsbarkeit it gegen eine folhe Berfügung der Rekurs an ben 
Miniſter des Innern und der Polizei vorbehalten. 

Urfundlih unter Unferer Höchfteinenhäntigen Unterfchrift und beigedrucktem König. Infiegel. x 

Gegeben Berlin, d. 31. Mär; 1838. . S. Friedrich Wilhelm. 

v. Müffling v. Kamptz. Mühler. v. Nochow. 
ar Beglaubigt: 

Für den Staatefekretär: 
Düesberg. 





V. | die Einführun einer gleichen Wa enfpur in der Provinz Sachien 
’ et W, 7. April 1838. z 
[®. ©. 1838. ©. 258. No. 1892] 
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Allerh. 8. O. v. 10. April 1828., betr, die Nechte der zum zwanzigjäbs 

rigen Militairdienfte verpflichteten, als Forftichugbeamte interimijti,ch 
angejftellten Korpsjäger. *) 

IG. ©. 1833. ©. 258. No. 1891.] 


Auf Ihren Antrag dv. 12. v. M. genehmige Ich, daß Deine D. v. 6. Dft. ». I. bie Rechte 
‚bee zum zwangigjährigen Militairdienite verpflichteten, als KorftihugsBeamte interimiftifh anges 
- ftellten Korpsjüger beir, in die ©. ©. -aufgenommen werde, und überlafle Ihnen, das Gifors 
derlihe ju verfügen. 
-Berlin, d, 19. April 1838. _ 
An Ä Friedrih Wilhelm, 
den Staatsminifter v. Ladenberg und den Staats: und Kriegsminifter, 
General-der Infanterie v. Rauch. 


* 





* 


2) Mergl. ©. v. 24. April 1940. ; . 
) Bergl. 8, D. v. 6. Dit. 1837, und v. 21. Mai 1840. 
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a 1838. (8. 13. Mai — 16. Juni) 


Negulativ über die Prüfung der Landrathbamts: Kandidaten. U. 13. 
Mai 1838. 4 


‘ 


[S. bei der K. O. v. 10. Juli 1838.) 


Allerb. A. ©. v. 12. Juni 1838,, betr. die Ermächtigung der Negie— 

rungen bei Beräußerungen unbeweglicher Güter nnd dene ig rc er 

Zünfte von der vorgefchriebenen Öffentlichen Verfteigerung in befonderen 
Fällen zu dDispenfirem  - | 


ZT [G. &. 1838. ©. 370. No. 1911.] 


Auf den Bericht des Staateminifteriung v. 15. April will Ich die Regierungen ermädhtis 

Yin bei Veräußerungen unbewegliher Güter und Gerechtigfeiten der Zünfte von der vorgeſchrie⸗ 

enen öffentlihen VBerfteigerung auf hen Antrag der Zünfte und im Mebereinftimmung mit den 

ihnen unmittelbar vorgefegten Magifträten in befondern Fällen zu bispenfiren und den Verkauf 

aus freier Hand zu geflatten, fobald fie ſich überzeugt haben, daß der Vortheil der Zunft das 

durch befördert, oder jolde doch wenigftens nicht benadytheiligt wird, Das Staatsminifterium 
bat gegenwärtige O. durd die G. ©, befannt machen zu laffen. 

Berlin, d. 12. Zuni 1838. Ä Friedrih Wilhelm. 


An 
‚das Staatsminifterium. 


B,, betr. die Freigebun der Fabrikation und des Verkaufs von Spiels 


tarten, mit Vorbehalt einer StempelsUpgabe. DB; 16. Juni 1838, 
j [G. ©. 1838. ©. 370, Ro. 1912.) 


Wir Friedri Wilhelm sc. xc. haben anf Xen Antrag Unferes Staatsminifteriums beichloflen, 
den bisher fir Mechnung des Staats betriebenen Handel mit Spielfarten, fowie die Verferti— 
gung berfelben, inter Beibehaltung einer Stempelabgabe, und mit den zur Sicherung ber letz⸗ 
teren erforderlihen Beihränfungen und Kontrolen, freizugeben. 

Wir verorbnen bemnad für den Umfang ber Monarchie Folgendes: 


$. 1. Die Einfuhr von Spielfarten aus dem Auslande, einfchließlich der Zollvereinsftads 


ten, bleibt, nad} wie vor, verboten; die aus einem Theile des Julandes in bas Andere, durch 


das Nusland gehehten Kartenverfendungen find jedoch, unter Beobahtung ber erforderlichen 
Rontrolmaagregeln, erlaubt. Wegen der Durchfuhr ausländifher Spielkarten kommen bie zoll 
gefeglihen Beftimmungen zur Anwendung. 
- 8.2. Der Handel mit Spielfarten, welche im Inlande verfertigt werden, wird mit dem 
1. Jan. 1839. freigegeben, und der Kartenverfauf Seitens der Steuer: Verwaltung an biefem 
Tage eingeftellt. Die Fabrifation und der Berfauf von Spielfarten darf jedoch aud von dieſem 
Tage ab, nur durd Fabrikanten und Händler erfolgen, welde dazu bie Grlaubniß erhalten haben. 
$. Die bereits beftehenden Kartenfabrifen dürfen ohne befondere Grlaubniß in den 
bisher dazu benugten Räumen fortbetrieben, neue Fabriken dagegen nur nad vorgängiger Ger 
nehmigung Unferes Finanzminifteriums angelegt, und erft mit bem 1. Jan. 1844. in Betrieb 
gefegt werben. z 
8. 4. Die Genehmigung zu einer neuen Spielfartenfabrif wird num in dem falle ertheilt, 


wen: 

1) diefelbe in einem Drte, ber mehr als Zehntanfend Einwohner hat, und wofelbft ſich 
ein Hauptzolls oder Hauptfleueramt befindet, augelegt werben, und die zu einem fas 
brifmäßigen Betriebe, fo wie zu einer angemefienen- Auffiht und Kontrole Seitens 
der Steuerverwaltung, erforberlidye Einrichtung erhalten ſoll; . 

2) eine auf 3000 bis 5000 Rihlr. zu beſtimmende und nad) ertheilter Konjeſſion fofort 

A zu beftellende Kaution angeboten wird, 
Mit dem Geſuche ift jedesmal ein Plan der einzurichtenden Fabrikräume, einſchließlich ber 


Rofale zur Aufbewahrung der Materialien und Karten, einzureihen. Die Babrifanlage felbft‘ 


muß aber fpäteflens binnen brei Jahren, von dem Zeitpunkte der Genehmigung an gerechnet, vols 
lendet werden, wibrigenfalls bie legtere ihre Gültigkeit verliert. 


$.: 5. Auch die Inhaber der bereits beftehenden Fabriken müffen vor dem 1. Oftober 1838. 


dem Hauptamte, in befien Bezirke die Fabriken ſich befinden, eine Zeihnung und Befchreibung 
ber Nänme, welche zur Berfertigung und Aufbewahrung der Spielkarten, fowie ber Materialien 
beſtimmt find, einreichen, und die zur Aufbewahrung ber Spielfarten erforberlihen Räume nad 
Vorſchrift der Steuerbehörde einrichten. Zu einer Rautionsbeftellung von 3000 bis 5000 Rthir. 
find aber nur die Befißnachfolger ber gegenwärtigen Inhaber diefer Fabriken, bei Verluft des 
Babrifationsrechte, verpflichtet. _ - 
- $. 6. Eine Beränderung, Verlegung und Grweiterung ber beflarirten Fabrik-Einrichtung 
darf, jowohl bei ben bereits beftehenden, als auch bei den neu anzulegenden Fabriken, nur nad 
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vorgängiger Genehmigung Unſeres Finanzminiſteriums vorgenommen werben. Bei Befikveräns 
derungen muß ber Beſitznachfolger dem betreffenden Hauptamte ſpäteſtens binnen vier Wochen 
von dem ſtattgefundenen Eigenthumswechſel Anzeige machen. 

$. 7. In den konzeſſionirten Fabriken darf auch für ben auswärtigen Verkehr gearbeitet 


werben. Borm, Güte und Fabrifpreis der Spielfarten hängen von dem Shltbefinden jedes Fa⸗ 


brifanten ab. Die Bilder unterliegen jedoch der Genfur, und die Muffirung der Rückſeite muß 
bei franzöfifchen Karten zu 32 Blättern von denen zu 52 Blättern licht erkennbar verfchieden 
fein; auch find die Fabrifanten gehalten, von jeder Sorte Spielfarten, weldye fie zu verfertigen 
beabfichtigen, ein Mufterfpiel bei dem Hauptamte niederzulegen, und einem Blatte jedes Spieles 
ein Babrifzeihen zu geben.. Diefes Zeihen muß den Namen und Wohnort des Pabrifanten 
enthalten, und unterliegt ber Genehmigung Unferes Finanzminiſteriums. Letzteres wird auch für 
jede Spielfartenforte das Blatt beftimmen, weldyes mit dem Fabrikzeichen zu verfehen if. 
$. 8. Sämmtlihe Kartenfabrifanten ftehen unter fteuerlicher Kontrole, und ımterliegen den 
fteuerlihen Nevifionen. Auch Hausſuchungen find unter den, in ben 88. 54. 55. der Ordnung 
zum Steuergefege vom 8. Febr. 1819. angegebenen Bedingungen und Maaßgaben geftattet. 
$: 9. Jeder Fabrifinhaber ift gehalten, ‚nad einem von dem Finanzminiſterio vorzufcreis 
‘ benden Formulare vor dem Anfange jedes Monats, und das Erftemal vor dem Anfange desje⸗ 
nigen Monats, in welchem die Fabrifation für ben freien Handel in Folge dieſer Verordnung 
beginnt, eine verbindliche Deklaration über den im Laufe des nächſten Monats flattfindenden 
Fabrifationsbetrieb abzugeben. 


$. 10. Die gefertigten Spielfarten müflen von dem $. 9. gebadhten Zeitpunfte ab, nad | 


näherer Vorſchrift der Steuerbehörde wöchentlich ober monatlich dem kontrolirenden Steuerbeam⸗ 
— in der rl in vorfchriftsmäßigen Umſchlaͤgen eingefchlagen, zur Revifion vorgelegt wer: 
en. ($. 16. 
$. 4. Dem Hauptamte ift zu gleicher Zeit anzumelden, welde Anzahl von Kartenfpielen 

jeder Gattung: e 

a) zum inländifhen Abfage, 

b) zum Nöfage ins Nusland beſtimmt fei, und 

e) über welche Anzahl die weitere Beſtimmung zur Zeit noch vorbehalten werbe. 


Die Berfendung von Spielfarten zum Nbfage in den Zollvereinsftaaten ift jedoh nur ger- 


ftattet, joweit fremde Karten im einzelnen Bereinsftaaten zum Gebrauche im Lande iberhaupt 
eingeführt werben ‚dürfen. 
$. 12. Die zum inländifhen Abſatze beitimmten Kartenfpiele gelangen, Behufs ber Stem⸗ 
yelung, an das Hauptamt. Die Stembelung gefchieht auf dem oben zu legenden Coeur-Aß, 
und beginnt mit dem 1. Oktober 1838. Verfendungen zum inländifchen Abfage dürfen aber 
erft im Laufe des Monats December 1838 erfolgen und bleiben -die geftenpelten Karten bis 
dahin unter Mitverfhluß des Hauptamts. 
$. 13. Die zur Berfendung ins Ausland beftimmten Karten werben unter Aufſicht bes 
Hanptamts verpadt, und in dem ‘gewöhnlichen Begleitichein-Berfahren abgefertigt. Sollen in: 
kündifhe Karten aus einem Theile. des Inlandes in den andern durd) das Nueland verjentet 
werben, fo ift bas bei dergleichen Waaren-Berfendungen überhaupt vorgefchriebene Berfahren 
zu beobachten. 
.$. 14. Diejenigen Kartenfpiele, über melde fih der Fabrikant die weitere Beflimmung 
vorbehält, bleiben unverpadt unter Mitverſchluß des Hauptamts, und ift der Fabrikant verpflich— 
tet, die dazu nöthigen NAnftalten zu treffen. Ihm fteht jederzeit frei, außer an Sonn- und fefts 
tagen, darüber den-$$. 12. und 13. gemäß zu verfügen ;-boc it davon minbeftens Tages vor: 
her, während der Dienflitunden, dem Amte Anmeldung zu machen. g: 
8 15. Weber die verfertigten Karten, deren Stempelung, Aufbewahrung und Berfendung, 
ift der Fabrifant gehalten, nad) WVorfchrift der Steuerbehörde, Buch zu führen und folhes zur 
Einfiht der Steuerbeamten in der Fabrif offen zu legen. j 
$..16. Jedes Kartenfpiek it mit einem Umſchlage zu verfehen. Die form biefer Um: 
ſchläge "bleibt zwar der Mahl des Fabrifanten überlaffen, diefelben müflen jedody die Karten— 
gattung und den Namen und Wohnort des Yabrifanten angeben, und eine Deffnung Behufs 
der Stempelung enthalten. u 
‘8: 17. Die bei der Kabrifation vorfommenden überzähligen und Ausfchußblätter müſſen 
gefammelt und unter Verfchluß gebradt, und bie Ausihußblätter in der von ber Steuerbehörbe 
zu beftimmenden Zeit, unter Aufficht der fontrolirenden Beamten, unbrauchbar gemacht werben. 


- 


$. 18. Der Kartenitempel enthält unter dem Ndler bie Angabe bes Steuterbetrages, fo 


wie das Beichen des Hauptamts, bei weldhem die Stempelung verrichtet ift. 
8S. 19. Für die jept gangbaren Spielfartenforten foll die Stempeliteuer betragen: 
a)-Adht Silbergrofhen für das Spiel Taroffarten und Franzöfifhe Karten ju 52 


Blättern; J 

b) drei Silbergroſchen für Franzöſiſche Karten zu 32 Blättern (Piquetkarten) Deutſche 
Karten und Traplierkarten. 

8. 20, Für die Abführung der Stener können den Fabrikinhabern angemeſſene, auf ben 
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wahrfcheinlichen Ablatz berechnete Friften, — hinlangliche Sicherheilsſtellung, bewilligt wer⸗ 
den. Steuer-Erlaß oder Erſatz kann nur von Unſerm Finanzminiſtexium und bloß in dem 
Falle gewährt werden, wenn geſtempelte Kartenſpiele, bei der Berpadang ober Aufbewahrung 
in den dazu beftinmten Fabrikränmen, durch einen unverfchulderen Zufall zum Gebraude uns 
“tauglich geworden find, und das Ereigniß foätetens binnen 24 Stunden, unter Ginlieferung” 
der Herborbenen uneröffneten Kartenfpiele, ſofern dieſelben durch ven Zufall nicht ganz verkoren 
gegangen, ten: betreffenden Hauptamte angezeigt wird, 

$. 21. Den Fabrifanten iſt der Ginztinverfauf von Spielfarten unterfagt. - Der Abſatz 

“aus der Fabrik darf nur am Perſonen, welche zum Detailhandel mit Spielfarten berechtigt find 
($. 22.) und nicht unter einem Dutzend Spiele von jeder Gattung geicheben. 

$. 22. Der Detailhandel mit Spielfarten darf nar von Berjonen betrieben werben, welche 
dazu von dem Hauptamte, zu deſſen Bezirke ihr Wohnort gehört, die en erhalten ha⸗ 
ben und dieſe darf nur Handeltreibenden ertheilt werden, welche 

a) Gewerbeſteuer von Rehenden Handel entrichten, und 

b) an einem Orte wohnen, in dem fich ein Zoll: eder Steueramt Befindet 

Handeltreibenden, melde an andern Orten wohnen, darf der Detailhandel mit Spielfarten 
nme mit-Genehmigung Unfers Finanzminiſters geftartet werden. Gaftwirthe, Kaffeeſchänker und 

‚andere Perfonen, welde Säfte halten, bürfen zwar den Bedarf für ihre Gäſte anfanfen, der 
Berfauf von Spielfarten. iſt ihnen aber niemals zu geRatten, wenn fle auch augleih als Hau— 
- belireibende Sewerbefteuer entridyen. 

$. 23. Alle Spielfartenhändier flehen unter fleuerlicher Kontrofe, und es findet auf fie 
die Rorichrift $$. 54. 55. der Ordnung zum Etenergefege vom 8. Febr. 18519. wegen ter 
Hausfuhungen gleichfalls Anwendung. Insbefondere find fie verpflichtet: 

a) die Raͤume, in denen bie Aufbewahrun; 3 der Karten und deren Berfauf Rattfinden 
foll, dem Hanptamte anzuzeigen; 

b) nad VBorfchriit der Steuerbehörde über ben jedesmaligen Empfang von Karten, nad) 
den einzelnen Fabriken und Sorten, fo wie tiber den tüglihen Abjag ein’ Kentobuch 
zu führen, und diefes Buch zum Gebraude bei den Mevifionen offen zu legen. 

- —— der angezeigten Raͤume iſt die Aufbewahrung und der Verkauf von Spiellarten 
u agt 
—8. 24. De Verkaufspreis von Spielkarten uterliegt feiner amtlichen Kontrole, - 

8. 25. Wer ohne vorherige Genehmigung des Finanzminiſters Spielkarten zu verfertigen 
unternimnit, oder nach erhaltener Erlaubniß vor erfolgter Anzeige bei dem betreffenden Haupt: 
ame mit der Fubrifation beginnt, ($. 8.) verfällt, neben Kunfisfation der Geräthe, Materialien 
und bereits verfertigten ober in der Anfertigung begriffenen Spielfarten, in eine Gelpftrafe von 
500 Rihir.“‘ Für jedes Spiel, das über 50 bereits verfertigt iſt, wird bie Geldſtrafe um 10 
Rthlr. verſchärft. 

F. 26. Wird die Fabrikation von Karten in andern, als den dazu angefägtem Räume 
vorgenommen, fo tritt.diefelbe Gelditrafe, nebfl Konfiskation der in den unangeſagten Räumen 
befindlichen Gerärhe, Materialien und gefertigten oder in ber Anfertigung begriffenen Karten ein. 

. $. 27. Eind bei den $. 10. vorgefchriebenen Reviltonen die in einer Fabrik gefertigten 
Karten nicht vollitändig angegeben und vorgelegt, oder ungeltempelte Karten wider die Vor— 
fcyrift des $. 13. ohne Mitwirkung der Steurrbehörde verfendet worden, fo zieht diefes Ver⸗ 
fahren die Konfisfatton der nicht angegebenen notes verſendeten Spielfarten und die $. 25. vers 
ordnete Geldſtrafe nach fid. 

8. 28. Die unbefngte Entfernung son Spielkarten aus dem $. 14. angeerbneten Eieners 
verfchluffe ift mit derfelben Strafe zu belegen. 

-$. 29. Wer wegen eines dirfer Vergehen (8$. 25—28. incl.) ſchon einmat beſtraft wor⸗ 
den iſt, und fich deſſelben oder eines andern in den $$. 25- 28. gedachten Vergehens abermals 
ſchuldig macht, ift wicht nur mit den vorbeflimmten Strafen zu belegen, fondern auch des Rechts, 

'die Kartenfabrifation ferner zu betreiben, für verluſtig zu erklären, ohne daß es einer vorgaͤn⸗ 
gigen Belehrung über dieſe Folge der Wiederholung des Vergehens bedarf. 

8 30. Die Entfernung überzähligey Karten aus der Fabrik, oder der: Ausfhußblätter,: bes. 
vor legtere unbrauchbar gemacht werden find ($. 17.), ift, fofern nicht nad) dem Vorſtehenden 
eine höhere Strafe eintritt, mit 10 bis 50 Rihlr. Strafe zu belegen, Unrichtigkeiten in den 


nach $ 9. zu machenden Deklarationen siehen gleichfalls eine Gelpfirafe von 10 bis 50Rihlr. 


nad) fic. 
$. 31. Der ımbefugte Handel mit neuen und jedes öffentliche Feilbieten von bereits ge⸗ 
brauchten Spielkarten "wird an ſich ſchon mit Konñskation ter Borräthe und einer Geldſtrafe 
von 10 bis 50 Rihlr. belegt. Finden fich bei einem Händler, gleichviel ob. derfelbe vie Geneh— 
migung zum Kartenverkaufe cıhalten hat oder nicht, ungeſtempelte Karten, fo_ verfällt derſelbe 
in eine Geldftrafe ven 200 Rthlr. und wird außerdem der etwa erhaltenen Befugniß zum Hans - 
del mit Epielfarten verluftig; werben mehr als 20 ungeſtempelte Kartenipiele vorgefimben, fo 
wird⸗die Geldſtrafe um 10 Rihlr. für jedes mehr vorhandene Spiel verſchärft. 
- 8. 82. Karten, welche nicht mit dem nach den bisher gültigen Gefegen, oder mit bem in 
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dieſem Geſetze vorgeihriebenen Stempel verfehen find, werben überhaupt, wo fie fid) vorfinden, 
Fonfiszirt. Wer dergleichen Karten vom Auslande einbringt, aueländifche ober inländifhe unge: 
ſtempelte Karten vertheilt, in Gewahrfam hat, oder damit fpielt, verfällt für jeves Spiel in eine 
Strafe von Zehn Rthlr. Gaftwirthe, Kaffeeſchänker und audere Perfonen, welche Gäſte halten, 
verfallen in diejelbe Strafe, wenn in ihren Häuſern oder Lokalen mit unge dempelten Karten 
gefpield worben iſt, und fie nicht machweiien können, daß dies ohne ihr Wifien geichehen ſei. , 
8. 33. - Bei Bergehungen gegen dieſe V., worauf feine befondere Strafe angeordnet: ft, 

tritt eine willführlihe Strafe von 1 bis 10 Rthlr. ein. 

$..34. Den Gelöftrafen iſt auf den Fall, daß der Verpflichtete dieſelbe zu entrichten, uns 
sermögend fein folkte, in allen vorgedachten Fällen_($$. 25— 33.) eine verhältnißmäpige Ges 
fängnißftrafe, Feſtungsarreſt, oder Strafarbeit zu fubflituiren. j 

$. 35. Sämmtlihe nad) diefer V. eingehende Geldftrafen erhalten die Denunzianten nad 
Abzug des dritten Theil für den Steuerbeamten-Wittwen-Unterſtützungsfonde. Wegen der fubs 
ſidiariſchen Vertretungsverbindlichkeit kritter Perfonen, der Beſtechung ven Stenerbeamten, dei 
Mivderfeglichfeit gegen diefelben und des Strafverfahrens kommen die $$. 19. ff. des ©. vom 
23. Jan. 1838. wegen Unterfucdung und Beftrafung der Zollvergehen zur Anwendung. 

Gegeben Berlin, d. 16. Juni 1838. | (L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Friedrid Wilhelm, Kronprinz. 
Frh. v. Altenftein. v. Kamps. Mühler v. Rochow. v. Nagler. 

Graf v. Alvensieben. Frh. v. Werther v. Naud, 


DB. 9. 16. Juni 1838,, die Kommunikations Abgaben betr. 
— [G. S. 1838. ©. 353. Nr. 1904.) 
Mir Friedrich Wilhelm sc. ꝛc. haben zur Beförderung des Verkehrs und in Gemäßheit der 


beftehenden Zollvereinigungs-Verträge eine Erleichterung in den Kommunikations: Abgaben bes 
ſchloſſen, und vererbnen auf den Antrag Unferes Staateminiteriums und nach erfordertem Gut⸗ 


achten Unferes GStaatsraths, für den ganzen Umfang Unferer Monardie, wie folgt: 


- 5b Revifion der Kommunifationsabgaben. 

. 1. Die außer dem Ghauffeegelve für bie Benugung von Kommunifations:Anftalten ber 
ftehenden Abgaben, als Wege:, Pflaiter:, Brüden:, Danımz, Fährgeld u. f. w, Sollen auf den⸗ 
jenigen. dyauffirten und nicht chauſſirten Straßen, welhe der Minifter der Finanzen und des 
Handels nad dem Berürfniffe des Verkehrs Uns dazu vorfchlagen wird, einer Mevifion unters 
worfen, und fo weit fie die Unterhaltungs: und Wiederheritellungs : Koften überfleigen, da, wo 
es noch nicht gefchehen ift, auf einen diefen Koften angemeffenen Betrag ermäßigt werben. Das 
Berzeihniß dieſer Straßen ift durd die Amtsblätter befannt zu maden und von Zeit zu Zeit 
zu ergänzen. 

"8.2. Bei Abgaben biefer Art, welche zu Unferen Kaffen fließen,, wird von Uns bie ers 
forderlihe Ermäßigung auf den Antrag des Minifters der Finanzen und bes Handels feſtgeſetzt 


‚ werben. 


8. 83. Bei den Abgaben, deren Erhebung auf den F. 1. bezeichneten Straßen, Gemeinden 
oder andern Privatberechtigten zufteht, hat die-Negierung, wenn ihr die Mectmäßigfeit der Ab: 
gabe zweifelhaft oder eıne Ermäßigung derfelben erforderlich ſcheint, über den Titel uud Tarif, 
worauf die Hebung fid) gründet, fo mie über den Betrag. der Einnahmen und der Unterhaltungss 
und Wiederherſtellungs-Koſten (einſchließlich Tandüblicer Zinfen von dem. Anlage-Kapital) eine 
vorläufige Grmittelung zu veranlaffer, und über das Ergebniß an den Miniſter der Finanzen 
und des „Handels zu berichten, weldyer, wenn die Nechtmäßigkeit der Abgabenerhebung nicht ans 
erfannt werden fann, deren Gintellung zu verfügen hat. 

Wird die Mechtmäßigfeit der Hebung anerkannt, jedoch Behufs der Ermäßigung -eine Nez 


viſion der Abgabe nöthig gefunden, fo ind die Ginnahmen in den ſechs Jahren von 1826. bis 


1832. und die in diefem Zeitraum entftandenen ge fo wie ber jührlide Durch— 

ſchnittsbetrag der Unterhaliungs: und Wiederherftellings-Koften (einſchließlich der gedachten Zin: 

fen) unter Zugiehung zweier Sadverfländigen, von denen bie Regierung den einen, und ber 

Berechtigte den andern wählt, näher feitzuitellen. 

_ Befindet fi die Kommunikations-Anſtalt im Zuge einer Chauſſee, und war die Chauffee » 
ſchon im Jahre 1829, vollendet oder audy nur angefangen, jo wird der Ertrag der Abgabe nad) 

dem Durchſchnitt der fechs Jahre von 1823. bis 1828., fonft aber nad dem Durchſchnitt der 

legten fed8 Jahre vor dem Jahre, worin der Chaufleebau begonnen hat, beftinmt. 

8:4. Die aufgenommenen Verhandlungen find, nachdem der Berechtigte darüber gehört 
worben, dem Minifter der Finanzen und des Handels einzureichen, welcher zunähft ein Gutach— 
ten der Ober: Baubdeputation erfordern und Pie etwa noch nöthigen Anfklärungen verantdfleit 
wird, 

Die fo vervollftändigten Verhandlungen find der Regierung zum Gutachten darüber zus 
jufertigem: er Zu 2 

ob und in welchem Betrage die Abgabe im Ganzen: zu ermäßigen fei. 
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Dieſes Gutachten wird dem Berechtigten zu feiner binnen drei Monaten, von Tage ber 
erfolgten Zuftellung am gerechnet, abzugebenden Erklärung mitgelheilt und mit berfelben, ſonſt 
aber nad Ablauf der Frift, zur definitiven Beſchlußnahme wieder eingereicht. 

Nah Maafgabe der feftgefegten Ermäßigung werben bie Tariffüge anderweitig regulirt, der 
Entwurf dazu wird von der Megierung angefertigt und Uns von dem Minifter der Finanzen 

und des Handels zur Beftätigung vorgeleat, Die Beftätigung erfolgt mit dem Vorbehalt einer 
Revifion, welde von zehn zu zehn Jahren Statt finden Fann, um den Betrag der Abgabe mit 
den erforderlichen Unterhaltungs: und MWiederheritellungs:Koften in Uebereinſtimmung zu erhalten, 

Iſt der Berechtigte für die Ermäßigung der Abgabe nicht entfhädigt,worden, fo ſteht dem: 
felben auch feinerfeits frei, im Friſten von zehn zu zehn Jahren eine Mevifion des Tarifs und 
defien Erhöhung zu verlangen, welche jedoch in feinem Falle die urfprünglichen Tariffäge über: 

eigen burf. - 
‚ * $ 5. Für den ‘aus der Ermäßigung ber Abgabe entſtehenden Verluſt wird eine Enfſchä— 
digung aus Unfern Kaffen gewährt, infofern nicht bei der Verleihung des Rechts deſſen Wider: 
ruf oder Minderung ausdrücklich vorbehalten worden iſt. Stand das Hebungsreht amı 31. März 
1837. einer Gemembe zu, fo wird eine Gntfhädigung nur dann gewährt, wenn fid daſſelbe 
auf einem fpeziellen läftigen Erwerbstitel gründet. —* 

$. 6. Die Entſchädigung wird nad; Vorſchrift der 88. 3. und 4. feſtgeſtellt, und mittelſt 
einer dem Weberfchuffe der Einnahme in den dafelbft bezeichneten Jahren gleidyfommenden Rente 
geleiftet, welche im erften Jahre nad) Berhältuiß der Zeit von dem Gintritte der Ermäßigung 
bis jtm Eclufie des Jahres gleidy zu Anfang des nächſtfolgenden, in Zufunft aber am 1. Juli 
eines jeden Jahres gezahlt wird, und vom Staate nad) vorgängiger fehsmonatlicher Kündigung 
durch Zahlung des amwanzigfachen Betrages ber Juhresrente abgelöft werden kann. Dem Be: 
rechtigten flieht die Befugnis, auf Ablöſung anzutragen, nidyt zu. 

Iſt die Hebung bis zu einer beflimmten Zeit, bis zum Gintritte einer Bedingung, oder.bis 
zur Erfüllung eines gewiffen Zweckes verliehen, jo wird bie Entſchädigungs-Rente nur bis dahin 
ezahlt. 
2 $. 7. Zur Feſtſtellung der Entihädigung bedarf es weder der Zuziehung der Lehns: umd 

Fibeifommißnacfolger, der Ober: Sigenthümer und der Miederfaufsbererhtigten, noch der- hypo— 
thekatiſchen Gläubiger und anderer Realberechtigten, welchen ein Anfprucd auf die Abgabe zufteht. 
$. 8. Auf rechtliches Gehör kann der Berechtigte nur infoweit, ale es auf die Rechtmä⸗ 
gigkeit des Titels, auf den Umfang feines Rechts, inſonderheit die bisherigen Säge der Hebung 
oder auf die Frage ankommt, ob nad) Vorichrift der $$ 5. und 6. eine Entſchädigung zu lei: 
Ren fei? und auch nur dann antragen, wenn er binnen der vorgefchriebenen Friſt dem Gutach— 
ten der Regierung widerfproden bat und daflelbe von dem Minifter der Finanzen und des Hans 
dels nicht nad feinem Verlangen abgeändert worden, oder wenn überhaupt eine Abänderung zu 
feinem Nachtheile erfolgt if. 

Die Berufung an die Gerichte muß binnen fehs Wochen präflufivifcer Frift, nach erfolgter 
Zuftellung des definitiven Minifterialbefchluffes, von dem Berechtigten eingelegt werben. Die 
Bollziehung ber im Berwaltungewege erfolgten Entſcheidung wird, dadurch nicht aufgehalten. 

2. Aufhebung des Pflafter: und Wege:Geldes auf hauffirten Straßen. 

$. 9. Die Erhebung von Pflaftergeldern und ſolchen MWegegeldern, meldye neben bem 
Chaufſeegelde vorkommen, für Straßenftreden auf denjenigen Chauſſeen, welde in dem $. 1. 
gedachten BVerz.ichniffe aufgeführt worden find, fällt mit dem Tage der Bekanntmachung diefes 
Berzeichniffes — wogegen die Unterhaltung dieſer Straßenſtrecken in angemeſſener Breite 
auf den Staak übergeht Ob die Hebung für andere Straßen deſſelben Orts oder der Gegend. 
fortdauern foll, hängt von dem Grmefien des Minifters der Finanzen und des Handels ab. 

$. 10 Die Entfhädigung für die wegfallende Hebung wird nach vorftehenden Beftims 
mungen ($$. 3—8.) mit Rüdfiht anf die vom Staat übernommenen Unterhaltungskoften der 
Straßen regulirt. 


F. 11. Durch die Uebernahme der Unterhaltung ſtädtiſcher Straßenſtrecken von Seiten bes 
Staats wird in der bisherigen Verpflichtung zur Unterhaliufg der Bürgerfteige und Seiten: 
pflatter, fo wie zur poligeimäßigen Neinigung der Straßen nichts verändert. 

$. 12. Bon der Uebernahme durch den Etaat find Baumwerfe ausgeſchloſſen, welche, wie 
3. DB. große Strombrüden, als für fid) beftehende Kommunifations:Anftalten zu betrachten find. 
Die Unterhaltung derfelben verbleibt dem bisher dazu DVerpflichteten, nebit ten dafür rechtlich 
beftehenden Hebungen, und es kommen hierbei die in den $$. 1—8. und 14. ertheilten Bor: 
fhriften zur Anwendung; dagegen hat der Staat diejenigen Anlagen zur Unterhaltung mit zu 
übernehmen, welche, wie Durdläffe, Heine Brüden u. ſ. w., nur Theile der zu übernehmenden 
Straßenftreden bilden. 


3. Aufhebung des Thorſperrgeldes. 34 
8. 183. Die Erhebung der Thorſperrgelder füllt auf den $. 9. bezeichneten Straßenzügen 
hinweg. Gine Entfhädigung dafür wird nad ben Beftimmungen ber $$. 3— 8. gewährt, 
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4 Einziehung der auf ben hanifirten Straßen vorfommenden Brüden: und 
Fährgeld-Beredtigungen \ 

$. 14. Wir behalten Uns vor, die auf den $. 9. bezeichneten Chauſſeen vorfommenden 
Brücken- und Fährgeldberechtigungen auf ben Antrag des Minifters der Finanzen und des Hans 
dels zurũckzunehmen. 

Die Beſitzer erhalten dafür, neben ber Befreiung ven der Verbindlichkeit zur Unterhaltung 
und Wiederheritellung der Kommunikations: Anftalt, eine Entfhädigung nad) Vorſchrift des $. 6, 
infofern eine foldye nicht fhon vorher gewährt fein follte. 

Bei Feſtſetzung diefer Entſchädigung ift die Einnahme in dem legten fechs Jahren vor ber 
Miedereinziehung zum Grunde zu legen. Das hierbei zu beobadıtende Verfahren, fo wie bie 
Zahlung und Ablöſung der Entfhädigungs:Mente richtet fi nad) den in den 88. 3 — 8. ges 
teoffenen Beftimmungen. #5 

Urkundlich unter-Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigebrucdtem Kön. Infiegel, 

Gegeben Berlin, d. 16. Juni 1838. (L. S.) Friedrid Wilhelm. - 

v. Müffling. v. Kamptz. Mühler Graf v. Alvensieben. 
Beglaubigt: 
Düesberg. 


Allerb. 8. D..v. 16, Juni 1838,, die Berichtigung des bei Erhebung der 
Branntweinjtener zur Anwendung fommenden Maifchftenerfates betr.) 


[G. ©. 1838. S. 358. Ne. 1905 ] 


Da nad dem Berichte des Stantsminifteriums v. 6. d. M. ber durch Meinen in ben Anıte- 
blättern befannt gemachten Befehl v. 10. Son. 1824. angeorhnete Grhebungsfag der Brannt: 
weinfteuer von 1 Egr. 6 Pf. für jede 20 Quart des Raum-Inhalts der Maiſchgefäße gegen: 
wärtig hinter den im $ 2. des ©. wegen Beſteuerung des inländifchen Branntweins u. ſ. w. 
v. 8. Febr. 1819. vorgefchriebenen Steuerfage von 1 Sgr. 6% Pf. (1 gOr. 3 Pf.) von jedem 
Duart gewonnenen Branntweins zu 50 Prozent Alkohol mad dem Altoholometer von Trafles 
erheblich zurückbleibt, und die Staatskaſſe hierburd, einen bedentenden Ausfall an der durd bie 
Befleuerung des Branıntweins beabfichtigten und aus derfelben erwarteten Ginnahme erleidet, fo 
ift es erforderlich, diefes durch die allmählige Vervollkommnung des Betriebes der Branntweins 
brennerei nah und nach entftandene Miäverhältniß zu befeitinen und die vom dem Maifchraume 
zu erhebende Abgabe dem eigentlichen Steuerjage wiederum näher zu bringen. Zu biefem Zwecke 


haltenen Beftininrungen, Folgendes: . 
1) Die Abgabe von der Bereitung des Branntweinsg aus Getreide. oder anderen mehs 
ligten Stoffen ohne Unterschied der Stärfe oder Beſtimmung deſſelben, foll für 
jede 20 Quart des Raum: Inhalts der zur Ginmaifhung oder Gaͤhrung ber 
Maiſche benugten Gefäße, und für jede Einmaiſchung Zwei Silbergroſchen (für 
10 Quart Maifhraum 1 Sgr.) betragen. 
2) Lamwirthſchaftliche Brennereien, welhe nur ven 1. November bis 1. Mat im 
Betrlibe find, nur felbft gewonnene Erzeugniffe verwenden und an einem Tage 
nicht über 900 Quart Bottichraum bemaifden, haben die Abgabe von Zwanzig 
Quart Maiſchraum mit einen Silbergrofhen und Adıt Pfennigen (für 10 Quart 
Maiſchraum 10 Silberpfennige) gu entrichten. 
Diefe Beftimmungen find unverzüglich befannt zu machen und vom 1. Aug. d. 3. ab in 
Ausführung zu bringen. 
Berlin, d. 16. Juni. 1838. : Friedrich Wilhelm. 
An \ 
das Etaatsminifterium. 


Allerb. 8. O. v. 21. Juni 1838,, die Bereitung nnd Feilftellung eines 
befonderen Viehſalzes und die nafnng von Salz gegen ermäßigte Preife 
j zu gewerblichen Zwecken betr.**) 


[®. ©. 1838. ©. 359. No. 1906.) 


Auf ben mehrfeitig wiederholten Wunfd, der Landwirlhe, im Intereffe ber Landwirthſchaft den 
Berbrand) des Salzes für das Vieh durch Ermäßigung des gefeglichen Salzpreifes möglichit zu erleich— 
teen, gennehmige Ich, nadı dem Antrage des Staatsminifteriums v. 26. April d.3., daß zu diefem Behnfe 
verſuchs weiſe ein befonderes Salz unter ber Benennung: Viehſalz, bereitet, und im einer bes 


F 





2) Vergl. G. v. 8. Febr. 1819., wegen Beſteuerung bes inländiſchen Branntweines ac; u. K. O. v. 10. 


Aug. 1838. 
u DBergl. Regulativ v. 29. Juni 1838. 
) 


verordne Ich, mit Aufhebung der in Meiner O. v. 10. Jan. 1824. unter Nr. 1. und 2, ent: - 


# 
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diumten Quantität zu einem geringeren, als bem gefeplichen Preife, den Landwirthen und ans 
dern Viehbeſitzern jährlich verfauft werde. Ich genehmtge ferner, daß, wie ſchon feither. mit 
Meinem Zulaß gefchehen ift, ſolchen Kabrif:Anftalten, die zur Darfteflung ihrer Erzeugnifte das 
Salz in namhafter Menge verbrauchen, und um die Konferenz bes Auslandes zu beftehen, einer 
von den Finanzminifter zu ermeilenden Erleichterung dabei bedürfen, ac in der Folge bie er« 
forberlihe Quantität, unter Kontrole der Verwendung, zu ermäßigten Preiſen überlaſſen werde. 
In gleicher Art bewendet es für jet, wegen des Salzverbrauchs der HeringesSalgereien und der 
Anftalten zur Bereitung des gefalgenen Fleiſches für den feewärts zu treibenden Ausfuhrhandel, 
bei den Etleichterungen, welde folhen gewerblichen Unternehmungen durch Ermäßigung des 
Saljpreifes bieher zugeftanden find, fo wie bei dem Verfahren, weldes ber Finanzminifter hie 
bei in Anwendung gebracht hat. Mas die Anerbnungen betrifft, die in Ausführung Deiner 
vorjtehenden Beſtimmungen bei dem Debit des Viehfalzes und der Neberlaflung des den Fabrik— 
Anſtalten benöthigten Salzes au beobachten find, fo finde Ich das Mir vorgelegte, hierbei zu: 
rüdfolgende Regulativ angemeflen; und ermäctige Cie, den Finanzminiftier, demſelben gemäß 
zu verfahren. Zur Verhütung mißbräuchlicer Bernundungen des zu ermäßigten Preifen verab: 
folgten Salzes beſtimme Ich, nach den Anträgen des Staats: Minifteriums; * 
. 1) Wer das zu ermäßigten Preiſen empfangene Salz ganz oder theilweiſe an Andere 
3 überläßt, oder zu Ändern, als den beitimmten Sweden verwendet, hat nicht nur bie 
an ten gefeglichen, Preifen ihm erlaffene Summe zur Steyerfaffe nachzuzahlen, fonz- 
dern auch, als Strafe der mißbräuchlichen Verwendung, den zehnfachen Betrag bes 
nadızuzahlenden Breifes, und Falls derfelbe unter 50 Mthlr. beträgt, ober eine bes 
fimmte Summe überhaupt nidyt zu ‚ermitteln ift, mindeſtens 50 Rihlr. zu entrichten. 
Sowohl der Betrag der Preis: Differenz als die Strafe find von demjenigen einyus 
iehen, der Tas Sulz ziim ermäßigten Preife begehrt und empfangen hat, ohne Rüd: 
fit, ob der Mißbrauch durd ihm feldft oder durch Andere, und ob er mit feiner 
Zuſtimmung oder ohne fein Vorwiſſen verübt if. 
Außerdem gehen die Komtravenienten (Mo. 1.) der Begünſtigung, Salz zu ermäßig: 
ten Preifen zu erhalten, für immer verluftig, weldes and, dann flattfindet, wenn 
i zwar dem Gmpfänger des Ealzes ein von ihm felbit verübter Mißbrauch nicht zu ' 
erweifen it, der Fall eines Unterfcleifs mit dem ihm bewilligten Salze durch anbere 

Perſonen jedoch zum zweiten Male eintritt, 

3) Wer in den zur Grlangung von Vichfalz vorgeſchriebenen fhriftlihen Anmeldungen 
feinen Viehſtand unrichtig angiebt, hat eine Geldbuße von 10 bis 50 Rtihlr. vers 
wirft und auf die Begünftigung fernerhin feinen Anfpruch. : 

. Das Etaatsminifterium hat diefen Erlaß, gleichzeitig mit dem von ihm zu wollziehenben 
Regulativ, durd die G. ©. befannt zu maden. 
GErdmannsdorf, d. 2, Juni 1838. - Friedrich Wilhelm. 


10 
—a—* 


J 


An 
das Staatominiſterium. 





Negul., den Debit des zum Genuſſe der Hansthiere beſouders bereiteten 
und ausfchkieflich beitimmten Viehſalzes, und die Heberlafiun — Salz 
gegen ermäßigte Preiſe zu gewerblichen Zwecken betr. Vom 29.8 ui 1838. 

Ä [G. ©. 1838. &.-361. No. 1907.) 


Nachdem von des Königs Maj. buch bie Allerh. 8. O. v. 21. Juni d. I. genehmigt 
worden, daß 
" 1) befonderes Salz unter ber Benennung „Viehſalz“ - bereitet und davon jährlich eine 
beſtimmte Ouantität zu einen geringern, als dem gefeglichen Preife an Landwirthe 
” — und andere Viehbefiger bebitirt werde, auch u 
2) ſolchen Fabrif:Anfalten, welche zur Darftellung ihrer Erzeugniſſe Salz in namhafter 
— Menge verbrauden, ımd zur Befeitigung nactheiliger Konkurrenz einer Erleichterung 
‘ bebürfen, Salz unter Kontrole der Verwendung zu einem ermißigten Breife über 
laffen werben dürfe, werben in Folgendem die näheren Bedingungen und Maaßgaben 
’ feſtgeſtellt, unter welden die Ueberlaflung von Salz zu ermäßigten Preifen in ben 
unter 1. und 2. bezeichneten Fallen Statt. finden fan: 
Debit des Bieh-Salzes. \ 
8. 1. Das befonbers bereitete und unter dem Namen „Viehſalz“ zu einem ermäßigten 
Preiſe zum Debit zu ſtellende Salz iſt ausichließlich zum Genuß der Hausthiere beſtimmt. 
Daſſelbe wird nur an Landwirthe und andere Viehbeſitzer zu dem angegebenen Zwecke verkauft 
und darf auf feine andere Weiſe vertwendet werben. SR 
$. 2. Diejenigen, welde Viehſalz erhalten, ſtehen hinſichtlich der Verwendung deſſelben 
zu. dem beſtimmten Zweck (8. 1.) unter der Aufficht der Steuerbeamten, welchen auf Grforbern 
» ber vorhandene Beftand an Viehſalz vorgezeigt, aud ber Zugang zu den Viehſtällen verflattet 
x und jede zur Sache nöthige Auskunft bereitwillig gegeben werden muß. , gr 
f ‚ 
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$. 3. Gegen das Ende eines jeden Jahres wird" mit Rückſicht auf den landwirthſchaftli⸗ 
chen —E in den verſchiedenen Provinzen und die örtlich mehr oder minder vorhandene 
Neigung der Landwirthe zur Salzverwendung für das Vieh, das überhaupt zum Debit beitimnste 
Quantum Viehfalz auf die einzelnen Provinzial: Bezirke vertheilt. 

8.4 Wer Viehfalz zu erhalten winfart, hat folches bis ſpäteſtens Ende Oltober jeden 
Jahres der Salzverkaufsſtelle, in deren Debitsſprengel er wehnt, ſchrijtlich mit Angabe ſeines 
Jahresbedarſs in ganzen oder halben Tonnen (400 und reſp. 200 Pfund Netto) anzumelden, 
Erreicht der jährliche Viehſalzbedarf eines Ginzelnen nicht die Menge einer halben Tonue, fo 
fönnen mehrere Vichbefiger zum gemeinfhaftlichen Bezuge seiner halben Tonne Salz zufanmıens 
treten und demgemäß eine gemeinichaftliche Anmeldung eingeben. Außer ber Angabe der Bes 
„barfsmenge muß die ſchriftliche Anmeldung enthalten: 

a) für welche Viehgattungen das Viehſalz verwendet werden ſoll, und wieviel Stück 
jeder Gattung der Anmeldende in dem betreffenden Orte beſitze; 

b) die Erflärung des Anmeldenden, baß er ſſich verpflichte, das ihm zu bewilligende _ 
Quantum Biehjalz innerhalb der nächſten 14 Tage nach ergangener Aufforderung 
der Debiteftelle, gegen Gntrichtung des_jeitgejeßten PBreifes, volltändig abzuholen. 

Auf Erfordern muß eine Beſcheinigung der Orts- oder reſp. Kreis-Polizeibehörde darüber 
beigebracht werden, 

daß die angegebene Viehzahl richtig und das begehrte Salzquantum ſowohl dem 
Wirthſchaftsbetriebe des Anmeldenden, als den, allgemeinen öfonomifhen Verhält— 
niſſen des Orts angemeſſen fei. 

"Zu ben Anmeldungen jind gedruckte Formulare zu benußen, welche bei den Salzbebitsftellen 

unentgeltlich in Empfang genommen werben können. 

Auf den Grund der Anmeldungen ($. 4.) werben die Bebarfsüberfihten der eins 
‚ zelnen Hauptamtsbezirfe und aus legtern diejenigen der gefammmten Provinzialbezirte zufammen: 
geftellt. Sollte das in einem Provinzialbezirke begehrte Duantum Viehfalz die für denielben 
nad $. 3. beftimmte Menge überfchreiten, jo eutidyeibet der Finanzminifter, ob jenes größere 
Quantum bewilligt werden kann, ober ob es bei ber früher feftgefegten Menge bewenden muß. 
— Falls wird das Bedarfsquantum der Einzelnen nach Verhaͤliniß ihres Viehſtandes 
ermäßigt. 

$ 6. Wer ber Aufforderung zur Emnpfangnahme es für ihn beſtimmten Viehſalzes inner⸗ 
halb des feſt geſetzten Zeitrayms ($. 4.) nicht punttlich nachlkommt, bat zu erwarten, baß über 
baffelbe amderweit verfügt und bei eimaniger Ffünftiger Bewerbung um Vergleichen Salz die 
Boransbezahlung des Breiies verlangt wird. 

1. Ueberlaffung von Salz gegen ermäßigte Preiſe zu gewerblichen Zwecken. 

8. 7. Die Bewilligung von Salz zu ermäßigten Preiſen kaun überhaupt nur —— Fa⸗ 
brikanten zu Theil werden, die 

a) zur Darftelfung ihrer Erzeugniſſe bes Salzes in beträchtlicher Menge bedürfen, bei 

denen mithin, das Sal entweder einen Hauptbeſtandtheil des Fabrilats ſelbſt bilder, 
— der ein weientliches Fabrifationsmittel ift, infofern zugleich 

b) dieſe Fabrifate von entſchiedener und anerfannter Nüglichkeit find, und zu ben Ges 
genfländen gehören, von welden ein namhafter Verbrauch zu techniſchen oder wirths 

: ſchaftlichen Zweden im Lande Statt findet, und 

€) die Glewerbtreibenden, bei am fidy entforechender Wahl des Fabrikorts und zmedmäs 
Bigem Betriebe des Gewerbes, die Konkurrenz mit den gleidinamigen Erzeugniffen 
bes Auslandes chue eine Erleichterung bei dem Salzbezuge nicht beitehen können. 

Melden Gewerbsklaſſen hiernady die Begünftigung des wohlfeilern Salgbezuges zuzugefichen 
fei, hat lediglich der Binanzminifter zu beurtgeilen und zu beftimmen, und es ftehet feinem Ges 
werbtreibenden ein unbebingter Anſpruch darauf zu, beſonders aber iſt in jedem einzelnen Falle 
die Zuläffigfeit des Antrags auf Ueberlaſſung von Salz zu dem ermäßigten Preile nad) ber 

unter c, jeigefegten Bedingung zu prüfen. 

ä $. 8. Die nähern Bedingungen der Ueberlaffung von wohlfeilerem Salze an Kabrifanten, 
insbefondere rücfichtlidy des höchſten Quantums, weldes innerhalb Jahresfriit überlaffen werden 
fanır, der Vermiſchung des Salzes, um ſolches zum Genuſſe unbrauchbar zu machen, und der 
Magaßregeln, um die Verwendung deſſelben zu dem beſtimmten Zwecke zu fihern, werben in je: 
dem einzelnen Falle von der Salz-Debitsverwaltung feitgefegt, von deren Anorbnung es zugleich 
jederzeit abhängt, ob weißes Saly und von welder Gattung, ober eine geringere Salzſorte 
(idhywarzes Salz, Kehrſalz, Steinſalzgrus) verabfolgt werden ſoll. 

Wer dieſe feſtgeſetzten Bedingungen vollftändig und pünktlich zu erfüllen unterläßt, hat; abs 
geſehen von der ihn eiwa treffenden ‚Strafe, zusgewärtigen, daß ihm bie Vergünftigung Des 
wohlfeileen. Salzbezugs geitwerie ‚und mad) vorhergegangener sweimaligen Belehrung und Ders 
warnung für immer entzogen wird,, 

$. 9. Die Abnahnie des Salzes ans den Verlaufoſtellen muß mindeſtens in Duantitäten 
von @iner Tonne Statt finden. «-' 

Bir jedod) einem Gewerbtreibenden zu feinem Bebarf eine geringere Salzforte (ef. 8. 6) 


- 


1 1838. (8. 6.-- 10. Juli.) 


% 


verabreicht,. fo faun bie Verwaltungebehörbe beitimmen, daß bas -bewilligte Quantum alsbald 

nad dem intreffen des Salzes bei der betreffenden Debitsitelle, gegen Entrihtung bes feſtge⸗ 

ſetzten Preiſes vollftändig in Empfang genommen werde. Denjenigen, ber die Abholung des 

"ihm zugetheilten Salzes innerhalb der nädıften 14 Tage nad) ergangener Aufforderung ber De: 

bitsftelle "verabfäumt, treffen die im F. 6. angedeuteten Folgen. 

U. Befondere Befimmungen für die der Salg:-Verbrauhs-Kontrole unter: 
worfenen Landestheile. 

$. 10. In ben der Salzverbrauchs-Kontrole nad Inhalt des Neaulativs vom 19. Auguſt 
1823. umnterworfenen Landestheilen ift zwar die Heberlaffung von Viehſalz nicht ausgeſchloffen. 
“6 muß aber, wenn dafelbft dergleichen Salz verabreidyt wird, demungeachtet das auf den betref: 
fenden Negierungsbezirf im Ganzen fallende Verbraucdsguantum an Kochſalz vollftändig und 
ohne irgend einen Abjug repartirt werden. 

Auch darf in dieſen Landestheilen das an Gemerbtreibende zu ermäßigten Preifen verab: 
folgte Salz nicht auf das nad dem allgemeinen Grundfägen feitgeftellte Verbrauchsquantum 
des betr. Orts oder Bezirks in Anredinung kommen. 

IV. Feſtſetzung der ermäßigten Preife. 

$. 11. 1) Der Preis des Viehfalzes (8. 1.) beträgt fünf Thaler für die Tonne & 400 
Pfund nelto, wofür bafielbe verpadt in den dazu geeigneten Salzdebitsſtellen zur Empfangnahme 
bereit geftellt werden fol. Nach erfolgter Eröffnung des Debits von Viehſalz findet der bisher 
nahgegebene Berfanf des fogenannten fchwarzen Salzes an Landwirthe und andere Vichbefiger 
auf den Salinen nicht weiter Statt. 

— 2) Der Preis des den Fabrifanten zu überlaffenden Salzes ($. 7.) wird 
a) für weißes Koch- umd für Steinfalz auf fünf Thaler für die Tonne & 405 Pfund 
netto und 
b) für ſchwarzes und anderes unreines Salz, fo wie für Steinfalzgrus auf drei Thaler 
und zehn Silbergrofhen für die Tonne à 400 Pfund netto, » 
feitgefegt, wofür daſſelbe verpackt (mit Ausnahme des Steinfalzes in Stüden, weldes unverpadt 
bleibt) aus einer dem Fabrikorte nahe gelegenen Salzdebitsſtelle verabfolgt wird. Findet mit 
Zuftimmung ber Verwaltung der Being des Salzes (ercl, des Steinfalges in Stüden) in unver: 
packtem Zuftande unmittelbar von einer Saline oder aus einem der großen Speditionsmagazine 
in den Oftfeeplägen Statt, fo werden die obigen Preife (Mo. J. und 2,) um zwanzig Silber 
grofchen für die Tonne ermäßigt. 
Berlin, d. 29. Juni 3838, 
Königlides Staatsminifterium. 
Frh. v. Altenftein. v. Kamptz. Mühler. v. Rochow. v. Nagler. 
Graf v. Alvensleben, Frh. v. Werther. 
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Allerh. 8. D. v. 6. Juli 1838,, wonach die Aufnahme bei der allgemeis 

nen Wittwen-Verpfleaungsanftalt anfer den zum Beitritte Verpflichteten, 

auch allen übrigen penfionsberechtigten unmittelbaren Staatsbeamten, fo 

wie den Aſſeſſoren bei den ee und Gerichtöbchörden 
geftattet ift. 


[G. S. 1838, ©. 378. No, 1915.] 


Ich genehmige auf den Bericht v. 15. April d. J. daß bei ber allgemeinen Wittwen— 
Berpflegungsanftalt, außer den zum Beitritte verpflichteten Beamten, fortan aud afle übrige, 
nach dem PBenfions-Negl. v. 30, April 1825. venfionsberechtigte unmittelbare Staatsbeamten 
aufgenommen werden können, jebod, mit der Maaßgabe, daß diejenigen, deren -firirtes Dienft- 
einfommen die Summe:von 250 Rthlr. nicht überſteigt, höchſtens eine Wittwenpenfion von 50 
Rthlr. verfikern dürfen. Zugleich will Ic geftatten, daß die Affefforen bei den Megierungen, 
den DOber-Landesgerichten und den Mheinifchen Landgerichten, auch wenn fie weder Gehalt nodı 
Diäten beziehen, der Anftalt beitreten und, mit Vorbehalt der fpäteren Erhöhung, Wittwenpen: 
fionen von höchſtens 100 Rtihlr. verfichern fönnen. 

Tepliß, d. 6. Juli 1838. " 

An Friedrih Wilhelm. 
das Staatkminiſterium. 


Anszug aus der Allerh. K. D. 9. 10. Juli 1838,, mit dem Negul. über 
die Prüfung der Landratbsamts:Kandidaten v. 13. Mai 1838, 


[G. ©. 1838. ©. 423. No. 1921.] 


Das Staatsminifterium empfängt auf den Bericht v. 13. Mai d. I. das Mir eingereichte 
Regulativ über die Prüfung der Landrathsamts:Kandidaten hierneben zurüd. Ich habe gegen 
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ben Inhalt deffelben, namentlich gegen die im $. 2. enthaltene Beitimmung der Regierung zur 
Prüfungsbehörbe, nichts zu erinnern, und überlafle den Staatsminifterium die Belanntmachung 
durch die Sefepfammilung zu verfügen. Zugleich genehmige Id mad) dem Antrage, daß fünftig 
unter den dreien, von ben Kreisftländen Mir vorzufclagenden Kandidaten nur derjenige fid der 
Prüfung zu unterwerfen habe, den Ich zur Berwaltung ber Stelle deflgnire. 


— d. 10. Juli 1838. 
n Friedrich Wilhelm. 
das Staateminiſterium. 


Negulativ 


über bie Prüfung der Landrathsamtsés-Kandidaten. 


Verpflichtung, fih der Prüfung zu unterwerfen und Zulaffung zu berfelben. 


$. 1. Der Prüfung haben fidy alle diejenigen Kandidaten bes Landraihsamts au unter 
werfen, welche weber durch des Könige Majeltät von berfelben entbunden werden, noch durch 
eine bei einer ber beiden Ober-GraminationssKommilfionen beftandene Prüfung zur Neife zu der Stelle 
eines Mitgliedes einer Regiernng oder eines Obergerichts nachgewiefen, noch endlich ſich mac vollens 
betem RegierungssMeferendariat das Zeugniß der vollftändigen Vorbereitung zu der Prüfung 
bei der ObersGraminations:Kommilfion für die Beamten ver höheren Verwaltung erworben haben. 

Um zur Prüfung zugelaffen zu werben, hat der Kandidat bei ber, der Kandratheftelle, um 
welche er fid) bewirbt, vorgeiegten Megierung einen vollftändigen, von ihm felbft verfaßten und 
eigenhändig geichriebenen Lebenslauf in Deutfher Sprache, worin befonders auch tiber den Gang, 
welchen feine Erziehung und Ausbildung genommen hat, und über feine eimanigen - früheren 
Amtsverhältniffe jeder Art genaue Auskunft gegeben werden muß, einzureichen. 

PBrüfungsbehörbe, 

$. 2. Die Prüfung felbt wird von dem Regierungs-Präſidenten angeortnet, welder drei 
Graminatoren unter den Abtheilungs:- Dirigenten umd ältern Rüthen des Kollegii, die zu biefem 
Gefchäfte von ihm vorzugsweife geeignet befunden werden, auswählt, und zu der Prüfungss 
Kommiffion, unter eigenem Vorſitz, vereiniget. Gin Wedel des Perſonals der Mitglieder die: 
fer Kommiſſion if, nad) dem Gurfinden des Präfidenten, in jedem einzelnen Falle zuläffig. 

ß Beitandtheile ber Prüfung. 
$.3. Die Prüfung zerfällt in eine fchriftliche, und mündliche. 
P Schriftliche Prüfung. 
$. 4. Die fchriftlihen Probenrbeiten beftehen: 
1) in der Beantwortung einiger fchriftlic aufzugebenden Fragen; 
-2) in einem barftellenden und gutachtlicen Bericht über einen gegebenen Fall ober aus 
dem Kandidaten zujufertigenden Akten; endlid) 
3) in einem auszwführenden fommiflarifchen Zofalauftrage. 

Die Aufgaben zu dieſen Ausarbeitungen werben von der Prüfungs: Kommifftoen gewählt, 
und zwar if die Wahl ausschließlich auf folhe Gegenſtände der Verwaltung zu richten, welche 
der landräthlichen Amtswirkjamkeit, mithin nicht lediglich ber Theorie, fondern vielmehr vorzugs 
weife der Praris, angehören. Zu dem Lofal-Auftrage insbefondere ift ein Amtsgeichäft aus dem 
Polizei:, Militair:, Steuer: oder Kommunalfache zu beftimmen, welcher feiner Natur nach nicht 
langwierig und verwidelt iſt, gleihwohl zur Entwidelung verfchiedenartiger Fertigkeiten Geles 
* darbietet. 

Eine Diepenſation von dem zu 3. erwähnten kommiſſariſchen Auftrage iſt in dem Falle 
zuläffig, wenn der Kandidat in einer früheren bienftlihen Stellung, fei es als Regierungs— 
Meferendarius oder fonft ſchon ein ſolches Geſchäft, weldyes nad den Urtheil der Prüfungss 
Rommiffion für den Zwed genügt, felbfiitändig ausgeführt hat. Einem folhen Gefhäft ift auch 
die interimiftifhe Verwaltung-eines Landrathtamtes, von mindeftens halbjähriger Dauer, gleich 
zu achten, wenn ſolche nad) dem Zeugmiß der vorgefekten Megierung dazu angethan war, bes 
Kandidaten Tüchtigfeit zur Ausrichtung kommiſſariſcher Geſchäfte auf eine überzeugende Weife 
darzuthun. . 

‘ 8. 5. Die fhriftlihen Probearbeiten müflen von dem Kandidaten längftens binnen breis 
monatlicher Frift, welde der Megierungs: Präfident im Falle glaubhaft nachgewieſener Behindes 
rungen, deren Befeitigung nicht in des Kandidaten Macht geftanden, den Umftänden nad anges 
meflen he der PrüfungssKemmiffion eingereicht werben. 

. . Wird diefe nicht inne gehalten, fo ift von der Prüfung überhaupt Abſtand zu nehs 
meit, und bdiefes dem Kandidaten durch einen Beſcheid zu eröffnen. 

Unter jeder der. fchriftlichen Probearbeiten muß der Kandidat an Gibesflatt die Erklärung 
abgeben, daß er folde ohne fremde Hülfe ſelbſt und allein abgefaßt habe. 

8. 6. Ueber jede einzelne fchriftliche Probearbeit wird von demjenigen Mitgliebe der Prüs 
fungs⸗Konimiſſton, welden: der Megierungs-Präfident felbige zutheilt, eine nicht nur die Materie, 
fonderm auch die Form behandelnde ſchriftliche Beurteilung abgefaßt. 
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Dabei it haupfſächlich zu begutachten, ob und im weldem Grabe der Kandidat die Fähig: 
feit befundet bat, Geihäftsgegenttände in logiſcher Ordnung und Torrefter Sprade mit Klar: 
‚heit barzuftellen, diefelben materiell ans dem richtigen Geſichtspunkte aufjufaflen, vollftändig zu 
heurtheilen und zweckmäßig zur höbern Entſcheidung vorzubereiten. 

Auf den Grund dieſer Beurtheilung hat die Prüfungs Kommiſſion zu erwägen und zu bes 
jchliegen, wie das Gutachten über die Ausarbeitungen des Kandidaten im Ganzen zu faflen ift, 
wobei ohne Bedingung und Vorbehalt nur die drei Alternativen geftattet find: 

a) „vorzüglich gelungen‘; 
b) „genügend“; 
ec) „nicht genügend"; 
In feinem Falle dürfen für eine und biefelde Prüfung neue Aufgaben zu anderweitigen 


| Ausarbeitungen amftatt derjenigen, welche für „nicht genügend‘ erflärt — ſind, zugetheilt | 


werben; 
Bulafiung zur mündlichen Prüfung. j 
5.7; Nadı forgfältiger Erwägung des Nusfalls der fchriftlihen Prüfung im Ganzen ge— 
nommen, hat bie Prüfungs-Kommiſſion darüber zu entſcheiden, ob der Kandidat zur mündlichen 


Prüfung zugelaflen werben kann oder nicht, im erfieren falle den Prüfungstermin anziıberau- 


men und die Borladung zu demfelben zu veranlaffen. 
Es kaun die Zulaſſung zur mündlichen Prüfung aber nur allein in dem falle verfagt 
werben, wenn die Nefultate der fchrifrlichen Prüfung inr Ganzen genommen die Ueberzeugung 


' — daß dem Kandidaten diejenige Vorbildung zum Landrathsamte fehlt, ohne welche ders 


elbe den bei der mündlichen Prüfung nothwendig an ihm zu richtenden Anforderungen irgend 
befriedigend zu entſprechen nicht vermag. 

Berfahren bei der mündliden Brüfung. 

$. 8. Die mündliche Prüfung ift anf diejenigen Geſchaͤftezweige. welche der landrãthlichen 
Amtswirkſamkeit angehören, zu beſchränken, und, ſo weit irgend möglich, praktiſch einzurichten. 
Neben den erworbenen Kennmiſſen find jederzeit auch die natürtiichen Anlagen des Kandidaten, 
deren Gntwidelung binfichtlib des Auffaſſungs- und Beurtheilungs-Vermögens, der Grad ber 
Fähigkeit, fih mündlid in der Deutſchen Sprache über Geſchäftegegenſtände beſtimmt, zuſam⸗ 
menhängend und für Jedermann verftändlich auszudrüden, fo wie die Geübtheit in Anwendung 
gegebener Vorfchriften auf ſpezielle Fälle mittelft Borlegung folder Fälle aus der Amteprariß, 
deren Entſcheidung nicht unbedenklich it, zu erforſchen. 

Nicht minder iſt zu unterſuchen, in welchem Maaße der Kandidat ſich mit den allgemeinen 
und beſonderen Verhaͤltniſſen des Kreiſes, zu deſſen Landrathsſtelle er präjentirt werben ſoll, 
befannt gemacht hat. 

Erprobung der Kenntniß befonberer Landesipraden, 

$. 9, Wenn die Dualififation zur Verwaltung der Lanvratbsitelle eines ſolchen Kreiſes 
geprüft wird, in defien Umfange oder nächſten Umgebungen eine befondere Landesſprache (die 
Polniſche. Lithauiſche, Franzöſiſche — nad) Verſchiedenheit der Gegenden) entweder ausſchließlich 
„ oder neben der Deutſchen Sprache gebräuchlich iſt, ſo muß der Kandidat ſich darüber auswei⸗ 
"fen, daß ihm, außer einer unter allen Umſtänden erforderlichen vollitändigen Kenntniß der Deut: 
fhen, als der allgemeinen Geſchaͤftsſprache, wenigſtens je viel Bekanmſchaft mit jener bejonder 
zen Sprache eigen it, um felbige nicht allein verftehen, ſondern auch einigermaßen geläufig 
fpredyen und ſchreiben zu können. 

Zur Grprobung dieſer Sprachkenntniß iſt dem Kandidaten, nöthigenfalls unter Zuziehung 
von Sprachkundigen, Gelegenheit zu kurzen mündlichen Vorträgen und ſchriftlichen Aufſätzen 
über Geſchäftsgegenſtände zu geben. 

Feſtſtellung bes Mefultats der Prüfung überhaupt. > 

$. 10. Der Ausfall der mündlichen Prüfung ift gleidy nady deren Beendigung protofofla: 
riſch feſtzuſtellen, und alsdann ſofort auf dieſe Feititellung, in Verbindung mit den Reſultaten 
"der vorhergegangenen vorbereitenden, befonders der fchrijtlicden Prüfung ($. 4. und 9.) der in 
das Protokoll aufzunehmende Beſchluß zu begründen, ob der Kandidat entweder 

a) „zur Berwaltung des Sandrathsamtes fähig (wobei das Prüdifat „„vorzüglich““ 
nachgelaſſen)“ oder 
b) „dazu nicht fähig“ 


Dieſer Beſchluß, weldher ebenfalls ganz unbedingt und ohne Vorbehalt — wer⸗ 
den muß, iſt von der Prüfungs: Kommilfton entweder einftimmig, oder nadı Stimmenmehrheit, 
wenn aber die Stimmen gleich getheilt ſind, mit dem Vorrechte des Regierungs-Präſidenten, als 
Vorſitzenden, durch ſeiue Stimme den Ausſchlag zu geben, nach Pflicht und ueberzengung zu 


aſſen. 
' Bon der praktiſchen Vorbereitung auf das Landrathsamt. 

$. 11. Um die Vorbereitung auf das Landrathsamt im -praftifchen Wege zu erleichtern, 
if denjenigen, welche ſich über ihre Wählbarfeit zu diefem Amte, nad) allgemeinen Erforderniſſen 
und über eine Schulbildung, welche bie Be zu den Univerfitäts-Stubien erreicht, gehörig aus: 
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zuweiſen im Stande find, verſtattet, ohne daß es einer Befähigung zum eigentlichen Regierungs⸗ 
Referendariat beburf, zum Behuf ihrer Ausbildung für Verwaltungsgeſchäfte bei einer Regie⸗ 
rung einzutreten. . 

Die Regierungs: Präfidenten haben über bie Zulaſſung folder zum Landrathsamte MWähl: 
baren, auf ihe Anſuchen, nad vorgängiger Grfüllung deffen, wovon die Gewährung abbängig 
ift, zu beſtimmen, auch die Befhäftigung derfelben anzugrbnen und zu leiten. Dabei muß jer ' 
berzeit vorzugsweife auf eine folde Beihäftiguna Bedacht genommen werden, moburd ber Zweck, 
mit den Obliegenheiten des landräthlidien Amtsberufs befannt und zur Erfüllung derfelben ges 
ſchickt zu werden, am vollſtändigſten erreicht werben kann. . 

Zu dieſem Ende ift auch von auswärtigen lommiſſariſchen Nufträgen in Angelegenheiten 
der Kreisverwaltung Gebrauch zu machen, und insbefondere bei Gelegenheit die Unterftüigung 
tũchtiger andräthe in ihrer Amtsführung oder die Vertretung irgend eines Kreis - Sefretaits 
und, — bei fhon weiter vorgefihrittener Ausbildung — felbft die Vertreiung eines Landraths 
aufzutragen. — 

Allgemeine Anordnung. 


$. 12. Alle frühere Verordnungen, Inſtruktionen und Vorſchrifien, welche mit dieſem Mes 


gufativ nicht übereinftinimen, find hiermit außer Kraft gefebt. 
Berlin, d. 13. Mai 1838. i s 
. —J Königliches Staatsminiſterium. 
Friedrich Wilhelm, Kronprinz. 
Frh. v. Altenſtein. v. Kamptz. Mühler. v. Rochow. v. Nagler. 
v. Ladenberg. Graf v. Alvensleben. Frh. v. Werther vw Rauch. 


= 


Allerh. SH. O. v. 11, Juli 1838, betr. die Aufhebung der Chauſſee⸗ 

Bandienfte in Schleſien gegen Wegfall der, dem dortigen Landfuhrweſen 

bei Entrichtung des Chanfreegeldes bisher zngeftandenen Begünftigungen. 
[G. ©. 1838. ©. 379. Ne. 1916.] Ä 


Auf den Bericht und nah“ tem Antrage bes Ctaatsminifteriums v. 18. v. M. beſtimme 
Ich, daß die nah dem Mege-Zoll-Negl. für das Herzogthum Schleſien und die Grafſchaft Glatz 
v. 26. Aug. 1789,, der Defl. v. 1. März 1800. und dem Publif, v. 26. Oft. 1802. den Ges 
meinden obliegenden Fuhren und Dienite zur Unterhaltung der Chauffeen, zugleich aber bie, 
dem Landfuhrweien in Schlefien bei Entrihtung bes Chaußeegeldes zugeftandenen Begünftigungen, 
v. 1. Jan. 1839. ab wegfallen, und aud in Sciefien die Chauffeegelder, ohne Ausnahme, 
nad dem Chauſſeegeldtarif v. 28. April 1823. vom gedadıten Zeitpunfte ab erhoben werben 
follen. Dieje Orbre iſt buurd die G. ©. befannt zu machen. 

Teplitz, d. 11. Juli 1838, . 

An Friedrich Wilhelm. 

das Staatsminiſterium. J 

—— f 
Allerh. 8. D. v. 24, juli 1838,, betr. das Verfahren binfichtlich der 
u er der, durch Invaliden gegen die Vorschriften erhobenen 

Militair: Gnadengehälter und Wartegelder. 
[G. ©. 1838. ©. 485. Ne. 1935.] 


Nachdem Ich die Anordnungen, durch melde die Forterhebung der Militair-Gnabengehälter 
oder Wartegelder durch Invaliden nad deren NAuflellung im Givildienfte verbütet werden foll, 
in Folge des Berichts v. 21. v. M. genehmigt hahe, will Ic) zugleich, um die Wiedereinziehung 
In ‚jener Anordnungen ungeachtet übeshobenen Beträge zu erleichtern und zu ſichern, Folgendes 

eſtimmen: 

1) Die Behörden, welche durch ein Verſehen in der Ausübung ihrer Amtopflichten, bie 
Auszahlung eines nach den beftehenden Vorfchriften nicht gahlbaren Militair-Önaben: 
gehaltes (Martegeldes) bewirken oder veranlaflen, find unter alfen Umftänden vers 
—— den überhobenen Betrag von dem nicht berechtigten Gmipfänger wieder ein⸗ 
zuziehen. 

2) Die Wiedereinziehung der überhobenen Summe von dem Empfänger erfolgt in den⸗ 
elben Maten, in welchen derfelbe das Gnadengehalt (oder einen Theil defielben) em⸗ 
pfangen hat, und zwar fofort im Disziplinarwege, ohne Rückſicht auf die wegen der 
— eines Abzugs ſonſt beſtehenden Vorſchriften und ohne prozeſſualiſches 
Verfahren. 

3) Wenn die Wiedereinziehung des. überhobenen Betrags in ber zu 2. gedachten Weiſe 
nicht zu bewirken ift, fo wird der Regreß gegen ben Beamten, dem bei der Ueberhe— 
bung das Berſehen zur Laft füllt, von deſſen vorgefegter Dienſtbehörde im Wege des 
Disziplinarverfahrens durch Gehallobeſchlagnahme, bei welder die darüber beitehens 


* 
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en Beſtimmungen zur Anwendung kommen, geltend gemadyt. Der in Anfpruth ges 
nommene Beamte hat jedoch hinſichtlich feiner Verpflichtung zum Erfah, außer dem 
Nekurfe an die höhere Dienftbehörde, die Befugniß, rechtliches Gehör zu verlangen, 
jedod, nur innerhalb dreier Jahre von dem Tage der ihm dieferhalb gemadyten Gr: 
öffnung ak, ‚Mit dem Ablauf diefer Friſt geht er dieſes Rechts und aller fernern 
Einwendungen verluftig. Das Disziplinarverfabren hat auch bei der Berufung auf 
rechtliches Gehör fo lange feinen Forfgang, bis ein vechtsfräftiges Erkenntniß baffelbe 
für unftatthaft erklärt. > 
4) Wenn der regrefpflictige Beamte inzwiiden aus dem aftiven Dienſte geſchieden ift 
— . und auf die an ihn ergehende Aufforderung fich weigert, den Grfaß zu leiften, fo hat 
die bis zu feinem Ausſcheiden ihm vorgejegt geweſene Dienftbehörde ihn im Wege 
des ordentlichen Prozefles in Anfpruch zu nehmen. Gbenfo iſt gegen die Erben des 
betreffinden Beamten zu verfahren, wenn derſelbe inzwiſchen veritorben ift. 
Die vorftehenden Beſtimmungen find durd die G. ©, zu publiziren. 


Tepliß, d. 24. Juli 1838, 
i Friedrich Wilhelm. 


— 


An 
das Staatsminiſterium. 
Allgemeine Münzkonvention der zum Zoll: und Handelsvereine verbunde⸗ 
nen Staaten. V. 30, Juli 1838, 


[®. ©. 1839. ©. 18. Nr. 1960.] 


Allerb. 8. D. v. 10. Aug. 1838,, die Erweiterung der Betriebsfrift für 
‚die zum minderen Maifchitenerjat zugelafiendn landwirtbichaftlichen 
Brennereien betr. 


[G. ©. 1838. ©. 431. No. 1925.] 


» Auf Ihren Bericht v. 24. v. M. will Ich aus den darin angeführten Gründen nad Ih: 
rem Antrage genehmigen, daß die ald Bedingung der .Zulafiung landwirthſchaftlicher Brenn⸗— 
reien zu dem mindern Maifchiteuerfage, auf den Zeitraum v. 1. Nov. bis 1, Mai beichränfte 
Betriebsfrift folder Brennereien bis zum 16. Mai, diefen Tag mit eingefchloffen, erweitert werbe. 
Sie haben den gegenwärtigen Befehl, durd) welchen bie betr. Feitfegung in Meimer DO. an das 
— — v. 16. Juni d. J. eine Abänderung erleidet, durch die G. S. bekannt zu 
machen. 
Berlin, an Aug. 1838. Friedrich Wilhelm.‘ 


n 
den Staats: und Finanzminifter Grafen v. Alvensleben. 


Allerh. K. D. v. 29. Aug. 1838,, betr. die Abänderung des in den G., 

wegen Aufhebung der perfünlichen und gewerblichen Abgaben und Reiituns 

gen in den Mediatjtädten der Provinz Poſen v. 13. Mai 1833. vorge: 

fehriebenen Verfahrens bei Ablöfung der den Grundherren zuftehbenden 
Entichädigungsrenten, 


‚ [&. ©. 1838. ©. 447. No. 1932.] 


Allerh. 8. D. v⸗ 14. Okt. 1838,, die Zulajiung von jüdifchen Hands 
‚ werfögefellen ans Deutfchen Bundesstaaten, um bei inländifchen Mei—⸗ 
ftern als Gefellen zu arbeiten, betr. 


El; [G. €. 1838. ©. 503. No. 1945.] 


Aus den in Ihrem Berichte v. 4. v. M. angeführten Gründen, will Id, nah Ihrem An- 
trage, beftimmen: daß in Zufunft den jübifhen Handwerfsgefellen aus den Deutſchen Bundes: 
ftaaten geftattet fein foll, bei inländifhen Meiftern als Geſellen zit arbeiten, fofern in ihrer 
Heimath den jübifhen Handwerfsgefellen aus dem Preußiſchen Staate gleiche Befugniſſe zuges 
ſtanden werben. Ueber diefe Meziprozität haben fie die Beiheinigung ihrer heimathliden Be: 
börbe beizubringen. In Beriehung auf ihre Legitimation iſt lediglich nad) den wegen ber aus— 
wärtigen Handwerfsgefellen beſtehenden allgemeinen Borfchriften zu verfahren. Damit übrigens“ 
mit diefer Erlaubniß fein Mißbrauch getrieben und biefelbe nicht heimlicyer Weiſe zu einer Nies 
derlaſſung in ben biesfeitigen Staaten, oder zu.einem Aufenthalt auf unbeftimmte Zeit benußt 


- 
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werde, haben Sie, der Minifter: des Innern, vorzuforgen, daß die Konzeſſion anf beftinmte Zeit. 
etwa auf 2 bis 3 Jahre, ausgeftellt- werde. 

Berlin, d. 14. Oft. 1838, ‚ 
An Friedrich Wilhelm. 
bie Staatsminifter v. Rochow und Freiherrn v. Merther. 


53 


Allerh. K. DO. v. 24. Oft. 1838,, betr. den Verluſt des Gnadengebalts 
der Militair- Sjnvaliden. *) 


[9. S. 1839. ©. 1: Ne. 1952.] 


Mit Bezug auf Meine an Cie ergangene D. v. 6. Dft. v. J. den Berluft des Gnaden— 
gehalts der im Givildienfte angeftellten Militair:Invaliden betr., fege Ich, nad Ahrem Antrage, 
. feit, daß die Beſtimmung diefer. O. aud auf alle nicht im Civildienſt angeftellte Militairgnaden- 
————— angewendet, von den Gerichten daher, in Straferkenntniſſen gegen ſolche 

lilitair-Invaliven, aud der etwanige Verluft des Gnudengehalts oder des Anſpruchs auf dafs 
jelbe ausgefprochen werden, und, im Unterlaffungsfalle der Abtheilung des Kriegeminiiteriums 
für das Juvalidenwefen die Befugniß zuftehen Soll, auf die Abfaffung eines nadträglihen Er— 
fenntnifjes hierüber angutragen. Sämmtliche Gericdtsbehörden im ganzen Umfange ter Monars 
chie find demnach verpflichtet, in Umnterfuchungen gegen einen Militair: Juvaliden von ter be: 
treffenden Regierung Grfundigung einzuziehen, ob der Inkulpat zu dem Guwiängern des Gna- 
bengehalts gehöre, auch von allen Grfenntniffen, durch welde ein Militair:Invalide des Gna— 
dengehalts verluftig erflärt wird, der Negierung Mitiheilung zu machen, damit fie bie Zahlung 
filire. Sollte es für foldhe Fälle noch einer Arweifung der Megierungen bedürfen, fo. haben 
Sie, der Kriegsminifter, das Erforderliche zu veranlafien. Der gegenwärtige Erlaß ift durch 
die G. ©. bekannt zu madıen. 

Berlin, d. 24. Oft. 1838, 5 Friedrihd Wilhelm. 


An 
die Minifter der Juſtiz und den Kriegsminifter, 


BG. über die Eifenbahn : Unternehmmugen. B. 3. Nov. 1838, 
.. 3 [®. S. 1838. ©. 505. No. 1947.] 


Mir Friedrich Wilhelm.sc. ıc. haben für nöthig erachtet, über. die Eifenbahn: Unternehmungen 
und insbefondere über die Verhältniſſe der Eiſenbahn-Geſellſchaften zum Staate und zum Pu— 
blifum, allgemeine Beftimmungen zu treffen, und verordnen demnach auf den Antrag Unferes 
Staatsminifteriums und nad erfordertem Gutachten Unferes Staatsraths, wie folgt: 

8. 1... Jede Geſellſchaft, weldye die Anlegung einer Gifenbahn, beabfichtigt, hat ſich an das 
Handelsminifterium zu wenden, und demjelben die Hauptpunfte der Bahnlinie, ſewie die , Größe 
bes zu der. Unternehmung beftimmten ‚Aftien-Rapitals ‚aenan anzugeben. Findet fid gegen, Die 
Unternehmung im Allgemeinen nichts zu erinnern, fo ift der Plan derfeiben, nach den bereits 
ertheilten und fünftig etwa nod zu erlaſſenden Inſtruktionen, einer ſorgfältigen Prüfung zu 
unterwerfen. Wird in Folge diefer Prüfung Unfere landesherrlihe Genehmigung ertheilt, fo hat 
das Handelsminiſterium, unter Gröffnung der etwa nöthig befundenen befonderen Bebingungen 
und Maafgaben, eine Friſt feftzufegen, binnen welder der Nachweis zu führen it, daß das 
beſtimmte Aklien⸗Kapital gezeichnet und bie Geſellſchaft, nad) einem unter den Mftienzeichnern 
vereinbarten Gtatute, ‚wirklich zufanmengetretett fei a 

$- 2. Hinſichtlich der Aktien und der Verpflichtungen dev Aktienzeichner finden folgende 
Grundſãtze Anwendung: ’ | 5 N X 

A),.die Aktien dürfen auf den Inhaber geſtellt werben und find ſtempelfrei; 

:,.°. 2) bie Ausgabe der Arien darf vor Ginzahlung des ganzen Nominalbetrags berfelben 
nicht erfolgen, und eben fo wenig die Greheilung auf den Inhaber geftellier Pros 
mefien, Interimsſcheine ꝛc. Ueber PartialzZahlungen dürfen nur Quitungen, auf 

den. Namen lautend, ertheilt werben; ni 

3) der Zeidiner der Aktie ift für die Einzahlung von 40 Prozent des Nominalbetrrges 

nr, ‚Der Aktie unbedingt verhaftet; von dieſer Verpflichtung kann derſelhe weber durch 

> WUebertragung feines. Anrechts auf einen Dritten ſich befreien. mod Seitens der Ger 

j ellihaft enibunden werden. Für den Fall, daß die-ausgefhriebenen Partial- Zahlungen 

‚in.Rüdftand bleiben, ift die Beſtimmung von. Konventionalitrafen, ohne Rückſicht 
J auf die ſonſt hinſichtlich deren, Höhe geſeßlich beſtehenden Beſchraͤnkungen, zulaäſſig; 

4) nach Einzahlung von 40 Prozent hat die Geſellſchaft, wenn der ursprüngliche Zeich⸗ 
ner der Aktie fein Anrecht Pin einen. Andern übertragen hat, die Wahl, ob fie 


*) Bergl. Strafgeſetzbuch v. 14. April 1851. 5, 1 u . 
Gef. ©. f. Bew Bd, Bd. II. ß 5 
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a) den urfprünglichen Zeichner feiner Berpflihtung entlaſſen und ſich lediglich 
i an den Geffionar halten, oder . 
b) der Abtretung ungeachtet, den urfprünglicen Zeichner nody ferner in: Anfpruc 
= nehmen will, in weldem Fall die Geſellſchaft gegen dem Geffionar feinen . 
Anfpruc hat. j 
Der hierüber‘ von dem Vorſtande der Geſellſchaft zu faſſende Beſchluß it beim Aus: 
ſchreiben der nächſten Partialgahlung befannt zu machen. | 
5) Bei jeder folgenden Ceſſton treten: diefelden Beſtinmungen ein, welche unter 4, für 
die erfte gegeben worden find; en 
»6) Wenn nad) Ginzahlung von 40 Prozent die ferneren Partialzahlungen nicht einge: 
ben, fo iſt die Gefellicdyaft beredytigt, entweder - 5 
4) den Bahlungspflidytigen weiter in Anſpruch zu nehmen, 
‚oder ö - 
I) denfelben, unter Aufhebung feiner Verpflichtung gegen die Gefellihaft des be 
reits Gezahlten und aller Rechte aus den bisherigen Zahlungen verluſtig zu 
erflären. Bis zu dem Betrage, mit welchem die auf diefe Weife ausfcheiden- 
den Intereſſenten betheiligt waren, bürfen neue Aftienzeihnungen zugelaffen 
werben. s " . 

F. 3. Das Statut iſt zu Unferet Iandesherrlihen Beſtätigung einzureichen; es muß jedod) 
zuvor der Bauplan im Weſentlichen feftgeitellt worden fein. 

So lange die Beſtätigung nicht erfolgt ift, beſtimmen ſich die Verhäftniffe ber Geſellſchaft 
und ihrer Vertretee nad) den allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften über Geſellſchafts- und Mans 
dats-Berträge. Mittelit der Beltätigumg des Statuts, welches durch die G. ©. zu publigiten 
iſt, werden der Geſellſchaft Die Mechte einer Korporation oder einer anonnmen Gefellichaft ertbeift. 

$. 4; Die Genehmigung der Bahnlinie in ihrer volltändigen Durchführung dur alle 
Zwifchenpunfte wird dem KHandeleminifterium vorbehalten, eben fo find die Verhälmiſſe der 
Konftruftion, forwwohl der Bahn als der anzuwendenden Fahrzeuge, an dieſe Genehmigung ge: 
bunden. Alle Vorarbeiten zur Begründung der Genehmigung hat die Geſellſchaft auf ihre Koften 
u befdaffen. u 
i $. 5. Die Anlage von Zweigbahnen kann eben fo, wie die von neuen Gifenbahnen über: 


— Haupt nur mit Unferer landesherrlihen Genehmigung ftattfinden. 


$..6. Zur Emiſſion von Aktien, über die urfprünglic feſtgeſetzte Zahl hinaus, iſt Unſere 
Genehmigung nothwendig. Pie Aufnahme von Gelddarlehnen (womit der Kauf auf Krebit 
nicht gleichgeitellt werben foll) bedarf der Zuftimmung des Handelsmifteriums, welches biefelbe 


. am bie Bedingung eines Feitzuftellenden Zins- und Tilgungsfonds zu knüpfen befugt if. 


$. 7. Die Gefellfhaft ift befugt, die für das Unternehmen erforberlihen Grundftüde ohne 
Genehnigting einer Staatöbehörde zu erwerben; zur Gültigfeit der Veräußerung von Grund: 
ſtücken ift jedoch die Genehmigung der Megierung nöthig. - * 
© 78.8, Für den Fall, daß über den Erwerb der fire die Bahn⸗Anlage nothwendigen Grund⸗ 
ſtücke eine Einigung. mit den Grumdbefigern nicht zu Stande fommt, wird der Grfellichaft das 
Recht zur Erpropriation, welchen aud die Nutzungsberechtigten unterworfen find, verliehen. 
Daffelbe erſtreckt ſich infonderheit: u —— >’ a 

I) auf den zu der Bahn felbft erforberlihen Grund und Boden; 

2) auf den zu den nöthigen Answeichungen erforderlichen Raum ; Rahme 

3) -auf' den Raum zur Unterbringung der Erde tind des Schuttes ıc,, bei Einſchnitten, 
Tunnels und Abtragungen; 

4) auf den Raum für die Bahnhöfe, die Aufſeher- und Märterhätrfer, die Waſſerſtalio— 
nen und längs der Bahn zu errichtenden Kohlenbehältniffe zur Berforgung der Dampf⸗ 
Mafchinen; und . I t 

5) überhaupt auf dem Grund und Boden für alle fonftigen Anlagen, welche zudem 
-Behufe, damit die Bahn als eine öffentliche Strafe zur allgemeinen Benutzung dies 
Ir — nöthig oder in Folge der Bahn-Anlage im öffentlichen Intereſſe erforder⸗ 

lich find. 

Die Entſcheidung darüber, welche Grundſtücke für die obigen Zwecke (No. 1—5.) in Anſpruch 
zu nehmen find, fteht in jedem einzelnen Falle der Regierung, mit Vorbehalt des Nefurfes an 
das Miniſterium, zu. Dagegen ift das Erpropriationsrecht auf folde Anlagen - nicht auszubeh- 


nen, weldje, wie Waaren: Magazine und dergleichen, nicht den inter No. 5. gedachten allgemei- 


nen Zwed, fondern nur das’ Privat:Intereffie der Gefellihaft angehen. » 

8. 9. Außet dem Erpropriationsrechte wird ber Gefellfchaft auch das Recht zur vorüber- 
gehenden -Benupung' fremder Grundftüde Behufo der Einrichtung von Iuterinns- Wegen, der Mas 
terinlim-Gewinnung se.,- cbenfo, wie es bei der Anlegung und Unterhaltung von Kunftftraßen 
dem Etaate zuftcht, eingeräumt. In welchen Umfange dieſes Mecht nad) den, in ben! verfcie: 
denen Landeotheilen beftehenden Vorfchrijten geltend zu machen, und welche Grundftüde dabei iu 


Anſpruch zu nehmen find, Hat die Negierung, vorbehaltlich des Rekurfes an das Hanbelsmini: 


ſterium, zu beftimmen. Jedoch iſt überall das Ausgraben von Erbe zur. Biegelfabrilation und 
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von Feldſteinen, fowie die Eröffnung von Steinbrüden und die Benugung ſchon vorhandener 
Steinbrüde, in den durd gegenwärtigen Paragraphen ben Geſellſchaften beigelegteu Befugnifjen ' 

«nicht. enthalten. | 

8. 10. Wenn die Gefellfhaft ein benachbartes Grundſtück zur Unterbringung der Erbe nnd 
bes Scuttes in Anfprud genommen’ bat ($. 8. No. 3), fo foll, naddem diefer Zweck volltän- 

dig erreicht ift, der Gigenthümer die Wahl haben, dieſes Grundſtück (nad) -$. 8.) der Geſellſchaft 
fortwährend zu überlaffen, oder (nach $. 9) gegm Erſatz der Werthsverminderung zurückzuneh: . 

men. Sollte jedoch der fortwährende Bejig deſſelben der Gefellfchaft für die Sicdyerheit der Bahn 
nöthig fein, fo fällt der Aniprud; des Gigenthümers auf Rückgabe hinweg. 

$. 4. Die Erpropriation erfolgt in denjenigen Landestheilen, wo das Allgemeine Land: 
recht in Kraft if, nach Vorſchrift der-$$. 8—11. Theil I, Titel 11. 

Die Regierung ernennt die Taratoren und leitet das Abichägumgsverfahren unter-Zuzie 
hung beider Theile. Der Eigenthüner it verpflichtet, gegen Empfang oder gerichtliche Depoſi— 
tion des Tatwerths, das Orundftüc der Geſellſchaft zu übergeben, und wird nöthigen Falls von 
der Regierung hierzu angehalten. — 

Der Eigenthümer kann, wenn er mit der Schätzung ber Taratoren nicht zufrieden it, auf 
— Entſcheidung über den Werth antragen. Der Geſellſchaft ſteht ein ſolches Nect 
nicht zu. ne \ 

In ber Nheinprovinz, foweit das Allgemeine Landrecht daſelbſt nicht in Kraft iſt, erfolgt 
bie Ausübung des Grpropriationgredts ($. 8.) und vie Feftftellung der Gntfhädigungen nad 
den. für die Erpropriation dort geltenden Beſtimmungen. \ - 

‚8:12. Wenn bei der Entſchädigung, außer dem Gigenthümer, aud Mealberechtigte in 

Betracht kommen, fo hängt es von dem Grmeflen der Regierung ab, ob die Entſchädigungs— 
ſumme gerichtlich deponirt, ober ob dafür Kaution geftellt werden foll, in welchen legten Fall 
die Geſellſchaft, vom Zeitpunft der. Uebergabe an, landesübliche Zinsen zu zahlen hat. 
— 8. 13; Für die vorübergehende Benugung von Grundſtücken ($. 9.) ift die. Eutſchädigung 
in gleicher Art, wie bei der Grpropriation ($. 11.), zu beitimmen. Es fann aber für. deren 
Gewährung die Beitellung einer angemeflenen Kaution verlangt werben, in weldhem Falle bie 
Regierung die Sache interimiftifch zu reguliren hat. - 

- $. 14. Außer ter Geldentihädigung it die Geſellſchaft aud zur Ginridtung und Un: ' 
terhaltung aller Anlagen verpflichtet, ‚welde die Megierung an Wegen, Ueberfahrten, Triften, 
. &infriedigungen, Bewäflerungs: oder Vorfluths-Anlagen se. nöthig findet, damit die benachbarten 
GSrundbefiger gegen Gefahren und Machtheile in Benugung ihrer Grundſtüchke gefihert werben. 

Entſteht die Nothwendigfeit folher Anlagen erft nad Eröffnung der Bahn dur eine mit 

den beuadbarten Grundftüden ‚vorgehende Veränderung, fo ift die Gefellichaft zwar aud zu bes 
ren Ginrichtung und Unterhaltung verpflichtet, ‚jedod nur auf Koften der dabei intereffirten 
Grundbefiger, welde deshalb auf Verlangen der Geſellſchaft Kaution zu beftellen haben. : 
— 5. 15. Bei der Zahlung der Geldvergütungen für Grundllüde, welde nach $. 8. der Er: 

. propriation unterworfen find, ohne Unterſchied, ob die Veräußerung felbit durch Exprepriation 
oder durch freien Vertrag beiwirkt wird, kommen die, für den Chauſſeebau in den verfhiedenen 
Landesıheilen hierüber beſtehenden gefeßlichen Beitimmungen zur Anwendung, auch follen bie 
Dabei vorfommenden Verhandlungen ftempels und fportelfrei erfolgen. 

— 8. 16. Hat die Sefellihaft ein nad $..8. der Gxpropriation unterworfenes Grundſtück, 
fei es burdy Gipropriation oder durch freien Bertrag erworben, fo foll für daſſelbe ein Anſpruch 
forwohl auf Wiederfauf, als auf Vorfauf eintreten, wenn im der Folge ehtweder die Anlage 
diefer Eifenbahn aufgegeben oder das Grunditüd zu ihren Zwecken entbehrlid wird. 

3 17... Den -Anfprud auf Wiederfauf und Vorkauf hat’ der zeitige. Gigenthümer des buch 
ben ‚urfprünglicyen Erwerb ($. 16.) verkleinerten Grundſtücks. 

: $. 18. Den MWiederfauf kann dieſer Eigenthümer in ſolchem Fall zu jeder Zeit geltend 
machen, ‚beftreitet die Geſellſchaft das Dafein der im $. 16. beſtimmten Bedingungen, fo tritt 
richterliche Entfheidung ein. Die Geſellſchaft kann von ihrer Seite den Gigenthümer auffor: 
dern ſich ũher die Ausübung dieſes Rechts zu erFlären, und er verliert daſſelbe, wenn er nicht 
binnen zwei Monaten diefe Erflärung abgiebt, Bei dem MWirderfauf zahlt der Einenthümer den 

‚urfprünglihen Kaufpreis, nach Abzug ber durch die. bisherige Benugung in dem Grundſtück ent 
fandenen Werthsverminderung. Dagegen kann die Geſellſchaft keine Verbeſſerungen in Anrede 

g. bringen, wohl aber die von ihr auf dieſem Boden etwa errichteten Gebäude. oder andere 


en binweguehmen. TR SE pet : 
en B- 19. Der BVorfauf tritt ein, wenn bie Geſellſchaft das entbehrlich gewordene Grundftüc 
anbermeit zu verfaufen Gelegenheit findet. Sie hat biefe Abficht, fowie den angebotenen Kauf: 
preis bem n $ 17. berechtigten Gigenthümer anzuzeigen, welcher fein Borfaufsrecht verliert, 
wenn er fid nidt binnen zwei Monaten darübtr.erflärt. Unterläßt die Gejellfcyaft Die Anzeige, 
fo. Fanız der Berechtigte feinen. Anſpruch ‚gegen feden Beſitzer geltend. machen. e 
"8. 0. Für alle Entihädigungs-Anfprüce, welche in Folge der Bahn-Anlage an den Staat 
gemacht, und entweder von der Geſellſchaft jelbit anerfannt, oder unter ihrer Zuziehung richter⸗ 
lic feſtgeſtellt werben, ift die Geſellſchaft verpflichtet. 


+ 
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$. 21. Das Handelsminifterium wird nad vorgängiger Vernehmung, der Gefellichaft die 
Friſten beftimmen, in welchen die Anlage fortſchreiten und vollendet werden foll, und fann für _ 
deren Ginhaltung ſich Bürgſchaften feflen laſſen. Im alle der Nichtvollendung binnen der bes 
ſtimmten Zeit bleibt vorbehalten, die Anlage, fo wie fie liegt, für Rechnung ber Geſellſchaft 
unter der Bedingung zur öffentlichen Verſteigerung zu bringen, daß” dieſelbe von den Anfäufern 
ausgeführt werde. Es muß jedod dem Antrage auf WVerfteigerung die Beſtimmung einer 
ſchließlichen Friit von fehs Monaten zur Vollendung der Bahn vorangehen. 23 
-$. 22. Die Bahn darf dem Verkehr nicht eher eröffnet werben, als, nad borgängiger _ 
Nevifion der Anlage, von der Regierung die Genehmigung dazu ertheilt worden. Ä 
$. 23. Die Handhabung der Bahnpolizei wird, nad einem darüber von dem Handelemi: 
nifterium zu erlaſſenden Meglement, der Gefellichaft übertragen. Das Reglement wird ugleid) 
das Verhaͤltniß der mit diefem Geſchäft beauftragten Beamten ber Gefellichaft näher feitjegen. 
$. 24. Die Geſellſchaſt ift verpflichtet, die Bahn nebit den Transpert:Anftalten fortwäh: 
rend in folhem Stande zu erhalten, daß die Beförderung mit Sicherheit und auf bie der Be: 
flimmung des Unternehmens entſprechende Weiſe erfolgen könne, fie kann hierzu im Berwals 
tungswege angehalten werben. e 
$. 25. Die Geſellſchaft ift zum Erſatz verpflichtet für allen Schaden, weldyer bei ber Be: 
' förderung auf ter Bahn, am den auf berfelben beförderten Perfonen und Gütern, ober auch an 
anderen Perfonen und deren Sachen, entiteht und fie. kann fich von dieſer Verpflichtung nur 
durch den Beweis befreien, daß der Schade entweder durch bie eigene Schuld bes Beſchaͤdigten, 
oder durch einen unabwendbaren äußern Zufall bewirkt worden iſt. Die gefährliche Natur der 
‘Unternehmung ſelbſt it als ein folder, ven dem Schadenerſatz befreiender Zufall nicht zu 
betrachten. ’ 
$. 26. Für die erfien brei Jahre: nach dem auf die Eröffnung der Bahn folgenden 1. 
Januar wird, vorbehaltlic der Beftimmumgen des $. A5., der Gefellihaft das Recht zugeftan: 
den, ohne Zulaffung eines Konkurrenten, den Transportbetrieb allein zu unternehmen und ‚bie 
Preiſe ſowohl für den Perfonen: als für den Maarentratisport nad ihrem Ermeflen zu befiim: 
men. Die Gefellfhaft muß jedoch j te < 
1) den angenommenen Tarif beim Beginn des Traneporibetriebes und bie fpäteren Aen— 
derungen fofert bei deren Ginteitt, im Falle der Erhöhung aber fehs Wodyen vor 
Anwendung derfelben, der Regierting "anzeigen und öffentlich befannt madyen, und 
2) für die angefepten Preife alle zur Fortſchaffung aufgegebene Waaren, ohne Unterfdyieb 
der Intereffenten, befördern, mit Ausnahme folder Maaten, deren Transport auf der 
Bahn durch das Bahn: Reglement oder fonft polizeilich für unzuläffig erflärt ift, 
$. 27. Nach Ablauf der erſten drei Jahre fünnen, zum Traneportbetriebe auf der Bahn, 
außer der Geſellſchaft jelbft, aud) Andere, gegen Entrichtung des Bahngeldes oder der zu regu⸗ 
lirenden Vergütung ($$. 28—31:. vergl. mit $: 45.), die Befugniß erlangen, wenn das Hans 
delsminifterium, nad Prüfung aller Verbältniffe, angemeſſen findet, denfelben eine Konzeffion 
zu ertheilen. J FRE, 
$. 28. Auf ſolche Konkurrenten find, in Anfehumg der Bahn-Polizei, der guten Erhaltung 
ihrer. Anjtalten, ſowie der Verpflidtung zum Schaden-Erſatz, diefelben Beftimmungen anzumens 
ben, welde in ben $$. 23., 24., 25. fir die urfprüngliche Gefellfhaft gegeben find. 
= $. 29. Die Höhe des Bahngeldes, zu defien Forderung die Gefellfcyaft, in Ermangelung 
gütlicher Ginigung mit den Trausportzlinternehmern, beredytigt ift, wird in der Art feftgefet, 
* gr deſſen Entrichtung, unter Zugrundelegung der wirklichen Erträge aus den Teßtverflof: 
enen Jahren, , 
1) die Koften der Unterhaltung und Verwaltung ber Bahn nebſt Zubehör (mit Auss 
Wr der das Transport-Unternehmen angehenden Betriebs: und Berwalhingsfoflen) 
eſtritten, Be 
2) der flatutenmäßige Beitrag zur Anfammilung eines Nefervefonds für außergewöhn⸗ 
liche, die Bahn und Zubehör betreffende Ausgaben aufgebracht, ae 
3) die von der Gefellfhaft zu Hbernehmenden Saften (einfchließlihh der im 6. 38. ges 
dadıten) gebedit werden können; woneben außerdem BE 
4) der Gefellichaft an Zinfen und Gewinn ein, ber bisherigen Nutzung entſprechender, 
“ Neinertrag des auf die Bahn und Zubehör verwendeten Anlage-Kapitals, zu gewäh— 
ven bleibt, mit der weiteren Maaßgabe jedoch, daß diefer Meinertrag, auch wenn bie 
Erträge der verflofienen Jahre eine höhere Nupung des Anlage-Kapitals gewährt 
hätten, nicht höher als zu" 10 Prozent des — dagegen umgekehrt, auch wenn 
bie Erträge der Vorjahre ſich nicht fo hoch belaufen hälten, nicht geringer alg zu 6 
Prozent des Anlage-Rapitals in Anfag koumen fell, Zum Anlage-Kapital find auch 
alle fpätere wefentlihe, von ber Regierung als folhe anerkannte, Melioralionen zır 
rechnen, in foweit diefelben durch Erweiterung des Grund⸗-Kapitals bewitft werben 


. And, ) 
$. 30,. Die Berechnung des, Bahngeldes gefchieht in folgender Weife: BR 
1) Aus den von der Gefellfhaft im lehten Vierteljahr der erften Betriebs⸗Periode vor⸗ 
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zulegenden Rechnungen ber verflofienen 2% Jahre iſt zunächſt ber bis dahin bitrchr 
Schnittlid) gewonnene Reinertrag eines Jahres zu ermitteln, Diefer Reinertrag wird 
nadı Berhältniß ber 
auf die Bahn und deren Zubehör 
und auf das Buhr: und Transport:Unternehmen nebit bem dazu gehörigen Inventar 
verwenbeten Anlage: Kapitalien — und der hiervon auf die Bahn und deren 
Zubehör fallende Antheil, mit Berüdfictigung der im $. 29. No. 4. gegebenen Bor: 
fhriften für ben MReinertrag der Bahn angenommen. Der fonady feitgeitellte Meiner: 
trag der Bahn und der jährliche Durchfcnittsbetrag der in dem $. 29. No. 1—3. - 
ni bezeichneten Ausgabe » Bofitionen zufammengenommen, bilden bie Theilungsfumme, 
welche der Feſtſetzung des Bahngeldes zum Grunde zu legen ift. — 

2) Die Frequenz der Bahn iſt nah der Einnahme an Perſonen und Frachtgeld zu be: 
rechnen und hierbei entweder die Zentnerzahl der Güterfracht nach Verhältniß bes 
Berfonengeldes zum Frachtgelde auf Berfonen-Einheiten, oder auch die Berfonenzahl 
nad) demfelben Verhaͤliniß auf Zentner-Einheiten zu rednziren. 

3) Die zu 1. ermittelte Summe, durd die Zahl des auf Perſonen, oder Zentner : Eins 
heiten reduzirten Fuhr- und Transportbetriebes zu 2. getheilt, ergiebt die Höhe bes 
zu entrihtenden Bahngeldes für eine Perfon oder einen Zentner Waare. 

Haben bei einer Bahn verfchiedene Sätze des Perfonengeldes oder für den Güs 
- tersTransport ftattgefunden, jo foll bei der Reduktion zu 2. 
binfichtlicd des Perfonengeldes überall nur der niedrigfte Sag, 
hinfichtlid des Güter-Transports aber ein Durchſchnittsſatz 
angenonmen werben. : 
4) Die fchließliche Feiitellung des Bahngeldes für —— und Güter erfolgt dem: 
. nähft in dem bei der Reduktion auf Perfonens oder Zentner-Einheiten zum Grunde 
gelegten Berhältniffe, mit Rüdfiht auf die Verſchiedenheit der bisherigen Sätze für 
den Güter-Trangport. 

8. 31. Das Bahngeld ift in beftimmten Perioden, welde das Handelsminifterium für jede 
Eifenbahn auf wenigftens drei und höchſtens zehn Jahre feftzufegen hat, von Neuem zu regulis 
ren. Die Gefellfhaft darf das feitgefegte Bahngeld nicht überschreiten, wohl aber vermindern. 
Sowohl der für die ganze Periode feitgefeßte Tarif, als diefe in der Zwiſchenzeit eintretende 
Beraͤnderungen, find öffentlidy befannt zu machen und auf alle Transporte chne Unterſchied der 
Unternehmer gleihmäßig anzuwenden. Gnihält der neue Tarif eine Erhöhung bes Bahngeldes, 
fo kann diefe erſt ſechs Wochen nach der Bekanntmachung zur Anwendung fommen. 

$. 32. Es bleibt der Geſellſchaft überlaſſen, nachdem die Regulirung des. BahngeldrTas 
rifs nad $$. 29. und 30, erfolgt iſt, die Preife, weldherfie für die Beförderung an Fuhrlohn 
neben dem Bahngelde erheben will, nach ihrem Ermeſſen anzufeßen; es dürfen folde jedoch 
nicht auf einen höheren Meinertrag als 10 Prozent des in dem Transpert-Unternehmen anges 
legten Kapitals berechnet werben. 3 . 

Die Gefellſchaft ift hierbei verpflichtet: 

H den Fracht⸗Tarif (fowohl für den Waaren- ale für den Perfonen-Transport)» welcher 
nachher ohne Zuſtimmung des Handeleminifteriums nicht erhöhet werden barf, fo wie 
demnächſt die innerhalb der tarifmäßigen Saͤtze vorgenommenen Aenderungen, und 
zwar im Falle. einer Erhöhung früher ermäßigter Sätze ſechs Wochen vor Anwen⸗ 
dung derſelben, der Regierung anzuzeigen und öffentlich bekannt zu machen; auch 

2) für die angenemmenen Sätze alle jur Forſchaffung aufgegebene Waaren, deren Trans: 
port polizeilich zuläffig ift, ohne Unterichied der Intereflenten zu befördern. 
$. 33. - Sofern nad Abzug der das Transportslinternehmen betreffenden Ausgaben, eins 
fchließlich des in dem Gtatute mit Genehmigung des Minifteriums feftzufegenden jährlichen Beis 
trage zur Anfammlung eines Nefervefonds, für die zuleßt verlaufene Periode fid) an Zinfen und 
Gewinn ein Reinertrag von mehr als zehn Prozent des in dem linternehmen angelegten Ras 
pitals ergiebt, müflen die Fuhrpreiſe in dem Maße herabgefegt werben, daß der Meinertrag biefe 
zehn Prozent nicht überfchreite. Wenn jedoch der Ertrag des Bahngeldes das dafür im $. 29. 
verftattete Marimum von zehn Progent nicht erreidit, fo foll der Ertrag des Transvortgeldes 
zehn Prozent fo lange überfteigen dürfen, bis beide Ginnahmen znfammengeredjnet einen Reins 
ertrag von zehn Prozent der in dem gefammten Unternehmen angelegten Kapitale ergeben. 
$. 34. Um die Ausführung der in den 88. 29 — 33. gegebenen Borfchriften möglich zu 
machen, ift bie Gefellichaft verpflichtet, über alle Theile ihrer Unternehmung genaue Redinung 
zu führen und hierin die ihr von dem Handels:Minifterium zu gebende Anweiſung zu befolgen, 
Diefe Rechnung ift jährlich bei der vorgefegten Regierung einzureichen. — 

—8. 35. Wenn über die Anwendung des Bahngeld- oder des Fracht-Tarifs zwiſchen ber 
Geſeliſchaft und Privatperſonen Streitigkeiten entſtehen, ſo kommt die Eutſcheidung hierüber, mit 
Vorbehalt des Rekurſes an das Handels-Miniſterium, der Regierung zu. 

’$. 36. Die aus dem Poſtregale entfpringenden Vorrechte des Staats, am feitgefegten Tas 
gen umb zwiſchen beſtimmten Orten Perfonen und Sachen zu beförbern, gehen, foweit es für _ 
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ben Betrieb ber Giienbahnen nöthig iſt, die im jenem Megale enthaltene Ausfchliefung bes Pri⸗ 
vatgewerbes aufzugeben, auf biefelben über, wobei der Poſtverwaltung die Berechtigung vorbe⸗ 

‚ hatten bleibt, die Gifenbahnen zur Beförderung von poſtmäßigen Berfendungen unter ben nad: 

“ folgenden näheren Beſtimmungen zu benugen: 

1) Die Geſellſchaft iſt verpflichtet, ihren Betrieb, foweit bie Natur deſſelben es geſtattet, 
in die nothwendige Uebereinſtinmung mit den Bedürfniſſen der Poſtverwalſung zu 
bringen. 

- 2) Eie übernimmt ben unentgeltliden Transport ber Briefe, Selber und aller anderen 
dem Poſtzwange unterworfenen Büter.. - 

‚ 3) Sie übernimmt ferner den unentgeltlichen Transport IRRE Poſtwagen, welde 
nöthig fein werben, um die ber Poft anvertrauten Güter gu befördern. 

4) Findet es die Poſtverwaltung nöthig, der Geſellſchaft Meifende zur Befoͤrderung zu 
überweifen, fo ift die Gefellichaft werpflichtet, Diefelben vorzugeweiſe vor anderen Der: 
fonen auf derjenigen Klaffe von Bahnwagen, bie dazu von ber Poft für inmer bes 
flimmt werden follen, gegen Gntrichtung des gewöhnlichen Perſonengeldes dieſer Wa⸗ 
gen, zu befördern. 

5) Die Geſellſchaft iſt verpflichtet, die mit Peſt-Freipaͤſſen verſehenen Perfonen unent: 
geltlih zu befördern, vorausgefegt, daß diefe nur einen Theil ihrer Meife auf der 
Gifenbahn, einen andern Theil aber mit gewöhnlichen Poſtfuhrwerk zurüclegen. 

6) Wird der regelmäßige Poitbetrieb auf einer Eiſenbahn dergeftalt durch die-Schuld 
der Geſellſchaft unterbrochen, daß die Ponverwaltung ihren Betrieb einſtweilen durch 
andere Nnftalten zu beforgen genöthigt wird, fo iſt bie Geſellſchaft zum Erſatz des 
hierdurch veranlaßten Koſtenaufwandes verpflichtet. 

8.37 Wird eine Konkurrenz im Transport auf der Eiſenbahn verſtattet ($. 27.), fo find 
die Kenfurrenten gegen die Poſt zu denfelben Leitungen verpflichtet, wie die urfprünglichen Uns ” 
ternehmer, ($. 36.) Für die angemefiene Bertheilung diefer Laften unter ben verſchiedenen Un: 

‚ ternehmern iſt bei Ertheilung der Konzejfion Bedacht zu nehmen. E 
. 38. Bon den Eifenbahnen it eme Abgabe zu entrichten, welche im Berhältniffe bes 

auf das gefammte Aktien-Kapital, nach Abzug aller Unterhaltungs: und Betriebsfoften und des 

-jährlib inne zur behaltenden Beitrages zum Reſervefonds, treffenden Ertrags ſich abſtuft. Die 

Höbe diefer Abgabe foll aber erft dann regulirt werben, wenn bie zweite, innerhalb Unferer 

Staaten fonzefftonirte Eiſenbahn drei Jahre in volffändigem Betriebe gewefen iſt und dadurch 

meiner angemefienen Regulirung die nöthigen Erfahrungen gefammelt worden find; bis dahin 

ift die Pol, für den Verluft, welchen fie durch die Gifenbabnen in ihrer Einnahme erweislich 
erleidet, von jeder Geſellſchaft mit Berůckſichtigung der im $. 36. zum Vortheile der — bes 
finmten Leitungen zw entichädigen. 

Bon der Entrichtung einer Gewerbefteuer bleiben die Gifenbahn-@efelficaften befreit. 

$. 39. Der Ertrag der im $. 38. vorbehaltenen Abgabe foll zu, feinen andern Zwecken, 
als zur Entfchäbigung der Staatskaffe für die ihr burd die @ifenbahnen entzogenen Einnahmen 
und zur Amortifation des in dem Unternehmen angelegten Kapitals, verwendet werden. Weber 
nn biefer Berwendung werden Wir Unfer Handelsmintfterium mit befonderer Anweiſung 
verfehen. 

$. 40. Nach vollendeter Amortifation foll dem Unternehmen eine. ſolche Einrichtung gege: 
ben werben, daß der Ertrag bes Bahngeldes die Koften der Unterhaltung der Bahn und der 

Berwaltung nidt übefleige. 

-$. 41. Sollte fünftig eine Konfurrenz in ber Transport⸗ Unternehmung bewilligt werben 

($. 27.), jo wird den Konfurrenten gleichfalls eine angemeflene Abgabe aufgelegt und darüber 

in ber Konzeffion das Nöthige beſtimmt werden. 
$..42. Dem Etaate bleibt vorbehalten, das Eigenthum der Bahn mit allem Zubehor ges 

gen vollſtändige Entfhädigung anzufanfen, — 
Hierbei ift, vorbehaltlich jeder anderweiten, hierüber durch gütfiches Ginvernehmen zu tref⸗ 
enden Regulirung, nad) folgenden Srundfägen zu verfahren: 

1) Die Abtretung kann nicht eher als nach Berlauf von dreißig Jahren, von vom Belle‘ 

“punft der Traneporteröffnung any gefordert werden. 

2) Sie kann ebenfalls nur von einem ſolchen Zeitpunft an geforbert..iwerben, mit wel: 
ner zufolge des 8. 31., eine neue Feſtſetzung des Bahngeldes würde eintreten 
nrüffen. 

3) Es muß der Sefeltichaft die anf Mebernahme ber Bahr gerichtete Abfidyt minbeftens 

} ein Fahr vor dem zur Mebernahme beftimmten Zeitpunfte angekündigt werben, 

4) Die Entfhädigung der Geſellſchaft erfolgt ſedann nad folgenden Grundfägen: +: 

#) der Staat bezahlt an die Geſellſchaft den fünf und zwanzigfaden Betrag der: 

jenigen jährlihen Divitende, weldye an fämmtliche Aktionäre im Durchſchnin 
der Jetzten fünf Jahre ausbezahlt worden iſt. 
.b) Die Schulden der Gefelifchaft werden. ebenfalls vom Staate übernommen und 
: in gleicher Weiſe, wie dies der Geſellſchaft obgelegen haben würbe, aus ber 
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Stiaals laſſe berichtigt, wogegen auch alle ehwa ‚vorhandenen Aftiv-Borberungen 
- auf die Staatskafle übergehen. 
. €) Gegen Erfüllung obiger Bedingungen geht nicht nur das Eigenthum der Bahn 
und bes zur-Transport:Unternehmung gehörigen Inventariums fanımt allem 
Zubehör auf den Staat tiber, fondern es wird demfelben auch der von der 
Geſellſchaft angefanımelte Nefervefonds mit übereignet. 
d) Bis dahin, wo die Nuseinanderfegung mit der Geſellſchaft nach vorftchenden 
Grundſaͤtzen regulirt, die Einlöfung der Aftien und die Uebernahme Ber Schul: 
den — iſt, verbleibt die Geſellſchaft im Beſitze und in der Benutzung 
der Bahn. 
$. 43. Für Kriegsbeſchädigungen und Demolirungen; es mögen ſolche vom Feinde aus: 
gehen, oder im Intereſſe der Landesvertheidigung veranlaßt werden, kann die Geſellſchaft vom 
Staat einen Erſatz nicht in Anſpruch nehmen. 
j $. 44. Die Anlage einer zweiten Eiſenbahn durch andere Unternehmer, welde neben der 
eriten-in gleicher Richtung auf. diefelben Orte mit Berührung berfelben Hauptpunkte fortlaufen 
würde, folf binnen einem Zeitraum von dreißig Jahren nad) Gröffnung der Balın nicht zuge: 
lafjen werben, anderweite Verbeſſerungen der Kommmmifation zwifchen biefen Orten und in ders 
felben Richtung find jedoch hierburdy nicht beichränft. 
$. 45. Die Geſellſchaft if. verpflichtet, nad der Beſtimmung des Handelsminifteriunsg, 
den Anichluß anderer Gifenbahn-Unternehmungen an ihre Bahn, es möge die beabfidhtigte neue 
Bahn: in eier Fortſetzung, oder in einer SeitensBerbindung beftehen, geſchehen zu laſſen und 
der. ſich auſchließenden Gefellihaft den eigenen Transportbetrieb auf der früher angelegten Bahn, 
aud vor Ablauf des. im $. 26. gedachten Zeitraums, zu geftatten. Sie muß fid gefallen laflen, 
daß die zu dieſem Behuf erforderliben baulichen Ginrichtungen, 3. B. die Anlage eines zweiten 
Geleijes, von der. fich anſchließenden Gejellichaft bewirft werden, Das Handelsminiſterium wirb 
hierüber, jo wie über die Berhältniffe beider Unternehmungen zu einander, und befonders wegen 
der vor Ablauf der eriten drei Jabre ($. 26.) ftatt des Bahugeldes zu entrichtenden Vergütung 
das Möthige bei der Konzeffion des Anſchluſſes feſtſetzen. s . 
‘, $. 46. Zur Ausübung des Auffihtsrechts des Staates über das Unternehmen wird, nad) 
GErtheilung ‚Unferer Genehmigung ($. 1.), ein beftändiger Kommiffariug ernannt werben, an 
welden die Gefellichaft fid in allen Beziehungen zue Etantsverwaltung zu wenden hat. Der: 
ſelbe ift hefugt, ihre Boritände zufammen zu berufen und deren Zufammenfünften beizumohnen. 
ı 8.47. Die ertheilte Kongeffion wird verwirft und ‚die Bahn mit den Tramsportmitteln 
und, allem Zubehör für Rechnung ter Geſellſchaft öffentlich verfleigert, wenn dieſe eine Der alls 
gemeinen oder befonderen Bedingungen nicht erfüllt und eine ————— zur Erfüllung bin— 
‚nen: einer endlichen Friſt von mindeſtens drei Monaten ohne Erfolg bleibt. 
_ $. 48. Die Beſtimmungen diefes Gefeges über die Verhältniſſe dex Eiſenbahn-Geſellſchaf- 
ten zum Staate und zum Publikum follen auch bei den Unternehmmmgen derjenigen Eiſenbahn— 
Geſellſchaften, Deren. Statuten „bereits Umnfere- Genehmigung erhalten haben, zur Anwendung 
fommen. .;* ir. . 
54% Dir behalten’ Uns vor, nach Maaßgabe der weiteren Erfahrung und ber fih daraus 
ergebenden Bebürfniffe, die im gegenwärtigen Geſetze gegebenen Beſtimmungen, durch aflgemeine 
Anordnungen oder durch künftig zu. ertheilende Konzeffionen, zu ergänzen. und abzuändern und 
nad) Umſtaͤnden denfelben aud andere ganz neue Beftimmungen hinzuzufügen. Sollten Wir 
es für notwendig eradyten, auch den bereits fonzeffionitten oder in Gemäßheit biefes Geſetzes 
zu kouzeſſionirenden Geſellſchaften die Beobachtung diefer Ergänzungen, Abänderungen oder neuen 
Beſtinmungen anfzulegen, jo müflen fie ſich benjelben gleidyfalls unterwerfen. Sollte jebod) 
durch neue, im dieſem Geſetze weder feſtgeſetzte mod) vorbehaltene ($. 38.) und, fofern von fünfs 
- tig gu kongefflonirenden Gefellichaften bie Frage iſt, ſpäter als die ihnen ertheilte Konzeffion er 
Infiene mn. eine Beihränfung ihrer Einnahmen oder eine Bermehrung ihrer Aus— 
gaben ‚herbeigefirhet werden, fo it ihnen eine angemeflene Geldentſchädigung dafür zu gewähren. 
; ‚slefundlicd, unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtem Königl. Inftegel. 
BGegeben Berlin, d. 3, Nov. 1838, (L. S. Friedrich Wilhelm. 
5 4u5 - 9. Müffling v. Kamp, Mühler v. Rochow. v. Nagler. 
iD , Graf v. Alvensleben. v.Stülpnagel, 
für den Kriegsminifter. 
uni > H Ä Beglaubigt: 
VF Düesberg. 


.r RT, v 
be Berria 





Allerb..&. 8. v. 3, Nov, 1838,, betr, die Dekl. der Urkunde v. 1. Febr. | 
21833. über die Stiftung eines — — für Rettung aus 
ni, Ps EP’ Zar Gefahr. 
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Allerh. 8. D. v. 17, Nov, 1838,, betr, die Ansftellung der ärztlichen 
Atteite über den Gefumdheitszuftand der Gefangenen. 


[®. ©. 1838. ©. 544. No. 1951.] 


Auf Ihren Bericht v. 25. v. M. genehmige Ich nah Ihrem Antrage, daß, außer ben 
Kreis: Phyſikern und andern gerichtlichen Aerzten, auc die von den Staatsbehörben bei den Ge: 
fangen: und Straf-Auſtalten angeſtellten Aerzte über den Geſundheitszuſtand der GSträflinge 
gültige Atteſte auszuitellen befugt, und die Gerichte auf ſolche, insbefondere auch Behufs ber“ 
Berwandlung der wider diefelben erkannten Leibesftrafen, Rückſicht zu nehmen verpflichtet fein 
ſollen. 

Berlin, d. 17. Nov. 1838. 

An Friedrich Wilhelm. 

ben Staats: und Juſtizminiſter Muͤhler. 


— — 


Negl., die Einrichtung des Sparkaſſenweſens betr. ‘WB. 19, Dec. 1838. 
[G. S. 1839. ©. 5. No. 1956.) 


Mir Friedrih Wilhelm x. x. Da die Bildung von Sparkaſſen fi als eine nützliche Eins 
richtung bewährt umd eine immer weitere Ausdehnung gewonnen hat, babei aber. Bedenken zur 
Sprache gekommen ſind, welche einer gefeßliden Erledigung bebürfen, fo haben Wir zur Be 
feitigung berfelben, um auf der einen Seite die an manden Orten deshalb eingetretenen Schwie— 
rigfeiten mwegzuräumen, auf ber andern Seite aber zur Sicherftellung fowohl Derer, welche den 
Anflalten ihre Erſparniſſe anvertrauen, ale aud der Gemeinden, welche. biefelben unter ihrer 
Bertretung errichten, und zu Vermeidung von Mißbräuchen, die Aufftellung eines allgemeinen 
Reglements nöthig befunden, und verorbnen zu diefem Ende bierdurd Folgendes: . - 

1) Wenn eine Gemeinde eine Sparkafle einzurichten beabfihtigt, fo hat fie desbalb ſich 
- aan die vorgefegte Megierung zu wenden und biefer wegen ber zu treffenden Einrich⸗ 

tung Borfchläge zu thun. Eine unerläßliche Bedingung iſt hierbei, daß bie Stabt« 
verorbnetens Berfammlung oder bie fonftige Kommumal: Repräfentation zu” ber zu 
treffenden Einrichtung, infonderheit zu der in allen Fällen von der Geſammtheit der 
Kommune zu übernehmenden Vertretung ihre Zuftimmung ertheile. Gimwanige Bweir 
fel und Widerforüde der Kommunal » Berwaltungsbehörde dagegen fönnen durch bie 
Entfcheidungen der Staatsbehörbe befeitigt werben. | 
2) Die Regierung hat nad gehöriger Vorbereitung der Sache und Gntwerfung bes 
Statuts an den vorgelegten Ober: Präfiventen zu berichten, welchem die Genchmi« 
gung der Sinridtung und der Beſtätigung des Statuts oder bie Verweigerung. bevs 
felben zuftebt und obliegt. 
Hierbei find folgende Grundbfäpe zu beobachten: s 
3) Die Genehmigung zur Errichtung folcher Ginrichtungen foll Feineg Gemeinde verfagt' 
werben, welde deshalb zweckmäßige Borichläge thut und nad ihrer Lage und dem 
geordneten Zuftande ihres Haushaltes den Ginlegern Sicherheit zu leiften im Stande iſt. 

4) Bei Prüfung der Vorfchläge iſt darauf zu fehen, daß —— on 

a) die Einlagen gehörig ficher geftellt werden; 


b) daß der Kommunal⸗Haushalt dadurch nidt in Gefahr der Störung und: Zer⸗ 
rüttung femme, umd ä Re 
e) daß die Ginrichtung ſelbſt hauptſächlich auf das Bebürfniß ber ärmern Klafle, 
welder Gelegenheit zur Anlegung Heiner Erſparniſſe gegeben werben fofl; 
beredinet und der Veranlaſſung zur Ausartung der Anftalten vorgebengt werde.” 
5) Um ben unter 4a. angegebenen Zwed zu erreichen, muß vor der - Beſſaͤtigung nach⸗ 
gewieſen werben, auf welche Weile die durch die einzelnen Einlagen ſich bildenden: 
Kapitalien fiher angelegt werben follen. Es ift den Kommunen erlaubt ;: dieſe Ka—⸗ 
pitalien nicht nur-auf erfte Hypotheken (folde, denen feine Hypothek eines Audern 
vorſteht) inlandiſche Staatspapiere und Pfandbriefe und auf andere völlia fidyere Art 
anzulegen, fendern auch damit ihre eigenen EcduldsObligationen einzulöfen, oder die 
Gelder zu Dotirung ftädtifcyer nad der V. v. 28. Juni 1826. eingerichteten Leihan: 
falten zu verwenden. *) - 
Wenn aber der ObersPräfident zu dem Verwendungen ber legten Art feine Zu: 
ſtimmung ertheifen will, hat derfelbe nicht nur zuvörderft zu prüfen, ob aud das 
„ Räbdtiihe Schuldenwefen gehörig geordnet und die Verzinfung und Tilgung geficert 
rn, ſei, nicht minder ob die wegen der Yeihanftalten getroffene J ————— 
tung der gedachten Verordnung entſpreche und ſonſt zweckmäßig fel, ſondern er hal 
auch ferner dieſe Angelegenheiten im Auge zu behalten und dafür zu forgen, daß nicht 
durch unordentliche Verwaltung bie. Sicherheit der Einlagen gefährdet werbe, 
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6) Zu Erreichung vefſelben Zwecks muß die Spuͤrtaße einen beſonderen, von andern 
Kaſſen der Stadtverwaltung unvermiſcht zu erhaltenden Fonds bilden. Diejenigen 

' : Dokumente, welche für die Einlage-Kapitalien erlangt werden, wozu aud die Stadt: 
Obligationen und die SchuldeDofumente der Leihfaflen gehören, müflen abgefondert 
verwahrt und die davon eingehenden Zinfen lediglich beim Bonds ber Sparkafe wie: 

der verrechnet werden. 

7) Juſoweit die Zinſen, welche aus den Kapitalien erlangt werben, gegen dieje— 
nigen, welche den Ginlegern zu gewähren find, einen Ueberſchuß ergeben, muß ber 
legtere ‘fo lange ber Sparfaffe verbleiben und zinsbgr wieder angelegt werben, bis 
fidy ein hinreichendes Kapital gebildet hat, um etwanige Berlufte des Funds zu decken 
und die Verpflichtungen gegen die Einleger zu erfüllen, ohne daß es möthig ift, des- 
halb die allgemeine Vertretung ber Stadtgemeinden in Anfprud zu nehmen. Da— 
fern biefer Ueberſchuß eine höhere Summe erreicht hat, als für dem angegebenen 
Zweck erforderlich fcheint, und die Kommune über einen Theil deflelben ‘zu andern 
öffentlichen Zweden zu. disponiren beabfichtigt,. fo foll fie hierzu die Genehmigung 
bes Dber-Bräfidenten einholen, welder folde nur dann zu ertheilen Hat, wenn nad) 
Abzug der zu verwendenden Summe ein angemeſſener Reſerve-Fonds übrig bleibt. 

'8) Deegleihen follen die Kommunen zu neuen Bebürfniffen nur unter ‚Genehmigung 
des Dber-Präfidenten Darlehne aus den Sparfaffen: Fonds entnehmen dürfen. Diefe 
Genehmigung it aber nur dann zu erteilen, wenn bie Berzinfung und Tilgung 
eines ſolchen Darlehns im» Voraus vollſtaͤndig gefidert iſt. Die darüber auszuftellen: 
den Obligationen werden bann in ber umter Mo. 6. ‘angegebenen Art Gigenthum 

= des adgefonderten Sparfaflen: Fonds, zu welchem aud die davon zu entrichtenden 
Zinfen zu zahlen find. - 

9) Durdy die oben unter No. 5. 6. 7. und 8. ertheilten Vorſchriften ift zugleich für 
Etreihung des unter No. 4b. angegebenen Zweds Borfehung getroffen und dafür 
'geforgt, dab bie allgemeine Bertvetungss Verbindlichkeit der Kommunen nur in ben 
ſeltenſten Fällen in Anforud) zu nehmen fein wirb. 

Um aber and) fonft für die Sicherung der Handhalts:Berhältniffe der Kommunen 

zu forgen, muß ber den Einlegern zu gewährende Zins und Zinfeszins fo beftimmt 
erden, daß er nicht mur durch die Zinſen von den Kapitalien der Sparkaſſe voll: 
ſtändig gededt wird, fondern daß auch ein Ueberſchuß bleibt, um bie Koften der Ver: 
waltung umd ben Zinsverlut an den zu fofortigen Auszahlungen bereit zu halten 
den Geldern zu decken umd nad und nah das $. 7. erwähnte Meferves Kapital zu 
bilden, aus welchem etiwanige Kapital: oder er Me übertragen werben fürmen. 
alt Nicht minder ift es erforderlich, zu beftimmen, welde Beträge bei den Sparkaffen 
'fofort, und welche nach vorgängiger Kündigung zu erheben find, damit die Kommus 

"men midt durd eine zu große bereit zu haltende Summe in zu bedeutenden Zins 
verluſt gebracht, eben jo wenig durch zufälligen augenbliclihen Andrang zur Sus: 
vxenſion der Baarzahlungen oder / zu koſtſpieligen Operationen wegen Herbeiſchaffung 

& "der nöthigen Geldmittel genöthigt werben: J 
Rn Si Hierbei wird überall darauf zu fehen fein, daß fleinere Ginfagen, welche zur Be: 
ſeitigung augenblicklichen Nothitandes erforderlid find, fofort baar zurücbezahlt wer 
"den, dagegen bei größeren Ginlagen, welche ſchon als Heine Rapitale gelten können, 
B% den nad Verhaumiß der Summe längere oder kürzere Kindigungsfriit vorbehalten 
12 Yleib 
2 vehufe der Grreidhing bes Zweckes unter 4c. ift der geringfte Betrag, welder in 
“ einer Sparkaſſe angenommen werben foll, fo niebrig, als nad den Berhältniffen ber 
IaME. Berwaltung irgend moͤglich iſt, zu beſtimmen, damit ber aͤrmſten Klaſſe die Gelegen⸗ 
heit dargeboten werde, jede auch noch ſo geringe Erſparniß ogleich ſicher anzulegen, 
Br und fih dadurch der Berfuhung zu überheben, fie ohne ein dringendes Bedürfniß 
zju verwenden. Auch muß dafür geſorgt werden, daß die Verzinſung mit fo geringen 
—* —* anfange, als ohne zu große Verwickelung bes Rechnungsweſens thunlich iſt. 
19) Wir wollen es war dem Ermeſſen der Gemeinden. überlaſſen, ob fie nach den bes 
-fonderen"BVerhältniffen des Orts ein Marimum der einzelnen Ginlagen fowohl, als 
Andes Gefammtbetrages, weldyer von jedem einzelnen Einleger angenommen werden foll, 
Br —5 wollen oder nicht, und nur dem Ober-Präſidenten das Recht vorbehalten, 
eine Aenderung zu verlangen und, nad Befinden ſelbſt feſtzuſezen, wenn die Erfah: 
Kirn rung zeigt, daß aus ber etwanigen Beitimmung oder dem Mangel derſelben Nach— 
theile Für die Inftitute oder für die Kommunen, oder auch für ben allgemeinen Ber: 
J * Fehr hervorgehen; da indeſſen die baare Zurückzahlnng größerer Summen, auch wenn 
* die vorbehaltene Kuͤndiguug ſtattgefunden hätte, unter manchen Konjunkturen ven Kom: 
munen Nachtheil bringen und ſelbſt nicht ausführbar fein dürfte, fo iſt, wenn nicht 
don die Einlagen felbit auf ein angemeſſenes Marimum beihränft find, in jedem 
BEE eine gewiffe Summe’ ‘zu beitimmen, bie zu welcher die Zurückzahlung ber 
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Einlagen und der davon aufgewachfenen Zinfen in baarem Gelde erfolgen ſoll. Wenn 


diefer Betrag durch fernere Einlagen oder durd) Zins zuwachs überftiegen wird, dann 
foll für Nechnung bes Intereffenten. ohne weitere Rückſprache mit demſelben ein öffent: 
liches, pupillariſche Sicherheit gewährendes Papier eingekauft, foldyes nach Gattung, 
Letter und Nummer bei feinem Konto vermerkt, und dabei der dafür gezahlte Kourss 
preis ſammt etwanigen Auslagen verrechnet werden. Der Einleger wird dadurch Gi: 
genthümer bes eingefauften Papiers, daher er dem durch etwaniges Steigen ober 
Sinfen des Kourfes oder durch Auslooſung diefes Papieres entitehenden Nachtheil 
oder Vortheil zu tragen oder zu genießen hat. An Zinfen werben ihm jedoch nur 
bie gewöhnlichen Sparfaffenzinfen verrechnet, indem ber Ueberihuß dem Inftitute zu 
Bude acht. Die anf folhe Weife erworbenen öffentlihen Papiere find bei dem nad 
$. 6. zu bildenden befondern Fonds als Spezialdepofita aufzubewahren. Es iſt je 
doch, wenn nicht Die nöthigen Papiere in den erforderlichen Apoints zu haben find, 
der Berwaltungs-Behörde erlaubt, nach dem wechſelnden Bedürfuiſſe Austaufhungen 
son Papieren gleicher Art aus ihren Beftänden vorzunehmen. 

Der / Vorſchlag wegen der Summe, von welcher diefe Belegung und Verrehnung 
anfangen foll, bleibt den Gemeinden überlaffen, jedoch ift den Ober: Präfldenten bie 
Fefifegung vorbehalten, wobei diefelben in gleihem Maafe darauf Mückſicht zu neh⸗ 
men haben, daß weder durch eine zu niedrige Summe ber eigentliche Zweck der Spar: 
fafle, die ärmere Klaffe zur. Sparſamkeit anzuweizen, beeinträchtigt, ‚nody auch burd) 
bie Gewißheit der -Einleger, aud) größere Beträge jofort oder nad) furzer Kündigung 
in baarem Gelde zurück zu erhalten, eine Ausartung der Infitute zur Bequemlich⸗ 
feit der Mohlhabenden Behufs augenblicklicher zinsbarer Belegung groͤßerer Summen, 
und für die Gemeinden eine zu große Verwickelung herbeigeführt werde. 

Den Büchern, welche die Sparkaſſen ausſtellen, ſoll überall das Statut, imgleichen 
eine Tabelle beigedruckt werden, aus welcher zu erſehen iſt, welchen Ertrag jede Ein— 
lage von dem zu verzinſenden Minderbetrage an bis zu der Höhe von 100 Rthlr., 
ober, infofern ein niedrigeres Maximum beftimmt wäre, bis zu diefem, in jedem ber 


naͤchſtfolgenden zehn Jahre unter Zurechnung der Zinſen und Zinfeszinſen gewähren 


- wird. Die meitere Auadehnung der Tabellen auf größere Summen und längere Zeit 
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15) 


bleibt den Kommunen anheimgeſtellt. 

Die Sparkaſſenbücher find unter fortlaufenden Nummern auszuſtellen, dergeſtalt, daß 
die Bücher der Kaſſe hinfichtlih der Nummer. und des Einlagebetrags den den Gins 
legern ausgehändigten Sparfaffenbücern felbit entſprechen. In beiden if der Name 
des Ginlegers einzutragen. 

Da jedoch, wenn beider Zurücdnahme der Einlagen der Inhaber. ſich wegen der 
Identität der Perſon und wegen ſeiner Enipfangsberechtigung legitimiren müßte, dies, 
beſonders in großen Städten und bei Erbfällen, ſtets mit BWeitläuftigfeiten und zum 
Theit mit Koften verbunden fein würde, welche den Betrag vieler Einlagen leicht 
überfteigen fönnten, hierdurdy aber die Kommunen, wegen der für ſie damit verbun— 
denen Verwidelung und Bertretumngsverbindlichkeit, von der Errichtung von Spar: 
faffen, und die Ginleger von. der Einlage ihrer nur mit Schwierigkeit und Koften 
wieber zu erlangenden Erſparniſſe abgeſchreckt werden würden, fo ſollen die Kommus 
neu berechtigt fein in ben zu errichtenden Gtatuten die Beſtimmung aufzunehmen: 

daß jedem Inhaber des Eparkafienbudhs der Betrag ohne weitere Legitimation 5 

werde ausgezahlt werden und die Kommune nach Ginlöfung deſſelben dem Gin: 

zahler oder defien Erben feine weitere Gewähr [eifte, dafern nicht wor der Aus: 
zohlung ein Proteft Dagegen eingelegt worden fei. 
Damit aber sand der Inhaber — Sparkaſſenbüchs ſich beim Berluhe deſſelben 
moglichſt fiher ſtellen könne, ſetzen Wir Folgendes feſt: 

a) Derſenige, welchem durch Zufall ein Sparkaſſenbuch hamlich vernichtet oder 
verloren gegangen iſt, muß, wenn er an deſſen Stelle ein anderes wieder zu 
erhalten wuͤuſcht, den Verluſt ſofort nach deſſen Entdeckung der Kaſſenbehörde 
anzeigen, welche denſelben, ohne ſich um bie — des Inhabers zu 
bekummern, in ihren Büchern vermerft. 

b) Vermag derſelbe bie gänzliche Bernichtung bes Buchs, auf eine nach dem Ermeſſen 
ber Kaſſenbehoͤrde uͤberzeugende Art darzuthun, jo wird ihm won derſelben 
ohne Weiteres ein neues Bud auf Grund dev Kaſſenbücher ausgefertigt. In 
alten übrigen Fällen muß das verloren gegangene Bud) gerichtlich m: 
ten und amortifirt werbem * 

e) Bor Einleitung dieſes legtern Derfahrens aber iit ſowohl der Ablauf desje⸗ 
nigen Kalenderquartals, in welchem die Anzeige des Verluſtes bei der Kaſſe 
gemadyt worden ift, als auch ber des folgenden Kalenderquartals abzuwarten. 
Wird innerhalb dieſes Beitraums. das verlorene Buch durch einem Andern als 
den Anzeiger des Berluftes bei der Kaſſe — ſo hält, ſolche daſſelbe 


16) 


17) 


Beſtimmung 


\ 
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an, überfenbet 8 ben Ortegerichte und verweifet ſowohl den Bräfentanten, 
als denjenigen, der den Verluft angezeigt hat, an dieſes Gericht zur reditli- 
chen Erörterung ihrer Anfprüde an das Eigenthum des Buchs. 

d) Iſt aber die bei c. gedachte Friſt verſtrichen, ohne daß das Buch zum Bors 
ſchein gefommen; fo ertheilt die Kaſſe dem angeblichen Verlierer hierüber eine 
Beſcheinigung, und eine aus ihren Kaſſenbũchern zu fertigende Abſchrift des Kon: 
to's des verlorenen Buches, — beides gegen bloße Erlegung der Kopialien. 

Unter Cinreichung dieſer Abſchriften und unter dem Erbieten, fein Eigen: 
thum an dem Bude und deſſen Verluſt eidlich beftärfen zu wollen, fann dem: 
naäͤchſt der Verlierer das öffentliche Aufgebot und die Amortijation bei bem 

Orisgericht nachſuchen. 

e) Letzleres hat den Verluſt bes Buches unter Angabe: 

aa) der Nummer deſſelben; 

bb) der Namen, ſowohl deſſen, auf welchen daſſelbe — ausge: 

ſtellt iſt, als des angeblichen Berlierers; 

cc) des Betrags der Summe, über welche taff elbe zur Zeit des angeblich 

geſchehenen Berluftes lautete; 
burch das am meiſten gelefene der an dem Orte — öffentlichen 
Blätter — oder Falls es deren dort nicht giebt, durch das Amtsblatt des Ne: 
gierungsbezirks mit der Aufforderung befannt zu machen: 
! „daß ein Jeder, der an dem verforenen Sparkaſſenbuche irgend ein 
Anrecht zu haben vermeine, ſich bei dem Gerichte, und zwar fpäteftens 
In dem (mäher zu bezeichnenden). Termine melden und fein Recht näher 
nachweiſen möge, widrigenfalls das Bud für erlofdyen erflärt, und 
den Verlierer ein neues an befien Stelle ausgefertigt werben ſolle.“ 
Beläuft fid) der Betrag des Sparkaſſenbuchs auf weniger ale 50 Nthlr., fo 
wird der Cdiktaltermin auf 4 Wocen hinaus, vom Tage der Befanntmahung 
an gerechnet, angelegt, und letztete einmal im jenes öffentliche Blatt inſerirt. 

Dei Beträgen zwiſchen 50 und 100 Rihlr. ift eine 8 wöchentliche Ediktal⸗ 
frift und eine zweimalige Imfertion, bei Beträgen von 100 Rihlt. ober dats 
über aber eine Ediktalfriſt von 3 Monat ımd eine breinialige Infertion er: 

forderlich. 

n Meldet fih bis zu dem Gdiftaltermine in demſelben Niemand, ber auf das 
Buch Anſpruch macht, und leiftet ber angebliche Berlierer demmächft folgen: 
den Gid.ab: 
daß er das Buch befeflen und daß ihm ſolches verloren gegangen ſei, 
fo faßt alsdann das Gericht das Präkluſionse- und Amortiſations-Erkenniniß 
ab, welches dem Verlierer zu publiziren umd 14 Tage lang an der Gerichts; 
ftelle auszuhängen tft. 

g) Sobald das Erkenntniß rechtskräftig geworben ift, hat die Sparfaffe auf Grund 
befielben dem Berlierer ein neues Buch unentgeltlich ausjufertigen. 

h) Die Koften des gerichtlichen Verfahrens trägt der Verlierer; doch find ihm, 
wenn der Gegenftand 100 Rthlr. und darüber beträgt, außer den Jufertionss 
foflen, dem Porto und den Stempeln, nur Kopiälien, bei Hleineren Summen _ 
dagegen nur Ports und Kopialien, Infertionsgebühren aber nur dann in Ans 
faß zu bringen, wenn das Dlatt, in weldes die Bekanntmachung aufgenom: 
nen worden, für Rechnung von Privatperfonen herausgegeben wird, indem 
Mir fire ſolche Fälle die Stempel:Abgabe erlaffen und, infofern die Infertion 
in einem für Rechnung des Staats gedruckten Blatie erfolgt, ſolche ument: 
geltlid be irfen laſſen wollen. 

Wenn ein Snterefient fidh von der letzten Prüfentation feines Sparkaſſenbuchs an 
birinen dreißig Jahren nicht bei der Kaffe melvet, fo foll von biefer Zeit an alle wei: 
tere Berzinfung feines Guthabens aufhören. 

Unter Beobachtung der im diefem Reglement aufgeitellten Srundfäge ſoll für jede 
Sparfaffe ein vollftändiges Statnt errichtet, in ſolches auch aus obigen Beſtimmungen 
dasjenige, was des Zuſammenhanges wegen erforderlich if, aufgenommen, und mit 
der Betätigung des Ober: Präfidenten jedem Sparkaſſenbuche vorgedruckt werben. 

Sollte wegen beſonderer Ortsverhältniffe eine dieſem Reglement zuwiderlaufende 

Fir nothwendig angefehen werben, fo kann foldye nur durch Unfete un: 
mittelbare Genehmigung Güleigfeit erhalten. Die diesfalle erlaffene DOrbre if dann 


"ebenfalls beizudrucken. 


In jedem Statute ift auch wegen ber Verwaltung der Sparfaffe, wegen ber dabei zu 
befchäftigenden Perjonem, ihrer Anftellung und der von ihnen zu bilden Kautio: 
nen, wegen bes Orts, an weldem bie Sparkaſſe ſich befindet, und wegen ber Tage 
und Stunden, an welden die Eins und Zurüdzahlung ftattfindet, die erforderliche 
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Beſtimmung aufzunehmen. Nicht minder it darin auszubrüden, wie etwanige fyä« 
® tere Aenderumgen bes Statuts, welche unter Genehmigung des Ober: Präfidenten ober” 
aud, bei veränderten Umpftänden und bemerften Mißbräucen, anf defien Anordnung 
- ‚erfolgen können, endlid wie eventuell die Aufhebung der ganzen Anflalt zur Kennts 
niß der Intereſſenten zu bringen fei. j i 
Wenn in Folge einer ſolchen in Gemäßheit des Statuts öffentlich befannt ge: 
machten Menderung die. Einleger anfgeforbert worden find, ihre Einlagen nad Abs 
lauf der Kündigungszeit zurückzunehmen, Falls fie die wen aufgeftellten Bedingungen 
fidy nicht gefallen laſſen, jo fell in Nüdficht derjenigen, welche fidy nicht melden, ans 
genommen werben, daß fie mit ihren Ginlagen bei der Sparfafle unter ben neuen 
Bedingungen verbleiben wollen. i 
Was die Auffiht des Staats über bie Sparkaſſen anlangt, fo foll es zwar im All: 
gemeinen bei demjenigen bewenden, was bie Gefepgebung hinfichtlich der Staats: 
Aufficht über andere Kommunal:Inftitute vorfchreibt. Die Ober: Präfidenten und Re; 
gierungen follen aber verpflichtet fein, dieſen Inftituten eine fortwährende befendere 
Aufmerffamfeit zu wibmen, fi von ber Zweckmäßigkeit und Ordnung des Betriebes 
zu überzeugen, außerordentlihe Kaffenrevifionen vorzunehmen und anzuordnen und 
— ſie Unordnungen und Mißbräuche bemerken, mit Ernſt auf deren Abſtellung zu 
ringen. 
20) Ferner haben die Ober-Präſidenten ſich jährlich Nachmeifungen über den Gefchäfte: 
betrieb und die Mefultate der Sparkaffen einreichen zu laſſen, ſolche in eine, bie ganze 
Provinz umfafiende Hauptnahweifung nad) einem vom Minifter des Innern und ber 
Bolizei allgemein vorzufchreibenden Schema zufammıenftelfen zu laflen, und .leßtere 
dem genannten Minifter vorzulegen. Auch iſt jede Sparkaffenverwaltung verbunden, 
die an den Ober: Präfidenten eingereichte Nahweifung über ihren Betrieb: durch das 
‚ im Orte ober im. Kreife erfcheinende Anzeigeblatt, oder, wenn eim foldes nicht ers 
ſcheint, durch das Amtsblatt öffentlich bekannt gu machen. 
21) Wenn ven größeren Lanbestheilen, z. B. Kreifen und ftändifchen Verbänden, Epar- 
fafien errichtet werben jollen, jo ift das Statut zu Unferer Genehmigung einzureis 
‚ ben. "Hierbei find ebenfalls tie vorftehenden — —— zu beobachten. 
22) Mas bie fchon beftehenven Sparkaſſen anlangt, jo folltn zwar, wenn fie feither mad) _ 
Grundfägen verwaltet worden find, mweldye mit den obigen Beitimmungen im Wider⸗ 
ſpruch ſtehen, biefelben noch ſechs Monate nach Publikation gegenwärtigen Meglements 
nach den zeitherigen Grundſätzen fortverwaltet werden fönnen. Nach Nblauf dieſer 
Zeit aber it hinfichtlich newer Ginlagen lediglid nad) einem, dem gegenwärtigen Re: 
glement angemeflenen neu zu eniwerfenden Statut zu verfahren. 
Diejenigen Sparkaffenbücer, welche gegenwärtig auf jeden Inhaber ausgeftellt 
find, behalten, fortwährend ihre Gültigkeit. Neue Sparkaffenbücer dagegen find nad 
a ber gedachten Frift lediglich in der unter No. 13, vorgefchriebenen Form aus: 
‚ zuftellen. 
Gegenwärtiges Negt. hat das Staatsminifterium durch die G. ©. befannt madien zu laflen. 


Gegeben Berlin, d. 12. Dec. 1838. 
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(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Friedrich Wilhelm, Kronprinz. 
Frh.v. Altenſtein. v. Kampp. Mühler v. Rochow. v. Nagler. 
Graf v. Alvensleben. Frh. v. Werther. v. Stülpnagel 
a für den Kriegeminiſter. 


1839. En 


Grundftener:G. für die weitlichen Provinzen. B. 21. Jan. 1839, 
| [®. ©. 1839. ©. 30. No. 1964.] j 


— über das bei der Verwendung des Grundſteuer-Deckungsfonds. 
und infonderheit bei der Nachfuchung, Bewilligung und Verrechnung der _ 
-Steuer:Nachläffe und Unterftüsungen zu beobachtende Verfahren. 
J V. 21. Tau, 1839, 


; a [G. ©, 1839. ©. 44. No. 1965.] 
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Allerh. ©: 9. 5. Maärz 1839,, die Ausprägung'son Ooppeh⸗Thalern 
— oder 33:Gnldenjtücken als Vereinsmünze betr. - 
[G. S. 1839. S. 92. No. 1984.] 


Auf Ihren Bericht v. 25. v. M. weile ich Sie in Folge der in der Münzfonvention v. 
30. Zuli v. J. (No. 2. der G. ©. v. 1839.) vereinbarten Beſtimmungen hierdurch an, ben 
anf: Preußen treffenden Antheil an den, als Bereinsmünze in ‚Umlauf zu ſetzenden Ginfieben: 
theilmarfitücten, in ber hiefigen Münzitätte ausprägen zu laſſen, und beftinnme in Ergänzung 
des Münzgef. v. 30; Sept. 1821,, daß diefe Winfiebentgeilmarkitüde ober Doppelthaler als ges 
jegliche Landesfilbermünze überall bei den öffentlichen Kaſſen jowohl, als im gemeinen und -Han- 
‚ beisverfehr zum Werthe von Zwei Thalern Silberkourant angenommen und ausgegeben werbeit. 
Zu eben dieſem MWerthe follen aud) die, von den Staaten des Deutfchen Zollvereins, ‚gemäß 
‚ber vorerwähnten Münzfonvention, nad) gleicher Vorschrift auszuprägenden, in Umlauf zu ſetzen⸗ 
den Doppelthaler oder drei umd einen halben. Guldenjtüde in Meinen Landen, gleich der eigenen 
Landesfilberfourantmünge, bei allen öffentlihen Kaſſen jowohl, als in gemeinen und Handels: 
verfehr angenommen und ausgegeben werben, Sie haben zur Belehrung der Kaſſen und des 
Publifums die nöthige Bekanntmachung über den fyeingehalt, das Gewicht, den ‚Umfang und. 
das Gepräge diefer neuen Münze, durch die Amtsblätter der Megierungen zu erlaflen, wie aud) 
diefen Befehl durch die G. S. zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. R 
Berlin,.d. 5. März 1839, Friedrich Wilhelm. 
A —— | 


n 
die. Staatsminiſter, General der Infanterie, Grafen v. Yotium 
- und Grafen v. Alvensleben. 


| MHegul. über die — — der jugendlichen Arbeiter in Fabriken. 
V. O. März 1839. 
[S. zur K. O. v. 6. April 1839.] 





G. über das Urmaaß des Preußiſchen Staats im Verfolg des ©. v. 16. Mai 
1816. D, d, d. 10, März 1839, 


[G. ©. 1839. ©. 9. No. 1986.) 


Wie Friedrich Wilhelm w. ꝛc. verordnen, im Verfolg und zur weiteren Ausführung ber 
Maaß- und Gewichts-O. v. 16. Mai 1816., wie folgt: ! tl 
.,,$ 1. Als Urmaaß des Preußifchen Fußes iſt dasjenige Gremplar anzufehen, weldes im 
Jahre 1837. aufs Neue aus dem Franzöfifhen Fuße abgeleitet worden, indem er nad der.ges 
—— Vorſchrift gleich 139,13 Linien deſſelben angenommen if. Die Länge des Preußiſchen 
ußes wird durch biefes Urmaaß allein beftimmt, naͤmlich die Entfernung, feiner Enbflähen ‚von 
Sapphir in feiner Ace und in ber Wärme von 16,25 Graben bes hunderttheitigen Thermome⸗ 
ſers geniefien, welche unter diefen Umftänden O,oon,63 Linien kürzer if, als drei Preußiſche Fuße. 
Diefe Erklärung des Preuß. Fußes ift die einzig authentiſche. ' — 
8. 2. Dieſes Urmaaß der Preuß. Längeneinheit ſoll bei dem Minifteriym des Handels 
nitbergelegt fein. a . 5 = 
—S. 3.7 Da die von der Maaf: und Gewichtsorbnung vorgeihriebene Beſtinmung der Länge 
bes einfahen Sekundenpendels in Berlin erfolgt it, und in Preußiſchem Maaße 456,1026 Li: 
nien, gleich drei Fuß zwei Zoll 0,1626 Linien ergeben Hat, fü Toll dadurch die Länge des Preus 
re Fußes, unabhängig von jedem anderen Urmaaße, für die Zukunft feftgeftellt erachtet 
werben. ! 
$. 4: Im Folge diefer Beſtimmungen wird die Vorſchrift aufgehobeit, wonach das frühere 
Probemaaß alle zehn Jahre mit feinen Kopien verglicyen werden foll. & 
Urkundlich ift das gegenwärtige ©. von Uns eigenhändig vollzogen und mit Unſerem König! 
Inſiegel bedrückt worden.‘ — * RE 
Gegeben Berlin, d. 10. März 1839. (L. S.) Friedrid Wilhelm. 
2 Friedrich Wilhelm, Kronprinz. > N ne 
Sch. v. Altenftein. v. Kamptz. Mühler. v. Rochow. v. Nagler. 
» u. tabenberg. Graf v. Mivensleben. Frh. v. Werther. v. Rauch. 
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Allerh. K. D. v. 10, Mär 1839., betr. das Verfahren bei-Zweifeln, ob 
ein aus dem Inlande verwiejener, und wegen jeiner Nückfehr zur NUnters 
fuchnung gezogener Landjtreicher als Inländer zu betrachten ift oder nicht? 


[®. ©. 1839. S. 106. No. 1992., Nitiih ©. ©. 1. ©. 293: 
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B den Verkehr auf den Aunftitraßen betr. V. 12. März 18392.*) 
I6G. &. 1839. &. 80. Ro. 1980] 


Mir Friedrih Wilhelm ıc. haben für nöthig eradıtet, den Nachtheilen, welche bie bisher vers 
ſtaitete Willführ hinfihılid der Belaftung und Ginrichlung ber Fuhrwerle ſowohl für die Uns 
terhaltung der Kunftitraßen, als für den Verkehr auf denſelben mit fidy bringt, durch geeignete 
Vorſchriften zu begegnen, Zu biefem Behuf verordnen Wir, nach dem Antrage Unferes Btanie- 

Miuifteriums, wie folgt; 

$. 1. Beim Befahren aller zufammenhängenden Kunftüraßen foll an allem gewerbsmäßig 
betriebenen Frachtfuhrwerk, ſowohl dem zwei: als dem wierrädrigeit, ohne Unterſchied der Bes 
ſpannung, der Beſchlag der Nadfelgen (d. h. der auf die Felgen gelegte Metallteifen) eine Breite 
von mindeltens vier Zoll haben. **) 

Auf welche Kunftitraßen diefe Worfchrift Anwendung findet, wird durch befondere Bekannt: 
machungen Unferes Finanzminiſters näher beftimmt werben. 


$. 2. Die Ladung der gewerbsmäßig betriebenen Frachtfuhrwerke darf auf aflen Kunft: 

ſtraßen chne Unterfchied, bei einer Felgenbreite von weniger als fünf Zoll an Gewicht nidt 
mehr betragen, als: | 

in der Zeit vom 15. in ber Zeit vom 15. 

Novbr. bis 15. April April bie 15. Novbr. 


; a) bei vierräbrigen Fuhrwerf..... 60 Gentner. 80 Gentner. 
b) bei aweirädrigem Suhmweaf..... 30 Gentner. 40 Gentner, 


8. 3. Bei einer größeren Felgenbreite ift ein ftärkeres, als das oben ($. 2.) beſtimmte 
_ = — in ſo weit erlaubt, daß bei einer Felgenbreite von fünf, jedoch unter 
rede 3 

in der Zeit vom 15. in der Zeit vom 15, 


: Movb. bis 15. April. April bis 15. Novbr. 
2) bei vierräbrigem Fuhrwerk —— 80 Gentner. 100 Centner. 
b) bei zweirädrigem Fuhrwerk. .... 40 Gentner. 50 Gentner, 
bei einer Sefgenbreite von ſechs Zell: 
a) bei vierrädrigem Fubrwerf. .... 100 Geniner. 120 Gentner. 
b) bei zweirätrigem Fuhrwerk .... 50 Gentner, 60 Gentner, ‚ 


höchftens geladen werben bürfen. 

Eine ſtärkere Belaftung ift and) Bei Anwentung noch breiterer Felgen nicht geflattet. 
Gine Ausnahme hiervon tritt jedoch dann ein, wenn Die Ladung aus einer untheilbaren Laſt 
(4: B. großen Baniteinen) von größerem Gewicht befteht, in welchem alle auch eine aröptte 
Felgenbreite als ſechs Zoll nicht erforderlich ift. 


6. 4. Jeder Führer eines gewerbsmäßig betriebenen Frachtfuhrwerks, welches eih Kunft: 
ſtraße befährt, if verpflichtet, den mit der Kontrolle beauftragten Beamten ($. 14.) ou uf Erfor⸗ 
bern das Gewicht der Ladung, unter Vorzeigung‘ der Frachtbriefe uud ſouſtigen darüber ſPre⸗ 
chenden Papiere, anzugeben. Auch muß derſelbe, wenn das Fuhrwerk von einem Spediteur ober 
Schaffner befradhtet worden, mit einen Ladefhein von Seiten tes Legtern verfehen jein, woraus 
das Gewicht der Ladung im Ganzen fid) ergiebt. 

Menn die Angabe der Größe der Ladung eder bie Vorzeigung der darüber ſprechenden 
Papiere verweigert wird, imgleichen wenn der Führer nicht mit dem oben vorgeſchriebenen Las 
deſchein verjehen ift, ift derfelbe verpflichtet, einer fpeziellen Grmittelung der Größe der Ladung 
auf ſeine alleinige Gefaht und Koſten ſich zu unterwerfen. 


S. 5. Im Falle dringenden Verdachts, daß, der Angabe des Führers ($. 4,) 9338 
das Fuhrwerk mit einer größeren Ladung, als nach den Beiimmungen ber 88. 2., 3. ulaſſig 
ift, verfehen fei, bleibt die fpezielle Grmittelung der Größe der Ladung vorbehalten. Die damit 
verbundenen Koften umd Auslagen fallen, wenn ſich ergiebt, daß bie Ladung das aygegebene 
Maaf wirklich überfchreitet, dem Führer zur Laſt; im entgegeugeſetzten Falle werden biefelben- 
von der Chauſſee-Verwaltung getragen. Auch follen die vorgetachten Koften und — dann 
von der letzteren uͤbernommen werden, wenn zwar Die Ueberſchreitung der in den $$.,2., 3. Für 
die Ladung vorgefcriebenen Gewictsfäge ermittelt iſt, jedoch der Nachweis geführt wich, daß‘ 
das Geſammigewicht des Magens und der Ladung zufammen nicht groͤßer ſei, als nach ben Bes 
ſtimmungen des folgenden $. 6. ſich als zuläffig ergiebt. 

$. 6. Wo geeignete Anftalten vorhanden find, um das Sefamnıtgewidt bes Wagens und . 
der Ladung zufanmen zu ermitteln, muß der Führer einer folhen Ermittelung fd unterwerfen. 
Es find dabei anf das Gewicht des Wagens, — en —— aM: Teinewand, 


Siroh, Be Siuden u. f w. — 
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vr ’ X J a } 17 J ‚ **8* gem ar 
o Bergl. — 5* v. 1. * 154. .. 1J AL eo: R 
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) bei vier radrigem Fuhrwert 


bei einer Felgenbreite 
ier 40 Ceniner, 
von fünf Zoll, jedoch unter ſechẽ Zoll . . 45 Gentner, 
von ſechs Zoll und darüber 50 Gentner, 


b) bei zweiräbrigem Fuhrwerk die Hälfte dieſer Sätze 
zu rechnen, dergeftalt, daß das Geſammtgewicht des Wagens und der Ladung zuſammen nit 
mehr betragen darf, als ſich bei Hinzurechnung der vorbeftiimmten Säge zu den oben ($$. 2 
3.) für die Ladung allein vorgefchriebenen Gewictsfägen ergiebt. 

$. 7. Beim Verfahren von Stein: oder Braunfohlen und von Getreide foft auch dasje⸗ 
nige Fuhrwerk, welches nicht zu dem gewerbsmäßig betriebenen Frachtfuhrwerk gehört, auf allen 
—— ohne Unterſchied mit wenigſtens vier Zoll breiten Radfelgen verſehen ſein, ſobald 
die Ladung 

a) bei vierrädrigem Fuhrwerk met als 50 Geniner, 
- b) bei zweiräbrigem. Fuhrwerk mehr als 25 Geniner 
beträgt; es foll-aber im diefer Hinficht eine Getreideladung von 2% oder 14 MWispeln uirmals 
höher als zu 50 ober 25 Gentnern gerechnet werben, 
Die-obige Beitimmung findet jedech auf das Tanbwirtöfchafttiche Fuhrwerk aus benachbarten 
Staaten, in denen vergleichen Vorſchriften nicht bejtehen, beim Verkehr innerhalb 3 Meilen ven 
der Grenze nicht Anwendung. 

$. 8. Die Größe der Ladung iſt, wenn an tem $. 7. gedachten Fuhrwerk bie Nadfelgen 
unter 4 Zoll breit find, auf Verlangen nad) Gentnern oder nad Scheffeln, und zwar, Falls die 
‚ Zadung in Kohlen befteht, unter Vorzeigung des Ladeſcheins, mit weldyem der Führer bei ber . 
Grube oder. Niederlage fid) verfehen muß, von dem Führer anzugeben, widrigenfalls auf feine 
Gefahr und Koften eine fpeziclle Grmittelung der Größe der Ladung veranlaßt werden fann. 

Gine gleiche Grmittelung bleibt im Falle dringenden Verdachts, daß die Kabung, ber Ans 
Gabe ungeachtet, daß im $. 7. vorgefchriebene Maaß überfchreite, vorbehalten. < Die damit ‚pers 
bundenen 1 Rofen und. Auslagen ſind, wenn bie Ueberſchreituug feſtgeſtellt wird, von dem Führer, 
ſonſt aber von der Chauſſee-Verwaltung zu tragen. 

Auf allen Kunftitraßen ohne Unterſchied darf mit feinem Fuhrwert gefahren werden, an 
degen Radfelgen 

» die Köpfe der Radnägel, Stifte oder Schrauben nicht eingelaffen find; ſondern vorftehen 

oder 
2) ber Beſchlag jo konſtruitt iſt, daß er feine gerade Oberfläche bilbet. 

- Das letztere Verbot (zu 2.) findet jedoch auf ſolche Radbeſchlaͤge nicht Anwendung, welche 

bloß J Folge der Abnutzung eine gewölbte Oberfläche angenommen haben. 
. 10. Gs darf auf feiner Kunftitraße mit einer mehr als neun Fuß breiten Ladung ges 

— werden, und tritt die abweichende Beſtimmung zu dem Chauſſeegeld-Tarif vom 28. April, 
1828. außer Kraft. 

$. 11. Die Zugthiere an ben auf ben Kunititraßen "fahrenden Fuhrwerfen dürfen nicht 
mit folchen Hufeifen verfehen fein, deren Stollen mehr als zwei Drittel Zoll über die Hufeifens 
fläche hervorragen. — 

$. 12. Das Spürhalteyg auf den Kunfiftraßen wird hierburd) unterfagt. 

$. 13. Die Beſtimmungen der ss. 1 bis 9. treten mit dem 1. Januar 1840., und die 
jenigen ber $$. 10. und 11. mit dem I. Juli 1839. in Kraft; das Verbot des $. 12. aber 
fommat, jofort zur Ausführung. 

$. 14.. Auf die Beobachtung der obigen Vorſchriften haben bie Zoll- un” Steuer-Beam⸗ 
tem bei Gelegenheit ihrer Amtsverrihtungen, ferner die Wegegeld : Einnehmer uud Wegegelds 
Pächter, die Wegeauffeher und Wärter, imgleihen die Polizeibeamten und Gensdarmen, insbes 
fondere durch Nevifion bei den Ausſpannungen und Gafthöfen, wo bie Fuhrlettte zu verfehren 
pflegen, ſtrenge zu wachen, auch feht den Forſtbeamten die Aufſicht darüber zu. Es ſoll jedoch 
das Perſonenfuhrwerk während des Fahrens nicht zur dem Zweck angehalten Hr um die 

Drobadhtung der Vorjchriften der, 59. 9. bis 11. zu unterfuchen: 

$. 15.° Jede Uebertretuhg der Borfchriften der $$. 1., 2., 3, 6., 7., 9., 10, 11. if mit 
einer Strafe von zehn Thalern polizeilich zu beittafen. Falle es fi von Ueberfepreitung der 
in den $$. 2., 3. für bie Ladung vorgefchriebenen Gewichts-Sätze handelt, foll jedoch eine Ber 
ſtrafung nicht "eintreten, wenn der Nachweis ‚geführt wird, daß das ——— des Wagens 
und der Ladung zuſammen nicht größer ſei, als nad ben Beſtimmungen bes $. 6 Mi, als. zur 
laſſis ergiebt. 

Mit Demi; wegen Uebertretung der obigen Vorſchriften ‚(8$: 1, 2., 3., 6., 7., 9. 10,, 11.) 
angehaltenen Fuhrwerk darf fodann die Keife nur bis zur nächſten in der Richtung berfelben 
gelegenen Stadt fortgefegt werden; chne daß bie nöthige Anderung bewerfitelligt wird, wibris 
genfalls die vorgeſchriebene Strafe won Neuem: eintritt. Es ift jedoch bei Mebertretung der Bor: 
jchriften des $: 1. und des $. 9. dem ausländijchen Fuhrwerf das Umfehren und Züurüdfahren 
auf demſelben Wege, woher das Fuhrwerk gefommen ift,. ohne vorgängige Anderung zu geſtatten. 
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$. 16. Wenn die in Gemäßheit der $$; 4. und 8. erforberte Angabe der Größe ter Las 
dung oder die Vorzeigung der darüber fprechenden Papiere werweigert wird, imgleichen wenn ber 
Führer nicht mit dem daſelbſt vorgejchriebenen Ladeſchein verſehen ift, full, außer der nad 88. 
4., 8. vorbehaltenen fyezieflen Ermiftelung der Größe der Ladung auf alleinige Gefahr und 
Koften bes Führers, jederzeit eine Orbnungsftrafe von einem Thaler eintreten. 

$. 17. Die Uebertretung des°g. 12, fell mit einer Strafe von einem halben Thaler po— 
ügeilich beftraft werben. 

+g. 18. Die in den $$. 15. und 17. beftimmten Strafen fünnen fowohl gegen ben Füh- 
rer des Fuhrwerks, als gegen den Eigenthümer deffelben, und EN in das Fuhrwerk 
ſelbſt ſofort vollſtreckt werden. 

$. 19. Die Austellung unrichtiger Ladeſcheine, über die Größe on von den Frachtfuhr⸗ 
werlen ($. 4.) oder den Kohlenfuhrmerfen ($. 8.) eingenonmienen Ladungen, if, fofern damit 
fein härter zu beflrafendes Vergehen verbunden if, mit einer Strafe von einem Thaler bis’ zehn 
Thalern polizeilid zu ahnden. 

$. 20. Bon allen wirktih eingezogenen Strafen * den —“ Beamten ($. 14.) 
die Haͤlfte als Demunzianten-Antheil zufommen. 

Die gegenwärtige V., welche ſogleich md atıferden im Laufe diefea Jahres dreimal durd) 
die Amts: und Intelligenz: Blätter bekannt zu machen ift, foll’in dem’ ganzen Umfang Unferer 
Monarchie, mit vorläufiger Ausnahme der Kreiſe Weplar, Erfurt, Schleufingen und Ziegenrück, 
Anwendung finden. 

Gegeben Berlin, d. 17. März 1839. (L.$S) PFriebrid wilpelm 
Friedrich Wilhelm, Kronprinz. 
Frh. v. Altenftein v. Kamp. Mühler. v. Rochow. v. Nagter. 
v. vavenderz. Graf v. Alvensleben. Frh. v. Werther. v. Rauch. 


— —— 





He die Bef äftignng ingendlicher Arbeiter in Fabriken. 
[G. S. 1839. ©. 156. Ro. 2005.) 


Das mitteli Berichts des Staatsminifterii v. 9, v. M. Mir überreichte, aus sehn Para 
graphen ‚beitehende Regulativ „über. die Beichäftigung jugendlicher Arbeiter in Fabrifen“, ent: 
fpricht einem längft gefühlten, von den Rheiniſchen Provinzialftänden befonders hervorgehobenen 
Bedürfniß. Ic beftätige es deshalb hierdurch feinem ganzen Inhalte nad, lege ihm für alle 
Landestheile der Monarchie gefeplide Kraft bei ind weiſe das — — an, vu. 
das Megulativ wie diefe Order durd die ©: S. zu publigiren. 

Berlin, d. 6. April 1839. 

An Sriebrie Bilhelme. 


Alerh. 8 . 9. 6: April 183®., betr. das von Sr. Maj. beftätigte Negul. 


dae Staatominiſterium 
u Br . 
* Regulativ | 
über r 
a. bie Beihäftigung jugendlidher Arbeiter in Fabriken. 
‚7 BR I D. d. r. 9..März 1839. i © Leni 
1. Bor zurüchgefegtem neunten Rebensjahre darf niemand in einer Fobrit. oder hei Berg⸗, 


$. 
i Hülten:, und Pochwerfen zu einer regelmäßigen Beſchäftigung angenommen werden. 


$. 2. Wer nody nicht einen dreijährigen regelmäßigen Schulunterricht . genoffen bat, ober 
dur) ein Brugnip des Edulvorftandes nachweiſet, daß er feine Mutterfpradye geläufig, md 
laun und einen Anfang im Schreiben gemacıt hat, darf vor. zunücgelegtem ſechs jehnten Jahre 
zu einer folden. Beſchaͤftigung 9 in: den genannten. Anſtalten nicht angenommen, werben. 

Eine Ausnahme hiervon ift nur da, geſtattet, wo bie Fabrikherren durch Grrihlung; und 
Unterhaltung. von Fabrilſchulen den Unterricht der jungen Arbeiter fihern. Die Beurtheilung, 
ob eine ſolche Schule genüge, gebührt den Megierungen, welche in dieſem Sal aud das Ber: 
a zwifchen Lern» und Arbeitszeit zu beftimmen haben. 

$: 3: unge Leute, weldye das jehszehnte Lebensjahr. noch nicht virüchgeiegt haben, bien 
in; ‚ biefen Anfalten nicht über zehn Stunden täglid) beſchaͤftigt werben. 

Die Orts» Poligeis Behörde ift befugt, eine vorübergehende Verlängerung Biefer Arbe itezeit 
zu geftatten, wenn dutch Naturereigniſſe oder Unglücksfaͤlle der regelmäßige Geſchäftsbetrieb in 
den genannten Anſtalten unterbrochen und ein vermehrtes Arbeitsbedürfniß dadurch herbeigeführt j 


- worben, iſt. 


„Die Verlängerung barf täglich nur eine Stunde Biegen und darf hoͤchſtens für bie Dauer 
non vier Wochen geftattet werden. x; 
8. 4 Zwiſchen den im vorigen iss die Gefinmiten Hcheitöftumdent iſt den: genannten 
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Arbeitern Vor⸗ und Nachmittags eine Muße von einer Viertelſtunde und Mittags eine ganze 
Freiftunde und zwar jedesmal auch Bewegung in freier Luft zu gewähren, 

$. 5. Die Beihäftigung fplcher jungen Leute vor 5 Uhr Morgens und nad 9 Uhr Abends, 
fo wie an den Sonns und Feiertagen ift gänzlich unterfagt. 

$. 6. Chriſtliche Arbeiter, welche noch nicht zur heiligen Kommunion angenommen find, 
dürfen in denjenigen Stunden, welde ihre ordentlicher Seelforger für ihren Katechumenen- und 
Koufirmanden:Unterricht beftimmt hat, nicht in den genannten Anftalten befchäftigt werden 

8. 7. Die Gigenthümer der bezeichneten Auftalten, welde junge Leute in denſelben bes 
ſchäftigen, find verpflichtet, eine genaue und vollftändige Lifte, deren Namen, Niter, Wohnort, 
Gitern, Eintritt in die Fabrik enthaltend, zu führen, diefelbe in dem Arbeits:Lofal aufzubewah> 
ven und den Polizeis und Ediulbehörden auf Verlangen vorzulegen. 

$. 8. , Zumiderhandlungen gegen diefe Verortnung follen gegen die Fabrifherren, oder de- 
ren mit Bollmadyt verfehenen Vertreter durch Strafen von 1 bis 5 Thalern ‚für jedes vorſchrifts— 
widrig befäläftigte Kind geahndet werden. . 

Die sifiterlaffene Anfertigung oder Fortführung der im $. 7. vorgefchriebenen tabellarifchen 
Lifte wird zum erfien Male mit einer Strafe von 1 bis 5 Thalern geahndet; die zweite Ver: 
legung dieſer Vorfchrift wird mit einer Strafe von 5 bis 50 Thalern belegt., Auch ift die Orts: 
Bolizei-Behörbe befugt, die Lifte zu jeder Zeit anfertigen oder vervollftändigen zu laften. Es 
geichieht dies auf Koften des Kontravenienten, welche zwangsweife im abminiitrativen Wege bei: 
getrieben "werden Fönnen. 

$. 9. Durch vorftebende Verordnung werben bie gefeßlichen Beftimmungen über die Ver: 
pflichtung zum Schulbeſuch nicht geändert. Jedoch werben die Regierungen da, wo die Berhälts 
niffe die Befhäftigung fchulpflichtiger Kinder im den Fabrifen nöthig machen, ſolche Einrichtun— 
‚gen treffen, daß die Wahl der Unterrichtsftunden den Betrieb derſelben fo wenig als möglich ftöre, 

$. 10. Den Miniftern ver Medizinal:Angelegenheiten, der Polizei und der Finanzen bleibt 
es vorbehalten, diejenigen befondern ſanitäts-, bau- und fittenpolizeilihen Anordnungen zu er: 
lafien, welche fie zur Erhaltung der Gefundheit und Moralität der Kabrifarbeiter für erforterlich 
halten. Die hierbei anzubrohenden Strafen dürfen 50 Thaler Geld» oder eine diefem Betrag 
entfprechende Gefängnißftrafe nicht überfteigen. 

Berlin, d. 9. März 1839. ° 

Fr Königl Staats: Minifterium. 

Friedrich Wilhelm, Kronprinz. 


Frh. v. Altenftein. v. Kamptz. Mühler v. Rochow. v. Nagler. 
Graf v. Alvensleben. Frh. v. Werther. v. Naud. 


‘ 


Allerb. D. v. 11. April 1839., betr. die Kompetenz der Gerichte bei der 
Umwandlung der in —* und Steuerkonutraventions-Sachen im Verwal⸗ 
tungswege feſtgeſetzten Geldbußen in Gefängnißſtrafe. 


IG. ©. 1839. ©. 158. No. 2006., Nikiſch ©. ©. I. ©. 309.] 


B. zur Ergänzung des G. v. 13. Mai 16833. wegen Aufhebung der Zwaugss⸗ 
et; Bannrechte in der Provinz Pofen. DB, 4 Mai 1839, 


IG. ©. 1839. S. 206. No. 2022., Nififh ©. ©. I. ©. 311.] 


&, über die Penfionsberechtigung der nach der St. DO. v. 19. Nov. 1808. 
heiten Bürgermeijter. B. 14. Mini 1839. 


[G. ©. 1839. ©. 174. Ro. 2017,, Nitif ©. ©. I. ©. 312] 


“ 
‘ 


Allerh. K. DO. v. 22. Juni 1839., die Aufhebung der bisherigen Chauſſee⸗ 
bandienfte in den Megierungsbezirken Viagdeburg und Merfeburg betr. 


[®. &. 1839, ©. 234. No. 2036.) 





-. 


Sf. ©. f. Verw. B., Do. IL 
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Allerh. K. D. v. 18. Juli 4889,, die für die Folge rückjichtlich der Ueber⸗ 
nahme von Nebenämtern durch Staatöbeamte zu beobachtenden Beftim: 
mungen betr. i . 
[®. ©. 1839. ©. 235. No. 2037.) 


Un den Nadıtheilen vorzubeugen, welche bei Staatsbeamten aus der Annahme von Nebens 
ämiern entftehen können, follen nady den Mir von dem Staatsminifterium im dem Berichte v. 
14. v. M. gemachten Vorſchlägen, von jest an folgende Beitimmungen zur Anwendung kommen: 

1) Kein Staatsbeamter darf ein Nebenamt oder eine Nebenbeihäftigung, mit! welder 

„ eine fortlaufende Remuneration verbunden ift, ohne vorgängige ausdrückliche Geneh⸗ 
migung derjenigen Genträlbehörden übernehmen, weldhen das Haupt: und das Neben: 
' amt untergeben find. 

3) Die betreffenden Gentralbehörden haben fid) im jedem einzelnen Falle über die, ben 
obwaltenden befonderen Umſtänden entfprehenden Beringungen, wovon bie, Ertheilung 
der Genehmigung abhängig zu machen iſt, zu vereinigen. — Verabredungen, wonad) 
ein Beamter, um eine Mebenftelle oder Nebenbeſchäftigung zu übernehmen, fid in 
feinem Hauptamte, wenn auch auf eigene Koften, ganz ober theilweije vertreten laſſen 
will, find unzuläſſig. , 

3) Die Uebertragung von Nebenämtern oder MNebenbefhäftigungen darf in ber Regel. 

nur auf Widerruf ftattfinden, Die Gentralbehörten des Haupt: wie des Nebenamts 
‚find glei befugt, diefen Widerruf eintreten zu laffen, ohne daß eine Beſchwerde bar- 
über zuläffig if, oder eine Entſchädigung für den Berluft der mit.bem Nebenamte 
oder Gefcäfte verbundenen Ginnahmen oder Vortheile in Anfpruch genommen wers 
den kann. Die von Mir felbit genehmigten Gruennungen zu Nebetnämtern find. jes 
doch als bleibende zu betrachten. — Aus befonderen Gründen fönnen aud) die Cen— 
tralbehörden ausnahmsweife Nebenimter oder Nebenbeihäftigungen entweder bleibend 
oder doch auf beitimmme Jahre übertragen, vder zu einer foldyen Mebertragung bie 
Genehmigung ertheilen. — Es muß dies aber bei der Verleihung oder der Geneh- 
* migung der Annahme ausbrüdlid bemerkt werben, indem fonft der Widerruf jeder: 

zeit zuläffig bleibt. s 

Mit alleiniger Ausnahme der Fälle, in denen eine in den Gtats aufgeführte Stelle 

als Nebenamt bleibend verliehen tft, fann von dem mit Nebenämtern oder Geſchäf— 

ten verbundenen Einfonmen auf Penfion niemals Anſpruch gemacht werden, wogegen 
von-diefem auc feine PVenfionsbeiträye” zu entrichten find. In fo weit jedoch das 
Dientteinfommen eines Nebenamts bei der Berehnung der PBenfionsbeiträge bisher mit 
berückſichtigt worden ift, dauert die Entrichtung diefer Beiträge und ber entſprechende 
N Penfionsanfprud fo lange fort, bis diefes Nebenamt anderweitig verliehen wird. 
5) Nlle Einnahmen und Gmolumente, welde ein Beamter außer dem mit feinem Haupt: 
amte verbundenen Ginfommeu aus Staat, Inſtituten-, Korporations⸗ ober anderem 
Kaflen und Fonds bezieht, müfen in- demjenigen Grat, worin das Hauptamt aufge: 
führt ift, genau vor der Linie vermerkt werden. Auch iſt in bem Zahresetat, worin 
eine ſolche Neben:Ginnahme zum erften Male erſcheint, nachzuweiſen, daß bei deren 
Verleihung den vorftehenden Vorfchriften genügt worben. 
Ich -beauftrage das Staatsminifterium, diefe Beſtimmungen, von denen ohne Meine fpezielle 
Genehmigung niemals abgewichen werben darf, durd die ©. ©. befannt zu mahen. 
Berlin, d. 13. Juli 1839. Friedrich Wilhelm. 


4 


us 


— 


An 
das Staatominiſterium. 





Allerh. K. O. v. 12. Aug. 1839. betr. die Allerh. Beſtimmung Sr. Maj. des 
Königs, daß die V. v. 24. Dec. 1816. über die Verwaltung der, den Gemein⸗ 
den und öffeutlichen Anſtalten gebörigen, Forften, auch im denjenigen 
Städten der Provinz Sachfen, Weftphalen und der Nheinprovinz, in wel⸗ 
chen die rev. St. D. bereits eiugeführt worden ift, pder fernerhin einge 
führt werden wird, wie bisher in Kraft bleiben foll. 
| [G. ©. 1839. ©. 266. No. 2049.]. . 


Aus dem Berichte des Staatsminifteriums v. 26. v. M. habe Ich erfehen, welche Zweifel 
in Anfehung der Frage eniſtanden find: ob die B. über die Berwaltung ber ben Gemeinden 
und öffentlihen Anſtalten gehörigen Forften in den Provinzen Sachſen, Weſtphalen, Cleye, 
Berg umd Niederrhein v. 24. Der, 1816, aud im denjenigen Städten, in welchen die rev. 
St. D. eingeführt worden ift, noch gültig fei oder nicht? Da es feinesweges Meine Abſicht 
geweſen iſt, dieſe V., durch welche ein wichtiger Verwaltungsgegenſtand mit Rückſicht auf die 
bleibende Erhaltung eines bedeutenden Theils des Kammunaleigenthums geordnet worden, außer 


1 
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Kraft zu fepen, fo befkiume 36 hiermit, baß biefelbe aud) in denjenigen Städten ber bezeich⸗ 
neten Provinzen Sachſen, Weſtphalen und der Rheinprovinz, in welchen die rey. St. O. bereits 
eingeführt worden iſt oder fernerhin eingeführt werden wird, wie bisher, in Kraft bleigen ſoll. 
Dieſe Meine O. iſt —9— die G. ©. befannt zu machen. 

Erdmannsborf, d. 12. Aug. 1839. Friedrich Wilhelm. 


An 
das Staatsminifterium. 


B., die Einführung des Zollgewichts betr. V. 31. Oft. 1839. *) 
— [G. S. 1839. ©. 325. No. 2053.] 


Mir Friedrich Wilhelm sc. ꝛc. verordnen, mit Müdfiht auf- bie in den Boffsereinignngs+ 
Berträgen enthaltenen Berabretungen wegen Annahme eines gemeinfchaftliben Zollgewichts in 
fammtliben zum Boll: und Handelsvereine verbundenen Etaaten, und in Grwägung der hieraus 
für dre Zoflerhebung und Einrichtung hervorgehenten Grleihterungen, nad) dem Antrage Unfes 
res Staatsminiiteriume, wie folgt: 

$. 1. Bon 1. Jan. 1840. an follen die Berehnung ber Gin:, Aus: und Durdgangss 
zölfe und die zu dieſem Zmede bei den‘ Zollftellen vorfonmenden Verwi iegungen nad dem in 
ſaͤmmtlichen Zoflvereinsftaaten gleihmäßig zur Anwendung fommenden Zollzentner und deſſen 
Unterabtheilungen (Zollgewicht) ftatıfinden. Die Beſtimmung des $. 27. der Anweifung zur 
Berfertigung der Probemaaße und Gewichte v. 16. Mai 1816,, wonach bei allen öffentlichen 
Berhandiungen feine andern als die in diefer Anweiſung beftinnmten Gewichte angewendet wers 
‚ben follen, wird daher in Betreff der Zollerbebung hierdurch aufgehoben. 

$..2. Der Zollgentner, welcher 100 Zollpfunde enthält, deren jedes in 30 Lothe geteilt 
wird, ift gleich 106 Pfund 28,91581134 Beth Preußiſch, oder ziemlich nahe 106 Pfuud 2857 Loth 
(Einhundert und ſechs Pfund und Acht und zwanzig und neun und zwanzig zwei und dreißige 
ftel Loth) Preußisch. 

Das Zollpfund ift gleih I Pfund 2,209159143 Loth Preußiſch, oder ziemlich nahe 1 Pfund 

N Loth (Gin Pfund und zwei und dreizehn vier und ſechzigſtel Loth) Preußiſch. 

* Das Zollloth iſt gleidy 1,14030527 Loth Preußiſch, oder ziemlid nahe 1% Loth (Gin und 
neun vier und fechszigftel Loth) Preußiſch. 

$. 3. Die bem Zollzentner und deſſen Unterabtheilungen entſprechenden Gewichte Zoll⸗ 
gewichte), mit welchen die Zollſtellen verſehen werden, müſſen gehörig geſtempelt ſein, und es 
kommen die Beſtimmungen der 88. 13. und 18. der Maaß- und Gewidtsordn. v. 16. Mai 
1816. auch hinſichtlich diefer Gewichte gleichfalls zur Anwendung, mit der Maaßgabe, daß die 
regelmäßige Prüfung derfelben nur alle drei Jahre, und zwar bei den icunge: Kommiijfionen, 
zu veranlaffen if. 

$. 4. Sowohl die Normal-Eihungsfommifft on zu Berlin, als bie Eichungs⸗Kommiſſionen 
in den Regierungs-Departements find mit einem Sage von Normalgewichten zu verjehen, welche 
den-im $. 2. beitinnmten Verhältniſſen zum Preußiſchen Gewichte entſprechen, und in Gemäß— 
heit des $. 5. der Manf- und Gewichtsordn. v. 16, Mai 1816. in Anfehung ihrer fortdauerns 
den Richtigkeit regelmäßig ‚gu prüfen find. 

$. 5. Für den gemeinen Verkehr bewendet es in Anfehuna ber Verpflichtung zur Anwens 
dung des Preuß. Gewichts überall bei den Beſtimmungen der Maaß⸗ und Gewichtsordn. v. 16, 
Mai 1816. und deren Brläuterungen und Grgänzungen. 

Urfundlib unter Unferer Hödjiteigenhändigen Unterfchrift und beigedrucktem Königl. Inſiegel. 
— Gegeben Berlin, d. 31. Oft. 1839. 

= S.) Friedrich Wilhelm, 


(L. 
Friedrid Wilhelm, Kronprinz. 
5b. v. Altenftein. v. Kamp. Mühler. v. Rochow. v. Nagler. 
un 5——— Frh. v. Werther. v. Rauch. 


| 1810. 


Allerh. 8. ©. v. S. Febr. 1840,, die Art der Publikation kreis⸗ und lokal⸗ 
polizeilicher Verordnungen betr. 


u‘ [G. S. 1840. ©. 32. No. 2074]. 
Auf den Bericht des Staatsminifteriums v. 22. v. M. will Ich hierdurch den Regierungen 


die, Befugniß beilegen, die Art der Publikation kreis⸗ und Tofal-polizeiliher DBerorbnungen ins 
nerhalb ihrer Verwaltungsbezirfe, wo ein Ban dazu vorhanden ift, mit verbindlicher Kraft. 


2) Vergl. Erl. v, 29. April 1848, n 
— \ 6* 
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für das Publikum und für fänmtlihe Verwaltungs- und Juſtizbehörden zu beſtimmen. Das 
Polizei-Praͤſidium der Reſidenz Berlin, welchem Ich im Uebrigen dieſelbe — ertheile, hat 
zur Feſtſtellung der Publikationsart lokal-polizeilicher Verordnungen für Berlin und deſſen Po— 
lizeibezirk zuvor die Genehmigung des Miniſters des Innern und der Polizei einzuholen. Das 
Staäteminifterium hat dieſe O. durch die G. S. zur öffentlichen Kenntniß zu btingen. 

Berlin, d. 8. Febr. 1840. - 

An Friedbrih Wilhelm. 

das Staatsminifterium, 


Allerh. 8. DO. v. 29. Febr. 1840., den Tarif zur Erhebung des Ehanfjeegels 
des auf den Staats:Chanfeen betr. *) 


[®. ©. 1840. ©. 94. No. 2080.) 


Ich habe den mit Ihrem Berichte vom 14. d. M. eingereichten Chauſſeegeld-Tarif geneh⸗ 
migt und fende Ihnen denfelben anbei vollzogen zurück, indem Ich nad) Ihrem Antrage feſt—⸗ 
fege, daß diefer Tarif nebit den demſelben angehängten Vorſchriften auf allen Staats:Chauffeen 
fortan ſtatt des Chauffeegeld:Tarifs v. 28. April 1828. und der demfelben beigefügten Beſtim⸗ 
mungen zur Anwendung fommen fol. Auch für alle fonftigen öffentlihen dauffirten Wege, 
für welche in Folge Meiner D. v. 31. Aug. 1832. die mit dem Chaufleegeld-Tarif v. 28. April 
1828. publizirten Beltimmungen wegen der Chauſſee-Polizeivergehen Gültigkeit erlangt haben, 
folfen, die dem Chauffeegeld:Tarif vom heutigen Tage unter 7. bis 23. angehängten Borfchrif- 
ten an die Stelle jener Beitimmungen treten. Sie haben diefe DO. nebft dem anliegenden Tas 
rife dur die G. ©. befannt zu machen. 

Berlin, den 29. Februar 1840. 

, An Friedrich Wilhelm. 
den Staats: und Finanzminifter, Grafen v. Alvensleben. - 


% 


Tarif 


zur Erhebung bes Shauffergeides * eine Meile von 2000 Preußiſchen 
uthen. 


An Chauſſeegeld wird entrichtet: 
A. Vom Fuhrwerk, einſchließlich der Schlitten, 
I. zum Fortſchaffen von Perſonen, als Ertrapoſten, Kutſchen, Kaleſchen, Kabriolets 
u. f. w., für jedes Zugthier .. .. 1ESgr. — Pf. 
II. zum Fortſchaffen von Laſten: 
1) von beladenem — d. h. von ſolchem, worauf ſich, 
außer deſſen Zubehör und außer dem Futter für 
höchſtens drei Tage, an andern Gegenſtänden mehr, 
als zwei Centner, befinden, — für jedes Zugthie „ — u 
2) von unbeladenem: 
a) Frachtwagen für jedes Zugthier . . * 
b) gewöhnlichem Landfuhrwerf und Schlitten, 
für jedes Zugthie. . — Ar 
B, Bon unangefpannten Thieren: 
von jedem Pferde, Maulthiere, oder Maulefel, mit ober ohne 


Reiter oder Lat . . ee er te ee Mi 
II. von jedem Stüd Rindvieh oder El . . » "2 2 2 u 2, 
III. von je fünf Fohlen, Kälbern, Schaafen, Lämmern, Schwei- 

nen, Ziegen . . . — 2 „ 


Weniger, als fünf der vorfichend zu 1m. gedachten Thiere, find frei. 


Befreiungen. 
Ghauffeegeld wird nicht erhoben: 

1) von Pferden und Maulthieren, weldhe den Hofhaltungen bes Königlihen Haufes, 
oder den Königlichen Geftüten angehören, 

2) von Armecfuhrwerfen und von Fuhrwerken und Thieren, weldhe Militaie auf bem 
Marſche bei ſich führt; vor Pferden, welche von Difizieren ober in deren Kategorie 
Rehenden Militairbeamten im Dienft und in Dienft-Uniform geritten werben; im⸗ 

i 
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gleichen von ben unangeſpannten etatsmäßigen Dienſtpferden der Offiziere, wenn 
dieſelben zu dienſtlichen Zwecken bie Offiziere begleiten, oder beſonders geführt wer— 
den, — im letztern Falle nur, ſofern die Führer ſich durch die von der Regierung 
ausgeſtellte Marſchroute, oder durch die von der obern Militairbehörde ertheilte 

Order ausweiſen; 

3) von Fuhwerken und Thieren, deren mit Freikarten verſehene öffentliche Beamte auf 
Dienſtreiſen innerhalb ihrer Geſchäftsbezirke, oder Pfarrer bei Amtsverrichtungen in: 
nerhalb ihrer Parochie fid) bedienen; - 

4) von orbinairen Boften, einfchließlid der Schnell-, Kariol: und Reitpoſten, nebft Bei: 
wagen; imgleihen von öffentlihen Kourleren und Gflafetten und von allen, von 
Poftbeförderungen‘ leer jurückfehrenden Wagen und Pferden; 

5) von Fuhrwerken und Thieren, mittelft deren Traneporte für ummittelbare Rechnung 
des Staates gefchehen, auf Borzeigung ven Freipäflen; von Vorfpannfuhren auf der 
Hin: und Nüdreife, wenn ſie fih als folde durd die Beſcheinigung der Ortsbe: 
hörde, imgleihen von Lieferungsfuhren, ebenfalls, auf ber Hin: und Mücdreife, wenn ’ 

— fie fih als foldhe durch den Fuhrbefehl ausweifen; . 

6) *4 Ein rannote, Kreis-⸗ und GemeinesHülfsfuhren; von Armen: und Arreitans 

enfuhren; | 

7) a) bei allen Hebeftellen von uhren mit thierifchem Dünger, (Stalldünger, Mift); 
b) bei den Hebeftelfen in der Gemeine: oder Gutsfeldmarf und bei den Hebeitellen 

in der Feldmark, wo die bewirthichafteten Grundftücde oder Weiden liegen, von 
Wirthſchaftsvieh und von Beftellungs- und Aerndte-Fuhren, einfchließlicd der 
Fuhren mit Aſche, Gyps, Kalk u. f. w. zur Düngung; 

c) bei den Hebeftellen in der Gemeine oder Outsfeldmatf von Fuhren mit Bau— 
materialien zum eigenen Bedarf und mit Brennmaterialien zum eigenen Heizungs: 
und gewöhnlichen landwirthſchaftlichen Bedarf, einfchließlich desjenigen für die 
mit der Landwirthfchaft verbundenen Braus und Brennereien, infofern biefe Baus 
und Brennmaterialien:Fuhren mit eigenem Gefpann, oder durch die Frohndienfte 
vernichtet werden; ; 

8) von Kirchen: und Leichenfuhren innerhalb der Parodie; 

9) von Fuhrwerfen, die Chaufjee-Baumaterialien anfahren, fofern nicht durch den Mis 
nifter der Finanzen und des Handels Ausnahmen angeorbnet werben. 


‚BSufäglibe Borfdriften. nz 
1. In Betreff der Erhebung. 


1) Die Einrichtung der Chauffeegeld:Hebeftellen, fo wie die Beflimmung bes, als Hebe: 
ftredfe einer jeden, zu betradhtenden Theiles der Chauſſee und des hiernad) jeder Stelle 
beizulegenden Hebefages liegt dem, Finanz: Minifterinm ob. = 

Daſſelbe kann örtliche Verhältniſſe nad Befinden durd Ermäßigung bes Hebes 
faßes für einen beftimmten Verkehr, ober durch Seftattung von Abonnements berüds 
fihtigen, und hat zur Verhinderung von Mißbräuchen in Betreff der geilatteten Cr⸗ 

* feichtertingen, ober der angeorbneten Befreiungen die erforderlichen Maaßregeln vors 
zuſchreiben. 

MJeder muß bei den Hebeſtellen anhalten, auch wenn er nicht verpflichtet iſt, Chauffee: 
geld zu entrichten. RN 

Nur Hinfichtlich » der‘ Poflillone, welche Preußifche Poftfuhrwerfe, oder Poftpferde 
führen, findet, wenn fie zuvor in das Horn ftoßen, eine Ausnahme ftatt. 

3) Das Ghauffeegeld iſt bei Berührung der Hebeftelle für die ganze, ihr zugewieſene 

Gebeſtrecke zu erlegen. — Zu der, für den Betrag maaßgebenden Beipanırıng eines 
Fuhrwerks werben ſowohl die, zur Zeit der Berührung der Hebeflelle angefpannten, 

als auch alle diejenigen Thiere gerechnet, welche, ohne augenſcheinlich eine andere Be: 

fimmung zu haben, bei dem Fuhrwerke befindlid find. 

Iſt die Chauſſee vor Berührung der Hebeftelle mit ftärferer Beſpannung befahs 
ren, als mit welcher bie Hebeftelfe paffirt werden foll, fo muß das Ghauffeegeld für 
die von dem führer des Fuhrwerks dem Grheber (Chanffeegeldpächter) anzuzeigende 

. Gefammtzahl der gebrauchten Zugthiere gezahlt werden. 

4) Jeder hat eine Quittung über das von ihm bezahlte Chauffeegeld (Chauſſeezettel) 
zu forbern, biefelbe den Zoll-, Steuer:, Polizei- oder Wege: Auffichts Beamten auf 

: erlangen jederzeit vorzuzeigen und bei Vermeidung nochmaliger Zahlung bei ber ' 
nädften, von ihm berührten Ghauffee-Gelbftelle abzugeben _ 

"Die Fortfegung der Fahrt bis zur nächſten Hebeftelle darf jedoch in keinem Falle 
und erg dann nicht gehindert werden, wenn fid eine Kontravention (Ju 5.) erges 
ben ſollte. 

5) Wer eine Chauffeegelds Hebeftelle umfährt, oder wider die Beflimmung zu 2. bei 


— 


* 
r 
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derſelben nicht anhält, oder in dem zu 3. bezeichneten Falle die vor ber berührten 

Hebeſtelle benugte ftärfere Beſpannung nicht anzeigt, oder Thiere, welhe zum An: 

gefvann. eines Fuhrwerkes gehören, vor der Hebeftelle davon trennt und als unanz 

gefpannte angiebt, oder überhaupt es unternimmt, ſich der Entrihtung bes, Chaufſee⸗ 

geldes auf irgend eine Art ganz oder theilweife zu entziehen, erlegt außer der vors 

enthaltenen Abgabe deren vierfachen Berrag, mindeftens aber einen Thaler als Strafe. 

6) Wer eigenmädtig einen Schlagbaum öffnet, zahlt drei Thaler; wer ben Beſtimmun⸗ 

‚ gen zu 4, zumider ben Ghaufferzettel nicht vworzeigt, zehn Silbergrofhen bis einen 
Thaler als Strafe. = 


I. Sn votizeilicher Beziehung | 

7) Jedermann muß den Poflen anf den Stoß in das Horn ausweichen, bei —— 
einer Strafe von fünf bis funfzig Thalern. 

“ 8) Buhrwerfe, welche ſich begegnen, miüffen ſich nad) der rechten Seite bin halb aus: 
weichen. Denjenigen, welde einen Berg, oder eine fteile Anhöhe hesunterfahren, . 
muß jedob von den Hinauffahrenden ganz ausgewichen werben. 

Von zwei Fuhrwerken, bie ſich 'einhofen, muß das vordere nad bet linfen Seite 
hin fo weit ausbiegen, daß das nachfolgende zur rechten Seite mit halber Spur vor: 
beifahren fann. 

9) Holz darf auf, Chauffeen nicht geihlennt, Pflüge, Eggen und ähnliche Gegenfänbe 
dürfen darauf nur auf Schleifen fortgefhafft werden. 

10) Wer, um zu hemmen, das Umdrehen ber Mäder nicht bloß. in feiner Schnelligkeit 
vermindern, ſondern völlig hindern will, darf ſich dazu auf Ehauffen nur ber 
Hemmſchuhe mit ebener Unterfläche bedienen. Die Anwendung von’ Klapperftöden, 
imgleidyen das Anhängen und Schleifen ſchwerer Gegenflände am Hintertheile des 
Wagens ift verboten. 

11) Die Fahrbahn darf nit durch Anhalten, oder auf irgend eine andere Weiſe gefperrt 
ober verengt werden. 

Meder auf der Fahrbahn, den Brüden, ober den Banauets, noch in den Seitens 
gräben dürfen Gegenftände niedergelegt werben, oder liegen bleiben, welche nicht 

. der Ghauflee: Verwaltung angehören. Eben fo wenig bürfen Scherben, Kehricht, 

' Unfraut oder anderer Murath binaufs, oder hineingeworfen werben. 

12) Niemand darf auf. der Fahrbahn, den Brüden, den Banquets oder in ben Eeiten: 

graͤben Vieh füttern oder anbinden, oder daffelbe auf den Banquets, Böfdhungen, 

‘oder in den GSeitengräbern laufen, oder weiden laſſen, oder treiben. '&s ift verbo⸗ 
ten, auf den Banquets, den Bölhungen und in den Gräben zu fahren, ober zu 
reiten, oder auf den Böfchungen, oder in ben Gräben zu geben. 

13) Wo durch Warnungstafeln das ſchnelle Fahren, ‚ober Reiten unterfagt ft darf nur 
im Schritt gefahren oder geritten werden. 

14) Der Führer eines Fuhrwerts darf fid von bemfelben, wenn er anhält, nicht über 
fünf Schritte entfernen, ohne die Pferde abzufträngen. Auch während bes Fahrens 
muß derfelbe entweder flets auf bem Fuhrwerke das Leitſeil in der Hand, 
oder auf einem ber Zugthiere, oder in ihrer unmittelbaren Nähe bleiben und das 
Geſpann fortwährend unter Aufficht halten. 

15) Beim Fahren dürfen niemals mehr als zwei Fuhrwerke an einander gebunden fein. 

16) Innerhalb zwei Fuß vom Grabenrande darf nicht geadert werben. . 

17) Wer den Borfhriften unter 8, bis 16. entgegenhandelt, hat außer dem Schabensers 
fage eine Strafe von zehn Silbergroſchen bis fünf Thaler verwirkt. 

18) Wer die Chauſſee, die dazu gehörigen Gebäude, Brüdendurdläffe, oder fonfligen Vor» 
richtungen, als Meilenzeiger, Wegweifer, Tafeln, Schlagbäume, Prellſteine und Pfähle, 
ingleihen wer bie Pflanzungen oder Materialien befhädigt, oder die legteren in Un: 
ordnung bringt, muß, in fofern er. nach den allgemeinen Strafgefegen nicht eine 
härtere Etrafe verwirft hat, auper dem Scadenserfage eine Strgfe von einem bis 
fünf Thaler erlegen. 

19) Beihärigungen der Chauſſeebäume find, wenn bie allgemeinen Gefege feine härtere 
Strafe beitimmen, vorbehaltlid des Scabenserfages, mit einer. Strafe von fünf 
Thalern für jeden durch Verſchulden befchädigten Baum zu. ahnden. 

20) In Anfehung der Radfelgenbreite und der Belaſtung der Frachtfuhrwerke, des Ber: 
bots gewölbter, oder mit Kopfnägeln u. f. w. verfehener Nadbefchläge der zuläffigen 
Breite. der Ladung, der Länge der Hufeifenftollen und bes Verbots des Spurhaltens 
bewendet es überall bei den Beitimmungen der Berorenung, ben Verkehr auf den 
Kunſtſtraßen betreffend, vom 17. März 1839. (®. ©. für 1839. ©. 80. fi.) 


II. Sm Allgemeinen. 
21) Im Unvermögungsfalle, tritt verhältnißmäßiges Gefängniß an - ante cal vors 
ſtehend zu 5. bis 20, armecoatien Geldſtrafen. 
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22) Widerſetzlichleiten gegen Beamte, zu denen nad) bie Chauſſtegeldpachter zu zäblen find, 
werden nad den allgemeinen Geſetzen beftraft, 
23) Unfichere oder ungefannte Uebertreter find zur Haft zu bringen, und an die zuſtan⸗ 
digen Behörben abzuliefern. 
Gegeben Berlin, d. 29. Febr. 1840. ER 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Graf v. Alvensleben. 


Allerh. 8. D. v. 14. März 1840, betr, die Dekl. des Mahl: und Schlacht: 
ftener-Gefeges v. 30, Mai 1880, at 


[G. S. 1840. &. 101. Ro. 2081.] 


Auf Ihren Antrag v. 27. v. M. beftimme Ic, zur Befeitigung bes Zweifels über bie Ans 
wenbung bev $$. 14. und 15. des ©. v. 30. Mai 1820., wegen Gntrihtung der Mahl: und 
Schlachtſteuer, daß das aus Kartoffeln bereitete Mehl beim Gingange in mahliteuerpflidtige 
Städte und ‚deren halbmeiligen Bezirk, derfelben Steuer unterliegt, die für, das aus Waipen 
bereitete Mehl geſetzlich zu entrichten if. Dieje Defl. it durd die ®. ©. befannt zu madıen. 


Berlin, d. 14. März 1840. 
An * Friedrich Wilhelm. 
den Staats: und Finanzminifter, Grafen v. Alvensleben. 


Hllerb. 8. DO. v. 12, April 1840, betr. die Modifikation des $, 1. der 
DB. v. 19, März. 183B,, wegen ded Verkehrs auf den Kunſtſtraßen. 


[®. ©. 1840. S. 108. Nov. 2085.] 


Um in Anfehung bes, in ber B. v. 17, März v. J. 8. 1. für alles gewerbemäßig bes 
triebene Frachtfuhrwerk beim Befahren der Kımflitraßen vorgefchriebenen, Erforderniſſes einer 
MNadfelgenbreite von minbeftens Bier Zoll, foweit es mit bem Zwede vereinbar ift, eine Ers 
leichterung eintreten zu lafien, wie foldye nach ‚Ihrem Berichte v. 31. v. M. namentlih für die 
von den Gewerbetreibenden mit eigenen Fuhrwerken betriebenen, mit ihrem Gewerbe im Vers 
Binding ſtehenden Laftfuhren, und für die von ben Landwirthen und Aderbürgern mit ihren 
Wirthſchafts-⸗Geſpannen unternommenen Lohnfuhren in mehreren Fällen ſich als wünſchenswerth 
ergeben hat, will Ich bie Vorfchrift des $. 1. der obigen V. dahin beichränfen, daß das Er⸗ 
forderniß einer, Rabfelgenbreite von mindeftens Vier Zoll, ſowohl für bie ebengedadten Fuhr⸗ 
werfe, als für das fonftige gewerbemäßig betriebene Frachtfuhrwerk, nicht unbedingt, -fondern 
nur dann Statt finden foll, wenn die Ladung bei vierrädrigem Fuhrmerfe niehr als zwanzig 
Gentner, bei zweiräbrigem Fuhrwerke mehr als zehn Gentner beträgt, — Sie haben diefe 
Beflimmung durch die G. ©. und durch die Amts: und Intelligenzblätter befannt zu machen. 
Berkin, d. 32. April 1840. 

Friedrih Wilhelm. 


Tu An 
ben Staats: und Finanz-Miniſter Grafen v. Alvenéleben. 


Allerh. 8. D. v. 4. Mai 1840., betr. die Ausdehnung der in der Allerh. 
D. v. 17. März 1839. enthaltenen. Beftimmung, wegen Wiedereinziehung 
des Porto für unfranfirt eingehende Vorftellungen an ————— 
auf die zurückgehenden Adreſſen, auch auf die an VBerwaltungsbehörden“ 

unfranfirt eingehenden Vorftellungen. 


IG. ©. 1840. ©. 117. No. 2088.] 


Auf den Bericht des Staatentinifterii v. 28. März d. I. will Jh die in Meiner O. v. 
17; März; 1839. (6. ©. ©. 101.) ertthaltene Bekimmung wegen Wiedereinziehung des Porto 
für, unfrankiet eingehende Vorftellungen An Gerichtsbehörden auf die zurüdgehenden Adreſſen, 
aud auf die, an Verwaltungsbehörden unfranfirt eingehenden Voritellungen ausdehnen und das 
Staatsminifterium autorifiren, diefe Ordre durch die ®. ©. befannt zu maden. 

Berlin, d. 4. Mai 1840, 

Au Friedrich Wilhelm. 
das Staatsminiſterium. | 
B., die Verbindlichkeit zur Anwendung geftempelter Maaße und Gewichte 
betr. .B. 13. Mai 1840. 
[®. &. 1840. ©. 127. No. 2095.] 


Wir Friedrih Wilhelm sc. sc. Da bie in der Maaß⸗ und Gewichtsordn. v. 16. Mat 1816 
(G. ©. 1816. S. 142 ff.) enthaltenen Vorſchriften über die Verbindlichkeit zue Anwendung. 
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‚geftempelten Maaßes und Gewichtes ſich nicht als ausreichend ergeben Haben, um bie durchgän⸗ 
gige Anwendung gleicher und richtiger Maaße und Gewichte im Handel und Verkehre zu fihern, 
fo verordnen Wir, auf den Antrag Unfers Staatsminifteriums, wie folgt: 

$. 1. In affen Fällen, wo etwas nad Maaß oder Gewicht verkauft wird, barf bie im 
Inlande erfolgende Ueberlieferung nur nad Preußifchem, gehörig geftempeltem Maaße oder Ges 
wichte geichehen. Iſt im Vertrage ein fremdes Maaf oder Gewicht verabredet, fo muß baffelbe 
° bei jener Ueberlieferung auf Preußiiches Maaß oder Gewicht rebuzirt werden. 

Die Uebertretung dieſer VBorfchrift hat für jeden der Kontrahenten eine polizeiliche Gelb: 
buße von einem bis fünf Thaler zur Folge. Auch wird das dabei gebraudte ungeftempelte 
oder fremde Maaß oder Gewicht Fonfiszirt. z - 

$. 2. Daß in der Maaß- und Gewichtsordn. v. 16. Mai 1816. und in Unferer D. v. 
28. Juni 1827. in Anfehung der Maarenverfäufer enthaltene Verbot des Beſitzes oder Ge— 
brauchs ungeftempelter Maaße oder Gewichte findet auf ſaͤmmtliche Gewerbtreibende dergeſtalt 
Anwendung, daß diefelben, bei Vermeidung. der darin vorgefchriebenen Strafen, fein ungeftem: 
peltes Maaß oder Gewicht von der Art, wie es zum Ginfanf oder Berfauf von Waaren in 
ihrem Gewerbebetriebe dient, befigen oder gebrauchen dürfen. 

$. 3. Auf die Beachtung dieſer Vorfchrift ($. 2.) hat die örtliche Polizei in Gemäßheit 
des $. 19. der Maaß- und Gewichtsordn. v 16. Mai 1816. durch Unterfuhung der in den 
Gewerbstofalen vorhandenen Maaße und Gewichte zu wachen. 


Gegeben Berlin, d. 13. Mai 1840. 
+ (LS) Friedbrih Wilhelm. 
Friedbrih Wilhelm, Kronprinz. 
v. Kamptz. Mühler v. Rochow. v. Nagler. Graf v. Alvensleben. 
Sch. v. Werther. Für den Kriegsminifter: v. Coſel. 





Allerh. 8. DO. v. ?1. Mai 1840., betr. die Befugniß zum Waffengebrauch 
und der Glaubwürdigfeit vor Gericht, der im Kommunal: oder Privatdienft 
angeftellten, zur Reſerve oder als Halbinvalide beurlaubten Eorpsjäger*). 


IG. ©. 1840. ©. 129. No. 2096., Nikiſch G. ©. I. ©. 321.] 


©. über die ADEIEDERURBTELTEN bei öffentlichen Abgaben. U. 18. Juni 1840. 
[®. ©. 1840. ©. 140, No. 2101, Nitifh ©. ©. I. ©. 321.] 


Allerh. RO. v. 19. Juli 1840, die Beftätigung einer Stiftun jur Unter: 
ftüßung armer, unverheiratheter Töchter von Beamten und Oft; eren betr. 
j [G. S. 1840. ©. 1897. No. 2108.] 


%. betr. die Anwendbarkeit der Principia regulativa v9. 30. Juli 1736. - 
und der fpäter ergangenen, diefelben abändernden und ergänzenden Be» 
ftimmungen aa, Einrichtung der Landichulen Königlichen Patronats in 
er Provinz Preußen. DB. 30. Nov. 1540. 
[®. ©. 1841. ©. 11. No. 2133.] 





184. | | 


Allerh. 8. DO. v. 6. Febr. 1844., betr. die Elementar:Erhebung der Klafs 
| ſen⸗ and Gewerbeftener in den weftlichen Provinzen. | 


[®. ©. 1841. ©. 29. No. 2143.} 


Auf den Antrag des Staateminifteriums v. 18. v. Di. beftätige Ich die, in den weftlichen 
Provinzen vorgefundene und auf den Grund bes $. 3. des G. v. 30. Mai 1820. über die Ein— 
richtung des Abgabenweiens und des $. 6. litt. c. des G. wegen Ginführung der Klaffenfleuer, 
beibehaltene Ginrichtung der Elementar-Rezepturen der direften Steuern dahin, daß andy ferner 
die Erhebung der Klafiens und Gewerbeftener durd) die von den Megierungen ernannten Emp⸗ 
fänger der Grundſteuern bewirft werden joll, und entbinde demgemäß die Kommunen -in ben 
— Provinzen von der ihnen in dem $. 7. über die Einrichtung des Abgabenweſens v. 

. Mai 1820., in dem $. 9. des Klaffenfteuer-G. und in dem $. 34. litt. a. des Gewerbe: 
fteuer:®. auferlegten Verpflichtung zur örtlihen Erhebung der Grund-, Klaſſen- und Gewerbes. 
feuer und der damit verbundenen Beitellung nnd Vertretüng der Orts:Erheber, Von den für 


2) Veral. K. D. v. 19. Bebr. 1842, 


1841. G. 31. März — 21, Iult) 60 


s 


bie- Veranlagung und Grhebung ber Klaſſen- und Gewerbefteuer, in ben eben erwähnten Ge: 

fegen ausgejegten vier Prozent. von ber Einnahme folen in der Regel die Steueremmpfänger brei 

Prozent für die Erhebung, und die Gemeinen ein Prozent für das ihnen auch fernerhin oblie: 

gende Beranlagungsgefhäft erhalten. Der Finanzminifter foll jedoch befugt fein, wo die Ver— 

hältniffe es geitatten, ausnahmeweiſe den Gemeinen eine größere Quote dieſer vier Prozent zu 

überweifen. Das Staatsminifterium hat tiefen Meinen Erlaß durd die G. S. und die Amtes 
blaͤtter ber betr. Regierungen zur öffentlihen Kenntniß zu bringen, 


Berlin, d..6. Febr. 1841. 
Friedrih Wilhelm. 


An 
das Staatsminifterium. 





©. jur Aufrechthaltung der Mannsdzucht auf den Seefchiffen. 
Vom 31. März 1841. 


[G. ©. 1841. ©. 64 No: 2155, Nitifh ©. ©. I. ©. 326.) 


DB. wegen der in den Königl. Preuß. Staaten erfolgenden Trauıngen von 
Ausländern mit Inländerinnen. DB. 28. April 1841. - 


IG. ©. 1841, ©. 121. Ro. 2171., Nikiſch ©. ©. I. ©. 330.] — 


Allerh. K. O. v. 20. Mai 1841., die Ausdehnung der Beſtimmungen in 
den $$. 14. und 15. des G. über das Mobiliar: Feuer: VBerficherungswefen 
v. 8. Mai 1837. auf Verficherungen von Immobilien bei in= und aus 
ländiſchen Feuer: Berficherungsgefellichaften betr. 
[®. ©. 1841. ©. 122. No. 2172.) 


Auf Ihren Beridyt vom 15. d. M. will Ich die Beltimmungen im $. 14. und 15. des ©, 
über das Mobiliarsffener-Berfiherungswefen v. 8. Mai 1837. auch auf Berficherungen von Im: 
mobilien bei in« und ausländifchen fFeuers Verfiherungsgefellfchaften ausdehnen, und haben Sie 
biefe Feſtſetzung durch die G. ©. zur öffentlichen Kenntniß zu bringen, 


Berlin, d. 30, Mai 1841 
An Friedrih Wilhelm. 
bie Staatsminifter v. Ro how und Grafen v. Alvensleben. 


Allerh. K. D. VB. 30. Juni 1844., die Verpflichtung Dieffeitiger Unterthas 
nen befr., eine Zeit lang auf einer Laudes : Mniverfität zu ftndiren.' 
j [®. ©. 1841. ©. 139, No. 2184.] 


Nachdem bereits in der K. D.-v. 13. Oft. 1838,, durch welche der Befudy der Univerfi: 
täten in den Deutfchen Bundesftaaten den biefleitigen Uhterthanen allgemein wiederum geitattet 
worben, benfelben zugleich die Verpflichtung auferlegt ift, infofern fie ſich nach vollendeten Stus 
dien um ein öffentliches Amt oder um die Zulaflung zur mebizinifchen Praris bewerben wollen, 
eine Zeitlang auf einer Landes-Univerfität zu ftudiren, will Ith nunmehr nad) dem Antrage 
im’ Bericht des Staatsminifteriums v. 17. d. M. diefe Studienzeit auf einen Zeitraum von 
einem und einem halben Jahre hiermit feitfegen. Bon dieſer Verpflichtung Meiner 
Unterthanen, brei Semefter ihrer Stubienzeit auf einer inländifchen Univerfität zugubringen, foll 
derjenige Berwaltungs: Chef in deſſen Departement ein Studirender Fünftig feine erfte Anſtel— 
lung zu ſuchen beabfihtigt, in einzelnen Faͤllen zu bispenfiren befugt fein, wenn ein foldyes 
Geſuch durd den Genuß von Stipendien oder durch befondere Familien» Verhältniffe begründet 
werben fann, Diefe Disvenfation foll fid aber der Regel nad) nidt auf das fegte Jahr der 
Studienzeit erfireden. Das Staatsminifterium hat diefe Beſtimmungen, welche jedoch erft in 
Anfehung der mit dem nädflen Winterhalbjahre ihre Univerfitätsitubien beginnenden Studiren: 
den in Kraft treten, durch die. G. ©. zur öffentlihen Kenntniß zu bringen. 

- Sansfouci, d. 30. Juni 1841. 

Friedbrih Wilhelm. 


s: + A ‚ 
das Staatsminifterium. 
-Allerh. 8. ©. v. 21. Juli 1841., betr. Veränderungen in der Lotterie⸗ 


Berwaltung: 
[®. ©. 1841, &. 131. No. 2180., Nitiih ©. ©. I. S. 332.] 


—— 0 0 R —— 


*1 


2 ” 
F 


en) 18A1. (2. 26. Juli) 1842. (®. 16. Far. — 27. Mit;) 


Allerh. K. O. v.26. Juli 1841., die Belegung d. Sparkafien« Beftände betr. 
[9. ©. 1841. ©. 297. No. 2196.] 


% 


Auf den Bericht des Staats» Minifteriums v. 9. d. M. will Ich die Ober : Präfidenien 
ermäctigen, da wo die Ortsverhältniffe es nothwendig machen, die Ausleihung der Sparfaflen- 
Bellände aud auf eine andere, als die im $. 5. des Megl. über die Ginrichtung des Spars 
faffenwefens v. 12. Dez. 1838. vorgeichriebene erſte Hypothel zu geſtatten, wenn nur die zu 
beftellende Hypothek die erfte-Hälfte des Werths des zu verpfändenden Grundftüds nicht übers 
ſchreitet. Das Staatsminifterium hat dieſe Beflimmung durch die G. ©. zur öffentlihen 
Kenntniß zu bringen. 

Sansfouei, d. 26. Juli 1841, 

An Friedrih Wilhelm. 
das Staatsminifterinm. 


1812, 


Allerh. K. D. v. 16. Jan. 1942. in Betreff der Stiftung eiuer Auszeich⸗ 
nung für pflichttreue Dienfte in der Laudwehr. 
[®. ©. 1842. S. 89. No. 2252] 


Allerh. KH. D. v..19. Febr. 1842., betr. die Ausdehnung der Befugniß zum 
Waffengebrauch und der Glaubwürdigkeit vor Gericht auf die von Königl. 


Forftbeamten zu ihrer Unterftügung und zur Verftärkuug des Forſt⸗ und 


Jagdſchutzes angenommenen Korpsjäger. 
[®. S. 1842. ©. 111. No. 2357, Nifiih ©. S. I. ©. 335.) 


— 


Allerh. K. ©. v. 8. März 1842. betr. die Verbindlichkeit der Apotheker, 
denen eine erledigte perfönliche Konzeſſion wieder verlichen wird, zur 
Uebernahme der Dffizin-Einrichtung ihres VBorgängers*). 

[®. ©. 1842. &. 111. No. 2258.] — 


Auf den Bericht des Staatsminifteriums v. 31. Dez. v. J. genehmige Ich, daß bei Erle: 
digung einer, bloß. perfönlihen Konzeffion zur Anlegung einer Apothefe demjenigen, welchem 
in beren Stelle eine neue Konzeffion ertheilt wird, von der Metizinalbehörde auf Antrag bes 
bisherigen Apothekers oder feiner Grben zur Bedingung geftellt werden darf, bie zur Ginrichs 
tung und zum Betriebe der Offizin feines Vorgängers gehörigen, noc im guten Zuſtande be; 
findfidyen und für den Geihäftsbetrieb brauchbaren Geräthichaften, Gefäße und Waarenvorräthe, 
jedodh nur in einer dem Umfange des Geſchäfts angemeflenen Quantität zu übernehmen. 
Welche Gegenflände zu übernehmen, fowie die Duantität und der Preis derfelben, ift durch 
Sadyverfländige zu beftimmen, deren einen ber abgehende Npothefenbefiger, den zweiten der neu 
antretende Apotheker, und den britten die Megierung zu ernennen hat. Letztere leitet das Ber; 
fahren und flellt den Uebernahmepreis feit; gegen diefe Feſtſtellung if eine Berufung auf rich⸗ 


terliche Entfheidung nicht zuläffig; der neu antretende Apotheker ift verpflichtet, feinem Vor— 


\ 


gänger auf deffen Verlangen die feitgeftellte Summe fofort baar auszuzahlen. Die Koften des 
Verfahrens find von jedem Theile zur Hälfte zu tragen. Zur Uebernahme eines für. die Apo— 
ihefe eingerichteten Grundſtücks foll ein neu Eonzeffionirter Apotheker niemals verpflichtet ſein. — 
Diefe Beftimmungen find durch die G. S. zur öffentlichen Keuntniß zu bringen, 


Berlin, d. 8. März 1842, 
An | Friedrih Wilhelm, 
das Staatsminifterium.“ 





Allerh. K. O. betr. die Umwandlung der Staatsfchuldicheine und die Herab⸗ 
fegung der Zinfen-derfelben von 4 auf 35 Prozent; v. 27. März 184%. 
> [G. ©. 1842. ©. 105. No. 2255.] 

Auf den Bericht des Staatsminifters Rother v. 8. März d. 3. habe Ich dem Mir vorge: 
legten Plan der Konvertirung fümmtlidyer Staatsſchuldſcheine Meine Genehmigung ertheilt, und 
will demgemäß die Hauptverwaltung ber Staatsfhulden hiermit ermädtigen: 

1) fämmtliche noch im Umlauf befindlihe Staatsfhuldfheine mit Ausfhluß derjenigen, 

welche in ber bevorfiehenden 19. Verlooſung Behufs der planmäßigen Tilgung noch 

“ gezogen werden, im SKapitalbetrage von 98,982,900 Rthlr. Behufs der Herabfegung 

der bisherigen Zinfen zu Bier Prozent, jührlib auf Drei und ‚Ein Halb Prozent, 


Vergl. V. v. 24. Oft. 1811. 


= 
» 


f* 


* 
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zur baaren Surüdzahlung nad fehs Monaten, vom Erfcheinen der fofort zu erlafs 
fenden Bekanntmachung an gerechnet, oder jedenfalls am, 2. Januar 1843, 
zu kündigen, und ; 

2) bei Bekanntmachung ber. Kündigung fümmtlihe Inhaber von Staats: Sıhuldfchelnen. 
aufzufordern, diefe Papiere, unter Crflärung ihrer Abflcht, die Kündigung anzunehmen, 
fpäteftens bis zum 1. Sept. d. I. an die Staatsfchulden-Tilgungsfaffe} gegen Depofital; 
ſchein einzuliefem, mit der Vekwarnung, daß von denjenigen Inhabern von Staats: 
ſchuldſcheinen, welde diefer Aufforderung nicht nahfommen, werde angenommen werdet, 
daß fie die geſchehene Kündigumg ihrer Staatsfchuldfheine zue baaren Zurückzahlung 
ber Valuta ihrer Seite nicht annehmen, fondern biefe Papiere mittelt ftillfchweigender 
Bereinigung ohne Weiteres der allgemeinen Konvertirung unterwerfen und demgemäß 
von dem beftimmt geweſenen Berfalltage, den 2. Januar 1843. ab, nut den herunter 
geſetzten Binsfag von 3% Prozent fährltd fortbeziehen wollen. N. 

Auch. will Ich, um den Inhabern von Staatsſchuldſcheinen bei der Ummandlung berfeiben, 
den gegenwärtigen Kours möglichſt zu. fihyern, und in billiger Berückſichtigung der Verhälmiffe , 
geftatten, daß denſelben ; 

5) je nachdem fie fid) bie zum 30, Juni, 31. Inli oder 31. Aug. 1842, unter Einreihung, 
ihrer Staatsfchuldfheine zu der Konvertirung freiwillig - verftehen, eine Prämie von 
reſp. 2,15 und 1 Prozent bewilligt, fofort ausgezahlt und 

4) bie Zufiherung ertgeilt werde, daß eine Verlooſung der neuen 3% prozentigen Staats: 
fhuldicheine innerhalb ber erften vier Jahre, vom 1. Jan. 1943: ab, nicht Statt finden, 
vielmehr der Bedarf für den Staatsfdulden- Tilgungsfonds, nah Maafgabe der V. v, 
17. Jan. 1820. (G. S. No. 577.) durdy Ankauf beſchafft werden ſoll. 

Zur Erleichterung des Verfahrens bei der Konvertirung und der in folge der legtern 
fich als nothwendig ergebenden Ausfertigung und Nushändigung nener 3% prozentiger Staats: 
ſchuldſcheine, gegen Ginziehung der Fourfirenden 4 prozentigen Papiere erkläre Ich Mid, damit 
einverftanden, daß Fr 

5) bei dem Ummwandlungsgefhäft audy die $$. 1. und 2. bes G. wegen bes Außer: und 
Wieder-Inkoursſetzens der auf jeden Inhaber Tautenden Papiere v. 16. Juni‘ 1835. 
(&. S. No. 1620.) Anwendung finde, 

Mit den Anordnungen der Einzeinheiten der Ausführung des Konvertirungsgeihäfts und 
wegen der Bereithaltung ber erforberlichen baaren Geldmittel, Habe Ich den Chef der Bank und 
Seehandlung, Staatsminifter Rother, beauftragt. 

Diefe meine DO. it durch die G. S. befannt zu machen. 

Berlin, d. 27. März 1842, 

An Friedrich Wilhelm. ı 

bie Hauptverwaltung ber Staatsfhulden. 





©. über die Zuläffigfeit des — — in Beziehung auf polizeiliche 
erfügungen. V. 11. Mai 1842. 


[®. ©. 1842. ©. 192. No. 2273.] 


Mir Friedrich Milhelm sr. 2. verorbnen zur Befeitigung ber Bmeifel, melde über bie 
Zuläffigkeit des Rechtsweges in Beziehung auf polizeiliche Verfügungen entftanden find, anf ben 
Antrag Unferes Staatsminifterinms und mach erforderiem Gutachten Unſeres Staatsraths für 
deh ganzen Umfang der Monarchie was folgt: 

$. 1. Beſchwerden über polizeiliche Verfügungen jeber Art, fie mögen bie Gefeßmäßigfeit, 
Nothwendigkeit oder. Zweckmäßigkeit derfelben betreffen, gehören vor bie vorgefegte Dienitbehörbe. 

Der Rechtsweg if in Beziehung anf folde Verfügungen nur dann zuläffig, wenn bie 

Verlegung eines zum Brivat-Gigenthum gehörenden Rechts behauptet wird, und nur. unter ben 
nachfolgenden rMäheren Beſtimmungen. 
j $.2 Men derjenige, weldyem durch eine polizeiliche Verfügung eine Verpflichtung auf: 
erlegt wird, die Befreiung von derſelben alıf den Grund einer beſonderen geſetzlichen Vorſchrift 
ober eines fveciellen Rechtstitels behauptet, fo iſt die richterlihe Entſcheidung ſowohl über das 
Recht zu diefer Befreiung, als auch über deffen Wirkungen zuläffig. Ä 


— 5. 83. Die Berfügung ($. 2.) kann jedoch, bes Widerſpruchs ungeachtet, zn Ausführung 
gebracht werden, wenn foldes nad dem Ermeſſen der Polizei-Behörde ohne Nachtheil für das 
Allgemeine nicht auegefegt bleiben fann. Mad ergangenem rechtsfräftigen Erfenntniffe muß . 
die Poligeis-Behörbe. deſſen Beitimmungen bei ihren weiteren Anorbnmigen beachten. 
» 8. 4. Steht einer polizeilichen Verfügung ein befonderes Recht auf Befreiung ($. 2.) 
"nicht entgegen, e8 wird aber behauptet, daß durch diefelbe ein folder Gingriff_in Privatrechte 
geſchehen fei, für welden'nad, den gefeplichen Vorfchriften über Aufopferungen ber Rechte und 
‚ Bortheile der einzelnen im Intereffe des Allgemeinen, Entfhäbigung gewährt werben muß, fo 
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findet der Rechtsweg darüber Statt: ob ein Eingriff diefer Art vorhanden fei, und zu welchem 
Detrage dafür Entihädigung geleiftet werden müffe. 

Eine Wiederherftellung des früheren Zuſtandes fann in biefem alle niemals verlangt 
werden, wenn foldye nad dem Grmefien der Polizei-Behörde unguläffig if. 

$. 5. Gebührt der Polizeibehörde nur die Befugniß zu einer vorläufigen Anordnung mit 
Vorbehalt der Rechte des Betheiligten, oder behauptet derjenige, welchem durd eine polizeiliche 
Verfügung eine Verpflichtung auferlegt worden ift, daß diefe Verpflichtung ganz. oder theilweiſe 
einem Andern obliege, fo ijt zur Fefiftellung der Mechte unter den Betheiligten und über bie 
zu leitende Eutfhädigung die richterlihe Eniſcheidung zuläffig, 

$.6. Wird eine polizeiliche Berfügung im, Wege der Beſchwerde als gefegwibrig ober 
unzuläfiig aufgehoben, fo bleiben dem Betherligten feine Gerechtiame nad) den allgemeinen ge: 
feglihen Beftimmungen über die Vertretungs: Verbindlichkeit der Beamten vorbehalten. 

- $. 7. Sämmtlihe, fowohl allgemeine ala befondere Borfchriften über Gegenftände biefes 
G. und namentlich die Vorfchriften der V. v. 26. Dez. 1808. $$. 38. bis 40. werden hier- 
durch aufgehoben. F 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem Königl. Inſiegel. 
Gegeben Potsdam, d. 11. Mai 1842. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm, 


Freiherr v. Müffling. 
-Mühler v. Rochow. v. Savigny. 
‚ ’ Beglaubigt: 
v. Düesberg. 


Urfunde, über die Stiftung einer -befonderen Klaſſe des Ordens pour le 
merite, für Wiffenfchaften und Künfte B. 31. Mai 1842. 
— 


[®. ©. 1842. ©. 195. No. 2275) 


Allerh. K. D. v. 21. Juli 1842. über die Errichtung und Verwaltung bon 
Wafler-Heil-Anftalten. 
[G. ©. 1842. ©. 243. Ro. 2295.] 


Id) genehmige auf Ihren Bericht v. 15. Juni d. 3. das hierbei zurüderfolgende Negles 
ment über die Erridhtung und Berwaltung von MWafler: Heil-Anftalten, und ermächtige Sie, 
baflelbe mit Meinem gegenwärtigen Befehl durch die G. ©. befannt zu madıen. 

— d. 21. Juli 1842. Friedrich Wilhelm. 


n 
bie Staatsminiſter Mühler, Eichhorn und Graf v. Arnim. 


* 


NReglement 
über die Errichtung und Verwaltung von WaffersHeilsAnftalten. — 


Da es, in Bezug auf die Greihtung und Verwaltung 'von WaflersHeil:Anflalten, an ben 
erforberlicdhen, den Eigenthümlichkeiten derfelben entſprechenden Beftimmungen mangelt, fo wers 
ben darüber, und bis die weiteren Erfahrungen ein ficheres Urtheil über die Wirkfamkeit biefer 
Anftalten geitatten, nachſtehende Vorſchriften ertheilt. 

$. 1. Die Errichtung und Verwaltung von Wafler: Heil: Anftalten foll auch folden Per⸗ 
fonen, melde feine aͤrztliche Qualifikation befigen, geftattet fein. Die Anlegung einer foldyen 
Anftalt tarf nur mit Erlaubniß der Megierung erfolgen. Dieſe Erlaubniß foll-nur dann ver: 
fagt werben, wenn die Anlage, abgefehen von dem dadurch bezwedten Heilverfahren, polizeilich 
unzuläfftg fein würde, 

8. 2. Die Waffer-Heil:Anftalten find der Aufficht der Mebizinal-Polizei:Behörben unter: 
chi welde von der Einrichtung und dem Zuftande derfelben jederzeit Kenntniß nehmen 
önnen. 

Die Kurbehandlung der Kranken in der Anſtalt iſt aber von aller Cinwirkung Seitens der 
Behörden frei. 

8. 3. Gin jeder Kranke, welcher in eine Waſſer-Heil-Anſtalt eintritt, iſt mit feinem Nas 
men und Stande in eine von dem Inhaber der Anftalt zu führende Liſte einzutragen, unter _ 
gleichzeitiger Angabe ber Krankheit, an welcher er leidet. 

Die Beſchaffenheit der Krankheit muß durch das NAtteft einer approbirten Medizinal:PBerfon 
befcheinigt fein, und vor Beibringung diefes Atteftes darf Fein Kranfer zum Gebraude der Anz: 
ftalt zugelaflen werben. . 2 

. $& 4. Die Inhaber der Waffer: HeilsAnftalten haben den Austritt eines jeden Patienten 
in ber ‚genannten: Lifte genau anzugeben und dabei das Refultat der Kur zu bemerlen, 
1) \ 


1 = 
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8. 5. Am Schluffe eines jeden Monats. haben die Beſitzer von MWafler- Heil: Anftalten 
einen Auszug aus der von ihnen über den Zus und Abgang geführten Lifte, mebft den dazu ges 
hörigen ärztlichen Atteften, dem ‚Kreis: Phnfifus einzureichen, welder die Erfolge der Kurbehand: 
lung zu beobadhten und darüber am Schluſſe eines jeden Vierteljahrs, unter Beifügung der 
Liſten, an bie Megierung zu berichten hat. Diefe Berichte find am Jahresſchluſſe von der Re⸗ 
gierung bei dem Miniſterium der Medizinal-Angelegenheiten einzureichen. 
$. 6. Wer ohne die im $. 1. vorgeſchriebene Erlaubniß eine Waſſer-Heil-Anſtalt errichtet, 
hat, außer der Schließung derfelben, eine Geldbuße bis zu funfiig Thalern verwirft. 
$. 7. Die Nichtbefolgung eder in den $$. 3. und 4. ertheilten Borfchriften zieht eine Geld⸗ 
buße bis zu funfzig Thalern nad) fih, und fann, bei Wiederholung des Vergehens nad vors 
gängiger zweimaliger Beitrafung, mit der Entziehung der’ Befugniß zum ferneren Betriebe der 
Anftalt geahndet werden. ! 
‚8.8. Bei Unterfuhung und Beſtrafung der Kontraventionen ift bas in dem Reglement 
wegen des Debits ber Arzneiwaaren vom 16. September 1836. $. 8. vorgefchriebene Verfahren 


anzuwenden, Ueber bie Schließung einer Wafler-Heil:Anftalt in dem Falle des $. 6. wird jes ., 


doch im Verwaltungswege von der Negierung, mit Vorbehalt des Refurfes an das Minijterium 
der Mebizinal:Angelegenheiten, entſchieden. | = 
$. 9. Stellt ſich eine Wafler-Heil:Anftalt nady den über ihr Wirken gemachten Grfahrun: 
gen bergeftalt als nachteilig‘ heraus, daß ihr Kortbeftehen das öffentliche Wohl gefährden würde, 
fo fann die Erlaubniß zum Betriebe der Anftalt von der betreffenden Regierung, vorbehaltlich, 
des Rekurſes an das Minifterium ber Mebizinal-Angelegenheiten zurüdgenonmen werden. 
Berlin, d. 15. Juni 1842. ’ 
Mühler. .v. Rochow. Eichhörn. 


Allerh. KH. O. v. 20. Juli 184%, zur Abänderung der Strafbeſtimmungen 
bei Uebertretungen gegen die Steuer vom inländiſchen Tabacksbau. 


G. ©. 1842. ©. 245. No. 2296.] 


- Auf den Antrag des Staatsminifteriums v. 13. v. M. will Id) die in der O. v. 29. März 
1828., die Steuer vom inländifhen Tabade betr,, unter No. 7. ertheilte Vorfchrift dahin abans. 
dern, daß fortan nur derjenige als Steuer: Defrandant angeſehen und nad den Beitimmungen 
- der Steuer:Drdn. v. 8. Febr. 1819. 88. 60. u. ff. beftraft werben foll, welder bei einem auf 
einer Orundflädhe von 6 oder mehr Duabdratruthen betriebenen Tabadsbau die vorſchriftsmäßige 
Anzeige ganz unterläßt. Wer dagegen biefe Anzeige zwar macht, dabei aber die Grundfläde - 
dergeftalt unrichtig angiebt, daß das verfchwiegene Flächenmaaß bei einer, 120 Quadratruthen 
erreihenden oder überjteigenden Ausdehnung ber mit Tabad bepflanzten Grundflähe mehr als 
den zwanzigſten Theil der letztern, ober bei einer geringern Ausdehnung des mit Tabad bepflanzs 
ten Bodens 6 Quadratruthen oder mehr ausmacht, verfällt nur in eine Orbnungsitrafe, welde 
bis zur Höhe der doppelten Steuer von dem verfchwiegenen Flächenmaaße feitgefegt werben kann. 
Iſt der Unterfchied zwifchen der Angabe und dem Befunde geringer, fo wird bie geſetzliche Steuer 
ohne weitere Strafe nacherhoben, — Das Staatsminifterium hat diefe abändernde Beſtimmung 
durch die G. ©. zur öffentlihen Kenntniß zu bringen. 
— d. 30. Juli 1842. Friedrich Wilhelm. 





n 
das Staatsminifterium. 


Allerh. 8. D. v. 30, Juli 1842, wegen Vergütung der Neifefoften für 

fommiffarifche Gefchäfte in Königlichen Dienftangelegenheiten an Beamte, 

. - welche nicht zum Meifen mit Exrtrapoft berechtigt find. F 
—1G. ©. 1848. ©. 247. No. 2299.] 


Auf den Bericht des Staats-Minifteriums v. 5. d. M, will Id den $. 12. der V. v. 28. 
Suni 1825. wegen Vergütigung der Diäten und Meifefoften für fommiflarifhe Gefhäfte in 
Königl. Dienft-Angelegenheiten dahin abändern, daß die Beamten, weldye nicht zum Reifen mit 
Extrapoſt berechtigt find, befugt fein follen, in allen Fällen ohne Rüdfiht darauf, ob zwiſchen 
den zu bereifenden Oriſchaften eine Fahrpoft- Verbindung befteht, und ob davon zu dem Zweck 
der Meife Gebräud gemacht werden kann oder nicht, ein Paufhquantum von Funfzehn- Silher: 

roſchen für die Meile als Meife-Bergütigung zu liquidiren. Das Staats: Minifterium hat diefe 
eder durch die G. ©. bekannt zu machen. ‚ 

Erbmannsborf, d. 30, Juli 1842. Friedrich Wilhelm. 


An 
das Staatsminifterium. 
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1842. (V. 22. Nov) 


— 


Allerh. K. O. v. 22. Nov. 184%., wegen deö verheifienen Steuer: Erlaſſes 
uud über die Beförderung einer umfafienden Eifenbahn -» Berbindung 


zwijchen den verfchiedenen Provinzen der Monarchie. 


[®. ©. 1842, ©. 307. No. 2308.] 


Nachdem, Meinen Anorbnungen gemäß, das Gutachten der vereinigten ftändiihen Ausſchüſſe 
über die Modalitäten des von Mir verheißenen Steuer: Erlaffes und über bie Beförberung einer 
umfaflenden GiienbahnsBerbindung zwiſchen den verfhiedenen Provinzen ber Monarchie unter 
Beihülfe aus Staats:Mitteln eingeholt worden ift, beftimme Ich, auf den Bericht des Staats: 
Minifteriums v. 17. d. M. Folgendes: 


1) Ich will die, Meinen getreuen Unterthanen in dem Propofitionsbefrete an die vorjüh: 


2 


— 


rigen Provinzial:Landtage vom 18. Februar v. J. zum Betrage von 1,500,000 Rthlr. 
bis 1,600,000 Rthlr. in Ausficdt geftellte Abgaben: Ermäßigung auf die Summe 
von Zwei Millionen Thaler ausdehnen und folde vom 1. Jan. k. J. ab in 
uachftehender Art gewähren; i 


Zuvörberfi_follen darauf diejenigen 60,000 Rthlr. angeredynet werben, welche 
der Staats-Kaſſe durdy bie in Meiner D. v. I0. Dec. v. 3. angeordnete Aufhe— 
bung der Abgabe von Miethkutſchern und Lohnfuhrleuten ſchon vom 1. Jan. d. J. 
ab entgangen find. 


Berner habe Ich durch eine bejondere B. vom heutigen Tage bie nad ber _ 
Sporteltarordnung für die Provinzial-:Verwaltungs-Behörben v. 25, April 1825. 
zu entrichtenden Ausfertigung: und Verhandlungsiporteln, die bisher eine jährliche 
— von etwa 20,000 Rtihlr. gewährt haben, vom 1. Jan. k. I. ab. auf 
gehoben. 


Die übrigen zus Grleihterung der Steuerpflichtigen beftimmten 1,920,000 
Rthlr. Sollen zur Herabfegung des Salzpreifes verwendet und dabei im Intereſſe 
der bebürftigeren Volksklaffen folhe Einrichtungen getroffen werben, welche die unver 
haͤltnißmäßige Berfchiedenheit. zwiſchen dem Faftoreipreife und dem Detail-Berfaufs: 
preife des Salzes überall auf ein billiges Maaß zu befchränfen geeignet find. Ich 
habe deshalb durch die heute von Mir vollgogene befondere V. eine Ermäßi-ung 
des geſetzlichen Saljpreifes von 15 Rthlr. auf 12 Mthlr. für die Tonne vom 1. 
San. f. 3. ab angeordnet, und beſtimme zugleich, daß bie nad Abzug des davon _ 
zu erwartenden Ginnahme:Auefalles von 1.740,000 Rthlr. übrig bleibende Summe 
von 180,000 Rihlr. vorzugsweife zux Vermehrung der öffentlihen Salzverkauf— 
ftellen, außerdem aber audy zu anderen, die möglichſte Verminderung ber Salzs 
preife beim Kleinverfauf bezweckenden Ginridtungen, mamentlih zur Debitirung 
bes Salzes in möglichft Heinen Duantitäten Seitens ber vorbezeichneten Verkauf— 
ftellen verwendet werden foll. 


Neben dem vorftehend bewilligten Steuer: Grlaffe wünſche ich dem Lande auch bie 
Vortheile zu verſchaffen, bie, in mehrfacher Hinſicht, von einer Verbindung ber Haupts 


ſtadt mit den Provinzen und der Provinzen unter einander vermittelt umfaflender, 


in den Hauptrichtungen das Ausland berührender, Gifenbahn-Anlagen erwartet wer 
den dürfen. Ich beitimme daher in Uebereinftimmung mit dem Gutachten ber- verei: 
nigten ftändiichen Ausſchüſſe, daß die Ausführung foldyer, von denfelben für ein brins 
gendes Bedürfniß erachteten Eiſenbahn-Verbindungen durch die dem Staate zu Ge— 
bote ftehenden Mittel und insbefondere auch durch Uebernahme einer Garantie fir 
die Zinfen der Anlage:Kapitalien mit Kraft und Nachdruck befördert werben foll, und 
will darüber von Ihnen, dem Finanzminiftes, baldmöglicit nähere Anträge erwarten. 
Menn Ich fenad in die Belaflung der Staatsfaffe mit einer neuen fortlaus _ 
fenden Ausgabe, die jedoch ben Berrag von jährlih Zwei Millionen Thaler nicht 
überfteigen darf, hierdurch willige, fo gefchieht dies in der Hoffnung, daß es bei 
firenger Sparfamfeit in allen Berwaltungszweigen, die Ih nad wie vor von fünmt: _ 
lihen Departements-Chefs erwarte, möglid fein werde, jene neue Laſt, felbit, wen’ 
fie äußerften Falles nady und nad den vorbeftimmten höchſten Betrag erreichen follte, 
aus den Veberihüflen des Staatshaushalts zu derfen. Sollte dies aber ungeachtet 
Meiner hierauf gerichteten Beftrebu.igen nicht gelingen und deshalb zur Aufrechthal⸗ 
tung bes Gleichgewichts zwilhen den Ginnahmen und Ausgaben bes Staats eine 
Wiedereshöhung der Steuern nöthig werben, bie Ich für dieſen Fall unter verfaſſungs⸗ 
mäßigem ftändifchen Beirat) anzuordnen Mir vorbehalte, fo hege Ich zu Meinen ges 
treuen Unterthanen das, durch die Erklärungen der vereinigten ſtändiſchen Auaſchüſſe 
noch mehr in Mir befeftigte zuverfichtliche Vertrauen, daß fie ein ſolches, für einen 


J 
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großen: nationalen Zweck Drehen Dpfer gern umb willig übernehmen werben. - 
’ Das Staatsminifterium hat- diefe DO. durch die G. ©. zur öffentlichen Kenniniß zu 
bringen. s 
Berlin, d. 22. Mov, 1842. Friedrihd Wilhelm. 
N r F . 


— 


n 
das Staatsminifterium. ' 


V. wegen Aufhebung der — 7 — n98: und Verhaudlungs⸗S Sporteln 
der BrovinzialVBerwaltungsbehörden.. V. 22, Nov. 184%, 


[G. ©. 1842. ©. 369. No. 2309.] 


Bir Friedrich Wilhelm verordnen auf den Antrag Unſeres Staateminiſterii: 
daß die nach 88. 6. bis 13. der Sportel-Tarordnung für die Ober-Präſidien, Negie— 
rungen, Konſiſtorlen, Provinzial-Schulkollegien und Medizinalkollegien v. 25. April 
1825. in Verwaltungs-Angelegenheiten zu entrichtenden Ausfertigungse und Ver⸗ 
bandlungs : Sporteln vom 1. Jan. fünftigen Jahres ab nicht weiter erhoben werben 


follen. 
Urfundlih unter Unferer Höchſteigenhändigen En und beigedrucktem Königl. Inſiegel. 
Gegeben Berlin, d. 22. Nov. 1842. (L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Prinz von — 
v. Boyen. Mühler. v. Rochow. v. Nagler. v. Ladenberg. Mother 
Gr. v. Alvensleben. Eichhorn. v. Thile v. Savigny. Frh. v. Bülow. 
; v. Bodelſchwingh. Gr. zu Stolberg. Gr. v. Arnim. 


v. wegen — des Salzverkaufspreiſes auf den Sal nieberie en 
i v der onardiie. DB. 22. Nov. 1842, s en, 


[G. ©. 1842. ©. 310. No. 2310.) 


Mir Friedrich Wilhelm verorbnen auf den Antrag Unferes Staateminiſterii und nach ver⸗ 
nommenem Gutachten Unſerer getreuen Stände ſämmtlicher Provinjen wie folgt: 

1) Das zum inländifden Berbraude beftimmte Salz fell, vom 1. Januar f. 3. ab, in 
allen denjenigen Landestheilen, in welchen nicht ſchon bisher, ihrer abgefonderten Lage 
wegen, ein geringerer Salzpreis Hattgefunden bat, aus den öffentlidhen Verkaufſtellen 
zu dem Preiſe von Zwölf Thalern für die Tome von 405 Pfund verfauft werben. 

2) Bei, den ermäßigten Preifen, für welche das Salz zur Vichfütterung umb zum Ges 
brauche bei einigen inländifhen Gewerben abgelaffen wird, behält es, nad) Maaßs 
gabe der hierüber beftehenden V. und Borfchriften, fein Bewenden. 
Urkundlich unter nee Höcfteigenhänbigen Unterfchrift und beigedrucktem Königl. Infiegel. 
Gegeben Berlin, d. 22. Nov. 1842. (L. S.) J— Wilhelm. 
Prinz von Preüß 
v. Boyen. Mühler. v. Rodom. v. tee v. Ladenberg. Rother. 
Gr. v. Alvensleben. Eichhorn. v. Thile. v. Savigny. Frh. v. Bülow. 
v. Bodelſchwingh. Gr. zu ——— Gr. 9. Arnim, 


Allerh. 8. D. 9.25. Nov. 184%,, die anderweiti e Verwendung der Zoll 
ftrafen und des Erlöfes aus Konfi Bra betr 


[®. ©. 1842. ©. 169. No. 2345.) 


In Berüdfihtigung der in Ihrem Berichte v. 15.9. M. dafür geltend gemachten Gründe, 
will Ich die im $. Gl. des Zollſtrafgeſetzes enthaltene Belimmung: mwonad die Zollftrafgelder 
theilweife auch zu Gratififationen für Zoll: Beamte dienen follen, aufheben und deu gefammten 
Betrag der auflommenden Zollftrafen, fo wie den Erlös aus ben Zollfonfisfaten — legteren 
nach Nbzug det auf den-Eonfiszirten Waaren ruhenden Abgaben — lediglich zur Unterftügung 
dee Wittwen und Waifen von Zollbeamten beftinmen; dagegen aber geucehmigen, baß bei ber 
Berwendung ber anderweit zu Ihrer Dispofition fichenben zu Gratififationen und Unterftügungen 
für Bofl: und Steuerbeamte beftimmten Bonds, diejenigen Zollbeamten, welde durch löbliche 
Anfrengung, und Aufinerffanfeit zur Entdeckung von Zollfontraventionen mitgewirft: haben, 
nah Maaßgabe ihrer ſonſtigen —— beſonders beruͤckſichtiget werben, 

2. 


Charlottenburg, d. 25. Nov. 1 
An Friedrich Wilhelm, 
dei Staats und Finangminifier v. EEE: S 
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n 


V., betr. die Unftellung der Direktoren und Lehrer. der Gymmafien u. ſ. w. 
’ V. 8. Dec, 184%. 


[G. ©. 1843, ©, 1. No. 2314.] 


Mir Friedrich Wilhelm ac. sc. verordnen zur näheren Beltimmung der Vorſchriften ber 
Dienit:Infteuftion für die Provinzial: Konfiftorien v. 23. Oft. 1817. $$. 6. und 7. ber Reg. - 
Inſtr. v. nämlihen Tage $. 18. Lit. a. und der DO. v. 31. Dec. 1825. Lit. B. No. 8. wegen 
Anftellung der Direktoren und Lehrer der Gymnaſien, der Echullehrer-Seminarien und ber zur 
Entlaffungs: Prüfung berechtigten höheren Bürger: und Realfchulen, unter Aufhebung ber bisher 
beitandenen theilweifen Suepenſion diefer Vorfchriften, auf den Antrag Unferes Staatsminiites 
riums, was folgt: ‘ 

$. 1. Das Recht zur Anftellung und Beförderung der Lehrer an den Gymnaſien und 
Schullehrer-Seminarien, und wo diefe Anftalten dem Patronate einer Stadt, oder anderen Kor: 
poration unterworfen find, das Recht zur Beitätigung der Lehrer flieht den Provinzial: Schul: 
Kollegien zu; diefe müſſen jedoch zu der Anftellung, Beförderung oder Betätigung, fofern ſolche 
nit bloß einen Hülfslehrer, oder einen auf Kindigung angeftellten techniſchen Lehrer betrifft, 
die Genehmigung des Minifteriums der geiftlichen und Unterrichts = Angelegenheiten einholen. 
Auch find diefelben verpflichtet, wenn das Minifterium fi in einzelnen Füllen veranlaßt findet, 
wegen der Anitellung, Beförderung oder Berfeßung eines Lehrers befondere Anweifung zu ers 
theilen, diefe Anweifung zu befolgen, Dem Minifterium ift daher von jeber Grledigung einer 
Lehrerftelle fofort Anzeige zu machen, 
$. 2. Die Beſtimmungen des $. 1. finden aud auf die Anitellung, Beförderung und 

Berfegung, imgleichen auf die Betätigung der Lehrer an den zur Gntlaflungs: Prüfung nad) 
ber Initruftion v. 8. März. 1832. berechtigten höheren Bürger: und Realſchulen mit der Maaß: 
gabe Anwendung, daß in Beziehung auf diefe Anftalten die Regierung in die Stelle des Pro: 
vinzial-Schulfollegiums: tritt. 

$. 3. Die Ernennung der Direktoren der in den $$. 1. und 2. erwähnten Unterrichts— 
Anftalten, imgleichen die Beftätigung der Direktoren in den Fällen, wo jene Auftalten dem Pa— 

tronate einer Stadt'oder Korporation unterworfen find, behalten Wir Uns Selbſt vor. 
84. Im den Rechten der Patrone der gedachten Unterridts-Anftalten zur Wahl der Di: 
reftoren und Lehrer wird durch die Beſtimmungen der $$. 1—3. nichts geändert. 

Urfundlid unter Unferer Höcfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrucktem Königl. Inftegel. 

Gegeben Charlottenburg, d. 9. Der. 1842, 

L. S.) Friedrih Wilhelm. | 
Prinz von Preußen. — 
v. Boyen. Mühler. v. Rochow. v. Nagler. v. Ladenberg. Rother. 
Gr, v. Alvensleben. Gihhorn. v. Thile. v. Savigny. Frh. v. Bülow. 
* 9. Bodelſchwingh. Gr zu Stolberg. Gr. v. Arnim. 


G. über die Aufnahme nen anziehender VPerfonen. DB. 31. Dec. 184%. 
[G. ©. 1843. ©. 5. No. 2317.] j 


Wir Friedrich Wilhelm ıc. ıc. verortnen über die Aufnahme nen anziehender Perfonen in 
einen Gemeindes oder Gutsbezirk auf den Antrag Unferes Staats-Minifteriums, nah Anhörung 
Unferer getreuen Stände und nad) erfordertem Gutachten Unferes Staatsraths- für den garen 
Umfang der Monarchie, was folgt: * 

$. 1." Keinen felbftfändigen Preußiſchen Unterthan darf an dem Orte, wo er eine eigene 
Wohnung oder ein Unterfommen ſich felbit zu verfchaffen im Stande ift, der Aufenthalt vers 
weigert oder durch läſtige Bedingungen erſchwert werben. 

$. 2. Ausnahmen Hiervon ($. 1.) finden ftatt: 

1) wenn Jemand durch ein Strafurtheil in der freien Wahl feines Aufenthalts bes 
ſchränkt ift; 

“ 2) wenn die Kandes:Polizeibehörbe nöthig findet, einen entlaffenen Sträfling von bem 
Aufenthalte an gewiflen Orten auszufcließen. Hierzu ift die Landes Polizeibehörbe 
jedoch nur in Anfehung folder Sträflinge befugt, welche zw Zuchthaus oder wegen 
eines Verbrechens, wodurd der Thäter fih als einen für die öffentlide Sicherheit 
oder Moralität gefährlichen Menſchen barftellt, zu irgend einer andern Strafe ver: 
urteilt worden oder in einer Korreftions:Anftalt eingefperrt gemwefen find. 

Ueber die Gründe einer. ſolchen Maaßregel ift die Landes: Bolizeibehörde nur dem vorgeſetz⸗ 

ten Minifterium, nicht aber ber Partei Rechenſchaft zu geben fchuldig. 

$. 3. Die Angehörigen eines in einer Straf oder Korreftions:Anftalt noch Eingefperrten 
bei fid) oufzumehmen, fann eine Gemeinde, in welder biefelben ihren Aufenthalt bisher nicht 
gehabt haben, nicht angehalten werben. . ‚ 

$. 4 Denjenigen, welche weder hinreichendes Vermögen noch Kräfte befigen, fih und ih⸗ 
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ren nicht arbeitsfähigen Angehörigen den ‚nothdürftigen Lebensunterhalt zu verfhaffen, ſolchen 


aud nicht von einem zu ihrer Ernährung verpflichteten Verwandten zu erwarten haben, fann 
der. Aufenthalt an einem andern Orte, als dem ihres bisherigen Aufenthalte, verweigert werben. 
$. 5. Die Beforgniß fünftiger Berarmung eines Neuanziehenden genügt nit zu beflen 
Abweifung; offenbart ſich aber binnen Jahresfrift nad dem Anzuge die Nothwendigkeit einer 

. Öffentlichen Unterſtützung, und weiſet die Gemeinde nah, daß die Berarmung ſchon vor dem 


Anzuge vorhanden war, fd kann der Verarmte an die Gemeinde feines frühern Aufenthaltsorts. 


zurückgewieſen werben. - 
$. 6. Ginem eben, der nicht nachweiſet, daß er Preußifcher Unterthan if, kann die Auf: 
‚nahme ($. 1.) von ber Gemeinde verfagt werden. n 

. Was in den 88. 3—6. von den Gemeinden beftimmt ift, gilt auch von denjenigen 
Gutsherrfchaften, deren Gulsbezirk fih nicht in einem Gemeindeverbande befindet. 

.S. Der an einem Drte feinen Aufenthalt nehmen will, muß fich bei der Polizei-Obrig⸗ 
feit diefes Orts melden, und über feine perfönlihen Verhältniffe mit Rüdfiht auf die Bor: 


fhriften der $$. 1—6.. die erforderliche Ausfunft geben. Ueber die erfolgte Meldung ift eine . 


Beſcheinigung zu ertheilen. 

. 9. Ein Jeder, welcher einem Neuanziehenden Wohnung oder Unterfommen gewährt, ift 
——a bei Vermeidung einer Polizeiſtrafe, darauf zu halten, daß bie Meldung ($. 8.) 
geſchehe. —— 
F. 10. An den Orten, wo die Polizei-Obrigkeit von dem Gemeindevorſtande getrennt iſt, 
hat die erſtere vor der Entſcheidungdarüber: ob dem Neuanziehenden der Aufenthalt zu geſtat— 
ten ſei, den Gemeindevorftand mit feiner Erklärung zu hören. 

$. 11. Hat der Neuanziehende die im $. 8, vorgefchriebene Meldung unterlaften, fo fann 
er einen Wohnſitz im Sinne des Geſetzes vom heutigen Tage über die Verpflichtung zur Ars 
menpflege ($ 1. No. 2.) nicht erwerben. Iſt aber in einem folden Falle durh den fortge— 
fegten Aufenthalt ($. 1. No. 3. des angeführten Gefeges) eine Fürſorge der Gemeinde oder 
Gutsherrſchaft für den Verarmten nothwendig geworben, fo bleibt ihr der Anſpruch auf Schad⸗ 
loshaltung gegen demjenigen, welder nach Borfcrift des $. 9. für die Meldung zw forgen vers 
pflihtet war, nad den. allgemeinen Rectsgrundfügen vorbehalten, 

$. 12. Ein nad Borfchrift diefes Geſetzes geftatteter Aufenthalt hat auf andere Rechts— 
verhältnifie, namentlid Bürgerrecht, Iheilnahme an Gemeindes-Nugungen’ u. f. w. feinen Ginfluß. 

$. 13. In den Vorſchriften tiber die Beichränfung ber Juden in der Mahl ihres Aufent⸗ 
balts wirb durch diefes G. nichts geändert. 

$. 14. Die Beftimmungen bes gegenwärtigen Geſetzes find auf foldye Berfonen, welche ſich 
blos als Fremde oder Meifenbe an einem Orte aufhalten, nicht zu beziehen; in Anjehung dies 
fer .Perfonen behält es bei den Vorſchriften über die Fremden: Polizei fein Bewenden. 

.$. 15. Die Borfchriften- diefes Geſetzes finden aud auf diejenigen Fälle Anwendung, 
welche bei Publifation deſſelben durch Gntfeibung ber Behörden noch nicht vollſtändig .erles 
bi 


. 


Gegeben Berlin, d. 31. Dec. 1842. ; 
Friedrih Wilhelm, 


(L. S.) 
v. Müffling Mühler. v. Rochow. v. Savigny. 
Beglaubigt: 
v. Düesberg. 





G. über die Verpflichtung zur Armenpflege. V. 31. Dec. 184%, 
a IG. ©. 1843. ©. 8. No. 2318.) 


— Wir Friebeich Wilhelm sc. sc. verordnem über die. Verpflichtung zur Armenpflege auf den 
Antrag Unferes Staatsminifteriums, nach Anhörung Unferer: getreuen Stände und nad) erfors 
bertem Gutachten Unferes Staatsraths für den ganzen Umfang ber Monardyie, was folgt: 


2 tmn i. Berpflichtung der örtlichen Armenverbände: 
ER Rn “ a) Gemeinden. p 


1 $:1.1, Die Fürſorge für einen Armen hat, wenn dazu Fein Anderer (Verwandter; Dienit- 
herrſchaft, ‚Stiftung u. f. w.) verpflichtet und vermögend. ift, diejenige Gemeinde zu uͤberneh⸗ 
men, in welchen derfelbe. 0. ; 

M)aals Mitglieb: ausbrüdlih aufgenommen worben it, ober e 

3) unter. Beabadytung: der Vorſchriften des G. vom heutigen Tage über bie Auf⸗ 
nahme neuanziehender Perſonen $. 8. einen Wohnſitz erworben, ober, - 

3) nach erlangter Großjährigfeit während der drei legten Jahre vor bem Zeitpunfte, 

12. 5 Wo feine Huͤlfobedurftigkeit hervortritt, feinen gewöhnlichen Aufenthalt gehabt. hats 

- ” 7 


Geſ. S. f. Derw. B., Bd. I, * 


“un. 


ſind. | 
Urkunblic unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterfchrift und beigebructem König. Infiegel, 
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8. 2. Ein Wohnſitz im inne tes $. 1. No. 2. wird: fir Perfonen, welche als Dienſt⸗ 
boten, Haus: umd. Wirthſchafts beamte, Handwerksgeſellen, Fabrikarbeiter u. ſe w. im Dieuſte 
eines Andern ſtehen, an dem Orte, wo fie im Dienſte ſich befinden, durch dieſes — 
niß allein niemals begründet, _ 

$. 3. Die Verpflichtung zur Fürforge für ben Verarmten . in dem Falle des $ 1: 
No. 1. mit den Tage der Aufnahme, und in dem Falle des $. 1. Nr, 2, mit dem Zeitpunkte 
der Erwerbung des 

Sind die im $. 1. unter No. 1. und 2, aufgeftellten Bedingungen bei mehreren Gemein: 
den in Beziehung anf — Perſon vorhanden, ſo eutſcheidet deren gewöhnlicher Aufenthalt. 


$. 4. Die durch die Vorſchriften des $. 1. beſtimmte Verpflichtung der Gemeinde erliſcht, 
wenn ber DVerarmte nad) erlangter Großjährigkeit feit drei Jahren aus. ber Gemeinde abweſend 
it. Eine Ausnahme hiervon findet Statt, wenn die Abweſenheit durch bloß vorübergehende 
Berhältnijfe, infonderheit durch den Betrieb eines nicht ſtehenden Gewerbes, durch Erfüllung der 
— re durch Abbüßung einer zeitigen Freiheitsftrafe u. I. w. veranlaßt 
worden i “ 


b) Gutsherrſchaften. 


8.5. Gutoe herrſchaften, deren Güter nicht int Gemeindeverbande ſich Befinden, ſind nie 
Fürforge für die im Gutsbezirke befindlichen Armen in gleicher Weiſe, wie die Gemeinden, ver— 
pflidytet. 
re 6. Dieſe Verpflichtung verbleibt den Gutsherrfchaften auch rüdfichtlid der Armen, 
welche auf den vom Gute zu Eigenthums-, Erbpachts- oder Erbzinsrechten veräußerten Grund: 
ſtücken fidy befinden. Ausnahmen hiervon treten ein: 

I) wenn dergleidhen Trennftüde nach den für einzelne Lanbestheile erfaffenen Vor⸗ 
ſchriften mit den Gemeinden vereinigt werden (B., bett. die Regulirung der Ber⸗ 
haͤltniſſe zwiſchen den Domirien nnd Gemeinden in ben ehemals Meitphälifchen‘ 
Kandesiheilen der Provinz Sachſen v. 31. Mär; 1833. $. 9., Landgemeinde: 

, Orbn, für die Provinz Mefiphalen v. 31. Oft. 1841., 8. 9.); 

2) wenn eine folde Vereinigung unter ausdrücklicher Zuflimmung ber Gemeinde und 
mit Genehmigung ber Landes: Polizeibehörbe erfolgt ; 

3) wenn die Vereinigung ſchon vor der Publifation diefes ®., zwar ohne jene Zu⸗ 
ſtinmung und Genehmigung (No. 2.), jedoch ohne Widerſpruch der Betheiligten 
wirklich in Ausführung — iſt; 

4) wenn aus den Trennflirden eine eigene Gemeine gebildet wird— 

$: 7. Wo Domainen und Rittergüter. melde nicht im Genteindeverbande fih befinden, 
nad befonderer Verfaflung oder in Folge freier Uebereinkunft mit Gemeinden zu einem gemein⸗ 
ſchaftlichen Armenverbande vereinigt ſind, iſt ein ſolcher Verband in Beziehung auf die Armen⸗ 
pflege einer Genieinde gleich zu achten. 

8. 8. Einzelne Beſitzungen, als: Mühlen, Krüge, Schmieden sc., welche weder zu einer 
Gemeinde gehören, noch auf Trennſtücken von Domainen oder Rittergütern angelegt find, follen 
nad) Anordnung der Landes: Polizeibehörbe in Beziehung, wie anf affe —— 
ſo auch auf die Armenpflege mit einer Gemeinde vereinigt werden. 


2. Verpflichtung der Land-Armenverdände. 


$. 9. Iſt feine Gemeinde oder Gutsherrfhaft (örtlicher Amenverband) vorhanden, wel⸗ 
cher nad) den Beftimmungen ber 88. 1—7. bie Fürforge für den Verarmten obliegt, fo ift biefe 
Fürforge eine Provinziallaſt, welche von Land/Armenverbaͤnden getragen wird. 

$. 10. Wo Landarmenverbände. bereits befiehen, „Yerbleibt es vorbehaltlich der $ 37. 
angeordneten Revifion ihrer Reglements, bei den bisherigen Einribtungen, namentlid in Bes 
ziehung auf die Art, wie die Beiträge aufgebracht werden; fo wie in Beriehing «uf die Zus 
ſchuͤſſe, welche aus der Staatsfaffe zu gewähren find. 

$. 11. Wo Landarmenverbände noch nicht beſtehen, ſollen fie unverzůglich eingerichtet! 
werden. Ueber ihre Ginrihtung werden Mir nad Anhörung Unferer getreuen Stände das Näs 
here feftfegen. Bis dahin behalten. Wir Uns. vor, wegen vorläufiger Erfüllung der ini $. 9. 
beitinmten Verbindlichkeit, auf ben Antrag. der Minifter, bes Innern und bet Finanzen das Er⸗ 
forderliche anzuordnen. 

8. 12. Die Fürſorge für den Vararmien (6. 9.) bat derjenige Landarmenverband men 
nehmen, in beffen Bezirke bas Bedirfniß dazu hervortritt. u 
: Wenn ſich diefes Bebürfniß bei einem im Auslande Verarmten zeigt). weder * ben. Ex 
ftehenden Staatsverträgen übernommen werben muß, ſo trägt: biefe. Laft ver Armenverband des⸗ 
jenigen Landestheils, uͤber defien Grenze’ der Berarmte- nach der —⸗ der Berwaltungss 
behörben in das Inland. eintritt. 

$. 13. Gerathen Militair: Perſonen, welche: ‚nicht iediglich zur Crfallmng ber allgemeinen 
Militairpflicht im Heere gedient haben: nad) m Entlaſſung in Hülfsbebürftigfeit und haben 
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diefelben nicht vermöge ihres früheren. Dienftverhältmifies eine Unterftügung aus ber Staatefaffe 
zu beziehen, oder iſt ſolche für. Das obwaltende Bebürfniß unguteichend, fo hat ter Landarmen⸗ 
* die Fürſorge für fie zu übernehmen, es-fei denn, daß fie in einer Gemeinde als Mits 
glieder ausdruͤcklich aufgenommen! worden ($. I. No. 1.) oder mad ihrer Gntlaflung in einem 
Gemeinde: ‚oder Gutsbezirke einen Wohnfig erworben oder drei Jahre hindurch ſich aufgehalten 
yabın ($. 1. No. 2. und 3.). 


Berhältniß ber Armenverbände au’einander, 


$. 14. So weit Gemeinden zur Verpflegung ihrer Armen unvermögend find, hat ber 

Lanbarmenverband ihnen Beihülfe zu gewähren. ' 
‚15. Der Landarmenverband ift berechtigt, Lie zu feiner Fürforge gehörigen Armen der: 

jenigen Gemeinde oder Gutsherrſchaft, in deren Bezirk ſich diefelben zur, Zeit des Gintritts ihr 
rer she befinde, gegen eine angemefiene Entſchadigung zur Verpflegung zu über- 
weijen 

$. 16. Mo befondere Landarmenhäufer errichtet find, müſſen darin, fo weit der Raum es 
geftattet, auch folche Arme, für welde von den Gemeinden oder Gutsherrfchaften zu ſorgen ift, 
an, deren Verlangen gegen. Vergütung eines angemeffenen Berpflegungsjaßes aufgenommen 
werben 


Berpftihtung ber Armenverbände gegen die Ehefrau, Wittwe und Kinber 
eines Berarmten. 


s. 17. Für die Ehefrau eines Berarmten- hat berjenige Armenverband (88. 1. 5, 7. und 
9.) zu forgen, weldyer zur. Kürforge für den Ehemann verpflichtet if. Hat aber eine Chefrau, 
um ſich ſelbſtſtändig zu ernähren, vor ihrer Verarmung befugter Weiſe getrennt ven ihrem 
Manne an einem anderen Orte gelebt, fo finden auf fie die Vorfchriften des $. L., ohne Ruͤck⸗ 
fiht auf den Wohn: oder Aufenthaltsort des Mannes Anwendung. 


$. 18. Wittwen find von demjenigen Armenverbande, weldyer zur Fürforge für den Che: 
mann bei befien Ableben verpflichtet geiwefen fein wiirde, zu verpflegen, im fo fern nicht nad 
dem Tode des Ehemannes zufolge der Borfchriften des 8. 4., die bisherige Verpflichtung er⸗ 
loſchen, oder zufolge der Vorſchriſten des 8. 1. für einen anderen Nrmenverband eine Verpflich⸗ 
tung neu entftanden fein follte. 
$. 19. Die Beftimmungen bes $. 18. finden auch. anf geſchiedene Ehefrauen mit ber 
Maafgabe Anwendung, daß in die Stelle des dafelbft bezeichneten Armenverbandes derjenige 
tritt, welchem. bie Sürjerge für den Ehemann zu der Zeit, wo das Erkenntniß auf Eheſcheidung 
veceträntg geworden if, obgelegen haben würde. 
$. 20. Für die ehelichen, Tegitimirten oder Aboptivfinder eines Verarmten hat terjenige 
en zu forgen, welcher zur Fürſor rge für ten Water verpflichtet iſt oder bei deſſen 
Ableben verpflichtet gewefen fein würde, in fo fern nicht feit der Großjührigfeit der Kinder. zus 
— folge der Vorſchriften des F. 4., die bisherige Verpflichtung erloſchen, oder zufolge der Vor— 
ſchriften des $, 1, für einen anderen Armenverband eine ‚Verpflichtung neu entftanden fein follte. 
21. Iſt jedod die Verpflichtung zur Bürforge jür die Wittwe nad) dem Tode des Ehe: 
* mannes, den orfchriften. des $. 1. zufolge, auf einen anderen NArmenverband übergegangen, fo 
liegt dieſem auch die Fürforge für die Kinder ob. Daffelbe gilt in Anfehung der Kinder einer 
ejchiedenen Ghefrau,. wenn der legteren durch das Eheſcheidungs-⸗ Urtheil die Erziehung derfels 
Ben en worden ill, 
8. 22 Uneheliche Kinder folgen bem — der Mutter in gleicher Weiſe, wie ehe⸗ 
liche dem des Valers. 

Die Fürforge für Wittwen und Waifen derjenigen im Dienſte verſterbenen Mili— 
taitperfonen welche nicht lediglich zur Erfüllung der allgemeinen Militairpflicht gedient haben, 
hat ber Landarmenverband auch dann zu übernehmen, wenn dieſelben nach dem Tode des Mans 
nes, ober, Vaters an. bem —— ihren Wohnſitz behalten haben ($. 1. No. 2.). und 
binnen GE eine Fürforge für ſie nothwendig wird. :- 

24. Fuür Findellinder hat bie bahin, daß deren Vater oder Mutter a iR 
der "Sandarmenverband zu forgen. -, | ' 


- 


Sinpweitig — für Arme, dereu Verpflegung einem andern Armen: 
verbande obliegt. " ‚ 


* Er 38 eine Gemeinde oder Gutsherrſchaft nad) der gorfehrift im $. 5. des Gefehes 
* heutigen Tage über: die: Aufnahme neu anziehender Perſenen befugt, einen Verarmiten, 
mweldjer in dem Gemeinde: oder Gutsbezirf einen Wohnſitz erworben Hat, ($ 1. No. 2.), an 
deſſen Trüheren: Auſenthaltsort zurückzuweiſen, ſo muß fie,’ dis bie Wiedetaufnahme deſſelben au 
dieſem Otte erfolgt, für die Verpflegung des Verarmten zu forgen. Die hieraus entſtehenden 
Koſten hat die Gemeinde oder Gutsherrſchaft bes —* Sufetpaftone zu —— 

iR le = - 


. 


> 
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. 26. Keine Gemeinde oder Gutshertfchaft darf einen fremden Armen hülflos von ſich 
mweifen, fondern muß ihm die nöthige Unterftügung,. unter Vorbehalt ihres Anſpruches an bem 
dazu Derpflichteten, einftweilen gewähren. 

$. 27. Iſt der Arme (8. 26.) im Kreife einheimifch, fo hat die Orts » Polizei» Obrigkeit 
denfelben unverzüglihd an feinen legten Wohnort zurück zu fenden und dem Landrathe davon 
Anzeige zu machen. 


8.28. Iſt der Arme -($. 26.) nicht im Kreife einheimiſch, fo muß die Orts-Polizei-Obrige — 
keit dert Landrath ſofort benachrichtigen; und dieſer hat nach den Umftänden zu beſtimmen, ob 


der Arme, bis ermittelt worden, wen die Fürforge für denfelben obliegt, von der ‚Gemeinde 
oder Gutsherrſchaft vernflegt oder an das Landarmenhaus abgeliefert werben fol, Der Lands 
rath hat in diejen Fällen für die Gritattung ber Koften zu forgen, und die Obrigkeit, an welche 
er ſich dieferhalb wendet, muß bei Vermeidung einer Drbnungsitrafe und des Grjages ber aus 
dem Verzuge entitehenden Nadıtheile die Antwort fpäteftens am zweiten Pofttage nad) dem Em: 
pfang der Nequifition zur Poft geben. 
$. 29. Arme, e8 feien Ins oder Ausländer, welche auf einer Reiſe erkranken, finb von 
berjenigen Gemeinde oder Gutsherrſchaft, in deren Bezirk ſie krank gefunden werden, bis dahin 
zu verpflegen, daß fie ohne Nachtheil für ihre Geſundheit die Reiſe fortſetzen können. 
$. 30. Die Gemeinde ober Gutsherrſchaft (F. 29.) kann Erftattung der Kurs und Ver—⸗ 
pflegungsfojten verlangen, fie darf aber hierbei feinen Beitrag zu den allgemeinen Verwaltungs⸗ 
foften der Anftalt, worin der Kranfe vetpflegt worden iſt, in Rechnung ftellen, und eben jo we: 
nig Gebühren für den Arzt oder Wundarzt, Joweit foldye nidyt in baaren Auslagen beftehen, 
ohne Unterſchied, ob derfelbe als Armenarzt eine feite Befoldung bezieht, oder in den einzelnen 
Fällerr befonders remumerirt werden muß. Die Grftattımg bat der Lands Armenverband, zu 
En Bezirk die Gemeinde oder Gutsherrſchaft gehört, unter Vorbehalt feiner Rechte, zu leiften. 
31. Die Obrigkeit des Ortes, wo der Kranfe ſich befindet ($..29.), hat der Land: 
— unverzũglich Anzeige zu machen, und ift bei — Verzögerung für alle daraus 
a. Nachtheile verantwortlich. - 


Derpflegung kranker Dienftboten, Sandwerfögefellen u, f w. 


8. 32. Menn Berfonen, welche als Dienftboten, Handwerfsgefellen ıc. in einem feilen Dienft: 
verhältnifle ftehen, exkranken, fo müflen fie vonder Gemeinde oder Guts herrſchaft bes Ortes, wo 
ſie im Dienſte ſich befinden, bis zu ihrer Miederherftellung verpflegt werben; ein Anſpruch auf 
Etſtattung der Kur- und Berpflegungsfoften findet aber in dieſem Falle gegen einen andern 
Armenverband niemals Statt. 

Als ein feſtes Dienſtverhaͤltniß ift dasjenige nicht anzufehen, weldes fid) lediglich auf ein 
vorübergehendes beftimmtes Gefchäft bezieht; dagegen ſchließt der bloße Borbehalt — 
Auftündigung die Eigenſchaft eines feften Dienftverhäftnifles nicht aus. 


Berfahren bei Streitigfeiten über bie Armenpflege. 


$. 33. Einen Anſpruch auf Verpflegung kann ber Arme gegen einen Armenverband Re 
mals im Mectswege, fondern nur bei der Verwaltungsbehörbe geltend machen, in beten Price - 
es liegt, feine Anſprüche zuzulaſſen, welche über das Nothdürftige hinausgehen. 

8. 34. Ueber Streitigkeiten zwifchen verſchiedenen Armenverbänden entſcheidet dfe Landes⸗ 
Polizeibehörde. Betrifft der Streit die Frage: welcher von dieſen Verbänden die Berpflegung 
des Armen zu übernehmen habe? fo findet gegen jene Entſcheidung der Rechtsweg ſtatt, doch 
muß leßtere bis zur rechtsfräftigen Beendigung des Prozeſſes befolgt werden. ueber den Bes 
trag ter Berpfiegungefoften ift der Rechtsweg nicht zuläfiig. 

8. 35: Weigert fid derjenige, welcher zur: Verpflegung eines Armein aus einem privat: 
rechtlichen Derhältniffe verpflichtet ift, diefe Verpflichtung zur erfüllen, fo muß bis zur rechtoktäf⸗ 
tigen Verurtheilung deflelben, die Fürforge für den Armen von demjenigen Armeitverbande über: 
nommen werben, welchen biefelbe in Grmangelung eines folden Berp — * obliegen würde. 

Entſteht hierbei ein Streit unter mehreren Verbänden darüber: wer von ihnen die Ver— 

pflegung zu übernehmen babe, fo iſt folder gleichfalls nady den Vorſchriften dieſes Geſetes 
mit Verůckſichtigung der Beſtimmungen im $. 34. zu entſcheiden. s 


Allgemeine Beſtimmungen. 


N 36. Mit der Rublifation bes gegenwärtigen G. treten in — alle — 
ſtaͤnde, worüber daſſelbe verfügt, ſaͤmmtliche ſowohl allgemeine als beſondere Verordnungen außer, 


Kraft, und find Tegtere nur nod auf die Fülle anzuwenden, in. weldyen Die Fuͤrſorge für 
„Armen: ſchon vorher nothwendig geworden iſt. 


$. 37. Die in einzelnen Provinzen über bie Arınenvflege beſtehenden Reglemenie foflen, 
um fie mit. den Vorſchriften dieſes Geſetzes in — zu bringen; mit a 
der Stände ‚einer Reviſion unterworfen werben. 


- 


| 
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$. 38. Aus den Beflimmungen des gegenwärtigen G. ſollen anslänbifüe Gemeinden und 
Armenanſtalten Anſprüche gegen inländifche Armenverbände abzuleiten nicht befugt fein.’ 
Urkundlich unter Unſexer ang}. Prag Unterfchrift und beigedrucktem Königl. Inflegel. 


Gegeben Berlin, d. I1. Dez. 1 
(L. 8.) Friedrich Wilhelm. 


v. Müffling. Mühlen v. er v. Sapvigny. 
2 2 Beglaubigt: 
— v. Düesberg, _ 


- 


©. über die Erwerbung und den Verluft der Gigenfchaft als Preußiſcher 
Unterthan, ſe wie über den Eintritt in fremde Staatödienfte. . 31, 
December 184°*), 


[®. S. 1843. S. 15. No. 2319.) 


| Mir Fritdrih Wilhelm ıc. sc., verordnen über die Erwerbung und ben Verluſt der Eigen- 

ſchaft als Preußiſcher Unterthan, fo wie über den Eintritt in fremde Staatsdienſte anf den An: 
trag Unſeres Staatsminifteriums und nad erfordertem Gutachten Unferes Staatsrathe für den 
ganzen Umfang der Monarchie, was folgt: 


Erwerbung der Tigenfſquft als Preußiſcher unterthan. 


8. 1. Die Eigenſchaft als —— Unterthan wird begründet: 
1) durch Abſtammung (K. 2.), 
bdurch Legitimation ($. 3.), d 
3) durch Verheirathung ($. 9 und 
4) durch Verleihung ($$. 5. u. f.). " 
‚Die Ndoption hat für fih allein "Diele Wirkung nicht. 
$. 2. Jedes ehelihe Kind eines Preußen wird durch die Geburt Preußiſcher Unterthan, 
auch wenn es im Auslande geboren ift, 
Fu ae Kinder folgen der Mutter. 
$: 3. Iſt die Muster eines unehelichen Kindes Avbelandaia, der Vater aber ein Preuße, 
ſo das Kind durch eine nad Preußischen Gefegen erfolgte Legitimatien Preußiſcher Un: 
teriban 
Pr S 4. Gine Nusländerin wird Brenfifche Unterthanin durch Verheirathung mit einem 
reußen, 
$.5. Die Verleihung ($. 1. No. 4.) erfolgt durch Ausfertigung einer Naturalifationss 
Urkunde, zur Ertheilung derſelben find die Landes-Polizeibehörden ermächtigt. 
Bei ausländifchen Juden muß zuvor die Genehmigung des Minifters ‘des Innern eins 
geholt werben. 
8.6. Eine von Uns immittelbar oder von Unſeren gentral: oder Provinzial: Behörden 
vollzogene ober beftätigte Beſtallung für einen in ben Preußiihen Staatsdient aufgenommenen 
Ausländer vertritt zugleid, bie Stelle ber Naturalifations »Urfunde. ‚Bine Ausnahnie hiervon 
findet flatt bei denjenigen Ausländern, welhe im Auslande in Unferen Dienften als Konſuln, 
Handels: Agenten u. ſ. w. angeftellt werden. 
n den Borfchriften über die Zulaflung von Ausländern zum Staatsbienfte wird durch 
eſtimmung nichts geändert. 
.7. Die Eigenſchaft als Preuße ſoll nur ſolchen Ausländern verliehen werben, werde 
sn nad) den Geſetzen ihrer bisherigen Heimath bispofitionsfähig find,  _ 
2) einen unbefholtenen Lebenswandel geführt haben, 
3) an dem Orte, wo fie ſich niederlaffen wollen, eine eigene Wohnung oder ein —* 
fommen finden, 
M ean dieſem Orte nach den daſelbſt beſtehenden Verhältniſſen fich und ihre Angehö⸗ 
rigen zu ernähren im Stande find, und 
5) been fie Unterthanen eines Deutſchen Bundesftaats find, die Militairpflict gegen 
ir bisheriges DBaterland erfüllt haben oder davon befreit worden find, (Deutſche 
undesafte Artifel 18. No. 2. litt. b.) ' 
$. 8. Die Landes: » Polizeibehörden find verpflichtet, vor Grtheilung ver Naturalifations- 
Urkunde die Gemeinde besjenigen Ex wo der Aufzunehmende fid) niederlaffen will, in Be— 
ziehung auf bie Erforbernifie des $. 7. No. 2. 3. und 4. mit ihrer Erflärung zu hören und 
ihre Einwendungen zu beachten. 
$. 9. Die Naturalifations-Urfunde begründet mit dem -Zeitpunft der Aushändigung alle 


Rechte und BR Br Preußen. 





*) Deral, V. v 0.18. 6. 1818., Verfaffungs-Urf. v. 31. Jan. 1850. Art. 3. u. 11, 8. O. v. 10. Ian. 1848 
m. ©. ». 11. März 180, © sure... — 1 —* 
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8. 10. Die Berleigung der Eigenſchaft als Preußischer Unterthan ($$. 5. und 6.) er: 
ſtredt ſich, infofern nicht dabei eine Ausnahme gemacht wird, zugleich auf bie Chefrau und bie 
noch unter — Gewalt ſiehenden minderjährigen Kinder. Iſt bei einem. dieſer Angehöri⸗ 
gen, die im $. 7. No. 2. erforderte Unbefholtenheit nidyt außer Zweifel, und wird baher- befien 
Aufnahme unzuläffig gefundep, fo ift die ganze Familie zurüczuweifen. 


— 8. 1. An den Rechten und Pflichten, welche in Beziehung auf Unterthanen: :Berhältnifie 
aus dem Grundbefige und namentlich aus dem Befige eines Nitterguts und dem Homagial: 
Eide folgen, wird durch gegenwärtiges Geſetz nichts geändert. 

$. 12. ‘Keine Gemeinde darf einen Ausländer als Mitglied aufnehmen, welcher nicht zu: 
na bie dl als. Preußiſcher Unterthan erworben hat: 

‚ Der Wohnfig innerhalb Unferer Staaten jelt in Zukunft für fi) allein die Eigen— 

ſchaft * an nicht begründen. 

$. 14. Ausländer, weldye in Unferen Staaten fib aufhalten wollen und nidt bloß als 
Meifende zu betrachten find, fönnen angehalten werden, fi durch Beibringung eines Heimathe: 
ſcheines über die Fortdauer ihres bisherigen Unterthanens Berhältniffes auszuweiſen. 


Berluft der Eigenfhaft als Preußifdher Untertban. 


$. 15. Die Eigenihaft als Preuße geht verloren: 
1) durch Entlaſſung auf. Antrag des Unterthans ($$. 16. u. f.), 
2) durch NAusfprud der Behörde ($.:22), 
3) turd zehmjährigen Aufenthalt im Auslande ($. 23.), J 
4) bei einer Preußlſchen Unterthanin durch deren Verheitathung an einen Ausländer. 


$. 16. Die Entlaſſung ($. 15. No. 1.) iſt bei der Landes-Polizeibehörde bes —n 
nachzuſuchen und erfolgt durd eine von biefer Behörde ausgefertigte Urkunde, 
$. 17. Die Entlaffung darf nidyt ertheilt werden; 

1) männlichen Unterthanen, weldye fidy in dem Alter vom volfendeten ſleben gehnten bis 
zum vollendeten fünfundzwanzigſten Jahre befinden, bevor ſie ein Zeugniß der Kreis⸗ 
Griagfommiffion darüber beigebracht haben, daß fie die Entlaſſung nicht bloß in der 
Abſicht nachſuchen, um ſich der Militairpflicht im ftehenden Heere zu eutjlehen; 

2) Militairperfonen, welde zum ftehenden Heere oder deſſen Refervemanufchaften ge: 
bören, Sondwehr-Dffigieren und Beamten, bevor fie aus dem Dienfte entlaffen find; 

. 8) Unterthanen, welche früher als Offiziere im ftehenden Heexe ober in. ber Landwehr 
gedient haben, oder als Militairbenmte mit Difiziererang oder als Eivilblanıte ans 
geitellt gewefen find, bevor fie die Genehmigung ihres vormaligen Departegientes 
Chefs 'beigebradht haben; 

4) den zur Yandwehr gehörigen und nicht als Offizier angeftefften Perſonen, nachdem 

fie zum aftiven Dienſte einberufen find. 

- $. 18. Unterthanen, welche in einen Dentfchen Bundesſtaat auswandern wollen, kaun die 
Entlaſſung verweigert werden, wenn fie nicht nachweiſen, daß jener Staat ſie aufzunehmen bes 
reit iſt (Deutſche Bundesakte, Artikel 18. No. 2. litt. a.). 

$. 19. Aus anderen als den in den $$. 17. ind 18 bezeichneten Gründen darf in Friedens: 

zeiten die Entlaſſung nicht verweigert werden, — Für die Zeit eines Krieges oder Kriegsgefahr 
bleibt beiondere Anordnung ‚vorbehalten. i 
$. 20. Die Entlaffungs: Urkunde ($. -16.) bewirkt mit dem Zeitpunkt der Aushänbignug 
den zen, ‚ber Eigenfchaft als Preuße. 
$ 21.” Die Entlaffung erſtreckt fih, in fo fern nicht dabei eine Ausnahme gemacht wird, 
zugleich * die Ehefrau und die noch unter vaͤterlicher Gewalt ſtehenden minderjährigen Kinder. 
$. 22. Unterthanen, weldye im Auslande fid) aufhalten, können der Eigenſchaft als Preuße 
durch einen Beſchluß der Landes: Polizeibehörde verluftig erflärf werben, wenn fie einer aus— 
brüdlihen Aufforderung zur Rückkehr binnen ber beſtimmten Friſt feine Folge leiſten. 

$. 23. Unterthanen, weldye 

1) — unfere Staaten verlaſſen und nicht binnen zehn, Jahren zurüd: 

; ehren, ober 

2) zwar mit Grlaubniß (Paß, Wanderbuch u. ſ. w.). Unfere Staaten verlaffen, aber 
nicht binnen zehn Jahren nad Ablauf der bei Greheilung der — — 
Friſt zurückkehren, 

verlieren bie CEigenſchaft als Preuße. 


Eintritt in fremde Staatédienſte. 


$. 24. Der Eintritt eines Unterthans in fremde Staaksdienſte iſt erſt nach erfolgter! Enl⸗ 
laſſung deſſelben ($. 20.) geſtattet. Wer ſolche erhalten hat, iſt dazu unbeichränft fach 
- $. 25. Wenn ein Unterthan m 
» mit Unferer unmittelbaren Erlaubniß bei einer fremden Macht dient, edet 
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"Dim Inlande von ‚einer fremben Macht in "einem von Une sugelaffenen Amte, wie 
das eines Konfuls, Handels-Agenten u. f. w. angeftellt wird, “ 
ſo verbleibt ihm ſeine Eigenſchaft als Preuße. 


Allgemeine Beſtimmungen. 


8. 26. unlerthanen, welche ohne vorgängige Entlafjung auswandern, oder mit Verletzung 
der Vorſchrift des $. 24. in fremde Staatsbienfte treten, ſind nad ben darüber beſtehenden Ge: 
fegen zu beftrafen. 
 »Mefundlich unter Unferer ——— Unterſchrift und beigedrucktem Königl. Inſiegel. 

Gegeben Berlin, d. 31. Dez.1 


(L. 8.) Friedrich Wilhelm. 
v. Müffling. v. Boyen. Mühler. v. Rochow. v. — Frh. v. Bülow. 
Beglaubigt: 
v. Düesberg. 


i 
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B. über die Führung der a 2. Neuvorpommern und Mägen. 
+ Tan; 


[®, ©. 1843. ©. 37. Ro. 2326] 


B., betr. die Legitimations⸗Atteſte bei ea von. — in den 
öſtlichen Provinzen der Monarchie. Febr. 1 
[®: ©. 1843. ©. I No. 2332., Niliſch G. ©. I. S. 343.) 


©. über die Benugung, dei —4 V. 28, Febr. 1848. m 
[G. ©, 1843, ©. 41. Ro. 38] _ 


Bir Friedrich Wilhelm itc. ꝛc. — Uns bewogen gefunden, die gefekliden Borfchriften 
über bie Benutzung der Privatflüſſe, mit beſonderer Rückſicht auf die Erfahrungen, welche in 
neuerer Zeit über bie Verwendung: des fließenden Waſſers zur Berbeflerung ber, Bodenkuftur 
gemadt worden find, einer Mevifion zu umterwerfen, und verorbnen demnach auf den Antrag 
Unfers Staatominiſteriums, nach Anhörung Unſerer getreuen Stände und nad erfordertem Gut⸗ 
achten einer aus Mitgliedern des Stanternths ernannten Kommiſſion, für den ganzen Umfang 
der Monarchie, mit Ausnahme der Landestheile, welche zum Bezirfe des Appellations-Gerichtss 
* au Böln sehören, was Lance 


Grfter Asfhnite 2 
Benubung ber Privasflüffe überhaupt. 


* Liv Jedet Uferbefiget an Privatflüſſen (Duellen, Bächen oder Fließen, fo wie Ei, 
welche einen Abfluß —* it; -fofern nicht Jemand das ausſchließliche Cigenthum des Fluſſee 
hat oder Provingialgeſetze Lokalſtatuten oder ſpezielle Rechtslitel eine Ausnahme begründen, bes 
rechtigt, das an feinem Grundſtücke vorüberfließende Waſſer unter den in den 88. 13. u. f. ent: 
haltenen näheren Beſtimmungen zu feinem befenderen Vortheile zit. benutzen. Jedoch verbleibt 
es in Anfehung der Benutzung bes Maflers zu Mühlen und anderen Triebwerfen, fowie auch 
im Anfehung ber Bifcherei » Berechtigung und der Vorfluth bei bem beflchenden gefeßfichen Bor: 
ſchriften, ſoweit diefe durch gegenwärtiges Geſetz nicht ansdrücklich abgeändert find. 

$. 2. Moröffentliche Pläbe oder Mege das Ufer eines Privatfluffes‘ bilten, iſt der Ge: 
brauch des Maffers zum Trinken und Ecöpfen, fo wie zum Tränfen bes Viehes einem Jeden 
geſtattet, ſofern es‘, nach Entfdyeidung der Orts: Polizeibehoͤrde, ohne Geſahr für die Beſchädi— 
gung des Ufers geſchehen kann. 

gr Br Das zum Betriebe von Färbereien, Gerbereien, Walken und ähnlichen Anlagen be: 
nutzte Waſſer bat feinem. $luffe zugeleitet werben, wenn dadurch der Bedarf der Umgegenb a an 
teinem Mafler beeinträchtigt ober eine erhebliche Beläftigung des Publikums verurſacht wird. 

— Euiſcheidung hierüber ſteht der Polizeibehörde zu. 

.4. Des Einwerfens und Einwälzens von fofen Steinen, Erbe und anderen Materialien 

m gür muß * Jeder ſich ie ren Eine" ANuonahme hiervon findet Statt, wenn ſolche ‚nm 
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Behuf einer Anlage am Ufer nothwendig iſt, und daraus nad; dem Urtheile ber Polizeibehörbe 
fein Hindernig für den freien Abfluß des Waflers uud feiner ber im $. 3. bezeichneten Uebel: 
ande entfteht. Pr. 
. $. 5. Bu Ginfarren und Ginfhwenmen von Sand und Erde zur Anlage von Diefen 
(das fonenannte Wieſenbrechen) it nur in den Fällen geitattet, wo foldes für bie Borfluth, für 
die Schiffbarkeit öffentlicher Flüſſe und für die unterhalb liegenden ek, unſchaädlich if. 
86. Die Anlegung von Fladis: und Hanfrörhen fann von der Polizeibehörde unterfagt 
werden, wenn folde die Heilfamfeit der Luft beeinträchtigt oder zu ben im $. 4, erwähnten . 
Nacıtbeilen Anlaß giebt. 
$.:7 Die Uferbeſitzer find, wo micht Provinzialgefege, Lofal- Statuten, ununterbrodene 
Gewohnheiten oder fpezielle Rechtstitel ein anderes beflimmen, zur Räumung bes Fluſſes info: 
weit verpflichtet, als es zur Beſchaffung der Vorflulh nothwendig ift. a 
Die Polizeibehörde ift ermächtigt, diejenigen, welchen die Räumung obliegt, hierzu anzu: 
halten. Entſteht über diefe Verpflichtung Streit unter den Betheiligten, fo ift die Räumung 
einftweilen, unter Vorbehalt richterlicher Entfheidung, nad Maaßgabe des Befipftandes, und 
wenn auch diefer nicht feititeht, von dem Uferbefigern zu bewirken. . 
$. 8. Die Eigenthümer eines Privarfluffes, fo wie bie Uferbefiger, Stauungs- ober, Leis 
tungs Berechtigten fönnen nur durch landesherrliche Entiheibung verpflidtet werben, den Ge⸗ 
brand des Fluffes zum Holsflößen einem Jeden zu geftatten, 
— 8 . 9. Iſt eine ſolche Entibeidung ($. 8.) ergangen, fo mũſſen F ee 
a) die Eigenthümer des Fluffes, fo wie die-Uferbefiger den zum Ginwerfen und Muss 
ziehen der Hölzer unentbehrlichen Gebrauch der Ufer an den polizeilid beftimmten 
Stellen, fo wie den Zutritt zu den Ufern, foweit diefer zur Beauffihtigung und 
Fortfhaffung der treibenden Hölzer erforderlich if, geitatten, und \ 
b) die — von Stauwerken den zum Treiben der Hölzer erforderlichen Waſſerzug 
**3 gewaͤhren. To RL SR — = 
Für den hieraus, fo wie für den ans Verunreiniaung des Flußbeites und aus Beſchädi— 
gungen der Ufer, Uferdeckwerke, Brücken und fonftigen Anlagen durch die treibenden Hölzer ent: 
fiehenten Schaden ift vom Staate volle Entfhädigung zu leiften. . 
$. 10. Die näheren Anorbnungen darüber: 
1) in weldem Umfange der Mitgebrauch der Ufer zum. Behuf der Flößerei zu ‚geflatt 
2 if, und welhe Ginrichtungen zur Erhaltung des Waflerjuges zu treffen find, 
2) welches Berfahren bei der Flößerei, namentli aud mit Rüdfiht auf die ftattfin- 
“7° bennden Weberriefelungen zu beobadıten, und Ber 
8) welde Abgabe von den Flößenden zu entrichten ift, 2 
find von dem Minifterium durch befondere Reglements feftzufegen. | 3 
$. 11. Die Flößerei Abgabe ($. 10. Nr. 3.) foll nad) der Menge des geflößten Holzes 
abgemefien und auf feinen höhern Betrag feftgeftellt werben, als zur Entſchädigung der Gigens 
ect . Nugungss Berechtigten ($. 9.) und zur Dedung der Auffihts: und Hebekoſten er 
» forderlid, if. ‚ 
$. 12. Wo nad Provinzialgefegen, Lokalſtatuten ober befonderen Herfommen das Flößen 
auf einem Privatfluffe einem Jeden freifteht, ift daſſelbe polizeiliher Auffiht unterworfen, und 
es kann darüber durch befondere Meglements nah Vorſchrift des $. 10. nähere Anordnung ges 
troffen werden. Wenn biefe- Anordnungen den Gigenthümern oder Nutzungsberechtigten neue 
Verpflichtungen auferlegen, fo gebirhrt denfelben dafıır nad Vorfchrift des $. 9, Gutfhädigung. 
Die Einführung neuer, fowie die Erhöhung beftehender Flößerei-Abgaben, darf nur mit Geneh—⸗ 
migung des Minifteriums. erfolgen, und find dabei die Beftimmungen des 5. Il. zu beachten, 


Zweiter Abfdhnitt. wi. vo. 
Nähere Beſtimmungen ber Rechte der Uferbefiger. 


$. 13. Das dem Uferbefiger nad $. 1. zufehende Recht zur Benugung bes. worüber 
fliegenden Waflers unterliegt der Beichränfung, baf 
—1) fein Rüditau über die Grenzen bes eigenen Grundſtücks hinaus und keine Webers 
ſchwemmung oder Verſumpfung fremder Grundſtücke verurſacht werden darf, 
2) das abgeleitete Waſſer in das urſprüngliche Bett des Fluſſes zurückgeleitet werden 
muß, bevor dieſer das Ufer eines fremden Grundſtücks berührt. ze 
Sind mehrere an einander grenzende Mierbefiger über eine Anlage einverftanden, fo) wer; 
den die Grundſtücke derſelben, bei- Anwendung ber vorftehenden Beſchraͤnkungen, als ein einziges 
Grundſtũck angeſehen ei ns 
$. 14. Gehören bie gegenüber liegenden Ufer ‚verfchiebenen Beſitzern, fo hat ein jeder von 
beiden ein Recht auf — der Hälfte des ee ($. 27.) m u * 
8. 15. Wenn bei Ausführung einer Bewäſſerungs-Anlage ein. öffentliches Intereſſe, wie 
das der Schiffahrt ıc. gefährdet, oder den unterhalb liegenden Ginwohnern ber nothwendige Be: 
darf an Wafler auf eine Weiſe entzogen würde, daß daraus ein Nothftand fuͤr ihre Wirihſchaft 
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zu — wäre, fo iſt bie Regierung nad) voflßänbiger, unter Zugiehung ber Belheiliglen er⸗ 
folgter Erörterung befugt, die Ableitung des Waſſers in geeigneter Weiſe zu befchränfen. 

$. 16.. Gegen Anlagen, melde der Uferbefiger zur Benutzung des Waflers in Semäßheit 

bes ihm nad ss. 1. und 13. zuftchenden Rechts unternimmt, Fommt den Befigerm der bei Pur 
blifation bes gegerhwärtigen Geſetzes rechtmaßig beſtehenden Mühlen und anderen Triebwerke ein 
Widerſprucherecht zu, wenn badurd) 3 
a) ein auf fpeziellere Rechtstitel —— Recht zur ausſchliehlichen Benutzung des 
Br ganzen Waflers oder eines. beſtimmten Theils deflelben (%, $ 10.) beeinträchtigt, ober 
b) das zum Betriebe in dem bisherigen Umfange nothwendige Wafler entzogen wird, 
Wer fünftig ein Triebwerk anlegt ober erweitert, ohne ein ausdrüdlid) verliehenes en. 
zu haben, foll deshalb zu einem ſolchen rg nicht berechtigt fein. 

. 17. Wenn in dem alle des $. 16. Litt. b. 

- 1) der Uferbefiger nadweift, daß der Betrieb in dem bisherigen Umfange das Maaf 
ber dem Inhaber des Triebwerke zuftehenden Berechtigung überfchreitet, oder - 

2) der Inhaber des Triebwerks nadıweilt, daß ihm vermöge eines fpeziellen Rechts—⸗ 

mittels die Befugniß zufteht, den Betrieb über den bisherige Umfang auszubehnen, - 
fo. it bei Prüfung des Miderfpruchsredts derjenige Umfang des Betriebes zum Örunde zu le⸗ 
gen, welcher durch das Maaf der Berechtigung begründet ift. 

$. 18. Bilchereis Berechtigte follen zu einem Widerſpruche gegen Bewäflerungs: Anlagen 

fortan nidyt weiter berechtigt fein, fondern nur auf Erfag des Ihnen daraus entitehenden Sda⸗ 
dens Anſpruch haben 

6. 19. Einer polizeilichen Erlaubniß bedarf der Uferbefiger zu ſolchen Anlagen nit; er 

ift dagegen befugt, die. Bermittelung der Polizeibehörde‘ in Anſpruch zu nehmen, 

. I). wenn. er fih barüber Sicherheit verschaffen will, welde MWiderfpruchsrechte ober Ent: 
Shädigungs »Anfprühe in Beziehung auf die von ihm beabfi — oder ſchon ge⸗ 
troffenen Verfügungen | N 

a) über das zu Bewäflerungen zu verwendende Wafler, 
b) über bie zu bewäflernden ihm zugehörigen Grundflüde, 
‚c) ‚über denjenigen Theil, fowohl eigener Als fremder Garnpn. welcher zu 
den Waſſerleitungen dienen foll, 
Rattfinden; 

2) wenn er zur Ausführung neuer, ober zur Erhallung bereits ausgeführter Bewäſſe⸗ 
rungen verlangt, daß ein Anderer ihm ein Recht einräume, ober ſich die Einſchran⸗ 
fung eines Medytes gefallen Laffe, weldes einen Miderfpruc gegen bie Anlage bes 
gründen würde. 

$. 20. Wer die Vermittelung. ber Polizeibehörbe zu dem in $. 19. Nr. 1. bezeichneten 

Zwede in Anſpruch ninımt, muß eine öffentliche Bekanntmachung über die Bewäfferungs:Anlage 

unter Ginreihung eines vollftändigen Situationsplanes, und per. etwa erforderlichen Nivelle⸗ 

an. bei dem Landrathe, in deſſen Kreiſe das zu bewäflernde Grundftüd belegen if, in Antrag. 
ingen. 

SR das Grundſtück in mehreren Kreiſen gelegen, ſo beſtimmt die N Behörde ben 

——— erde das Verfahren zu leiten hat. 

$. 21. Die Befanntmadung erfolgt: 

2 durch die Amtsblätter der Regierungen, — deren Bezirk der Fluß ſeinen Lauf 
nimmt, und die Bewaͤſſerungs⸗ Anlage ſich erſtreckt, zu drei verſchiedenen Malen; 

=» durch das Kreisblatt des Kreifes, fofern ein ſolches Blatt vorhanden if, ebenfalls 
u dreien Malen; 

».3). in n der Gemeine, in- beren Bezirf das zu-bewäflernde Grundſtück liegt, fo wie in ben 

> « unädhft angrenzenden Gemeinen durch Anſchlag an der Gemeine-Stätte, oder in de 
oͤrtlich ſonſt hergebrachten Publilationsweiſe. 

Sie enthält mit Hinweifung auf den im Gejhäftslofale des Landraths zur Einſicht ade 

gelegten Plan die Aufforderung: 
’ etwanige Widerfpruchsrechte und Eniſchadigungs⸗ Anſprũche binnen 3 Monaten vom 
Wege bes Gıfcheinens des erften Amtsblaties an gerechnet, bei dem Landrathe anzus 


"Die — * geſchieht mit der Verwarnung, daß diejenigen, welche ſich binnen der 
beſtimmien Friſt nicht gemeldet haben, 
in, Beziehung auf das zur Bewäſſerung zu verivendende Waffer fowohl ihres Wider⸗ 
ſinch noi⸗ ale des doſpruche⸗ auf Eniſchaͤdigung verluſtig gehen, 


in — auf das au bewäfjernden ober zu ben Waſſerleitungen zu benutzende 

— Terrain ihr Widerſpruchsrecht gegen die Anlage verlieren, und nur einen. Anſpruch 
rn af Entihädigung behalten. 

$. 22. RNach Ablauf der Anmeldungsfrift ($- 21.) find ber Regierung bie Verhandlungen 

—E Dieſe faßt, wenn fie die vorgeſchriebenen Foörmlichkeiten beobachtet findet, einen 
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Beſcheid hb, im welchem fie denſenigen, bie fid geitteldet haben, ihre Rechte manteritlich- vorbe⸗ 
hält, alle Andern aber mit ihren bei Erlaß des Beſcheides beftehenden Rechten präkludirt. 

Eine Ausfertigung des Präffufionsbefcheides ift dem Provokanten zuzuſtellen, welcher ſaͤmmt⸗ 
liche Koften des Verfahrens zu tragen hat. s 

Gegen diefe Präklufion kann ein Meftitutionsgefuch, binnen zehntägiger Friſt, bei der Me 
gierung angebracht werben. 2 

| $. In den Fällen, in welden über die @riftenz oder den Umfang eines Rechtes, auf 
welches ein Miderfpruc oder ein Entſchaͤdigungs-Anſpruch gegrümdet wird, Streit entfleht, 
findet der Mechtsweg flat. 

If dagegen nur die Frage zu erörtern, ob durch die Bewäſſerungs-Anlage einem zur Zeit 
ber Publikation diefes Geſetzes beftehenden Triebwerke das zum Betriebe in dem bisherigen Um: 
fange erforderlihe Wafler entzogen werbe ($. 16. Litt. b.), fo ſteht die Entfheidung, mit Aus: 
ſchluß des Mechtöweges, der Regierung zu, unter Vorbehalt des Nekurfes an bas Miniferium 
bes Innern, welder binnen einer präflufivifchen Friſt von ſeche Wochen nah Bekanntmachung 
des Beſcheides einzulegen ift. i 

$. 24. Su den * F. 19. Mr. 2. bezeichneten Bweden kann bie Vermittelung ber Poli⸗ 
zeibehörde nur in Anſpruch genommen werden in Fällen eines überwiegenden Landeskultur⸗In— 
tereſſe und unter der Verpflichtung zu vollſtändiger Entſchädigung. . KB“: 
8.25. Unter biefen Bedingungen ($. 24.) kann ber Unternehmer einer’ Bewäfferungsans 
lage verlangen, daß ihm j — 

1) zu den erforderlichen Waſſerleitungen, inſofern er ſolche auf feinem eigenen Grund: 
ſtuͤcke nicht herſtellen kann, auf fremden Grundſtücken ein Servitut eingerättmt, _ 
2) dfe-Benugung des jenfeitigen Ufers zum Anfchluffe eines Stanmerks fo wie 

. 8) eine Ausnahme von der im $. 13, Mr. 1. vorgefchriebenen Beſchränkung  geftattet 

; werbe, und daß en 

= 4) der Befiger eines Triebwerks fi eine Beihränfung des ihm zuftehenden Rechts auf 
- + Benugung des Waffers ($$. 16. 17.) gefallen laffe. 
Unter gleihen Bedingungen ($. 24.) kann der Mferbefiger verlangen, daß ihm 
5) geftattet werde, fein Recht auf Benutzung des Waffers in der 88. 1. und 13. be: 
zeichneten Ausdehnung deffelben einem ‘unmittelbar an das Grundſtück des Uferbe: 
figers angrenzenden Grundbefiger abzutreten. ; 
$. 26. In dem Falle des $. 25. zu 1. fteht dem Gigenihimter bes Grundftückes frei: 
a) fih bei der Anlage und Benugung der Wafferleitungen. gegen verhältnigmäßige 

Uebernahme der Koften zu betheiligen, in welchem Falle dann bei Feſtſtellung 

des Bewäſſerungsplanes ($. 42.) auch auf fein Intereſſe zum Zwede der Be: 

waͤſſerung Rüdficht zu nehmen ift; oder en 

b) anftatt Einräumung einer Servitut, das Gigentfum ded zu den Wafferfeitungen ers 
forderfihen Bodens dem Unternehmer ber Anlage abzufreten, welcher baffelbe zu über⸗ 
nehmen verpflichtet ift. Wenn das ganze Grundſtück des Provokaten, ober ein Theil 
befielben nach Anlage der Waflerleitungen von ihm nicht mehr zwedmäßig bemupt 


ar 


f 


nis. werden kann, fo it er befugt, das ganze Grundftüd, oder den betreffenden Theil, 
deſſen Umfang die Negierung zu beflimmen hat, dem Provofanteht ebenfalls‘ als 
Gigenthum abzutreten. * ee 


Dir Grund:Eigenthümter, weldher von biefen Mechten (a. 1. b.) Gebrauch machen wid, 
muß ſich darüber in einer präflufinifchen Friſt von drei Monaten nad Mitheilung des An: 
fragen des Unternehmers erklären. N — — 

$.27. In dem Falle des $. 25. Nr. 2. hat der Beſitzer des ſenfeitigen Ufers die Wahl 
zwiſchen vollftändiger Entſchädigung oder Mitbenugung des anfgeftanten Waffers zur Hälfte. 
Mählt er erfteres ober erflärt er fih binnen drei Mongten nicht, fo verliert er das Mecht auf. 
Mitbenugung des Waffers; wählt er leßteres, ſo muß er die Hälfte der Koflen des Stauwerkes 
übernehmen. u 

$. 28. Wenn ein vom Unternehmer der Bewäflerungs:Anlage beabfichtigter Ruückſtau fg. 
25. Nr. 3.) von der Art ift, daß dadurch die Entmäfferungsfähigfeit der oberhalb liegenden 
Ländereien eines Dritten beinträchtigt wird, fo foll bei Beantwortung der Frage, ob ein über: 
wiegendes Landeskultur-Intereſſe bei der Anlage obwaltet, das Intereffe der Entwäflerung in 
zweifelhaften Fällen über das der Bewäſſerung geſtellt werben. 2 eh LE — 

"8. 29. Wenn in dem Falle des $. 25. Nr. 3. durch die Bewäfferungs+ Anlage die Bet? 
fumpfung eines fremden Grundſtücks veranlaßt wird, fo iſt der Eigenthünter befugt, ftatt feines 
Anſpruches anf vollftändige Entſchädigung ($. 45.) das Eigenthum des ganzen berfumpften 
Gruudſtücks oder desjenigen Theiles, der durd die Berfumpfung betroffen wird, dem Unter⸗ 
nehmer der Anlage abzutreten, welcher daſſelbe zu übernehmen verbunden if. 

. 30. Anträge m ben im $. 25. bezeichneten Zwecken find an bie Bermittelungs:Rom- 
miffton zu richten, welde in jedem, Kreife eingelegt werden und unker Vorſitz des Landraths 
aus Grunbbeflgern der verfhiebenen die Kreisverſammlung Bildenden Stände, fo wie aus einer 
angemeflenen Zahl von Sachverſtändigen beftchen ſoll. "Weber die Zuſammenfehung der Kom⸗ 
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miſſion hat die Megierung für: jeden Kreis auf dem Borfchlag der Kreisverfammlung das Nä- 
here feſtzuſetzen. Die Mitglieder werben. von der Kreisverfammlung erwählt umd von der Mes 
‚gierung beftätigt. . 

$. 31. Die NAriträge ($. 30.) müfen mit einem Sitmationsplane, den erforderlichen Ni— 
‚velfements und. einem fachverftändigen Gutachten begleitet fein, und zugleich die, Erklärung ent: 
halten, baß der Provofant: bereit fei, die Koſten der von ben Behörden für nothwendig erach⸗ 
teten. Ermittelungen zu tragen und auf Verlangen vorzuſchießen, ingleidhen die Provofaten voll⸗ 
ſtaͤndig zu entichäbigen. 

$. 32. ‚Die Kreis- Vermittelungsfommiffton. prüft den Antrag an Ort und m. unter 
Zuziehung der Betheiligten, und ſtellt demnach die Vorfrage ($. 24.) feſt: 

ob wirklich ein uͤberwiegendes Landeskultur-Intereſſe vorwalte? 
Gegen die Entſcheidung der Kommiſſion ſteht dem Provokanten ſo wie dem Provokaten binnen 
ſechs Wochen präflufivifcher Friſt der Rekurs an die Regierung und wenn die Entfcheidung bers 
felben von ber Bermittelungs:Rommiffton abweicht, in berfelben Frift der Rekurs an das Mir 
nifterium des Innern offen, 

$. 33. IR anf diefe Weiſe das Vorwalten eines überwiegenden Landesfultur s Interefle 
feftgeftellt, fo ernennt die Megierung Rommiflarien, melde unter Mitwirkung bes Landraths, 
bie einzelnen Gegenftände, bes Antrages, fo wie die dagegen erhobenen Widerfprüche prüfen. -- 

$. 34. Wird zu den Mafferleitungen die Benugung von fremdem Grund und Boden ver: 
langt ($. 25. No. 1.), fo haben bie Kommiffarien ihre Prüfung befonders darauf zu richten: 

ob, und in welcher Ausbehnung die Führung ber MWaflerleitung über ben fremden 
Grund und Boden zu der Anlage nothwendig fei? 

welche Brüden, Weberfahrten, Einfriedigungen ꝛc. eingerichtet und unferhalten 
werden müflen, um den Gigenthümer gegen Nachtheile in Benutzung des ihm vers 
bleibenden Grundftüds zu fihern? 

$. 35. Wird die Benugung ‚bes. jenfettigen Ufers zum Anſchluß eines Stauwerfes ver: 
nei ($. 25. No. 2.), fo ilt der Ort zu ermitteln, welder dem Provofanten am wenigften 
ale und body zwedentiprechend iſ. 

. 36. Wird eine Beſchraͤnkung des Rechts verlangt, welches Befigern von Triebwerken 
a — des Waſſers zuſteht ($. 25. No. 4.), fo iſt zu prüfen: im welden Maafe die 
Beſchrankung erfolgen müffe, um bie Erreichung des beabfidhtigten Zweckes zu ſichern. 
8. 87. IM über die Frage zu enticheiven: 
ai: ob durch‘ die Beräfferungs : Anlage einen Triebwerfe das Waſſer entzogen iverbe, 
beffen ber Befiger_bebarf, um fein Gewerbe in dem bisherigen Umfange ($. 16. b.) 
ober in dent Umfange feiner Berechtigung ($. 17.) auszuüben, 
fe iſt von dem Grundfag auszugehen, daß der Befiger bes Triebwerfs nicht genötigt werben 
fann, fidh eine Abänderung bes innefu Triebwerke gefallen zu laffen, daß er aber eine zweck— 
mäßige Einrichtung der Stauwerke des Gerinnes und des Mafferrades' auf Koften ber Provo⸗ 
R* ſich gefallen laſſen muß. Bei Prüfung der gedachten Frage iſt jederzeit eine ſolche zweck⸗ 
mäßige Einrichtung zu unterſtellen, und darnach bie Entſcheidung zu treffen. — 

Der Provokant iſt verbunden, die erwähnte Einrichtung auf ſeine Koſten zu bewirken, auch 
den Prövofaten wegen des Verluſtes gu entfhädigen, der durch die Hemmung ſeines Gewerbe⸗ 
betriebes während der Dauer der Einrichtungsarbeiten verurſacht wird. Die bei der neuen @in- 
richtung gegen den früheren Zufand mehr. entlehenden Unterhaltungsfoften hat der Brovofant 
als eine jährliche Rente an den Befiger des Triebwerts zu zahlen und für ihre regelmäßige Ya 
lung: Sicherheit zu Teiften. 

$. 38. : Die Kommiffarien find befugt, die zur Ausführung ihres Auftrages nöthigen Er⸗ 
muttehumgen „, Vermeſſungen, Nivellements sc. zu veranlaſſen. Können. dieſe Vorarbeiten nicht 
bewirft werden, ohne fremde Grundſtücke zu betreten, fo müſſen deren Gigenthümer ſich ſolches 
gegen Vergütung des ihnen dadurch entftehenden Schabens gefallen laſſen. 

8. 39. Die Kommiffarien haben fidy- die gütliche Beilegung der Streitpunfte möglihft ans 
gelegen fein zu laſſen. 

$. 40. . Sie, entwerfen. bemnädft mit Ruͤckſicht f das Ergebniß der Prüfung über bie 
erhobenen MWiderfprüche und das von ihnen wahrzunehmende öffentliche Intereffe den Plan zum 
Ausführting und Benugimg der Anlage, legen folhen den Partheien zur Erklaͤrung vor, und 
uͤb erreichen ihn der Regierung mittelſt gutachtlichen Berichts, Im welchem alle Streitpunfte eins 
zein vorziiteagen find, 

$. 41.” Der Plan muß in Hinfiht auf die Art ber Ausführung, der Anlagen und deren 
Benutzung fo wie in Hinſicht atıf die‘ zur Ueberwachung berjelben nöthigen Maaßregeln alles 
dasjenige ſeſtſtellen was: im / beſonderen, wie im öffentlichen Intereſſe erforderlich iſt. 

$-42° Die Regierung Hat auf Grund der kommiſſariſchen Verhandlungen über die Ge— 
nehmigung der Anträge ($. 30.) und über die. Zuläffigfeit der erhobenen Widerſprüche zu ent⸗ 
ſcheiden, imd die Bedingungen der Ausführung und Benubung- feftzuftellen. 

8,435: Ir dem Beſchluſſe -($. 42.) iſt eine Friſt feilzufegen, binnen welcher die — 
von dem Unternehmer bei Verluſt — Rechts ausgeführt fein muß. 
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$. 44. Der Beichluß, weldhem der von den Kommiſſarien vorgelegte Pair’ ($. 40.), fe 

weit folder genehmigt worben, beizufügen ift, wird fowohl dem Provofanten, als auch dem Pro: 
‚vofaten befannt gemacht. Jedem Theile fteht dagegen der Rekurs an das Minifterium des In⸗ 
nern binnen ſechs Wochen präflufiviicer Friſt nad Bekanntmachung des Beſchluſſes offen. 
8. 45. Madıdem definitiv entſchieden worden, in welchem Umfange die Ginräumumg ober 
Einichränfung eines Rechts zu Gunſten einer Bewäflerungs:Anlage ftattfinden fol, laßt die Re⸗ 
gierung die dafür zu leiftende vollftändige Entſchädigung durch drei von ihr zu ernenmende Ta: 
zatoren unter Zuziehung ſämmtlicher Betheiligten ermitteln, und ſetzt folde unter — ae 
von 25 Prozent des ermitfelten Betrages durch einen Befchiuß feſt, welcher den Betheiligten 
bekannt zu machen iſt. 
Die Koſten dieſer Abſchaͤtzung hat ber Unternehmer der Beiwäflernngs : Anlage allein zu 

agen. - 
$. 46. Wenn der Provofat nad den Grundfägen. der sg. 26. und 29. Sand abtritt, * 
iſt er befugt, ta, wo es den örtlichen Verhältniſſen nach zuläſſig iſt, aus dem Grundbeſfitze d 
Provofanten eine Lantabfindung zu fordern, deren Werth ber nach $. 45. feſtgeſtellten Gatfhä: 
digungsſumme gleich kommt. Sofern die. Bewäſſerungse-Anlage nicht zur Ausführung kommt, 
oder ſpäterhin wieder eingeht, kann der Provokat das von ihm abgetretene Land gegen Rürdgade 
der erhaltenen Entſchädigung wieder zurüctfordern. 


$. 47. Dem Berechtigten fteht, wenn er ſich durch die von der Regierung feftgeftellte Ent: 
fhädigung ($$. 45. und 46.) nit für befriedigt hält, binnen ſechs Wochen nah Bekannt⸗ 
machung des Beſchluſſes der Mefurs an das Revifions:Koflegium frei. Daffelbe ſtellt nach Mevi- 
fion der Abſchätzung, wobei anderweitige Ermittelungen geftattet find, bie Entfhädigung mit 
Ausſchließung jedes weiteren Rechtsmittels, fo wie bes Nechtsweges definitiv nach den rund: 
fägen ber $$. 45. und 46. feſt. 

Dem Unternehmer der. Bewäflerungs-Anlage ift Fein Rekurs geftattet. 
— — Neuvorpommern und Rügen gehen die Mefurfe an das. Meviftond- Kollegium zu 

ettin , 

$. 48. In der Mefursihrift muß der Mehrbetrag der Entfhäbigungsfunme ober Landab⸗ 

findung, welchen der Berechtigte fordert, beſtimmt ausgedrückt fein. 


Wird dem Berechtigten keine höhere Entſchädigung, als die von der Regierung feftgefepte 

($$. 45., 46.) zuerfannt, fo hat berfelbe ſämmtliche Koften ber Refurs-Inftanz zu tragen, ; 
y Grftreitet er den ganzen geforderten Mehrbetrag, fo fallen biefe Koften ſaͤmmtlich dem Uns 

ternehmer der Bewäflerungs:Anlage zur. Laft. 
Wenn der Berechtigte zwar nicht den ganzen geforberten Betrag, aber doch mehr, als ihm 
yon der Regierung zugebilligt worden, RUE, fo findet zuiſchen E beiden Theilen eine verhält; 
nißmäßige Bertheilung ber Koften flatt. 

$. 49. Dem Unternehmer. der — ſteht frei, von deren Auefuhrung auch 
nad) bereits erfolgter definitiver Keftitellung der Entfhädigungs-Summe abzuftehen; er muß aber 
in m. Falle auch diejenigen Koſten uͤbernehmen, welche dem Provokaten zur Laſt geſtellt 
worden nd. 

$. 50. Die Gingiehung und Auszahlung ober gerichtliche — der fehgeftlften Ent 
ſchädigungsſumme liegt der Regierung ob. 

$. 51. Sänmtliche Verhandlungen, wilde durch das nad) Vorſchrift des 6. 19. Mo. 1. 
und 2. eingeleitete Berfahren, imgleichen durch das Werfahren zur Ermittelung der Entſchäbi⸗ 
gung ($$. 45., 46.) und durch die Ginziehung und Auszahlung oder Depofition der Entſchä⸗ 
digungsgelder ($. 50.) veranlaßt werden, find gebühren » und ſtempelfrei, und es werben nur 
bie bamen Auslagen in Anſatz gebradt; im Prozeſſen (9. 23.) und in’ der Rekurs-Inſtanz we⸗ 
gen’ Feſtſetzung ber Entſchädigung ($. 47.) find jevoh Gebühren und ‚Stempel zu enttichten. 

$. 52. Die Ausführung ber Bewäfferungsanlage barf erft nach geichehener Zahlung ‘ober 
Depofition der Entfhädigungsfumme erfolgen, im Falle der Berufung an das Reviſionskolle⸗ 
gium ($. 47.) kann jebody die Regierung die vorläufige Ausführung geftatten, wenn der Unter: 
nehmer für den von der Negierung feitgefegten Betrag ($- 45.) Kantion leiſtet. 

$. 53. Iſt über ein auf ſpeziellem Titel beruhendes Widerſpruchsrecht ein Prozeß. entilans 
ben ($..23.), fo kann die Ausführung der Anlage. von der Regierung vorläufig geſtattet werben,. 
wenn der Unternehmer für Schaden und Koften Kaution leiſtet. Weber bie, Zulänglidjfeit der 
Kaution hat die Regierung, nad Bernehmung des Widerſprechenden, zu enifcheiden, - 
 & 54. ‚ Der Unternehmer ber Anlage fann in dem Falle. des. $..53,, um vor ber Aus füh⸗ 
rung den Betrag der etwa zu leiſtenden Entſchädigung überjehen am fönnen, barauf antragen, 
= ur Snithähigungsiufume nad Vorfchrift der $$. 45. md h im Voraus ermittelt und feſt⸗ 

‚geitellt. werde, 

| $. 55. . Die Vorſchrifien der. $$. 45. und 46. finden. er amvenduug auf die den 
Fiſchereiberechtigten zu leiſtende Entſchaͤdigung ($. er chie. Ausführung. ben; — * * 
von der Feſtſtellung dieſer Entſchädigung niemals abhängig ſein. im; 
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Genofſenſchaften zu Bewäſſerungsanlagen. 


8 66. Wenn Unternehmungen zur Benutzung des Waſſers, deren Vortheile einer ganzen 
Gegend zu Gute kommen, nur durch ein gemeinfanes Wirken zu Stande zu bringen umd fort 
uführen find, fo fünnen die Betheiligten zu gemeinfanier Anlegung und Unterhaltung ber ers 
Forberlichen BWaflerwerfe durch landeshertlihe Berorbnnung- verpflichtet und zu befonderen Genoſ⸗ 
ſenſchaften vereinigt werden. 

8. 57, Für jede ſolche Genoſſenſchaft ſollen, nachdem die Betheiligten mit ihren Anträgen 
und Grinnerungen gehört worden, folgende Punkte durd ein landesherrlich vollzogenes Statut 

näher beſtimmt werden: 
a) * Umfang ber gemeinſamen Zwecke und der Plan’, nad welchem verfahren werden 


b) die Vertheilung ber jur Anlegung‘ und Unterhaltung ber Auſtalten erforderlidien Bei⸗ 
träge und Leiflungen nach dem Verhältniſſe der hieraus erwach ſenden Vortheile;, 

c) die innere Verfaſſung des Verbandes. 
yR eine Genoſſenſchaft unter freiwilliger Zuftimmung aller Berheitigten zu Stande gefommen, 
fo ift der Minifter des Innern ermächtigt, das vereinbarte Statut’ zu genehmigen und zur Auss 
id — n zu laſſen. 

Der Miniſter des Jnnern wird die Regierungen wegen Bildung folder Genoffen: 

apen —— wegen Vorbereitung der Statute mit naͤherer Anweiſung verſehen. 

8. 59. Mo dergleichen Genoſſenſchaften unter obrigkeitlicher Autorität bereits vorhanden 
find, verbleibt es bei den für fie beftehenden Statuten oder Neglements bis zu deren Revifton 
und Abänderung im verfaflungsmäßigen Wege. 

Urkundlich haben Wir diefes Geſetz Höcfteigenhändig vollzogen und mit unferm Königl, 
Infiegel bebruden laſſen. 

Grgeben Berlin, d. 28. Febr. 1843. (L. 8.) : Friedrihd Wilhelm. 

Sch. v. Müffling. Mütter. v. Savigny. v. Bodelſchwingh. 
Gr. zu Stolberg. Or. v. Arnim. 
Beglaubigt: 
Für den Staats-Sefretair: 
Bornemann. 


Borläufige V. über die Ausübung der Waldftreu: Berechtigung. V. 5 
\ März 1843, | 


5 [®. ©. 1843. ©. 105. No. 2339.] 


Wir Friedrich Wilhelm ꝛx. ꝛc. finden Uns beiwögen, zur Verhütung der Nachtheile, welche 
eine ungeregelte. Ausübung der Waldſtreu⸗Berechtigung auf die Holzfultur ausübt, nnd um ſowohl 
den Walbbefigern: die angemefiene Bewirthichaftung ihrer Waldungen, als aud den Servitüt⸗ 
Berechtigten ſelbſt die nahhaltige Ansübung biefer Berechtigung zu fichern für bie: Provinzen , 
Preußen, Brandenburg, Pommern, Schlefien, Poſen und Sachſen, vorläufig bis zur Publifation 
einer inenen allgemeinen Forſt- und Jagbpoligei- Ordnung, nad; Anhörung Unferer Bere 
Stände und auf den Antrag Unjeres Staatsminiſteriums zIn verordnen, wie folgt 

gl. Die Waldſtreu⸗Berechtigung beſteht in der Befügniß, abgefallenes * und Nadein, 
fo ‚wie bürtes. Moos zum Unterſtreuen unter das Dich, Behufs der Bertitung des Düngtre, in 
bem Walde eines Andern einzufanmelh. * 

$. 2. Wo der Umfang und die Art der Ansübung! dieſer Berechtiguiig —— 
Bertrag, richterliche Entſcheidung oder bereits vollendete Verjährung beſtimmt feſtgeſtellt worden 
if, behält es hiebei ſein Bewenden. In Ermangelung ſolcher auf beſonderen Rechtskiteln beru⸗ 
hender ae dienen die nachſteheuden Borfchriften lediglich zur Richtſchnur— > 

$.'3.:: Die Berechtigten müſſen fid, wenn fie die Waldſtreunutzung in der naͤchſten Bes 
riede ($. 4. ‘b.) ausüben ‚wollen ,; fpäteftens bis zum 15. Auguft eines jeden Jahres bei dent 
Waldbeſitzer oder deſſen verwaltenben Beamten melden, worauf ihnen ein Foftenfrei airsgeferti — 
Zettel zu ihrer Legitimation ertheilt wird. Dieſer Zettel iſt nur für den Zeitraum, für dae 
vier, und für * Perſon gültig, auf welche derſelbe lautet. 

Die Berechtigten oder bie von ihnen mit Einſammlung der Waldſtreu Beatiftingten 
Leute müſſen biefe, Bettel, wenn fie Streu im Walde einfanmeln, bei Bermeidung eitter für je 
ben einzelnen: Kontraventionsfall an den Wald: Eigentgünter zu erlegenben Strafe von inf’ ‚bie 
Zehn Silb chen, ftets. beicfich führen, und beim ne 'bet zut Strenfammlung bet imten 
—* bei gleicher Strafe wieder abliefern, 

8 4. Die Berechtigung darf. nur: ri 
7 a7 in dem vom Bald-Gigenthämen- nad Waahdabe einer woecmaßigen vericchheiun, 

nd des Forſtes geöffneten‘ Diftrikten, en 
a Dy.in den {ehe Wintufenatn vom 1. Oftoder bis zum 1. uipril, — ——— 


x 
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e) an beftinmten vom Mald-Eigenthümer, mit Ruͤckſicht auf bie bisherige — 
feſtzuſetzenden, jedoch auf höchſtens zwei Tage in der Woche zu beſchraͤnkenden und 
von den Raffs nnd Leſeholz⸗Tagen verfhtevenen Mocentagen 

ausgeübt werden. Beſteht aber,nadh bem Herfommen ber Gebraud, daß bie Einſammlung ber 
Streu gleidy beim Beginn bes Ottobers an wiehreren nadı einander folgenden Tagen, von allen 
Derechtigten gleichzeitig unter Aufſicht deg Mald : Gigenthümers geſchieht, und hiemit das Bus 
fammeln für das ganze Jahr geſchloſſen iſt, ſo behält es hiebei jein Bewenden. 

‚ Die Berechtigung darf and, nur 

d) mit den in ben Zetteln bezeichneten, nach der bisherigen Obſervanz am befimmenben 
Transportmitteln, und ; 

—e) nicht mit eiferffen, fondern nur mit höfgernen unbefclagenen Rechen oben Hacken, 
deren Zinken ebenfalls nur von Bel; fein dürfen und Ne 2 Ball, ‚von ein: 
ander abitehen mühen, 

ausgeübt werben, 

$. 5. Eniftehen über die Frage: 

welde Diftrifte zum Streufammeln zu. öffnen And, 

zwiichen dem Mald:Gigenthümer und den Berechtigten Streitigfeiten, fo werden ſolche von dem 
Kreis Landrat; unter Zuziehung eines von biefem zu wählenden hiebei unbethriligten Forſtbe⸗ 
amten und eines Defonomieverftändigen, unter Vorbehalt des Nefurfes an das Plenum ber 
vorgefegten Regierung, entſchieden. Ueber Streitigkeiten in Betreff der Transportmittel, fo wie 
über die mit Berückſichtigung ber bisherigen Obfervanz zum Strenholen zu: beſtimmende Bahl 
der Tage ($. 4. litt. e.) findet dagegen das ordentliche Rechtsverfahren Statt. 

$. 6. Die Waldſtreu kann zwar vorübergehend aud zu andern -wirtbichaftlihen: Sweden 
($. 1.), 3. B. zur Verſetzung der Wände der Wohngebäude, zur Bededung der Kaxtofielgruben 
u. f. w. benußt, darfiaber in ihrer Endbeflimmung mir zum Unterfireien unter das Ars, vers 
braucht, auch weder verkauft, noch fonft an Andere überlaffen werben. 

— 7. Wer die Waldſtreu-Berechtigung J— 

ay) in anderen als den dazu geöffneten Diftriften (& 4 litt. a.), 
b) nad dem Schluß der Streulings:Periode ($.. 4. litt. b.), 
c) an andern als den im Zettel beftimmten Tagen ($. 4. litt, c.) 
ausübt, ſoll beitraft werben, 
mit einer Gelvbuße von Zehn Silbergroſchen, wenn die Streu getragen oder auf 
Radwern (Schiebkarren) geholt wird, 

* mit eineg Geldbuße von Cinem Thaler, ‚wenn die Streu mit einer sinz, oder, zwei⸗ 

* ſpãnnigen Fuhre, und 
mit einer Geldbuße von Zwei Thaletn ken die Streu mit einet drei⸗ oder vier: 

fpännigen Fuhre 
‚ehe wird; 


Der Gebrauch der in $; 4. Jitt, e. verbeiinen Haren wieb, neben Konfistation. derfelben, 
mit einer Strafe von Einem Thaler, und die Ausübung ber Berechtigung mit —— ale 
den im „Zettel bezeichneten Transportmitteln mit einer gleich hohen Strafe geahndet. ° 

Werden biefe Kontrapentionen bei Nacht, d, bu in ber Zeit von einer, Stunde nach *8 
nenuntergang bis einer Stunde. vor Sonnenaufgang, ober an Sonn; und Befttagen verübt; wo 
tritt der doppelte Betrag diefer Strafe ein... ;: 

Der Verbrauch der Waldſtreu zu anderen Sweden, als: zum Unterſtreuen unter has: Bieh 

S. 6,), wird mit einer Strafe von, Zwei Thalern, und ber ——— oder die Tonftige — 
laſſung der Waldſtreu an Andere, ar 
für eine Karte oder Traglaft mit Einem Thaler, ade Pa Be 

für eine eins oder, zweilpännige Fuhre mit Zwei Thalern, F AA TED 

für ‚eine, drei- oder vierfpännige Fuhre mit Bier Ihalern, Ü ı.-: 2.321 Set ha it 

neben dem Verluſte der Beredhtigung auf: ein Jahr geahndet. 5 

In Wiederholungsfaͤllen nach vorgängiger rechtskräfti ger Berueifeifung zahl ber — 
venient die doppelte Geldſtrafe, außerdem verliert er, wenn er nach zweimaliger Beruribeilumg: 
wegen Streu⸗Veraͤußerung fi diefes Vergehens von: Reuem —— — die ——— 
rechtigung auf bie ganze, Dauer feiner: Beſitzzeit. 

Die Geldftrafen fallen dem Wald⸗Gigenthũmer anheim. 

8. 8. Bei Betretung bes Frevlers anf; eine der: im ben 86. 3 md 4 ——— 
traventionen tritt. Pfändung, ein, und der Wald⸗ Eigenthümer iſt dad abgenommene Pfand: nu 
gegen. Grlegung der auf bie Kontravention geſetzten Strafe aus zuantworten verpflichtet. 3 +17 

8. 9. Wer die erkannlen Geldſtrafen zu: zahlen unvermögend iſt, hat an deren Stelle Ges, 
fängnißfirafe, oder nad) der Mahl des Wald-Eigenthümers Forft: ober: andere-Straf-Arbeit; nach 
Maaßgabe der wegen Beſtrafung der Holz-Diebſtähle beſtehenden Beftimmungen- zu gewärtigen. 

— & 110... Die Unterſuchung der Kontravenlionen gegen dieſe Verordnung und die Feſtſetzung 
der darin angedroheten Strafen erfolgt durch die zur Unterſuchung und Beſtrafung der Holj⸗ 
Diebftähle beftellten Forſtgerichte nach dem füͤr dieſelbe vorgeſchrie benen Berfahren. u Bei Kon⸗ 


2848. (B.4. Mal ur 


trapemtionen gegen das Verbot: bes Beftaufe von Malbftreu aber. ($$- 6. und, 7.) bleibt bie 
—— den ordentlichen Gerichten vorbehalten. 
$. 1). "Bei der Unterſuchung der gegen dieſe Verordnung verübten Enteimlienin wird 
ben Angaben der lebenslänglid oder dech mit dem Anfpruce, anf lebenslänglidye Verſorgung 
angeſtellten, nach Vorſchrift des $. 20, des Geſetzes vom 7, ‚Zum. 1821. vereidigten, aud von 
dem Bezuge- aller Denunzianten: und Straf-Antheile ausgejchloflenen Forft: und Jagd: Beamten, 
welche den Angeſchuldigten auf Grund eigener. Wahrnehmung bezüdtigen, wolle Beweisfraft bei: 
gelegt, ſofern nicht ber Angeſchuldigte durch Gegenbeweis feine Unſchuld auszuführen oder die . 
gegen ihn angebraditen Beweiſe zu entfräjten vermag. Es jind aber, wenn ber Forit: Beamte 
die verũbten Kontraventionen nicht ſelbſt ermittelt und die Thäter dabei betroffen hat, auch aus 
bere Beweismitiel zur Ueberführung der Kontravenienten zuläffig. 
$. 12, Jeder Forſt-⸗Beamte, deſſen Angaben der Wald-Eigenthümer bie volle Glaubmür- 
digfeit nach Borfchrift des $. 11. beigelegt ſehen will, muß bei dem Gericht eidlich dahin ver- 
pflichtet werben: 
daß er bie ForftsKontraventionen, weldye in dem Revier, in. welchem er angeitellt if, 
zu feiner Kenntniß kommen, mit aller Wahrheit. und Sewifl enhaftigfeit anzeigen, und 
was er über die Tpat-Umftände des Vergehens und über deſſen Urheber und Theile 
nehmer ‚aus eigener -Anficht wahrgenommen oder durch fremde Mittheilung erfahren 
habe, mit genauer Unterfcheidung angeben wolle, 
Gine Ausfertigung dieſes Verpflichtungs-Protokolls wird bei dem Forſtgericht ($. 10.) nieberge> 
legt, und im Falle ver Verſetzung des Beamten nad) einem anderen Bezirke dem daſelbſt kom— 
petenten Forfigericht koſtenfrei übermacht. Iſt der Beamte ſchon auf das Gefeg wegen Unterfus 
hung ber Holz-Diebitähle vereidigt, jo iſt er durch das fompetente Gericht nur auf bie obige 
Eidesnorm zu verweilen. 
Urkundlich unter Unſerer —— — und beigedrucktem Königl. Inſiegel. 
Gegeben Berlin, d. 5. Mäy. 1 (L. S.) Friedrigd Wilhelm 
— von Preußen. 
v. Boyen, Muͤhler. v. Nagler. Rother. Gr. v. Alvenslehben® 
Biadoen. v. Thile. v. Savigny. v. Bersliämingt. 
Gr. zu Stolberg. Gr. v. Arnim, 


r 


©. über die unfähig — Kurs geſetzter oder zum Umlauf unbrauch: 
bar gewordenet, unter öffentlicher Autorität st jeden Iuhaber ausgefer⸗ 
tigter Papiere. DB, 4. Mai 1843. 


[G. S. 1843. ©. 177. Ro. 2348.] ig 


Mir Friedrich Wilhelm ꝛc. sc. verordnen zur Feſtſtellung des Verfahrens bei Umſchreibung 
der under öffentlicher Autorität: auf jeden Inhaber ausgefertigten Papiere, welde durch darauf 
gefegte DBermerfe oder auf andere Weiſe zum Umlauf unbraudbar’geworben find, auf den Anz 
trag! Unſeres Staatsminifteriums und - erforderten Sutaqten Unſeres — für den 
ganzen Umjang ‚ver. Monarchie, ‚was. folgt 

$. 1. Jeder Beliger eines, umter ee Aulordät auf jeben Inhaber, —— 
Papiers, weldyes entweder 

4) durch Vermerk — Behoͤrde oder einer Privatperfon außer Kurs geſetzt, 

oder 
bhy durch Vermerke anderer Art, oder durch Befleclung ober Beſchadigung zum fer⸗ 
neren Umlauf unbrauchbar geworben iſt, 
tom auf die Umſchreibung des Papiers in ein fursfühiges bei demjenigen Inſtitute antragen, 
welchem die Zahlung der Zinſen oder die planmaßige Tilgung. folder Papiere ‚obliegt. 
Durch dieſe Beftimmung wird jedoch in ben Veſciten der. 88. 50. und 51. Tit. 15. 
pi I. des 9. &. R. und des 8. 133. Tit. 51. Ih. I, der A. Ger. Orbn. nichts ‚geändert. — * 

5. 2. Gat der Antragſteller ſich nach dem Ermeſſen des Inſtiluts als, der rechtmaͤßige 
Bef er bes umzufchreibenden Papiers, ausgeiwielen, ſo wird baffeibe kafſirt und ihm an defien- 
& e gegen Gntrihtung der Ausfertigungsfoften,,. wozu bei Pfaudbriefen auch bie Koften der 

Ense in bad Ghnofhefenbud) gehören, ein neues fursfähiges Papier ausgehändigt, 
Hält das Inftitut den rechtmäßigen Beſitz nicht I: nachgewieſen, „fo ‚Hat. daffelbe 
eine, enifihe Selanntmachung zu exlaflen, „, Diefe muß enthalten: 
a) — Antrag auf die Umſchreibung, und den — und Wohnſiß des ‚Hntrag- 
— by die Bezeichnun, des "umzufepreibenben Paplers nad; feinem Beträge, feiner Num⸗ 
er — —** Unterfheidungszeicen, welche daſſelbe bei der Ausfertigung 
erhalten hat 
2 e) bie Angabe der eiwa-barauf befindlichen Bufertue[ggyings-Bepuerle odet ber ſon⸗ 


- 


u⸗ | 2848. (8. 4. Mil) 
" Rigen Vermerke, Flecke oder Beſchadigungen, wodurch das Papier zum Umlauf 
unbrauchbar geworden ift, -, 
, d) die Aufforderung: - Ä 
„daß Jeber, der an diefem Papier irgend ein Anrecht zu haben vers 
„meine, dafjelbe bei dem Inſtitute innerhalb der nächſten fehs Monate 
„und fpäteftens an einem genau zu bezeichnenden Tage fchriftlih ats 
„Anzeigen habe, wibrigenfalls die Kaflation des Papiers erfolgen und 
„der Antragsfieller flatt defielben ein neues Fursfähiges erhalten werke.‘ 
Die Bekanntmachung ift dreimal, in Zwiſchenräumen von zwei Monaten, in das Intellis 
genz: oder das Amtsblatt des Bezirks, in welchem das Inftitut feinen Sig hat, einzurücken. 

Die von der Hauptverwaltung der Staatsfhulden ausgehenden Bekanntmachungen folder 
Art erfolgen durch das Berliner Intefligenzblatt, und wenn ber Nominalwerth des umzufchrei: 
bendin Papiers mehr als 100 Thaler beträgt, zugleich durch die Allgemeine Preußiſche Staates 
zeitung. 

Audy können die Imftitute, wenn ſie es für angemeflen erachten, die Bekanntmachung in 
die Amts: oder Intelligenzblätter oder Zeitungen des Orts, wo der Antragftelfer wohnt, ein: 
rüden laſſen. 

$. 4 Wird auf die Umfchreibung eines von einer Behörde außer Kurd gefegten und von 
berjelben überhaupt nicht oder doch nicht gehörig wieder in Kurs gefeßten Papiers angetragen, " 
fo ift das Inftitut verpflichtet, beim Erlaß der Bekanntmachung ($. 3.) diefer Behörde, ſofern 
diefelbe aus dem Außerfursfegungsvermerfe noch erfennbar iſt, davon Nachricht zu geben. 
$. 5: Meldet fid) bis zu dem in der öffentlichen Bekanntmachung bezeichneten Tage Mies 
mand mit einem Anfpruche, fo hat das Inftitut das Papier zu Faffiren und dem Antragfteller 
ftatt befielben ein neues fursfühiges Papier gegen Gntrihtung der Ausferfigungsfoften ($: 2), 
— der durch die Bekanntmachung entſtandenen Schreib» und Inſertionsgebuͤhren auszjuhän: 
bigen. i - , 

$. 6. Iſt dagegen bei dem Inftitute entweber vor dem Grlaffe der Befanntmahung oder 
Bis zum Ablaufe des darin bezeichneten Tages von Seiten einer Behörde oder einer Privatper⸗ 
fon die Anzeige gemacht, dab das Papier ihr verloren gegangen fei ober ihr ein Anrecht darauf 
zuftehe, fo hat das Inftitut die Umfchreibung zu verweigern und die Betheiligten zum Yechts: 
wege zu verweifen. 

— eingereichte Papier iſt anzuhalten und kann zum gerichtlichen Depoſitum abgegeben 

werden. 

urkundlich unter Unferer Höchſteigenhaͤndigen Unkerſchrift und beigedruckten Konigl. Inflegel. 

Gegeben Berlin, d. 4. Mai 1843. er Fe 
- Friedrich Wilhelm. 


(L. S) 
Schr. v. Müffling. v. Rodom. Rother. Mühler. v. Savigny. 
" Beglaubigt: 
_ a Für den Staatsfehretär: 
ii . Bornemann. 





6 aber das Wiederinkursſe en der unter öffentlicher Autorität auf jeden 
Inhaber ansgefertigten Papiere. W 4. Mat 1943.) 


Wir Friedrich Wilhehm sc. »c.. verorbnen zur Befeitigung der Zweifel, welde über bie Bes 


fugniß öffentlicher Behörden zum Wiederinkursſetzen der unter öffentlicher Autorität auf jeden 


Inhaber ausgefertigten Papiere entftanden find, und zur Feſtſtellung des bei dem Wieberinfurs- 
fegen zu beobadhtenden Verfahrens, auf den Antrag Unferes Staatsminifteriums und nad er- 
forbertene Gutachten Unferes: Staateraihs für dem ganzen. Umfang der Monardie, was folgt: - 
$. I. Hat eine öffentliche Behörbe ein unter öffentlicher Autorität anf jeden Inhaber -auss 
gefertigtes Papier für ſich außer Kurs gefegt, fo kann daſſelbe fowohl von ihr felbft, als auch 
von der Ihr: vorgefehten Behörde wieder in Kurs geſetzt werden. 3 . 
8. 2. Iſt eine öffentliche Behörde an die Stelle einer‘ andern: getreten, fo kann fit bie 
von dieſer außer Kurs geſetzten Papiere wieder in Kurs ſetzen. Aue get %.0 13129% 
$. 3. Außer dem Fallen der 68. I. und 2. findet das Wiederinkursfehzen nur dittch einen 
erichtlichen Vermerk ftatt, nad) vorgängiger Prüfung der Legitimation deſſen, welder die Aufr 
Bedung der Nußerfürsfegung verlangt. TER Er ut) An 
Im Bezirke des Appellationsgerichtehofes zu Köln fell die Befugniß zum Wiederinkursſe hen 
ben Friedensrichtern zuftehen. " a gt En a 
„In. Beziehung auf die Befugniß der Inftitute zum Wiederinkursfegen ber von ihnen aus: 
gefertigten apiere verbleibt es bei ben beftchenden Vorſchriften. | " 


erg 2.’ 16. Juni issäs. 





’ use, (8:22. Mai — 20. Juni) 113 


84. Der Diederintuteſ· hunge · Bermet muß, wenn eine —— ein Gericht oder ein 
Inſtitut den eigenen Vermerk anfhebt, die Worte: 

„Wieder in Kurs geſetzt“ ‘ 
enthalten, 
Hebt eine Behörde den —— Vermerk einer andern Behörde, an deren Stelle 
fie getreten iſt, wieder auf ($. 2.), fo hat fie bei ihrer Unterſchrift zu bemerken, daß fie an de⸗ 
ren Stelle getreten ift. 

Son der. Bermerf einer Privatperfon aufgehoben werben, jo ift bies durch bie Worte: 

„Wieder in Kurs gefegt duch N. N.“ 
— 

Geſchieht dies für einen anderen, als denjenigen, welder das Papier außer Fr 
bat, fo ift deffen Legitimation in dem Bermerte — jedody ohne umftändliche Anfühtungen oder 
Bezugnahmen — anzubeuten, z. B. 

„Wieder in Kurs geſetzt von den Erben des N. N.“ 

Außerdem ift in allen Fällen das volltändige Datum, die Unterfhrift und das in ſchwar⸗ 
zer Farbe auszjudrüdende Siegel der Behörde ($$. 1. und 2.), des Gerichts oder Inftiruts 
($.73.) dem Vermerke beizufügen. 

Urfunblid unter Unferer En Unterfchrift und beigebrucdtem Königl. Inftegel, 

Gegeben Berlin, den 4. Mai 1 . 

Friedrich Wilhelm. 


(L. 
v. Müffling. v. Rochow. aber Nother. v. Savigny. 





Beglaubigt: 
Für den Staatsfefretair: 
Bornemann. 
erh. 8. DO 28. Mai 1843, betr. die Grböhung der Gewerbefteuer 
—* die Tngehsrig en folcher Staaten, in denen die Die 


Sfeiti je Untertha⸗ 
nen in am. bftener! cher Beziehung ungünftig behande 


IG. ©. 1843. S. 301. No. 2371.) 


werden. 


In Betracht der Höhe der Abgaben, welche biesfeitige Untertanen in mehreren — 


zu entrichten haben, wenn ſie daſelbſt Waarenbeſtellungen auf Proben umherziehend ſuchen, 
Waarenankaͤufe im ümheniehen machen, oder ſonſt ein Gewerbe im Umherziehen betreiben, ers 
mächtige Ich auf -Ihren gemeinfchaftlihen Bericht v. 17. v. M. Eie, den Finanzminiſter, die 
durch das Gewerbefteuergefeg v. 30. Mai 1820. beitinimte Steuer für bie Angehörigen: folder 
Länder, in welchen die biesieitigen Unterthanen hinſichtlich der von" ihnen zu entrichtenden &e« 
werbsabgaben (Gewerbes, Patentfteuern u. f. w.) minder günftig, als die eigenen Angehörigen 
jener Länder behandelt und außer Verhältniß zu der, von ben Angehörigen anderer Bänder in 
Meinen Staaten zu entrichtenden Steuer belaftet werben, nöthigenfalls bis auf das Achtfache 
n erhöhen. Gine gleiche Steuererhöhung kann auch für diejenigen, welche ben vorbezeichneten 
Ben nicht angehören, in dem Falle angeorduet werben, wenn fie für Rechnung der Ange: 
hörigen folder Länder irgend ein Gewerbe im Umherziehen im biesfeitigen Gebiete betreiben. 
— Ber ohne Gutrictung der nad der gegenwärtigen Ordre und nad) den in Folge derfelben 
erlaffenen Anordnungen zu erfegenden Gemerbeftener ſelbſt, oder durch andere, ein von biefer 
Steuer, betroffenes Gewerbe betreibt, oder ed unternimmt, diefe Steuer ganz oder theilweile auf 
irgend eine Art zu umgehen, hat neben der Konfisfation der, des Gewerbes wegen mitgeführten 
Gegenfäude.dad Vierfache der erhöheten Jahresſteuer als Strafe verwirkt. Hinfichtlic des Ber⸗ 
fahrenis gegen die Konteavenienten Fommen die in Betreff der Zuwiderhandlungen gegen das 
Gewerbeſteuergeſetz überhaupt beftehenden Beitinimungen zur Auwendung. Die weiteren Anorb- 


nungen, welde zur Ausführung ber gegenwärtigen, durch die ©. S. zu publizirenden O., ers 


forderlid find, .. ©ie, der De durch die Amtsblätter befannt zu machen. 


Potedam, d. 22. Mai 184 
; An Friedrich BEN “ 
die Giiatainiter * Bülse 4* v. — las 





Negl. v. 20. Pr uni 1843., über die Be niß der —* Medizinal⸗ 
verſonen * elbſtdispenſiren der nach A .. Gpundiägen bes 
reiteten Arzneimittel, 


[S. bei der 8. O. v. 1. Juli 1843.]- 


Gef. ©. f. Berw. B., Or II. | 8 


1 


na 1843. (B. 28. Juni — II. gull) 


% 


B. betr. bie Ausgabe von zwei und einen halben Silbergroichen-Stücen 
Scheidemünze., DB. %S. uni 1843, 1. 


[®. ©. 1843. S. 35. No. 2357.) . 


Mir Friedrich Milhelm ıc. sc. Nachdem in Gemäßheit der Beſtimmung im $.-6. des G. 
ber die Münzverfaſſung v. 30. Sept. 1821. die allmälige Einziehnng der alten Einzwöljtel: 
Thalerftücde fo weit vorgefchritten ift, daß folhe den Bedarf an Heinen Münzen nit mehr 
deden, auch die bisher nur zum Betrage von 3,325,000 Rihlr. in ganzen und halben Silber: 
groſchen ausgeprägte Scheidemünge für das Bedürfniß des Verkehrs nicht ausreicht, dieſem Be: 
bürfniffe aber am zwedmäßigften bar das Ausgeben von Sceidemünge in Stüden zu Twei 
und einem halben Silbergroſchen abgeholfen wird, fo verorbnen Mir auf den Antrag Unſeres 
Staatsminifteriums, was folgt: — 

1) Zur Erleichterung ber Auseinanderſetzung im kleinen Verkehr ſollen als Scheide⸗ 
münze zwei und einen halben Silbergroſchenſtücke ausgeprägt: und in Umlauf ge 
fegt werden. Auf diefe zwei wind einen halben GSilbergrofchenftüde finden bie 
Beſtimmungen Anwendung, welche im $. 7. des ©. über die Münzverfaffung v- 
30. ee 1821. wegen Annahme der Zahlung in Silbergrofchen getroffen wor: 
ben find, ; 

2) Mit Einziehung der zum Betrage von 15 Millionen Thaler in Umlauf gewefenen 
alten Ginzwölftel:Thalerftücte ſoll fortgefahren, umd der eingezogene Betrag, for 
weit es das Bebürfniß erfordert, in meue zwei und einen halben Sildergrofcen: 
flücke, der übrige Betrag aber. in Kourantgeld umgeprägt werben. 

3) Zwei und fiebenzig neue zwei und einen halben Silbergrofchenftüce follen eine 
Kölnische Mark wiegen und Ginhundert und acht Gran ober drei Achtel ihres 
Gewichts fein Silber enthalten. Die Mark feinen Silbers wird mithin bei ben 
zwei und einen halben Eilbergrofchenftüden eben fo, wie bei ben ganzen und 
halben Silbergrofhen ($. 8. des G. v. 30. Sept. 1821.) zu ſechszehn Thalern 
ausgebracht, ‚und werben Ginhundert zwei und neunzig Stüde ‚eine, ‚Mark, fein 
Silber euthalten. - Dre 

A Die Abweihung im Mehr oder Weniger ſoll bei den zwei und inen halben 

ESilbergroſchenſtuͤcken im Feingehalt ein Grän, und im Gewicht ein Prozent (bei: 

des jeboch nicht qm einzelnen Stücke, fondern marfweife) nicht überfteigen. 
5) Die zwei und einen halben Silbergrofdyenftüde werben, wie die Silbergroſchen 
J und halben Silbergroſchen, im Ringe ohne Randverzierung geprägt; fie erhalten 
1J im Avers Unſer Bildniß mit der Umfchrift: Friedrich Wilhelm IV. König von 

— Preußen, im Revers aber die. Aufſchrift: 25 Silbergroſchen, nebſt der Jahres⸗ 

zahl und dem Münzzeichen, ſowie die Umſchrift: 12 einen Thaler Scheidemünge; 
6) Das Nusgeben der neuen zwei und einen halben Silbergrofchenftüde ſoll mit dem 

— 1. Juli d. J. beginnen. J — 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrudtem Königl. Inſiegel. 
Gegeben Sausſouci, d. 28. Juni 1843. — 2 

AR (L: S.) Friedrich Wilhelm. 
Prinz von Preußen. 

v. Boyen. Mühler v. Dagler. Rother. Gr. v. Alvensleben. Gihhorn. 

v. Thile. v. Savigny. Frhr. v. Bülow. v. Bodelſchwingh. 

Gr. zu Stolberg. Gr. v. Atnim. X 


uUebereinkunft der zum Zoll⸗ und Handelsvereine verbundenen Regierungen 

wegen —— von een und Privilegien, VB. 21. Sept. 
184%; Befauntmachung der Natififation 9. 20. Juni 18483. 

[®. ©. 1843. ©. 265. No. 2359.] ‚a 


Allerh. 8 ». v. 18, juli 1843,, über die Befugnif der approbirten 
Medizinal:» Perfonen * Selbſtdispenſiren der nach homöopathiſchen 
Grundſätzen bereiteten Arzueimittel, nebſt Neglement. 
* 68B. ©. 1843. ©. 305. No. 2373.] | 
Ich genehmige auf Ihren Bericht v. 20. ©: Modas Hierbei’ jurückfolgende Reglement über 
bie Befugniß der approbirten Medizinal-Perfonen zum Selbſtdispenſiren der nach homöopathi⸗ 
ſchen Grundfägen bereiteten Arzneimittel, und ermaächtige Sie; daſſelbe mit Meinem gegenwärs 
tigen Befehl durch die G. S. zur öffentl. Kenntniß zu bringen. , 
. Sänsfouci, d, 11. Juli 1843, . 
’ Friedrich Wilhelm. 


An , 
die Staatsminifter Mühler, Gihhorn und Grafen v. Arnim. 


J 





1843. (B. 11. Juli) + 115 


“ 
* 


Reglement 
über 


die Befugniß der approbirten Medizinalperſonen zum Selbſtdispenſiren 
ber nach homöopathiſchen Grundſätzen bereiteten Arzneimittel. 
V. 20, Juni 1843, 


Da in Bezug auf das Heilverfahren nad homöopathiſchen Grundfägen eine Modifikation 
der Borfchrift, nad. welcher Aerzte ıc. die von ihmen verorbneten NArzneien im der Megel nicht 
ſelbſt dispenfiren dürfen, angemefien befunden worden ift, fo werben über die Befugnig der Mer 
bizinalperfonen zum Selbftdispenfiren der nach homöopathifcher Weiſe bereiteten Arzneien für 
den ganzen Umfang der Monarchie nacftehende Vorſchriften gegeben: 

$. 1. Giner jeden Mebizinalperfon foll, foweit fie. nadı Inhalt ihrer Approbation zur Gi- 
vilpraxis berechtigt ift, fünftig, nad Maaßgabe der nachfolgenden näheren Beitimmungen, ge 
ftattet fein, nach homöopathiſchen Grundfägen bereitete Arzneimittel felbft zu dispenfiren. 

$. 2. Wer von diefer Befugnig ($. 1.) Gebrauch machen will, muß hierzu die Erlaub⸗ 
niß des Minifters der Medizinal:Angelegenheiten einholen. 

8.3. Da bie durch das Prüfungs» Meglement vom 1. Der. 1825. angeordneten Staats: 
Prüfungen der Nerzte und Wundärzte auf Erferſchung der pharmafofogifhen Kenntniſſe und 
“ber pharmazentifchetehnifhen Ausbildung der Kandidaten nicht mit gerichtet find, bei dem Heil: 
verfahren nad) homöopathifhen Grundfägen auch mehrere, in die Landespharmakopöe nicht auf: 
genommene Arzmeiitoffe angewendet werben, fo fann die Grlaubniß zum Selbftdispenfiren ber 
erwähnten Mittel nur denjenigen Medizinalperfonen ertheilt werden, welche in einer beſonderen 
Prüfung nachgewieſen haben, daß fie die erforderlichen Kenntniffe und Fertigkeiten befigen, um 
bie verfchiedenen Arzneimittel von einander umterfcheiden, die verfciedenen Qualitäten derfelben 
genügend. beftimnren und, Arzheimittel gehörig bereiten zu fönnen. 

Dieſe Prüfung ſoll vor einer Kommiſſion erfolgen, welche der Miniſter der geiſtlichen, Un— 
terrichis⸗ und Medizinal⸗Angelegenheiten aus dazu qualifizirten, und insbeſondere mit der Bo— 
tanik, Chemie und Pharmakologie, jo wie mit den Grundjügen des homöopathifhen Heilverfah- 
rens praftifc vertrauten Männern beitellen wird. Diefe Kommifiion hat ihren Sig in Berlin. 
Dem genannten Minifter bleibt es. indeß vorbehalten, bei .eintretender befonderer Veranlaſſung 
* erwähnte Prüfung auch anderswo, durch dazu beſonders beſtellte Kommiſſarien, abhalten zu 
laffen. : 
8.4 Die Einrichtungen, welche zur Bereitung und Dispenfation der Arzneien von ben 
dazu für befugt erklärten Mebizinalperfoneit getroffen worden find, unterliegen in gleicher Art, 
wie dies bei den Hausapothefen. ftatifindet, welde ausnahmsweife eingelnen Aerzten geftattet 
find, zeitweilen ‚Bifitationen durch die Medizinalpolizei:Behörbe. 

Bei diefen Viſitationen müſſen die betreffenden Medizinalperfonen fid darüber ausweiten: 

a) daß fie zur Bereitung und Dispenfation der Arzneien ein nad den Grundbfägen 
des homöopathifcen Heilverfahrens zweckmäßig eingerichtetes befonderes Lokal befigen ; 
: b) daß" die vorhandenen Arzneiſtoffe und Droguen von 'untabelhafter Beſchaffenheit 


% 


find; | 
ec) baß die wichtigften Arzneiftoffe, deren namentlihe Bezeichnung‘ erfolgen, wird, in 
der erfien Verbünnung angetroffen werben, damit bie erforderliche chhemiſche Prit⸗ 
fung derfelben in Bezug auf ihre Meinbeit angeftellt. werden könne; und 
d) daß ein Tagebud) geführt wird, in welches die ausgegebenen Arzneien nad ihrer 
Beichaffenheit und Dofis, unter genauer Bezeichnung des betreffenden Patienten 
uund des Datums ber Verabreichung eingetragen werben, 

EB Es iſt allen Medizinalperfonen unterfagt, zubereitete homöopathiſche Arzneien zum 
Behufe des Selbfibispenfirens, fei es in größeren oder geringeren Quantitäten, bireft oder ins. 
direft aus auslandiſchen Apotheken oder Fabriken zu entnehmen. 

8.6. Wer homöopathiſche Arzneien ſelbſt dispenfirt, ift nur befugt, diefelben an biejenis 
gen Kranfen zu verabreichen, welche er felbft behandelt. 

— $&, 7.,.Den Mebizinalperfonen, welche die Genehmigung zum Selbftdispenfiren homöopa⸗ 
thifcher Arzneimittel erhalten haben, bleibt es unterfagt, unter dem Borwande homöopathiſcher 
—— —* den, Grundſätzen der ſogenannten allopathiſchen Methode bereitete Arzneimittel 
elbſt zu dispenſiren. or, ny® 
n $ 8. Wer ohne die im:-$. 2. vorgeſchriebene Genehmigung jogenannte homöopalhiſche 
Arzneimittel ſelhſt dispenſirt, fol von der Befugniß Hierzu für immer ausgeſchloſſen bleiben und 
außerdem nad) den allgemeinen Vorſchriften über den unbefugten Verkauf von Arzneien beſltraft 
werben. 4 1 RT pr - ‚ht s u . s 
— 8. 9. Ehen dieſe Strafe, ($. 8.) und zugleid der Verluſt ber Befugniß zum Selbftdis: 
penftren foll denjenigen treffen, welcher ſich einer Ueberſchreitung der Vorſchriften der. $$. 6. und 
7. ſchuldig macht. RE; Ä ws | R: 

$. 10. MUebertreiungen ber $$. 4. und 5. find mit einer Geldbuße bis zu 50 Thaler zu 
; 8. 
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ahnden und Fönnen, bei. Miederhofung des Vergehens, nad) borangegangener DENE Ber _ 
firafung, mit der Entziehung der Befugniß zum Selbftdiepenfiren Behraft werd werd 

$. 11. Die Unterſuchung und Beſtrafung der Vergehen gegen bie —— dieſes 
Neglements erfolgt nad den allgemeinen Vorſchriften über das Strafverfahren gegen Medizis 
nalperfonen wegen Verletzung ihrer Berufspflichten. 

$. 12. Auf die fogenannten iſopathiſchen Arzneimittel findet gegenmwärtiges Negl. feine 
Anwendung. 

— d. 20. Juni 1843. 

Mühler. — Gr. v. Arnim. 


V., wegen Einführung eines gleichen Haspelmaaßes 2 —— e pinnſt 
* * ae in + rovinz —— — V. 14. J 1843. j 
[G. ©. 1843. ©. 303. No. 2372.] 


V., eine zufägliche Beitimmung zu dem G, v. 13, Mai 1833, über Schen: 
tungen und legtwillige Zuwendungen an Anftalten und Gefellichaften betr. 
V. 21. juli 1843, 

[®. S. 1843. ©. 322. No. 2379.] 


Mir Friedrich Wilhelm sk. sc. verorbnen zur Ergänzung ber $$. 1. 2. ud 6. bes ©. v. 
13. Dai 1833. über Scyenfungen und fegtwillige Zuwendungen an Anftalten und Geſellſchaften, 
auf den Antrag Unſeres Staatsminifteriums und nad) vernommenem Gutachten einer aus Mit⸗ 
gliedern des Staatsraths ernannten Kommiſſion, was folgt: 

”]) Soll eine Zuwendung, deren Bertheilung an Einzelne der Geber weder ausdrücklich 
beftimmt, noch ausgeichlofien hat, nad) den Befchluffe der bedachten Anftalt oder Ge: 
ſellſchaft an Ginzelne vertheilt werben, fo bedarf es, fofern die Zuwendung nicht mehr 

. als Taufend Thaler beträgt, der im $. 1. des ©. v. 13, Mai 1833. vorgeſchriebenen 
Anzeige an die vorgeſetzte Behörde nicht. 
2) Meberfteigt die Zuwendung Tauſend Thaler, fo iſt aud in biefem, Balle zu deren 

‚ Gültigkeit Unfere landesherrlihe Genehmigung erforberlid). 
Urkundlid, unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrucktem Königl. Inſiegel. 

Gegeben Saneſouti, d. 21. Juli 1843. 

(L. S.) Friedrid Wilhelm. 


v. Müffling. Mühler. aiähorn. v. Savigny. 
Beglaubigt: 
Bornemann. ı \ - 


®. iiber die Aftiengefellichaften. 2%. ®. Nov. 1843. 
[®. ©. 1843. ©. 341. No. 2391.] 


Mir Friedrich Wilhelm ꝛc. ꝛc. verorbnen über bie Rechtsverhältniſſe der Aktiengeſellſchaften, 
auf ben Antrag Unſeres Staatsminiſteriums und nach erfordertem Gutachten Unferes Staats: 
raths, für- den ganzen Umfang Unferer Monardyie, was folgt: 


Allgemeine Grundſätze. 


$. 1. Aftiengefellfhaften mit den im gegenwärtigen Geſetze beftinimten Rechten und Tr 
ten können nur mit Iandesherrliher Genehmigung errichtet werben. 
Der Gefellfchaftsvertrag (das Statut) ift zur Iandesherrlihen Betätigung vorzulegen. 
$. 2. Der Gefellfhaftsvertrag ift gerichtlich ober notariell aufzunehmen oder # vollziehen. 
— muß insbeſondere beſtimmen: 
1) die Firma und den Sitz der Geſellſchaft; 2 SD 
2) den Gegenftand des Unternehmens und ob daſſelbe auf eine geniff Beittanek bes 
fchränft ift oder nicht; 
3) die Höhe des Grundfapitals, fo wie der einzelnen Aktien, und ob dieſe auf jeben 
Inhaber, oder auf beftimmte Inhaber geftellt werben Aa en; 
4) die Grundfäge, nady welchen die Bilanz ($. 24.) aufzunehmen iſt; € 
5) die Art. der Bertretung und die Formen für die Legitimation: der Vertreters: r 
6) die Form, im. welcher die Zufammenberufung ber Mitglieder erfolgt; Bi n⸗⸗ 
- 7) die Art und Weiſe, wie das Stimmredt von den Mitgliedern ausgeübt wird; - 
» 8) bie Gegenftände, über welche ſchon durd einfache ‚Stimmenmehrheit oder Bun + eine 
noch größere Anzahl von ‚Mitgliedern Beichluß ‚gefaßt werden kamm; — 
9) die öffentlihen Blätter, im welden bie von ber ——— ausgehenden Belannt- 
machungen erfolgen follen. 
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$. 3. Der beftätigte Sefellfchaftsvertrag wird durch das Amtsblatt besjenigen Regieftings: 


‚ bejixks, in welchen die Geſellſchaft ihren Sit hat, befannt gemacht. 


— Anzeige von ber Beftätigung des Geſellſchaftsvertrages iſt in die Geſetzſammlung auf⸗ 
zunehmen 

Iſt jedoch der Geſellſchaft die Ausſtellung von Aktien auf jeben Snhaber’geftattet, 

ober find berfelben, über die Beſtimmungen bes gegenwärtigen Geſetzes hinaus, befondere 
Vorrechte beigelegt worben, 

ober find im Gtatut die Beftimmungen bes gegenwärtigen Geſetzes abgeändert, 

fo muf bie vollftändige Aufnahme des Gefellfchhaftsvertrages nicht blos in das Amtsblatt, 
fondern auch in die Gefepfammlung erfolgen. 

Die Koften der Bekanntmachung durch das Amtsblatt trägt die Geſellſchaft. 

$. 4. - Jede Veränderung oder Verlängerung, des Gefellicyaftsverirages bedarf ebenfalls 
ber Iandesherrlihen Genehmigung, fo wie der int $. 3. vorgefchriebenen Befanntmahnng. j 

$.5. Die Aftiengefellichaft darf feine Firma annehmen, welde die Namen dev Bethetlig- 


- ten ausdrüdt, fondern iſt nad) den Gegenftande, für welchen fie errichtet worden, au benennen. 


$. 6. Die Konzeffion einer Aktiengefllfchaft Fanır vom Landesherrn aus überwiegenden 
Gründen bes Gemeinwohls gegen Entfhädigung zurückgenommen werben. 

"Die Entfbäbigimg erftredt ſich jedod nur auf den wirflihen Schaden, nicht auf ben ent: 
gangenen Gewinn, 
WUeber die Höhe der Entfhädigung entfheibet in flreitigen Fällen ber Richter. 

$. 7. Macht fih eine Aftiengefelljhaft eines groben Mißbrauchs * Privilegiums ſchul⸗ 
dig, ſo geht dieſelbe ihres Rechts ohne Entfhädigung verluſtig. 

Die Aufhebung des Rechts fann jedody in diefeni Falle nur durch Richterſpruch erfolgen. 


U. meqiaderhaͤltniß der attiengeſellſchaften und der Aktionaire. 
1. Im Allgemeinen. 
8 Attliengeſellſchaften erlangen buch die landesherrliche Genehmigung die Eigenfhaft 


- Jurifti her Perfonen, und insbefondere das Recht, Grundſtücke und Kapitalien auf ihren Namen 


zu erwerben‘ und in das Hypothekenbuch eintragen zu laffen. 

8. 9. Die Aktiengefellichaften, welhe auf Gewerbe: oder Handelsunternehmungen gerichtet 
find, haben kaufmänniſche Rechte und Pflichten. 

Mebernehmen fie Wechſelverbindlichkeiten, ſo iſt gegen ſie zwar der Wechfelprogeh zuläffig, 
bie Exefution findet jedoch nur in das Dermögen der Geſellſchaft flatt. 

An Orten, wo faufmännifche Korporationen beftehen, find fie denfelben beizutreten verpflichtet. 

$. 10. So weit das Statut über die Rechte und Pflichten der Aftionaire gegeneinander 
feine befondere Beftimmungen enthält, fommen die am Sig der Geſellſchaft geltenden gefegliden - 
Vorſchriften über Gefellicaftsyerträge zur Anwendung. 


2. Aktien auf jeden Inhaber, 


$. MH. Mich der Geſellſchaft die Anstellung von Aftien auf jeden Inhaber geſtattet, ſo 
barf 

1) die Ausgabe der Aktien vor Ginzahlung des ganzen Nominalbetrages berfelben nicht 

erfolgen, und eben fo wenig bürfen über die geleifteten PBartial- Zahlungen Promeſſen 
oder Interimsſcheine, welche auf den Inhaber lauten, ausgeftellt werben; 

2) der Zeichner der Aftie ift für. die Einzahlung von 40 Prozent des Nominalbetrages 
ber Nftie ıumbebingt verhaftet; von dieſer Verpflichtung kann berfelbe weder burd) 
Uebertragung feines Anrechts auf einen Dritten ſich ‚befreien, nod Seitens der Ge: 
ſellſchaft entbumden werben; 

3) ob und unter welchen Maßgaben nach erfolgter Einzahlung von 40 Prozent die Mebers 
tragung der aus ben geleifteten Zahlungen entfpringenden Rechte und Verbindlichkei— 
ten am’ einen Dritten zuläffig if, muß im Gefellſchaftsvertrage beſtinimt werden. 


3. Aktien auf beſtimmte Inhaber. 


8. 12. Werden bie Aftien auf beſtimmte Inhaber ausgeſtellt, fo muß die genaue Bezeich⸗ 
nung berfelben nad) Aumh, Wohnort und Stand in das NAftienbuc der Gefellfchaft eingetra; 
gen werben. 

Geht das Eigenthum * Aktie auf einen Andern über, p ift diefer zur Vermerkung im 
dem Aktienbuche anzumelden. 

Im Berhältniß zu der Gefellihaft werben nur Diejenigen als die Gigenthümer der NAftien 
angefehen, die als folde im Aftienbuche verzeichnet find 

$. 13 So fange der Aftionair den Betrag der Aktie nicht: vollſtändig berichtigt hat, wird 
ee durch Mebertragung feines Antechts anf einem Andern von der Verbindlichkeit zur: Zahlung 
bes Nüdftandes nur dann befreit, wenn bie Geſellſchaft Hierzu. ihre Cinwilligung ertheilt. 


— 


. 
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Auch in dieſem Falle bleibt der austretende Altionair auf Höhe bes Rückſtandes für alle 
bis dahin von der Geſellſchaft eingegangene Berbinblichkeiten * auf Ein Seht; vom Tage- bes 
Austritts an — ſubſidiariſch verhaftet, 


4. Gemeinfame Befimmungen für beide Arten von Aktien. , 


$. 14. Im Gefellfchaftsvertrage können für den’ Fall der verzögerten Einzahlung des ge: 
zeichneten Aftienbetrages oder eines Theils deffelben Konventionalftrafen ohne Rüdfiht. auf bie 
ſonſt Rattfindenden gefeglichen Ginfhränfungen feftgefegt werden. 


$. 15. Kein Aftionair ift fchuldig, zu den Zwecken ber Gefellichaft und, ‚zur Erfüllung 
ihrer Berbindlichfeit mehr Beigutragen, RN den Nominalbetrag der Aktie; er kann aber aud, 
anßer dem Falle der Nuflöfung der Geſellſchaft, den eingezahlten Betrag niemals zurücferdern. 

$. 16. Der Aktionalr tritt für feine Perſon zu den Gläubigern der Geſellſchaft nicht in 
das Berhältnif eines Schuldners, fondern bleibt, fo weit der Betrag ber Aftie noch nicht berich⸗ 
tigt iſt, nur Schuldner der Geſellſchaft. 

$. 17. Die Geſellſchaft darf das ſtatulenmäßige Grundkapital durch Růchahlung an die 
Aktionaire nicht verkleinern. 

Die Stipulation von Zinſen zu beſtimmter Höhe iſt nur für denjenigen, im Statute: anzu⸗ 
gebenden, Zeitraum zuläſſig, welchen die Vorbereitung des Unternehmens bis zum Anfange bes 
vollen Betriebes erfordert. Bon legterem Zeitpunfte an darf unter die Aftionaire, fei es in 
Form von Zinfen oder Dividenden ein Mehreres als nad den Jahresabfhlüffen fih an Uebers 
ſchuß ergiebt, nicht vertheilt werben. 

8. 18. Bei entftehender Jnfolvenz ber Geſellſchaft ſind die Altionaire zur Erſtattung der 
früher an Br andgezahlten Zinfen und Dividenden nicht verbunden. 


II. Rechte und Pilidten ber Vorſteher der Gefriifqaft. 


$. 19. Die Geſchäfte der Geſellſchaft werden durch einen, nach Vorſchrift des Statuts bes 
flelften rg verwaltet, deſſen jedesmalige Mitglieder öffentlich bekannt gemacht erben 
müſſen. ($. 2. Ro. 9.) 

$. 20. Die BVorfteher find aus den von ihmen Mamens der Gefellfchaft geführten Geſchäf⸗ 
ten und eingegangenen Berbindlichfeiten für ihre Perſon einem Dritten nur bann verpflichtet, 
* — den Beſtimmungen im $. 11, No. 1., 8. 12.,17., 24., 25,, 27. und 29. entgegen 
. de * 

$. 21. Die Defugniß des Borftandes zur Vertretung ber Geſellſchaft bei terlchtlichen und 
außergerichtlichen Geſchaͤften, erſtreckt ſich auch auf diejenigen Fälle, in welchen eine Spezialvoll⸗ 
macht erforderlich iſt. 

. 22. Die Inſinuation der Vorladungen und anderer Zufertigungen an die Geſellſchaſt 
iſt gultig, auch wenn fie nur an Ein Mitglied des Vorſtandes geſchieht. 

$. 23. Eide, Namens ber Gefelfhaft, werben von dem Borftande abgeleiftet. 


$. 24. Der Borftand ift fhuldig, die zur Ueberficht der Bermögenslage erforberlichen Bir: 
zu führen, auch im den erſten drei Monaten eines jeden Geſchaͤftojahres eine Bilanz des 
ee zu ziehen, und im ein bazu-beftimmtes Bud, einzutragen. Die Bilanz ift 
der Regierung mitzutheilen, in beren Bezirk bie Geſellſchaft ihren Sig hat., 
8. 25: Ergiebt ſich aus der legten Bilanz, daß ſich das Grumdfapital um bie Hälfte vers 
mindert hat, fo muß der Vorſtand dies unverzüglich öffentlich bekannt machen. 
Die Regierung muß in dieſem Falle von den Buͤchern der — Einſicht nehmen und 
kann nach Befinden der Umſtände die Auflöſung der Geſellſchaft verfügen. 

8. 26. Beträgt das Vermögen ber Geſellſchaft nach der vorgelegten Bilanz nicht mehr ſo 
viel, daß daſſelbe die Schulden deckt, ſo muß das Gericht, welchem die Regierung davon Mit: 
theilung zu machen hat, ben Konkurs (Falliment) von Amtswegen eröffnen. 

-$. 27: Die. Bücher der Geſellſchaft find dreißig Jahre‘ lang aufzubewahren. 

Bei Auföfung der Gefellfchaft find die Bücher dem Handelsgerichte des Orts ober Bezirke, 
ober wo befondere Handelegerichte nicht beftehen, dem Givilgerichte, welchem die Geſellſchaft unter: 
worfen if, zur Aufbewahrung auf die Dauer von zehn Jahren zu a 


IV. Auflöfung der Gefellfhaft.. 


$ 28: ° Durch den Tod einzelner Mitglieder wird die Gefellfchaft ni t au elo au En 
wen einzelne Mitglieder nicht auf Theilung antragen. ——— r 9 
— hört die Geſellſchaft auf: . Sir ,.. 
1) -in ben Fällen der $$. 6. und 7.; di * 
2) durch Ablauf ber ſtatutenmäßig beftimimten Zeitz 
3) buch flatutenmäßigen Beſchluß der Mitglieder, mit  anhespetiden Genpuigung; 
m; 4) durch Berfügung der Regierung im Falle des —— J 
- 5) durch — des Kunfurfes Gallimenis). J BL SSCEE EEE ä— 


Di 
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6. 29. Die bevorſtehende Auflöfung der Geſellſchaft iſt in den Faäͤllen des 5. 28. Ro. J. 
— qu drei verſchiedenen Malen durch die öffentlichen Blatter (F. 2. No. 9.) belannt zu 
machen. 

Die Bertheilung bes Geſellfchaftsvermögens barf nicht eher vollzogen werben, ale nad) 
—— — ſechs Monaten, von dem Tage an gerechnet, wo die Bekanntmachung zum dritten 

ale erfolgt iſt 

Durch diefe Bekanntmachung müflen zugleich die Gläubiger aufgefordert "werben, fich bei 
bee Dee zu melben. "Die, befannten Gläubiger ſind hierzu durch beſondere Erlaſſe auf⸗ 
zuforde 
Diejenigen Glaubig er, welche ſich nicht innerhalb ſechs Monaten melden, gehen ihrer Rechte, 
zu Gunften der Gefellfcaft, verluftig. 

Im Falle der Auflöfung wegen Infolvenz ($. 28. Ne. 5.) tritt das Konkurs: (Kalliments:) 
Derfahren ein. , 

, $. 30. Auf. die bereits beflchenden Aftiengefellfchaften findet diefes Gefeß Feine Anwenbu 
rkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und er... Bun Inflegel. 
Gegeben nn d. 9. Nov. 1843. (L.S.)' Friedrich Wilhelm 

Rocho w. ‚müßten. v. Savigny. m. RULATIMET 
Beglaubigt: 
Boruen gat 


Allerh. RK. O. v. 24. Nov. 1843,, betr. die ——— der Steigungs⸗ 
ſätze für die Gewerbeftener:Beranlagung. 


rn [ES 1843. ©. 350. No. 2396.] 


Auf den Bericht des Staatsminiſteriums v. 10. d. M. genehmige dh, daß die Gewerbe⸗ 
ſteuer für die nach Mittelfägen fteuerpflichtigen Gewerbsllaſſen, vom Anfange * nächſten 
res an, nicht bloß in den unter No. 12. lit. A. bis E. und lit. H. der Beilage B. zum G 
werbefteuergef. v. 30. Mai 1820. vorgefchriebenen Steigungsfägen von 2, 4, 6, 8, 12, 18, 2, 
30, 36, 48 Thalern und demmädft um jevesmal 12 Thaler wahfend, fondern außerdem auch 
in Sahresbeträgen von 10, 14, 16, 20, 28, 32, 42, 54 und 66 Thalern, und erft von dem 
Sape von 72 Thalern ab, um jedesmal 42 Thaler wachfend, veranlagt werden kann, wobei je⸗ 
dody die in der erwähnten Beilage zu dem Gewerbefeusrgefehe vorgefchriebenen niedrigften 
Steuerfäge feſtzuhalten find. 
s Borfiehende Beſtimmungen find aud auf die, von ben Bädern d Sclädtern in Orten 
ber erften.und zweiten Gewerbeſteuer⸗Abtheilung, ſowie auf bie, für bie Brauerei zu entrichtende 
Gewerbeſteuer, Anwendung. 

Diefer Erlaß iſt bu die ©. ale zu madyen. 5 


Gharlottenburg, d. 24. Nov. 1843 07, 
; , griebrid Wilhelm. 
tag Strateminifteriifn. | — Aber - De a Ft 
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@. wegen exefutivifcher Beitreibung der — und indireften Stenern 
und anderer Öffentlicher ar en u in der Mheinprovinz. 
+ Nov 


(6. & 1848. ©. 351. Mo. 2301 Per 


— — — — 


B. Wegen ie Sürgerlichen Kechte und Verpflichtungen be Söltener Pers 
MER: in nen mit einer EA 7 a a. enen Städten. 
’ + ov. 1 * 


[B. ©. 1843. ©. 368. Re. 2397.] | \ 


nr K. > v. 25. Nov. 1843, — welche den Kreis-Sekretären der 
Veufiang der Regierungsfubalternen E. Klafie beigelegt wird. j 


[®. ©. 1844. ©. 15. No. 2404] | 


u he aa Beticht des Staatsminifteriums v. 10. d. Me will‘ Iq den en ben» 

ten Bra ang “beilegen, welcher nach ber 3. v. 4 Be il ee B. IH: den Regie? 
ungefu —** J. Klaſſe zuſteht. — Die Beſtimmung im er 5: der V. v. 28. Juni 
1825. wird hiernach bahin abgeändert, daß die’ —* € —8 si Tommiffarifchen Ge⸗ 


* 


* 


20 - 1843. (8. 1.— 8. Dee) 


fhäften zu "gleichen Reifebiäten, wie nad $. 1. B. 3. diefer V. die Megierum — . 
Klaſſe, berechtigt ſein ſollen. — Die gegenwärtige O if durch die ©, ©. zur öffentlichen Senade 
niß zu bringen. 

— d. 25. Novi 1843, 
Friedrich Wilhelm. 
das — 


— — — — 


Allerh. K. O. v. 1. Dee. 1843. wegen —2 derjenigen 33 erung, 
ee bei Betheiligung mehrerer Negierungsbezirfe das Verfahren in 
ewäjlerungsangelegenheiten zu leiten bat. 


[G. ©. 1844. ©. 43. No. 2412.] 


Ich —— Sie nach Ihrem Antrage v. 11. v. M. in den Ben in Dee nady Bor: 
ſchrift des ©. über die Benutzung der Privarflüfle v. 28. Febr. d. J. 88. 19. und f. die Ber 
mittlung der Polizeibehörde zum Behuf einer Bewäfferungsanlage, durcd) welche Grundftüde in 
ben Bezirken mehrerer Megierungen betroffen werben, in Anſpruch genommen wird, eine biefer 
Regierungen mit der oberen Leitung des geſammten Verfahrens und namentlidy mit der Abfaf: 
fung aller in demfelben zu ertaflenden Präkluſionsbeſcheide zu beauftragen. — Diele Beſtim⸗ 
mung: ift vun die G. ©. zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 


a . 1. Dee. 1843. 
Friedrich Wilhelm. 


8 


den Einsteinifer Gr. v. Arnim. 


V. wegen Feftftellung des Wifpelmanßes. V. 1. Der, 1843, 
[®. ©. 1844:'©. 43. No. 2413.] 


Mir Friedrich Wilhelm sc. »c. beftimmen zur Ergänzung ber Maaß- und Gewidts-Orbn. v. 

16. Mai 1816. auf den Antrag Unfers Statteminifteriums hierdurch: - 
aß unter einem Mifpel.oder Wiufpel beim Getreivehandel überall vier und zwanzig 

Berliner Sphyeffel zu Drei Taufend zwei und ſiebenzig Kubitzoll verftanden werben 


follen, 
Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterfchrift und beigedrucktem Königl. Inſiegel. 
— Berlin, d. J. Der. 1843. (L. 8.) Friedrid Wilhelm, 


Prinz von Preußen. 
v. Boyen. _Mühler. v. Nagler. Rother. Gr. v. Alvensleben. 
Ginnern. v. Thile v. Savigny. Frhr. v. Bülow. v. Bodels 
ſchwingh. Gr. zu Stolberg. Gr. v. Arnim. 


K. ©.» . 8. Dec. 1848., betr. den Verfehr der, Behufs des Suchens 
—* ———— u. des  Waarenauffaufs ambherreifenden Perfonen. 


[G. ©. 1844. ©. 15. No.- 2405.] 


"Um den Nebelflähden entgegen zu wirken, welche hinfichtlich des Berfehrs der. Bchufe des 
Sudens don Maarenbeftellungen und des MWaarenauffaufs umherreiſenden Perſonen wahrges 
nommen worden find, beftimme Ich auf den Antrag des Stantsminifteriums, was folgt: 

1) Baarenbeftelungen dürfen, aud auf Grund ber gegen Steuerentrichtung ober ſteuer⸗ 
frei dazu erteilten Gewerbfcheine furtan nur bei Gewerbtreibenden geſucht wer: 
de, und zwar bei Handeltreibenden ohne Befchränfung, bei andern Gewerb— 

un?“ u ..,treibenden, fie mögen Gegenftände ihres Gewerbes verfaufen oder nicht, nur auf 
folde Sachen, welde zu dent von ihnen: ausgeübten Gewerbe als Batrifmarerlatien, 
Werkzeuge, ober nad) ihrer fonftigen % Beihafmbeit in Beziehung fteheh. Bet ſtellun⸗ 
gen auf Wein können auch — bei anderen Perſonen, als Gewerbetreibenden ge: 
fucht werben. 
2) Wer durch Umherreiſen Behufs des Aufkaufs von Gegenftänden zum Mieberverfauf, 
oder Behufs des Suchens von Waarenbeftellungen, einen gewerbefcdeinpflichtigen Ders 
tree betreibt, darf, and werner dazu mit. einem Gewerbeſchein verſehen Am 
Proben oder Mufter, nicht aber: Waaren irgend einer Art mit. ſich führen.: 

3) Wer einer der zu 1. und 2. ertheitten Beftimmungen,zuwider handelt, hat eine Geld⸗ 

firafe von Adıt und Vierzig Thalern und die Konfisfation derjenigen Gegenſtände 
verwirlt, bie er feines Gewerbes wegen bei ſich führt. In Anfehung, der nachzuzah⸗ 
du Ienden Steuer bewenbet es bei den befichenden Beſtimmungen. Auch lommen hin; 
fihtlich „ber, Umwandlung ber Geld: in Gefängnißftrafe, und überhaupt hinfichtlic bes 
vdaſeicene wider die Kontravenienten die in Betreff ber Zuwiderhandlungen gegen 


» 
- 


— 
7 


1843. (8. 22 — 2. Dee) 1844. (V. 8-17. 9m) _ MT 


bas Gewerbeſteuer⸗ G. v.: 30. Mai 1820. und das Haufirregulativ v. 28, April 1824, 
ertheilten Borfchriften zur Anwendung. _ 
Der — Erlaß iſt durch die ©. €. befannt zu machen. 
* ottenburg, d. 8. Dt. 1843. 
Friedrid Wilhelm. 


% 


das — 


Allerh. K. D. v. æ Dee! aA842., el Beitrafung der Kontraventionen 
gegen die Kontrolvorichriften. der über die en und Schlachtſteuer er⸗ 
laſſenen Ortsregulative 


[®. ©. 1844. ©. 46. No. 2416.) 


- ur Befeitigung ber Zweifel, welche" bei einigen Gerichten darüber entflanden find, ob die 
von dem Finanzminiſter nach $. 16. e. und €. 19. des Mahl: und Schlachtſteuer-Geſetz vom 
30. Mai 1820. zu ertheilenden Borfchriften über basjenige, was zur Kontrole der Steuer ents 
weder allgemein, oder wegen örtlicher Verhältniffe zu beobachten iſt, nur für bie im 6. 16. c. 
jenes &. namentlich, erwähnten Müller und Schlächter, oder auch für andere Bewerbtreibende 
verbindlich find, will Ich auf den. Bericht des Staatsminifteriums v. 10. d. M. hierdurd Fol: 
gendes beftinimen: 

I) Die Kontrolvorfhriften der, von dem Finanzminifter erlaffenen, oder nod) zu etlaſſen⸗ 

ben öttlihen Mahl: und Schlachtſteuer-Regulative, ſowie die, auf bie Uebertretung 

x Diefer Kontrolvorfchriften angebrohten Ordnungsſtrafen bis zum Betrage von Zehn 
Thalern, finden auf alfe Gewerbtreibende Anwendung, deren Gewerbe ſich auf bie 
Verfertigung von Gegenftänden der Mahl: und Schlachtſteuer, oder auf den Gandel 
mit foldyen Gegenfländen bezieht. 

2) Der Sinanzminifter it ermächtigt, im ben mahl: und ſchlachtſteuerpflichtigen Etäbten, 

. wo eine Kontrole der Viehbeftände nöthig befunden worden, die deshalb getroffenen 

Anordnungen auch auf PViehändler, Viehmäſter und überhaupt auf foldhe Gewerbtrei— 
bende, melde ihres Gewerbes wegen Vieh halten, auszudehnen, und Uebertretungen 
gleichfalls mit Ordnungsſtrafen bis zu zehn Thalern zu bedrohen. 
Dieſe Beftimmungen find durch die G. ©. zur öffentlichen — zu bringen. 
Berlin, d. 22.” Der. 1843. 
Friedrich Wilhelm. 


4 


An B: 
s das Staatsminifterium, ger 


- Batent über die Wiederbelepun eng ber der - Sefellfchaft des Gihwanenoedens. 


[®. ©. 1843. * 11. No. 2401.) - 


1844. 


v. 8. — 1844, betr. die Anfhebuug des Erbrechts derje⸗ 
neh ——— * und Rorreftionsanftalten auf den Nachlaß der in den: 
le — Sträflinge oder Korrigenden, welche für Rechnung 

ber Staatskaſſe verwaltet und unterhalten werden. 


18. ©. 2. ©. 59. No. 2425., Nififh G. ©. 1. * 370.] 





ulerh. 8. D, v. 17. Yan, 1844,, betr., die Diäten und: Reiſekoſten der 
Eng und anderer —— bei, Bes 
wäfferungsanlagen. 


| [®. ©. 1844. ©. 61. No. 2427.] 


Auf Ihren gemeinſchaftlichen Bericht v. 20. v. M. beſtimme Ich, daß die Diäten und Rei: _ 
fefoften ber.. Mitglieber der Kreisvermittelungs : Kommtfiion, ‚der Regierungstommiffarien und 
Sachverſtandigen bei dem, in den $$. 30. bis 47. des ©. über die Benutzung der Privatflüſſe 
v. =. Gebr. v. I. angeordneten Berfahren, nach den, Vorfchriften der $$. 2. und 3. bes Regul. 


122 i SHAB. Im) —— 


, 


in bie Gewahrfan eines Beamten gefonmen iſi. n 


\ 


- n — > + 
v. 25; April 1836. beir. die Koften ber gulsherrlichAbätterlichen Anseinanberfegungen u, f. w. 
von den Megierungen fetgefept werben follen, — Sie haben biefe O. dur die G. ©. zur 
öffentlichen Kenniniß zu bringen, e 2 
Berlin, d. 17. Jan. 1844. ’ | 
An Friedrich Wilhelm. 
die Staatsminifter Mühler, v. Bodelfhwingh und ®r. v. Arnim. —— 


* 


B. über die Feſtſehung und den Erfatz der bei Kaffew und anderen Ver 
waltungen vorkommenden Defekte. De Dato d. 24, Jan, 1844. 
z IG. S. 1844. ©. 52, No. 2422.) z 


Mir Friedrich Wilhelm sc. ıc, verordnen zur Ergänzung ber beftehenden Vorfhriften über 
bie Fenfeging und dem Erſatz der bei Kaffen und andern Verwaltungen vorfommenden Defelte, 
auf den Antrag Unſeres Stantsminifteriung und nach vernommenem Gutachten Uhferes Staate: . 
rathe, für den ganzen Umfang der Monardie, was folgt: re 

‘8.1. Die Feſtſtellung der Defefte an öffentlichen oder Privatvermögen, welche bei. öffent: 
hen Kaſſen oder anderen öffentlihen Verwaltungen entdeckt werben, iſt zunaͤchſt von derjenigen 
Behörde zu bewirken, zu deren Gefchäftsfreife die unmittelbare Aufficht über die Kafle oder ans 
dere Berwaltung gehört, — 53* 

.. $ 2. Von dieſer Behörde iſt zugleich feſtzuſtellen, wer nach ben Vorſchriften der gegen: 
wärtigen Verordnung für den Defekt zu haften hat, und bei einem Defekt an Materialien, auf 
wie hoch die zu erftattende Summe in Gelde zu berechnen ifl. 


8% Eben fo ($$. 1. und 2.) hat die unmiitelbar vorgelegte Behörde die Defefte an 
ſolchem öffentlichen oder Privatvermögen feſtzuſtellen, welches, ohne zu einer öffentlihen Kaffe 
oder anderen öffentlichen DBerwaliung gebracht zu fein, vermöge befonderer amtlicher Anorbnung 

$. 4. Ueber den Betrag bes Defekts, die Perſon des zum Erſatz Verpflichteten und den 
Grund feiner, Berpflictung ift von der in den $$. 1. und 3, bezeichneten Behörde ein motis 
virter Beichluß abzufaffen. — 

$. 5. Hat dieſe Behörde die Eigenſchaft einer Central- oder Provinzialbehörde, fo iſt ber 
Beſchluß ohne Welteres vollſtreckbar. | . 

. 6. In allen andern Fällen unterliegt der Beſchluß der Prüfung ber vorgefegten Pro: 

yinzialbehörbe, und wird erft nad) deren Genehmigung volfitredbar. ” . - J 

$. 7. Der vorgefegten Gentralbehörbe bleibt jedody in allen Fällen unbenommen, einzu: 
fchreiten, und den Beſchluß felbß abzufaſſen oder zu berichtigen. . 


778, Nacdy Befinden‘ der Umſtaͤnde kann die Behörbe auch mehrere Beſchlüſſe abfaſſen, 


wenn ein Theil bes Defekts fofort Mar ifh, der andere Theil / aber nody weitere Ermittelungen 
nothwendig madıt, imgleihen, mern umter, mehreren Perſonen die Verpflichtung der einen feit- 
fteht, die der andern noch zweifelhaft if. " . 

$. 9. In dem abzufaftenden Beſchluſſe ift zugleich zu beflimmen, ob der Beamte zum Er: 


fag des Defefts oder nur zur Sicherftellung anzuhalten, und im erften Falle, ob bie Erefution 


unbedingt oder mit welchen näher au beftimmenden Mobififationen zu vollftreden. 

$. 10. Der abzufaflende Beſchluß fann auf die unmittelbare Verpflichtung zum Erſatz 

gerichtet werben: REN 

. 1) fofern der Defekt nad) dem Ermeſſen der Behörde durch Vorſatz bewirft worben, 

‚gegen. jeben Beamten welcher der, Unterſchlagung oder Veruntreuung «als Ucheber 

ER 5 Theilnehmer getändig iſt, ober für überführt exachtet wird; x - ...... 

ſoſern ber, Defekt nach dem Ermeſſen der Behörde. Durch grobes, Verfehen, entſtanden iſt, 

78) Zegen diejenigen, welchen die Kaſſe u. [,,w. zur Verwaltung übergeben war, auf 
Höhe des ganzen Defelts, ———— 

b) gegen jeden andern Beamten, der. an der Einnahme oder Ausgabe, der Erhebung, 

‚ ber Ablieferung oder dem Transport von Kaffengeldern oder andern Gegenfländen 

vermöge feiner dienſtlichen Stellung Theil zu nehmen hatte, nur auf Höhe bes 

und an m feine, Gewahrfam — DAtae) a I WE BR TERT EN, 

.s; Gen dies gült gegen bie $. 3. genannten, Beamten in ben bajelbit bezeichueten Fällen. >, 

8. 11. Der abzufaflende Beihluß kann ferner auf Beſchlagnahme des Vermögens oder 

Gehalts zur Sicherung des demnächſt im Wege Rechlens auszuführenden Anſpruchs, fofern ber 

Defekt aus dem Vermögen ber F. 10. genannten zunächft werantwortlidien Beamten und deren 
Dienflfaution nicht zu decken fein foflte, gerichtet werben: Sn 

gegen diejenigen, welche zwar bie befeftirten Gelber ober ———— nicht 

Ri in ihre Gewahrſam gehabt, aber an deren Bereinnahmung, Verausga ng ober Ver: 

U fhluffe in der Weiſe ummittelbar Theil zunehmen hatten, daß der Defett ohne ihr 

RT grobes Verſchulden nicht hätte entfichen fönnen. ee 
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8. 12. Sind Beamte, gegen welche bie crelutiviſche Tinziehung des Defekts zuläffig iſt, 
in fe Berwaltung ihres Amtes, wofür fie eine Amtöfaution beſtellt haben, belaſſen worden, 
fo it. die Exekution nicht zunächſt in dieſe Kaution, fendern in das fibrige Vermögen zu voll: 
ſtrecken, jedoch fo weit. die beſtellte Kaution reicht, nur auf Siqcherſteſtung eines gleichen Be⸗ 
trages zu richten. 

$. 13. Bei Gefahr im Verzuge tann bie unmittelbar vorgefeßte Behördr, aud wenn fie 
nicht die Gigenfchaft einer Provinzialbehörbe hat, oder der ummittelbar vorgeſetzte Beamte vor: 
läufige Eicherheitsmaafregeln durch Beihlagnahme bes Bermögens oder Gehalts gegen bie nad) 
$. 10. der Grefution unterworfenen Beamten ergreifen; "es muß aber davon ber vorgefepten 
„Provinzialbehörde ungefäumt Anzeige gemacht, und deren Genehmigung eingeholt werben. 

$. 14. Die Berwaltungebehörbe kann den zur BVollftredung geeigneten Beſchluß ſelbſt 
zur. Ansführung bringen, jo weit dieſelbe nach den beſtehenden Geſehen Erefution zu verfügen 
befugt if. Außerdem iſt das betreffende Gericht dieferhalb zu requiriren. 

Kuh... Die Gerichte und» Hypothekenbehörden find verpflichtet, den an ſie ergehenden Me 

quiſitionen zu genügen, bie Exekution gegen die benannte Perſonen ohne vorgaͤngiges Zah—⸗ 

lungemandat ſchleunig zu vollſtrecken, die Beſchlagnahme der zur Deckung des Defekts erfor: 

berlichen Vermögensftücde zu berfügen, und bie in Antrag gebrachten Eintragungen, wenn fonft - 
fein. Anfland obwaltet, im Hypothekenbuche zu veranlafen, ohne auf eine Beurtheilung ber 

— — einzugehen. 

6. Gegen den Beihluß, woburd ein Beamter zur Grftattung .eines Defefts für. ver; 
pflichtet at ‚wird ($. .10.), ſteht demfelben fowohl hinſichtlich des Betrages als hinſichtlich 
de u enanı außer dem Rekurſe an die vorgefehte Behörde, die Berufung auf recht: 
iches Gehör zu 

Bon diefer Befugniß muß ietod) innerhalb Eines Jahres, vom Tage ber dem Berpfliche 
teten. geichehenen - Befanntmadhung des pollſtreckbaren Beſchluſſes, oder wenn ber Verpflichtete 
ausgetreten ift, vom Tage bes abgefaßten Beſchluſſes an Gebrauch gemacht werden. Die Ere 
kution behält, des eingefchlagenen Rechtsweges ungeachtet, bis zur rechtöfräftigen Entſcheidung 
nach Maaßgabe des Beſchluſſes ihren Fortgang, wenn nicht von ber, Verwaltung davon Abfland 
genommen wird, 

In der etwa eingeleiteten Unterfucung bleiben dem Berpflichteten, infofern es auf die Bes 
ſtrafung anfommt, feine Einreden gegen ben abgefaßten Beſchluß auch nad Ablauf des Jahres, 
wenn gleich fie im Eivilprozeß nicht mehr geltend gemadyt werben Fönnen, vorbehalten, 

8. 17. Gegen einen Beſchluß, woburd die Beichlagnahme des Bermögens uber Gehalts 
nad) $. 11. angeordnet worden, fteht dem Beamten die Berufung auf rechtliches Gehör in bers 
felben Weiſe zu, wie dies gegen einen gerichtlich angelegten Arreſt zuläffig- ift. 

$..18. Das gegenwärtige Geſetz fydet auf fümmtliche öffentliche Kaflen und Berwaltuns 
gen und beren Beamte, einfchließlicd der Tecicttichen, fo wie auf die Militairfaffen, Magazine 
und Verwaltungen aller Art, und nicht nur auf Militair: Beamte, fondern quch auf Mititair 
BPerfonen Anwendung. 

Degen, Ausführung des Gefepes in ber Militairverwaltung wird Unfer Kriegemimifter eine 
Zufinktion ‚ertheilen, welde namentlich die Behörben zu bezeichnen hat, die, den nah $$. 5. 
und 6. an die Provinzialbehörde zur Abfaſſung oder- Betätigung verwiefenen Beſchluß zu ‚ers 
lafien befugt find. 

$. 19. Wenn in Folge befonderer Geſetze den Behörden ober einzelnen Inſtituten bereits 
ein Crekutionsrecht gegen ihre Beamten zuſteht, ohne daß es eines von der Provinzialbehörde 
abzufaſſenden oder zu beſtaͤtigenden Beſchluſſes bedarf, jo behält es dabei ſein Bewenden. 
—. 20. Eben jo bleiben die Geſetze in Kraft, wodurch die Exekutien gegen Erhebungs⸗ 
beamte „wegen gewiſſer an öffentliche Kaſſen abzuliefernder Einnahmen ohne Zulaffung des Rechts: 
weges angeorbnet ift. 

8. A. Auf Defekte, welche bei Publifation der gegenwärtigen Verorbnung bereits zur 
Rerintniß der. Behörden gefommen find, fol die gegenwärtige Berorbnung ebenfalls angewandt 
werden, fofern ber zu werfolgende Anfpruch nicht bereits-in den Rechtsweg eingeleitet if. 

Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfihrift und beigedructlem Königl: Inſiegel. 

— au Berlin, d. 24. Jan. 1844. 

J (L. 8.) Kriedrid Bilhelm 

» Boden. Mühlen. v. Savionı. v. Bodbelfhwingh. Gr. v. Arnim. 


Beglaubigt: 
Bornemann. u 
v. 6 die Berpflichtun der Militär Borf. N ur Geftellun 
£ von Neitpferden. DB, 10, ” s 
min ın 79 m &; 1844. & 147. No. 2451.) ° 


. Bir griedeid Withelm ꝛtc. it. verorbnen zur näheren ——e— der —— zur 
*) Vergl. Ed. v. 28. Oft. 1810, wegen Aufhebung bes Borfpanne, und Regul. v. 20. Mai 1816. 


* 


1 


124 1844, (2. 24. Mai,) 


Geſtellung des Militair: Borfpanns auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums für den ganzen 
Umfang Unferer Monarchie, . 
daß bie zur Geftellung bes Wilitair - Borfpanns BVerpflichteten auf Erforbern die an 
fidh dem Borfpann unterworfenen Pferde auch zum Weiten zu geftellen haben. Es 
muß jedoch in folhen Fällen das Sattel: und Zaumzeug in der Befchaffenheit, wie 
ber Vorſpannpflichtige es befigt, angenommen werben. 
Urkundlic unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigebrucdtem Königl. Inftegel. 
Gegeben Potsdam, d. 10. Mai 1844. 
(L. 8.) Friedrih Wilhelm. 


, Prinz von Preußen. . 
v. Boyen. Mühlen Mother. Gr. v. Alvensieben. Gichhorn. HI Thile. 
v.Savigny. Frh. v. Bülow. v. Bobelfhwingh. Gr. 3. Stolberg. Gr. v. Arnim. 


V. die Eröffnung von Aftienzeichnungen für Eifenbahnstiinternehmungen 
und den Verfehr mit den dafür —— Papieren betr. 

+ * Mai 1 + 

[®. ©. 1844. ©. 117. No. 2447.] 

Mir Friedrich Wilhelm ıc. sc. haben Uns bewogen gefunden, zur Befeitigung der Miß— 
bräude, zu welden die Eröffnung von Aftienzeihnungen für Gifenbahn s Unternehmungen und 
ber Verkehr mit den dafür-ansgegebenen Aftienpromeflen und ähnlichen Papieren Anlaß gegeben 
hat, auf den Anfrag Unferes Staatsminifteriums für den ganzen Umfang Unferer Monardjie 
zu vercrbnen, wie folgt: F 

$. 1. Niemand darf fortan ohne ausdrückliche Genehmigung Unſeres Finanz-Miniſters 
Aftiengeihmmgen für ein @ifenbahn-Unternehmen eröffnen oder Aktien: Anmeldungen dafür ans 
tiehmen. Mer diefer Beſtimmung zumwiderhandelt, hatzeine Geldbuße von funfzig bis fünfhun- 
‚ dert Thalern, und außerdem die Konfisfation des gezogenen Gewinnes verwirft. 

$. 2. Berträge, welche nah Publifation der gegenmärtigen B. über Aftienpromeffen, Ins 
terimafcheine, Quittungsbogen oder fonftige, die Betheiligung bei einer EifenbahnsUnternehmung 
befundende, aber vor Berichtigung des vollen, auf die Aktien oder Obligationen einzuzahlenden 
Betrages ausgegebene Papiere errichtet werben, follen nur dann, wenn fie. fofort von beiben 
Teilen Bug um Zug erfüllt werden, rehtsgültig, fonft aber ohne Ausnahme nichtig fein, und 
es foll eine gerichtliche Klage ans dergleichen Berträgen überall nidt zugelaffen' werben, aud 
aus Vergleichen, welche über hiernach ungültige Geſchäfte gefchloffen werden, weder Klage no 
Grefution ftattfinden. 1 

$. 3. Ueber die im $. 2, bezeichneten Papiere bürfen von ben öffentlich befleflien und 
veteideten Mäklern umb Agenten bei Strafe der Amtsentfegung feine andere Geſchäfte unter: 
handelt, vermittelt oder abgeicloffen werden, als foldye, welde fofort von beiden Theilen Zug 
um Bug erfüllt werden. 

$. 4. Den öffentlidy beftellten unb vereideten Mäflern und Agenten wird bei Strafe der 
Amtsentſetzung hierdurch unterfagt, in Papieren, weldye fiber die Betheiligumg 'bei- auslänbdi: 
hen Aftien: Unternehmungen oder Anleihen vor Berichtigung des vollen, auf bie 
Aktien oder Obligationen einzuzahlenden Betrages ausgegeben worden find ober fünftig andge: 
geben werben, irgend ein Gefhäft zu unterhandeln, zu vermitteln oder abzuſchließen, ohne Uns 
terfchied, ob daflelbe ſofort von beiden Theilen erfüllt wird, oder nicht. ine Ausnahme findet 
nur im Betreff der Papiere für ſolche ausländifche Unternehmungen ftatt, welde nach den bes 
ſtehenden oder fünftig abzuſchließenden Staatsverträgen ſich auch auf inländifches Gebiet erfireden; 
dieſe unterliegen, gleich den inländiſchen Papieren, nur den Beltimmungen der $$. 2. und 3, 

"5. Die in der ®. v. 19. Ian. 1836. (©. S. 1836. ©. 9. ff.) $. 7. beftimmte Strafe 
und Berpflihtung zum Scyadenerfag tritt auch gegen diejenigen ein, welde, ohne als öffent 
liche ’oder vereidete Mäfler oder Agenten argeftellt zu fein, und ohme vermöge ihres Anıtes oder 
Dienſtverhaͤltniſſes im Auftrage Eines der Kontrahenten zu handeln, gegen Entgelt ein Geſchäft 
daraus zu machen, über die in den $$. 2, und 4. der gegemmwärtigen Verordnung erwähnten 
Papiere, fo wie über Aktien, Obligationen oder fonitige Geldpapiere in: oder ausländifiher Bes 
fellfchaften oder Inflitute Gefchäfte zu unterhandeln, ju vermitteln oder abzuſchließen. 

Urkundlich «unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrndtem Königl. Inſiegel. 

Gegeben Sansfouci, d. 24. Mai 18344. Br 

z F (L. 8.) Friedrich Wilhelm. 
Prinz von Preußen. 
v. Boyen. Mühlen Gr. v. Alvensleben. Eichhorn. v. Thile, v. Savigny. 
Beh 9) Buͤlo w 8 Bodelſchwingh. &r. y Stolberg. Gr. v. Arnim Flottwell. 


V. zur Beförderung der Sicherheit der Dampfſchifffahrt auf dem Rheine 
er ‚und auf der Moſel. U. 24, Mai 1844, —W 
16. ©. 1844. ©. 267. No. 2482.] \ — 
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Regal. das — bei Chanfieepoli eis umd Chanfjeegeld = Hebertre: 
tungen betr, 3 1844. 


[G. ©. 1844. 8 * No. ass] “ . 


Wir Friedrich Milhelm 1 ac. verorbnien über das Verfahren bei Unierfuhung und Beſtra⸗ 
fung der Chauffee-Bolizeis und Ghaufregeh. Webertretungen nach dem nn. Unferes Staats: 
minifteriums, was folgt: 


I. Ehauffeepolizeislleberiretungen. 
Handhabung, der Chauſſee⸗Polizei. 


$. 1. Ueber bie Aufrechthaltung der in der V. tiber den Verkehr auf den Kunſiſtraßen 
v. 17. März 1839. ar S. 1839. S. 80.) enthaltenen, fo mie der dem Chauffeegeld-Tarif v. 
29. Febr. 1840. (G. S. 1840. ©. 98.) unter Nr. 7. bis 19, beigefügten polizeilichen Bor: 
fchriften haben zunächſt d die Ehaufleeauffeher, Chaufleewärter und die Gensdarmen zu wachen, 
Außerdem find auch bie Vhauffeegeld⸗ Erheber und Pächter, fo wie bie Polizei-, Forſt-, Zoll: 
und Steuerbeamten verpflichtet, die von ihnen wahrgenommenen oder ihnen glaubhaft angezeigten 
er Polizeiübertretungen zur Müge zu bringen. 


Berfahren gegen den Angefhulbigten. 


$. 2. Wer bei Mebertretung einer der $. 1. gedachten Vorfchriften betroffen wird, ift bei 
BDermeidung einer Geldftrafe von 1 bis 10 Rihfe,, ftatt deren im Unvermögensfalle verhälmißs 
mäßiges Gefängniß eintritt, verpflichtet, den im $. 1. bezeichneten Perfonen. bis zur nächften in _ 
der Richtung der Reife gelegenen Chauffeegeld-Hebeftelle oder Ortsbehörbe zu felgen, derſelben 
Auskunft über feinen Namen, Stand und Wohnort zu ertheilen, und feine Erklärung zu Pro: 
tofofl zu geben, ob er der gefegliden Strafe fid) unterwerfen und den ihm befannt zu machen⸗ 
den Betrag derfelben einzahlen wolle. 
Kommt es jedody nad den $$.4., 5., 7. der-B. v. 17. März; 1839. auf ſpezielle Ermitte⸗ 
ung bes. Gewichts der Ladung an, fo in der Führer des Fuhrwerfs verpflichtet, den im $. 1. 
Begehren Perfonen, oder einem hierzu anzunehmenben Begleiter nad dem nächſten, in ber 
Richtung der Meije gelegenen Orte zu folgen, in welchem ſich eine zum Verwiegen der Ladung 
geeignete Waageanſtall befindet. 
. Bu einer rüdwärts liegenden Chauſſeegeid⸗ Hebeſtelle oder Ortsbehoͤrde braucht der Ange⸗ 
ſchuldigle nur dann zu folgen, wenn dieſelbe wicht weiter als eine Viertelmeile von der Stelle, 
an welder bie Mebertretung verübt oder das Fuhrwerk angehalten worden, belegen, und die nächte 
in ber Richtung ber Reiſe befindliche Chauſſeegeld⸗Hebeſtelle oder Ortobehorde entweder weiter 
ernt oder mit Feiner Wangeanftalt verfehen iſt. Sollte ſich ein im. Dienft befindliher Poſtillon 
einer Uebertretung ſchuldig machen, fo bedarf es der ſofortigen perſoönlichen Geſtellung des Ues 
bertreters nicht, ſondern die Uebertretung iſt anderweit in — Weiſe zur Anzeige 
u bringen. 
3 Die im 8. 2. vorgeschriebene Verhandlung darf nur von den Chauſſeegeld⸗ Erhebern 
und —* ſelbſt, nicht aber von ihren Vertretern im Erhebungsgeichäfte, aufgenonimen wers 
den. "Die Chauffergeld- Erheber und Pächter. find aud) dann zur, Aufnahme der Verhandlung 
befugt und verpflichtet, wenn fie die Mebertretung ſelbſt entdeckt haben. 
Die Annahme des a air ohne vorgangige Aufnahme einer folden Verhandlung ift 
ſowohl den Chauffeegeld-Erhebern und Pächtern, als aud) den Ortsbehörben uuterfagt, ben übris 
gen in $. 1. benannten Perſonen aber gänzlich verbehm, 


A. Wenn der Angefchuldigte ber. Strafe fid ———— und di⸗eſeibe 
—U ſofort einzahlt, 


8. 4. Wenn der Angeſchuldigte bei der nach $. 2. eintretenden Vernehmung ſich der 
Strafe unterwirft, und deren Betrag fort einzahlt, fo nimmt der Chauffeegeld » Erheber oder 
Pächter oder bie Orts be hoͤrde den Betrag an, und ertheilt unaufgefordert Quittung darüber, 
worauf der Angeſchuldigte, nachdem noöthigenfalls wegen der Abſtellung vorſchriftswidriger Gin: 
richtungen der —— gemäß $. 15. der V. v. 17. Mär; 1839. das Erforderliche vers 
anlaßt — feinen Meg fortfegen darf. Im dieſem Falle findet ein weiteres Berfahren wer 
gm ve Uebertretung nicht Statt, ſondern es * bei der erlegten Strafe unabanderlich fein 
eiwenden. 


2) nicht einzahlt. a) Legitimation. b) Bfändung. c) Verhaftung. 
2) unterwitft der Angefchulbigte fid) der Strafe, zahlt aber bereit Betrag nicht ein, ſo 


wenn er über Nanien; Stand und Wohnſitz im Inlande ſich auszuweifen ver⸗ 
mag, die Foriſetzung der Reife unter Srätfängung des $. 15. der >. v 1 
März 1839. zu geftatten. 
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* 9.6): Bermag.der Angefchuldigte diefen Answeis wicht zu führe, ſo wird zur Mfäts 
dung geſchrikten. Dem Gepfändeten wird unaufgefordert ein Pfandſchein ertheilt. 
Es dürfen nur folde Sachen als Pfand angenommen. werden, weldye weder dem 
Verderben ausgeſetzt find, nody Unterhaltungsfoften erfordern. Das Pfand wird 
nur gegen Einzahlung der Strafe zurücgegeben, und wenn biefe nicht binnen 

längitens vier Wochen erfolgt, verfauft ($. 13.) j 
In beiden Fällen (litt. a. und b.) iſt der Webertreter zugleich werpflichtet, 
“einen Ginwohner des Negierungsbezirts als jeinen Bevollmächtigten zu bezeich⸗ 
» nen, durdy welchen die Einzahlung der Strafe zu gewärtigen ift, und welchem, 
wenn ein Pfand zurücdgelaffen worden, der Meberihuß des Pfanberlöfes, oder, 
„bei rechtzeitiger Ginzahlung der Strafe, das Pfand ausgehändigt werben kann. 
Kann oder will der Webertreter biefer Verpflihtung nicht gemügen, fo beftellt die 
jenige Behörde, welche mit ihm zu verhandeln hat, einen folhen ‚Vertreter von 
Amtewegen. Dem UWebertreter bleibe dann das Recht, flatt des von der Behörde 
ernannten Vertreters binnen einer ‚Präflufivfrift von 8 Tagen einen Bevollmäch— 
> tigten felbit zu ernennen, weldhen baun jene Behörde von dem Tage an, an 
welden ihr die Ernennung deſſelben befannt gemacht wird, als allein legitimirt 
anzufehen hat. " Ri 

ec) Kann durdy Pfändung in dev zu b. angegebenen Weiſe ber Betrag der Strafe 
„” nicht fichergeflellt werden, jo ift der Angefchulvigte bis zum Austrage der Sache 
h zu verhaften. 
- In den unter-a,, b. und c. bezeichneten Füllen findet ein weiteres Verfahren 
. . : Wegen. ber Uebertretung nicht ftatt, ' 


R, Wenn der Angefihuldigte der Strafe ſich nicht unterwirft. 
| 1) Legitimation. 2) Siderftellung. 3) Verhaftung. | 


"8,5, Unterwirft fih der Angefculdigte der Strafe nicht, vermag jedoch 
I H über Namen; Stand und MWohnfig im Inlande ſich atszuweifen, fo wird ihm 
be Fortſetzung der Meife unter Berüdfichtigung des $. 15. der V. v. 17. März 
' 1839, geilattet. 

2) Bermag der Angefchuldigte diefen Nachweis nicht zu führen, fo ift er anzuhal—⸗ 
E ten, den Betrag der Strafe und ber muthmaßlihen Koſten durch Baarzahlung 
| fihherzuftellen; it er hierzu micht im Stande, fo it die Sicherſtellung im Wege 
i der Pfandung nad) Borfchrift $. 4. No. 2. litt, b. zu bewirfen. Weber die erfolgte 
Eicherftellung wird unaufgefordert Beicheinigung ertheilt und dem Angefchufs 
digten demnächft die Fortfegung der Reife unter Berüdfihtigung des $. 15. 
ber V. v. 17. März 1839. geftattet. en 
In beiden Fällen (No. 1. und 2.) ift für den Angefchuldigten ein Bevoll« 
mächtigter innerhalb des Megierumgsbezirfs nach näherer Borfchrift bes $. 2: 
litt. b. zu beftellen, welcher den Angefchuldigten bei der weiteren Berhandlüng zu 
vertreten hat, ımd welchem die Eutfcheidung zu publiziren, aud) eintretenden Falles 

y -- das Pfand oder ber Ueberſchuß des Pfanderlöfes zurückzugeben ift. l 
>98) Kann der Betrag der Strafe und Koften durch Beſchlagnahme nicht fichergeftellt 

werben, fo ift der Angefchuldigte bis zum Austrage der Sache zu verhaften. 


‘ Aufnahme der Verhandlung. 


$. 6. Die nad $. 2. aufzunehmende Berhandlung muß enthalten: 
, D Das Datum und den Drt der Aufnahme; ı 
2) Die Namen der dabei anmwejenden Perfonen; ar wre 
3) J — Angabe des Hergangs der Uebertretung nad), Zeit, Ort und Ums 
nden; — Br Sa 75 
4) Die Bezeichnung der etwa vorhandenen Zeugen nach Namen, Stand, und, Wohn: 
' ort, oder, ber ſonſtigen Beweismittel und, wenn bie Mebertrefung bon“ anweſenden 
Beaniten felbft wahrgenommen worben, deren dienfleitliche Berfierung über die 
7 Mahrheit ihrer Ausſage; — TR a 
. 5) Die Erklärung des Angeſchuldigten, ob er ſich der Strafe ninterwirft ober nicht; 
6) un we ob die Strafe gezahlt, deponirt, oder ob und wodurch fie fiherge 
ellt iſt. ; | ung ee 113 if: 
-, ‚Die Berhanblung wird von dem Denunzianten, dem Angefchuldigten ‚und dem qufnehmen⸗ 
ben Beamten unterzeichnet. Kann oder will der Angefchuldigte feine Unterfchrift nicht beifügen, 
fo. wirb dies am Schluſſe bemerkt. Einer: beſondern Affirmation, vor, dem Friedensrichter, deſſen 
Stellveriveter,. Bürgertueilter ober, Beigeorbneten,, wie ſoiche im Bezirk. des Appellationsgerichts- 


* 


hofes zu Köln bisher nöthig geweſen, bedarf es ferner nicht. 





- 
- 


ET 


! 


Nachträgliche Einzahlung ber Strafe. y 


S. 7. Sit der Angefchuldigte, welder ber Strafe fid unterworfen hat, ohne deren won. 


gängige Einzahlung entläflen worden ($. 4. No. 2. litt, a, und b,), fo muß er ſolche "binnen 
8 Tagen leiften; gefchieht diefes nicht, fo ift die Sache nach Vorſchrift des $. 10. zur Griedis 
gung zu bringen, d 


Verfahren im Falle der Verhaftung. 


$. 8: Iſt eine Verhaftung des Angefchuldigten erfolgt ($. 4. No, 2: litt. c. und $. 5. 
No. 3.), fo ift derfelbe, wenn das Berfahren vor einer "zu der Entſcheidung nicht kompetenten 
‚Ortsbehörbe fattfand, fofort, unter Ginreihung der "vorläufigen Unterfuhungsverhandlungen, 
der nach $. 10. und 12, Fompetenten’ Behörde zu überliefern. Fand das Verfahren vor einem 
Chauſſeegeld⸗Erheber oder Pächter ftatt, jo ih der Denunziant verpflichtet, den Angefchuldigten 
bis zur nächſten Ortsbehörbe zu bringen, welche für deſſen Weiterbeförderung veraniwortlich if; 
derfelben find zugleich die vorläufigen Unterfuchungsverhandlungen zu übergeben. . 


Schriftlide Denunzidtion. 


$. 9. Hat der Uebertreter der perfönlichen Geftellung zur nächſten Chauſſeegeld⸗ Hebeftelfe 


ober Ortsbehörde fidy entzogen ($. 2.), fo hat der Entdecker ber Uebertretung fpäteitens binnen 24 
Stunden die Denunziation fchriftlich einzureichen oder ſolche, wenn er hierzu nicht Am Stande 
ift, bei der naͤchſten Ortsbehörde oder Chauffeegeld-Hebeftelle zu Protokoll geben. Die Denunziation 
wird, fofern diefe Behörde zu der Eniſcheidung nicht Fompetent ift, folort der nach $$. 10, und 
12. fompetenten Behörde eingereicht, welcher dann die Inftruftion der Sache, fo wie die Entſchei⸗ 
dung berfelben nadı Maafgabe des $. 10. obliegt, 

Daflelbe Verfahren tritt ein, wenn eine der im $. 1. bezeichneten Perfonen, ohne ben Ue— 
berireter felbft zu betreffen, von einer Chauffee: Polizeiübertretung Kenntnif erhält. Diefe Ans 
zeige darf atıch dann, wenn der Thäter unbekannt geblieben ift, nicht unterlaffen werben. 


Weitere Unterfuhung und Straffeſtſetzung. 


- $. 10. Hat der Angefhuldigte der Strafe fid zwar unterworfen; es kann aber deren Bes 
trag von ihm nicht beigetrieben werben, oder ift berjelbe verhaftet werben ($. 4. No.:2. litt, e.), 
fo wird duch ein Mefolut in Stelle der Geldbuße eine Gefängnißftrafe feitgefegt. Im gleicher 
Weile erfolgt, wenn der Angefchuldigte der Strafe fid) nicht unterworfen oder ſich ber perföns 
lichen Geftellung entzogen hat ($$. 5. und 9,), die Feſtſetzung der burd die Chauffee > Polizei- 
übertretung oder burd) die im $. 2. erwähnte Weigerung verwirkten Geldbuße und ber ſubſi— 
diariſch eintretenden Gefängnißitrafe. - i 

- Die Abfaffung des Strafrefoluts fteht in. den Landestheilen, in welden bie allgemeine Ge- 
richtsorbnung oder das gemeine Recht gilt, dem Landrat desjenigen Kreiſes zu, in welchen bie 
vorläufige Unterfudung erfolgt ift; iſt aber die Urberiretung innerhalb des Bezirkes einer ſtaͤdti⸗ 
ſchen Orts-Polizeibehörde vorgefallen oder in Gemäßheit des $. 2. bei dieſer angezeigt worden, 
fo iſt die ſtädtiſche Orts-Polizeibehörde dazu kompetent.“ 

Gegen ein Reſolut dieſer Behörden findet, wenn bie feſtgeſetzte Geldbuße ben Betrag von 
fünf Thalern überfeigt, binnen zehn Tagen, vom Tage der Gröffnung an, nach der Wahl des 
Berurtheilten, Berufung auf richterlihes Gehör ober Nefurs am die vorgefeßte Regierung flatt, 
Ueberfteigt. die Strafe den Betrag von fünf Thalern nicht, fo ift nur der Nefurs an die Regie⸗ 
‚rung binnen der gedachten Frift zuläffig. Für die Vollſtreckung des rechtskräftigen Reſoluts 
hat der Landrath, und beziehungsweiſe bie ſtädtiſche Polizeibehörde zu ſorgen. 

"Im dem Bezirk des Appellations-Gerichtshofes zu Köln wird die Verhandlung, und wenn 
der Leberireler verhaftet worden ift, berfelbe mit ber Verhandlung zugleich dem Beamten bes 
öffentlichen Minifteriums bei dem Polizei Gericht, im deſſen Bezirk die Webertretung begangen 


* 


worben iſt, übergeben. Dieſer Beamte hat die Sache alsdann bei dem Polizeigericht im geſetz⸗ 


lichen Wege zur Erledigung zu bringen. j 

a Das Bolheigericht iM a Entfheidung über alle Chauſſee-Polize iũbertretungen befugt, ohne 
daß es auf die Höhe der Strafe anfommt. *) — 

s: H. w ee Verhaftung des Nebertreters erfolgt, fo muß fofort das Reſolut oder Er—⸗ 
fenutwiß abgefaßt oder das zur DBervollftändigung ber Inftruftion etwa nod, Erforderliche ver: 
2 we dan iue reenrenaeene ar 

a nn, Beaiftragung anderer Behörden. 

Ban: ; ; ‚ 

8. 1%. In den Landestheilen, in welden die allgemeine Gerichtsorduung ober das ges 
— ws Ri — — der Stk der lanbräthlidien Behörde über drei Meilen ‚von der 
Chauſſee entfernt iſt, ſtatt derſelben andere Berwaltungs: oder Juſtizbeamte von den Regierungen 
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mit ber Führung der’linterfühung, mit der Entfheibung und Strafvollfiredung in allen dens 
jenigen Fällen beauftragt werden, im welcher eine Berhaftung des Angefchuldigten erfolgt iſt. 


Verwendung des Ueberfchuffes aus dem Verkauf eines Pfandes ıc. 


$. 13. Wenn der Erlös des veräußerten Prandftüds ($. 4. No. 2. litt, b. $. 5. No. 2,) 
oder die zur Sicherſtellung niedergelegte baare Geldſumme ($. 5. No. 2.) nad Berichtigung 
ber Strafe und Koften einen Ueberſchuß ergiebt, und der Angeichuldigte oder deſſen Bevollmäd: 
tigter ($. 4. No. 2b.) fid) nicht binnen vier Wochen nad) geſchehener fchriftliher Aufforderung 
zur Empfangnahme meldet, jo wird ber Ueberſchuß der Armenkaſſe des Orts, wo die vorläufige 
Unterfuchung geführt ift, überwiejen mit der Verpflichtung, die Summe denr Angefchuldigten zus 
rüczuzahlen, wenn er ſich binnen Jahresfrift, von ber Einzahlung zur Armenfafle an gerechnet, 
meldet. Iſt der Wohnort des Angefchuldigten außerhalb der Provinz oder unbefannt, fo ver: 
tritt, wenn er feinen Bevollmächtigten. beitellt hat, eine einmalige Bekanntmachung im Amts: 
blatte die Stelle der Aufforderung. Im Fall der Freiſprechung wirb das Pfandſtück fofort an 
‚den Angefchuldigten oder deſſen Bevollmächtigten gegen NRüdlieferung des Pfandſcheins zurück⸗ 

egeben. Iſt derfelde abwefend und meldet ſich nidyt binnen 4 Wochen zur Zurüdnahme bes 

fandſtücks, fo ift daflelbe zu verkaufen und mit dem Grlöfe, wie vorftehend vorgefchrieben, zu 
verfahren. 

Wenn ein Unbefannter, welder auf einer Chauffee = Polizei »Webertretung befroffen worden, 
ſich entfernt und Sachen zurüdgelaffen hat, fo wird Hierüber eine öffentliche Bekanntmachung 
von der Unterfuhungsbehörde erlaffen, und dreimal von vier zu vier Wochen in das Amtsblatt 
eingerũckt. Meldet ea hierauf Niemand binnen vier Wochen nad) der legten Bekanntmachung, 
fo werden die Sachen zum VBortheil der" Armenfaffe verkauft, dem Inhaber oder Eigenthümer 
aber bleibt vorbehalten, feine Anſprüche auf Erftattung des Grlöfes noch bis zum Ablauf eines 
Jahres, von der erſten Bekanntmachung an gerechnet, geltend zu machen. Br 

Beträgt der Merth der Sadyen nicht über funfzig Thaler, fo bedarf es ber öffentlihen Be: 
kanntmachung nit. Der Berfauf fann alsdann, wenn ſich binnen vier Moden nad) der Ber 
fhlagnahme Niemand gemeldet hat, verfügt werden und die einjährige Frift zur Geltendmahung 
ber Anfprüde auf Erftattung des Erlöfes wird vom Tage der Beihlagnahme an gerechnet. 

$. 14. Die Vorſchriften $. 1. bis 13. fommen auf allen Chauffeen zur Anwendung, für 
weldye die V. v. 17. März 1839. und die dem Ghauffeegeld Tarif v. 29. Febr. 1840. unter 
"Me. 7. bis 23. beigefügten Beftimmungen gelten. 


I. Ghauffeegelb-Webertretungen. 
ei | A. Auf Staatsftraßen. 


$. 15. Meber die AufrechtHaltung ber dem Ghanfleegeld: Tarif v. 29. Febr. 1840. unter 
1. bis 6. beigefügten, die Sicherung der Chauffeegeld : Einnahme betreffenden Vorfchriften auf 
den Staats:Chauffeen haben, außer den Chaufleegelo:Erhebern und Pächtern, zunächſt die Zoll 
und Steuer-Beamten zu waden. 

Außerdem find auch die übrigen im $. 1. genannten Perſonen verpflichtet, die zu ihrer 
Kenntniß gelangenden Webertretungen diefer Vorſchrift zur Mfıge zu bringen, | 


.$. 16, In Anjehung diefer Uebertretungen ($. 15.) kommen bie $$. 2. bis, 11. und ber 
$. 13. mit nadyftehenden Modififationen zur Anwendung. 

1) Was bei Chauſſee⸗Polizei⸗Uebertretungen in ben $$. 2. bis 9. in Betreff der 
J Ortsbehörden verordnet iſt, findet bei Chauſſeegeld-Uebertretungen auch auf die 
Zoll: und Steuerämter Anwendung, dieſelben mögen Haupt: oder Nebenämter 
fein. Wenn jedoch die Chauffeegeld-Hebeftelle, bis zu welcher der Arigefhuldigte 
nad $. 2. dem Entdecker würde folgen müſſen, entfernter ift, als die nädifte Ortes 
polizeibehörbe, fo hat diefe die vorläufigen Verhandlungen wegen der Chauffee: 

geld:Uebertretungen aufzunehmen. ‘ az 
2). IR der Angefhuldigte verhaftet, fo ift berfelbe dem nächften Gerichte zu übers 
‚ weifen, weldes ſich fofort der Unterfuhung und Eniſcheidung zu unterziehen, oder, 
— es dazlı nicht kompetent iſt, die Sache dem zuſtändigen Gericht zu überge: 

en hat. 

3) Wird außer diefem Falle (No. 2.) die Sache durch das Verfahren vor dem 
Chauffeegeld:Erheber oder Pächter, oder vor dem: Zoll: oder Steueramte nicht er: 
ledigt, fo fteht die weitere Unterfuhung und Entſcheidung in den Landestheilen, 

‚ wo bie allgemeine Gerichts-Ordnung oder das gemeine Recht gilt, zunächſt dem 
Hauptamte desjenigen Bezirkes zu, in welchem bie Uebertretung ‘verübt worden 
iſt. In allen Chauffeegeld-Uebertretungs:Saden findet daffelbe Verfahren ftatt, 
wie bei den Steuer:Bergehen, foweit nicht das‘ gegenwärtige Negulativ abmweis 
-hende Beftimmungen hierüber enthält. Es fann insbefondere die an die Stelle 
ber Geldbuße tretende Gefängnißſtrafe durch die, Steuerbehörbe nicht. feftgefept 


’ 


, 
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—werden und ber Angeſchuldigte iſt berechtigt, ſowohl während der ſummariſchen 
Unterſuchung, als auch nad Abfaſſung des Straf-Reſoluts erſter Inſtam- binnen 
zehn Tagen, von deſſen Publikation, an gerechnet, ohne Rückſicht auf die Höhe 
der Strafe, auf gerichtliche Unterſuchung und Entſcheidung anzutragen. In dem 
Bezirk des Appellationss Gerichtshofes zu Köln gelangt die Sache auf dem im 
$..10. bezeichneten Wege an die Polizei Gerichte. Die Polizei Gerichte find zur 
Entſcheidung über die Chauſſeegeld-Uebertretungen ohne Ruͤckſicht auf die Höhe 

der Strafe fonipetent. * 


B. Auf den Provinzial-, Bezirkae, Gemeinde- und Aktienſtraßen. 
$. 17. Bei den auf den Provinzial-⸗, Bezirkae-, Gemeindes und Aktien-Straßen verübten 
‚Ehaufjeegeld-Uebertretungen kommen bie Borfahriften der $$. 1. bis 13, zur Anwendung. 
I, Gemeinfhaftlide Befimmungen. 
Aufhebung des DenungiantensAntheile, , , 


$. 18. Bon den wegen Chauſſee-Polizei- oder Chanffeegeld »Uebertretungen eingezogenen 
Strafgeldern foll dem Denunzianten fein Antheil zufliehen. 

Alle entgegenftehende Borfchriften, insbefondere die der B. v. 31. Aug. 1832. (6. ©. ©. 
214.), v. 28. Febr. 1833. (G. ©. ©. 28.) und v. 17. März 1839. (©. ©, ©. 84.) werhen 
hierdurch aufgehoben. J 


% 


Slaubwürbigfeit der Beamten und Denunzianten. 


$. 19. Die durch ein vorfchriftmäßiges Protokoll fergeftellte Angabe eines der in den 
88. 1. und 15. bezeichneten Beamten, mit Ausnahme der Chauffeegeld: Pächter, begründet, wenn 
ber Beamte als folder vereibet ift und feiner Glaubwürdigkeit feine beſondere Bedenken entges 
genftehen, in Beziehung auf ſolche Webertretungen, deren Strafe zehn Thaler nicht überſteigt, 
einen vollen Beweis ber volt dem Beamten ſelbſt wahrgenommenen Thatſachen, vorbehaltlidy des 
dem Angefhuldigten freiftehenden Gegenbeweijes. 
ä \ 


' Vollſtreckung der Strafen. 


$. 20. Iſt die Strafe von einem Gerichte feſtgeſetzt worden, fo liegt dieſem in den Lan: 
bestheilen, im welchen bie allgemeine Gerichts-Ordnung oder dag gemeine Recht gilt, bie Voll 
‚Mredung der Strafe ob. In dem Bezirk des Anpellationg: Gerichtshofes zu Köln erfolgt die 
Vollſtreckung der von den Polizei-Gerichten erfannten Strafen nad den dort geltenden allge 
meinen Vorſchriften. 

Denn ein Pfand gegeben worden, fo ift diefes von der Behörde, melde die erſte Verhand⸗ 
ung aufgenommen hat, bis zum Verkaufe oder bis zur Mücgabe an den Eigenthümer aufzu— 
bewahren, von diefer Behörde and) der Verkauf des Brandes zu bewirken und nöthigenfalls die 
Aufforderung des Uebertreters zur Empfangnahme des Ueberfchufles des Erlöſes zu erlaffen. 
Die Aufbewahrung und der Verfauf der von Chauſſeegeld-Empfängern oder Pächtern abgenom- 
menen Pfänder, jo wie der Erlaß der Aufforderung, kann jeded von der, der Chauffeegelds 
Empfangsftelle vorgefegten Behörde einem Anderen übertragen werden. Iſt time gerichtliche 
Unterfuchung eingeleitet, fo fan der Verkauf des Prandes nur auf Beranlaffung derjenigen 
Behörde, welche für die Bolftredung der Strafe‘ zu forgen hat, erfolgen. 


Verwendung der Strafgelder, 


$. 21. Die von Chauſſee-Polizei-Uebertretungen auffommenden Strafgelber follen zur 
Hälfte zu einem befondern Unterftügungs: Fonds für Mittwen und Waifen der Polizeir und 
Steuer + Beamten Kingezogen werden. Die andere Hälfte foll im Bezirk des Appellativnsge- 
richtshofes zu Köln den in Gemäßheit der V. y. 27. Dec. 1822. gebildeten Etrafgelber- Fonds, 
in den übrigen Landestheilen aber, wenn bie Straffeſtſetzung in eriter„Inftang von einer ſtädti⸗ 
fhen Orts: PBolizeibehörde erfolgt iſt, der betreffenden Gemeindekaffe, Und wenn die Straffeitfegung 
* dem Landrathe oder deſſen Subſtituten ($$. 10. und 12.) erfolgt iſt, der Staaiskaſſe zu: 

mmen. 
Urkundlich umter Unferer Höcfteigenhänbigen Unterfchrift und beigedrucktem Königl. Inſiegel. 
Gegeben Charlottenburg, d. 7. Juni. 1844. e 

3. er . 8.) — Friedrich Wilhelm. 
Prinz von Preußen. | ; 

v. Boyen. Mühler Eichhorn. v. Thile. v. Savigny. Frh. v. Bülow. 

— v. Bodelſchwingh. Gr. v. Arnim, Flottwell. 
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[ , ) 
Vatent wegen Ausſetzung eines von fünf zu. fünf Jahren zu ertbeilenden 
Preifes vor Tauſend — Gold für das befte Werk über deutiche 
Geſchichte. B. 18, Juni 2844, 
[®, S. 1844, ©. 403, No. 2490.) 


’ 


Allerb. 8. O. v. 21. juni 1944,, betr. den Sleinhandel mit Getränfen' 
Und den Gaſt⸗ und Schantwirthichafts-Betrieb. 
F [G. ©. 1844. ©. 214. No. 2464.] 


Zu mehrerer Sicherung der Gefolge, welde bei Erlaß der D. v. 7. Febr. 1835. in Betreff 
des Kleinhandels mit Getränfen und des Gaſt- und Echanfwirthichafts Betriebes, beabſichtigt 
worden find, beſtimme Ich hierdurch auf den Bericht des Staatsminiſteriums v. 11. d. M. für 
fünmtlihe Provinzen der Monarchie, was folgt: j 

1) Der Kleinhandel mit Getränfen foll nicht bloß auf dem Lande, fondern aud iu ben 
Städten ken Beftimmungen ber D. v. 7. Febr. 1835. unterworfen fein. 

2) In allen zur vierten Gewerbefteuer:Abtheilung gehörigen Ortſchaften follen die Bor: 
Ichriften jener Order wegen des Echanfwirthicaftes Betriebes and auf ben Betrieb 
der Gaftwirthichaft Anwendung finden. — 

3) In den unter 2. bezeichneten Ortſchaften hat fortan nicht die Orts-Polizei⸗Behörde, 

⸗ ſondern der Kreis-Landrath die Erlaubniß-Scheine zum Betriebe derjenigen Gewerbe 
zu ertheilen, welde den durd die O. v. 7. Febr. 1835. und durch Die gegenwärtige 

D. vorgefchriebenen Befhränfungen unterliegen. 

Diefer Befehl ift durd) die ©. S. zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. _ 

Sansfouci, d. 21, Juni 1844. Friedrih Wilhelm. 


An 
das Staateminifterium. 


Allerh. K. D. v. 19, Juli 1844,, d. Aufhebung d. Staatsbuchhalterei betr. 
[®. ©. 1844. S. 265. No. 2481.) 


Da es bei dem wohlgeorbneten Buftande, in welhen das Etats-, Kaſſen- und Rechnungs⸗ 
weien ders Staats ſich jet befindet, einer befonderen Behörde für die duch die O. v. 29. Mai 
1826. der Staatsbuchhalterei übertragenen Funktionen nicht weiter bedarf; fo will Ih, nad dem 
Antrage des Staatsminifterii v. 7. d. M. die Staatebuchhalterei vom 8. Aug. d. 3. an hiers 
durch aufheben, und beſtimme, daß die Funktionen derfelben auf das Finanz: Minifterium übers 
geben follen. Ich beauftrage das Staats:-Minifterium, dieſe Beſtimmung duch die G. ©. zur 
öffentlihen Kenntniß zu bringen. 

Charlottenburg, ben 19. Juli 1844. i 
An Friedrich Wilhelm, 
das Staatsminifterium. 


Allerh. 8. O. v. 18. Aug. 1844,, betr, die Porto-Ermäßigung für Briefs 
und Schriftenfendungen, - 
[®. ©. 1844. ©. 406. No. 2491.] | 


Auf den Antrag des Staatsminifteriums v. 14. d. M. will Ich unter Vorbehalt einer volls 
ftändigen Umarbeitung des Porto-Tar:Regul. v. 18, Dec. 1824. vom 1, Oft. d. 3, an, nach⸗ 
fiehende Grmäßigung der BriefsPorto:Tare eintreten Taffen. ! 

Das Porto für den einfachen Brief foll von, dem angegebenen Beitpunfte an nicht ferner 
nad den, im $. 5. des Porto-Tax-Regul. v. 18, Dez. 1824. beflimmten, fordern nad folgens 
den Sägen erhoben werben: a Be 2 7 0 


0 


bis zu 5 Meilen . 2.2.2... 1 gr. Be 
s über 5 bis 10 Meilen. .....1% : r. 4lart r 
: 10 = 15 2 er ⸗ er 
sb : 20 > ..2 > u 
z 20 : 30 2— ed ⸗ ) 
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50 ⸗100 > > 


⸗ * Pe" 

über 100 Meilen für jebe weitere 

ER Entfernung innerhalb des Staats 6 =. 0, ui. 
Diefe Tare findet nur auf Brief und Scriftenfendungen Anwendung. — Für Padete und 
Geldiendungen bleiben aud in folhen Fällen, in welchen bei Tarirung biefer Sendungen nad) 
den jegt beftehenden Vorfchriften das Brief-Porto zum Grunde gelegt wird, bie bisherigen Porto: 


— 


> ie 
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füge in Kraft, wie überhaupt alfe vorflehend micht abgennderten Beſtimmungen des Berto-Tars 
Negul. v. 18, Dez. 1824. unverändert fortbeftehen. — Das Staats: Minifterium hat dieſe O. 

durch bie G. ©. zur öffentlihen Kenntniß zu bringen. . 
Erdmaunsdorf, d. 18. Aug. 1844. Z 
An Friedrich Wilhelm. 

. das Staatsminifterium. i 


Gefindenrdnung für die Rheiuprovinz. V. 19, Ang. 1844.*) 
! (©. ©. 1844. ©. 410. No. 4494] - et 


lichen Provinzen Rheinland und Weſtphalen. VB. 14. Okt. 1844, 


V. rg periodifcher Nevifion des Grundfteuersfatafters der beiden weft: 
[®. ©. 1844. ©. 596. No. 2508.] - 


B. über die anderweite Negnlirung der Grundftener in der Provinz Pofen. 
* 14, Okt. 1844, : " 


IG. ©. 1844. ©. 601. No. 2509. 


Grundftener: Nemiffionsregl. für die Provinz Poſen. B. 14. Oft, 1844; 
IG. ©. 1844. ©. 609. No. 2510.] 


- 





Anweifung zur Anfnahme der Grundftener- Katafter und Heberollen von 
den einzelnen außer dem Gemeindeverbande befindlichen Gütern der Pros ' 
| vinz Pofen. V. 18. Oft. 1844, 


[®. ©. 1844. ©. 622. No. 3511.) ' 


% 


Auweifung zur Feſtſtellung der Grundſteuer-Kontingente der Stadtgemein⸗ 

den der Provinz Pofen und zur rn onlnahus der Fontingentirten 

Steuerfumme, DB. 128. Oft. 1944. . 
1G. ©. 1844. ©, 634. No. 2512.] 


nweifung ur Feftftellung ver Grundftener: Kontingente der Landgemein- 
en in der Provinz Poſen und zur Spezial:Beranlagung der fontingentir- 
ten Steuerfumme, V. 18, Oft. 1544 ' 
“ IG. ©. 1844. ©. 646. No. 2513.) 


# 


| i845. V 

| Allerh. K. O. v. 8. Jan. 1845., bezüglich anf das G, die Zertheilung von 

Grundftücen und die Gründung m. Anjiedelunger von demfelben Tage 

Br ei = ® j 
[G. S. 1845. S. A. No. 2534] 


Auf den Bericht des Staatsminiſteriums v. 16. v. M. will Ich nach der Anſicht der Mas 
jorität defielben von einer nohmaligen VBernehmung der Stände über den Entwurf zu dem G., 
betr... die Bertheilung von Grundſtuücken und die Gründung neuer Anfiedelungen, Abſtand nehs 
men. Das Etaatsminifterium empfängt daher dieſes G. von Mir vollzogen, in der Anlage 
zurüd, um dafjelbe durd die G. ©. zu publiziren. 

. Beclin ıd.. 8 San. 1845. es —Friedrich Wilhelm. 


‚ n 
das Stantsminifterium. 


*) Berg. B. v. 21. Sept. 1947. a. 


132 | 1845. (8.3.30) 0° 


\ . 


G., betr, die Zertheilung von Grundftüchen nnd die Gründung neuer Ans 
# fiedelungen. Vom 3. Jan. 1845.) 


[G. ©. 1845. ©. 25. No. 2535.] ” 


Mir Friedrid Wilhelm sc. ıc. verorbnen zur Befeitigung der Uebelftände, welche aus der 
Zerftücdelung von Grunditüden und aus der Gründung nener Anfiedelungen ohne gleichzeitige 
Megulirung der Abgaben: und Konmtunalverhältniffe entftehen, nad Anhörung Unferer getreuen 
Stände, auf den Antrag Unferes Stratsminijleriung und nad) vernonmenem Gutachten Unferes 
Staatsrathe, für die Provinzen Preußen, Brandenburg und Pommern, jedodh mit Ausfhluß von 
Neu: Borpammern, fewie fiir die Provinzen Echlefien, Pofen und Eadıfen, was folgt: 

- 8.1. Dem gegenwärtigen ©. find afle Arten von Grundftüder unterworfen, mit Aus: 
nahme der Gebäude, Baupläge, Hofftellen und Gärten innerhalb einer Stadt oder Vorftadt. 


* 1 Bertheilung von Grundftüden. . 


$. 2. Wenn durch Kauf-, Erbzins-, Erbpacht- oder andere Beräußerungsverträge Grund» 
ſtücke zertheilt, von einem Grundſtücke einzelne Theile abgezweigt, oder Grundftüde, weldye Zu: 
behör eines andern Grundftüds find, von diefem abgetrennt werben follen, fo muß der Vertrag 
vor demjenigen Gericht, welches das Hyvothefenbud, des Grundfiüds ‚zu führen hat, oder vor 
einem Kommiffarius diefes Gerichts geſchloſſen werden. * 

Zur Aufnahme von Verträgen dieſer Art über Grundſtücke, deren Hypothekenbuch von einem 
DObergericht geführt wird, ift auch der betreffende Kreis: Juftizrath ermächtigt. In denjenigen 
Obergerichtsbezirken, wo Kreis:Juftizräthe nicht vorhanden find, hat das Dbergericht für jeden 
Kreis zur Aufnahme folcher Verträge einen Kommiflarius eins für. allemal zu beſtellen. 
$. 3. Sind die Vorfchriften des $. 2. nicht bepbadhtet, fo it der Vertrag nichtig und hat 

demnach auch unter den Kontrahenten Feine vechtlidye Wirfung. g 
$. 4. Die Aufnahme des Vertrages ($. 2.) darf erft dann erfolgen, wenn ber DBeräus 
Bernde entweder = 
1) feinen Befigtitel bereits in das Hypothekenbuch hat eintragen laſſen, ober‘ » 
2) ſchon ein Jahr lang fid) im Befis des Grundſtücks befindet, und bei Aufnahme des 
Vertrages gleichzeitig die Berichtigung feines Beſitztitels beansragt. 
Der Hypolhefenrichter hat alsdann dieſe Berichtigung für den Beräufernden erforberlihen Falls 
nad der Vorfchrift der O. v. 6. Dft. 1833. (©. ©. 1833. ©. 1.) zu betreiben. 
- 8.5. Die Beitimmungen der $$. 2—4. finden Feine Anwendung. 
1) bei Grundſtücken, welde fi im landesherrlicen oder fisfaliihen Beſitze, oder. unter 
. unmittelbarer Verwaltung der Staatsbehörden, ingleihen bei folgen. Grundftüden, 
welche fid) im Bejige einer Kirche, Pfarre, oder einer andern geiftlidien Stiftung, fos 
wie einer Schule oder Armenanitalt befinden; 

2) bei den außerhalb einer Stadt oder Vorſtadt ($. 1.), auf der ftäbtifhen Feldmark 

gelegenen Grundftüden; 

3) bei Theilung von Grundftüden zwifhen Miterben oder ſolchen Miteigenthümern, ber 

ren Gemeinſchaft fih nicht auf Vertrag gründet; ef 

4) ‚bei Ueberlaffung einzelner Theile von Grundftüden Seitens ber Eltern an ihre Kin— 

der oder weitere Abkömmlinge; 

5) bei Grundftüden, welde einer Grpropriation, zum Zwed der Anlage von Chauffeen, 
Eiſenbahnen, Kanälen u. f. w. unterworfen find, ohne Unterfchied, ob die Veraͤuße⸗ 
rung felbft durch Grpropriation oder durch freien. Vertrag bewirft wird; 
bei Theilungen von Grundſtücken, welche durd eine gutsherrlid= bäuerliche Reguli— 
‚rung, eine Ablöfung von Dienften, Natural: und Geldleiftungen, ober eine Gemeine 
heitetheilung veranlaßt werden, oder bei Gelegenheit folder Gefhäfte ($. 8. der ©. 

- .». 30, Juni 1834.) vorfommen. ur, 

$. 6. Jeder Erwerber eines Trennflüds ($. 2.) it verpflichtet, feinen Beſitztitel berichtigen 
zu laſſen. Wer dieſer Verpflichtung nicht genügt, ift dazu von Amtswegen in dem durch die 
D. v. 6. Oft. 1833. (©. ©. 1833, ©. 124.) vorgefchriebenen Wege anzuhalten. 

Diefe Beitimmung findet aud auf die Erwerber von Trennflüden in den im $. 5, bezeich— 
neteh Fällen Anwendung. ; 

Ausgenommen hiervon bleiben jedoh Fiskus, Kirchen, Pfarren, geiftliche Stiftungen, Schus 
len und Armenanftalten, fo wie diejenigen, melde in den Fällen des $. 5. Nr. 5, Trennftüde 
erworben haben. inne. Hilden { 

$. 7. Die Abſchreibung der Trennftüde im Hypothefenbuche, ſo wie deren Uebertragurig 
. auf ein anderes‘ Folium und die Berichtigung des Vefigtitels für den Trennſtücks⸗rwerber, darf 
in allen Fällen erft dann gefchehen, wenn zuvor: 

1) die auf dem dismembrirten Grundftüc Haftenden, oder in Rückſicht auf deſſen Befitz 


*) DVergl. G. v. 24. Febr. 1850., wegen Abanderung bes ©. v. 3. Jan. 1845. 
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zu entrichtenden Abgaben. und Leitungen, weldhe die Natur Öffentlicher Laſten haben, 

‚ tinfchließlich der aus dem Gemeinde-, Kirchen⸗, Pfarr: oder Schulverbande eniſprin⸗ 
genden ober fonftigen Korporations- oder Sozietätslaften ($. 9. a. bis f.) definitiv 
ober interimiftifch vertheilt ($$. 20. und 23.) und die das Grundſtück betreffenden 
und auf defien Befig fi gründenden Kommunale und Eozietätsverhältnifie definitiv 
oder interimiftifc vegulirt find; ’ ” 

2) der Vorſchrift des $. 91. Titel 2. der Hyp.O. genügt if, wonad vom Hypotheken⸗ 
richter wegen eines mit ben eingetragenen Nealberecytigten und Hypothefengläubigern 

— zuu vermitfelnden Megulativs verhandelt werden nınf. 

$. 8. Die Negulirung der im $. 7. zu 1. bezeichneten Verhältniſſe liegt dem Landrathe 
und für bie Feldmarfen derjenigen Städte, welde feinem Kreife angehören, dem Magiflrate ob, 
jedoch umbefchadet der in einzelnen Landestheilen den fländifchen Behörden zuftehenten Steuer : 
Regulirung. 

Der Landrath ift befugt, die Regulirungsverhandlung der Ortsobrigfeit zu übertragen. 

In Anfehung der Theilungen von Grundftüden, welche bei gutsherrlidy.bäuerliben Megulis 
zungen, Gemeinheitstheilungen oder Ablöfungen vorfommen, verbleibt die Megulirung der im 
$-7. zu 1. und 2% bezeichneten Berhältniffe den Auseinanderfeßgungebehörden nad Maßgabe der 
darüber beftehenden Borfchriften. 

$. 9. Bei Regulirung der im $. 7. Nr. 1. bezeichneten Berhältniffe find außer den Kons 
trahenten auch die fonft dabei Betheiligten mit ihren Erklärungen zu hören, in&befondere 
. a) er si fofern ihre Gerichtsbarkeit oder das Recht zur .Polizeiverwaltung 

zusteht, x 

b) die Kirche, 

c) die Pfarre, 

d) die Schule, 

e) die Gemeinde, 

f) die fonft dabei beiheiligten, unter Aufſicht bes Staats fiehenden Inftitute ober Gefell- 
fhaften, 3. B. Deidywerbände. 

Das hinfihtlih der Stenervertheilung obwaltende Intereffe des Staats und ſtaͤndiſcher Kaſſen iſt 
von ben das Regulirungsgefchäft leitenden Behörden von Amtswegen wahrnehmen. Ä 

$. 10. Die von dem Landrathe oder in feinem Auftrage von der Ortsobrigfeit, ingleichen 
bie von tem Magiflrate ($. 8.) aufgenommenen Negulirungs»Protofolle haben die Beweisfraft 
öffentlicher außergerichtlidyer Urfunden, fofern bei ihnen diejenige Form beobad)tet worden, weldye 
in dem $. 129. Tit. 10. Th. I. der 4. ©. D., in den $$. 68. bis 74. des Anh. zu derfelben 
und in der DO. v. 20. Juni 1816. (G. ©. 1816. ©. 203.) vorgefhrieben ift. 

$. 11. Die Bertheilung der Grundfteuern erfolgt nad) den darüber beftchenden Grund: 
fägen; durch Verabredungen der Parteien fann darin nichts geändert werben, 

$. 12. Geld» und Naturalabgaben, fo wie andere Leiftungen, find auf die einzelnen Theilb 
des Grundftüds nad; deren Ertragswerth oder Flächenraum verhältnigmäßig zu dertheilen. Die 
Bertheilung nad) dem Ertragswerthe muß jedoh unbedingt eintreten, wenn bei einer Verthei— 
Fe us dem Fläcenraum die nachhaltige Leiftung der Theilabgaben nicht genügend geſichert 
ein würbe, ‚ ? 
8. 13. Sollte bei einer Vertheilung von Hands oder Spanndienften oder anderen in Hands 
lungen beitehenden 2eiftungen nad dem im $. 12. beftimmten WBerhältniffe die nahhaltige Gr: 
füllung diefer Verpflichtungen nicht genügend gefichert fein, fo müflen die Beſitzer der einzelnen 
Theile des Grundftüds — vorbehaltlid; der unter ihnen zu treffenden Ausgleihung — jeder 
anderen als nothwendig fid; ergebenden Bertheilungsart fi, unterwerfen. In foldyen Falle fann 
die ganze Verpflichtung felbft einem Theilſtücke ausſchließlich auferlegt werden. 

Dies muß gefchehen, wenn die Dienfte oder Leiftungen ihrer Natur nad untheilbar find. 

S. 14. Kann die nahhaltige Erfüllung der Verpflichtung zu Dienften oder anderen Leis 
ftungen ($. 13.) weder durch eine Vertheilung anf -die einzelnen Theilftüce, noch dadurch ges 
fihert werden, daß die Verpflichtung einem der Theilitüce ausfchließlid, auferlegt wird, fo muß 
bie Berpflichtung in Dienfte oder Leiſtungen anderer Art, oder in eine Geldabgabe verwandelt 
und deren Bertheilung nach der Borjchrift des $. 12. bewirft werben. 

Was nad diefen Beſtimmungen von den Beligern der einzelnen Theilftürte geleiftet werben 
muß,. it zur Beſchaffung der wegfallenden Dienfte oder, Leiftungen zu verwenden. Sind bie 
Dienfte oder Leiftungen nur dann zu befchaffen, wenn fie von ben übrigen gemeinſam Berpflichs 
teten übernommen werden, fo fönnen diefe hierzu gegen Ueberweifung des von den Beſitzern ber 
Theilſtücke zu leiſtenden Erſatzes angehalten werden, , 

$. 15. Sollte in dem am Schluſſe des $. 14. erwähnten Falle die Theilung von Grund; 
ſtücken auf dei Zuftand der Geſammtheit der Pflichtigen einen ſolchen Einfluß äußern, daß das 
bisherige Leiftungsverhältnig ohne Beeinträchtigung der wirthſchaftlichen Verhältniſſe der Pflich— 
tigen: nicht fortbeflehen kann, fo iſt alddann die Art und Weiſe neu zu ordnen, wie die Dienfte 
fünftig: zu leiften ‚oder ſtatt derſelben Gelvabgaben einzuführen find. 
$. 16. Wird ein Grundſtück getheilt; mit deſſen Beſitz die Verwaltung des Schuljens oder 


! 
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Dorfrichteramtes werbunden if, fo ift nad den Umftänden zu ermeffen, ob bie Verwaltung. die- 
fes Amtes mit dem Befig eines der Theile des Grundſtücks verbunden bleiben kann. 
Iſt dies nicht zuläffig, fo muß ein ausfömmlices Schulzengehalt in Grundſtücken ober in 
Geld feſtgeſetzt und der Geldbeitrag nad Borfchrift des $. 12. vertheilt und für bie hypothe⸗ 
kariſche Sicherſtellung geforat werden. 
$. 17. Abgaben und Leitungen, welche nad der Ortsverfaflung von dem Befiger eines 
jeden Grundſtücks, ohne Müdfiht auf die Größe und Art beffelben, zu tragen find, hat jeder 
Erwerber eines Theilftüds zu übernehmen, | 
$. 18. Verabredungen der Berheiligten über die Regulirung ber in ben $$. 12—17. er: 
wähnten öffentlichen Abgaben, Lerflungen und Berhältniffe fönnen von der Behörde beflätigt 
2 infofern ſolche der Verfaflung nidyt entgegen find und die nachhaltige Entrichtung ges 
dert ill. 
$. 19. Die Behörde entwirft, nachdem fie ſich über die Sachlage vollftändig unterrichtet 
hat, zinen Plan zur Megulirung der im $. 7. Nr. 1. bezeichneten Verhältniſſe. 
Ueber diefen Plan find fäümmtliche Betheiligte mit ihrer Erflärung zu hören. Im NAnfes 
hnung derjenigen, welche ih auf die Mitiheilung des Planes binnen einer Frift von längftens 
vier Wochen nicht erklären, wirb angenommen, daß fie gegen ben Plan nichts einzuwenden haben, 
Der Negulirungeplan ift demnächſt mittelft gutadytlihen Berichts des Landraths oder Ma: 
giftrars der Megierung zur Betätigung einzureichen. 


8. 20. Grgeben ſich bei der Regulirung Streitigfeiten über bie öffentlihen Abgaben und 
Leiftungen oder über die Gemeinde: und Korporationsverhältniffe, fo find folhe, wenn fie zur 
Erörterung im Nechtswege geeignet find, zur Entſcheidung der Gerichte zu verweifen; eignen fid) 
aber diefelben zur Zeititellung im VBerwaltungsmwege, fo entfceidet darüber die Megierung. Diefe 
iſt in. beiden Fällen befugt, ein ſofort vollftredbares Interimiſtikum fertzufegen, gegen welches 
ein Rekurs nicht flattfindet. 

$. 21. Die Mogierung ift ermächtigt, in den zu ihrer Kompetenz gehörenden Streitigkei— 
ten, wenn fie es nad den Umſtänden für angemeflen eradytet, ein fchiedsrichterfiches Verfahren 
nady Maßgabe der Vorfchriften der Verordnung vom 30. Juni 1834. 88. 31— 34. und der 
Infteuftion von 12. Dftober 1835. eintreten zu laffen. 


$. 22. Gegen die definitive Entſcheidung der Regierung und gegen ben von berfelben bes 
. fätigten Bertbeilungsplan ift ein Rekure an das Minifterium des Innern zuläffig; diefer muß 
jedod binnen ſechs Wochen und von Seiten des Fiskus, fo wie ber demfelben durch Art. XI. 
ber Deflar. v. 6. April 1839, (©. ©. 1839. ©. 126.) gleihgeftellten Perfonen, binnen zwölf 
Boden, von dem Tage nad Zuftellung der Entſcheidung gder des Bertheilungsplanes an ge 
rechnet, eingelegt werden. 
Die erſte Gntfheidung oder der Vertheilungsplan faun, des eingewanbten Refurfes unges 
achtet, einftweilen in Bollzug gefeßt werben. 
$. 23. Der von der Megierung beftätigte oder durch Mefursentfheidung des Minifteriums 
des Innern feitgefegte Megulirungsplan hat die Wirkung einer gerichtlich beflätigten und voll; 
firedfbaren Urkunde. 
$. 24. Gift nad erfolgter befinitiver ($. 23.) oder interimififher ($. 20.) Regulirung 
ift der Erwerber eines Trennftücds befugt, die mit demfelben verbundenen fländifhen, Gemeindes 
und anderen Korporationsredte auszuüben... So lange eine folde Negulirung nicht erfolgt-ifl, 
bleiben alle Theilitüce für fünmtlihe Abgaben und Leiftungen folidarifh verhaftet, welche dem 
ganzen Grundſtück oblagen, oder in Rückſicht auf deſſen Beſitz entrichtet werden mußten, 


II. Gründung neuer Anfiebelungen. 
$. 25. Wenn: 


I) auf einem unbewohnten Grundſtück, weldes nicht zu einem anderen bereits. bewohn⸗ 


ten Grundſtück gehört, Wohngebäude errichtet werden ſollen, oder 
2) ein feldes Grundftüc, auf dem ſich bereits Mohngebäude befinden, vom Hauptgute 
abgetrennt und nicht einem anderen fchon bewohnten Grundflüde zugefchlagen wird, 
fo müſſen nad Anhörung der Berheiligten ($. 9.) aud diejenigen Verhältniſſe ($. 7. Nr. 1) 
feftgeitellt werten, welche aus der Gründung einer neuen Anfiedtung in Beziehung auf die. Ge: 
richts- und Polizeiobrigkeit, den Gemeindes, Kirdyens und Schulverband ober andere dergleichen 
Verbaͤnde entfpringen. 
+ In dem zu 1. gedachten Falle muß diefe Regulirung der Aushändigung des Baufonfenfes, 
in dem alle zu 2. der Abſchreibung des Trennftüds und ‚der Berichtigung des Befigtitels für 
den Erwerber vorausgehen. — Dur 


’ 


$. 26. Für diefe Regulirung ($. 25.) find außer den im den’ $$. 8 — 24. enthaltenen 


Vorſchriften noch folgende Beſtinemungen maßgebend: | 
1) die Befiger und Bewohner der Anfiedlung haben in Beziehung auf ben Gerichtes, 
Bolizeiz, Kirchen-, Pfarr⸗, Schul und Gemeindeverband, welhem fie angehören, ober 
nad) der Gefegen zu überweifen find, alle diejenigen Abgaben und Leitungen zu 
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übernehmen, welche nach der Verfaſſung oder Ortsobferwang ſolchen Mitgliedern ber 
Gemeinde obliegen, denen ſie nach Maßgabe ihrer Beſitz- und ſonſtigen Verhältniſſe 
beizuzaͤhlen ſind; 

2) die neuen Anſiedler müſſen, wenn durch ihrem Hinzutritt dem Gemeinde-, Kirchen-, 
Schuls oder ſonſtigen Verbande beſondere Unkoſten ober Laften entſtehen, auch dieſe 
tragen. 

8. 27. Die Gründung einer neuen Anſiedlung ($. 25. Nr. 1.) innerhalb einer ſtädtiſchen 
ober ländblihen Feldmark fann unterfagt werden, wenn bavon Gefahr für das Gemeinwelen zu 
beforgen und bie polizeiliche Beaufſichtigung mit ungewöhnlichen Scwierigfeiten verbunden it. 
« Dies ift befonders in dem Falle anzunehmen, wenn die neue Anfiedlung von andern bewohnten 
Drten erheblidy entfernt, ober fonft unpaflend belegen ift, und zugleich ihrem Beſitzer die Mittel 
nicht gewährt, fid; davon als Aderwirth, als Gärtner ober vermittelt eines mit dem Grunds 
flüde zu verbindenden Gewerbebetriebes, 3. B. durd Anlage eines. Mühlenwerfs, einer Fabrif 
ober eines Holjplages, felbftftändig zu ernähren. 

Infonderheit ift notorifh unvermögenden oder beſcholtenen Perfonen in ſolchem Falle bie 
Nnfieblung in der Regel zu -verfagen.. 
— 8. 28. In den Füllen des $. 27. hat die Behörde zu erwägen, ob burdy bie neue Anfieb- 
lung die benadybarten Gemeinden, Br und Gutsbefiger benadhtheilige werden können. In 
biefem Falle find biefelben vor Geftaltung der Anfiedlung mit ihrer Erklärung zu, hören. 

$. 29. Ueber die Geftattung oder Berfagung der neuen Anfievlung hat aud in dem Falle, 
wenn vonder Orisobrigfeit, der Gemeinde oder den Nachbarn derſelben widerfprocen wird, der 
Landrath oder der Magiitrat ($. 8.) zu entfcheiden. Gegen bdiefe Entfcheidung fteht den Bes: 
theiligten innerhalb einer zehmtägigen Frift der Mekurs an die Megierung, und zwar mit ſus— 
penfiver Wirkung offen. Gine weitere Berufung findet dagegen nicht Statt. 

* 6.30. Wer ohne foldje Genehmigung ($. 29.) eine neue Anfievlung ($. 25. No. 1.) 
gründet, kann von der Behörbe zur Wegfhaffung berfelben angehalten werden. a 

. 3. Wer eine Kolonie auf feinem Grunditüde anlegen und baffelbe zu diefem Zweck 
zerftücdeln will, hat vor der Ausführung einen Plan dem Landrath vorzulegen und darin nach— 
zuweifen, in. welcher Weife die Gemeinde-, Kirchen- und Edulverhältniffe der neuen Ortſchaft, 
fowie deren Berhältniffe zur Gerichts- und Bolizeiverwaltung angemeffen geordnet und ſicherge⸗ 
ftelt werben follen. £ 

8. 32, Der Landrat hat diefen Plan’($, 31.) mit feinem Gutachten ber Regierung zur- 
Genehmigung ‚einzureichen. ° . 

Sollten der neuen Ortfhaft Korporationsrechfe verliehen werden, fo ift hierzu bie landes⸗ 
herrliche Genehmigung erforberlic. 


II. Koften. 


$. 33. Alle Verhandlungen der Polizei: und Berwaltungsbehörben in Parzellivungs: und 

Anfiedlungsfahen, einfchließlid der Verhandlungen der vom Landrath mit der Regulirung ber 

auftragten Ortsobrigfeit, find, ohne Unterfchied des Gegenftandes, ftempel- und gebührenfrei. 

Wegen der Diäten. umd ‚Reifefoften der bei ben. Verhandlungen zugezogenen- Sadyverftändigen 

ober anderen Beamten, zu deren Beruf, das Gefchäft nicht ſchon gehört ($. 8.), fommen die 

$$. 2. und 3. des Koftenregulativs vom 25. April 1836. (G. ©. 1936. ©. 181.) zur Ans 
wendung. 

Urfundlic unter Muferer Höchtteigenhändigen Unterfchrift und beigedrucktem Königl. Inſiegel. 

— Gegeben Berlin, d. 3, Jan, 1845. (L. S.) Friedrich Wilhelm. 
= v. Rochow. Mühler v. Savigny. Gr. z. Stolberg. Gr. v. Arnim. : 
Beglaubigt: 
Bornemann. 


Allgemeine Gewerbeordnung v. 17. Jan, 1845.*) . 
16. S. 1845. ©. 41. No, 2541.) . 


Wir Friebrih Wilhelm sc. ıc. haben bie in den verfchiedenen Landestheilen beftehenden Bors 
fchriften. über den: Gewerbebetrieb einer Mevifion unterworfen, und verordnen auf den, Antrag 
Unferes Staatsminifteriung, nad) Anhörung Unſerer ‚gettenen Stände und nad vernompmenent 
Gutachten Unſeres Staatsraths, für den ganzen Umfang der Monardyie, was folgt: 


* ritel L 


Aufhebung beſtehender Beſchränkungen des Gewerbebetriebes. 
8. 1. Das in einzelnen Landestheilen mit Gewerbeberechtigungen tod verbundene Recht,“ 
Anderen den Betrieb eines Gewerbes zu unterſagen oder fie darin zu beſchraͤnken (ausſchließ⸗ 


” Beral. 23.9. Febr. 1840. 
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liche Gewerbeberechtigung) wird hierdurch aufgehoben, ohne Unterfhieb, "ob. die Berechtigung an 
einem Grundftüce haftet oder nicht. RE 
$..2. Ferner werden aufgehoben alle Berechtigungen, Konzeffionen zu gewerblihen Anz 
lagen ober zum Betriebe von Gewerben zu ertheilen. 
$. 3. Vorbehaltlih der durd; das ©. v. 30. Mai 1820. eingeführten Gewerbefteuer, wer⸗ 
ben ferner aufgehoben alle Abgaben, welde für den Betrieb eines Gewerbes entrichtet werben, 
fo wie die Berechtigungen, dergleichen Abgaben aufzulegen. IR jedoch mit der Gewerberechti⸗ 
gung das Recht zur Unterſaguug oder Beſchränkung des Betriebes eines flehenden Gewerbes 
verbunden, fo muß tie darauf ruhende ganze Abyabe bis zu dem Tage geleiftet werden, an 
welchem der Betrieb diefes Gewerbes von. einer Perſon begonnen wird, gegen die ber Wider: 
ſpruch hätte geltend gemacht werden fünnen. 
Odbd eine Nbgabe zu den aufgehobenen zu rechnen fei, ift im allen Landestheilen nad Ins 
halt der B. v. 19 Febr. 1832. (G. ©. S’ 64.) zu beurtheilen. 
$. 4. Bon den nody beftehenden Zwangs: und Bannrechten werden hierdurch aufgehoben: 
1) alle Zwangs- und Bannrehte, welde dem Fiekus, einer Kämmerei oder Ges 
meinde innerhalb ihres Kommmmalbezirfes, oder einer Korporation von Gewerbe; 
treibenden zuftehen, oder von Einem diefer Berechtigten erſt nad dem 31. Dez. 
1836. auf einen Anderen übergegangen find; - 
2) alle Zwangs: und Bannrechte, deren Aufhebung nah dem Inhalte der Berleis 
hungsurfunde ohne Entſchädigung zuläfftg iſt; und 
3) ſofern die Aufhebung nicht ſchon in Folge der Bellimmungen zu 1. und 2, 
eintritt, - 
a) das mit bem Befige einer Mühle, einer Brennerei oder Brennereigerechtig⸗ 
feit, einer Brauerei oder Braugerechtigfeit, oder einer Schanfftätte verbundene 
Recht, die Konfumenten zu zwingen, daß fie bei dem Berechtigten ihren Be: 
darf mahlen oder fchreten laſſen, oder das Getränk ausfchließlich von demſel⸗ 
ben beziehen (dev Mahlzwang, ber Branntweinzwang und der Brauzwang), 
b) das ſtaͤdtiſchen Bädern und Fleiſchern zuftehende Hecht, die Ginwohner ber 
Stadt, der Boritäbte oder der fogenannten Bannmeile zu zwingen, daß fie 
ihren Bedarf an Gebäd oder Fleiſch ganz oder theilweife non jenen aus— 
fchließlih entnehmen, 
in allen zu 3. gedachten Fällen jetod nur dann, wenn das Zmwangsreht nicht auf einen Ber: 
trage zwiſchen dem Berechtigten und dem Verpflichteten beruht. e 
$ 5. Diejenigen Zwangs: und Bannrechte, weldye nicht burch bie Beſtimmungen des 
$. 4. aufgehoben find, können von den Verpflichteten abgelöft werben, wenn die Berpflichtung 
auf Grundbefitz haftet, die Mitglieder einer Korporation als Sole betrifft, oder Bewohnern 
eines Drtes oder Diftriftes vermöge ihres Mohnfiges obliegt. Dafielbe gilt von dem Rechte, 
ben Inhaber einer Schanfftätte zu zwingen, daß er das zu feinem Debit erforberlice Getränf 
aus einer beſtimmten Fabrifationsjtätte entnehme. i 
Den Berechtigten fleht die Vefugniß, auf Ablöfung angutragen, nicht zu. 
$. 6. In den beftehenden Berfehriften megen der Regalien und Monopole des‘ Staats 
und den daraus entfpriugenden Befchränfungen bes Betriebes einzelner Gewerbe wirb durch 
das gegenwärtige G. nicht geändert, Insbefondere gilt dies von den das Bergweſen beireffens 
ben Borfcriften. . 


$. 7. Die wegen ber Befugniß zum Halten öffentlidyer Fähranftalten Beftehenden Beftim: 


mungen bleiben unverändert. Sofern fFährgerechtigfeiten ansfchließlihe Berechtigungen find, 
fönnen fie von den Minifterien gegen eine nach den Grundfägen bes ©. v. 16. Juni 1838. 
(8. ©. ©. 353. ff.) au gewährende Entfhädigung aufgehoben werben. “ 

$. 8. Die zur Zeit in den einzelnen Landestheilen geltenten Borfchriften über das Ab: 
deckereiweſen bleiben bis zur beentigten Revifion derfelben in Kraft. 

$. 9. Die befonderen Vorſchriften über Ertheilung und Benugung ber Erfindungspatente 
fommen ferner zur Anwendung. , er 

$. 10. Unter welden Umftänden und in welcher Art für bie durch bie 88. 1. bis 5. auf: 
gehobenen oder für ablösbar erflärten Berechtigungen eine Entſchädigung gewährt wird, bes 
ſtimmt ein befonderes Geſetz vom heutigen Tage. Hinfihtlih der Entfhädigung für diejenigen 


Berechtigungen, welde fhen vor Verfündung des gegenwärtigen Gefeges aufgehoben oder für 


ablösbar erklärt worden find, bewendet es bei den bisherigen Borfchriften. — = 
$. 11. Ausſchließliche Gewerbeberehtigungen oder Zwangss und Bannrechte, welche durch 


biefes Gefeg aufgehoben oder für ablösbar_erflärt worden find, können fortan durch Verjäh— 


rung nicht mehr. erworben werden. “ — 
Durch Verträge oder andere Rechtslitel können dergleichen Rechte nicht. auf. einen -längeren 


⸗ 


als zehmjährigen Zeitraum begründet werden. Verabredüngen, wodurch für den Fall der Nichts 


erneuerung des Vertrages eine Entſchädigung feitgefegt wird, ſind nichtig. 
.$-12. Die Deihränfung gewifler Gewerbe auf die Stäbte, hört auf.. 


. 


* 
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18. Der gleichzeitige Betrieb verſchiedener Gewerbe iſt Jedem geſtattet, ſoweil nicht 
beſondere geſetzliche Vorſchriften eine Beſchraͤnkung anordnen. 


Titel LI. 
Bedingungen des Gewerbebetriebes. 


$. 14. Für den Gewerbebetrieb im Umherziehen bleiben die bisherigen Vorſchriften maß: 
gebend, fo weit micht die Beſtimmungen der $$. 1. bis 4. und des $. 60. eine Aenderung 
begründen. 2 . 

$. 15. Die polizeiliche Zuläffigfeit des Betriebes derjenigen Gewerbe, welde nicht im Ums. 
herziehen betrieben werben (ftehende Gewerbe) ift fortan nur nad). den Beftimmungen diefes Ge⸗ 
feßes zu beurtheilen. \ 

‚Wer gegenwärtig zum Betriebe eines Gewerbes berechtigt iſt, kann won demſelben um bes: 
halb nicht ausgefchloffen werben, weil er den Erforberniffen biefes. Geſetzes nicht” genügt. 


\ 


4— 


Allgemeine Beſtimmungen. 


$. 16. Ein ſtehendes Gewerbe darf für eigene Rechnung und unter eigener Verantwort⸗ 
lichkeit (felbfiftändig) nur derjenige betreiben, welche i 
a) dispoſitionsfähig ift, und \ 5 
b) innerhalb Unferer Staaten einen feften Wohnfig hat. 
$. 17. Minderjährige, welche der väterlichen Gewalt unterworfen find, müſſen, bevor fie 
den felbftftändigen Betrieb eines flehenden Gewerbes beginnen, die ausdrüdliche Genehmigung 
des Vaters zu dem Gewerbebetriebe nadhweifen. Im Bezirke des Apvellationsgerichtshofes zu 
‚ Köln ift die Zulaffung der Minderjährigen zum Beginn des ſelbſtſtaͤndigen Betriebes eines ſie⸗ 
henden Gewerbes nad Art. 2. des Mheinifhen Handelsgefegbuces zu beurtheilen. 

$. 18. Ausländer dürfen, fofern nicht durch Staatsverträge ein Anderes beitimmt ift, 
nur mit Erlaubniß der Minifterien in, Unfern Staaten, ein ftehendes Gewerbe betreiben. 

$..19. Die in Reihe und Glied ſtehenden Militairperfonen, fo wie alle unmittelbare und 
- mittelbare Staatsbeamten, auch folde, die ihe Amt umentgeltlid verwalten, bebürfen-zu dem 
Betriebe eines Gewerbes der Grlaubniß ihrer vorgefegten Dienftbehörde, fofern nicht das Ge— 
mwerbe mit der Bewirthfhaftung eines ihnen gehörigen ländlichen Grundflüdes verbunden, ober 
‚ fonft durdy befondere gefeglihe Beitimmungen ein Anderes angeordnet üft, 

Diefe Erlaubniß muß aud zu dem Gewerbebetriebe ihrer Ehefrauen, ber in ihrer väter 
lihen Gewalt ftehenden Kinder, ihrer Dienftboten und anderer Mitglieder ihres Hausitandes 
eingeholt werben. _ ; 

- $. 20. Bon dem Befige des Bürgerrehts foll die Zulaffung zum Gewerbebetriebe in 
feiner Stadt und bei feinem Gewerbe abhängig fein. In der Verpflichtung der Gewerbetreis 
benden zur Erwerbung des Buͤrgerrechts, fo weit ſolche in der beftehenden fläbtifchen Berfaf- 
fung begründet ift, wird durch gegenwärtiges Geſetz nichts geändert; bie Srefution auf Erfüls 
Jung biefer Verpflichtung darf aber nicht bis zur Unterfagung des Gewerbebetriebes ausgebehnt 
werben. — 
$. 21. Wer wegen eines von ehrloſer Geſinnung zeugenden Verbrechens, insbeſondere 
wegen Meineidvs, Raubes, Diebſtahls oder Beirugs verurtheilt worden, bebarf zum Beginn 

eines jeden felbftftändigen Gewerbebetriebes, derjenige aber, welchen ber Betrieb eines beflimms 

ten Gewerbes durch richterliches Erfenntniß unterfagt worden ift, zum Beginn des ſelbſtſtändi— 
gen. Betriebes eines anderen verwandten Gewerbes, der bejonderen Erlaubniß der Polizeiobrig- 
feit des Ortes. Diefe Erlaubniß ift zu verfagen, wenn nad der Eigenthümlichfeit bes Ges 
werbebetriebs und nad) der Perfönlichfeit des Antragenden ein Mißbraud zu beforgen ift, ober 
durch den benbfihtigten Gewerbebetrieb der Zwei des Straferfenntnifjes vereitelt werben 
würde, 

Diefe- Borfchriften finden auch Anwendung, auf die Ehefrauen folder Perſonen, ihre noch 
te väterlicher Gewalt fiehenden Kinder, ihre Dienftboten und andere Mitglieder ihres Haus: 
mbes, - 

$. 22. Wer den felbfitändigen Betrieb eines Gewerbes anfangen will, muß zuvor ber 
Kommunalbehörde des Drts Anzeige davon maden. 
Die Kommunalbehörbe hat diefe Anzeige, wenn fie nicht zugleich die Polizeiohrigfeit ift, 
Lepterer mit, ihren etwanigen Bemerkungen zuzuftellen. 

ü $. 23. Die Polizeiobrigfeit hat zu prüfen, ob den im dieſem Gefege für den felbfitänbis 
gem :&ewerbebetrieb im Allgemeinen oder für das beabfichtigte Gewerbe insbefondere vorge: 
ſchriebenen Exforderniffen genügt if. 

SR einem diefer Grforderniffe nicht genügt, fo ift ber Beginn oder bie Fortfekung bes 
Gewerbebetriebes mittelft Beſcheides zu unterfagen, fonft aber dem Anmeldenden eine Beſcheini⸗ 
gung über die erfolgte Anmeldung zu ertheilen. 

.» 8:24. Ueber bie Anmeldungen find durd die Polizeiobrigkeit genaue Megifter zu führen: 
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$. 25. Beſchwerden über die Unterſagung des Gewerbebetriebes fönnen mur bei dem Ber: 
waltungsbehörben angebracht werben. Der Mechtsweg findet bagegem micht Statt, =" "« 


1. Grforderniß befonderer polizeiliher Genehmigung. 


$. 26. ine befondere polizeiliche Genehmigung ift nur erforderlich . 

1) zur Errichtung gewerblider Anlagen, welche durch die örtliche Lage ober die Be: 
ſchaffenheit der Betriebsſtätte für die Befiper oder Bewohner der benachbarten 
Grundſtũcke, oder für das Publifum überhaupt erheblihe Nachtheile, Gefahren 
oder Beläligungen herbeiführen können. 

2) zu bem Beginn folder Gewerbe, bei welchen entweder 

a) durch ungeſchickten Betrieb, oder 

b) durch Unzuverläffigfeit des Gewerbetreibenden in flttlicher Hinfiht 
——— oder die Erreichung allgemeiner polizeilicher Zwecke gefährdet 
werden kann. 


1) Gewerbliche Anlagen, welche einer beſonderen polizeilichen Genehmignng 
bedürfen. 


-$. 27. Zu den gewerblihen Anlagen, welche einer befonderen polizeilihen Genehmigung 
bebürfen ($. 26. zu 1.) follen für jegt gerechnet werben: 
| Schießpulverfabrifen, Anlagen zur Feuerwerferei und zur Bereitung von Zündfloffen 


aller Art, Gasbereitungs: und Gnsbewahrungsanflalten, Anlagen. zur Bereifung von: 


Steinfohlentheer und Koaks, fofern fie außerhalb der Gewinnungsorte des Materials 
errichtet werben, SpiegelsFabrifen, Borzellan:, Fayence- und Thongefhirrmanufaftus 
ren, Glas- und Rußhütten, Zuderfiedereien, Malzdarren, Kalk-, Ziegel: und Gibs⸗ 
öfen, Schmelzhütten, Hochöfen, Metallgießereien, Hammerwerfe, chemifcye Fabrifen 
aller Art, Schnellbleichen, Firnißſiedereien, Gichorien:, Stärfe-, Wachétuch⸗ und 
Darmfaitenfabrifen, Leim-, Thrans, Seifen: und Flußſiedereien, Knochenbrennereien, 
Knochen- und Wachsbleichen, Talgſchmelzen, Sclahthäufer, Gerbereien, Abdecke⸗ 
reien, Poudretten- und Düngpulverfabrifen; p 
es gehoͤren dahin ferner: 
Dampfmaſchinen, Damvffeffel und Dampfentwickler ($. 37.), durch Waſſer ober 
Wind bewegte Triebwerke (Mühlen u. |. w.) jeder Art ($. 38.), fo wie Brannt⸗ 
‚weinbrennereien und Bierbrauereien ($. 39.) a 
Bei allen diefen Anlagen macht es feinen Unterfchied, ob fie mr auf den eigenen Bebarf bes 
Unternehmers, oder aud auf Abfag an Andere beredynet find, 
$. 28. Zur Errichtung neuer Anlagen diefer Art ($. 27.) ift bie "Genehmigung bei ber 
Megierung nachzuſuchen. Dem Geſuche müffen die zur Grläuterung erforderlihen Zeichnungen 
und Beichreibungen beigefügt werben. 
$. 29. Wenn die beabfichtigte Anlage nad) dem Ermeflen ber Regierung mit fo erheb- 
lihen Nachtheilen, Gefahren oder Beläftigungen für die Nachbaren ober für das Vubſttum 
überhaupt“verbunden if, daß diefelbe fih ohne Weiteres als unzuläffig darftellt, fo ift das &e- 
fuch ſogieich zurückzuweiſen. 


Iſt fein Anlaß, das Geſuch ſogleich zurückzuweiſen, fo hat auf Anweiſung ber Regierung 


die Ortspolizei:Obrigfeit das Unternehmen mittelft einmaliger Einrückung in das Amtsblatt, 
imd außerdem ih der für andere polizeiliche Verordnungen am Orte vorgefchriebenen Art, zur 
öffentlichen Kenntniß zu bringen, mit der Aufforderung, etwanige Ginwendungen gegen die meire 
Anlage binnen vier Mocen anzumelden. 
“ Die vierwöcentliche Frift nimmt ihren Anfang mit dem Tage, an welchem das’ die Be- 
fanntmadung enthaltende Amtsblatt ausgegeben worden, und ift für alle Einwendungen, 
welche nicht privatrechtliher Natur find, präftufivifh. ar 
$. 30. Werden feine Einwendungen eingebradyt, for hat die Regierung, ſobald die. Anzeige 
ber Polizeiobrigkeit eingegangen ift, unter Weitiegung der fih etwa als nöthig ergebenden 
Bedingungen die Genehmigung zu ertheilen. Diefe ift fhriftlid auszufertigen ud muß “bie 
feftgefegten Bebingungen enthalten. | — u *82 
8. 31. Die bei der Polizeiobrigfeit angemeldeten Einwendungen privatrechtlicher Natur 
find zur richterlichen Entſcheidung zu verweiſen, ohne daß von der Erledigung dieſer Einwen⸗ 
‚dungen bie weitere Verhandlung über die polizeiliche Genehmigung der Anlage ($. 32.) ab: 
hängig gemacht wird: M B 88 
_ Andere Einwendungen bagegen hat bie Polizelobrigfeit umter Zuzichung bes Internehners 
zum Protokoll vollftändig zu erörtern. Demnädft find die gefchloffenen Berhandlumgen mit 
beigefügtem Gutachten an die Regierung einzureichen. 3 nut: i 
$. 32. Die Regierung hat hierauf: das Geſuch mit Rückficht auf die: beſtehenden feuers, 
baus und gefundheitsspolizeilicen Anorbnungen und bie Erheblichkeit der auf angebliche. Nachs 
theile, Gefahren: oder Belaͤſtigungen gegründeten Ginwendungen zu prüfen und nach dem Bes 


— 
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funde bie "Genimigumg entiweber zu verfagen, ober unbebingt zu ertheilen, oder endlich bei Er⸗ 
liheilung derſelben diejenigen Vorkehrungen und Einrichtungen vorzuſchreiben, welche zur Ab⸗ 
hülfe geeignet find. 

$. 33. Der von der Regierung abgejaßte Beſcheid iſt ſowohl dem unternehmer als den 
Widerſprechenden durch die Ortspolizei-Obrigkeit zu eröffnen. Gegen ben Beſcheid ſteht ber Re: 
Furs an die Minifterien offen, derjelbe muß binnen einer präfluflvifhen Frift von zehn Tas. 
gen, vom Tage ber Eröffnung bes Befcheides an gerechnet, bei der Polizeiobrigfeit angemeldet 
werben. Die Rechtfertigung der Beſchwerde ift ber Volizeiobrigfeit binnen vier Wochen, von 
bemfelben Tage an, einzureichen; nad) fruchtlofem Ablauf diefer Frift find die Verhayslungen- 
ohne Weiteres zur Refursentfceidumg einzufenden. * 


Durd bie Anmeldung bes Refurfes von Seiten bedjenigen, welder ber Anlage wider⸗ 
ſprochen hat, wird die von der Regierung ertheilte Genehmigung bis m Entfheidung der Mir 
nifterien fuspenbirt. 

$. 34. An bie Stelle der Poligeiobrigfeit des Ortes ($$. 29., 30., 31., 33.) tritt der 
— wenn der Unternehmer ſelbſt die Polizeiobrigkeit iſt oder bie Drtepolige zu verwal: 
ten hat 


$. 35. Die baaren Auslagen, welche dur die Bekanntmachung und das weitere Verfah⸗ 
ren entſtehen, ſallen dem Unternehmer, diejenigen Koſten aber, welche durch unbegruͤndete Ein; 
wenbungen erwachfen, dem Widerſprechenden zur Laft. 


Die ‚Regietungen und Minifterien haben in den Beſcheiden über bie Zuläffigfeit ber neuen 
_ Anlage zugleich die Vertheilung der Koften feſtzuſetzen. 

$. 36. Die polizeiliche Genehmigung zu einer ber im $. 27. bezeichneten Anlagen bfeibt 
fo.fange in Kraft, als feine Veränderung im der Lage oder Befchaffenheit dev Betriebftätte vor: 
genommen wird, umd bedarf unter dieſer Vorausſetzung auch dann, wenn die Anlage auf einen 
neuen Erwerber übergeht, einer Erneuerung nicht. 


Sobald aber eine Veränderung der Betriebsftätte vorgenommen werden foll, muß bie Ge⸗ 
nehmigung der Regierung von Neuem nadıgefucht werben. 


$. 37. Bei Dampfmafchinen, Dampffeffeln und - Dampfentwidlern find außer ben Be, 
flimmungen ber $$. 27. bis 36. auch die ‚dafür ergangenen befonderen Vorſchriften mit ber 
Maßgabe anzuwenden, dad die polizeilicye Genehmigung der Anlage nunmehr nad $. 28. 
überall der Regierung zufteht. 

. 38. Auch bei den durch Wafler oder Wind beivegten Triebwerfen (Mühlen sc.) jeber 
Art nd außer den Beftimmungen der $$. 27—36. die dafür beftehenden befonderen Vorſchrif— 
ten anzuwenden. Es werben jedod) die im einzelnen Landestheilen beftehenden Vorſchriften, 
wonach die Anlage neuer und die Erweiterung und Veränderung vorhandener, auf die Konz 
"fumtion der Umgegend beredineter Getreidemahlmühlen von dem Bedürfniß der u. ab: 
hängig if ($. 242. Tit. 15. Theil II. A. 8. R. und O. v. 23. Oft. 1826. ©. ©. . 108.) 
Hierdurch aufgehoben. 

8. 39. - Die in einzelnen Landestheilen beftehenden VBorfchriften, wonach bie — 
zur Anlage neuer Branntweinbrennereien und Bierbrauereien bei ländlichen Grundſtüͤcken nur 
dann ertheilt werden darf, wenn dieſe Grundſtücke nach landwirthſchaftlicher Taxe einen Werth 
von 15,000 Rihlen. haben, werden hiermit aufgehoben. 


$. 40. Giner befonderen Beihränfung mit Rüdficht auf bie örtliche Lager find ferner 

unterworfen: 

“a) Tanz: und Fechtſchulen, fowie Turn⸗ und Babeanftalten; zur Grrihtung oder Berr 
legung derfelben ift eine polizeiliche Genehmigung erforderlich, welche in deu Stäbten 
bei ber Volizeiobrigkeit, auf dem Lande unter Vorlegung eines Niteftes der Poli— 
zeiobrigkei bei dem. Landrathe nachzuſuchen iſt und erft Dann ertheilt werben barf, 

wenn fi die Behörde von ber Angemeffenheit bes Lokals und der beabfichtigten 
Einrichtung überzengt hat; 

b) die Errichtung. oder Verlegung der Betriebsftätte folder Gewerbe, deren Ausübung 
mit ungewöhnlichen Geräuſch verbunden ift. Die Betriebeftätte muß, infofern zur 
‚Anlage derſelben nicht ſchon nad) den Vorſchriften der 65. 27—36. die Genehmi⸗ 
gung der Regierung einzuholen ift, der Poligeiobrigfeit angezeigt werben; diefe hat, 
wenn; in ber Nähe der gewählten Betriebsftätte Kirchen, Schulen, Kranfenhäujer oder 
“andere öffentliche Gebäude vorhanden find, deren beftimmungsmäßige Benugung durch 
ben Gewerbebetrieb auf biefer Stelle eine erhebliche Störung oder Beläftigung er⸗ 

« Jeiden würde, bie Gntfheidung der Regierung darüber einzuholen, ob bie Ausübung 
bes Gewerbes an der gewählten Betrieboſtaͤtte zu unterſagen oder nur unser Bedin⸗ 
gungen zu geftatten fei. 

$. 41. Die durch die Steuergefege in Beziehung auf die Lage der Betriebsftätte angeord⸗ 

neten Beſchraͤnkungen bes Betriebes einzelner Gewerbe bleiben auch ferner in Kraft. 
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2) Gewerbtreibende, welche einer befonveren polizeilihen Genehmigung 
' bebürfen. 


$. 42. Aerzte, Wundärzte, Augenärzte, Zahnärzte, Geburtöhelfer, Apotheker und Unter: 


nehmer von Privatfranfen: und Privat-Irrenanftalten bedürfen einer Approbation des Minifte- 


riums der Medizinalangelegenheiten. 

$. 43. Hinſichtlich der Unternehmer von Erziehungs- und Unterrichtsanftalten, fowie der 
Privatlehrer bewendet es bei den befonderen Vorſchriften. 

$. 44. Baumeifter, welde aus der Leitung von BansUnternehmungen ein Gewerbe machen, 
bebürfen eines Prüfungszeugniffes der Ober-Bandepntation. i 

8. 45. "Ceefchiffer und GSeefteuerleute, Borfteher Effentliher Fähren (Fährmeifter), Maurer, 
Steinhauer, Schiefer: und Ziegeldeder, Haud: und Schiffsgimmerleute, Mühlen: und Brunnen: 
baumeifter, Schornſteinfeger, Perſonen, welde mit Aufftellen von Bligableitern ſich befchäftigen, 
ingleihen folde, welcde Feuerwerfe zum Werfauf bereiten oder gegen Entgelt abbrennen, Kaftri« 
ser und Abdecker müſſen fich über den Befig ber erforberlihen Kenntniſſe und Fertigkeiten durch 
ein Befähigungszengniß der Megierung ausweifen. Daffelbe gilt von Hebammen, Bandagiften 
‚und Verfertigern chirurgifcher Inſtrumente. “ 

Soweit in Berreff der Schiffer und Lootſen auf Strömen in Folge von Staatsverträgen 
befondere Anordnungen getroffen find, behält es dabei fein Bewenden. 

$ Wie die Prüfungen der in den $$. 44. und 45. bezeichneten Gewerbtreibenden 
vorzunehmen find, und in wieweit bie unter ihren Gewerbe begriffenen Verrihtungen aud) von 
ungeprüften Perfonen ausgeübt werden dürfen, wird durch Anordnungen der Minifterien bes 
ſtimmt. Diefen fteht auch die Befugniß zu, Perfonen, deren Befähigung unzweifelhaft ift, ans: 
nahmsweife von der vorgefcriebenen Prüfung zu entbinden. | 

$. 47. Scaufpiel-Unternehnter bedürfen einer befonderen Erlaubniß des Ober:Präfldenten 
ber Provinz, in welcher fie ihre Vorftellungen geben wollen. Dieſe Grlaubniß darf ihnen nur 
nach vorgängigem Nachweiſe gehöriger Zuverläfftgkeit und Bildung erteilt, kann jedoch auch 
— Born fie dieſer Bedingung entfpredhen, nad) dem Ermeſſen des Ober: Präfidenien ver: 
agt werben. 

S. 48. Bud: und Kunfthändler, Antiquare, Inhaber von Leihbibliothefen oder. Lefefabi: 
netten, Verkäufer von Flugfcriften und Bildern, Lithographen, Buch- und Steindruder bes 
bürfen einer kefonderen Erlaubniß der Regierung, welche nur dann ertheilt werden barf, wenn 
biefe Behörde von der Unbefcoltenheit und Zuverläffigfeit, fowie von einer zum Betriebe des 
Gewerbes genügenden allgemeinen Bildung des Unternehmers ſich Meberzeugung verfchafft Hat. 


$. 49. Schloſſern, Pfandleihern, fowie denjenigen, welde mit gebrauchten Kleidern ober 
Betten, mit gebrauchter Wäſche oder altem Metaflgeräth, mit Schießpulver oder Giften hans 
bein, ferner denjenigen, welche aus der Vermittelung von Gefchäften oder der Uebernahme von 
Aufträgen, namentlid aus der Abfaſſung fhriftlider Aufiäge für Andere, ein Gewerbe machen, 
oder möblirte Zimmer oder Scylafitellen gewerbsweife vermiethen, Rammerjägern, Lohnlafaien 
und andern Perfonen, welde auf öffentliden Straßen und Plägen oder in Wirthshäufern ihre 
Dienfte anbieten, ingleihem denen, welche auf öffentlihen Straßen und Plägen, Wagen, Pferde, 
Sänften, Gondeln und andere Transportmittel zu Jedermanns Gebrauch bereit halten, iſt der 
Gewerbebetrieb erft dann, wenn fid bie Behörden von ihrer Unbefcholtenheit und Zuverläfflgs 
feitrüberzeugt haben, zu geftatten. 

Diefe Erlaubniß ift in den Städten bei der Polizetobrigkeit, auf dem Lande unter Bors 
fegung eines Ntteftes der Polizeiobrigfeit bei dem Landrath nachzuſuchen *). | 

$. 50. Unternehmern von Tanz: oder Fehtfchulen, Bades oder Turnanftalten ift die nad) 
8. 40. zu a. erforderliche Genehmigung erft dann zu ertheilen, wenn fie fid) über ihre Unbes 
fcholtenheit und Zuverläffigfeit ausgewiefen haben. j 

$. 51. Die Geſchäfte der Baufondufteure, Feldmeſſer, Nivellirer, Markſcheider, Auftiona= 


toren, See: und Binnenlootfen, Mäfler, Dispacheurs und Gefindevermiether Dürfen nur von den— 


jenigen Berfonen betrieben werden, weldye als foldhe von den verfaiungsmäßig dazu befugten 
Staats: oder Kommunalbehörden oder Korporationen angeftellt oder konzeſſionirt find. 

| $. 52. Gin Gleiches ($. 51.) gilt von denen, melde den Feingehalt edler Metalle ober 
die Beichaffenheit, Menge oder richtige Berpadung von Waaren irgend einer Art feftitellen, 
von Güterbeſtätigern, Scaffnern, Wägern, Meſſern, Braafern, Schauern, Stauern u. f. w., 
fowie von denjenigen, weldye ein Gewerbe daraus machen, Leichen zu reinigen und anzukleiden, 
oder bie zur Beltattung von Leichen erforderlichen Geräthſchaften und Wagen zu halten. 

'$. 53. Die bisherigen VBorfchriften über die Befähigung der in den $$. 51. und &2. 
bezeichneten Berfonen, über die Zahl, fowie den Umfang der Befugniffe und Verpflichtungen 
berfelben bleiben ferner in-Kraft. Jedoch wird den Minifterien vorbehalten, die nöthigen Äb⸗ 
änderungen und Ergänzungen zu treffen, | 





*) Vergl. @. ©. 5. Juni 1852., betr. den Handel mit Garn-Nbfällen Du re ner 
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Auch find die-Minifterien befugt, da, wo über die Anftellung und den Geſchaͤftsbetrieb 
dieſer Perſonen keine Vorſchriften beſtehen, ſolche zu erlaſſen. 


3) Befondere Beltimmungen. 


$. 54. Außer der Approbation ($. 42.) bedürfen Apotheker, welche fid nicht im Befige 
eines Realprivilegiums befinden, einer Konzeffion des Oberpräfidenten, in weldyer der Ort und 
das Grundftüd, wo das Gewerbe betrieben werben foll, beftimmt fein muß. 

8. 55. Hinfihtlich des Kleinhandels mit Getränfen, fowie der Gaſtwirthſchaft und ber 
Schanfwirthfhaft behält e3 bei den unterm 7. Febr. 1835. (G. ©. ©. 18.) und umterm 21, 
Suni 1844. (©. ©. ©. 214.) ergangenen Beitimmungen mit der Maaßgabe fein Bewenden, 
daß die Rückſicht auf bisherige ausſchließliche Gewerbederechtigungen nicht weiter Statt findet, 
und daß an die Stelle der in jenen Beſtimmungen angebrohten Strafen die bes gegenwärtigen 
Geſetzes treten. | : 

In der polizeilihen Genehmigung kann eine nody vor Ablauf des Kalenderjahres endende 
Frift beftimmt werden, innerhalb deren das Gewerbe bei Berluft der Befugniß zum Betriebe 
defielben begonnen werben muß. 

$. 56. Die Kehrbezirfe der Edyornfteinfeger können nad dem Ermeſſen der Megierung 
nicht nur da, wo fie bisher beftanben, beibehalten, fondern auch da, wo fie bisher nicht beftans 
ben, eingeführt, andererfeits aber auch aufgehoben und verändert werden, ohne daß deshalb den 
Bezirksfhornfteinfegern ein Widerſpruchsrecht oder ein Anſpruch auf Entfhädigung zufteht. Nur 
da, wo Zwangsrechte beſtehen, ift eine Aufhebung oder Beſchränkung der biefen Rechten unters 
worfenen Kehrbezirfe erſt nach vorgängiger Ablöfung der Zwangsrechte ($. 5.) zuläffig. 

$. 57. In Anfehung des Piandleihgewerbes behält es bei den durd die beftehenden Bors 
fchriften angeoddneten Beichränfungen fein Bewenben. 

$. 58. In foweit die Sulafung zum Betriebe der in ben $$. 51. bis 55. bezeichneten 
Gewerbe bisher von der Gemeinfchaft mit einer ber hriftlihen Kirden abhängig gemacht wor: 
den ift, foll dies bis auf weitere Beftimmung aud ferner Statt finden. en £ 


Titel IL 


Umfang, Ausübung und Berluft der Gewerbebefugniffe. 


$. 59. Wer zum feldftftändigen Betriebe eines ftehenden Gewerbes befugt ift, unterliegt 
dabei nur denjenigen Beichränfurigen, welde durch gefeßlidye oder polizeilihe Beftimmungen 
angeorbnet find. Insbeſondere darf er an feinem Mohnorte in feiten Verfaufsftätten die Gr: 
zeugniffe oder fonftigen Gegenftände feines Gewerbebetriebe feil halten, aud in und außer fei: 


nem Lokale beftellte Arbeiten vornehmen, ingleichen verfaufte Waaren verfenden und, ſoweit es 


nad Titel IV. zuläffig if, auf Märkten verfehren. Gr ift befugt, die zu dem Betriebe feines 
Gewerbes erforberlihen Materialien und Merkzeuge zu verfertigen und unter Beachtung ber 
dieferhalb beftehenden Vorfchriften überall anzufaufen und anfaufen zu laflen. 

Zum Feilhalten und Anbieten der gewerblidien Erzeugniſſe oder Dienfte auf Straßen ober 
an anderen öffentlihen Orten außer ber gewöhnlidyen Marftzeit oder außerhalb der zum Marft: 
verkehr beitimmten Plätze bedarf es der befonderen Grlaubniß der Ortspolizei: Obrigfeit. 


$. 60. In Anfehung ber Befugniß der Gewerbtreibenden mit kaufmänniſchen Rechten, 


auch im Umherreiſen entweder ſelbſt, oder durch Gehülfen, Waarenbeſtellungen zu ſuchen oder 


im Behufe des Wiederverkaufs Waaren aufzukaufen, behält es bei den beſtehenden Vorſchriften 
— —* es ſoll jedoch dieſe Befugniß fortan nirgends mehr davon abhängig fein, daß 
der Gewerbtreibende oder der Gehülfe einer der dhriftlihen Kirchen angehört. 

$. 61. Die Befugniffe zum Gewerbebetriebe fönnen durch Stellvertreter ausgeübt werben; 
diefe müſſen jebody nicht nur den für dem felbfiftändigen Gewerbebetrieb im Allgemeinen, fonz 
dern auch den für das in Mebe ſtehende Gewerbe insbefondere vorgefchriebenen Erforderniſſen 
enügen. - , N 
— 5. 62. Nach dem Tode eines Gewerbetreibenden barf das Gewerbe für Rehnung ber 
Wittwe während des Mittwenftandes, oder, wenn minberjährige Erben vorhanten find, für 
deren Rechnung durch einen nad $. 61. qualifizirten Stellvertreter betrieben werden, inſofern 
die fiber den Betrieb einzelner Gewerbe beſtehenden beſouderen Vorfchriften nicht ein Anderes 
anordnen. Daſſelbe gilt während der Dauer einer Kuratel oder Nadlaßregulirung, 
8,63. Inwiefern für die in ven 88. 51. bis 54. bezeichneten Perſonen eine Stellvertre: 
tung zuläffig-iR, hat in jedem einzelnen alle die Behörde zu beftinimen, welcher die Anftellung 
oder Konzeffionirung zufteht. - r j i 
Bei den im $. 55. bezeichneten Gewerben ift der Betrieb durch Stellvertreter nicht fatthaft. 

$. 64. Neue Nealgewerbeberechtigungen bürfen fortan nicht mehr begründet werden. 

$. 65. Die zur Zeit nody beftehenden Mealgewerbeberechtigungen können auf eine andere 


geſetzüch aualifizirte Perfon im der Art übertragen werben, daß der Erwerber bie Gewerbebe⸗ 


rechtigung für eigene Rechnung ausüben barf. : \ 


- 
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8. 66. Bei Griheilung der polizeilichen Genehmigung zu einer gewerblichen Anlage ber 
in den $$. 27. 37. und 38. bezeidneten Arten, ingleichem zur Anlegung von Apothefen und 
von Privatfranfen- und Privat-Irrenanitalten, fewie zu Scanfpielunternehmungen fann von 
. ber genehmigenden Behörde dem Umpftänden nad eine Friſt feftgefegt werben, binnen welcher 
die Anlage oder das Unternehmen bei Vermeidung des Grlöfhens der Genehmigung begonnen 
und ausgeführt, und der Gewerbebetrieb angefangen werden muß. Iſt eine ſolche Friſt nicht 
beftinmmt, fo erlifcht die ertheilte Genehmigung, wenn der Inhaber nad) Empfang derfelben ein 
ganzes Jahr veritreichen läßt, ohne davon Gebrauch zu machen. 

Eine Verlängerumg der Frift fann von der Behörde bewilligt werben, fobald erhebliche 
Gründe nicht entgegenftehen. = 

$. 67. Hat der Inhaber einer foldhen Genehmigung ($. 66.) feinen Gewerbebetrieb wäh: 
rend eines Zeitraums von drei Jahren eingeftellt, fo erliicht diefelbe. 
$. 68. Auf die Inhaber der bereits vor dem Erſcheinen des gegenwärtigen Geſetzes er: 
theilten Konzeffionen finden die in den $$. 66. und 67. beftinimten Friſten ebenfalls Anwendung, 
jedoch mit der Maßgabe, daß dieſe Friften von dem Tage der Verfündung des Gefeges an zu 
laufen anfangen. - 

$. 69. Wegen überwiegender Nachtheile und Gefahren für das Gemeinwohl faun bie 
fernere Benugung einer jeden gewerblichen Anlage zu jeder Zeit unterfagt werden. Dod muß 
dem Befiger alsdann, für dem erweislichen wirklichen Schaden, Grfaß geleiftet werben. 

$. 70. Die Beftimmung des $. 69. findet and auf die zur Zeit ter Verfündung bes 

gegenwärtigen Gefeges bereits vorhandenen gewerblichen Anlagen Anwendung; doch eutfpringt - 
aus der Unterfagung der ferneren Benupung fein Anſpruch auf Entfhädigung, wenn bie früher 
ausdrücklich oder ftillihweigend ertheilte Konzeffion nad den bisher gültigen Geſetzen chne Ents 
fhädigung hätte widerrufen werben können. 
8. 71. Die in den $$. 42. bie 52. und $. 55. erwähnten Konzeffionen, Approbationen 
und Beftalungen können von der Verwaltungsbehörde zurücgenommen werden, wenn die Uns 
tichtigfeit der Nachweiſe dargethan wird, auf deren Grund folde ertheilt worden, oder wenn 
ans Handlungen oder Unterlafjungen bes a der Mangel der erforberlien, und bei Er: 
theilung der Konzeffion u. f. w. vorausgefegten Eigenſchaften klar erhellet. Inwiefern durch 
die Handlungen oder Unterfaflungen eine Strafe verwirkt ift, bleibt ber richterlihen Beurtheis 
lung überlaflen. - . 

$. 72. Die. Gründe der beabfidtigten Zurücdnahme der Konzeffion u. f. w. ($. 71.) find 
dem Betheiligten bekannt zu machen und vollftändig zu erörtern, die Berhandlungen aber ſodann 
mit der Bertheibigung defielben der Regierung zur Abfaſſung eines Plenarbefczluffes vorzulegen. 

$. 73. Fällt der Beſchluß für die Zurüdnahme aus, fo ift der danadı mit Gründen aus: 
zufertigende Beſcheid dem Betheiligten zu eröffnen. Gegen dieſen Beſcheid iſt der Rekurs an 
das kompetente Minifterium zufäffig; der Rekurs muß jedoch kei Verluft deffelben binnen zehn 
Tagen, von der Eröffnung des Beſcheides am gerechnet, angemeldet werben, 

$. 74. Dem Ermeſſen ber Regierung bleibt überlaffen, in dringenden Fällen die Aus: 
übung des Gewerbes entweder fogleidh bei Einleitung des Verfahrens ($. 72.) oder im Laufe 
deſſelben zu fuspendiren. 


Titel WM — 
Martverkehr. 


. 75. Der Beſuch der Meſſen, Jahr: und Wochenmärkte, ſowie ber Kauf und Verkauf 
auf denſelben, ſteht einem Jeden mit gleichen Befugniſſen frei. Beſchränkungen hierin gegen 
Ausländer als Grwiederung der im Auslande gegen dieſſeitige Unterthanen angeordneten Bes 
ſchrantungen bleiben den Miniſterien vorbehalten. 
»,$.76. Die Minifterien find befugt, die Zahl, Zeit und Dauer der Märkte feftzufegen: 
Dem Marftberehtigten fieht gegen eine folhe Anordnung fein Widerſpruch zu; ein Entichädis 
gungs:Anfpruch gebührt demfelben nur dann, wenn durch die Anordnung die Zahl der ‚bis das 
bin abgehaltenen Diärkte vermindert wird umd eine größere Zahl ausdrüdlid und: unwiderruflich 
verliehen war. Gemeinden, welche einen Entihädigungsanfprud geltend machen wollen, müſſen 
außerdem nachweiſen, daß ihre Redyt auf einem. fpeziellen läftigen Titel fi gründet, - n- 3, 
8. 77. Der Markiverfehr darf in feinem Halle mit andern als ſolchen Abgaben. belaftet 
werben, welche eine Vergütung für den überlafienen Raum und ben Gebraud von Buden und 
Geraͤthſchaften bilden. In den Beftimntungen darüber, ob und in welden Umfange ‚Abgaben 
diefer Art erhoben werden bürfen, witd durch gegenwärtiges ©, nichts geäudert*). ” TE 
8, 78. Segenftände des Wochenmarkt-Verkehrs find: — —7 


* 


I) xohe Naturerzeugniffe, mit Ausſchluß des größeren Viehßß 
) Fübrifate, deren Erzeugung mit der Land⸗ und Forſtwirthſchaft oder ber Fiſcherei in 
unmittelbarer Verbindung ſteht, oder zw ben Nebenbefdäftigungen der Landleute ber 


+ F 


* . 
9 Vergl. V. v. 4. Okt. 18147. Tr % . ’ ‚ 


Gegend gehört, oder durch Tagelöhnerarbeit bewirft wird, mit Ausſchluß ber Öettänfe; -. 


“ 
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3) friſche -Rebenamittel aller Art. n 
- Jede Regierung hat unter Genehmigung ber Miniiterien ein" Merzeichnik der Gegenftände 
befannt zu maden, welde hiernach oder nadı Orts:Gewohnheit und Bedürfniß in ihrem Bezirk 
überhaupt oder an gewiflen Orten zu den Wochenmarkts-Artikeln gehören. —8 
$. 79. Einrichtungen, nad welchen der Einkauf von Lebensmitteln auf Wochenmärklen 
einzelnen Klaſſen von Käufern nicht während der ganzen Dauer des Marktes, ſondern nur 
während. einer gewiſſen Zeit geftattet wird, dürfen mir dann fortbeftshen, wenn ihre Beibehalz 
tung in Rückſicht auf örtliche Gewohnheiten umd Bebürfnife von der Megierung genehmigt wird, 
$. 80. Gegenftände, welde qn fi zum Martverkehr gehören und von außerhalb zum 
Marktort gebracht werden, bürfen an Markitagen an feinen andern, als am den für ben Markt 
beftimmten, von der DOrtsbehörbe in genügendem Umfange anzuweiſenden Plägen, auch nicht 
vor oder in den Thoren gekauft werden, Nähere Beitimmungen hierüber bleiben den einzelnen 
Marktorbnungen vorbehalten, j 
$. 81. Bon der Beſtimmung des $. 80. find Diejenigen Gegenftände ausgenommen, welde 
täglich zum Verkauf. in Häufern und auf den Straßen umbergetragen werden dürfen.’ ($ 86.) 
Auch bleibt der Verkauf aus. befonderen Lokalen zuläſſig. ’ 
8. 82. Auf Jahrmärften dürfen außer den im $. 78. benanten Gegenſtänden and) Süb: 
früdhte und ausländifche Gewürze, ingleihen Fabrikate aller Art feil gehalten werden, 


$. 83. Der Verkauf von Getränfen und zubereiteten Speifen zum Genuß auf der Stelle 

darf auf Jahrmärften nur nad Maßgabe der örtlihen Gewohnheiten und Bedürfniſſe geſtattet 
werben. Er i 
—8. 84. Inden Grenzen der Beſtimmungen ber $$. 76. bis 83. kann die Polizel-Öbrigs 
feit unter Genehmigung ber Regierung die Marktordnung nad dem örtlichen Bedürfniß u 
ſetzen, namentlich auch für das Feilbieten von gleichartigen Gegenſtänden den Platz, und für 
das Feilbieten im Umhertragen, mit oder ohne Ausruf, die Tageszeit und die Gattung der 
Waaren beſtimmen. nr 

885. Die Beftimmungen der $$. 76, 77, 79, 80,,81. umb 84. finden aud ge bieje- 
nigen Märkte Anwendung, welche an einzelnen Orten Bei befonderen Gelegenheiten oder für 
einzelne Gattungen von Gegenftänden gehalten werben, 3. B. Weihnachtsmärkte, Woll-, Vieh-, 
Butters, Garn, Leinwanbmärfte u. d. m. 


Hinfichtlich der Gegenftände, weldye auf dergleichen Märkten feil —— und der Ver⸗ 
fäufer, welche darauf zugelaſſen werden dürfen, bleibt es bei der bisherigen Obſervanz. Erwei— 
terungen dieſes Marktverkehrs können von der Negierung nad) DBernehmung der Kommunals 
behörbe angeorbnet werben. 

$. 86. Inwiefern folhe Erzeugniſſe, welche nah $. 78. Gegenitände des Wochenmarkt 
Verkehrs find, auch außer der Marftzeit auf offener Straße, oder in Fahrzeugen auf öffentlichen 
Gewäflern feil gehalten, ober zum Verkauf in Häufern umbergetragen werben bürfen, ift nad 
dem örtlichen Bedürfniffe und nad den Vorfchriften für den Gewerbebetrieb im Umherziehen von 
ber Ortspolizei:Obrigfeit zu bejlimmen. j 

$. 87. Beſchränkungen bes Berfehrs mit den zu Meflen und Märkten. gebrachten aber 
unverfauft gebliebenen Gegenfländen werben hierburdy aufgehoben. Der Einzelnverkauf folder 
Gegenftände außer der Marktzeit ift jedoch nur unter denfelben Bedingungen zuläffig, unter 
welchen berfelbe ftatihaft fein wirbe, wenn bie Gegenftände nicht auf ben Marft gebracht wären. 


Titel V. 
3 . | Taren. 


.$. 88. Bolizeilidge Taren follen, foweit nicht ein Anderes nachſtehend angeordnet worden, 
fünftig nicht vorgefchrieben werben; da, wo foldye gegenwärtig beftehen, find biefelben in einer 
von der Ortspolizei-Obrigfeit zu beflimmenden, höchſtens ‚einjährigen Frift aufzuheben. 
8.80. Brodtaren fünnen an einzelnen Orten, wenn und fo lange dies durch beſondert 
Umſtaͤnde gerechtfertigt erſcheint, mit Genehmigung der Minñiſterien beibehalten oder eingeführt 
werben, | j 
5. 90. Die Ortspolizei: Obrigkeit ift ermächtigt, die Bäder anzuhalten, monatlich bie 
Preiſe und das Gewicht ihrer verfchiedenen Badwaaren duch einen Auſchlag im Berfaujslofal 
zur, Kenutniß bes Publifums zu bringen. — | 


— Gi 81. Die Gaſtwirthe können durch bie DrtspoligeisObrigfeit angehalten werben, das 
Verzeichniß der: von ihmen geſtellten Preiſe einzureichen und in den Gaſtzimmern anzuſchlagen. 
Diefe Preiſe ;bürfen zwar mit jedem Monat abgeändert werden, bleiben aber fo. lange in Kraft, 
bis-die Abänderung ber BolizeisObrigkeit: angezeigt, und das abgeänberte Verzeichniß in den 
Gaftzimmern angefchlagen iſt. —9 FRE | £ en. 

“. 5,92. Für Schornfleinfeger und Abbeder können innerhalb der denſelben angewieſenen 
Bezirke, von der Drtsnoligei: Obrigkeit, oder, wenn der angewiefene Bezirk mehr. als eine Ort⸗ 
haft umfaßt, von dem Landrathe Taxen aufgeftellt werben, Ingleichem ift die Oxtspolizeis 
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Obrigkeit befugt, zur Aufſtellung von Taren für Lohnlafaien und andere VBerfonen, welche auf 
öffentlicdyen Straßen und Plägen oder in Mirthöhäufern ihre Dienfte anbieten ($. 49.), fowie 
für die Benugung von Wagen, Pferden, Sänften, Gondeln und andern Transportmitteln, weiche 
öffentlich zum Gebrauch aufgeftellt find. 

$. 93. Ginſichtlich der Taxen für die Medizinalperfonen und Apotheker, fowie ber Zaren 
für rohe Bergwerfserzeugnifie wird durch gegenwärtiges Geſetz nichts geändert. 

Gin Gleiches gilt in Anfehung ber in den $$. 51. und 52, bezeichneten Perfonen. Für 


biefe find die Minifterien befugt, au da Taren einzuführen, wo bergleichen bisher nicht bes 


ftanden. 
Titel W. 
Innungen von Gewerbeireibenden. 
1. Befehende Innungen. 


$. 94. Alle zur Zeit geſetzlich beftehende Korporationen von Gewerbetreibenden (ältere 
Innungen) dauern ferner fort. Doch ſoll die Befugniß zum Betrieb eines Gewerbes, für wel 
des in dem Orte oder Diftrifte eine foldye Korporation (Innung) befteht, von dem Beitritt zu 
derfelben nirgends abhängig fein. 

Soweit aber der Erwerb der kaufmänniſchen Rechte nach den beflehenden Vorfchriften durch 
ben Beitritt zur faufmännifchen Korporation bedingt ift, behält es dabei fein Bewenden. 

$. 95. Die Statuten der älteren Innungen ($. 94.) follen einer Revifion unterworfen 
und mif Berüdfihtigung der Vorfchriften der $$. 101. bis 117., foweit es nöthig if, abges 
ändert werben. Dieje Abänderung fann aud dahin gehen, daß mehrere getrennte Innungen 
zu einer gemeinfamen Innung vereinigt werben. 

Die Fehftellung und Betätigung der revibirten Statuten erfolgt durch die Minifterien, - 
Verweigert eine Innung bie Annahme der revidirten Statuten, fo wird diefelbe aufgelöft. 

$. 96. Die Mitglieder der gegenwärtig betehenden Innungen fönnen nad volltändiger 
Erfüllung ihrer VBerpflihtungen ausfheiden, und bürfen das Gewerbe nad dem Nustritte forts 
eben, 
\e $. 97. Cine folde Innung kann ſich durch eigenen Beſchluß nur dann auflöfen, wenn 
zwei Drittheile der ſtimmberechtigten Mitglieder dafür flimmen, die Berichtigung der vorhandes 
nen Schulden ſicher geftellt ift und die Auflöfung von der Regierung genehmigt wird. 

$. 98. Gegen ihren Willen kann eine Innung außer dem am Sclufe des $. 95. er⸗ 
wähnten alle nur aus überwiegenden Gründen des Gemeinwohls durch die Minifterien aufge: 
hoben werben. 

$. 9. Im Falle der Auflöfung einer Innung muß das Vermögen zuvörderſt zur Berich- 
tigung ihrer Schulden und zur Erfüllung ihrer ſonſtigen Verpflichtungen verwendet werben, 
Der — verbleibende Ueberſchuß iſt zunaͤchſt zur Befriedigung der eiwa vorhandenen Ent— 
ſchaͤdigunasanſprüche für aufgehobene ausſchließliche Berechtigungen einzelner Diitglieder”($. 10.) 
u verwenden. Soweit ber Ueberſchuß dazu nicht erforderlich und in den Statuten nicht ein 
nderes ausdrücklich beſtimmt iſt, wird derſelbe der Gemeinde, in welcher die aufgelöſte Innung 
ihren Sig hatte, zur Benutzung für gemeinnuhige Zwecke überwieſen; bie Verwendung kann 
nach dem Ermeſſen ber Gemeinde auch zur Bezahlung derjenigen Schulden anderer aufgelöfter 
Innungen erfolgen, welde aus deren Vermögen nicht gedeckt werben. 

$. 100. Werden mehrere Innungen zu einer gemeinſamen Innung vereinigt ($. 95.), fo 
fann das Vermögen berfelben mit ihrer Ginwilligung der neuen Innung überwieſen werden. 
Soweit eine Vereinbarung über das Vermögen der feither getrennten Innungen nicht erreicht 
wird, ift nad den Borfchriften des $. 99. zu verfahren. 


s 


1. Reue Innungen. 


1) Innungen, bei denen bie Mitgliedfhaft von einer befonderen Aufnahme 
abhängig ift. 


$. 101. Diejenigen, welche an demſelben Drte gleiche oder verwandte Gewerbe-felöftftän- 
big betreiben, fönnen zu einer Innung zufammentreten. Die Bildumg einer folden neuen 
Innung if jedoch für ‚diejenigen Gewerbe, für welche am Orte eine ältere Innung befteht, nur 
bann, zuläffig, wenn bie ältere Innung anfgelöft oder mit der neuen Innung verſchmolzen wird. 

Neue Innungen erlangen durd) die Beitätigung ihrer Statuten die Rechte einer Korpora⸗ 
tion. Auoſchließliche Gewerbeberechtigungen dürfen denfelben niemals: beigelegt werben. 

. $. 102. Zur Bildung einer Innung find erforderlich: in den Städten Berlin, Breslau, 
Königsberg, Danzig, Elbing, Polen, Potsdam, Frankfurt, Stettin, Stratiund, Magdeburg, Hals 
berftabt, Halle, Erfurt, Münfter, Köln, Düffeldorf, Elberfeld, Barnıen, Krefeld, Aachen, Koblenz 
und Trier 24 Berfonen, welde ihr Gewerbe. bereits ein Jahr hindurch ſelbſtſtääͤndig betrieben 
35 einer aufgelöften älteren — — — in allen Ateigen: Brim 12 vergleich 

erfonen. 
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"Die Minifterien find jebod ermächtigt, nach Umftänden‘ die Bildung von Innungen auch 
bei- einer geringeren Zahl von Theilnehmern zu genehmigen, andererfeits auch in kleineren Städten 
bie geringfte Zahl der Theilnehmer bis auf 24 zu erhöffen, ingleichen: zu geftatten, daß die Ge- 
werbetreibenden mehrerer Oriſchaften zu einer gemeinfcaftlihen Innung fidy verbinden. 
$. 103. Bon der Theilnahme an der Bildung einer Innung find ausgeſchloſſen diejenigen, 
1) melde wegen eines von ehrlofer Gefinnung zeugenden Verbrechens, insbefondere 
wegen Meineides, Raubes, Diebftahls oder Betrugs verurtheilt worden find, ' 
2): welche in Kriminalunterſuchung oder in Konkurs ſich befinden, oder 
124 3) welden die Befugniß zum Gewerbebetriebe eine: Zeit lang entzogen war; SBiefe 
können jebodh von der Kommunalbehörde zugelafien werden, wenn fie fi deſſen 
durch ihr nachheriges Verhalten würdig gezeigt haben. 
Auch iſt die Kommunalbehörde ermächtigt, diejenigen auszuſchließen, welhe in irgend einer 
Kriminalunterfuhung nur vorläufig freigeſprochen worden find, oder’ ſich durd einzelne Hands 
lungen oder.durc ihre Lebensweiſe die öffentliche Verachtung zugerogen haben. 

$. 104, Der Zweck der neu zu gründenden Innungen (8. 101.) befteht in der Förderung 
ber gemeinfamen ‚gewerblichen Intereſſen; infonderheit follen die Innungen . 

1) die Aufnahme, die Ausbildung und das Betragen der Lehrlinge, Gefellm und 
Gehülfen der Innungsgenofien beauffichtigen, s 

2) die Verwaltung der Kranfens, Sterbes, Hülfe: und Sparkaffen der Innungsges 
nofien leiten, 

3) der Fürforge für die Wittwen und Waifen der Innungsgenoflen, namentlich durch 
—— der Erziehung und des gewerblichen Fortkommens der Waiſen ſich un: 
erziehen. 

$. 105. Die Leitung der Borberathungen wegen Errichtung einer Innung fleht der Kom: 
munalbehörbe unter Auffiht der Megierung, die Feſtſtellung und Beflätigung der Statuten aber 
den Minifterien zu. | 

$. 106. In den Statuten find die Bedingungen der Nufnahme in die Innung, die Rechte 
und Pflihten der Mitglieder, fo wie die Gründe, aus denen ihre Ausichließung* erfolgen kann, 
ingleihem die Einrichtungen für die Berwaltung der gemeinfchaftlihen Angelegenheiten feitzus 
fegen und dabei die Anträge der Gewerbetreibenden, welde zu einer, Innung zufammentreten 
wollen, befonders zu berüdjichtigen. 

$. 107. Denjenigen, welde nad den Beftimmungen bes $. 103. unter 1. und 2. von 
der Theilnahme an ber Bildung einer neuen Innung unbedingt ausgeichloffen find, darf aud 
der Eintritt in eine bereits gebildete Innung nicht geftattet werben. In den Fällen, in welden 
nad $. 103. die Kommunalbehörde bei der Bildung einer neuen Innung über die Zulaflung 
oder Ausfchließung zu beſtimmen befugt ift, hat über die Aufnahme in eine bereits gebildete 
Innung die Innung felbit zu befchließen; zu dem Beſchluſſe ift jedoch, wenn badurd die Auf: 
nahme ausgefproden wird, die Zufimmung der Kommunalbehörbe erforderlich. 

$. 108. Jedes neu aufzunehmende Mitglied muß die Befühigung zum Betriebe feines 
Gewerbes befonders nachweiſen. 

Die Pruͤfungszeugniſſe der für einzelne Gewerbe angeordneten Prüfungs-Behörden, ber 
Dber:Baudbeputation oder des tehniihen Gewerbeinititntes, fowie die von der Afademie ter 
Künfte über die Aufnahme und Einſchreibung bei terfelben audgefertigten Diplome find als ger 
nügender Nachweis der Befähigung zum Beiriebe der Gewerbe, über welche fie ausgeftellt find, 
anzufehen. Auch bedürfen Mitglieder älterer Innungen feines befonderen Nachweiſes der Bes 
aͤhigung. 

' on aflen anderen’ Fällen muß das aufzunehmende Mitglied feine Befähigung durch eine 
nad ten Beitimmungen des Titels VIII. abgelegte Prüfung nachweiſen. 

Diefe Prüfung fann jededy denjenigen, bie das Gewerbe an temfelben oder an einem ans 
dein Orte ſchon einige Zeit hindurch mit Auszeichnung felbftftändig betriesen haben, durch einen 
Beſchluß der Innung erlafien werben; zu dieſem Beſchluſſe it jebodh bei den im $. 131. ges 
nannten Gewerben die Zuftimmung der Prüfungsbehörde ($$. 162. 167.) bei allen anderen 
Gewerben: die Genehmigung der Kommunalbehörbe erforderlich). 

$. 109. Die $$. 107., 108. finden auf die kaufmänniſchen Korporationen feine Anwen: 
bung; in Anfehung biefer bewendet es bei dem beftthenden Vorſchriften. 

F. 110. Bei der Aufnahme in eine Innung ift die Erhebung eines mäßigen Antrittss 
gelbes zuläffig, defien Betrag durch das Statut und zwar für alle Genoffen der Innung gleich: 
mäßig feitgtfegt werben muß. x 
$: 111: Der Beitritt zu einer Innung fchließt die Befugniß nicht aus, zugleich ſolche Ge: 
werbe, für welche die Innung nicht. gebildet ift, zu betreiben, fowie an anderen Innungen Theil 
zu nehmen. Es fann jebod einem Gewerbetreibenden der Zutritt zu einer außerhalb feines 
Wohnoris beiehenden Innung nur dann geftattet werben, wenn an feinem Wohnorte für das 
von ihm betriebene Gewerbe. eine Innung nicht vorhanden ift. = 

$. 112. Jede Innung muß einen oder mehrere Vorftehet haben, welche von ben Mitglier 
been zu wählen und durd die Kommunalbehörde zu beflätigen find. i 
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8. 113, Jeder Berathung der Innung muß ein Mitglied ber Kommmmalbehörbe beiwoh⸗ 
nen, um über die Geſetzmäßigkeit ver Beichlüffe au wachen. Daſſelbe darf fein Gewerbe derje⸗ 
nigen Art betreiben, für welche diefe Innung gebilbet if. 

$. 114. Der Maßſtab, nach weldhem laufende Beiträge der Innungegenoflen: auszuſchrei⸗ 
ben find, und die beſonderen Folgen, welde an die Nichtentrichtung derfelben fid nüpfen, find 
in ben Statuten feitzuftellen. Insbeſondere kann darin auch die exefutivifche Beitreibung diefer 
Beiträge im Berwaltungswege und das dabei Statt findende Verfahren beftimmt werben. 
Die Höhe und die Verwendung der Beiträge, fowie die Verwaltung des Gtats:, Kaflen- 
und Rehnumgswefens, wird durch Befchlüffe der Innung unter Aufficht der Kommunalbehörde 

eorduet. 
$. 115. Mur diejenigen Mitglieder der Innung, welche ihr Gewerbe während des vorher: 
gehenden Jahres felbiiftändig betrieben haben, find berechtigt, bei den Beſchlüſſen mitzuftimmen. 

Durd die Statuten fann das Stimmredyt von einem gewiſſen Umfange bes Gewerbebe: 
triebes abhängig gemacht oder verfchiebenartig abgeftuft werben. 

ns 116. Der Austritt aus der Innung ift unter der im $.. 96. bezeichneten Bebingung 
eſtaitet. 
$. 117. Gin Mitglied, welches ſich ſolcher Handluugen oder Verbrechen ſchuldig macht, 
die nah Vorſchrift des $. 107. von der Aufnahme in eine Innung unbedingt ausſchließen wür— 
den, muß aus der Junung ausſcheiden. Auch Fann unter benfelben Borausfrgungen, unter des 
nen nah $. 107. die Aufnahme verfagt werden darf, ein Mitglied durch Beſchluß der Innung, 
unter Zuftimmung ber Kommunalbehörde, wieder ausgeftoßen werben. -, 

Die Befugniß zum. ferneren Betriebe des Gewerbes ift jedoch von dem Berluft der Mit: 
gliedſchaft nicht abhängig. 


2) Innungen, bei denen eine beſondere Aufnahme nicht erforderlich iſt. 


$. 118, Aus denjenigen, welche an demſelben Orte gleiche oder verwandte Gewerbe felbft: 
ftindig betreiben, fan auf Grund eines Gemeindebeſchluſſes, im Ginverftändniffe mit der be 
theiligten Innung, oder, wenn eine folde nicht vorhanden iſt, nach Anhörung betheiligter Ges 
merbetreibenden, eine Inmung aud in der Art gebildet werben, daß berfelben alle Gewerbetreis 
bende diefer Gattung ohne Nachweis der Befähigung lediglich durd) den Beginn ihres Gewer⸗ 
bes angehören. 
Ausgenommen: hiervon find diejenigen, . 
1) welche ausdrüdlich erklärt haben, der Innung nicht beitreten ober aus berfelben 
ausfceiden zu wollen, ober . 
2) welde wegen Verbrechen oder unwürdiger Handlungen buch Belhluß ber In: 
nung, unter Zuftimmung der Kommumnalbehörde, ausgefchloflen worden find. 
$. 119. In den Innungen diefer Art ($. 118.) fteht Stimmrecht und Theilnahme am ber 
Berwaltung denjenigen Mitgliedern nidyt zu, 
: I) welde ihre Befähigung zum Betriebe des Gewerbes nicht nad $. 108. nachge—⸗ 
wieſen haben, _ J 
2) welche wegen eines von ehrloſer Geſinnung zeugenden Verbrechens insbefondere 
wegen Meineides, Raubes, Diebſtahls oder Betrugs verurtheilt worden find, oder 
3) welche in Kriminalunterſuchung oder in Konkurs ſich befinden. 
Auch können von dem Stimmrechte und der Theilnahme an der Verwaltung durch Beſchluß 
der Innung, unter Zuſtinmung der Komminnalbehörde diejenigen ausgefchloffen werden, - 
a) welden die Befugniß zum Gewerbebetriebe eine Zeit lang entzogen war, oder” 
b) melde in irgend einer Rriminalunterfuhung nur vorläufig freigefproden worden 
find, oder ſich durch einzelne Handlungen oder durch ihre Kebensweife die ‚öffent: 
liche Veradjtung zugezogen haben, | 


3) Gemeinfame Befimmungen. 


$. 320. Die Gewerbetreibenden, welche zu einer Innung zufanımentreten wollen , können 

bei Aufitellung der Statuten von den Vorfchriften der $$. 101. ff. nur infoweit abweichen, als 

- m damit einverftanden ift, und bie im $. 170. beſtimmien Grängen nicht überfchritten 
werben, he ' h i 

Ein Gleiches findet Statt, wenn bei Abänderung beftchender Statuten dergleichen - Abweis 

ungen herbeigeführt werben ſollen. er ATI 

8. 121. Die Statuten der mmgebildeten älteren, fowie ber neugebilbeten Innungen, kön⸗ 

nen auf ben Antrag. der Betheiligten oder im öffentlichen Intereffe von Am tewegen jederzeit re⸗ 
vidirt und unter Beftätigung ber Minifterien abgeändert werben. rt; 
Wegen Auflöfung diefer Junungen durch Beſchluß der Mitglieder oder nach Anord 

der Minifterien finden dieſelben Vorſchriften Anwendung, welche in den 88. 97. bis 99. über 
die Auflöfung der zur Beit. beftehenden Innungen enthalten: find, er Wer 

$. 122, Streitigkeiten über die Aufnahme und Ausfhliefung von Mitgliedern, ſowie über. 
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bie Rechte und Pflichten derſelben und ber Borflände, find von ber Kommumalbehörde zu ent— 
fheiden. Gegen diefe Entſcheidung fleht der Rekurs an tie Regierung offen, welcher binnen 
einer präffufivifhen Prift von vier Moden bei der Kommtmalbehörde anzumelden iſt. 

$. 123. Die Innungen oder. deren Vorftehet find vorzugeweiſe berufen, ſachverſtändige 
Gutachten in Angelegenheiten ihrer Gewerbe abzugeben. In den gefeglihen Vorſchriften über 
bie Auswahl ven Sachverſtändigen in Prozeſſen wird hierdurch nichis geändert. 

$. 124. Gefellichaften zum Gewerbebetriebe auf gemeinſchaftliche Rechnung oder zur de 
meinfhaftlihen Benugung gewerbliher Anlagen und Einrichtungen find nidt nad den Beſtim— 
mungen biejes Titels zu beurtheilen. 3 
j ⸗ 


Titel VII.— 
Gewerbegehülfen, Geſellen, Fabrikarbeiter und Lehrlinge. 
1. Befugniß, Geſellen, Gehülfen and Lehrlinge zu halten. 


— 8. 125. Wer befugt iſt, ein ſtehendes Gewerbe ſelbſtſtändig zu betreiben, hat auch das 
Mecht, Gehülfen und Gefellen zu halten. ; 
z 126. Die Befugniß, Lehrlinge zu halten, fteht einem Jeden zu, ber zum felbftftändis 
gen Betriebe eines ftehenden Gewerbes befugt ift, ſoweit nicht bie Beflimmungen der $$. 127. 
bis 132. Befchränfungen enthalten. 
$. 127. Bon ber Befugniß, Lehrlinge zu halten, find ausgeſchloſſen diejenigen, 
1) welche wegen eines von ehrlofer Gefinnung zeugenden Verbrechens, insbefondere 
wegen Meineides, Raubes, Diebitahls oder Betrugs verurtheilt worden find, 
2) welche in Kriminalunterfuchung oder in Konkurs fich befinden, oder 
3) welden die Befugniß zum Gewerbebetriebe eine Zeit lang entzogen war; biefen 
fann jedoh von der Kommmumalbehörde die Annahme von Lehrlingen geftattet 
— wenn ſie ſich deſſen durch ihr nachheriges Verhalten wuͤrdig gezeigt 
aben, 
$. 128. Die Kommmnalbehörde iſt ermächtigt, vorbehaltlich des Mefurfes an die Regie— 
rung, diejenigen von der Befugniß, Lehrlinge zu halten, auszufchließen, weldye in irgend einer 
Kriminalunterfuhung nur vorläufig freigefprochen worden find, oder fid) durch einzelne Hand: 
lungen oder durch ihre Lebenoweiſe die öffentliche Beradytung zugezogen haben. 
$. 129. Durdy Beſchluß der Regierung fann Gewerbetreibenden, weldye ſich grober Pflicht: 
widrigkeiten hinfichtlid) der ihnen anvertranten Lehrlinge fhuldig gemacht, oder nad) erfolgter 
Beftrafung zu neuen begründeten Beſchwerden Anlaß gegeben haben, bie Befugniß, Lehrlinge 
zu halten, für immer oder auf gewiſſe Zeit entzogen werben. 
r Gegen einen folden Beſchluß der Regierung ift nur der Rekurs an bie Minifterien zu- 
fü 


$- N 
8. 130. In den Fällen, in denen nad den $$. 127. bis 129. die Ausfchliefung von der 
Befugniß, Lehrlinge zu halten, Statt findet, darf der Lehrherr auch die bereits angenommenen _ 
Lehrlinge nicht ferner beibehalten; in den Fällen des $. 127. zu 2. ift jedoch der. Lehrherr 
zur Entlaſſung der Lehrlinge nur dann verpflichtet, wenn folche von der Kommunalbehörde vers 
langt wird. > 

* 131. » Die nachſtehend benannten Gewerbetreibenden erlangen die Befugniß, Lehrlinge 
zu halten, fojern ihnen folde bei Bublifation. diefes Geſetzes nicht bereits zuftand, nur dadurch, 
daß fie entweder in eine ältere ober neuere Innung, nad vorgängigem Machweife der Befähi— 
gung zum Betriebe ihres Gewerbes, aufgenommen werden, ober biefe Befähigung befonders 
nachweiſen ($. 132). | 

Diefe Gewerbetreibenden find: 

Gerber aller Art, Lederbereiter, Ledertauer, Korduaner, Pergamenter, Schuhmader, 
Handfhuhmadyer, Beutler, Kürfchner, Riemer, Sattler, Seiler, Reifſchläger, Schnei-⸗ 
der, Hutmadyer, Tifchler, Rademacher, Stellmacher, Böttcher, Dredisler in Holz und 
Horn, Töpfer, Grobſchmiede, Huffchmiede, Maffenfhmiede, Scylofier, Zirkelſchmiede, 

=. Bengihmiede, Bohrfhmiede, Sägefchmiede, Meſſerſchmiede, Bücfenfhmiede, Sporer, 
Feitenhauer, Kupferfchmiede, Rothgießer, Gelbgießer, Glodengießer, Gürtler, Zinns 

2... gießen, Klempner, Buchbinder, Färber. 

Die Regierungen fönnen. jedoch nadı Maßgabe der örtlichen Berhältniffe, unter Genehmi⸗ 
gung der Minifterien, den Nachweis der Befähigung für einzelne, der vorſtehend benannten. &e: 
‚werbe erlafien, fowie für andere als dieſe Gewerbe anorbnen. j 

$. 132. Der Nachweis der Befühigung muß durd eine nad den Beſtimmungen bes Ti⸗ 
tel VIII. abgelegte Prüfung geführt werben. Ä Io = 

Die Ablegung einer förmlihen Prüfung kann jedoch denjtnigen, weldhe das Gewerbe ſchen 
einige Zeit hinburc mit Auszeihnung felbititändig betrieben haben, von der Prüfungsbehörde 
($$. 162. 167.) erlafien werden, wenn diefe fid) auf andere Meije bie Ueberzeugung verſchafft 
hat, daß der zu Prüfende die zum Betriebe feines Gewerbes erforderlichen Kenniniſſe und Ges 
ſchicklichkeiten befigt. 
10 


* 
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$. 133. Ginem Gewerbetreibenden, welcher nad ben 88. 126. bis 13%. nicht befugt if, 
Lehrlinge zu Halten, ift deren Annahme oder Beibehaltung in ben Städten durch die Kommu⸗ 
nalbehörde, auf dem Lande durd die Volizeiobrigfeit zu unterfagen. Das Berbot kann im 
Wege der polizeilihen Grefution zur Ausführung gebradyt werben. 


I. Berhältniß der Gefellen, Gehülfen und Lehrlinge: 
1) im Allgemeinen; 


$. 134. Die Feſtſetzung der Verhältniffe zwiſchen den ſelbſtſtändigen . Bewerbetreibenden 
und ihren Gefellen, Gehülfen und Lehrlingen ift Grgenftand freier Webereinkunft. 

$. 135. In Grmangelung vertragemäßiger Befimmungen find diefe Verhältniſſe, infofern 
die felbitittändigen Gewerbetreibenden einer Innung angehören, nad den Innungsftatuten, in an 
dern Fällen aber, ingleihem wenn die Vorfchriften der Statuten nidt ausreichen, nach dem ges 
genwärtigen Geſetze zu beurtheilen. 

$. 136. Die Ortspolizei-Obrigfeit hat darauf zu achten, daß bei Beſchäftigung und Be: 
handlung der Gefellen, Gehülfen und Lehrlinge gebührende Rückſicht auf Gefundheit und Sitt⸗ 
lichfeit genommen umd denjenigen, welde des Schul: und Religionsunterrichts nody bedürfen, Zeit 
dazu gelaflen werde. — 

F. 137. Streitigkeiten der ſelbſtſtändigen Gewerbetreibenden mit ihren Geſellen, Gehülfen 
oder Lehrlingen, die ſich auf den Antritt, die Fortſetzung oder Aufhebung des Arbeits- oder 
Lehrverhaͤltniſſes, oder auf die gegenfeitigen Leiſtungen während ber Dauer deſſelben beziehen, 
find, foweit für diefe Angelegenheiten befondere Behörden beftehen, bei biefen zur Entſcheidung 
zu bringen. 

Inſoweit folhe befondere Behörden nicht beftehen, erfolgt die Entſcheidung, ’ 

1) wenn der felbfiftändige Gewerbetreibende Mitglied einer Innung ift, durch bie 
Innungsvorfteher, unter dem Vorſitze eines Witgliebes der Konmunalbehörde, 
2) in anderen Fällen durch die OrtspolizeisObrigfeit. 

Gegen diefe Entiheidung fleht den Betheiligten die Berufung auf den Rechtsweg ‚binnen 
Jon Tagen praͤkluſiviſcher Friſt offen; die vorläufige Bollftretung wird aber hierburd nicht 
aufgehalten. 


2) insbefondere: f 
a) ber Gefellen und Gchülfen., 


$. 138. Die Gefellen und Gehülfen find verpflichtet, dem Arbeitsheren Achtung zu er 
weiſen und feinen Anordnungen in Beziehung auf die ihnen übertragenen Arbeiten und au 
die häuslichen Gintihtungen Folge zu leiften; zu häuslichen Arbeiten find fie nicht verbunden. 

$. 139. Das Verhältniß zwiſchen dem Arbeitsheren und den Gefellen oder Gehülfen 
fann, wenn nicht ein Anderes verabredet ift, durch eine, jedem Theile freiftehende, vierzehn Tage 
vorher erklärte NAuffündigung aufgelöft werden. - 

$. 140. Bor Ablauf der vertragemäßigen Arbeitezeit und ohne vorhergegangene Auffüns 
digung fönnen Gefellen und Gehülfen entlahen werben: 

1) wenn fie eines Diebftahls, einer Veruntreuung, eines liederlichen Lebenswan—⸗ 
* ‚ groben Ungehorfams oder beharrlicher Widerſpenſtigkeit ſich ſchuldig 
machen; 

2) rs e, ber Verwarnung ungeachtet, mit Feuer und Licht unvorfihtig ums 
gehen; j 

3) wenn fie fid) Thätlicykeiten oder-Schmähungen gegen den Arbeitsheren ober bie 
Mitglieder feiner Familie erlauben; ; 

4) wenn fie mit den Mitgliedern der Familie des Arbeitsheren oder mit ihren 
— verdaͤchtigen Umgang pflegen, oder ſonſt diefelben zum Böfen ver⸗ 
eiten; 

5) wenn fie zur Forſetzung der Arbeit unfähig geworben, oder mit einer efelhaften 
Krankheit behaftet find. 

Inwiefern in den zu 5. gedachten Fällen dem Cntlaffenen ein Anſpruch auf Entſchädigung 
zuftehe, iſt nad) dem beſondern Inhalt des Vertrags und nad den allgemein gefeglihen Bor 
ſchriften zu beurtheilen, 

$. 141. Die Gefellen und Gehülfen können die Arbeit vor Ablauf der verteagsmäßigen 
Zeit und ohne vorhergegangene Auffündigung verlaffen: | 

1) wenn fie zur Fortfegung der Arbeit unfähig werben; 

2) wenn.ber Arbeitsherr ſich thätlich an ihnen vergreift; 

3) wenn er fie zu Handlungen hat verleiten wollen, welche wider bie Geſehe ober 
wider die guten Sitten laufen; ‚ s 

4) wenn tr ihnen den verſprochenen Lohn oder die fonftigen Gegenleiſtungen ohne 
genügende Veranlaflung vorenthält. far 


1845. (2. 17. Jan.) 149 


$. 142. Beim Abgange förnen bie Geſellen und Sehütfen ein Zeugniß über die Art und 
Dauer ihrer Befchäftigung fordern, weldes, wenn gegen ben Inhalt fi nichts zu erinnern fin 
bet, in den Etädten von ber „Kommunalbehörbe, auf dem Lande von der Drtspoligei-Obrigfeit 
foften: und flempelftei zu beglaubigen ift. Diefes Zeugniß ift auf Verlangen der Gefellen und 
Gehülfen auch auf ihre Führung auszudehnen. 
$. 143. Eine Berpflihtung zum Wandern findet nicht Statt. Auf befondere Unter 
—— von Seiten der Gewerbegenoſſen haben wandernde Geſellen und Gehülfen keinen 
nſpru 
$. 144. Den Gefellen und Gehülfen ift bie Beibehaltung ber zur gegenfeitgen Unter: 
ſtützung vorhandenen befonderen Berbindungen und Kaflen geftattet; es bleibt jedoch vorbehal⸗ 
ten, die Einrichtungen derſelben nach Befinden abzuändern und zu ergänzen. Auch können 
dergleichen Berbindungen und Kaflen mit Genehmigung der Regierung, unter ben von biefer 
ferzufegenden Bedingungen, neu gebildet werben. Ein Gefelle oder Gehülfe darf deehalb, 
weil er nicht bei einem Innungsgenoffen arbeitet, von dem Beitritte zu folden Berbindimgen 
und Kaflen nicht ausgeſchloſſen werden, N 
ı $. 145. Die Beftimmungen der $$. 134. bis 144, finden aud auf Fabrifarbeiter An- 


wendung. 
- b) Der Lehrlinge; 
$. 146. Als Lehrlinge find nur biejenigen PBerfonen zu betrachten, welche in ber durch 
einen Lehrvertrag aus eſprochenen Abſicht bei einem Lehrherrn eintreten, um gegen Lehrgeld oder 
unentgeltliche — ein Gewerbe bis zu derjenigen Fertigkeit zu erlernen, welche ſie zu 
Geſellen befähigt ($. 157.) 

$. 147. Die una eines Lehrlings erfolgt, wenn berfelbe bei dem Genoflen einer In- 
nung eintritt, vor der Innung. 

Tritt der Lehrling bei einem andern Gewerbetreibenden ein, fo erfolgt die Aufnahme in 
ben Stäbten vor der Kommunalbehörde, auf dem Lande vor der Ortspolizei-Obrigfeit, und zwar 
in diefen beiden Fälfen mit Zuziehting zweier tnbefcholtener Gemeindemitgliever, wo möglid) 
foldyer, weldye dasſelbe Gewerbe ſelbſtſtaͤndig treiben. 

$. 148. Bor der Aufnahme ift feftzuftellen, ob ber Lehrhere befugt. ift, Lehrlinge zu Hals 
ten ($$. 126. bis 132.). 

Der Lehrling muß — daß er leſen, ſchreiben und rechnen kann, ingleichem durch eine 
Beſcheinigung ſeines Religionslehrers nachweiſen, daß er in der Glaubens⸗ und Sittenlehre ge⸗ 
nügende Kenntniſſe befigt. Nur aus erheblichen Gründen darf einem Mangel an dieſen Kennt: 
niflen nachgeſehen werden. Der Lehrherr ift alebann verpflichtet, für die Nahhülfe nad den 
Anordnungen der Ortsfchulbehörbe zu forgen. 

$. 149. Die Verabredungen über die Lehrzeit, bas Lehrgeld und die fonftigen Bebinguns 
gen find bei der Aufnahme zu verzeichnen. 

$. 150. Der Lehrhere muß fid) angelegen fein laffen, den Lehrling durch Beſchaäͤftigung 
und Anweiſung zum tüchtigen Gefellen auszubilden. Gr darf dem Lehrlinge die hierzu erfor: 
berliche Zeit und Gelegenheit durch Verwendung zu anderen Dienftleiftungen nicht entziehen, 
Der Lehrherr muß bemüht fein, den Lehrling zur Arbeitfamfeit und zu guten Sitten anzuhals 
ten und vor Laftern und Ausihweifungen zu bewahren. _ 

‘8. 181. Der Lehrling ift der väterlihen Zucht des Lehrheren unterworfen und in Abwes 
ſenhen des Lehrherrn auch dem denſelben vertretenden Geſellen oder Gehülfen zur Folgſamkeit 


$. 152. Das Lehrverhältniß kann in den: Fällen, welche im $. 140. bezeichnet find, von 
dem Lehrheren vor Ablauf der Lehrzeit aufgehoben werden. Sind für einen folden Ball feine 
befonderen Berabredungen getroffen, fo ift das Lehrgeld nicht nur für bie bereits abgelaufene 
Seit, —** auch für De kurs: Jahr zu entrichten. 

. 153. Wider den Willen des Lehrheren kann das Berhältniß vor Ablauf der Lehrzeit 
aufgeboben werben, wenn. der Lehrherr bie ihm nad $. 150. obliegenden Verpflichtungen gröb: 
lid; vernadhläffigt oder das Recht der väterlihen Zucht mißbraudt. 

Bei Lehrlingen ber Genofien von Innungen hat die Innung, bei anderen Lehrlingen aber 
in den Städten die Kommunalbehörde, auf dem Lande die Ortspolizei:Obrigkeit, mit Ausſchluß 
bes Rechtweges zu entfcheiden, ob der Fall einer ſolchen Vernadläffigung oder eines ſolchen 
Mißbrauchs vorhanden ift. 

In diefen Fällen kann ber. Lehrherr zur, Grftattung der burd) die anderweitige Unterbrin: 
gung des Lehrlinge entitehenden Meprfoften im Rechtswege angehalten werden. 

Daffelbe gilt von dem Falle, wenn dem Lehrheren die Befugniß, Lehrlinge zu haften, ents 
zogen wird ($. 130.) 

$. 154. Wider den Willen des Lehrheren fann das Verhältniß vor Ablauf ber Lehrzeit 
aufgehoben werben, wenn ber Lehrling zu einem anderem Gewerbe oder zu einem anderen Bes 
rufe übergeht. Dem Lehrherrn ift im diefem alle, wenn nicht ein Anderes verabrebet worden, 
das Lehrgeld noch für einen halbjährigen Zeitraum nad; Ablauf des Quartals u zahlen, in 
welcheni der Lehrling abgeht. 
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$. 155. Durch den Tob des Lehrherrn ‚oder Lehrling® wirb der Lehrwertrag aufgehoben. 

Auf-den Antrag des einen oder des andern Theile ift der Lehrvertrag auch dann aufzuhe⸗ 
ben, wenn der Lehrherr oder der Lehrling zur Grfüllung der eingegangenen Verpflichtungen uns 
fähig wird, 

* beiden Fällen erfolgt die Auseinanderfegung hinſichtlich des Lehrgeldes nad Verhältniß 
bes bereits abgelaufenen Theiles der Lehrzeit zur ganzen Dauer derſelben. 

$. 156. Bei Anflöfung des Lehrverbältniffes kann der Lehrling über die Dauer ber Lehr: 

zeit und die während berfelben erworbenen Kenntnifie und Bertigfeiten, ſowie über fein Betras 
gen vom Lehrheren ein Zeugniß fordern, welches, wenn gegen den Inhalt fih nichts zu erins 
nern findet, in den Städten von der Kommmunalbehörde, auf dem Lande von ber Ortspoligeis. 
Obrigkeit koſten- und ftenwelfrei au bealaubigen iſt. R 

$. 157. Nach vollſtändiger Erfüllung des Lehrvertrages kann ber. Lehrling auch darauf 
anfragen, daß er über die einem Geſellen nöthigen Kenntniffe und Fertigkeiten geprüft und 
förmlich entlaffen werde. 

Die Prüfung und Entlaffung des Lehrlings erfolgt, wenn berfelbe bei dem Genoffen einer 
Innung gelernt bat, durd die Innung. : 

Hat ber Lehrling bei einem andern Gewerbetreibenden in ber Lehre geflanden, fo erfolgt 
die Prüfung und Entlaſſung, unter-Zuziehung geeigneter Sacdverfländigen, in ben Städten 
durch die Kommmunalbehörde, auf dem Lande durd) die Ortspolizei-Dbrigfeit. Die Kommunal: 
behörde oder bie Polizei-Obrigkeit ift jedoch ermächtigt, die Prüfung durch eine in ber Nähe 
befindlihe Prüfungsbehörde ($$. 162., 167.) zu veranlaflen. * 

Eben ſo bleibt den Lehrlingen, welche nicht bei Innungsgenoſſen gelernt haben, freigeſtellt, 
die Prüfung vor einer Prüfungsbehörde ($$ 162., 167.) abzulegen. Diefe hat ihnen, nad 
genügend beftandener Prüfung, hierüber ein Zeugniß zu ertheilen, auf deſſen Grund die Kom⸗ 
munalbehörte oder die Ortspoligeis: Obrigkeit bie Entlafung bewirken und das Entlaſſungs— 
zeugniß auefertigen muß. 

-$. 158. Die Innungen, die Kommunalbehörden und bie Ortspolizei-Obrigkeiten haben 
über die Aufnahme und Entlaffung der Lehrlinge volltändige Verzeichniſſe zu führen. 

+ $. 159. Fir die Aufnahme und Entlaffung der Lehrlinge dürfen feine Gebühren erhos 
ben, fondern nur bie baaren Auslagen, als: Stempel, Kopialien, Diäten für bie einzelnen Ins 
nungsgenoffen und Sadverfländigen, welche die Prüfung bewirkt haben u. f. w., in Anfag ge: 
bradıt werben. \ ’ 

$. 160. Berfonen, melde nad ber über ihre Unterweifung in gewerbliden Kenntniffen 
und Fertigfeiten mit felbfiftändigen Gewerbetreibenden getroffenen Uebereinkunft nicht als Lehr⸗ 
linge anzufehen find ($$. 146—159.), oder das Gewerbe im anderer Weife, als bei einem 
ſelbſtſtaändigen Gewerbetreibenden, erlernt haben, können, wenn fie bei den Genoffen einer Ins 
nung unterwiefen worden find, bei der Innung, font aber bei der Kommunalbehörbe oder Po⸗ 
lizeiobrigkeit darauf antragen, daß fie über die einem Gejellen nöthigen Kenntniffe und fFertig- 
feiten- ($$. 148., 157.) geprüft werden, und baß ihnen, nad) genügend - beftandener Prüfung, 
hierüber ein Zeugniß ertheilt: werde. — 

S. 161. Die Beſtimmungen der $$. 134. bis 160. finden auf die Gehülfen und Lehrr 
linge der Apotheker und Kaufleute, ingleihem auf die Werfmeifter in Fabriken, feine Anwens 
dung. Die Berhältnifie berfeiben zu ihren Lehr: und Arbeirsherren find fernerhin nach den bis- 
herigen Borfchriften zu beurtheilen. 0 


Titel VII. 


Prüfungen für bie Aufnahme in Innungen und für die Befugniß zur Ans 
nahme von Lehrlingen. 


-$. 162. für bie in den $$. 108. und 132. angeordneten Prüfungen find beftändige Ortes 
ober Diftrifis:Prüfungsbehörden zu bilden, wo dies von den Regierungen nad deu örtlichen und 
gewerblichen Werhältniffen für nöthig erachtet wird. 

Die Prüfungsbehörden werden aus den geſchickteſten und geachteifien Gewerbetreibenden 
bergeftalt zufammengefept, daß die Hauptgatiungen ber in dem Orte oder Diftrifte betriebenen 
Gewerbe darin vertreten find. Die Mitglieder werben durch die Kommunalbehörbe des Ortes, 
welder zum Eig der Prüfungsbehörbe beſtimmt if, unter Genehmigung der Regierung ernannt, 
wobei auf Genoffen der Innungen vorzugsweife Rückſicht zu nehmen ift. Ein Mitglied der 
Kommunalbehörbe führt in der Prüfungsbehörde den Borfig, der Vorſitzende darf nicht ſelbſt 
Bewerbetreibender fein. j . = 

$. 163. Die Prüfung wird unter Leitung des Vorfigenden bewirkt durch ein bis drei - 
Mitgkieder der Prüfungsbehörde und. durd ‚eine gleiche Anzahl ſelbſtſtändiger Gewerbetreiben⸗ 
der von dem Gewerbe bes zu Prüfenden, welche von der Prüfungsbehörbe hierzu ausgewählt 
— Bei dieſer Auswahl iſt auf Genoſſen der Innungen vorzugsweiſe Rückſicht zu 
nehmen. — REN 
$. 164. Der zu Prüfende muß durch Löfung von Aufgaben darthun, daß er befähigt. fei, 

, - ⸗ 


⸗ 
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die gewömligeh Arbeiten feines Gewerbes ſelbſtſtaͤndig auszuführen. Auf eine beſtimmte Art 


und Weife, wie der zu Prüfenbe bie nöthigen Kenntniffe und SFertigfeiten erworben habe, fommt 
es. hierbei nit anz jedoch fann ein Nachweis darüber verlangt werben, daß berfelbe ſchon ein 
Jahr lag in dem Gewerbe befchäftigt gewefen fei. 


In Anſehung der bei Prüfung zu flellenden Aufgaben bleibt den Minifterien bie Grthei- 
lung näherer Anweifungen vorbehalten. ‚ 

$. 165. Kür die Prüfung ift eine beftimmte Gebühr an die Kaffe der Prüfungsbehörbe 
zu entrichten; außerdem hat der zu Prüfende feine weiteren Koften zu tragen, als den Auf: 
wand, welcher durch die aufgegebenen Arbeiten nothwendig entfteht. 


$. 166, If der Geprüfte befähigt gefunden worben, fo wirb bemfelben Darüber. von ber 
Prüfungabehörbe ein Zeugniß ertheilt. 

Diefes Zeugniß gilt als Nachweis ber Befähigung fowohl für die Aufnahme in eine In: 
nung, als für die Annahme von Lehrlingen. 

Eine Wiederholung der Prüfung fann ven demjenigen, welcher ein ſolches Zeugniß beflst, 
auch bei Veraͤnderung Feines Mohnorts nicht verlangt werben. 

$. 167. Bis zur Grrihtung ber Prüfungsbehörten ($. 162.) haben bie — iM. 
—— in welcher Art und durch welche Perſonen die Prüfungen zu bewirken find. 


Titel MX. 
Drtsftatuten. F 


. 168, Die Vorſchriften der Titel VI, und VII. in Anfehung ber Innungen, fowie ber 
Gefellen, Gehülfen und Lehrlinge können für alle oder für einzelne Arten. von Gewerben, unter 
ben im $. 170. fetgefegten Beichränfungen, durch Orxtsftatuten mit Genehmigung ber Minifte- 
rien abgeändert werben, 

Dergleihen Statuten werben auf Grund eines Gemeindebeſchluſſes abgefaßt; eg müffen 
jebody zuvor betheiligte Gewerbetreibende, und, wo Snnungen brftehen, auch diefe mit ihrer rs 
Härung gehört werben, 

Soll durdy ſolche Statuten bie Berfaffung beftehender Iunungen abgeändert werben, re ift 
deren Zuſtimmung erforberlid). 

Neu ſich bildende Junungen find an bie Ortsftatuten gebunben. 

$. 169. Durch Ortsftatuten können insbefondere Anorbnungen über. bie Verhältniffe ber 
ſelbſtſtaͤndigen Gewerbetreibenden zu ihren Geſellen, Gehülfen und Lehrlingen mit der Wirkung 
getroffen werben, daß eine Abänderung derſelben durch Vertrag nicht zuläfftg iſt. 

Desgleihen Tann für alle an dem Orte befchäftigte Befellen und Gehülfen die Verpflich— 
tung feitgefegt werben, ben im $. 144. erwähnten Verbindungen und Kaſſen zur gegenfeitigen. 
Unterflügung beizutreten, es darf jedoch ein Unterfchied zwiſchen den Gefellen oder Gehülfen ber 
Innungsgenoffen und denjenigen, weldye bei andern Gewerbeireibenben arbeiten, nicht angeotdr 
net werben. 

a 170: Im-Anfehung der Ortsftatuten ($. 168.) finden folgende Beihränfungen Statt: 

1) Es darf dadurd für Niemand ver felbfiitändige Gewerbebetrieb . weiter beichränkt 
werben, als buch bad gegenwärtige Geſetz beftimmt iſt. 

. 2) Den Snnungsmitgliedern darf fein ausschließlicher materieller Bortheil in Beziehung 
auf. den Gewerbebetrieb beigelegt werben, namentlich. nicht die aueſchließliche Befug⸗ 
niß, Lehrlinge zu halten. 

3) Die Befugniß, Gefellen oder Grhülfen zu halten, darf nicht beſchrantt oder aiſchwert 
werden. 

4) Denjenigen, welche die Befaͤhigung zum Betriebe ihres Gewerbes vorkhriftemäßig 

nad ewiefen haben, barf weber eine erneuerte Prüfung als Bedingung des Eintritte 
in eine Innung auferlegt, noch eine der in dieſem Geſetze an jenen Nachweis ge⸗ 
knüpften Befugniſſe geſchmaͤlert werden. 

5) An den durch die 88. 126. bis 132. beſtimmten Bedingungen ber Befugniß, Lehr: 

linge zu halten, barf durch die Ortoſtatuten nichts geändert werben. 

6) Ein Zwang zum Gintritt in die Innungen ift nicht zuläſſig; es darf aber auch bie 

Aufnahme nicht von ber Willführ der Innungsgenofien, fondern nur von beitimmten, 
im Gefeg oder in den Statuten aufgeſtellten Erforderniſſen abhängig gemacht wer⸗ 
ben. Gbenfowenig datf das Ausfdeiden aus ben — an andere als die ge⸗ 

ſedlichen Bedingungen geknüpft werben. 
Keine Innung darf für geſchloſſen erklärt werden. 
8) Die Errichtung von Innungen barf durch die Ortsftatuten nicht verhindert werben. 
9): Folgende einzelne Beftimmungen bürfen durch bie. Ortsftatuten nicht. abgeändert 
werden: 
a) die im $. 119. angeordnete Beſchraͤnkung des EN, unb ber — 
an der —— der Innungsangelegenheiten; $ 
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b) die Vorſchriften der $$. 137. und 153. in Anſehung der Streitigleiten ber 
werbetreibenden mit ihren Gefellen, Gehülfen und Lehrlingen ; — 

e) die Beſtimmung des $. 143., daß eine Verpflichtung der Gefellen zum Wan⸗ 
bern nicht Statt findet; N 

d) die Borfchriften der $$. 158. und 159. in Anfehung ber Verzeichniffe über bie 
Aufnahme und Entlaffung von Lehrlingen, ingleichen der für bie Aufnahme und 
Enilaſſung zu entrichtenden Koften, -. i 


Titel xX. 
Verbrechen und Vergehen der Gewerbetreibenben.*) 


$. 171. Die Entziehung der Befugniß zum felbfiftändigen Betriebe eines Gewerbes als 

Strafe kann Statt finden für immer oder auf eine beſtimmte Zeitz. biefe darf nicht unter drei 
> Monaten und nidt über fünf Jahre betragen. i 

$. 172. Gegen jeden Gewerbetreibenden, der wegen eines vermittelſt Mißbrauchs feines 
Gewerbes begangenen Verbrechens zu Zwangsarbeit oder Zudthausftrafe verurtheilt wird, kann 
zugleich auf den Verluft der Befugniß zum felbfiftändigen Gewerbebetriebe für immer oder auf 
Zeit erfannt werben. 

Es muß auf tiefen Verluft erfannt werben, wenn ber Gewerbetreibende fhen früher wegen. 
eines folden Verbrechens zu Zwangsarbeit oder Zuchthausſtrafe verurtheilt worden if. - 

- $. 173. Gewerbetreibende, welche zum Betriebe ihres Gewerbes einer befonderen poligeis 
lihen Genehmigung (Konzeffion, Approbation, Beſtallung) bedürfen, fönnen der Befugniß zum 
ſelbſtſtändigen Betriebe ihres Gewerbes für immer oder auf Zeit verlufig erklärt werben, jvenn 
fie wegen eines ihre Berufepflihten verlegenden Berbrediens zu Zwangsarbeit oder Zudthanss 
ſtrafe verurtheilt werben; es muß auf diefen Werluft erfannt werben, wenn gegen fie wegen eis 
nes folden Verbrechens jchon früher auf FFreiheitsitrafe erfannt worden ift, J 

Auch kann auf den Verluſt jener Befugniß für immer oder auf Zeit erkannt werden, wenn 
der Gewerbetreibende wegen eines Verbrechens, durch welches er ſeine Berufspflichten verletzt 
hat, zu einer minder ſchweren Freiheitsſtrafe, als Zwangsarbeit oder Zuchthansſtrafe, verurtheilt 
wird, nachdem ſchon früher wegen eines ſolchen Verbrechens auf Freiheitsſtrafe gegen ihn er⸗ 

- Tannt worden ift. \ 

$. 174. Iſt die polizeiliche Genehmigung zur Betreibung bes Gewerbes durch Ziverläfs 
figfeit und Unbefcholtenheit bedingt, oder der Gewerbetreibende zur Betreibung feines Gefchäftes 
von ber Obrigfeit befonders verpflichtet worden, fo muß auf Verluſt der Befugniß zum felöft- 
fläntigen Betriebe bed Gewerbes für immer erkannt werden, wenn der Gewerbetreibende wegen 
eines von ehrlofer Geſinnung zeugenden Verbrechens, insbefondere wegen Meineides, Raubes, 
Diebftahls oder Betrugs verurtheilt wird. SR 

"8. 175. Inwiefern Vergehen der Gewerbetreibenden gegen ihre Berufspflichten außer den 
in biefem Gefeg erwähnten Fällen einer Strafe unterliegen, ift nad hen barüber. befichenden. 
Verordnungen zu beurtheilen. - 

-$. 176, Wer ohne, vorgängige Anmeldung, oder nad) erfolgter Unterfagung ein Gewerbe 
beginnt ober fortiegt, hat, infofern nicht die firengeren Strafen ber $$. 177., 178. und 180. 
eintreten, eine Geldbuße bis zu funfzig Thalern, oder im Unvermögensfalle verhältnißmäßige 
Gefaͤngnißſtrafe verwirft. . 

— Fr bleibt jedoch ausgefchloffen, wenn das Vergehen eine Steuerbefraubationsftrafe 
na zieht. | 

» "8.177. Wer den felbfiftändigen Betrieb eines Gewerbes, zu beffen Beginne eine befons 
dere polizeiliche Genehmigung (Konzeſſion, Approbation, Beſtallung) erforderlich ift, ohne die vor⸗ 
fhriftsmäßige Genehmigung unternimmt oder fortfegt, oder von den in der Genehmigung fefts 
gefegten Bedingungen abweicht, hat Geldbuße bis zu zweihundert Thalern oder Gefängniß bis 
zu brei Monaten verwirft. i , 

Enthält die Handlung zugleih ein Steuervergehen, fo foll nicht außerdem noch auf ein 
Etenerftrafe erfannt werden, es it aber darauf bei Zumeſſung der Strafe Rüdfiht gu nehmen. 

$. 178. Wer der Befugniß zum felbfiftändigen Betriebe eines Gewerbes für inımer oder 
auf Zeit durch rechtskräftiges Brfenntmiß, oder in ben zuläffigen Fällen dur Beſchluß der Ber: 
waltungsbehörbe verlufig erflärt worden ift, und dieſem Erkenntniſſe oder Beſchluſſe zuwider 
handelt, ſoll mit Geldbuße bis zu zweihundert Thalern oder mit Gefängniß bis zu drei Monas 
ten beitraft werben.‘ 

$. 179. Was in ben $$. 176. bis 178. hinſichtlich der felbfiftändigen Gewerbetreibenben 
beftimmt ift, gilt aud von denjenigen, welde bie Steflvertretung eines felbftftändigen Gewerbes 
treibenden übernehmen. ($. 61.) ne 

$. 180. ‚Die Straibeitimmung des $. 177. tritt auch gegen denjenigen ein, welcher eine 

. gewerbliche Anlage, zu der mit Rückſicht auf die Lage oder Berhaffenheit ber Betriebsftätte oder 


*) Vergl. K. DO, v. 84, Jan, 1848. 
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bes Lolals eine befondere polizeiliche Genehmigung: erforderlich it, ohne biefe Genehmigung ers 

richtet, oder von den Bebingungen, unter welden die Genehmigung ertheilt worden, eigenmäch⸗ 
tig abweicht, infonderbeit ohne neue Genehmigung ‚eine Veränderung der Betriebsftätte oder eine 
Berlegung des Lofals vornimmt. er 

Außerdem ift derſelbe zur Wegſchaffung oder Abänderung der Anlage, den polizeilihen Ber 
ſtimmungen gemäß, anzuhalten. | 

$: 181. Gewerbetreibende, welche ihre Gehülfen, Gefellen oder Arbeiter, oder die Obrig⸗ 
feit zu gewiffen Handlungen oder Zugeftändniffen dadurch zu beftimmen fuchen, daß fie fid mit 
einander verabreden, die Ausübung bes Gewerbes einzuftellen, oder die ihren Anforderungen 
nicht nachgebenden Gehülfen, Gefellen oder Arbeiter zu entlaffen oder zurückzuweiſen, ingleichen 
biejenigen, welche zu einer folden Verabredung Andere auffordern, follen mit Gefänguiß bis zu 
einem Jahre beftraft werben, 

$. 182, Gehülfen, Gefellen. oder Fabrifarbeiter, melde entweder die Gewerbetreibenben, 
felbft, oder die Dbrigfeit zu gewiffen Handlungen oder Zugeftändniffen dadurch zu beflimmen 
ſuchen, daß fie die Einftellung der Arbeit oder die Verhindernng derfelben bei einzelnen ober 
mehreren Gewerbetreibenden verabreden, ober zu einer folden Verabredung Andere auffprbern, 
ſollen mit Gefängniß bis zu einem Jahre beftraft werben. 

Diefe Beſtimmung ift aud anzuwenden auf Arbeiter, welche bei Berg: und Hüttenwerfen, 
Landftraßen, Eifenbahnen, Feftungsbauten und andern öffentlichen Anlagen beihäftigt find. 

$. 183. Die Bildung von Verbindungen unter Fabrifarbeitern, Gefellen, Gehülfen ober 
Lehrlingen ohne polizeiliche Erlaubniß ift, fofern nad) den Kriminali@efegen feine härtere Strafe 
eintritt, an den Stiftern und Vorſtehern mit Geldbuße bis zu funfzig Thalern oder Gefängniß 
bis zu vier Wochen, an den übrigen Theilnehmern mit Geldbuße bis zu zwanzig Thalern oder 
Gefängniß bis zu vierzehn Tagen zu ahnden. 

8.184. Geſellen, Gehülfen und Fabrifarbeiter, welche ohne gefeßliche Gründe eigenmaͤch⸗ 

tig.bie Arbeit verlaffen, oder ihren Berrichtungen ſich entziehen, oder fidy groben Ungehorfams 
ober beharrlicyer Widerfpenftigfeit fhuldig maden, find mit Geldbuße bis zu zwanzig Thalern 
oder Gefängniß bis zu vierzehn Tagen zu beftrafen. 

$. 185. Lehrherren, welde ihre Pflichten gegen bie ihnen anvertranten Lehrlinge gröblich 
vernacyläffigen, find mit Geldbuße bis zu funfzig Thalern, oder im Falle des Unvermögens mit 
verhältnigmäßiger Gefängnißſtrafe zu belegen. 

$. 186. Gewerbetreibende, welche bie von der Obrigfeit vorgefchriebenen oder genehmigten 
Taren überfchreiten, haben Geldbuße bis zu funfzig Thalern oder im Unvermögensfalle verhält: 
nigmäßige Gefängnißftrafe verwirkt. 

Machen fie nach vorgängiger zweimaliger Berurtheilung wegen folder Vergehen ſich eines 
Bergehens diefer Art von Neuem fchuldig, fo kann zugleid, auf den Verluft der Befugniß zur 
ſelbſiſtändigen Betreibung ihres Gewerbes für immer oder auf Zeit erfannt werben. 

$. 187. Die Uebertretungen der polizeilichen Anorbnungen wegen des Marktverkehrs find 
mit Geldbuße bis zu zwanzig Thalern, oder im Unvermögensfalle mit verhältnißmäßiger Ges 
fängnißſtrafe zu belegen. 
—S. 188. Sind polizeilicye Borfähriften von dem Stellvertreter eines Gewerbetreibenden bei 
Ausübung des Gewerbes übertreten worben, fo ift die Strafe zunähft gegen den Stellvertreter 
feftzufegen; ift die Uebertretung mit Vorwiſſen des Bertretenen begangen worben, fo. verfallen 
beide der gefeglihen Strafe. Kann gegen den Steflvertreter die Gelditrafe nicht vollſtreckt wer⸗ 
den , fo bleibt der Polizeibehörde überlaflen, nad ihrem Ermeſſen die Geldfirafe von dem Ver⸗ 
fretenen, welder dafür fubfidiarifch verhaftet ift, einztehen, oder ftatt deſſen und mit Verzichtung 


hierauf die im Unvermögensfalle an die Stelle der Geldbuße tretende Freiheitoſtrafe fogleih nm 


dem Stellvertreter vollftreden zu laffen. 

IR an eine folde Uebertretung der Verluſt der Konzeffion, Approbation ober Beftallung 
gefnüpft, fo findet derfelbe aud als Folge der von dem Stellvertreter begangenen Uebertretung 
Statt, wenn bdiefe mit Vorwiſſen bes Bertretenen begangen worden. Iſt dies nicht der Fall, 
fo ift der Vertretene bei Verluft der Konzeffion, Approbation n. f. w. verpflichtet, den Stellvers 
treter zu entlaflen. 

8. 189. Als Strafe kann der Verluft der Befugniß zum felbftftändigen Gewerbebetriebe, 
für immer oder auf Zeit, nur vom Michter ausgefprochen werden, foweit es ſich nicht von 
Steuervergehen handelt, in Anfehung deren es bei ben beftehenden Borfchriften verbleibt. 

In Anfehung der Kompetenz der Behörden zur Unterſuchung und Beſtrafung der Ver—⸗ 
bredyen und Vergehen ber Gewerbetreibenden bewendet e8 beider beitehenden Berfaflung; in ber 
Mheinprovinz find jedoch die Polizeigerichte befugt, auf Geldbuße bis zu funfzig Thalern ober 
Gefängniß bis zu ſechs Wochen zu erkennen. — — 


Schluß beſtimmung. — 


8. 100. ‚Alle: erg allgemeinen und befonderen Beſtimmungen über. Gegenftände, 
worüber das gegenwärtige Geſetz verfügt, insbeſondere and diejenigen, buch weiche in einzelnen: 
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Landestheilen die Juden in der Betreibung ſtehender Gewerbe ſeither befchränft waren; werben 
hierdurch außer Kraft gefept, foweit auf bisherige Borſchriften nicht ansbrüdlid bingewiefen ift. . 
Urkundlich unter u Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterfhrift und beigebrudtem Königl. Infiegel: 
Gegeben Berlin, d. 17. nu 1845. (L. S.) Friedrich Wilhelm. 
w Rodom. v. Savigny. Graf v. Arnim. Flottwell. Uhden. 
Beglaubigt: 
Bornemann. 
2 


wntihäbiguugsgeich zur allgemeinen Gewerbeordnung. V. 17. Jan. 1845, 
[G. ©. 1845. ©. 79. No. 2542] 


Wir Friedrich Wilhelm sc. sc. verorbnen in Folge der am heutigen Tage erlaffenen allge: 
meinen Gewerbeorbnung über die Entfhädigung, melde für die dadurch aufgehobenen oder für 
ablösbar erflärten Berechtigungen zu gewähren ift, auf den Antrag Unferes Staatsminifteriums, 
nad Anhörung Unferer getrenen Stände und nad) vernommenem Gutachten Unferes Staats: 
räthe, was folgt: 


I. Aufgehobene Berehtigungen. 
A. Allgemeine Bedingungen der Entfhädigung.. 


$. 1. Für den Verluſt der durch die allgemeine Gewerbeorbnung $$. 1. bis 4. aufgeho: 
benen Berechtigungen findet eine Entfhädigung Statt, wenn bie Berehtigungen zur Zeit ber 
Bublifation der Gewerbeorbnung in rechtsgüiltiger Weife, für. immer oder auf Zeit unwiderruf⸗ 
lid) beftanden. 

$. 2. Ausnahmen hiervon ($. 1.) treten ein: 

I) wenn die Berechtigung, zuſtand dem Fiskus, einer Kämmerei oder Gemeinde inner⸗ 
halb ihres Kommunalbezirks, oder einer Korporation von Gewerbetreibenben, es mag 
ſolche geſchloſſen oder ungeſchloſſen ſein; 

2) wenn die Berechtigung von Einem der zu 1. bezeichneten ——— erſt nad dem 
31. Dezember 1836. auf einen Andern übergegangen ift. 

In allen diefen Fällen wird eine Entſchädigung nicht gewährt. 

$. 3. In dem im $. zu 2. bezeichneten Falle kann der gegenwärtige Inhaber der Be: 
rechtigung fofort die Aufhebung des zwifchen ihm’ und dem früheren Berechtigten beftehenden 
"Bertragsverhältnifies verlangen; er muß aber dieſes Verlangen vor Ablauf bes Jahres 1845. 
gegen den früheren Berechtigten. fchriftlich erflären. 

- Wird von diefer Befugniß Gebraud gemacht, fo find die rechtlichen Folgen der Nufhebung 
nad den allgemeinen 'gefeglihen Vorfchriften zu benrtheilen. Iſt jenes Verlangen innerhalb ber 
obengedadhten Frift dem früheren Berechtigten nidyt erflärt worden, fo müflen bie für Ueberlaſ— 
fung ter Berechtigung übernommenen Verpflichtungen ohne Abzug fortgefegt erfüllt werben. 

$. Die Anfprüde auf Enifhädigung für den Verluft der durch die allgemeine Gewer- 
beorbnung 88. J. bie 4. aufgehobenen Berechtigungen müſſen bis. zum Schluffe des Jahres 
1845. bei der Regierung fchriftlic angemeldet werben. 

$.5. Gine Ausnahme hiervon ($. 4.) findet Statt in Anfehung derjenigen, nach $. 3 
der Gewerbeordnung vorerft noch ferner zu feiftenden Abgaben, melde auf Gewerbeberechtiguns 
‚gen ruhen mit denen das Recht zur Unterfagung oder VBeichränfung bes Betriebes eines ſtehen⸗ 
ben Gewerbes verbunden war. Der Anfprud auf die Entihädigung für die Berechtigung zur 
Erhebung von Abgaben diefer Art muß bis zum Schluſſe des Jahres 1849. bei ber Negierung 
fhriftlidd angemeldet werden; kommt jedod die Nbgabe ſchon früher in Wegfall, fo muß die 
Anmeldung binnen Jahresfrift nad dem Wegfall erfolgen, 

$. 6. Werden die Entihäbigungsanfvrüde innerhalb der in den $$. 4. und 5, beftimmz 
ten Friften bei der Megierumg nicht ſchriftlich angemeldet, jo gehen die Berechtigten ihrer Ans 
ſprüche von felbft verluſtig. Es fönnen jedoch die im $. 39. bezeichneten Sjnterefienten den Ent: 
ſchaͤdigungsanſpruch noch während einer anderweiten präflufivifchen Frift von drei Monaten durch 
ſchriftliche Anmeldung bei der Megierimg geltend machen. Nuf einen nad) Befriedigung dieſer 
Intereſſenten etwa verbleibenden Üeberſchuß lann aber der Berechtigte, welcher die Anmeldung 
verfäumt hat, keinen Anſpruch machen, 


B. Grmittelung und Leiſung ber Entfhädigung. 
1. Für ausſchließliche Gewerbeberedhtigungen. 
a) In Beziehung auf fteehende Gewerbe. 
$. 7. Als Mapftab der Entſchädigung für die aufgehobenen ausfchließlichen —— 
Hgungen ($. 1. der allgemeinen Gewerbeordnung) gilt derjenige Werth, welden die Beredtigung 
Sinn r Beit der Aufhebung ‚gehabt: hat:'-. Der Werth wird. für: jede einzelne in einem’ ie ober 
frifte vorkommende Gattung dirfer Berechtigungen befonbers ermittelt, ze a8 * 
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$.:8,. Bum Anhalt bei diefer Grmittelung dient zunächſt der Durchſchnitt der Preife, welche 
„bei Beräußerungen gezahlt, bei Erbtheilungen angenommen, fowie bei Berpadhtungen, den Pacht⸗ 
beitrag nach Abzug der Laften zu Kapital berechnet, erlangt worden find. » . “ El> 

Dabei iſt jedoch, wenn bie Berechtigung ‚in Berbindung mit Grundftüden, Geräthidaften 
ober anderen Gegenftänden überlafien worden, der Werth diefer verſchiedenen Gegenſtände in 
Abzug zu bringen. In gleicher Weife ift, wenn die Gewerbeberechtigung als Realrecht forts 
aa ($. 65. der Gewerbeordnung), zu berücfichtigen, welchen Werth diefelbe als Realrecht 
ehält, \ 

$. 9. Wenn in einen längeren Zeitraum feine Beräußerungen, Erbtheilungen oder Ber: 
pachtungen vorgefommen find, oder wenn foldhe feinen genügenden Anhalt gewähren, fo ift ber 
Berth oder Meinertrag der aufgehobenen ausfhließlihen Berechtigung mit Hülfe der Stenerres 
giſter oder auf andere Weife zu ermittely. Dem Finangminifterium bleibt überlaffen, wegen des, 
Verfahrens bei diefen Grmittelungen Anweifung au ertheilen. 

$. 10. In allen. Fällen, in welden bei Feititellung der Entfhädigung der Reinertrag zu 
Grunde gelegt wird, ift der fünfundzwanzigiache Betrag deſſelben als der Werth der Berechli⸗ 
gung anyufehen. 

$. 11. Sobald die Entfhäbigungskapitalien feftftehen, find den Berechtigten hierüber auf 
deren Namen lautende Anerfenntnifie, und zwar in ben Städten von ter Kommunalbehörbe, 
fonf aber von ber Megierung zu ertheilen. N. 

Dieie Entfhädigungsanerfenntniffe treten an die Stelle der anfgehobenen Berechtigungen 
und können, gleich diefen,- vererbt und übertragen werden. Gine jede ſolche Bererbung oder 
Mebertragung muß derjenigen Behörbe, welde das Anerkenntniß ausgeftellt hat, nachgewieſen 
werden; iſt dies nicht geſchehen, fo ift die Behörde nicht verpflichtet, auf eine etwanige Beräns 
derung in ber Perfon des Gigenihümers Müdfiht zu nehmen. Die Veränderungen in dem @is 
genihume des Anerfenniniffes find auf dieſem von der Behörde zu vermerfen. h 

$. 12. Den Inhabern der Entſchät igungsanerkenntniſſe foll, fo lange fie das Gewerbe, 
auf welches die ausſchließliche Berechtigung fid) bezog, felbft oder durch einen Andern (Stellver⸗ 
treter, Bächter u. f. w.) ausüben, dad feftgefepte Entihädigungsfapital: bis zu feiner Tilgung 
mit drei Prozent jährlich verginft werden. Diefe Berzinfung beginnt jedoch erft mit dem Tage, 
an welchem der fiehende Betrieb des Gewerbes, worauf die ausſchließliche Berechtigung fi bes 
og, von einer Perfon begonnen wird, die nicht im Befige eines Entfhädigungsanerfenntnifies 

befindet. Die Verzinfung wirb wieder eingeftellt, fobald das Gewerbe von einer. folden 

Berfon nicht mehr betrieben wird. ! 
— 8. 13. Die Zinfen fämmtliher Entfhädigungsfapitalien für aufgehobene Berechtigungen 
der nämlihen Gattung find, foweit folhe nad $. 12. entrichtet werden müffen, von.allen benz 
jenigen aufzubringen, weldye innerhalb bes Drts oder Diftrifts. das Gewerbe, worauf bie aus: 
ſchließliche Berechtigung fi bezog, als ein ſtehendes ſelbſtſtändig betreiben, ohne Unterſchied, ob. 
fie fid) im Beſitze eines Entihädigungsanerfenntniffes befinden oder nicht. 

Die allmählige Tilgung der Entfhädigungsanerkenntniffe ($$. 16. u. ff.) hat auf den Ber 
trag der aufzubringenden Zinfen feinen Einfluß, vielmehr find für die getilgten Anerkenntniffe. 
bie Zinfen ferner aufzubringen und an den Tilgungsfonds ($. 17.) zu zahlen. 

$. 14. Die Beiträge zu den Zinfen find von der Behörde ($. 55.) nad) dem Umfange 
bes Gewerbebetriebs der zur Anfbringung Verpflichteten ($. 13.) dergeftalt zu veranlagen, daß 
fein Gewerbetreibender außer Nahrungsftand fommt. Die Minitterien des Innern und der Fi— 
nanzen find ermächtigt, wo fie es für angemefien eradhten, ein Marimum der von den Gewers 
betreibenden* zur Verzinſung der Gntfhädigungsfapitalien zu Igiftenden Beiträge mit Rückſicht 
auf die Gewerbefteuer feitzufegen. ; 

‚ Die Inhaber von Entfdädigungsanerfenntniffen fönnen die ihnen gebührenden Zinfen auf 
bie von ihnen zu leitenden Beiträge abrednen. 

$. 15. Infoweit durd die Beiträge der Gewerbetreibenden ($$. 13. und 14.) ber im 
Ganzen aufzubringende Zinsbetrag nicht gedeckt werden kann, muß das. Fehlende von der Ges 
meinde oder dem Diftrifte zugefchofien werden, Etwanige Ueberſchüſſe bei der Erhebung ber 
Beiträge fließen zum Tilgungsfonds ($. 17.). 

— &16. Zur Bezahlung der Entihädigungsfapitalien find verpflichtet: 
- 4) diejenigen, welde das Gewerbe, werauf die ausfchließliche Berechtigung fi ber 
309, als ein ftehendes felbftitändig betreiben, jedod mit Ausnahme derer, welche 
fidy im Befige eines Entfhädigungsanerfenntniffes ($. 11.) befinden; 
2) die Gemeinde oder ber Diftrikt, wo die ausſchließliche Gewerbeberechtigung beſtand. 
- ,..$. 17. Für jede einzelne Gattung von Berechtigungen foll in jedem Orte oder Diftrikte 
ein befonderer Tilgungsfonds gebildet werden. Zu bemfelben fließen: 
3) die Beiträge ber im $. 16. zu 1. gedachten Gewerbetreibenden, 
b) die Beiträge ber betheiligten Gemeinde oder bes betheiligten Diſtrikts ($. 16. zu 2.), 
' c) die bei Erhebung der Zinfen ſich ergebenden Ueberſchüſſe ($$. 13. und 15.), 
0 5, dy Die, nach —— der im $. 39. bezeichneten Intereſſenten, im Falle bes 
8. 6. verbleibenden Gntfhädigungsfapitalien, 1 | 
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e) die bei Auflöfung einer Innung nach’ $. 99. ber allgemeinen- Getwerbeorbnung 
für dieſen Zweck etwa verbleibenden Vermögensüberfchüfle. . 
$: 18. Als Regel wird feftgefegt, daß zum Tilgungsfonds 
1) jeder beitragepflichtige Gewerbetreibende die Hälfte derjenigen Summe, welche er 
nad $. 14, zu ben Binfen beitragen muß; - 

» +2) bie beiheiligte Gemeinde oder der betheiligte Diftrift, wenn nicht freiwillig höhere 
Deiträge Tibernommen werden, ein Prozent des Gefammtbetrages der Entſchädi⸗ 
gungsfapitalien alljährlid? aufzubringen bat. 

Eine Ermäßigung des zu 2. beftimmten Beitrags ift nur aus erheblichen Gründen, unter 

Genehmigung der Minifterien des Innern und der Finanzen, zuläffig. 

$: 19. Iſt die Entſchädigung von mehreren Ortſchaften aufzubringen, fo wirb bas Beis 
tragaverhältniß, unter Berückfichtigung der größeren oder geringeren Vorteile, welche ans ber 
Aufhebung der ausfchließlihen Gewerbeberechtigung für die Betheiligten entfliehen, von der Mes 
gierung, mit Vorbehalt des Mekurfes an die Diiniiterien des Innern und der Finanzen feſtgeſetzt. 

8. 20. Sobald die Entfhädigungsfapitalien feftgeftellt find, beginnt’ deren Tilgung. Die 

Beiträge der Gemeinde oder des Diftrifts ($. 18. zu 2.) find bis zur vollendeten Tilgung uns 

verändert nach dem Gefammtbetrage der Entfhädigungsfapitalien zu entrichten. Die Beiträge 

ber Gewerbetreibenden ($. 18. zu 1.) find von dem Tage an, mit weldhem die Berzinfung ber 
er ee za beginnt, zu zahlen, jedod) nur fo lange, als die Berzinfung fortbauert 
$. 21. Die Berichtigung der Entfhäbigungsfapitalien erfolgt allmälig nad) Maßgabe ber 

Kräfte des Tilgungsfonde. Finden ſich Inhaber von Entfhädigungsanerfenntniflen bereit, ſolche 

unter dem Nennwerthe an ben Tilgungsfonds abzutreten, fo wird zunächſt der Mindeſtfordernde 

befriebigt; außer diefem Kalle wird die MReihefolge durch das Loos beftimmt. 

$. Für diejenigen ausfchließlidien Gewerbeberehtigungen, welde entweder nur auf 
Lebenszeit des Berechtigten, oder nur auf einen nadı Jahren oder deren Theilen beſtimmten Beits 
raum verliehen waren, wird als Entihädigung eine nad dem durchſchnittlichen Reinertrage 
($$. 8., 9.) zu ermittelnde Rente bis zum Nblauf der Zeit gewährt, auf welche die Berehtigung 
verliehen war. Diefe Entfhädigungsrente, über welche dem Berechtigten ein Anerfenntniß nad) 
Borfchrift des $. 11. ertheilt wird, if jedoch mur unter eben ben WVorausfegungen zu zahlen, 
unter. welhen nad $. 12. die Entfhäbigungsfapitalien’ verginft werben. 

Die Rente wird von den im $. 13, bezeichneten Gewerbetreibenden, fowie von der Ger 
meinde ober dem Diftrikte, wo die ausfcließliche Berechtigung beftand, gemeinſchaftlich aufges 
bracht, und zwar von ben Gewerbetreibenden zu drei BViertheilen, von der Gemeinde ober dem 
Diftrifte zu einem Viertheile. 

Den Berheiligten bleibt überlaflen, fich über. die Ablöfung ber Mente durch Kapitalzahlung 
gütlich zu einigen, welder von bem Berechtigten nicht widerfprodyen werben kann, wenn ber 
fünfundzwanzigfade Betrag der Rente gewährt wird. 


b) In Beziehung auf ben-Gewerbebetrieb im Umherziehen. 


$. 23. Für ausfhließlihe Berehtigungen, welde auf den Gewerbebetrieb im Umherziehen 
fich beziehen, wird feine aridere Entfhädigung gewährt, als der Erlaß ber für diefe Berechti— 
gungen etwa zu entridtenden Abgaben und 2eiftungen. Iſt jedoch bei Erwerbung der Bere: 
tigung von dem Inhaber eine Leiftung eins für allemal entrichtet worden, fo wird für diefe ein 
verhältnißmäßiger Erſatz aus ber Staatsfaffe gewährt. 

Die Entfhädigung für den Wegfall der Abgaben und Leiftungen wirb demjenigen, welcher 
zu ber Hebung berechtigt war, nad Vorſchrift ber $$. 25. bis, 27, gewährt. R 


ec) Im Falle der Derbindung mit Zwangs- und Bannrechten. 


8. 24. Die Inhaber ausſchließlicher Berechtigungen zum Brauen, Backen und Schlachten 

in den Städten ſind auch in dem Falle, wenn mit dieſen Berechtigungen zugleich ein Zwangs— 
und Bannrecht verbunden war, lediglich nach den Beſtimmungen der $$. 7. bis 23. zu ents 
fhädigen, und zwar ohne Unterſchied, ob fich das Zwangs- und Bannredyt über den der aus— 
fchließlihen Berechtigung umnterworfenen Bezirk hinaus erftredte oder nicht. 
—Iſt mit ansfchließlidhen Gewerbeberechtiguingen anderer Art ein durch die $$. 4. und 5. ber 
allgemeinen Gewerbeordnung aufgehobenes oder für ablösbar erflärtes Zwangs: und Bannrecht 
verbunden, fo wirb bie Entſchädigung lediglid nach den Borfchriften der $$. 29. bis 36. des 
gegenwärtigen Geſetzes gewährt. | — 


2) Für Berechtigungen, Konzeſſionen zu gewerblichen Anlagen ober zum Be— 
triebe. yon Gewerben zu ertheilen oder Abgaben vom Gewerbebetriebe zu 
erheben. * 

8. 25. Die Eniſchädigung für die Aufhebung, der Berechtigung, Konzeſſionen zu gewerb⸗ 
lihen Anlagen oder zum Betriebe von Gewerben zu ertheilen ($. 2. ber allgemeinen Gewerbe: 
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ordnung), Towie für bie Aufhebung der Berechtigung, Abgaben vom Gewerbebetrieb zu erheben 
oder bergleihen Abgaben aufzulegen ($. 3. der allgemeinen Gewerbeorbnung), ift nad dem 
Betrage der reinen Nugungen feitzuftellen, welche ber Berechtigte davon erweislich ‘in den Jah: 
zen 1817. bis 1836. einſchließlich im Dunhfdmitt bezagen hat. Hierbei fommen jedoch. Kapi- 
_ talbeträge, welche dem Berechtigten für. die Verleihung vererblicer und veräußerlicher Gewerbe: 
ae bezahlt worden find, nicht in. Betradıt. 

$. 26. Der nad $. 25. feſtgeſtellte durchſchnittliche Reinertrag it den Berechtigten als 
eine jährliche Nente zu gewähren, welhe durd Zahlung des fünfundzwanzigfahen Betrages 
jederzeit abgelöft werden fann. 

$. 27. Diefe Rente ($. 26.) wird, foweit nicht der $. 28. eine Ausnahme enthält, vom 
Tage der Berfündigung der Gewerbeordnung an geleiftet und aus ber Staatsfaffe gewährt. 

$. 28. Wir foldhe Abgaben, welche auf Gewerbeberedtigungen ‚ruhen, mit denen das Recht 
zur Unterfagung oder Beſchraͤnkung bes Betriebes eines ftehenden Gewerbes verbunden war, 
wird die Gntihädigungsrente ($. 26.) erft von dem Tage des Wegfalls der Abgaben ($. 3. der 
allgemeinen Gewerbeordnung) an geleiftet und von den im $. 13. bezeichneten Gewerbctreibenten, 
fowie von der Gemeinde oder dem Diftrifte, wo die ausschließliche Gewerbeberechtigung beſtand, 
gemeinſchaftlich aufgebracht. 

In Ermangelung einer gütlichen Einigung wird das Beitragsverhältniß nad Vorſchrift 
des F. 19. feſtgeſetzt. Dabei iſt zugleich Anordnung zu treffen, wie die Entſchaͤdigungsrenten, 
worüber nach $. 11. den Berechtigten Anerkenntniſſe ertheilt werden, ohne erhebliche Beläſti— 
gung der Betheiligten in kürzeſter Zeit zu tilgen find. 


3) Für die aufgehobenen Zwangs- und Bannrehte, und zwar: 
a) für den Mahlzwang. 


$ 29. Zur Feftftellung der Entfhäbigung für den aufgehobenen Mahlzwang ($. 4 

3. ber Allgemeinen Gewerbeorbnung) hat zuvörberft der Berechtigte bei Umfang feines ee 
bezirfes der Regierung nachzuweiſen. Sodann iſt die Ginwohnerzahl dieſes Zwangsbezirke 
nach den letzten, vor Publikation der Allgemeinen Gewerbeordnung aufgenommenen ſtatiſtiſchen 
Tabellen zu ermitteln und. der durch tie Aufhebung bes Mahlzwangs für den Berechtigten ent: 
ſte hende Verluſt zu einer halben Mege Roggen für jeden Kopf biefer Ginwohnerzahl anzuneh- 
men. Das hiernach ſich ergebende Noggenquantum it nah dem Durchſchnitte der Marftpreife 
der nãchſten Marktftadt aus den Jahren 1815. bis 1844. als Jahresrente in Gelde zu berech⸗ 
nen, deren fünfundzwanzigfacher Betrag die Normalentſchädigung bildet. 


$. 30. Die nad) $. 29, angelegte Berehnung ift durch den Landrath dem Berechtigten 
vorzulegen. Dieſer hat binnen brei Monaten, vom Tage ter Vorlegung an, dem Landrathe 
ſchriftlich oder zum Protokoll zu erflären, ob er die Berechnung als richtig anerfennt und ſich 
mit der ihm danach zukommenden Normalentſchaͤdigung unter Verzichtleiſtung auf alle weiteren 
Anfprüde begnügen will. Erklärt der Berechtigte innerhalb dieſer Frift unter Berzichtleiftung 
auf alle weiteren. Anfprüde zur Annahme der Normalentſchädigung fich bereit, fo ift ihm folde 
ſofort aus der. Staatsfaffe auszuzahlen. Giebt derfelbe innerhalb der gedachten Friſt feine Er⸗ 
Härung ab, fo wird angenommen, daß er die Berehnung als richtig anerfenne umd inter Wer 
zichtleitung auf alle- weiteren Anſprüche bie Normalentfhädigung annehme, welde demnächſt 
gleichfalls fofort auszuzahlen ift. 

$. 31. Erklärt ter Berechtigte vor Ablauf ber dreimonktlichen Friſt ($. 30.), mit der 
Normalentfhädigung unter Berzichtleiftung auf ale weiteren Anſprüche fid nicht begnügen zu 
wollen, fo bleibt ihm überlaflen, den durch bie Aufhebung bes Mahlzwanges verurfahten Ber: 
luſt nachzuweiſen. Dieſer Beweis niuß jedoch bei Verluſt des Entfhädigungsanfprudes inners 
halb eines Jahres vom Ablauf der dreimonatlichen Friſt ($. 30.) an gerechnet, angetreten wer⸗ 
den. Ein Berechtigter, welcher die Normalentſchädigung einmal abgelehnt hat, kann auf bie 
felbe niemals zurüdgehen, fondern immer nur Erſatz des wirklich erwiefenen Verluſtes forbern. 

$. 32. Zur Feſtſtellung diefes DVerluftes ($. 31.) ift der Ertrag des Zwangsredtes, ab⸗ 
gefondert von den babei benugten Grundflüden, Bauwerfen und Utenfilien, und abgefehen von 
demjenigen Babrifationsgewinne, welcher auch ohne das Vorhandenfein diefes Rechtes erlangt 
werden fann, genan zu ermitteln, und dabei nad ben in den 88. 8. und 9. gegebenen Bor: 
fchriften zu verfahren. Der danach fid, ergebende Berluft it aus der Staatsfaffe durch eine 
jährliche Rente zu vergüten, weldhe durch Zahlung des fünfundzwanzigfahen Betrages jederzeit 
‚abgelöft werden kann. 


b) Be den Branntweinzwang, ben Brauzwang und bie Zwangs- und Bann 
rechte der ſtädtiſchen Bader und Fleiſcher. 


$. 33, Die Cutſchadigung für die Aufhebung bes, Branntweinzwanges ($. 4. zu 8. der 
Allgemeinen —— iſt nach den Grundſatzen des F. 32. zu. ermitteln und aus ber 
EIER u leiten, ü 
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Ein Gleiches gift von ber Entfhäbigung für die Aufhebung bes Bräuzwangsrechtes, ſowie 
bes fläbtifhen Bädern und Fleifchern zuftehenden Rechtes; die Einwohner der Stadt, ber Vor⸗ 
Räbte oder ber fogenannten Bannmeile zu zwingen, daß fie ihren Bedarf.an Gebäck oder Fleiſch 
. gang oder theilweife von jenen ausfchließlich entnehmen ($. 4. zu 3. der Allgemeinen Gewerbes 
ordnung), fofern diefe Zwangsrechte nicht zugleich mit ausfdließlihen Gewerbeberechtigungen 
—— und demzufolge nach $. 24. den Beſtimmungen der $$. 7. bis 23. unter⸗ 
Tiegen. ⸗ 


II. Ablösbare Berechtigungen. 


$. 34. Die im $. 5. der allgemeinen Gewerbeordnung ausgeſprochene Befugniß zur Ab⸗ 
Töfung folher Zwangs: und Bannrechte, welche nicht durch die Beſtimmungen des $. 4. deſſel⸗ 
ben Geſetzes aufgehoben find, Meht, wenn die Verpflichtung auf Grundbefig haftet, jedoch nicht 
alle zur einer Gemeinde gehörenden Befigungen umfaßt, einem jeden einzelnen Berpflichteten zu. 
Nuht die Verpflichtung in der Art auf Grundbefig, daß fie alle zu einer Gemeinde gehörenden 
Befigungen umfaßt, fo kann nur die Gemeinde auf Ablöfung antragen. 

Eind tem Zwangs: und Bannrechte die Mitglieder einer Korporation als ſolche unterwor: 
fen, fo ift nur die Korporation in ihrer Geſommtheit zur Nblöfung defielben befugt. Sind 
Bewohner eines Ortes oder Difiriftes vermöge ihres MWohnfiges dem Zwangs- und Bannredhte 
unterworfen, fo Fönnen nicht die einzelnen Pflihtigen, fondern nur die Gemeinden, von-biefen 
jedoch jede Gemeinde für fid, auf Ablöfung antragen, Guthält der Zwangs: und. Bannbezirf 
Grundftücke, welde nicht zum Gemeindeverbande gehören, fo find die einzelnen Befiger diefer 
Grundſtücke, unabhängig von ben Gemeinden, zur Ablöfung befugt. 

$. 35. Wird auf Ablöfung eines folhen Zwangs: und Bannrehts ($. 34.) angetragen, 
fo ift deſſen jährliher Grtrag nad den im $. 32. vorgefchriebenen Gruntfägen zu ermitteln und 
die Entfhäbigung auf eine diefem Ertrage gleichkommende jährliche Rente feftzufegen. , Ueber 
die von jeden Ablöfenden zu entrichtende Mente wird den Berechtigten uadh $. 11. ein Aners 
fenntniß ertheilt. — 

$. 36. Die Entſchädigung iſt von den Zwangs- und Bannpflichtigen aufzubringen. Müſſen 
dazır mehrere Ortichaften beitragen, fo wird das Beitrags: Verhältniß der Gemeinden, fo wie ber 
etwa außer einem Gemeindeverbande befindliden Grundbefiger von der Megierung mit Vorbe— 
halt des Rekurſes an die Minifterien des Innern und der Finanzen, feitgefegt. Der Zeitpunft - 
von weldem an die Mente zu zahlen ift, wird durch die Regierung beſtimmt, fofern nicht bie 
Betheiligten fid) darüber einigen. Mit dieſem Zeitpunfte hört die Zwangs: und Bannpflidt 
auf. — Die Entihädigungsrente kann durch Zahlung des fünfundzwanzigfahen Betrages zu 
jeder Zeit abgelöft werden, und ber Berechtigte muß fih die Ablöfung aud in Stüdzahlungen, 
jedoch⸗ richt unter 100 Rthlr. gefallen laffen. j 


II. Allgemeine Befimmungen. 


$. 37. Die. Verhandlungen wegen Feititellung der Entihädigungsanfprüce, fowie- der als 
—— zu gewährenden Kapitalien und Renten erfolgen durch einen Kommiſſarius ber 
Regierung. _ 2 b 

$. 38. Dei diefen Verhandlungen ($. 37.) find, wenn das Gigenthum und das Nugungs- 
recht an einem bereditigten oder verpflichteten Grundſtücke verſchiedenen Perſonen zufteht, dieſel⸗ 
ben fänmtlid zuzuziehen. - Zu den Nugungsberechtigten find die Pächter Hier nicht zu- rechnen. 

$. 39. Ober:Gigenthümer, Lehrrsherren, Lehus- und. Fideifommißfolger, Wiederkqufsberech⸗ 
tigte, -Hypothefengläubiger und andere Mealberedytigte find nicht von Amtewegen zuzuziehen; 
denfelben fieht aber frei, bei dem Verfahren fi zu melden und ihre Gerechtfame wahrzunehmen. 

$. 40. Dem Obereigenthümer, Lehnsheren oder Wicderfaufsberechtigten, desgleihen dem 
beiden nächſten Fideifommipanwärtern, fowie bei Lehnen, falls der Beſitzer feine lehmsfähige 
Deſcendenz hat, den beiden nächſten Agnaten, ift, fofern fie befannt find, von der Ginleitung 
des Verfahrens beſonders Nachricht zu geben; find diefelben nicht befannt, oder findet. der Kom⸗ 
miflarius ($. 37.) fonft Anlaß, fo ift von dieſem durch öffentliche Bekanntmadhung ein Termin 
2 beftimmen, bis zu welchem die Betheiligten ſich melden fünnen. Diejer Termin it auf ſechs 

—* hinauezuſe hen und durch das Amtsblatt zwei Mal von drei zu drei Wochen bekannt 

zu madıen. . / - 

Diejenigen, welche fi nicht melden, find mit Einwendungen gegen die Verhandlungen nicht 
weiter zu hören. N 

$. 41. In denjenigen Fällen, in weldhen die Entfhäbigung aus der Staatsfafle gewährt 
* (8$- 23., 27., 29., 32., 33.), ift zur Wahrnehmung bes fisfalifchen Intereſſes ein Anwalt 
zu beitellen, ’ ’ j 

In andern Fällen ift, infoweit die aufgehobene Berechtigung auf eine ganze Ortfchaft fid 
erfirddite, bei der Inſtruktion anftatt‘ der Pflichtigen die Kommunalbehörbe zuzuziehen, welde 
für die Verhandlungen einen Vertreter zw beftelen hat, Sind mehrere Drtichaften. betheiligt, 
fo haben die Kommunalbehörben über einen gemeinfcaftlihen Vertreter ſich zu einigen; ſollte 
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biefe -Binigung binnen einer Friſt von ſechs Wochen nach ergangener Aufforderung nicht erfol⸗ 
gem, jo if die Megierung befugt; einen folhen gemeinſchaftlichen Bertreter zu, beitellen. 

5S. 42. Die vollftändige Erörterung der Sade darf aud dann nicht unterbleiben, wenn 
—— der Berechtiglen von der Kommunalbehörde der betheiligten Gemeinde anerkannt 

en. 

S. 43. Wenn darüber, ob eine Berechtigung zur Zeit der Publikation der allgemeinen 
Gewerbeorbnung rechtsgültigerweife unwiderruflich beftand, oder über ‚den Umfang: ber Berechti⸗ 
‚gung Streit entfieht, fo hat das Plenum ber Regierung durd) ein mit Gründen auszufertigen: 
des Refolut zu enticheiden. 

- ‚Gegen dieſes Mefolut fteht binnen einer präkluſiviſchen Friſt von fehs Wochen nad Eröffe 
nung beflelben jedem ber Vetheiligten der Mekurs an das Finanzminifterium oder die Berufung 
auf rechtliches Gehör offen. x 
5. 44. Was die nach $. Al. beftellten Vertreter bei dem Verfahren im Verwaltungs: oder 
im Rechtswege erklären, oder was darin gegen biefelben entſchieden wird, hat für alle gegen: 
wärtige und fünftige Ginwohner der betheiligten Ortſchaften bindende Kraft, ohne Unterſchied, 
ob fie Gewerbtreibende find oder nicht. 

$. 45. Bis zur erfolgten Feſtſtellung der Berehtigung und ihres Umfangs‘ it das Ber: 
fahren wegen Grmittelung des Betrages der Entſchädigung auszufegen, infofern der Berech— 
tigte nicht etwa die @inleitung oder Fortſetzung beffelben auf feine. Gefahr unter Vorſchuß der 
Koften verlangt. Ä 

‚ Sobald aber der Entfhäbigungsanfpruch am ſich feſtſteht, ift aud) ber Betrag der Entſchä⸗ 
digung zu ermitteln und feitzuitellen. 

Diefe Ermittelung und Feitftellung wird in Anfehung der Normalentſchädigung für den 
Mahlzwang nad Maßgabe der $$.,29. und 30. durdy die Megierung bewirft, 

- In anderen Fällen find dafür die Beſtimmungen der $$. 46. bis 50. maßgebend. 

$. 46. Die Grmittelung des Betrags der Entſchädigung erfolgt durch den Kommiffarius 
($. 37.) ünter Zuziehung von zwei Beifigern, von denen Einer durd den Berechtigten, ber 
Andere durch die zur Entſchädigung Verpflichteten oder deren Vertreter ($. 41.) binnen einer 
vom Kommiflarius zu beflimmenden Frift zu wählen tft; gefdieht die Wahl binnen diefer Frift 
nicht, fo ernennt der Kommiſſarius die Beifiger. z 

- 85.47. Als Beifiger wählbar ift jeder unbefcholtene, in den Gefhäften des bürgerlichen 

Lebens erfahrene Mann. 

Die Beifiger fönnen nur Erſatz der Meife:, Zehrungs: und Berfänmnißfoften verlangen. 

$. 48. Die nach Vorſchrift der $$. 46. und 47. gebildete Kommiſſion Hat die faktifchen 
Berhältniffe, weldye auf den Werth. der aufgehebenen Berechtigung einwirkten, volltändig zu 
erörtern. . j - - 

Bei diefer Erörterung find alle gefeliche Beweismittel, mit Ausnahme der Eidesdelation, 
fowie des nothwendigen Eides, zuläffig. Kommt #8 auf die Ermittelung des Meinertrages eines 
Gewerbes an, fo find bei Feſtſtellung deſſelben die Durchſchnitte der Marftpreije der nächſten 
Markifladt aus den Jahren 1815. bis 1844. zum Grunde zu legen. 2 

RPür ſolche Orte, wo. bisher die Preife der Badwaaren, des Fleiſches und des Bieres von 
den Berechtigten nidyt willführlidy beſtimmt werben durften, fondern Taxen dafür beftanden, ober 
bie Beſchaffenheit der Waaren einer Kontrolle unterlag, können von dem Finanzminifterium für 
den auf einen Zentner Mehl, Bleifhb und Braumalz zu rechnenden reinen Gewinn gewiſſe 
—— werben, welche bei der Abſchätzung zmar ermäßigt, aber nicht überfchritien wer⸗ 
en bürfen. Ä 

$. 49.. Abgaben und. Leiftungen, zu benem die Beredjtigten in Beziehung auf die aufge 
hobene Berechtigung verpflichtet waren, find bei: Ermittelung des. Werthes oder des Reinertra⸗ 
ges in: Abrechnung gu bringen. 
Sofern dergleichen Abgaben und Leiftungen dent Fiskus ober einer Korporation von Ge⸗ 
werbetreibenden zuftanden, oder an eine Kämmerei oder Gemeinde für eine innerhalb ihres Kom 
munalbezirkes beftehende Berechtigung zu entrichten waren, fallen dieſelben hinweg, ohme daß 
dafür wine Entfchädigumg zu gewähren if. N | 
| gu andern Fällen wird die Entſchädigung für den Wegfall der gedachten Abgaben und 
.. + demjenigen, welcher zu ber Hebung berechtigt war, nad; Borfchrift der $$. 25. bis 

gewährt. 

$. 50. Nah Beendigung der Inftruftion reicht die Rommifflon die Berhandlungen mit 
ihrem Gutachten der Negierung ein, welche die zu gewährende Entſchädigung durch einen Ples 
narbeihluß feitfegt. | | 

Das · nach diefem Beſchluß mit Gründen abgefaßte Nefolut wird ben Betheiligten durch 
ben Komiſſarius ($. 37.) in einem hierzu anzufegenden Termine eröffnet und in einer volllän: 
digen Ausfertigung ausgehändigt. 

Jedem der Berheiligten fteht gegen biefes Mefolut mit Ausichluß des Rechtsweges nur ber 
Rekurs an das Finanzminifterium offen, welder binnen einer präkluſiviſchen Friſt von ſechs 
Wochen nad) Eröffnung des Mefolutes bei dem Kommiſſarius angemeldet werben muß. Das 
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deturdgeſuch muß die Mechtfertigungegrunde der Beſchwerde enthalten. Daſſelbe wird dent Ge⸗ 
. gentheile augefertigt, welcher feine Erwiederung binnen einer präflufivifchen Frift von vier Wo⸗ 
chen einzureichen hat. 

Bei dem, was in der Rekursinftang entfchieden wird, behält es unabänderlich fein Be: 
wenden. 

8. 51. Das redtsfräftige Mefolut der Megierung, ſowie die Entſcheidung des Finanz: 
minifteriums, hat die Wirkung eines rechtöfräftigen Grfenntniffes. , 

$. 52. Die Ablöfung eines Zwangs- und. Bannredits fan au im: Wege der freien 
Uebereinfunft, ohne Mitwirkung der Megierung erfolgen. Doc find fowohl die Berechtigten als 
die Verpflichteten befugt, die Prüfung und Beftätigung bes Vertrages durch bie Negierung zu 
verlangen. Der beftätigte Vertrag hat die im $. 51. feitgefegte Wirkung. 

$. 53. Ueber die Verpflichtung, Beiträge zur Berzinfung und Tilgung der Entfhäbigunge- 
Tapitalien ($$. 11. bis 20.), fowie zur Zahlung oder Ablöfung der Entfhädigungsrenten ($$. 
'22., 28., 35., 36.) zu leiften, entfcheidet mit Ausſchluß des Rechtsweges in erſter Inſtanz die 
Regierung und in zweiter Inſtanz das Finanzminiſterium. 

$. 54. Streitigkeiten über die Ablöfung der Entjhädigungsrenten werben, mit Ausſchluß 
des Rechtsweges, in erfter Inſtanz durch die Regierung, und in zweiter Inſtanz durch das Wis 
nanzminiſterium entſchieden. 

$. 55. Die Einziehung und Verwaltung ber im g. 53. gedachten Beiträge, imgleichen bie 
Auszahlung der in den $$. 11. bis 21. erwähnten Entfhädigungsfapitalieri und Zinfen, fowie 
der in den $$. 22., 28., 35.,. 36.. bezeichneten Entfhädigungsrenten und Ablöfungsfaptalien liegt 
in den Städten der KRommunalbehörbe und auf dem Lande derjenigen. Behörde ob, welche die 
Regierung dazu befonders beftimmen wird. 

$. 56. Die Verzinfung der Entfhädigungsfapitalien ($. 12.) und die Zahlung ber Ent: 
hädigungsrenten ($$. 22. 26. bis 28, 32. 33. 35. 36.) erfolgt jährlih poftnumerando, wenn 
die Betheiligten ſich nicht anders einigen. 

8 57. Wollen Gemeinden bie im $. 55. gedachten Entfchäbigungsfapitalien vorfhußweife 
bezahlen, fo behalten Wir Uns vor, diefes dadurch zu beförbern, daß Wir denfelben geftatten, 
die erforderlichen Geldmittel gegen Obligationen, bie auf jeden Inhaber lauten, aufzunehmen. 
—— tritt alsdann den Entſchaͤdigungsverpflichteten gegenüber an bie Stelle der Be; 
rechtigten 

$. 58. Die für bie aufgehobenen oder abgelöften Berechtigungen feitgeftellten Entfchäbi- 
gungen treten an die Stelle der bisherigen Berechtigungen. Waren dieſe ein Zubehör eines in 
das Hypothefenbud; eingetragenen Grundſtücks oder felbfiftändig in das Hypothekenbuch einge: 
‘tragen, fo muß bie Berechtigung des Hypothefenbuhs von Amtswegen und Foftenfrei erfolgen. 
Die Behörde hat vor Ausfertigung des Anerkenntniffes nicht nur bie erforderlihen Anträge 
wegen Berichtigung des Hypothekenbuchs zu machen, fondern aud in dem Anerfenntniffe aus: 
druͤcklich zu vermerken, daß. die Zuläfiigfeit "der Verfügung über bie Entſchaͤdigung nad dem 
Hypothekenbuche zu beurtheilen fei. 

$. 59. War die aufgehobene oder abgelöfte Berechtigung verpachtet, fo muß der Verpäch—⸗ 
‚ter dem Pächter während der Dauer der Pacht die Nutzung der für die Berechtigung gewährten 
Entihädigung überlaſſen; wird für die aufgehobene Berechtigung eine Entfhärigung überhaupt _ 
nicht gewährt, fo kann der Pächter für den Wegfall der Berechtigung einen. Erfag nicht in Ans 
ſpruch nehmen. 

Will der Pächter ſich mit der Nutzung der dem Berechtigten zu Theil werdenden Entfchä- 
digung nicht begnügen, ober wird biefem eine Entihäbigung überhaupt nicht gewährt, fo ſteht 
dem Pächter nur frei, fofort die Aufhebung ber Pacht zu verlangen; er muß aber diefes Ver: 
langen, falls es fid) von einer aufgehobenen Berechtigung handelt, vor dem Ablaufe bes Jahres 
1845., und im alle der Ablöfung einer Berechtigung binnen ſechs Monaten, nachdem ihm der 
fehgefelte Betrag der Entfhäbigung befannt gemacht worden, gegen den Berechtigten ſchriftlich 

ren 

Wird von dieſer Befugniß Gebrauch gemacht, ſo ſind die rechtlichen Folgen der Aufhebung 
nad den allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften zu beurtheilen. Iſt jenes Verlangen immerhalb 
der oben beſtimmten Friſt dem Berechtigten nicht erklärt worden, fo. muß der Pächter die von 
ihm übernommenen Berpflichtungen ohne Abzug fortqefegt erfüllen. 

Urfundlih unter a. ih a Unterfchrift und beigebrudtem Königl. Infiegel 


‚ egeben ——— „17. San. 1 
-(L. S.) Friedrid Wilhelm 
v BUN v. Savigny. Graf v. Arnim. Flottwell; Uhden. 
beglaubigt: 
Bornemann. 


’ 
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wegen Entbindung des eng 


Allerh. 8.D. v. 14. Febr. 1845, G⸗ 
Inſtituts von der ferneren Mitwirkung bei dem Anfauf des Üüberfeeifchen 
alzes. 


[G. ©. 1845. ©. 98. No. 2548.] 


‚Da, ed nad, Ihrem gemeinfdaftlihen Berichte v. 21. v. M., bei Beihaffung bes uͤber⸗ 
feeilhen Salzes. aus England; Franfreic, Portugal und anderen Ländern, ber Mitwirkung der 
Seehandlung nicht weiter bedarf; fo will Ich diejelbe, Ihrem Antrage gemäß, von diefem, nad 
ber O. v. 17. San, 1820., betr. die Verhältniſſe der Generaldireftion der Seehandlungs: Sor 
ietät, ihr ‚obliegenden Gefchäfte, welches künftig der Steuerverwaltung allein überlaffen bleiben 
Toll, fd wie von der Ginziehung der Salzdebitsuberſchüſſe in den Provinzen Breußen und Scyle: 
fien bierdurd; entbinden. Dagegen follen der Seehandlung nicht nur die übrigen Funktionen, 
welche. berfelben durch die DO. v. 17. Jan. 1820. namentlic übertragen worden find, fondern 
auch die ihr im dem Patent v. 4. Mürz 1794. $. 23. beigelegte, durd die erwähnte Ordre 
nicht eingefchränfte Befugniß zum Betriebe Faufmännifcer Geſchäfte und induftriellee Unter: 
nehmungen nad wie vor verbleiben. — Dieſe Ordre iſt dburd die G. ©. befannt zu maden., 

. Berlin, d. 14: Gebr. 1845, 

A Friedrich Wilhelm. 


h n * 
bie Slaatsminiſter Rother und Flottw ell. 


Allerb. 8. D. v. 1, April 1845., daß Belegungen bei. der Bauk nur in 
Nourauft umd nicht in Friedrichsd’or zuläffig find, ° 
| G. ©. 1845. ©. 165. No. 2562] , 


Auf Ihren Antrag v. 29. März d. I, beſtimme Ich, zur Bereinfahung des Rechnungs: 
weſens bei der Banf, daß eine Belegung von Kapitalien in Friedrichsd'or bei derfelben künftig 
nicht mehr ftattfinden, fondern. nach. den folgenden Borfcriften verfahren werben fol: 

3 Die Bank foll, vom 1. Mai d. I. ab nur gehalten. fein, ‚Kourantfapitalien zur Bes 
legung angunehmen. Pa Ä —V 

2) Die nach den beſtehenden Geſetzen zur Belegung bei der Bank beſtimmten Kapitalien 

in Friedrichsd'or find daher vor der Belegung entweder bei der Bank oder. auf ans 

derem Wege in Kourant umzuſetzen. Die Bank wird tiefen Umſatz turd Annahme 
ber Friedrichsd'or nad dem Tagesfours ohne beſondere Koften bewirken. 

3) Die Bank iſt ermächtigt, die bie jetzt bei ihr. in Friedrichsd'or helegten Kapitalien 
zur Rückzahlung mit fehsmonatlicher Frift zu fündigen und. hat, wenn der. Glaubi⸗ 
ger den Umfag diefer Kapitalien in Kourant verlangt, denfelben in ber ad 2. bes 
zeichneien Weiſe auszuführen. . DR Per Ä 

ESie haben diefe D. — * G. S. zur. öfſentlichen Kenntniß zu bringen. 

us: Potsdam, di; Ah. April 1845... 0 ©; — 
— Friedrich Wilhelm. 


sh + An 1 hen! f . 
die Staatsminifter Rother, Eichhorn, Graf v. Arnim und Uhden.:: 


2 


en * B. 11. April 1845, | MER, 
— IG, ©. 1845. ©. 391. No. 2580.] EI an 


* 


Mi 1 1. ET RE 
Ä ı Im s J 4 * 


die Neſſortverhältniſſe der Provinzialbehörden für das evange- 
liſche Kirchenwefen. B. 29. juni 1845 *), 


B., betr, 
vn . 6. ©. 1845, ©. 440. No. 2597.) 


Wit Friebrich Wilhelm se. ac. verordnen, zur Befeitigung der, über bie Nefioriverhältnifie 
der Megierungen und der Konfiftorien, eutſtandenen Zweifel und zur Herftellung einer dem Bes 
bfirfniß enifprechenden BVertheilung ver Geſchaäfte in den evangeliſch⸗kirchlichen Angelegenheiten, 
auf den Antrag Unferes Staatentinifteriums, wie folgt: Fe 
FETT Die'nady den Initruftionen für die Brovinzialfonfiftorien und die Regierungen v. 
23. Oft. 1817. (©. ©. S, 237—248.) und der O. v. 31, Dei. 1825. (©. ©. 1326., ©, 5.) 
on a Ak NV ber Mepidtungen gehörigen Angelegenheiten der evangeliſchen Kirche gehen, 
fow 


Konfiftorier über. 


TITEL 
) Berg. Ext. 8. 2 Yan.:1840. u. v 29. Juni 1850. 
Geſ. ©. f. Verw. B., Bd. II. 


J ** I 
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it fie in det gegenwärtigen. B. den Regierungen nicht beſonders vorbehalten find, an die. » 
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nr Namenilich werben ven lehzieren überwiefent. . eu. \y Grand Ber 
5:1) die Beſtatigung der von. Privatpatronen. und Gemeinden: zu geifllichen Stellen: be; 
rufenen Perſonen; 
2) die Einführung der geiftlihen ins Amt; 
3) die Beſtätigung derjenigen von Privatpatronen und Gemeinden ernannten weltlichen 
irchenbedienten, welche nicht für bie Verwaltung bes kirchlichen Vermögens angeftellt 
d (8.3. No, 6.), fofern eine folhe Betätigung verfaffungsmäßig erforderlich iſt; 
45 die Aufficht ber die amtliche oder fttliche Führung der Geiftlihen und ber unter 3. 
—erwähnten weltlichen Kirdyenbebienten, fowie die damit verfaffungsmäßig verbundenen 
Disziplinarbefugniffe, wozu and) die Verfügung der Amtsfuspenfton und der Antrag 
auf Remotion in denjeninen Fällen zu rechnen ift, im welchen ſolche bisher den Re; 
gierungen zuftand. (KonfilorialsInftr. v. 23. Oft. 1817. $. 2. No. 9.) Die Er- 
theilung des Urlaubs für Geiftlidje erfolgt, ſoweit nicht die Superintendenten ober 
Generalfnperintendenten dazu nad den beftehenden gefeglihen Vorfähriften ermäch— 
tigt find, durch den Borfigenden des Konfiftoriung. Iſt der Geiftliche zugleich als 
‚Schmlirifpektor angeftellt, fo muß die Regierung hiervon in Kenntniß gefept werben, 
damit diefe auch ihrerfeits wegen Bewilligung des Urlaubs in Beziehung auf das 
Schulamt das Erforderliche verfüge. In wiefern den Megierungen fernerhin in ein: 
zelnen Fällen eine Auffiht und Disziplin über die Geiſtlichen gebührt, iſt im den 
$$. 3. und 4. beftimmt; 
5) die Aufrechthaltung der. Kirchenzucht innerhalb ber durch die beftehenden Lanbesge- 
wi ir, ſebe beitiumten, Gränzen; . en a A 
6) die Griheilung von Dispenfationen in den bisher Dem: Regierungen nachgelaſſenen 
Fällen (Konfiftorial: Inftr. v. 23. Oft. 1817. 8. 2. No. 10.); es bleibt jedod ben 
Konfiftorien vorbehalten, diefe Dispenfationsbefugniß, wo fi) ein befonderes Bebürf- 
nn mi dazu ergiebt, den Superintendenten, ımter Genehmigung des Miniſters ber geift- 
7.7: Hicdrem Angelegenheiten, zw delegiren. | nn DE — 
$. 2. : Bei: den; dem Iandesherrlihen Patronat unterworfenen Kirchen wird das Ernen⸗ 
nungsxecht zu. ben geiſtlichen Stellen, ſowie zu den. Stellen. der im $.1.- unter 3 erwähnten 
weltlichen Kirchenbedienten, durd die Konfijtorien in Kraft Unſeres ihnen hierdurch ertheilten 
Auftrages’ ausgeübt. Een ale ht 
8. 3. Den Regierungen verbleibt: u m Turn Mi 
sıocsich) bie Regulirting des Interimiſtikums in Rreitigen Kirchen⸗ Pfarr: und Küfterbaufachen ; 


a ua 


2) die. Aufficdt über die Kirchenbücher; ei 
3) die Sorge für bie Anlegung und Unterhaltung der Kichhöfey 6 z 
2, 4) die Anordnung und Vollſtreckung der zur Aufrechthaltung der äußern kirchlichen Ord⸗ 
© bamamg..erforberlidsen polizeilichen Vorſchtiften; —— RE ü 
5) die Aufficht über das Vermögen der dem landesherrlichen Pateonat nicht unterwor⸗ 
fenen Kirchen, kirchlichen Stiftungen und Inſtitute, ſowie die Ausübung der Tandes= 
herrlichen Aufſichts- und Verwaltungsrechte in Anſehung des Vermögens Per dem 

u I slandesherrlidien Patrenat unterworfenen Kirchen, kirchlichen Stiftungen und Inflitute;, 
6) die Ernennung: ode! Beftätigung. der für die Verwaltung des firchlichen Vermögens‘ 
anzuftellenden weltlihen Kirchenbedienten, fowie die Aufficht über deren amtliche und 


{ ufein eines kixchlichen ‚Bebürinifies. oder . die: Ahmeſſung feines. Umfangs; 
Zweifel entftehen, — wo es fi um die Berwendung der bei — — —* 


ſowie in Beziehung auf das Schulweſen, die Befugniß, die Geiſtlichen ihres Bezirks durch Er⸗ 
— 22 an⸗ 
zuhalten. 


$. 5. Zum gemeinſchaftlichen Geſchãflokreiſe der Konſtſtorien und Regierungen gehören: 


in zicht y 
She "fie die Ober-Präflventen von demfelben Tage $. 3.). Wir Behalten Uns vielmehr; wor, 


Schulweſen betreffenden Angelegenheiten auch fernerhin: geiftliche :Räthe.:angekellt werben. 
F - Un. 2 our. 
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“Die bei den Regierungen angeſtellten evangeliſch— entichen Raãthe find zugleich Mitgliedet 


Organe desiKonfiiteriumms ($. 46. der Reg-Jnſtr. v. 23. Ott. 1817.) and werben von 


dieſem von Zeit zu Zeit, mindeftens aber alle Jahre zweimal, einberufen, um über folhe Ger ° 


genſtaͤnde zu berathen, welde für die Regierung und das Konfiftoriun von gemeinfamen Ins 
terefien find. 

Auch find die Konfiftorien befugt, einen bei der Negierung angeflellten geiftlichen Rath mit 
Genehmigung des Minifters der geiftlichen Angelegenheiten auf längere oder fürzere Zeit in das 
Konſiſtorium zu ziehen, und an feiner Stelle ein Mitglied des Konfijtoriums in die, Regierung 
abzuoronen. 

$. 8. Unfere Minifter der geijtlichen Angelegenheiten, des Junern und ber Finanzen find 
beauftragt, wegen Ausführung der gegenwärtigen V. das Grforberlibe anzuordnen, und den 
Zeitpunkt, mit weldem diefelbe in den einzelnen Provinzen in Wirkſamkeit treten joll, durch die 
Anıtsblätter befannt zu machen. 

Urkundlich unter Unjerer Hoͤchſteigen handigen ſt und beigedrucktem Königl. —— 

Gesthen Saneſouel d. 27. + 1845. (L. S.) Friedbrid Wilde 

Prinz von Preußen. 

m Boyen. Mühler v. Nagler. Rother. Gidhhorn. v. Thile. 

v. Saͤbianp. Sch. v. Bülow. v. Bodelſchwingh. Gr. zu Stolberg. 
Gr. 9. Arnim. Blottwell. Uhden 


®., betr die Neffortverhältnifie der Provinzialbehörden ae aatholiſch 
kirchlichen en... V. 27, juni 18 
{®. &. 1845. ©. 443. No. 2588.] . 


Bir riebeid Milhelm ıc. x haben uns bewogen, wegen der Reflortverhältnige ber Pros 


vinzialbehörben in: den Angelegenheiten der vn» fasholifchen Kirche auf den Antrag. Unferes 
Staatsminifteriums zu verorbnen, wie folgt: 

$. 1. Die den Ober Präfidenten —* bie Inſtr. v. 31. Dez. 1825 8. 2. No. 6. über: 
tragene Ausübung, des landesherrlichen jus circa ‚sacra ‚ber roömiſch⸗katholiſchen Kirdye wollen 
Wir dahin erweitern, daß benfelben aud die Beitätigung der zu Stellen: bifdyöflicher Kollation 
oder Privatpatrounts berufenen Fatholifchen Geiſtlichen in allen den Fällen zuftehen foll, in de— 
nen folde *— den Regierungen übertragen war. 

$. Die Ausübung des landesherrlichen Grusmnungstedhts zu den Fatholifch- geiftlichen 
Stellen wird, ſoweit biejes bisher ben Regierungm zuſtand, bleichfalls den Ober⸗Praͤſidenten 
ũhertragen. 


$. 3. Im uebrigen verbleiben den Regierungen bie bidher zu. ihrem Geſchäftskreiſe gehö⸗ 


zigen, Angelegenheiten. der römiſch-katholiſchen Kirche, namentlich auch die Ernennung und Bes 
ſtaͤtigung der weltlichen Kirchenbedienten. 
$. 4. Die gegenwärtige V. ſoll in ben einzelnen Provinzen zu gleicher Zeit mit der Ver⸗ 
ordnung vom heutigen Tage, betr. die Reſſortverhältniſſe ber Provinzialbehoͤrden für das evan⸗ 
geliſche Kirchenweſen, in Wirkſamkeit treten. 
Urkundlich unter en De a re Unterſchrift und beigedrucktem Königl. Inftegel. 
Geseben Sansſouci, d. 27. Juni 1845. (L. 8. Friedrich Wilhelm. 
Prinz von Preußen. 
v. voden Mühler. v. Nagler. Rother. Gihhorn. v. Thile. v. Savigny. 
* v. Bülow, v. Bobelihwingh. Gr. zu Stolberg. Gr. v. Arnim. 
DEE a’ Blottwell; uh den. 





Bi we ua 1 efetutisifer Weitreibndg der —— und cabirerten Steuern 


uud anderer An icher En aben und Gefälle im der. a Be as 
* V. 30. Juni 1845, 





u RER w 7 1843, ©. Add. Mi. 2580. — nn 
A at 1545. betr. die — VSealtuu⸗ der 
air, ein ,‚ EINEN J — — nach RER —— 

zialrechte 

BEE an 3 01806. S. 488. NE 20061] 


Ber betr. die neuen Aufiedelungen in der Provinz Weſtphalen. 
B. 11. Juli 1845, 


IG. ©. 1845. ©. 496. No, 2600,] 
! ’ 11* 


* 
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Generalfonzeffion für die von der Gemeinfchaft der evangelifchen Lan: 
besfirdn fich getrennt baltenden Zutheraner. B. 93. Juli 1845. 
{ [®. ©. 1845. ©. 516. No. 2608.] 


‚ „ Wir Friedrich Wilhelm sc. »c. Auf die Uns vorgetragenen Bitten nnd Wünſche derjenigen 
Unferer Lurherifchen Unterthanen, weldye ſich von ber Gemeinihaft der evangeliichen Landeskirche 
getrennt halten, wollen Wir in Anwendung der in Unjerer Monardie beftehenden Grundfäge 
über Gewiſſensfteiheit und freie Meligioneübung umd im Intereffe der öffentlichen bürgerlichen 
Ordnung zulaffen und geftatten, daß von den gedachten Lutheranern nachſtehende Befugniffe 
unter den binzugefügten maaßgebenden Beitimmungen in Ausübung gebradyt werben: 

1) Den von der Gemeinfhaft der evangelifhen Landeskirche fi getrennt haltenden Lu: 
theranern foll geitattet fein, zu befonderen Kirchengemeinden zufanmen zu treten und 
einen Berein diefer Gemeinden unter einem gemeinfamen, dem Kirchentegimente ber 
evangelifchen Landeskirche nidyt untergebenen Borftande zu bilden. 

2) Zur Bildung einer jeden einzelnen Gemeinde ift jedoch die beſondere Genehmigung 

des Staats erforderlib. Die Ba tiefer Genehmigung ſteht gemeinfhaftlid 

den Miniftern der geiftlihen Angelegenheiten, des Innern und ber Juſtiz zu. 

3) Gine ſolche Kirchengemeinde (Mo, 2.) hat die Nechte einer moralifhen Perfon, Sie 
kann daher and Grundſtücke auf ihren Namen mit Genehmigung des Staats erwer⸗ 

ben, fowie eigene, dem Gottesdienfte gewidmete, Gebäude befigen, welchen jedoch ber 

Name und die Rechte der Kirchen ($. 18. Titel 11. Theil II, des Allg. L. R.) nicht 

- beizulegen find, R 1:5 4136 

4) Als GSeiftliche der vom ber Gemeinſchaft der evangelifhen Landeskirche ſich getrennt 
haltenden Lutheraner dürfen nur Männer von unbeſcholtenem Wandel angeftellt wers 

den, weldye zu einer beflimmten Gemeinde vozirt, von dem Borftande (No. 1.) be- 

ftätigt und von einem ordinirten Geiſtlichen ordinirt find. 
45) Nach eben diefer Vorfchrift (Mo, 4.) ift zu beurtheilen, ob und ımter weldhen Bebin- 
ungen die bisher ſchon ala Geiftliche blefer Neligionspartei thätig geweſenen Per⸗ 
—* in dieſer Eigenſchaft ferner zugelaſſen werden können. u u ze 
6) Die von biefen Geiftlihen (Mo. 4, und 5.) vorgenonmmenen Taufen, Konfitmationen, 
Nufgebote und Trauumgen haben wolle Gültigfeit, und werben die von ihnen und 
ihren Borgängern bisher verrichteten Amtshandlungen mit rückwirkender Kraft hier: 
durch als gültig anerkannt. y BE DUEEE 
7) Bei- Führung der Gebnrts-, Trauungs- und Sterberegifter haben die Geiftlihen die— 
fer Gemeinden die gefeßlichen Vorfchriften genau zu befolgen, insbefondete aud Dur 
plifate diefer Negijter bei dem Gerichte ihres Wohnorts niederzulegen. Die aus die⸗ 
fen Regiftern von ihnen ertheilten Auszüge follen öffentlichen Glauben haben. 
8) Aufgebote zw Trauungen könñen fortan mit vechtlicder Wirkung in: dem zum Gottes⸗ 
dient beſtimmten Lokalen derjenigen Gemeinden vorgenommen werden ;: ju denen bie‘ 
Werlobten gehören. ’ 1J 
9) Wenn Mitglieder der gedachten Gemeinden die Verrichtung einzelner geiſtlichen Amts— 
handlungen in der evangelifchen Landeskirche nadfuchen, fo foll daraus allein der 

1. Aus fritt aus ihrer Gemeinde nicht gefolgert werben. J 

10) In Anſehung der Verpflichtung zu den aus der Parochialverbindung fließenden Laften 
und Abgaben foll auch bei den, fid) von der evangelifchen Landeskirche getrennt hals 
tenden, Lutheranern bie Vorfchrift des $. 261. Tit. 11. -THl, IT. des A, 8. M zur Ans: 

wendung kommen, ſoweit nicht nach Provinzialgefegen oder beſonderem Herkommen 
dergleichen Abgaben and von Nichtevangeliſchen an evangeliſche Kirchen oder Pfar⸗ 
reien, und umgekehrt, zu entrichten ſind. Zur Entrichtung des Zehntens ſollen die 
— dachten Lutheraner, wenn die zehntberechtigte Kirche oder Pfarrei eine evangeliſche 
a, A „Raeral derpfliäitet bleiben, wo bie Zehntpflicht fich nach der FKanfelion. des Zehutz, 
0 pflichtigen beftinmt. ee er 
Unfere Minifter der geiftlihen Angelegenheiten, des Innern und ber Juſtiz find beauftragt, 
für die Ausführung diefer Beſtimmung Sorge zu tragen. 
Urkundlic haben Wir diefe Generaltonzeffion Allerhöchſtſelbſt vollzogen. 
Gegeben Sansfouci, d. 23. Juli 1845. (L.S) „ Sriedrih Wilhelm... 
JR, — Eichhorn. v. Savigny.'v. Bodelfhwingh, upden. ‘, 
Allerh. 8. O. v. 10. ‚Oft. 4845,, den Vet für die Jahre 1846, 
4847, und 1848, betr,*) j 
G. ©. 1845, ©. 605, No. 2623.] 


In der Anlage erhalten Sie den „mit, den Staaten deg. Boffvereine vereinbarten‘ mit Ih⸗ 


*) Bergl. K. D. dv. 28. Oft. 1846," v.3. Mai 1847. Grl.'v. 8. Nov. 1818., v. 3. März 1840. 2. v. 10. 
Zuni 1850, ®. v. 12. Juni 1851, B. v. 21. Juli 1851, @, v. 21, April 1852, — * 


& 


— 
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rem Berichte" v. 9. d. M. ingereihten Bolltarif für die Jahre 1846, 1847. und 1848. von 
Mir vollzogen, zurüd, um denfelben nebſt diefer DO. durch die &. ©. befannt machen und v. 
1. San.. k. 3. zur rg u. zu Taffen. 
—— d. 10. Okt. 
Friedri Wil tu. 
den Stats * Finanzminiſter Flottwell. J 


— , -BollsZarif 
j für die Sahre 1846,, 1847, und 1848. 


nt zu Erfte Abtheilung. 
5, Gegenftände, welde gar feiner Abgabe unterworfen find, 


1) Bäume, Sträude und Neben zum Berpflanzen, imgfeichen lebende Gewaͤchſe in 
Töpfen oder Kuͤbeln; 
2) DBienenftöde mit lebenden Bienen; 

— 3) Branntweinipülig; 

4) Dünger, thierifcher; desgleichen andere Düngungsmittel, ale: ausgelaugte Ale, 
Kalkaͤſcher, Knochenſchaum oder Zuckererde, Düngefalz, leßteres nur auf befondere Er⸗ 

9 a und unter Kontrolle der Verwendung; 

Gier; 

6) Erden und Erze, die nicht mit einem Zollſatze namentlich betroffen find, als: Bor 
Ins, Bimsftein, Blutftein, Braunftein, Gips, Lehm, Mergel, Sand, Schmirgel, Schwer: 
fpath (in kryſtallirlen Stücken), gewöhnlicher Töpferthon und Pfeifenerde, Tripel, 
Walkererde u. a.; 

. 7) Erzeugniffe des Ackerbaues und der Viehzucht eines einzelnen, von ber Zollgrenzge 
durchfchnittenen Landgutes, defien Mohn: und Mirthfhaftsgebäude innerhalb DURE 
Grenze belegen find; 

— 78) Flle, Frifche, und Krebfe Glußkrebſe); desgleichen friſche unausgeſchaͤlte Muſcheln⸗ 

1l> 5 » Feldfrüchte und Getraide in Garben, wie dergleichen unmittelbar. vom Felde einge: 
führt werben; Flachs und Hanf, geröftet oder ungeröftet, in- Stengeln und Bun⸗ 

5 benz ferner Gras, Futterfräuter und Heu, auch Heufaamen; 

STE: * —— friſche als; Blumen, Gemüſe und Krautarten, Kartoffeln und Ri: 


} 


mai sch, eßbare Wurzeln. ꝛc., auch friſche Krappwurzeln, imgleichen, Feuerſchwamm, jros 
her; auch ungetrocknete Cichorien; —— ET: 
11) Geflügel und fleines Wildpret aller Art: | - 


12) Glafur: und Hafnererz (Alquifoux); 

13) Gold und Silber, gemünzt, in Barren. und Bruch, mit Ausfchtuß ber feemben fs 
berhaltigen Sceidemünze; 

14) Hausgeräthe und ‚Gffecten, gebrauchte, getragene. Kleider und Wäſche, gebrauchte ha⸗ 
brikgeraͤthſchaften und gebrauchtes Handwerkszeug, von Anziehenden zur eigenen Be⸗ 
nutzung; auch auf beſondere Erlaubniß neue Kleider, Wäſche und Effeeten, in! fo: 
fern ſie Ausftattungsgegenftände von Ausländern find, welche ſich aus Veranlaſſung 
ihrer Verheirathung im Lande niederlaſſen; 

465) Sa: Brennholz beim Landtransporte,. audy Reiſig und. Befen daraus, ferner Vau⸗ 
nor —und Nutzholz (einſchließlich Flechtweiden) welches zu Lande erfahren wird und nicht 
| nach einer Holzablage zum Berfhiffen beftimmt ift; 


* Anmerkung, Dem Landtransporte wird das Verflößen in lofen Stüden auf ht 
— und Floßbaͤchen gleich geachtet. 

16) Kleid ungoſtücke und Wäͤſche, welche Reiſende, Fuhrleuüte und Schiffer zu ihrem Ge⸗ 
brauche, auch Handwerkszeug, welches reifende Handwerker, ſowie Geräthe und In⸗ 
ſtrumente, welche reiſende Künftler zur Ausũbung ihres Berufs mit ſich führen, in⸗ 
gleichem Muſterkarten und Muſter in Abſchnitten oder Proben, die nur zum Gebrauch 

“als ſolche geeignet find; dann die Wagen der Reiſenden; ferner die beim Gingäuge 

1,2 4:1, Aber. die Graͤnze ‚zum Berfonens ober. Waarentransporte dienenden, und nur deshalb 
—— — aAngehenden Wagen und Waſſerfahrzeuge, letztere mit Cinſchluß der darauf beſind⸗ 
üchen gebrauchten Inventarienſtücke, in ſofern bie Schiffe Ausländern gehören, oder 
"in sofern inländifhe Schiffe die naͤmlichen oder gleihartige Inventarienftüde einfüh— 
ren, als fie beim Ausgange an Bord open Reifegeräth, auch Verzehrunges ehai⸗ 

- ; fände zum Reiſeverbrauch; op, 

15 Kunſtſachen, welche zu Kunftausftellungen ehr: für landesherrliche Kunft: he und 
Sammlungen, * andere Gegenſtände, melde für Bibliotheken und andere wiſſen⸗ 


17 —— 1845. (9. 10. Da) 


—— beſonders natur hiſtoriſche Sammlungen MORtERe: ————— ein⸗ 
gehe 4 

18) —* (ausgelaugte Lohe als Brennmaterial); ur wurd 

19) Mildy; el Fr je. 

20). Obſt, frifibes; 

21) WBapier, befchriebenes (Akten und Manuffripte); onen 

22) Saamen von Maldhölzern; , 

23) Schachtelhalm, Schilfe und Dadrohr ; 

24) Sceerwolle (Nbfälle beim Tudhicheeren); Flochvolle (Abfälle von ber Spinnerei); 
Tuchtrümmer (Abfälle von der Mebersi), und, die aus Lumpen gewonnene Zupfwolle 
(Shuddywolle); 

25) Seidenkokons; - 

26) Steine, alle behauene und unbehauene, Bruch⸗, Kalk-, Sciefer:, Ziegel: und Mauer: - 
fleine beim Landtransport, in fofern fie nicht nad einer Ablage zum Verſchiffen bes 
flimmt find; Mühl: und grobe Schleif- und Mepfteine in demfelben Falle; 

27) Stroh, Spreu, Häderling; 

28) Thiere, alle lebenden, für welde fein Tariffag ausgeworfen ift; 


Nr. Benennung der Gegenstände. - - 


’ 





1 | Abfälle 
ya Glashütten, desgleichen Scherben und Bruch von Glas und Rorzellan: von * 
- Bleigewinnung (Bleigefräß, Bleiabzug oder Abſtrich und’ Bleiafche); von ver Gold⸗ 
und Silberbearbeituug (Münzgräge); von Seifenſiedereien die Unterlauge; von Ger: 
‚ bereien das Leimleder; ferner Blut von geſchlachtetem Vieh, ſowohl füffiges als einge: 
trocknetes, Thierfledhfen, Abfälle und Theile von rohen Häuten und Fellen abgenugte 
alte Rederftüce, Hörner, — — Klauen und er tegtere mögen 
ganz oder zerkleinert fein . . re — — 


2 | Saumwolle und KSaumwollenwaaren: N 8 r \ 
a) Rohe Baumwolle... 0 2 ne ae teleldih ne 


b) Baumwollengarn, ungemiſcht oder gemifcht mit Wolle oder Beinen: » 21 
1) ungebleidhtes eins und zweidrähtiges und Watten . 2.2.2. 2 0. 
Anmerf. Zu Betteln angelegtes, gefchlichtet oder ungefchhlihtet -. u 2 di hen. la 
2) ungebleichtes- breis und miehrdrähtiges, imgleidyen alles geiwirmt, gehleichte 
oder gefärbte Garn . 

c) Banmivoflene, desgleihen ans Baumwolle ind. Leimen, ohne Seimiſchung von 
Seide, Wolle und anderen Thierhaaren, gefertigte Zeuge und Strumpfwaaren, 
Spigen (Tüll), Bofamentier-, Knopfmacher⸗, Sticker⸗ ımd Putzwaaren; auch 
dergleichen Zeug- und Strumpfwaaren mit Wolle geſtickt oder brochirt; ferner 
Seipinnfte und Treflenwaaren aus Metallfäden (Lahn) und Baumwolle oder 
Baumwolle und. Leinen, außer Berbindung mit Seide, are ‚File . 
Holz, Leder, Mefüng, Stahl und anderen Materialien . 


a) Nohes, in Blöcen, nn * en altes, deeghaiten RR, ame und 
Beldglätte > . ... . a0 — —— .. 


b) Grobe Bleiwaaren, als: Kefet, Nähen, Särst, apeitei f. w.,auch derotftes Blei 
c) Feine, Bleiwaaren, ale: Grielgeng x. ganz ober — aus ass aud 
dergleichen ladirte Waaren . . : AR ae ai 


4 Bürftenbinder- und Siebmadherwaaren: 
a) Grobe, in MON mit — oder Gifen, * Palin und Lad F 


1,1107 


3 | Slei: 


Er “ 
3 8: 

“a 
2. Mot 34470 läsch 3 + I:or " 
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und Braunkohlen, auch Steinfohlenafhe; Lu u u rer a On 
30) Treber und Trefter. 


Sweite Abtheilung. f 3 
Gegenftände, welde bei ber Ginfuhr ober bei der Ausfuhr einer Abgabe 
unterworfen find. 

Funfjehn Silbergroſchen oder ein halber Thaler Preußiſch, oder zwei und funfzig ünd ein 
halber Kreuzer im 245-Guldenfuß vom Zentner Brutto-Gewicht wird in der Regel bei dem 
Gingange, und weiter feine Abgabe bei dem Verbrauch im —— * auch dann erhoben, enn 

t werden · BEE et ER 

Ausnahmen hiervon treten bei allen Gegenftänden ein, welche entweder nad dem Bader 
—— Eſte Abtheilung) ganz frei, oder nach dem Folgenden namentlidhs 
— einer geringeren oder höheren Eingangsabgabe, als einem halben Thaler oder je 

und * ig und einem halben Kreuzer vom Zentner RER 
oder u | 
5b), bei ber Ausfuhr mit einer Abgabe beleg t find. — 
find biefes Tolgende Begenftände, von — die beigeſehten Gefälle erhoben werden: 


1151 ara ni 


- — —— — —— 







nach dem 14-Thaler-Fuß (mit der Füuͤr Tara wird berg 









ach bem 
— bes Aue in 30ftel 4 1 Gulden⸗Fuß, vom Zentner 
ber und Aſtel), b ei m beim 
* — Brutlo⸗Gewicht: 
* Ausgang. J Eingang. | Ausgang: F E j 
Sgr. It j 
Riplr. | (Sr) | 8 | &r.. | 8. | &r. Pfund. 
mil in Nie 18 44 7 ! —W 
Ans Srruaii:v‘ TI — 
—3 sei | 
(12*) 
3 ' 
1 3ente. I frei. | — | — |,15 524 | 
a y — — — — Mw in Fäffern und Kiſten. 
1 Zentr. 3 F 436 t 
7 in Bl | 
1 Zentr. 8 — — — ie of | 
een dar Mor schltnaon A 
’ 
ar . Me FILER TE SI SER. 16 I8 An Faſſern und Kifen, 
, 1 Zentr. 50 37 zT — 4: N 7-in Ballen. 
I un Bturta 222 lat 9 «1% 2 
1 Zentr. Fe 72 — — — —— (5 
(6) | 
i 1 Zentt. 2 u — a 1 6 m vaſſern und Kiften. | 
: ER zL — | 120 in Fäflern und Kiſten. 
‚a3. | 10 | — J. Hai Ran. | | 
Be) if 7: * u # s I ' 5 y16h Käffern und "Kiften. 4 
3 Min a euch 5* —** ab Beim hun i 2 Auen | 
9 Die unter den ———— en Bien BR Aſtel 4 haae. 


n 
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Nr. | Beneunung der Gegenuftäude, 


b) Feine, in Verbindung mit andern Materialien (mit Ausnahme von edlen De 
tallen, feinen Metallgemifchen, Bronze, Berlmutter, a Perlen, ‚Korallen oder 
Steinen), auch Siebböbden aus Pferbehaaren u » ante 5 6 


5 Droguerie- und Apotheker-, auch Sarbewaaren: 

a) Chemiſche Fabrifate für den Medizinal⸗ und Gewerbsgebrauch auch Präpa: 
rate, ätherifche und andere Dele, Säuren, Salze, eingedichte Säfte; beöglei- 
den Maler-, Waſch-, Bartellfarben und Tufche, Karben: und Zutaten, feine 

— MNiel. Mundlad (Öblaten).,. GugliidePflaiter, Siegellad u. |. aupt 

bie unter Apotheker-⸗, Droguerie- und Farbewaaren gemeiniglich — Ge⸗ 

genftände, ſofern fie nicht beſonders ausgenommen FR N i. —V 
wengnn treten iedd) —— und” — —— RE — 

) Aaun — Be er A ER 


- ©) Vleitveiß (Rrämferiweiß),.zein-ober-Yerfept, Chlortalt .__. —... 
d) Mennige, Scmalte, ungtreinigte und gereinigte Fi (Mineral:Alfadi), Kupfer: 







vitriol, gemiſchter Kupfer: und Gilehvitriol, weißer Vitriol, Waflerglas . . 


Anmerk. Ungereinigte — unter 30 pCt. teinet —— Natron Rattön entfältenbe — Goba 
— — em Eingange Aber die, Preufitf eegränge eirtädig Big S und Kara 
defen bei Yym Eingange auf Flüffen! und in sun uf der epmgränjl 


e) Gifenvitricl (grüner) . \ Er 
f) Gelbe, grüne, rothe Farbenerbe, Braunroth, — Däer, assäd;, Umbra; 
fowie alle Abfälle von der Fabrifation, der Salpeterfäure; ; ——— und 
ſalzſaures Kali, auch rother Flußſpath in Stücken | 2. s BURN 
g) 1) Kreugbeeran, Durereitfon, Safe Daib und Mi er : 
2) Krapp |. | ol rede 
3) Aloe, Bledten, Bet Rürtumg, Sumach 
4) Geerboppehn, anoppetn 
h) Barbehölzer, in Bloden, gemahlen ger: — 
i) Korkholz, Podholz, Gedernholz uͤnd Buchebaum 
k) Bott: (Baid-) Afche, Weinftein — —* 
1) Harze aller Gattung, — u außer⸗eutopaiſche, roh und — 
m) 2* — in Flaſ en oder Krüge 


* * * 


* * J * . . + 
mn un nn en nn — ne 
” D — * 5." ° 
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N 
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‘ 
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n) Ealpeter, gerfinigter a ungereinigter, aud) — — 


« * 


\ % 
0) Salzfäure unb Schwefelſaite * TR .. 
4 
np) Schwefel — FRE He BE F 


q) Kerpentin. und Terpentinöl x ——— 4* 


En 


‚Anmert. +4 —5* Ginganglab; abe tra 
rate Etzeugniffe des, Mineralr, Khier-und — zum Gewerbes und. Me- 
» Bindletseeude bie nicht befonders böber ober niebri ige: befteuert find, insbeſon _ 
dere auch anderswo nicht genannte, auper-enropätidhe — 
2) ungereinigtesfchmefelfaused Natron ze ya C 
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67 Eifen und Stahl: ch 
a) Roͤheiſen alled Art; alte Brucheiſen. Eiſenfeile, merſchlag 
b) Seſchmiedetes und gewaljtes Gifen (mit era bes faconnitten) in Stäben 
von Quadratzoll gg im Querſchnitt nnd darüber; desgleichen Luppen⸗ 
eifen, Eiſenbahnfchienen, Aud Roh: und Cementſtahl, Guß⸗ und raffinirter Stahl 
„© Geſchmiedetes und gewalztes Eiſen (mit Ausnahme bes fagonnirten) in Stäben 
von weniger als 5 Duabratzoll —— im Querfchnitt . i 
d) Façonnirtes Eifen in Stiben; desgleihen Gifen, welches zu groben Beftand: 
theilen von Mafchinen und Wagen ( urbeln, Achſen u. dergl.) roh Yorgefchmies 
det ift, im fofern dergleichen Beſtandtheile einzeln einen Zentner und barüber 
wiegen, auch Pflugfchaareneifen; ſchwarzes Eiſenblech rohes Stahlblech, rohe 
(unpolirte) hen und Stahlplatten; Anker, fo wie, Anker: und Sciffsfetten, . 
e) Weißblech, gefirnißtes Eifenblech, polirtes — — — und m 
- platten, Gifens und Stahldraht er 
Anmerk. 1. An ben ollgrängen * Preußiſchen — Beostajen, n, " desglelhen F Bäyeın, 
Württemberg, Baden, 'Kurbeflen und Suremburg find ie unter poſ. . senapnien 
Begenfäßte beim Aubgange zollfrei. 
2. Don Robftabl, feewästs von der Ruſſiſchen Granze bis zur — ein⸗ 
ſchließlich eingehend, wird nur die allgemeine de ug erhoben. 
5 ee Yontı3, Rıkır (2-81. 97774 2%) pro Ber 
4. Radfrangeifen zu Gifehbahnwagen wind wirb nad a. d. vorge 
f) Eifen: und Stahlwaaren: 
1) Ganz grobe Gußwaaren in Defen, Platten, Gittern ıc. . J 
2) Grobe, die aus geſchmiedetem ifen ober Eifenguß, aus! @ifen und 
Stahl; Eiſenblech Stahl⸗ und Eifendraft, auch in Verbindu niit cHolz 
gefertigtz imgleichen dieſer Mrt, die gefirnißt ober Jerzinnt, * 
= doch a“ polirt find, als: Aexte, vegentun en, Feilen, Hämm 
Hecheln, Haͤepeln, Solsfchrauben, Kaffeetrorameln und Mühlen, Ketten 
(mit Ausfhluß der Anker- amd Schiffsfetteh), Maſchinen von Eifeh, 
Nägel, Pfannen, Blätteifen, haufen, Schlöſſer, grobe Ringe (ohne Bo: 
litur),; Schraubſtoͤcke, Senſen, Sicheln, Stemmeifen, Striegelu, Thurm⸗ 
uhren Tuhmadgr- und neiderfcheeren, 
gen u, | w. 
3) Feine, fie mögch at, ade feinem @ife uß, ——*— keifen ode 
Stab oder aus dieſen Urſtoffen in Hi, » mit Holz; 
Knochen, lohgarem Leder, Kupfer, Meffing ! Zinn (legteres polict) per 
anderen unedlen etällen gefertigt fein, ale: Bußiwaaren (feihe), Meſſer, 
Scheeten, Streihen, Schwerbtftgerarbeit u; f.'w. (mit Ausihluß ber 
Naͤh⸗ und Strichnadeln); la tirte Eiſenwaaren; auch Gewehte aller Art 


TI Erze, naͤmlich: Eiſen⸗ Stahlſtlin Stuſen, Waſſerblei Eerißbieh, Galmei Kobalt 


Anmerk. An den Bayeriſchen, Sächſiſchen, — Badiſchen und ——2 
Belgiſchen Burg, GERRE: rl ne ne I. wu 


8 | Slachs, Werg, Hanf, Herde 


j 
9 | &etraide, ülfenfrüchte, Sämere en, — La, | ii) |. 
a) Getraide jmd! Hülfenfeit te; als: —* Spelz o r Dinfel, — lanch ge⸗ 
malzte), rn — ar - uhren, — — ſen, Hirſe, 
Linſen und nn. de. url. 


— Waageb ilen, „Ben 


® 
ee re 


u ns 


Anmerk. 1. In * an ber & * von B PR — | elle oe... defu £ de 


! 
Anmerk. 2, Nuf ber Sähfifch-Böhmifchen Gränze gehen bie unker a. genannten — 
und Hül nfrüdhte bein Sanbtransporte zu folgenden ‚ermäßigten Sägen ein: 


igen, Spehp oder Dinfl ... . I... |. 2 
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nl Kr} 


6 in Körben. 


10 in nr ffern und Kiften. 
7 4 in Ballen. 


| 
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a BT u ri | 
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Fa * 13 t b R 
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dos umulpssdrsdek zu BR nd enpe mulättn Birörn 


1 Dedenel. — ak re ee —— 
Scheffel. 
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N 


an j 2 
na - . ir _ RT der denne u 
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) | | SE 
EC KL . 


Roggen, Boh en, Erbſen, Hirfe, Linfen Au, Biden |: ne. 


»4..168 * * * * * * 


Gerſte 
Hafer und Zadelorn 
Anmerk. 3. geh: in Quantſtaten unter einem Sreußtfihen- Pr a er be — — Bahr 
2 Baperifihen Meppen und andere Setreibearten, ſo wie u Re — einem 
halben reußiichen Skheffel ober unter 1 Baperifchen, ‚Mepen fr Hei 
b) Sämereien RN Beeren: | gi ai 
u, 9 "1) Anis und Kümmel ba Tee 
2) Delfaat, als: Hänffaat, % nn oder eins Sber Do er, Mohn: 
faamen, Naps, Nübefant x 
3) Kleefhht und alle nicht namgnlich im 3 Hai genannten ei 
gleichen Wachholderbeeren 
Unmerf. Ein Preußifcher Scheffel Hlecfaat wird mit din Bades | zu 8 ie, in 
Baperifcher | chäffel beögleichen zu 360 Pfund gerechne 
10 | &las und Glaswaaren: 
a) Grünes Hohldlas (Glasgeſchirr) 







Anmerf. Bei lofer ® paduhg weiden zu 13 * veranfehtagt 35 Breubire 
—— Kubitfuß. 
a, Reinbay 


b) Weißes Hohlglas, ungenhufertes; ungeſchliffenes; ümgleichen Penftek -und: Ta⸗ 
felglas in feißer natürliden Farbe (grün, halb» und ganz weiß) .|. 
Anmerk. Vorgedachtes Hohlglas Fur mit abgefchliffenen Stöpfeln, Böden oder Randern 


ec) Gepreßtes, geſchliffenes, abgetiebenes, geſchnittenes, gemuftertes 
auch Behäng Pr — TR. "1 Ola, —5* oft, ah © und er 
ſchmelz 
d) Spiegelglas: 
1) wenn das Stüd nu. ei In EARhrene⸗ * 333 Altba 
255 Rheinbayeri 
sarah 9 gegoſſenes, belegtes o — 
m rad) wenn baß ae hi t über 144 0 Bifche, * mißt . 
bb) wenn das Stiü über 144 und bis 288 Preußifhe [Zoff mißt 
8) geblafenes, befegtes oder /unbelegtes . 


* 


2) belegtes und * eAtee, gegoflenes und gebla enee, wenn das Gtüd mißt: \ 





DE 25 a rer 6 []3. Pr * od, bis Fir Kai od. 51 Mheinb, OR. 
mail 5 DO 0, ii Fi 4. A en 
" G w ” 21 " " 1684 ra & 4 

— * ar Breufird) RE FR: 1 






Anmerf, Rohes ungeſchliffenes Spiegelglas wi * die allgem * —— 
e) Farbiges, bemaltes oder vergoldetes Glas ohne Unterſchied der 
Glaswaaren in Verbindung mit unedlen Metallen mid) andern nicht zu ben 
Gefvinnften gehörigen Urſtoffen; desgl. Spiegel, en Glastafel 
280 Preuß. ISoll das —* mefen ". . A 
Anmerf. un el von größeren Dimenftionen des Glaſes site, — — auf d 
in ir nad den © Afägen für n 
—* Ad ber Ei en ach A * ala 10 Ahle. or ob 

vom Bent Fr berechnet, ie 

11 | Yänte, Selle und Haai * 


a) Rohe (grüne), geſalzene Eu äute und Welle zur Leberbereditung; rohe 
behaarte Schdafs, ve 
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13 in Körben-und Geftelle 
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FE in Häfen = unb Kiften. 
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174 1845, (8. 10.84) ° er 
j : 
Pr. e rd Benennung ver euren) | t 
b) Felle zur Belwert: (Ratıhwaaren:) Bereitung .|. s | Bo 
e) Hafen: und Ranincenfelk, rohe, un Haare J 6 i |. a 
ES 
d) Haare von Hindoich . N —— |. . 


| 
12 | Sol;, Holzwaaren eic. | | 


! 4 . F 
a) Brennhol; J — 8 EN di; 
b) Bau: und Nutzholz beim — ansport, — sen kr * 


Verſchiffungsablage: 
1) Gicen,, Ulmenz, "Chen, — —* e, Bi, ara ir, 
| und — | ; |: Beh 


2) Buchen⸗; aud — Me — Pappeln⸗, Arien: b 

x  anderef weiche Hals; fene — — ——— — ehe, 
Flechtweiden wc. ı. . 

3) Sägidaren, Faßholz — * und alles ach vorgearbeitete Nußholz : 

0) aus den unter J. genannten Solgach 


) aus den ut 2. genannten = Be s ee. hut, 
I, 


Anmerk. In den öftlihen Provinzen bes. Preußiſchen Staates wird erhoben, für 
sn 2) Bläde gber Balken don hartem alze se 8— 
bh) Blode dder Balteri yon weichem Holze ‘ 






j Pfahlh 13, Bledhtweid a EFT TEL ETFE ET EN 
ec) Holzborfe oben — ara belne hien | J 
! onin x r 
d) Bolzaſche —* 


e) Holzerne Sch — — 4 ändere zife 6, Dieöer * bh: 
herwaaren, welche gefärbt, Def Iadirt,. polirt oder aud in elek, en Theilen 
in Verbindung mit Gife g oder lohgarem $eder verarbeitet | fd ; au 
feine Korbjledhteriüaareni, haste e mit eingelegter Arheit und seiten en 

f) Feine Holzwagren (ausge egte Ar At), fogenannte Nürnberger Waar 
Spielzeug, feine Dredislet:, Schuttz⸗ und Kammadefwaaren, a 
arbeit, ferner dergleichen Mähren in Verbindung mif andern: Materi f Fra 
mit Ausfchluß von eblen Metallen, feinen Metallgemifhen, Bronze, Berlmutter, 
echten Perlen, Korallen ober Steineg), imgleihen Hpizbronge, hölzetne Hänge: 
uhren, ganz feine Holgfledhtfrarbeit, geſſhnittenes Fiſchbein, auch Blei⸗ und Rothſtifte 

J Gepolſterte Mubles, wie grobe Saitlerwaaren. 

Grobe Boͤlich waaren, gebrauchtee.. .. 4 Ole lesen fr 

"Anmerk. " 4— und IN: Grobe, Ei 4 Boͤttcher⸗ Dre Bler-, Tiſchler⸗ d bloß ger 
elte Holgwaaren und nerarbei robe Mafhhin von a zobe Korbflechter- 
—— Holz in ge I; ttenen Ffurn nn ohne Unterſchied bes Urfo ng8 tragen 
bie allgemeine Gingangsk me - Pr 
13 } Sopfen . — "OR 


14 | Inſtrumen n cal n t ’ r fifa D 
ra ohne Bkfen ara aRatehilem us Dem „ Pu — 
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15 | Kalender, | BER, FR % i 
a) die fürs Inland beſtimmt find, werden nadı ben, ‘ber Stempelabgabe halber 
gegebenen beſondern Vorſchriften behanbeli ; } 


b) die durchgeführt werben, tragen bie Durrhgangsabgabe. Der Wieerausgang 


muß nadıgewiefeir werben. RN | 


16 | Kalk und Gpps, gebrafmter. 1 200 be .... 
Anmerk. 1) Kalk und Gyps Fönnen, in fofern fie als Düngematerial Benugt werden, auf bes 
fondere Erlaubnißicheine frei engen Der 
2) An ber Eiäfiben Gränze bei au kann Ralf gegen bie Hälfte bes tarifmäßigen 
Sapes eingelaffen werben. - H 
17 | Barden oder Weberdiftin - 2 2 2 lern 1; F 
N , N i ‘ 
18 | Kleider, fertige neue; besgleichen getragene Kleider und getragene Leibwäfche, bei 
tere, wenn fie zum Verkauf eingehen + .ı . - - __ a ET. 
| 
19 | Kupfer und Meſſing: | J 
a) Geſchmiedetes, gewalztes/ gegoſſenes zu Geſchirren; auch Kupferſchaalen, wie 
fie vom Hammer kommen, ferner Blech, Dachplatten, gewöhnlicher und plat⸗ 
tirter Draht, desgleichen polirte, gewalzte, auch plaktirte: Tafeln und Bleche 
b) Waaren: Keſſel, Pfannen und detgleichen; auch alle ſonſtigen Waaren aus 
Kupfer und Meſſing; Gelb: und Glockengießer-, Gürtlers und Nablerwaaten, 
außer Verbindung mit eblen Metalen; ingleihen lackirte Kupfer: und Mei: 
fingwaaren . a er 6⏑ — se tar 
a f. Bon Roh- (Stüd-) M Roh ⸗ ober Schwarzkupfer, Gars’ oder Rofettenfupfer, von 
— an —— Pa * * —*R var —A ——— 
gut, Kupfer und anderen Echeidemünzen zum Ginfchmelzen: (die Münzeh auf befon- 
ere Erlaubnißſchelne eingehend) wird die allgemeine Gingangsabgabr er ben. 


20 | Kurze Waaren, Quincdillerien eff.: | | J — 
Waaren, ganz ober theilweiſe mus edlen Metallen, feinen! Metallgemiſchen, aus Me: 
tallbronze (echt vergoldet), aus Perlmutter, echten Perlen, Rotallen oder Steinen ges 
fertigt oder mit edlen Metallen ibelegt; ferner Waaren aus vorgenannten Stoffen in 
Verbindung mit Alabafter, Bernftein, Elfenbein, Fiſchbein Gyps, Glas, Holz, Horn, 
Knochen, Korf, Pine Marmor, Meerſchaum, unedlen Metallen, Berlmutter, 


de letz⸗ 


— J 


Scildpatt, unechten Steinen und dergl.; feine Galanteries und Quintaillſriewaaren, 
namentlich: Herren: und Frauenſchmuck, Toiletten- nnd ſogenannte Nippedtiſchſachen, 


aus unedlen Metallen, jedoch fein Bearbeitet, und entweder mehr oder weniger vers \ 


goldet oder verfülbert, oder in Verbindung mit Alabafter, Glfenbein, Gmail; Korallen, 
Lava, Perlmutter, Schildpatt, "feinen Stänarten, unedtin Steinen: oder aud ur 
Schnitzarbeiten, Paſſen, Kameen, Ornamenten in Metallguß und dergl., feine Par⸗ 
- fümerien, wie folhe in Keinen Gläſern, Kruken sc. im Galanteriehandel und als 
Galanteriewaaren geführt werden; Tafchenbhren, Stuß: und Wanduhren, letztete mit 
Ausnahme der hölgerhen Han 8 Kronleuchter mit Bronze, Gofd- oder Silberblatt 
(Echt oder. unecht); Nähnadeln und (metallene) Stricknadeln; feine lackirſe Waaren 
von Metall oder Pappmaſſe (papier mache), feine: boffirte Wachswaaren, Regen: und 
Sonnenfabirme, Fächer, Blumen, zugerichtete Schmucfederg, Wachsperlen, Perrücken⸗ 
macherarbeit u. f. wy; überhaupt alle zur Gattung ber Rhrzen, Quincaillerie⸗ od 
alanteriewaaren ‚gehörigen, unter den Nummern 2., 3., 4, u 10., 14, 19., 21. 
22., 27., 30., 31., 334, 35.,.38., 40., 41., 42. und 43. der zweiten Abtheilung dfefes Tarifs 
nicht mit inbegriffengn Gegenftände; ingleichen Waaren aus Gefpinnften von Baums 
wolle, Leinen, Seide, Molle, weldye mit Sie, Glas, Hoß, Leder, Meffing, Bapier, 
Pappe oder Stahl verbunden find, z. Tuch⸗ oder Beugmügen in Yerbindung 
mit Leder, Knöpfe ahıf Holgformei, Klingdj—hnüren und dfrgl mehr" . | ENT 


21 | Leder, Scderwanren un) ähnliche Pe 
gearbe 


te 
a) Lohgare oder Kur Lohrot 4 Haͤute, Fahlleder, Sohlleder, Kalbleder, 


18a5. (©. io. Och 17 


EG — —— 
Abgabenfäpe J 





Für Tara wird vergütet 





Maaßitab Kar ag A (ik her * Bar dem * 
ntheilung des Thalers in Y0fte 241/,-Sulden« Fuß, som Sentner 
ber nnd: Zitel), beim Ram m Zentne 
ns Brutto-Gewidt: 
Berti, Eingang. Ausgang. Eingang. | Ausgang. = 
Sur. Sur. ) ‚ . 
Rthlt. (ger) | Rthlr. (ar) | At. | Zu 1 SU | &. Pfund. 


4 Preuß. 
Scheffel 
(U Tonne) u 5 


er 
1 Baperifch. (4) 





ßen frei. — | — 5 frei) — I 


i 
| 20 in Kitten, 
I Zentr, | 110 — — — 1192 |301 — — ſu in Körben. 


g in Ballen, 


Körben, 


. = — 13 in Fäffern und Kiften. 
m E — — — * in 
LZenir 4 in Ballen. 


13 in Faſſern und Kiiten. 
— Gin Körben. 


' ld ae 
ı Sentt. * 4 in Ballen. 


2 in Fäflern und Klſten. 
3m 4.50. — 1 — | — Isz) 0] — | — |} in Korden, 


9 in Ballen 


© f. Ben. 2, Bb. U. 2 - 


178 1845. (B. 10, Dt.) 





Nr. Benennung der Gegenftände, 


I) h . “ 
‘ 





Sattlerleder, Siefiifhäße, auch Juchten; imgleichen ſaͤmiſch⸗ und meißgares 
Leder, auch Pergament . . 
b) Brüfleler und. Dänifdıes Handfchuhfeder, aud Korduan, Mavotin, Saffan und 
‚ alles gefärbte und ladirte Leder, desgleihen Gummifäden und Tonftige — 
fabrikate, außer Verbindung mit anderen Materialin . . . 
Anmerf. 1. Halbgare Ziegen» und Schaaffelle für inländiſche Safftan» unb gederfabrifanten —— 


unter Konttolle gegen die allgemeine Gingangsabgabe eingelaflen. 
2. Gummi in ber urfprünglichen Form von Schuhen, Flaſchen .ıc. 


ec) Grobe Ehuhmader-, Sattler: und Täfchner- Waaren, Blafebälge, er Wagen, 
woran Leder: ‚oder Politerabeiten : 

d) Feine Lederwaaren von Korduan, Safflan, Marofin, "Brüfleler und‘ Dänifdhem 
Leder, von ſämiſch- und meißgarem Leder, auch ladirtem Leder und Bergament, 
Sattel: und Reitzeuge und Geſchirre mit Schnallen und Ringen, ganz ober 
theilweife von feinen a apa und ——— — von —— und 
feine Schuhe alle Art . . s Er u 


22 | Leinengarn, Leinwand amd andere, Seinenwaaren: 
a) Rohes RE 5 ar a ee 


b) Gebleichtes oder gefürbtes Gam 2. 2 2 nn nen Fee 


an ne Ta ee ee 
d) Grau Badleinwand und Segeliuch a ae ee, ea ee 


e) Nohe (unappretirte) Leinwand, roher Zwillich und Drillich. 
Ausnahme. Rohe ungebleichte Leinwand geht frei ein: 
aan. ih Preußen: 
auf ben Orenzlinien’ von Leobſchütz bis Seidenberg im der Ober-Laufig, von Heiligen 
ftadt bis Norbhaufen und von Herſtelle bis Anholt, nad) Bleichereien ober Leinwand: 


wärften; 

bb. in Sadjen F 
auf ber Gränzlinie von Oſtritz bis Schandau, auf Erlaudnißſcheine; 

ce. in Kurheſſen 
auf Erlaubnißſcheine nach Bleichereien oder Märkten. 

f) Gebleichte, gefärbte, gedruckte oder in anderer Art zügerichtete (appretirte), auch 
aus gebleichtem Garn gemwebte Leinwand; gebleichter. oder in anderer Art zus 
gerichteter Zwillid und, Drillidy; 'rohes und gebleidytes, auch verarbeitetes 
Tiſch-, Bett: und Handtücerzeug, leinene Kittel, auch neue Leibwäſche 

g) Bänder, Batift, Borten, Sranfen, Gaze, Kammertudy, gewebte Kanten, Schmüre, 
Strumpfwaaren, Gefpinnfte und Treſſenwaaren aus Metallfäden und Leinen, 
jedoch außer Verbindung mit Eiſen, Glas, Holz, Leber, Meffing und Stahl 


h) Zwirnfpigen . ee re re ae „N er 
23 | Lichte (Talg-, Wachs⸗, Wallrath⸗ und Stearin).. » Bea we . F 


24 | Lumpen und andere Abfälle zur Papierfabrikalion: 
leinene, baumwollene und wollene Lumpen, Papierfpäne, Matulatur (befchriebene und 
bedrudte), desgleichen alte Fiſchernetze, altes Tauwerk und Stiide . » 2...» 


Anmerf. Alte Fifchernege, altes Tauwert und Stade beim Ausgange über Preußiſche Beehäfen. 


-25 | Materialien- und Spegerei-, aud Ronditorwaaren und andere Konfumtibilien: 
” . a) Bier aller — in Sa — . in — Re 


R 
. ® ‚ z x 





Maafitab 


ber 


Derzollüng. 


„E Benir. 


r-Jinir. 


1 Bent. 


T: Bentr. 


1 Bentr. 


I Sentr, 
1 3enir. 
I Ientr, 
I Bentn 


Lgente, 


1 Sente. 


4 Zentr, 


3 Bente.. 
1 Zenit 


i Zeutr. 


1 Zentr. 


1 gene. 


® 






Abgabenjäpße 


1845. (@. 10, 9) 





nad dem 14-Thaler-Kuf (mit der 
Gintbeilung bes Thalers in 30ftel 





Er. 
Rthlt. (gEr.) 


10 


22 


1— 


und. Aſtel), beim 


Eingang. 


(4) 








Rtblr, 


w 









Ausgang. 


Sar. 
(gör.) 


(8) 


nad dem 


241 /2-Gulten-Fus, 
beim 





Eingang. | Audgang. 


10 


14 








15 





15 


| 


an 








⸗ 











Für Tara 


vom 


wird vergütet 


Zentner 


Brutto⸗Gewicht: 


P 


Is in Käffern 


‚13 in Körben. 
\ 6 in Ballen, 


13 in Rörben. 


Mn in Faſſern 





fund, 





und Riiten. 


1 


und Kiſten. 


b in Ballen. 


20 im Räffern 
13 in Körben 


und Kitten 


6 in Ballen, 


113 in Kiſten. 


? 5 in Ballen. 


{13 in» ftiften. 
! 6 in Ballen. 


13 in Rilke. 


9 in Koörben. 
6 in Ballen, 


13 in: Körben. 
b in Ballen. 


(18 in Riten. 
In in Kiſten. 


il in Ballen. 


16 in Kiſten. 


180 1845. (8. 10. Oct.) 





Nr. | Benennung ber Gegenftände, 


b) Branntwein aller Art, aud Arrack, Num, Franzbranntwein und verfeßte 
“Branntweine, desgleihen Hefe aller Art, mit Ausnahme der Bier: und Weinhefe 


ec) Gifig aller Art in Faäͤſſen.. ee er 

d) Bier und Eſſig, in Flaſchen oder Krufen — a ee EN Sr eh 
e) Del, in Flaſchen oder Krufen eingehend . . - ee et ee 
f) Wein und Moft, au Eder. . 2 2 Er nn. 


RE a 


Anmerf, 1. Friſche, ungeialgene Butter auf ber Linie von Lindau bis KHemmenbofen eingehend . . 
2. Ginzelne Stüde in Mengen von nicht mebr als 3 Pfund werben zollfrei eingelaflen, 
vorbehalt ich der im Falle eines Mißbrauchs örtlih anzuorbnenden Aufhebung oder 
Beichränkung biefer Begünftigung. 
h) Fleiſch, ausgefchladhtetes: friſcheas und zubereitetes; auch ungefchmolzenes Belt, 
Schinken, Sped, Würfte; desgleihen großes Wild . 2 0 20 e. 
ji) Früchte (Südfrüchte), auch Bhätter: 
a) Frifhe Apfelfinen, Zitronen, Limonen, —— Granaten 
und dergleichen . . 
Verlangt ber Steuerpflichtige die Auszählung, fo jahit er für 
100 Stüd } Tg ee oder 1 Fl. 10 Ar. 
Berborbene bleiben unverfteuert, wenn fie in Gegenwart von 
Beamten weggeworfen werden. 
8) Trodene und getrednete Datteln, eigen, Kaftanien, Korinthen, 
Mandeln, Pfirſichkerne, Rofinen, Lorbeerblätter, Yomerangen, 
Bomeranzenfcaafen und berg. - » . fe. .. 


k) Gewürze, nämlich: Galgant, Ingber, Kardamomen, Kubeben, Ruetkmäfe und 
Blumen (Maris), Nelten, Pfeffer, Biement, — Sternanis, Vanille, 
Zimmt und Zimmt-Kaſſta, Simmibläthe . .. BE a. 


a en a nen 


m) —* toher, und — imgleichen en in — und Kakao⸗ 
aalen. Fir EP: Taerar er u er ea 


n) Gebrannter Kaffee, — — — an Ehofolabe und 
Thololadeſurtogate ui % . .. retro 


ale, . 


p) Konfituren, Zuderwerf, Kuchenwerk aller Art; mit Zuder, Eſſig, Del oder 
fonft, namentlich alle in Flaſchen, Buüchſen und dergleichen eingemachte oder 
auc blos eingedämpfie Früchte, Gewürze, Gemüfe und andere Konfumtibilien 
(Pilze, Trüffeln, Geflügel, Seethiere und bergleihen); ferner Kaviar, Sago 
und Eurrogate diefer Artikel, Sarbellen in Del, Dliven, Kapern, Bafteten, 
aubereiteter Senf, Tafelbouillon, Saucen unb andere ähnliche Gegen ſtaͤnde des 
feineren Tafeigenuffes EEE WE ————— 





‘ 
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Abgabenjäpe 











Für Tara wird vergütet 





Maaßſtab * —* ———— (mit der nah dem 
intheilung bes Thalers in Mitel 248... Bulden-Kuf 
der und Liſtel) beim ° heim —— 
Eingang. Ausgang. Eingang. | Ausgang. 
Rthlr. | od Rthlt. — Fl. EI Fl. ær. Pfund. 


— | (6x) | Rt | a | 50 || le) Brunn 
| 24 inf Kiften, 
16 in Rörben,! 


Ir.) 








1.3entr. | — — — 14 — It — für Branntwein ıc. nur beim 
Eingange in Flaſchen. 
I1 in Heberfäflern. 
h Bentr, 1 10 ._ — 2 II — — 
(8) 
1 Zentr. 8 I — — — 14 — 1 — — Tlzıim Kiften. 
23m. 8.) — | — | - 1) | | — [18 in Körben, 
re ip ana. | 
6 in Körben. 
Lßenir. 8 ._ — 11 Mae Ba | nur beim Eingange in Flaſchen. 
j Il in Ueberfäffern. 
r Bentr, 3 20 — — 6 251 — — JPUim Faſſern und Toöpfen. 
(16) 
1’Bentr, _ — — — 1451 —— 
(16 in Fäſſern und Kiſten. 
1. 3entr. 2 — — — 3,901 — — 9 ie KRörben, ide 
| 6 in Ballen, 
| MN in Käffern und Kiften. 
1 Zentr. 2 — — — 3 | 301 — — 8 Rörben, — 
| Es in Ballen. 


13 in Fäflern. 
15 in Kiſten. 

I Sentr, 4 — — — 7 —I— — [$13 in Körben. 
6 in Ballen. 


18 in filter. 


- | 16 in Fäffern. 
Kane] 6 | 5 — — Jul — | — Wi in Körben. 


4 in Ballen, 








LWonne 1 — — — 11451 — — | 
13 in Fäffern mit Dauben son 
| \ Biden» und rem barten 
Ä | J Holz und in Riften 

1 Sentr. 6 15 * 11 | 231 — ; 77 41 110 in se Fäffern. 

| 4 in Körben. 

‚4 in Ballen. 

(20 in Faſſern und Kiſten. 
13 in Körben. 

N 5 in Ballen. 





Fame. | 11 aaa Mesa Mine is 6 — 


20 in Kiſten von 1 Zentner und 


to 
a7 
| 


T Bente, 3 20 — — 16 


— in Faſſern und Kübeln. 
(16) 


fi 
l 
8 in Körben. 
6 in Ballen. 





\ darüber 
in Kiften unter 1 Zentner. 


20 i in Fäflern und Kiften. 
— 13 in Körben. 
6 


1a An Ki ı yon 181 — 
1 Bent. 11 19 In Körben, 


1% | 1828. (8. 10. Dt) 





Nr. u. Benennung der Gegenftände. 





q) Kraftmehl, werunter Nudeln, Puder, Staͤrke mitbegriffen, desgl. Mühlenfabri: 
fate aus Getraide und Hülfenfrüchten, naͤmlich: gefcrotete oder geſchaͤlte Pe 
Graupe, Gries, Grüpe, Mil > 20 m En en 


Anmerf. 1. Gewöhnliches Roggenmebl (Schwarzmeht,) bei * Gingange zu Lande auf der eis. 
ſiſchen Graͤnzlinie gegen Böhmen.. 0 an a a a ee 


8, Gemwöhnliches Roggenbrod. bei dem Gingange zu Lande duf derfelben Gränzlinie . . 


r) Mufchel: oder Schalthiere aus der See, als Auftern, Hummern, ansgefcdälte 
Muscheln, Schildfröten und dergleihen > > 2 2 0 a nen 

s) Reis . . 

t) Salz, (Rochraly, Steinfalz) if einzuführen verboten; bei geftatteter Durdhfupt 
wird die Abgabe befonders beſtimmt. 

u) Syrup*) 


v) Tabad. 
1) Tabadsblätter, unbearbeitete, und - Stengel . 2 2 2 2 2 2 2 0a 
2) Tabadsfabrifate: ' 
a) Nauchtabad in Rollen, abgerullten ober entrivpten Blättern, ober ge: 
Se ſchnitten; Karotten oder ——— zu Schnupftahack, auch — 
und Abfüle . . r a a ee 


) Eigarren und Scrupftabad ee N A ee ie 


x) Zuder*) J 


26 Oel, in Faſſern eingehen 2 22 


Anmerf. 1. Kokosnuß-, Palm, Malleathöl trägt die allgemeine ey abe. Desgleichen 
Baumöl, wenn bei ben Zollämtern an ber Gränze ober bei ber Abfertigung aus dem 
Pad böfen (Hallanftalten) vorher auf den Zentner ein Pfund Terpentinät zugefeßt worden. 


) Die Zollſatze für Zucker und Syrup find bie — Eingangsabgabe. 
er 











mes September 1847. burch die Ordre v. 1, Jull ———— 
848. beitimmt und betragen bis dahin vom Berzollung. |Rth./Sar.] At. | 8r. 
1) Zuder: 14 in Käflern mit Dauben 
a) Brob» und Hut, Kanbis-, Bruch⸗ ober Lırm- von Eichen⸗ u. anderm . 
bens und weißer geftoßener Auder. 2... ... 1 Zeniner. [10 | — ] 17 | 80 oe Hol 
10 in anbern Kaffern. 
13 in Kiften. | ° 
13 in Fäffern mit Dauben 
von Eichen⸗ u, anderm 
R harten Hole 
| 10 in andern Jiſſern. 
bh) Rohzucker und Farin (Zuckermehl) ...... 1 Zentnet. 8 — I 14 — Tibin Kiſten von 8 Zent. 
‘c) Rohzucker für inländiſche Siebereien zum und darüber. 
Raffiniten unter den beſonders vorzuſchrei⸗ 13 in Kiſten unter 8 Zentr. 
benden Bebingungen und Kontrolen .. ..E1 Zentne. 5 | —] 8 I 45 Join außereuropäifchen 
Robrgefleihten(Ganas: 
sers, Cranjans), 
7 in anderen Körben. 
, 6 in Ballen. 
2) Syrup or nennen nannte 1 3entne. dl —1 7 = pi mBenen: 
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> 









Ubgabenfäpe 








Für Tara wird vergütet 


















Maaßſtab en 14s —— ns * er dbem 
i intheilung bes } 241 ,u% 3 
der Reh Bann ne — 
Eingang. | Ausgang. Eingang. J Ausgang. 
Sar. Sgr. 
Ribfr. | („&r.) | Rthlr. (ar) | St. | Kr. Bfunt. 











| | | 
\ 
r ; — > Du — 133 in Külern, Kiften u, Körben. 
1 Zentr, 2 — 3 301 — | Bin Ballen, ü 
1,30. | — 1 — — 1-1-1-|1- 
r (6) 
I-Senir I: — 5 — ne a er 
(4) 
1 Zentr. 4 — — — JJ— 
€ . . 13 in Fällern, 
1-BZentr. 2 — — — 339 — — 4 in Ballen 
i 
| 
| | 12 in Bäflern; Setonen und Has 
- naßerförben. 
Genir. 5 15 up u 9,373] > — Hin Körben. 
(12) 4 in Ballen aller Art: 
1 genir. 11 — — = U a 14 im Käfer. 
4 14 Koͤrben. 
1 Bent. 15 — — — 26 151 — — h es Ballen: 
| Bei Gigarren, außer ber vorfie« 
) henden Zara für die äußere Um« 
ſchließung, noch 24 Pfüend, falls‘ * 
die Gigarren in fleinen Kiften, 
unb R Pfund, falls fie in 
Körbchen verpadt find. 
1 Zenit. 11 — — — 19 | 151 — | — | Bin Killen. 
) N 
I 
1 3ente 1 20 = — u er 
(16) 






27 


Seife: 





Steine: 


1845. (2. 10. Oft) 






Benennung der Gegenftände, 





2, Sogenannte Delkuchen, ald Rüdftände beim Delfchlagen aus Lein, Rapt,, ‚Rübfaamen 
u. f. w., ingleichen Mehl aus ſolchen Kuchen und Rudfländen 2 2 2 2/2 2 00. 


Papier- und Pappwaaren: 


a) ungeleimtes ordinaires (grobes, ‚graues und halbweißes) Drudpapier, auch — 


(weißes und gefärbtes) Packpapier und Bapptedell . . . 


b) geleimtes Papier; ungeleimtes feines; buntes (mit Ausnahme der unter“ c. "ger 


nannten Papiergattungen); tuhographirtes, bedrucktes oder liniirtes, zu Rechnun⸗ 
gen, Gtifeiten, Frachtbriefen, Devifen u. ſ. w. vorgerichtetes Papier; orbinaire 
Bilderbogen, deegleichen Malerpappe 


c) Geld: und Silberpapier;: Papier mit Gold: 0) oder Silbermufter; durchgefchlagenes 


Papier; imgleichen Streifen von diefen Bapiergattungen 2. 2. 2 20» 


Anmerk. Dom grauen Löͤſch- und Padpapier wirb bie allgemeine Gingangsabgabe erhoben. 


d) Bapi.rtapeten ,. . 
e) Buchbinderarbeiten aus Papier und Bayye; grobe fadticte Waaren aus diefen 


Urftoffen, auch Formerarbeit aus Steinpappe, Asphalt oder ähnlidhen Stoffen . 


Pelzwerk (fertige Kürfchnerarbeiten): 


a) Ueberzogene Pelze, Mügen, Handſchuhe; BURN — Pelzfutter und Ber 


b) Fertige nicht uͤberzogene "Schaafvehe, desgleichen. weißgemachte und gefärbte, , 


füge; und dergleidhen . 


en gefütterte — und — ungefütterte Decken, Pelzfutier und 
Beſätze » . ee Se Fu a en 


SEEN OR RENNEN NER 


Seide und Seidenwaaren: 


a) Gefürbte, audy weißgemachte Seide und Floretſeide: 


1) Ungewimt . . 
2) Gezwirnt; aud Zwirn aus roher Seide, (Nähfeibe, Knopfloch⸗ ‚Selbe: 1. . w 


b) Seidene Zeug: und Strumpfwaaren, Tücher (Shawls), Blonden, Spitzen, Ber 


c 


) 


tinet, Flor (Gage), Pofamentiers, Kuopimader., Sticker- und PBugwaaren, Ge: 
frinnfte und Trefienwaaren aus Metallfäden und Seide, außer Verbindung mit 
Eiſen, Glas, Holz, Leder, Meffing und Stahl; ferner Gold: und Silberftoffe (echt 
oder unecht); Bänder, ganz oder theilweife aus Seide; endlich obige Waaren 
aus Florerfeide (bourre de soie), oder Seide und Floretieite . “. . 

Alle obigen Waaren, in welden außer Seide und fFloretfeide auch "andere 
Spinnmaterialien: Mole oder andere Thierhaare, Baumwolle, Leinen, einfeln 
De — RER von mit un. der nn und > Cilberfof, fowie 
er Bänder . . . . a a 


a) Grüne, Schwarze und anbere — — Be a 
b) Gemeine weife . . 


e) Feine in Täfelhen, Kugeln, Büchſen, Krügen, Zöpfen' u. WW 


Spielkarten von jeder Geftalt und Größe, in fofern fie In einzelnen Vereinsſtaaten zum 
Gebrauche im Lande eingeführt werden dürfen, und unter SERIEN ber u 
fonderen Stempel: und Kontrolvorfdriften »- . . + ne 


Anmerf. erden bergleihen zum Durchgange, — ſo wird die ——— erhoben. 


* 


a) Bruchſteine und behauene Steine aller Art, Muͤhl⸗, grobe Shleif⸗ und Wetz⸗ 


ſteine, Tufſteine, Traß⸗, Ziegel⸗ und Bagfteine aller. Art, beim Transport zu 


* 
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. * 1 
Abgabenfärke 


Für Tara wird vergütet 








‚ 


1. Sents } 10 


Maabitab —— — ai Be si * * 
ntheilung bes I 8 in Soft 24/2: Bulden-Zuß, 
* 3 Pe ae fte ki: enge Fuß vom Zentner 
—*— Brutto⸗Gewicht. 
Eingang Ausgang, Gingang. | Ausgang. 
Sat, Sur. 
Rtblr. GGr)l Rihlr. (gr) | Et. | Ar. I $l. | &r. Bfunb, 
I gentr, — 1 = — — su — |. 
(3) 
1: 3entr, 1 — 1 — — 1145 —— 
Ren. a — — 
— er en 
10 17 | 30 F13 In Rinde 
— — — — — 113 in AUTbE 
Zentr. — J Ballen. 
tra U | I re .i BEER BEER 1 Hi 
| 6 in Ballen 
16 in Käffern. 
1-Zente. | 22 _ — — 138130] — | — [33 in iften, 
6 in Ballen. 
4 Sentr. a en MR: ololI_ı 5 in Hafer und ftiften. 
1 Zentr, 2 — — — 3 30 —— I u nm Faſſern. 
1 Zentr, 8 — — — 114 —1 — | — 116 in Fäffern und Kiften. 
I Beinte. | 11 — — — 1191 151 — — [5 Pin Ballen. 
3.30. | 110° | — 1 — | — for 30) — — u Allen. 
* n 20 iſten. 
ya ee re ER ee Be Ki 16 Riflen. 
1. Sentr. 1 — — — 1|51 — | — 
1. 3entr. |; 3 2 — 1-1] 5[80]- | ER Sn. 
1 Zente. | 10 — — — 17 30 — — J 16 in Riten. 


Bu 0.1845, (8. 10.04) 





Waſſer, auch beim — wenn die Steine nach einer Ablage zum 
Verſchiffen beſtimmt find. . a Be re 1 a en 


. 


b) Waaren aus Nlabafter, Marmor und Speditein, fermer: unechte Steine in Ber: 
bindung mit unedlen Metallen, auch geidliffene * und unechte m 
Perlen und Korallen ohne Faflung ;. - .. 


Anmerf. zu a und b: I) Große Marmorarbeiten (Statuen, Baſten RR ——— Flintenfeine, 
feine Schleifs und —— auch Waaten aus Serpentinftelin zahlen die 
allgemeine Ein — 

2) Bruch- und behauene aufteine bei der Einfuhr auf dem Bodenfer frei, 


34 1 Steinhohlen . 2. inne De ee ee te ie 


Anmerf, 1) An ber Preußifchen Seegränze und auf ber Elbe, desgleichen auf beſondere Etlaub⸗ 
nißſcheine auf der Weſer oder Werra eingehendn.. ein ne 


2) An ber Babifchen Stränge oberhalb Kehl, desgleihen an ber Birttenbergifäen 
Graͤnze und an ber Bayerischen Ban, rechts bed Rheins eingehend 2 
35 | Stroh-, Rohr- und Baſtwaaren: 
j a) Matten und Fußdecken von aa Sieh und — ordinare: 
I) ungfärbt . .. .- a er 


2) gefärbt . . 
b) Stroh: und Baftgeflechte, grobe Strohhüte und — von üngefpaltenem 
Stroh, Span⸗ und Rohrhüte ohne un Pr Pe er 
e) Feine Baft- oder Gtrohhüte. . . 


36 | Talg, (eingeſchmolzenes Thierfett) RR te oo. 
37 | Theer (Diineraltheer und: anperer), Daggert, Dh 2... ER Ex 


38 | Töpferthon und Töpferwaaren: — 31 
a) Topferthon für Porzellanfabriken (Borzeffanerbe) a —— Ef 


Anmerf. An der Bayeriſchen Gränge bei Paſſau ift Porzellanerde auch beim — fei. 
b) Gemeine Topferwaaren, Flieſen, Schmelztiegel . . 2 2.2. none 


c) Einfarbiges ober weißes Fayence oder Steingut, irbene Pfeifen . % — 
d) Bemaltes, bedrucktes, vergoldetes oder verſilbertes Fayence ober Sleingui F 
e) Porzellan, weißes . . 

ſ) Borzellan, farbiges, und tweißes mit farbiges Streifen, aud) degleihen mit 

Malerei oder Bergoldung . 

E) Fayence, Steingut und anderes Grögefchier, auch weißes. Porzellan ind” Gmail 
in Verbindung mit uneblen Metallen . E 
h) Dergleihen in! Verbindung mit Gold, Silber, Piatina, Semilor ud anderen 


i feinen Detallgemifchen, üngleichen alles übrige uns in a Ma * 
edlen ober uneblen Metallen. . 0. . 
39 | Dich: x 


a) Pferde, Mauleſel, Maulthiere, Cſlee... 
b) Rindvieh: Fr 
1) rg unb a an ae et nee 
2) & E28 a a nee 
3) —— FR GE a EG 
9) Añulher. tar en a rt 
ce) Schweine: — 
Demi . - I 22 
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Nkogabınfähke 





Für Tara wird vergütet 
— vom Zentner 
Brutto⸗Gewicht: 









Maaßſtabe nach dem UH⸗Thaler⸗Fuß (mit · der 
Eintheilung bes, Thalers in Zoſtel 
der und AAſtelh), beim 


nadı bem 
24 Ya. "Are Bn, 
beim 





















un Eingang. Ausgang. Eingang. | Ausgang. 
Sr. Sur. 
Rthlr, | (g®r.) | Ritter: | (gSr.) |. | Kr. | Bl. | x: Punk, 
1 Schiffe | | 
ber f ar — 15 — = = TH — — 
378/42 Zentr. (12) 
1 Zentr, 10: — — — 17 30 — | — | 16 m Fäſſern und Kiſten. 
3 Bent. I — %|I — — 1—- | #1—-}— 
(1) | 
3 Sente. 1. — 4 — — 1-1—-]|1-t- | 
(5) = 
1-Zenir. — — — — — 11 —45— 
LZenir — 5 — — 1— 117411 — — 
(4) 
‚LH Bentr. 3 _ — — 5 1311 — — 1 — Ei Ba und Ken, 
h 1J 
I-8ente. | 10 — — | — 117 301 — | — | 220 im Riften. 
I Zentr. 50 — — — 87301 — — 9 in Ballen, 
1 Zenit, 3 | — — | — 5 151 — — J 13 in Fäffern und Kiſten. 
L Zenir. |... — 5 un a 1741 — 1 —- | 
(4) 
L Zentr, Jfrei. — — 15 Ifrei. — 1 — | 524 
1a 
1 Zenit. | — 10 — — 1I-131-1— 
1 ent 5 m 8 |45 
entr. B — — — 31 — 
I Zeute. | 10 — — — JI1312— * — 
Lentt 10 — — — 171301 — | — 
ga 5 | [8785| ae 
am] 10) — I — — 11 3301 — — j 
| 22 in Kiften. 
’ | 3 in Körben. 
1 Zentr. J 50 - — — 187 | u rn \ 
1 Stüd ı 10 — — v0 —— 
I Stüd 5 pa — 845 1: |. 
 Stüf 3 — ker — 5 151— Le 
1 Stüd 2 — — — 31301—— 
1 Stüd — 5 — — 1—2 470 — — 
1EStüůck 1 — — — 1151-1 — 
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Benennung der Gegenftände. 


% 





2) magere 

DE 
San S  e — 
se) Anderes Schaafvieh und Ziegen. 


Anmerf, 1. Pferbe und andere vorgenannte Thiere find zollfrei, wenn aus dem Gebrauche, der von 
ihnen beim Gingange gemacht mwirb, überzeugend hervorgeht, das fie als Su. oder 
Laſtthiere zum Angeipann eines Reife⸗ oder Frachtwagens gehören, oder zum Waaren⸗ 
hen, bienen, ober bie Pferde von Reifenden zu ihrem Bortfommen geritten werben 
müffen 
Fohlen, welche derg Mutter folgen, gehen frei ein 
Yanert. 2. Auf der Gränglinie von Oberwiefenthal in Sadıfe en "his Schufterinfel in Baden werden 
a) Zuchtitiere, able unb Jungvich zur Nachzucht, 
b) magere Ochſen für Gränzbewohner, 
in einzelnen Studen und nit zum Handel‘ beftimmt, auf obri feitliche, ben Einbringern 
zu ertbeilende Beicheinigungen gegen ein Biertel der obigen, ariffade eingelaſſen. 





40 Wadhsleinwand, Wachsmouſſelin, Wadstaft: 
a) Grobe unbedruckte Wachsleinwand . . 
b) Alle anderen Gattungen, imgleicyen Bademeufelin, Wacheiaft und Malertuch. 


Wolle und Wollenwaaren: 
a) Schafwolle, rohe und gefämmte . . 
b) weißes breis ober mehrfach gezwirntes wollenes und Rameelgarn, au Garn 
aus Molle und Seide; desgleihen alles gefärbte Garn . . 
ce) Waaren aus Wolle (einfhlieglih anderer Thierhaare) allein oder in Berbin: 
dung mit anderen, nidyt feidenen Spinnmaterialien gefertigt: 

1) bevrudte Waaren aller Art; ungewalkte Waaren (ganz oder. theilweis 
aus Kammgarn), wenn fie gemuftert (d. h. fagonnirt gewebt, geftickt 
ober brochirt) find; Umfchlagetücher mit angenähten gemuiterten Kanten ; 
Pofamentierz, Knopfmadher: und Stirfereiwaaren, außer Verbindung mit 
Eiſen, Glas, Holz, Leder, Meffing und Stahl . . 

2) gewalfte unbebrudte Tuch-— Zeugs und Filzwaaren; Sirumpfwaaren 
aller Art; ſowie alle ungewalkte — Waaren. 0 = 

3) Fußteppice . er ie a —— — 

Anmerk. 1) Gerberwolle kann von Gewerbtreibenden, — bie Felle ——— ef befon» | 
dere Etlaubniß und unter Kontrole gegen den Zollfag von /, Rthlr. (521 /, &r.)“ 
ausgeführt werben. 

2) Einfadyes und doublirtes ungefärbtes rn fowie Deltüher aus Ro 


haaren, ingleichen ganz ı — Gewebe aus Kälberhaaren und Werg, zahlen bie 
allgemeine Eingangsabga 


‘41 


42 | 3ink und Sinkwaaren: i 
BITOBEE BUBEN 


 Anmerf. An ber Gränze gegen Throl. . » 2 Er a er a ee ci 
b) Bleche und grobe Zinkfwaaren 2 22 0 m ei een 


c) Feine, auch Tadirte Zinfwanren . > 200 nie 


43 | Zinn und Sinnwaren: 
a) Grobe Zinnwanren, als: ER, Teller, Löffel, Kefel und andere Gefäße; 
Möhren und Platten » » . RE FE El 


b) Andere feine, auch Indixte giuuvaatu Spielzeug und dergleihen . 


Anmerk. Bon Zinn in-Blöden, Stängen u. f. w. und altem Zinn wird die allgemeine Singangk 
abgabe erhoben. } 











= 
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EEE nn 
Abgabenfäpe 


Maapitab 


ber 


Verzollung. 


1 Stüd 
1 Stuͤck 
1Stuͤck 
1Sluck 


1 Zentr. 
1: 3entr. 


1 Zentr. 
1-Benir: 


1 Bent. 


1 Zentr. 
1 Zentr, 


I Zentr. 
1. Zentr. 


1 Zentr, 
bh Bent. 


1 Zenir, 
I Sentr. 


nadı dem 14: Thaler-Fuß (mit ber 
Eintheilung bed Thalers in I0ftel 
und 24ftel,) beim 


Eingang. 


Sur. 
Rtihlr. | (g&r.) 


frei. 


50 


20 


we 


10 





20 

ee 
4 
15 

u2) 
5 


(4) 





Ausgang. 





Sar. 
Rthlr. (9601. 





nach dem 





2427Gulden⸗Fuß, 
beim 





FI. Xxr. | 
1 | 10 
— | 173 
— | 52; 
— | 173 
| 
| 
3 | 30 
8 4rd5 
frei. | — 
14 i — 
87 130 
52 | 30 
35 | — 
3130 
1|45 
5 | 50 
17 | 30 
3 ! 30 
17 | 30 


El, 


| 





Gingang. Ausgang. 


&r. 


30 


| 


| 
| 


nn 


Für Tara wird vergütet 


som. Zentner 


Brutto⸗Gewicht: — 


Bfunb: 


13 in Kiſten. 
Hin Körben. * 
bin Ballen, 


16 in Faͤſſern und Kiſten. 


6 in Ballen; 


20 in Riten. 
Tin Ballen. 


9* n Ball unb Kilten. 


Körben 


10 in Fäflern und Kiften. 


in: Körben, 


6 
20 in Faͤſſern und ai, 


13 in Körben, 


10 in Faſſern und Kiften. 


5 in Körben. 


20 in Fäflern und Kiſten. 
13 in Korben. 


190 1845, (8. 10. 0) 


— — ‘ Dritte Abtheilung. — 


—— welche zu entrichten ſind, due 
angemeldet werben. 


he. Die in der erſten Abthellung bes Tarifs benannten Gegenftände bleiben auch Bei ber, 
Durchfuhr in der Negel abgabenfrei. 
. 2) Bon Gegenftänden, welche nad der zweiten Abtheilung bes Tarife beim Eingange 
eder Ausgange oder im beiden Fällen zufammengenommen, mit weniger ale 5 Thlr. 
oder 52% Kreuzer vom Zentner, oder nad) Maaß oder Stückzahl belegt find, it in 
ber Re el als Durdigangsabggbe der Betrag jener Eingangs: und Ausgangsabgaben 
en ten. 
3) Für Gegenftände bei welden die Gingangs- oder Ausgangsabgabe, oder beide zu: 
fammen, % Thaler ‘oder 52% Kreuzer vom Zentner ke oder überſteigen, wirb 
"in der Megel nur jener Sap von Z Thaler oder 525 Kreuzer vom Zentner, imgleichen 


für Vieh, und zwar: 
vom Stüf: 


a) von Pferden, Maulefeln, Meufien, Gen 14 Rihlr. oder 2 81. 20 Xr. 
b) von Ochſen und Zuctftieren . . —— * A 8., 
e) von Kühen und Jungvieh Be a —— J 
d) von Schweinen und Schaafvie. Eu — LIE: 

als Durdigangsabgabe entrichtet. 

4) Für den Tranfit auf gewiflen Straßen ober für gewille au fi nd ausnahnıs- 
weiſe höhere oder geringere Saͤtze feſtgeſtellt. 
Diefe Ausnahmen find folgende: 


L dsfanite x 


Bei der Durdfuhr von Waaren, welche 
A. rechts der Oder feewärts oder landwärts über die Gränzlinie von Memel bis Neu: 
Berun (die Straße über Neu: Berum ausgefhlofien) eins und über irgend - welden 
Theil der Vereinszollgränze wieder ausgehen; desgleichen, welde 
B. durdy die Odermündungen oder links der Oder eingehen, und redhts der Oder 
feewärts oder landwärts über bie Grängenlinie von Memel bis NeusBerun (bie 
Straße über Neu-Berun ausgeſchloſſen) wieder ausgehen; und endlich, welche 
C, über Neu-Berun ein: und redyts der Ober wieder ausgehen, 
ift zu erheben: 

1) von baummollenen Stubhlwaaren (Zweite Abtheilung Art. 2. c.); 
feinen Blei-, Bürftenbinder:, Gifen:, Glas: und, Holzwaaren (3. c.) 
(4. b.) (6. f. 3.) (10. e.) (12. f.); ferner von Pappwaaren, fei- 
ner Seife, feinen Steinivaaren, feinen Strohgeflechten, Porzellan: 
— und feinen Zindwaaren (27. e.) (31. c.) (33. b.) (35. b. 

c.) (38: g. u. h) (43. b.); neuen Kleidern (18.); kurzen 
— (20.) gebleichter, gefärbter oder gedruckter Leinwand und 
andern leinenen Stuhlwaaren (22. f. g. u. h.); Seide, ſeidenen 
und halbſeidenen Waaren 8 wollenen Zeuge und Strumpf:. 
Tuch- und Filzwaaren (41. c.) 

a) infofern die Ausfuhr durch die Oftfeehäfen gejcieht . 
b) auf anderm Wege . 

2) von Baumwollengarn (2. b.) und hefärbtem Wollengarn (Al. .b,) 

3) von raffinirtem Zuder . 

4) von Kupfer und Dieffing und daraus gefertigten Waaren 9): 
Gewürzen (25. k.); Kaffee (25. m. u. a — 
(25. v. 2.) Schaafwolle (41. a.) . r * 

5) von rohem: Zucker und Farin .« 

6) von Schmalte, Soda (Mineral: Alkali) (5. d. ): Kolophonium (5. Br 

.  Schwefelfäure (5. 0.); außereuropäiſchen Tiſchlerhölzern (5. An: 
merfung);, Muſcheln oder Scyalthieren aus der See (25. r.); ge: 
trogfneten, geräucerten oder gejalgenen Fiſchen, Heringe ausgenom: 
men; Salmiaf, Spiedglanz (Antimonium), Thran . . 

7) von ’Menni e (5. d.); grünem Gifenvitriol (5. e.); natũürlichem 
ineralwafter” in Slafchen und Krügen (5. m.); rohem NAgatftein 
und großen Marmorarbeiten, als: Statuen, Düflen, Kaminen . 






vom Zentner. 
Sur. 
Rabe gl. | Er. 





DD ww 
S 


8) von Salı (25. t.), wenn foldes duch die Häfen von Danzig, Memel und über Pillau 
‚eingeführt wird, zum Bedarf der Königlih Polniſchen Salzadminiftration unter Kons 
trolle der u Preußiſchen Salzadminiftuntion, von der Preußiſcheu Laſt 3 Rthlr. 


Fi 


— 
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* 


9) von Heringen (25. 3.), von dee Some . 2 2 0 nn 10 Sgr. oder 35 &r. 
-- Anmerfung. 7* Durchgangsabgabe wird auch von den durch bie Obermündungen ein« und 
über Neu-Berun ausgehenden Heringen erhoben. 

10) von Meizen und andern, unter Mr. 11. nicht befonders genannten: Getraibearten, beds 
gleichen „von Hülſenfrüchten, als Bohnen, Erbſen, Linien, Widen, auf ‚der Weichſel 
und dem Niemen eingehend und durch die Häfen von Danzig und Menel, auch durch 
Elbing und Königsberg über Pillau ausgehend, vom Preußiſchen Scheffel 3 Silbergr. 

11) von Rogen, Gerſte und Hafer, auf denſelben Strömen ein: und über die 
vorgenannten Häfen ausgehend, vom Preußiſchen Scheffl . . .'. 2 2 Silbergr, 


1 Abſchnitt. 


Bei der Durchfuhr durch nadgenannte Theile des Vereinsgebiets oder auf nachgenannten 
Straßen wirt von den beim Ein: und Ausgange höher belegten Gegenftänden an Durchgangs⸗ 
abgabe nur erhoben: Ei 

A. von Waaren, weldye durdy die Odermündungen ober links der Oder, ober auf der Straße 
über Neu: Beruh eins und links der Oder oder alf ter Straße iiber Neu:Berun oder 
durch die Odermündungen wieder ausgehen (mit Ausſchluß der Durchfuhr auf den nach— 

z fiehend unter B. bezeidneten Strapenzügen), vom Zentner . . 10 Egr. oder 35 &r. 

B. von Waaren, welche 
1) über die ſüdliche Grenzlinie von Saarbrüden bis zur Donau (beide eingefchloflen) 

eine und wieder auegehen; imgleichen, welde 


2) rheinwärts eingeführt, aus den Häfen zu Mainz und Bieberich, oder oberhalb gele⸗ 


genen Rheinhaͤfen, aus Mainhäfen oder aus Neckarhäfen über die Grenzlinie von 
Mittenwald bis zur Donau (diefe eingeſchloſſen) wieder ausgehen, und umgekehrt; 
ferner, welde 

3) ıheinwärts eingeführt, aus den’ Häfen zu Mainz und Bieberich ober aus oberhalb 


gelegenen Rheinhäfen über die Gränzlinie von Saarbrücken bis Neuburg a. R. 


(beide Orte eingeichloffen) wieder ausgehen, ober umgekehrt; endlich, welche 
4) über die Gränzenlinie von Schuſterinſel in Baden bie Waidhaus in Bayern (beide 
Drte eingefhloflen) eins und wieder ausgehen, vom Zentner 4% Sgr. oder 15% &r. 


C. von Vieh weldes auf ben vorftehend unter B. bezeichneten SAMEN durchgeführt wird, 


fo wie von demjenigen, welches 
1) auf der linken Rheinſeite eins und wieder ausgeht, und 


2) auf ber linken Mheinfeite nörblid von Saarbrücden eingeht und über bie ſüdliche 


Grenzenlinie zwiſchen Neuburg am Rhein und Mittenwald in en (diefen Ort 
— en) wieder ausgeht, oder umgekehrt, 
und zwar: — 


- 


— 


von Pferden, Maulthieren, Eſeln, Daten und ——— 
Kühen und Jungvieh . . x 
von —— Schweinen und Schaafvieh 


re II Abſchnitt. 


Bei-ber Durchfuht auf Straßen, welde das Vereinsgebiet auf kurzen Streden durchſchnei⸗ 
den und für welche die örtlichen Verhältniſſe eine weitere Grmäßigung der Durchgangagefälle 
oder deren Verwandlung in eine nad) Pferdesladungen zu entrichtende Kontrollegebühr erfordern, 
werben bie oberften Finanzbehörden ber beiheiligten Regierungen er — anorbuen 
und zur allgemeinen Kunde bringen laffen. 


Dierte Abtheitung. 


Sinfchte der Schifffahrtsabgaben bei dem Transport von Waaren auf ber Glße, der Weſer, 
dem Rhein und deſſen Nebenflüſſen (Moſel, Main und Neckar) bewendet es im Allgemeinen 
bei den in der Wiener Kongreßafte enthaltenen Beftimmungen, oder den auf den Grund berfel- 
ben über bie egifiaht auf einzelnen diefer Ströme bereits abgeſchloſſenen ————— 


Fünfte Abtheilung. 


Allgemeine Beſtimmungen. 


‚I. Der dem Tarif zu Grunde liegende, mit den in ben Großherzogthümern Baden und 
Heſſen allgemein eingeführten Gewichten übereinſtimmende Zentner, der Zoll⸗Zent⸗ 
ner, iſt in hundert Pfunde getheilt, und es ſind von dieſen 





' 


192 


und 


r 
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Zoll:Bfunden: 
9355 = 100 Preußiſchen (Kurheſſiſchen) Pfunden 
1120 — 1000 Bayeriſchen Pfunden, 
2000 — 1000 Rheinbayeriſchen Kilogrammen, 


16% 1000 Württembergiſchen Pfunden, 
93355 — 1000 Säcfifhen (Dresdner) Pfunden. 


Demnach find gleich zu achten: 


II. 


III, 


Zoll: Pfunde: 
14 = 15 Preußifchen (Kurbeffiihen) Piunden, 
25 — 25 Bayeriſchen Pfunden, 
2 = 1 Rheinbayeriihen Kilogramm, 
14 = 15 Württembergifchen Pfunden, 
14 = 15 Saͤchſiſchen (Drespner) Pfunden; 


Boll-Bentner: 
36 — 35 Preußifhen (Kurheffiihen) Zentnern zu 110 Pfunben, 
28 — 25 Bayerifchen Zentnern zu 100 Pfunden, 
2 = 1 Rheinbayerifchen Duintal zu 100 Kilogrammen, 
36 — 37 Württembergifhen Zentnern zu 104 Pfunden, 
36 — 35 Saͤchſiſchen (Dresdner) Zentnern zu 110 Pfunden. 
Werden Waaren unter Begleitfcheinfontrolle verfandt, oder bedarf e8 zum Waaren- 
verfchluffe der Anlegung von Bleien, fo wird erhoben: 
für einen Begleitihein 2 Egr. (1% g®r.) oder 7 Kreuzer, 
für ein angelegtes Blei 1 Sgr. (% gr.) oder 3% Kreuzer. 
Megen ber Mefgebühren (Meßunkoſten) ift das Nöthige in den Meßordnungen ent: 
halten. Andere Nebenierhebungen find unzuläffig. 
a) Die Zölle werden entweder nad dem Bruttogewicht oder nach dem Netfogewicht 
erhoben. 

Unter Bruttogewicht wird das Gewicht der Maare in völlig verpadtem Zuftande, 
mithin in ihrer gewöhnlichen Umgebung für die Aufbewahrung und mit ihrer befon: 
deren für den Transport verftanden. — 

Das Gewicht der für den Transport nöthigen befonderen äußeren Umgebung 
wird Tara genannt. 

Iſt die Umgebung. für den Transport umd für die Aufbewahrung nothwendig 
eine und biefelbe, wie es z. B. bei Syrop u. f. w. bie gewöhnlichen Fäſſer find, fo 
iſt das Gewicht diefer Umgebung die Tara, 

Das Nettogewicht ift das Gewiht nah Nbzug ber Tara, Die fleineren, zur 
unmittelbaren Sicherung der Maaren nöthigen Umſchließungen (Flaſchen, Papier, 
PBappen, Bindfaden und dergl.) werden bei Grmittelung des Nettogewichts nit im 
Abzug gebracht; ebenfo wenig Unveinigfeiten und fremde Beſtandtheile, welche ber 
Waare beigemifcht fein möchten. 

b) Die Zölle werden vom Bruttogewicht erhoben: 
1) von allen verpadt tranfitirenden Gegenftänden: 
2) von ben im Lande verbleibenden, wenn die Abgabe Einen Thaler oder Einen 
Gulden und fünf und vierzig Kreuzer vom Zentner nicht überfteigt; 
3) don anderen MWaaren, wenn nicht eine Vergütung für Tara im Tarif aus- 
druücklich feftgefegt ift. 


ec) Bon allen Gegenftänden, von welchen nad vorftehender Beflimmung der Zoll hit 


nad; dem Bruttogewicht zu erheben ift, wird das Nettogewicht der Verzollung zu 
Grunde gelegt. » 
d) Bei Beflimmung diefes Nettogewichts ift Folgendes zu beobachten: 

1) In der Megel wird die Vergütung für Tara nad) den im Zoll:Tarif beſtimm⸗ 
ten Sägen beredynet. 

2) Gehen Waaren, für welde eine Taravergütung zugeftanden ift, blos in ein- 
fahe Säde von Pack- oder Sadleinen, in. Schilf» und Strohmatten oder 
ähnlichem - Material gepadt ein, fo fönnen 4 Pfund vom Zolls Zentner für: 
Tara gerechnet werben. 

' Unter- den im Tarif mit einem höheren Tarafage, ald 4 Pfund aufgeführs 
ten Ballen wird in der Megel eine doppelte Umſchließung von dem für einz 
fache Säde bezeichneten Material verftanden. Auf einfahe Emballage ift dieſe 
höhere Tara Kr Ballen nur dann anwendbar, wenn das dazu verwandte 
Material nady dem Ermeffen der Zollbehörde erheblic, fchwerer, als bei Säden 
ins Gewict- fällt. 

- » Bei Ballen von einem Britttogewichte über 8 Zentner bleibt es der Wahl 
des Zollpflichtigen überlaffen, entweder ſich mit der Taravergütung für 8 Zentner 
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au Sinüge, FR auf Ermitielung des Nettogewichts * Verwiegung an⸗ 
zutrage 

3) Es iR ber Mahl des Zolfpflihtigen überlaſſen, ob er bei Gegenftänden, beren 

Berzollung nad den Nettogewicht Statt findet, den Taratarif gelten, oder 
das Nettogewicht entweder durch Verwiegung der Waaren ohne die Tara, oder 
der letzteren allein, ermitteln laſſen will, 

Bei Flüffigfeiten und andern Gegenſtaͤnden, deren Netto⸗Gewicht nicht ohne 

Unbequemlichkeit, ermittelt werden’ faun, weil ihre Umgebung für den Trans— 

port und bie Aufbewahrung biefelbe ift, wird die Tara nad) dem Tarif berechs 
* — der Zollpflichtige hat fein Widerſpruchsrecht gegen Anwendung 
eſſelben. 

4) In Fällen, wo eine von ber gewöhnlichen abweichende Verpackungsart ber. 

»MWaare und eine erhebliche Entfernung von dem in dem Tarif angenommenen 
Taraſatze bemerkbar wird, ift auch die Zollbehörde befugt, die Nettoverwiegung 
eintreten zu laffen. 

e) Mo bei ber Waarendurchfuhr “auf furzen Snaßenſtrecken (Dritte . Abtheilung, 
Abschnitt - III.) geringere Bollfäge Stalt finden, fann, aud ‚wenn funft bie, 
Abfhägung- des Gewichts nachgelaſſen wird, mit Vorbehalt der speziellen Ders 
wiegung im Reis berechnet werden: 
die Traglaft eines Laftthieres zu drei Zentner, | i . 

die Ladung eines Scubfarrens zu zwei Zentuer, 

⸗ ⸗ »  einfpännigen Fuhrwerks zu funfzehn Zentner, 
⸗ ⸗zweiſpännigen Fuhrwerks zu vier und zwanzig Zentner, 
* für jedes weiter vorgefpannte Stüd Zugvieh zwölf Zentner mehr. 

IV. Bei den aus gemiſchten nicht ſeidenhaltigen Geſpinnſten gefertigten Waaren muß bei 

der Deklaration auf das darin vorhandene Material, in ſofern daſſelbe zu der eigent⸗ 
lien Waare gehört, Rückſicht genommen, und es müſſen ‚aus Baumwolle und Lei⸗ 
nen. ac., ohne Beimiſchung von Wolle, gefertigte Waaren nad) ihren Urſtoffen oder 
als baummollene Maaren deflarirt werben. Befteht eine Waare aus Seide oder Flo: 

retſeide in Verbindung⸗ mit andern Geſpinnſten aus Baumwolle, Leinen oder W.ffe, 
fo genügt die Deklaration als halbfeivene Waare. Die gewöhnlichen Weberfanten 

(Anſchroten, Saumleiſten, Saalband, Lisiere) an den geugwaaren bleiben dabei und 

bei der Zollllaſſiſilation außer Betracht. 

V. Sind in einem und demſelben Kollo Waaren zuſammengepadt, welche verſchiedenen 
Zollſätzen unterliegen, ſo muß bei der Deklaration zugleich die Menge einer jeden 
Waarengattung nach ihrem Nettogewicht angegeben werden. 

Geſchieht dies nicht, ſo muß entweder der Inhaber der Waaren diefelben Behufs 
der ſpeziellen Reviſion beim Graͤnzzollamte auspacken, oder es wird, falls er das 
legtere, ungeachtet der ihm über die Folgen der Unterlaflung gemachten Cröffnung, 
ablehnt und feine diesfällige Erklärung in den Begleitſchein amtlich aufgenommen 
worden, im Beftimmungsorte von dem ganzen Gewicht des Kolli der Abgabenfag 

erhoben, welcher von der am höcyften beftenerten Waare, bie barin enthalten, zu erde 

gen iſt. Ausgenommen hiervon find: Glas, Glaswaaren, Initrumente, Porzellan, - 

Steingut und furze Waaren, fo wie alle ſprachgebräuchlich zu den furzen Maas 

xen (Mercerie) gehörigen, im Tarif nicht als foldye bezeichneten, fondern unter ander 

ven Nummern aufgeführten Oegenftände, wenn bie Beichaffenheit ber Emballage. ſol⸗ 
cher Waaren einen ganz zuverlaͤſſigen Verſchluß geftattet. 

VI. Die Deklaration der ſprachgebräuchlich zu den kurzen Waaren (Mercerie) gehös 
rigen, im Tarif nicht als ſolche bezeichneten, fondern unter andern Nummern aufge: 
führten Gegenftänte als „Kurze Waaren“ (Tarif, Abtheilung II. No. 20.) ſoll nicht 
die Verzollung derfelben nad dem höheren Tariffage für furze Waaren zur Folge 
haben, ‚fondern es foll die Abgabenentrichtung nah dem Reviſionsbefunde zuläffig 
bleiben, wenn der Zollpflictige vor der Reviſion auf ſpezielle Grmittelung anträgt. 

VII. .) Bon Waaren, welde zum‘ Durchgange beftimmt find, wird 

1) fofern dieſelben zu einer Niederlage (Pachof, Hallanıt) beflarirt werden, die 

Durchgangsabgabe erft bei dem weitern Transport von. der Niederlage erhoben; 
2) fofern diefelben zum unmittelbaren Durchgange deflarirt werben, erfolgt die 
Entrichtung der Durchgangsabgabe in der Regel gleich beim Eingangsamte, 
wo nicht aus. oͤrtlichen Rückſichten Ausnahmen angeordnet oder, bei veränderter 
Richtung des Waarenzuges, Naderhebungen beim Ausgangs: oder Packhofs⸗ 

NAnıte nöthig werden. 

b) Bon Waaren, welde feine’ höhere Abgabe beim Gingange tragen, als die allge: 
meine Gingangsabgabe (3 Thaler oder 523 Kreuzer vom Berner), und nadı ber. „ 
Dritten Abtheilung beim Durchgange nicht mit eimer geringeren Abgabe belegt 

F find, als an Gingangsabgabe oder Musgangsabgabe oder an beiden zuſammen ⸗ 


Si 6. f. Dem D, DIL 13 


194 . 1845. (2. 10. Oft.) 


\ ‘ genommen davon zu entrichten fein würde, müſſen die Gefälle gleich beim ins 


gangsamte erlegt werben, vorbehaltlich ärtlicher Ausnahmen wie bei a. 2. 
ec) Wagren dagegen, welde höher, belegt, oder nicht unter vorftehender Ausnahme be: 
- griffen und nady einem Orte, wo fi ein Hauptzoll oder Hauptſteueramt oder eine 
‚andere kompttente Hebeftelle befindet, adreſſirt find, fönnen unter Begleitſcheinlon⸗ 
trole von den Graͤnz⸗Aemtern dorthin abgelaſſen, und es können daſelbſt die Ge⸗ 
fälle davon entrichtet werden. An ſolchen Orten, wo Niederlagen befindlich find, 
erfolgt fodann die Gefälle-Entrihtung erft, wenn die Warren ans ber Niederlage 
entnommen werben follen. . 
VIII. a) Bei Mebenzollämtern erſter Klaſſe können Gegenflände, von welchen die Gefälle nicht 
F Fünf Thaler oder 8% Gulden vom Zentner betragen, in unbeſchränkter Menge 
ngeben. j 
her belegte Gegenſtaͤnde dürfen nur dann tiber ſolche Aemter eingeführt wer: 
den, wenn die Gefälle von dergleichen auf einmal eingehenden Waaren den Betrag 
von Funfzig Thalern oder 87% Gulden nicht überfleigen. 

Den Ausgangszoll können Nebenzollämter erſter Klafie ohne Beſchränkung hin: 
fihtlich des Betrages erheben. 

b) Bei Nebenäntern zweiter Klaffe fann Getreide in unbeſchränkter Menge eingehen. 

Maaren, weldye mit geringeren Sägen, als Sehe Thalern oder 105 Gulden vom 
Bentner belegt find, und Vieh dürfen über Nebenzoflämter zweiter Klaffe in Mengen 
eingeführt werden, von welchen die Gefälle für die ganze Maarenlabung ober den 
un Bieh-Transport den Betrag von Zehn Thalern oder 17% Gulden nidt über: 

eigen. 

Der Eingang von höher belegten Gegenſtänden ift aber nur in Mengen von 
hoöchſtene Zehn Pfund im Einzelnen über olaye Nebenämter zuläffig, mit der Maaß⸗ 
gabe, daß aud die Gefälle’von den, im einem Ttansport eingehenden Waaren foldyer 
Art den Betrag von Zehn Thalern oder 17% Gulden nicht überfteigen dürfen. 

Den Ausgangszoll können Nebenzollämter zweiter Klaffe bis zum Betrage von 
Zehn Thalern oder 17% Gulden erheben. ‚- - 

c) Infoweit Nebenzollämter von der. betreffenden oberften Finangbehörbe erweiterte Abs 
fertigungsbefugnifie erhalten, werden darüber geeignete Bekanntmachungen ergehen. 

Die Gefälle müflen bei den Nebenzoflämtern fogleich erlegt werden, in fofern bie: 

. felden nicht ausnahmsweiſe zur Grtheilung von Begleitfcheinen ermächtigt werben. 

IX. Es bleiben bei der Abgabenerhebung außer Betracht und werben nicht verftenert: alle 
MWaarenquantitäten unter „; des Zentners. — Gefällebeträge von weniger ale Sechs 
Silberpfennigen oder Einem Kreuzer werden überhaupt nicht erhoben. In beiderlei Ber 
ziehungen bleiben im Falle des Mißbrauchs örtliche Beſchränkungen vorbehalten. 

X. Hinfihrlid des Verhältnifies, nach weldem die Gold» und Gilbermünzen der ſämmtlichen 
Bereinsftaaten — mit Ausnahme der Scheideminge — bei Entrihtung der Wingangsz, 
Ausgangs: und Durdgangs: Abgaben anzunehmen find, wird auf bie befonderen Kunds 

machungen verwiefen. 

Sansfouci, d. 10. Oft. 1845. 
= (L.S) Friedrich Wilhelm - 
Flottwell. 


Allerh. 8. O. v. 10, Okt. 1845,, die erhöhten Zollfäge für einige Waa⸗ 
" renartifel betr, 


[®. ©. 1845. ©. 655. No. 2624.] 


Auf Ihren Beriht v. 9. d. M. und in Gemäßheit des von ben Megierungen bes Boll» 
vereins genommenen Beſchluſſes beſtimme Ich, daß für bie nachſtehend genannten Waarenartifel 
folgende Gingangs:Zollfäge, nämlich: BER ä 

I) für Waaren aus Gold oder Silber, feinen Metallgemifchen, Metall:Bronze (echt vers 
goldet), echten Perlen, Korallen oder Steinen gefertigt, oder mit Gold oder Silber 
belegt; ferner Waaren aus vorgenannten Stoffen in Berbindung mit Aabafter, Bern: 

fein, Elfenbein, Perlmutter, Schilppatt und unehten Steinen; feine Parfümerie; 

wie folde in Keinen Gläfern, Kruken sc. im Galanteriehandel und als Galanteries 
waaren geführt werden; Stuguhren mit Ausnahmen bever in hölzernen Gehäufen; 
Kronleugter mit Bronze, Gold: oder Silberblatt; Fächer; künſtliche Blumen und zus 

er (Bofition 20. des Bolltarifs) pro Bentner 100 Rthlr. 

7 —3 

2 — — Handſchuhe (Poſition 21. d. bes Zolltarifs) pro Zentner 44 Rthlr. 


3) = Franjbranntwein (Bofltion 25. b, bes Bolltarifs) pro Bentner 16 Rthle. (28 Fl.) 
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4) für Papiertapeten (Poſition 27. d. des Zolltariis) pro Zeniner 20 Rihlr. (35 Fl.) 
vom 1. Jan. 1846. ab, einſtweilen und bis auf weitere Beſtimmung an die Stelle der in dem 
heute von Mir vollgogenen Zolltarife für die Jahre 1846., 1847. und 1848. vorgefchriebenen 
. Bollfäge treten ſollen. — Sie haben diefen Meinen Befehl gleichzeitig mir dem ebemgebachten 

Bolltarife durd) die G. ©. zur öffentlihen Kunde zu bringen. 
Sansfouri, d. 10, Oft. 1845. 
An Friedrid Wilhelm. 
den Staats: und Firanzminifter Flottwell. 


1X 


Allerh. K. O. v. 17. Okt. 1845., betr. die Abänderung des 8. 10. des 
Negul. v. 7. Juni 1844., in Betreff des Verfahrens bei Chauſſeepolizei⸗ 
Köntraventionen, : 


[®. ©. 1845. ©. 726. No. 2644.] r 


Auf Ihren Bericht v. 24. v. M. will Ich hierdurch genehmigen, daß die nadı $. 10: des 
Regul. v. 7. Juni dv. 3., das Berfahren bei Chauſſeepolizei- und Chanffeegeld «Uebertretungen' 
betr. (G. ©. f. 1844. ©. 167.), den Lanträthen zuflehende Abfaſſung des Etrafrifoluts in der 
Provinz Weitphalen den Anıtmännern und in benjenigen Theilen der Rheinprovinz, welche nicht 
zum Bezirke des Nppellationsgerihtshofes zu Köln gehören, den Bürgermeiftern übertragen, und 
daß diejenige Hälfte der. auffommienden Stvafgelder, welde nach $. 21. des Negul. ter Staats: 
iu zufteht, den Gemeindefaffen überlafien werde. Diefe DO. ift durch die ©, ©. bekannt zu 
madıen. - 

Sansfouci, d. 17. Oft. 1845. 0 Friedrich Wilhelm. 


An, 
die Staatsminifter v. Bodelfhwingh und Flottwell, 


Allerb. 8. O. v. 31. Oft. 1845,, die Verpflichtung der Juden zur Füh⸗ 
rung feftbeftimmter und erblicher Familiennamen betr. ; 
[G. S. 1845. ©. 682. No. 2632.] 


Auf den Antrag’ des Staatsminifteriums v. 24. d. M. beftimme Ich hierdurch, daß die 
Juden auch in denjenigen Theilen der Monardie, in denen gefegliche Borfchriften über die Fa— 
miliennamen der Juden nody nicht beftehen, feftbeftimnte und erbliche Familiennamen zu fuͤh— 
ten, und diefe binnen fehs Monaten, vom Tage der Bublifation diefer Ordre an geredinet, der 


Obrigkeit ihres Wohnorts anzuzeigen verpflichtet fein folen. — Zur Führung der gewählten 
Familiennamen ift die Genehmigung der Negierung einzuholen. — Die gegenwärtige D., we« 
gen deren Ausführung der Minitter des Innern die Megierungen mit Ink. verjehen wird, ift 


burdy die ©. ©. befannt zu machen. 
Sansfouci, d. 31, Oft. 1845. . 


e An 
das Staatsminifterium, 


Allerh. K. D. v. 28. Nov. 1845,, das Zranerreglement v. 7. DE. 
12397, betr. 


[G. ©. 1845. ©. 830. No. 2660.] > 2 


Da die Beftimmungen bes Trauerregl. v. 7. Dft. 1797 über die Privat: und Familien: 
trauer nicht ferner für ein’ Bedürfniß anzufehen find, diefe vielmehr mit Nüdfiht auf das Her⸗ 
kommen dem Gefühl der Berheiligten überlafien werden kann; die Anorbnungen wegen der” 

Hoftrauer aber nach den Umftänden jedes einzelnen Falld dem Grmeflen des Landesherrn vor: 

behalten bleiben müffen, fo will Ich auf den Bericht des Staatsminijteriums v. 14. d. M. die 

Beftimmungen bes erwähnten Regl. in Anfehung der Hoftrauer, fowie der Privat» und Kamis 

lientrauer, hierdurch außer Kraft fegen; dagegen verbleibt e8 in Anſehnng der Landestrauer bei 

ben hierüber im $. 1 jenes Negl. gegebenen Vorſchriften. Diefer Mein Befehl ift durch bie, 

G. ©. zur öffentlihen Kenntniß zu bringen, \ : 
Charlottenburg, d. 28. Nov. 1845. 


An 
das Staatsminifteriuim. 


Schulordnung für die Elementarfchulen der Provinz Preußen. 
V. 11. Dec. 1845, 


[G. S. 1846. ©. 1. No. 2664.] 


Friedrich Wilhelm. 


Friedrich Wilhelm. 
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16 - .1845.- (GG. 23- 31. Dee) 1846. (2. 23. Yan.) 


Hllerh. 8: DO. v. 28. Dec. 1845., betr. die Ausfchließung derjenigen 
Preuß. Unterthbanen von jeder Fünftigen Anftellung im VBaterlande, 
welche fich im Auslande zu Prieftern weihen laſſen. 


[®. ©. 1846. ©. 21. No. 2670.] 


_ Da es ſich verſchiedentlich gezeigt hat, daß — der großen Grleichterungen ungeachtet, welche 
den Nipiranten bes Farholifchen Priefteritandes hinfihtlih der Ableiſtung der Milttairdienitpflicht 
eingeräumt worden, — dennod ſich Preußiſche Unterthanen zuweilen im Auslande zu Prieſtern 
weihen laſſen, fo muß ein foldyer unerlaubter Schritt als ein Beweis der Abſicht, fih den Un: 
terthanenpflichten zu entziehen, angefehen werben, und — foweit nidt nadı dem Geſetze wegen 
der Umgehung der Militairdienftpflict eine befondere Etrafe zu. verhängen it, — die Ausichlies 
fung von jeder fünftigen Anftellung im Baterlande zur Folge haben. Die Minifterien des 
Krieges, der geiftlichen Angelegenheiten, des Innern und der Juſtiz haben dies in vorfommenz 
den Fällen zu beadıten, und gegenwärtige O. durch die ©. ©. bekannt zu maden. 
Charlottenburg, d. 23. Der. 1845, 
Friedrich Wilhelm: 


An 
die Minifterien des Krieges, der geiftlichen Angelegenheiten, 
‚des Innern und. der Juftiz. 


Allerh. 8. DO. v. 31.. Dec. 1845,, die allgemeine Militairpflicht der 
Juden betr. 


[G. ©. 1846. ©. 22. No. 3671.] 


Auf den Anttag des Staatsminjiteriums v. 8. v. M. beſtimme Ich hierdurch, daß die Ju: 
den fortan der allgemeinen Dilitairpflicht auch in denjenigen Landestheilen, in welden fie von 
derfelben bisher noch befreit geweſen find, unterworfen fein follen; es foll dagegen aud das 
Refrutengeld wegfallen, weldes die Juden in mehreren jener Landestheile bisher zu entrichten 
hatten. Die Beftimmungen des’$. 14. der V. v. 1. Juni 1833. wegen bes Judenweſens im 
Großherzogthum Poſen werden hierdurd aufgehoben. — Diefer Mein Bere ift duch bie G. ©. 
zur öffentlihen Kenntniß zu bringen. z 

Berlin, d. 31. Dec. 1845, 

An Friedrich Wilhelm. 
das Staatsminifterium. 


5 


; | | 1846. 


G., betr, die Form der Zufammenberufung von Kirchengemeinden. 
V. 83, Tan. 1846, 


* [G. ©. 1846. ©. 23. No. 2673)] 


Mir Friedrih Wilhelm sc. ꝛc. Um in der Art und Weife, wie die Zufammenberufung von 
Kirchengemeinden zu bewirken ift, eine Grleidyferung eintreten zu laſſen, verorbnen Wir für bie 
jenigen Theile Unferer Momarcie, in welden das A. 2. R. Geſetzeskraft hat, auf den Antrag 
Unferes Staateminifteriums und nad vernommenem Gutachten Unferes Staatsraths, was folgt: 

$. 1. Die Einladung der Mitglieder einer Kirchengemeinde zu einer Berfanmlung, in der 
ein Gemeindebefhluß gefaßt werben full, fann nicht blos, wie bisher, durch die im $. 57. Tit. 
6. Th. II. des 9. 8. M. vorgefchriebene Inſinuation an jedes Gemeindemitglied, fondern mit 

leiher rechtlicher Wirfung auch dadurd gefhehen, daß foldhe der zum Hauptgottesdienft in der 

irche verſammelten Gemeinde, auf die im $. 2. näher beitimmte Meife, befannt gemadt wird. 

$. 2. Die Einladung muß dem Gegenitand, über welden beſchloſſen werden foll, fowie bie 
Zeit und den Ort zu der Berfammlung angeben. 

Eie muß in der Pfarrfiche der Gemeinde an drei auf einander folgenden Sonntagen, an 
weldyen ein Hauptgottesdienft gehalten wird, bei demſelben vorgelefen werden. 

Befigt diefelbe Gemeinde nod andere Kirdyen, in welchen am Sonntagen Hauptgottesbienft 


u gehalten wird, fo muß auch in diefen Kirchen bie Vorlefung der Einladung wenigftens an einem 


Sonntage beim Hauptgottesdienft geichehen. 

Sind jedech mehrere Gemeinden, deren jebe eine Kirche befigt, unter einem Pfarrer vereis 
nigt, fo muß die Borlefung in der Kirche jeder diefer_ Gemeinden, in fofern die Einladung aud) 
an fie gerichtet if, bei drei aufeinander folgenden fonntäglicen Hauplgottesdienſten erfolgen, 

$. 3. Ueber die geichehene Vorlefung hat ber ordentliche Pfarrer ein Atteſt zu ertheilen, 
welches ben Inhalt der Ginladung, fowie die Sonntage, an welhen, und die Kirchen, in wel: 
den das BVorlefen erfolgt ift, angegeben und mit dem \Kixchenfiegel verfehen fein muß. Gin 
diefen Vorſchriften gemäß ausgefteltes Atteft bat volle Beweiskraft. 


1846. (8. 23, Ian.) - 197 


’ 


$. PR Mo es nad dem Grmeffen ber einladenben Behörde ben örtlichen Berhältniffen 
suifprechend erfcheint, kann die Einladung, außer deren Verkündung in ber Kirche, and noch 
durch bie öffentlichen Blätter befannt —— werden. 

$.5. Die D. v. 9. Mai 1829. (G. S. 1829. ©. 40.) wegen Sujammenberufung ber 
Kirchengemeinden in großen Städten, wird hierburd) aufgehoben. 

Urfundlidy unter Unferer Höhfteigenhändigen a und beigedrucktem Königl. zu 


Gegeben Berlin, d. 23, Jan. 1846. (L. S.) Friedrid Wilhelm. 
v. Rodom. Eichhorn, v. en Uhden. 
| „Beglaubigt: 
Bode 


V., betr. die Verpflichtung der Städte in Neuvorpommern und Rügen 
zur Beſetzung der ſtädtiſchen Unterbeamten- und Dienerftellen mit Mili— 
 tairinvaliden. V. 23, Tan, 1846, _ — 


IS. ©. 1846. €. 25. No. — 


X 


G., betr. 308 für Entwäfl erungsanlagen ker Aufgebots: und 
Präflufionsverfahren., B. 23, Tan. 1846. 
[®. ©. 1846. ©. 26. No. 2675.] 


Wir Friedrid Wilhelm sc, ꝛc. Um den Schutz, welden das G. v. 28. eb. 1843, über 
bie Benutzung der Privatflüffe in den $$. 19. bis 22. den Bewäflerungsanlagen durch Geſtat⸗ 
tung eines Aufgebots- und Mräffufionsverfahrens gewährt, aud den Entwäflerungsanlagen zu 
Theil werden zu laſſen, verorbnen Wir zur Ergänzung des ©. wegen bes MWaflerftaues bei 
Mühlen und Verſchaffung der Vorfluth v. 15. Nov. 1811. für diejenigen Sanbestheile, in wel: 
hen diefes legtere G. Anwendung findet, auf den Antrag Unferes Staatsminiſteriume und nach 
vernommenem Gutachten. Unſeres Staatsraths, was folgt: 

$. 1. Der Unternehmer einer Entwäſſerungsanlage iſt befugt, bie Bermittelung ber Pos. 
lizeibehörbe in Anſpruch zu nehmen, wenn er ſich dariiber Sicherheit verfhaffen will, ob und 
weldye privatrechtliche Widerſpruchsrechte oder Entſchädigungsanſprüche ſtattfinden: 

1) in Beziehung auf die von ihm beabſichtigten oder ſchon getroffenen — 

a) über das abzuleitende Waſſer, 

b) über die zu entwäflernden, ihm zugehörigen Grundftüce, 
ec) über denjenigen Theil, fowohl eigener als fremder Grundftüde, welder zu den 
>  MWafferleitungen dienen foll, 

2) in Beziehung auf die in Folge der neuen Anlage zu erwartende oder ſchon einge: 
tretene Senfung des Wafferftandes. 

$. 2. Ber von diefer Befugniß ($. 1.) Gebrauch mahen will, muß eine öffentliche Be— 
kanntmachung über die Gntwäflerungsanlage, unter Ginreihung eines vollſtändigen Situationg-* 
plans und der etwa erforderlichen Nivellements, in weldyen ftets der hödyfte und ber niedrigfte 
Waſſerſtand anzugeben iſt, bei dem Landrath, in deſſen Kreiſe das zu entwäſſernde Grundſtück 
belegen iſt, in Antrag bringen. 

— Iſt das Grundſtück in mehreren Kreiſen gelegen, fo —— die vorgeſetzte Behörde den 
Landrath, welcher das Verfahren leiten ſoll. 

$.3. Die Bekanntmachung erfolgt: 

1) durd die Amtsblätter ber Regierungsbezirke, durch welche die Entwäflerungsanlage 

N fi erſtreckt und das abgeleitete Waffer feinen Lauf nimmt, zu brei verſchiedenen 
Malen; 

2) — Kreisblatt ve Kreifes, fofern ein ſolches Blatt vorhanden ift, ebenfalls zu 
drei Malen; 

3) in der Gemeine, in deren Bezirk das zu eniwällernde Grundſtück liegt, fowie in den 
zunächſt angränzendefi Gemeinen, durd Anſchlag an ber Geneineftätte oder in der 
örtlich fonft hergebrachten Publifationsweife. 

Sie enthält, mit Hinweifung auf den im Geſchäftslokal bes Landraths zur Einſicht ausge: 
legten Plan, die Aufforderung : 

-.etwanige Miderfpruchsrechte und Entfhädigungsanfprücde binnen 3 Monaten, vom 
Tage des Erfcheinens des erften Amtsblattes an gerechnet, bei dem Landrath anzu: 
- melden: 

Die Aufforderung geichieht mit ber Bervarnfing, daß diejenigen, „welche ſich binnen der 
beftimmten Frift nicht gemeldet haben, in Betreff der Ableitung des Waſſers und der davon zu 
erwartenden vder ſchon eingetretenen Senfung des Waflerftandes, ſewohi ihres Widerſpruchs⸗ 
rechts, als des — auf Entfhädigung verluftig gehen, 


* 
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in Betreff des zu entwäflernden, aber zu ben Bafferleitungen zu bemupenden Terrains ihr 

rn gegen bie Anlage verlieren und nur einen Anfpruch auf Entfhäbigung bes 
alten 

$. 4. Die Befiger derjenigen. Grunbftüde, benen das Waſſer zugeleitet wirb, werben in 
Beziehung auf die Anſprüche wegen folder Nachtheile, welche durch die neue Zuleitung bes 
Waſſers für die Grundſtücke entftehen, von ber Bräfluflon nicht betroffen. x 

$. 5. Nah Ablauf der Anmeldungsfrit ($. 3.) bat der Landrath die Verhandlungen ber 
‚Regierung einınreichen. Diefe faßt, wenn fie die vorgefchriebenen Förmlichkeiten beobachtet fins 
tet, einen Beſcheid ab, in melden fie denjenigen, die fi gemeldet haben, ihre Rechte na 
mentlich vorbehält, alle Andern aber mit ihren bei Erlaß des Beſcheides beftehenden Mechten 
präflupirt. 

$. 6. Bon dem Bräflufionsbefcheid wirb eine Ausfertigung dem Provofanten zugeſtellt, 
eine zweite aber im der Regiſtratur der Negierung, welde den Beſcheid abgefaßt hat, zur Ein: 
ſicht für Jedermann ausgelegt, und daß Lepteres geſcheheu, durd das Amtsblatt diefer Regie⸗ 
rung einmal angezeigt. 

Wenn die das Verfahren einleitende Bekanntmachung nad $. 3. Nr. 1. durch die Amts: 
blätter audy nody anderer Megierungen publiziert worden war, fü ift die Anzeige von der Abs 
faffung und Auslegung des Präflufionsbeicheids auch in dieſe Amtsblätter einmal einzurücken. 

Netitunonsgefuche gegen den Präkluſionsbeſcheid müfen bei der Megierung, bie 
folhen abgefaßt hat, und zwar innerhalb derjenigen 6 Wochen angebracht werden, welde auf 
ben Tag folgen, an dem das Amtöblatt diefer Regierung, welches die Anzeige ($. 6.) enthält, 
— wurde. 

- 8. 8. Der Provokant hat ſaͤmmtliche Koſten bes Werfahrens zu tragen. Als folde find 
indefin nur bie entftandenen baaren Auslagen, nicht aber auch Gebühren oder — in An⸗ 
ſatz zu bringen. 

Urkundlich unter Unſerer — — unterſchrift und beigedrudtem Konigl. Inſiegel. 

Gegeben Berlin, d. 23. Jan. 1846. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. Rodhom. v. Savigny. v. Bodelſchwingh. Uhben, 
— 
ode. 


G., betr. die Publikation der Geſetze. U. 3. April 1846, 
[G. ©. 1846. ©. 151. No. 2693.] 


Wir Friedrich Wilhehm xc. ic. verordnen zur Vereinfachung ber bisherigen Beſtimmungen 
über bie Publikation der Gefege, auf ben Antrag Unieres Staatsminifteriums unb nad) vers 
— Gutachten Unferes Staatsrath, für den ganzen Umfang Unſerer Monarchie, mas 
olgt: 
$. 1. Landesherrliche Erlaſſe, welche Gefegesfraft erhalten follen, erlangen diefelbe nur 
dureh die Aufnahme in die Gefepfammlung, ohne Unterſchied, ob fie für bie ganze Monardie 
oder für einen Theil derfelben beftimmt find. 
$. 2. Iſt in einem durch die Geſetzſammlung verkündeten Erlaſſe der Zeitpunkt beftimmt, 
mit welchem derſelbe in Kraft treten foll, fo it der Anfang feiner Gefegesfraft nad) diefer Bes 
fimmung zu beurtheilen, 
’ Kat aber das verfündete Geſetz eine ſolche Zeitbeftimmung nidıt, fo beginnt befien Ge⸗ 
etzeskraft 
in dem Regierungsbezirke Potsdam mit Berlin mit dem achten’ Tage, 
in den Regierungsbezirten Frankfurt, Stettin, Magdeburg und Merfeburg — * 
neunten Tage, 

in den Regierungsbezirken Stralſund, Cöslin, Poſen, Breslau, eiegnit und Erfurt 

mit dem eilften Tage, 

in ben Regierungsbezirfen Marienwerder, Bromberg, Oppeln und Minden mit dem 
zwölften Tage, 

in . Regierungsbezirfen Danzig, Münfter und Arnsberg mit dem dreizehnten 

age, 

in den Regierungebezirken Königsberg und Gumbinnen, ſowie in ber Nheinprovinz 
mit dem vierzehnten Tage. 

‚ nad dem Ablaufe desjenigen Tages, an welchem das betr. Stüd der Gefepfammlung in Ber: 

lin ausgegeben worden ift. *) 

$. 3. Auch für diejenigen, welche fchon früher von dem Geſetze Kenniniß er haben, 
—— — nach demſelben fih zu achten, erſt mit dem im $. 2. beſtimmten 

eitpunkte 


2) Vergl. Erl. v. 10. Sept, 1852. 
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6. 4. Das — G. tritt am 1. Mai dieſes Jahres in Kraft, Nach feinen Bes 
fimmungen find nur diejenigen Erbaſſe zu beuctheilen, weldye an eben diefem Tage oter fväs 
terhin als Gejege. verfündet werben. "Auch treten von da ab alle dem vorliegenden Gefege ents 
gegenftehende bisherige Vorfchriften außer Kraft. 

Urfundlic unter Unferer höcfteigenhändigen Unterfcrift und beigedrucktem Köntgl. Inſiegel. 

Gegeben Berlin, d. 3, April 1846, 

(L. S.) Friedbrih Wilhelm. 


v. Rochow. v. Gavigny. ». Bodelfhwingh. Uhden. 
Beglaubigt: 
Bode 


Allerh, K. DO. v. 19. April 1846,, betr. die einftweili Entbindung des 
biefigen Charite⸗-Krankenhauſes und deſſen Nebensinftitute von der Anfs 
ht des Kuratoriums für die Krankenhaus: und Thierarznei: Schul: Ans 
gelegenheiten und die unmittelbare Unterordnung derfelben unter das 
Minifterinum der Medizinals Angelegenheiten. 

.[®. ©. 1846. ©. 166. No. 2701.] 


Auf Ihren Bericht v. 31. v. M. genehmige Ich, daß Pie Direktion des hiefigen. Charite: - 
Kranfenhaufes und deffen Neben-Inftitute einftweilen von der Auffiht des Kuratoriums für die 
Kranfenhauss und Thierarzneifchuls Angelegenheiten entbunden und dem Minifterium ber Medis 
zinal + Angelegenheiten unmittelbar untergeordnet werde. Indem Ich die entgegenftehenden Bes 
fimmungen des Megul. v. 7. Sept: 1830. (8. ©. ©. 133. ff.) hierdurch außer Kraft fege, 
will Ich die dem genannten Kuratorium nach $. 7. jenes Regul. zuftchende Befugniß, von den Räbdtis 
fhen Behörden und fonftigen Kommunen die Kur: unb Berpflegungsfoften für die ihnen anges 
bhörigen, in die Charite aufgenommenen Kranfen unmittelbar, mit Uebergehung ber Kranfen und - 
deren alimentationspflichtiger Verwandten einzuziehen, ber er »Direction bis auf weitere Bes 
fimmung beilegen. Diefer Mein Befehl ift durd die G. ©. befannt zu machen. 

Berlin, ıd. 17. April 1846, 

Friedrih Wilhelm. 


An 
die Staatsminifter, General ber Zılfanterie v. Boyen unv eich orn. 


G., betr. die Vereidigung der von den Inhabern der RLDSESMERDREREHE 
gewählten Stellvertreter. V. 24. April 1846, 
[G. S. 1846. ©. 167. No. 2702.] 


Mir Friedrich Wilhelm ıc. sc. verorbnen auf den —— Unſeres ie und 
nach erforbertem Gutachten Unferes Staatsrath, was folgt: 

F. J. Die im $. 2. der B. v. 31. Mär; 1838. (©. ©. 1838. ©. 253.) enthaltenen Bor: 
fohriften über die Vertretung der Inhaber der Polizeigerichtsbtrfeit finden aud Anwendung, 
wenn es auf die Ernennung von Stellvertretern zur Ausübung der PBolizeiverwaltung anfommt. 

$. 2. Gin jeder auf Grund der gedachten Vorſchriften zur Ausübung der Polizeigerichts⸗ 
barfeit oder der Polizeiverwaltung ernannte Stellvertreter Toll zu dieſem Geſchäft gerichtlich das 
hin vereibet er 

ih N. N. ſchwöre zu Gott, dem Allmächtigen und Allwifienden, daß, nachdem id 
zum Stellvertreter bes Gericpthern für bie Ausübung der Polizeigerihtsbarfeit 
(Poligeiverwaltung) Mn . ernannt worben bin, Seiner König: 
lihen Majettät von Preußen, meinem Allergnäbigften Herrn, id) unterthänig,, treu 
und gehorfam fein, und alle mir vermöge meines Amtes ‚obliegende Pflichten nad) 
— beſten Wiſſen und Gewiſſen genau erfuͤllen will, ſo wahr mir Gott helfe 


i. ſ. w 

Die Frei die Eidesfeiftung auszufertigende Verhandlung if poriel⸗ und ſtempelfrei. 

$. 3. Iſt der zum Stellvertreter Ernannte bereits anderweit, ſei es in eben dieſer Eigen: 
haft oder als Staatsbeaniter, vereidet, fo foll derfelbe nur auf den früher geleiiteten Eid vers, 
wiefen und bie fchrifflice ober protofoflarifche Erklärung von ihm erfordert werden, daß er fich 
durd) diefen Eid auch für bie Verhältniſſe des übernommenen neuen Amts für verpflichtet Halte, 

: $..4. Gegenwärtiges ©. tritt mit dem 1. Dft. 1846. in Kraft; die bis zu diefem Zeits 

punfte von einem umvereideten Stellvertreter vorgenommmenen polizeilichen Handlungen können 
durch —— auf die unterbliebene Vereidigung deſſelhen nicht angefochten werden. 

Urfun ih unter Unſerer et a Unterfchrift und beigedrucktem Königl. Inſiegel. 


Gegeben Berlin, d. 24. April 1 
(LS) Friedrich Wilhelm. 
v. Rochow. v. Savigny. v. Bodelfhwingh. Uhden. 
"ee 
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G. über die Erwerbuug von Grundeigenthbum für Korporationen und 
andere juriftifche Perfonen des Auslandesd, DB. 4. Mai 1846. 


[®, ©. 1846. ©. 235. No. 2716, Nitifh ©. ©. U. ©. 97] 


— 


B., betr. die Penſionirung der Lehrer und Beamten an den höheren Mn: 
terrichtsäanftalten, mit Ausſchluß der Univerfitäten. V. 26. Mai 1846, 


[®. ©. 1846. ©. 214. No. 2711] 


Mir Friedrih Wilhelm sc. x. verorbnen über die Penſionirung ber Lehrer und Beanıten 
an den höhereh Unterrichtsanftalten, mit. Ausfchluß der Univerfitäten, nad Anhörung Unferer 
gelrenen Stände, auf den Antrag Unferes Staatsminiſterlums, für den ganzen Umfang Unferer 
—— was folgt: 


Anſpruch auf Penſion. 


$. 1, Alle Lehrer und Beamte an Gymnaſien und anderen zur Univerſität entlaſſenden 
Lehranflalten, desgleihen an Progymnafien, Schullehrerfeminarien, Tanbflummens und Blinden: 
anftalten, Kunſt- und höheren Buͤrgerſchulen haben einen Anfpruch auf lebenslängliche Penſion, 
wenn fie noch einer beitimmten Dienftzeit ohne ihre Schuld dienftunfähig werden und beim Ein: 
A m. Dienftunfähigkeit definitiv und nicht blos interimiftijch oder auf Kündigung ange: 
elit find 

$. 2. Solche Lehrer und Beamte aber, deren Zeit und Kräfte durch bie ibnen, wenn auch 
auf Lebenszeit übertragenen Geſchäfte an den -$. 1. gedachten Anftalten nur nebenbei in Ans 
fpruch genommen werden, haben feinen Anſpruch auf Benfton. 


8. 3. Lehrer und Beamte, melde bei vorgerücdtem Alter zwar nicht abfolut bdienftunfähig, 
aber doch nicht mehr im Stande find, den Dbliegenheiten des Dienſtes zu genügen, find, Balls 
die voraefegte Behörde ed für angemeffen erachtet, verpflichtet, einen ihmen zuzuweiſenden Ges 
hülfen zu vemmmeriven. Es muß ihnen. jedoch mindeftens eine ber Penſion gleichkommende 
Dienſteinnahme freigelaffen und der zur MRemunerirung des Gehülfen etwa außerdem erforder: 
liche Betrag von demjenigen gezahlt werden, welcher die Penſion aufzubringen haben würde. 


Berpflihtung zur Zahlung ber Benfion. 


. # Die Benfion wird zunächſt aus dem elwa vorhandenen eigenthümlichen Vermögen ders 
jeniaen Anftalt, an welder der Kehrer oder Beamte zur Zeit feiner Penfionirung angeftellt ift, 
‚gewährt, fo weit von den laufenden Ginfünften biefes Vermögens, nad) .Beftreitung bes zur, 
Erreichung der Lehrzwecke erforberlihen Aufwandes, ein Ueberfchuß verbleibt. Können auf dieſe 
Meife die Mittel zur Benfionirung nicht befhafft werden, und find auch feine anderen bierzu 
verwendbaren Fonds vorhanden, fo ift die Penfion von demjenigen aufzubringen, welder zur 
Unterhaltung der Anftalt verpflichtet if. 

$. 5. Liegt diefe Verpflichtung mehreren ob, fo haben fie zu den Penfionen in demfelben 
Berhältniß, wie zu den Unterhaltungskoften der Anftalt, beizutragen. 


F. 6. Nus der bloßen Gewährung eines auf einen beftimmten Betrag beihränften ober 
zu einem beftimmten Zweck ausgefegten Zuſchuſſes zu den Unterhaltungstoften einer Anftalt folgt 
feine Berpflichtung, die Penfionen mit zu übernehmen. 

. 7. Wer bei den einzelnen Anftalten, welde gar fein ober fein ausreichenbes eigenthüims . 
liches Vermögen befigen, zur Zahlung oder Ergänzung der Benfionen verpflichtet it, wird, wenn 
Zweifel deshalb obwalten, nah Maafgabe der Verhältniffe der einzelnen Anftalten, von Unſe⸗ 
ren. Ober: Bräfidenten feſtgeſetzt. 

8. 8. Gegen dieſe Feitfegung ift der Nefurs an Unferen Minifter der geiftlihen und Un- 
derrichte: Angelegenheiten und die hierbei fonft noch betheiligten Departementscefs zuläffig. Der 
Rechtsweg findet nur dann Statt, wenn auf Grund eines fpeziellen Nedytstitels die Befreiung 
von Beiträgen zu Benflonen behauptet wird. In einem folhen Falle gilt jedoch die im Bers 
waltungsmwege. getroffene Beſtimmung bis zur rechtsfräftigen Entſcheidung als ein Interimiftifum: 


$. 9. Bei foldhen Unterrichtsanitalten, zu deren Unterhaltung weder Kommunen, noch der 
Staat verpflichtef, die vielmehr nur aus ihrem eigenen Vermögen oder von anderen Korporatio⸗ 
nen, oder ton Privatperfonen zu unterhalten find, wird das Penfionsweien für die Lehrer und 
Beamten, unter Zuziehung der Berheiligten, durch Unfere Ober: Präfidenten nad) Maapgabe ber 
obwalıenden Verbältnifle für jede einzelne Anitalt befonters geordnet; die flreitig bleibenden 
Bunfte werden von Unſerem Minifter der geiitlihen und Unterricpts-Angelegenheiten unter Mit: 
wirfung der etwa fonft ned betheiligten Departenıentschefs und nad vorgängiger Ginholung 
Unferer Genehmigung entſchieden. Den Berheiligten follen jedoch feine größeren Leitungen zus 
ben a werben, als bei den übzigen, nicht vom Staate zu unterhaltenden Anfalten —* 
ben Art 
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Iſt ein Zuſchuß oder eine Erhöhung der Dotation bei biefen Anftalten zur Aufsringung . 
ber Benfionen erforderlich, fo bedarf; es hierzu jedenfalls der Zuftimmung ber. betheiligten Kurs _ 
yorationen oder Privatperjonen. r : , 

. Beftimmung der Höhe ber-Benfion. 

$. 10. Die Lehrer ynd Beamten bei denjenigen Anfalten, welche hauptſächlich oder ſub⸗ 
‚Ndiarifch aus Staats: oder Kommunalmitteln zu unterhalten find, erhalten als Penſion: 
nad) zurückgelegtem 15. bis zum zurücgelegtem 20. Dienftjähre 5 

⸗ .⸗ 3 ⸗.* ri 


⸗ 20 ⸗ 25. ⸗ 

⸗ >. ⸗ ⸗ 30. ⸗ 78 

⸗ ⸗ 30.⸗ ⸗ 35. w 4: 

⸗ ⸗ 35. ⸗ ⸗ ⸗ 40. , Di i8 R 

⸗ 40, = .: 2 45 a: 7: 

2 z 45. : = z 50 ⸗ 

⸗ ⸗ 50. Dienftjahre . 42 ‘ 


: , . . . “ « “ 5 . r7 

ihres Dienfteinfommens an Befoldung und redtmäßigen Dienftemolumenten, in foweit legtere 
nicht ale Erſatz eines befonderen Dienftaufwandes zu betradten find. Das Minimum einer 
Penfion wird jedoch auf 60 bis 96 Nthle. feftgefegt, auch wern das Dienfteinfommen 240 Rthlr. 
nicht erreicht; innerhalb dieſer Grenze bleibt den vorgejegten Dienflbehörben die Beſtimmung 
nad) den Umftänden überlaffen. » 

F 11. Bei einer Dienſtzeit von weniger als 15 Jahren findet, ein Anſpruch auf Penſion 
nur dann Statt, wenn eine-foldye für diefen Fall dem Lehrer oder Beamten bei feiner Ans 
fellung ober auch fpäterhin ausdrücklich zugefihert worden ift. 


A Berechnung der Dienftzeit. | 


$. 12. Die Dienftzeit wird von dem Datum ber erften eiblichen Verpflichtung des zu 
Benfionirenden, und wenn eine folde nicht Statt gefunden hat, von dem Zeitpunft des erſten 
Eintritts in den Dienft angerechnet, auch wenn die erſte Anftellung nur interimitifch ober auf 
Kündigung erfolgt fein follte. Das fogenannte Probejaht wird jedoch bei den Schniamtsfandis 
daten. der Dienftzeit nicht zugezählt. . a 

$. 13. Denjenigen Lehrern und Beamten, welde aus Staatsfonds zu penfioniren find, 
werben auch die im Auslande geleifteten Dienfte angerechnet, wenn ihre Anitellung im Inlande 
vorzugeweiſe im Sırterefie des öffentlidyen Unterrichts erfolgt if. Nucd werden benfelben biejes 
- nigen Dienfte angerechnet, welche fie fonft im Staatsdienft oder an anderen öffentlidyen Unter °. 

rihtsanftalten geleiftet haben. u 
$. 14. Sind die Penfionen vom Staate und von Kommunen gemeinfchaftlic oder blos 


von Kommumen oder größeren Kommunalverbänben zu zahlen, fo werben nur diejenigen Dienfte 


angerechnet, welche der zu Penfionirende im Militair und ben zur Penfionszahlung verpflichte 

ten Kommunen im Schuls oder in einem anderen Amte geleiftet hat, Falls hierüber nicht ans 

dere Berabredbungen getroffen find. : ' 

e Aufbringung der Penfion, 

815 Die Lehrer und Beanten an der aus Staatsfonds zu unterhaltenden Anftalten 

haben zum allgemeinen Givil-Benfiondfonds, aus weldem fie ihre Penſionen beziehen werden, 

nad denfelben Grundfägen, wie die übrigen penfionsberechtigten Givil-Staatsbiener, beizutragen, 
$. 16. Zur Dedung ber Benfionen für Lehrer und Beamte an ben anderen Anitalten,- 
namentlich auch an-denjenigen, welde vom Staate und von Kommunen gemeinfckaftlid oder von 

. einzelnen Kommunen oder größeren Kommunalverbänden zu unterhalten find, werben für jede 

Anftalt befondere Fonds aus den Ginfünften. des Vermögens der NAnftalt und aus jährlichen 

Beiträgen fowohl der zur Zahlung_der Penſion Verpflichteten, als auch der definitiv angeftelle _ 

ten Lehrer und Beamten gebildet. Den fegteren dürfen jedoch feine höheren Beiträge, als ben _ 

penfionsberechtigten Givil-Staatsdienern auferlegt werden. *) . 

& $. 17. Der Betrag der zur Bildung dieſer Benfionsfonds ($. 16.) erforderlichen Zuſchüſſe 
wird von Unferen Ober: Präfidenten, unter Borbehalt des Nefurfes an Unferen Miniftern der 
geiftlichen und UnterrichtssAngelegenheiten und die fonft beiheiligten Departementschefs, mit Aus⸗ 

ſchluß des Rechtsweges, feftgefegt. : j 

$ 18. If biernad der Zufhuß auf das Vermögen der Anflalt zu übernehmen und 

. teihen die Ginfünfte der legteren nicht hin, um den Zufhuß, ohne Beihränfung des zur Er—⸗ 

teihung der Lehrzwecke erforderlihen Aufwandes, zu zahlen, fo haben die fubfidiarifch zur Un: 

terhaltung der Anftalt Verpflichteten auch den laufenden Beitrag zum Penfionsfonds zu grgäns 


s 





*) Bergl, Erl, v. 19. März 1848, 
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u. —— ſind auch in allen Faͤllen verpflichtet, etwanige Ausfälle bei dem Benfionsfonbe 
zu decken. B ! 


Allgemeine Beſtimmungen. 


$. 19. Wegen ber Anrechnung früherer Militairdienſte, wegen der Verpflichtung, bie Ben: 
fion im Inlande zu genießen, fowie wegen ber Beichlagnahme, der Verminderung und des Vers 
luſtes derfelben, desgleiden wegen der Anfprüce der Hinterbliebenen auf einen Theil der Pens 
ſion kommen bie für penfionirte Kommunal: und Eivil-Staatsbeamte allgemein geltenden Grund: 
füge zur Anmendung. 

$. 20. Hinſichtlich des bei Penfionirumgen ber Lehrer zu beobadıtenden Verfahrens, inss 
befondere auch hinſichtlich der unfreiwilligen Penfionirungen, verbleibt es vorläufig bei den hierin 
bisher befolgten Grundſaͤtzen. / . 

$. 21. Im den Anfprühen, weldye vormaligen. Militairperfonen, die bei ben $. 1. ev 
wähnten Anftalten als Lehrer oder Beamte angeftellt find, nah den allgemeinen Beflimmungen 
über- bie Penfionen, das Guadengehalt und das Martegeld der Miltairperfonen zuftehen, wird 
durch gegenwärtige Verordnung nidyts geändert. 

Urkundlid unter Unferer Höchfleigenhändiger Unterfhrift und beigedrucktem Königl. Iuflegel. 

Gegeben Sansfouci, d. 28. Mai 1846. _ 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Prinz von Preußen. _ 
v. Boyen. Mühler v. Nagler Mother Eidhorn. v. Thile, 
v. Saviany. v. Bodelſchwingh. Flottwell, Uhden., 
— Frh. v. Canitz. 


Allerh. K. O. v. 16. Juli 1846., die Kontrolle über die Ausfertigung 
der Banfuoten betr, 


[®. ©. 1846. ©. 264. No. 2727] 


dc habe alıs Ihrem Berichte v. 28. v. M. und beffen Anlagen bie Gründe erſehen, aus 
welchen zwei Mitglieder der Hauptverwaltung der Staatsfchulden die beabfichtigte Emifflom von 
Banknoten für eine Verlegung der V. v. 17. San, 1820., über das Staatsihuldenwefen, halten 
und ihre Theilnahme an der der Hauptverwaltung der Staatsfthulden übertragenen Kontrolle 
über die Anfertigung und- Ausgabe der Banfnoten mit Bezugnahme auf den von ihnen geleiftes 
ten Gib verfagen zu Müflen glauben. Die Bedenfen diefer Beamten find unbegründet, Denn 
durd die B. v. 17. San. 1820,, weldye überhaupt die Mechtsverhältniffe der Bank und bie 
Staatsgarantie für deren Verbindlichkeiter gang unberührt gelaffen bat, iſt dae der Banf in 
den Stiftungsregl. v. 29. Dft. 1766. verliehene Necht zur Ausgabe von Banfnoten eben fo 
wenig, wie die, von Niemanden bezweifelte und in fortdauernder Ausübung begriffene Befugs 
niß zur Ausftellung verzinsliher, vom Staate garantirter Banfobligationen aufgehoben worden. 
— Auch hat die Banf nody lange nach Publifation der B. v. 17. Jan. 1820, von jenem Redyt 
Gebrauch gemacht, und wenn nad dem Befehle v. 5. Dec. 1836. (©. S. ©. 318.) die dama⸗ 
ligen Bank-Kaſſenſcheine gegen KaflensAnweifungen umgetaufht worben find, fo beruht biefe 
Verfügung lediglich auf den darin angegebenen abminiftrativen Müdfichten, ohne der Banf ihre 
atutenmäßige Berechtigung zur Notenansgabe zu entziehen. Dazu fommt, daß die Realiflrun 
erjenigen Banknoten, deren Emiſſion Ich unter dem 11. Amil d. 3. genehmigt habe, dureh 
Deponirung ihres Befammtbetrages in baarem Gelde oder Silberbarren, guten Wechſeln und 
. Lombarbforderungen ficher geftelft und jedem etwa denfharen Mißbrauche ber Notenausgabe durch 
die gleichzeitig angeordnete periodifche Beröffentlihung des Dermögensftatuts der Banf vorges 
beugt if. Es fehlt demnach an jeder begründeten Beranlaffung zu Bebenfen gegen bie lediglich 
im Intereſſe des Handels- und Gewerbeverkehrs beabficdhtigte Banfnotenausgabe, die Ich, wie fid) 
von felbft verfteht, ohne die vollftändige Ueberzeugung von deren. Gefeplickeit nicht genehmigt 
haben würde. Da Ich jedoch Niemanden in feinem Gewiſſen beengen ober beunruhigen will, 
die Mitwirkung der Hauptverwaltung der Staatsfhulten bei der Banfnotenausgabe aber ganz 
unweſentlich ift, während deren Beſchleunigung burd den immer mehr hervortretenden Mangel 
an Cirkulationsmitteln geboten wird, fo will Ich hiermit unter Aufhebung der Beſtimmung zu 
6., Meines Befehls v. 11. April d. 3. (G. S. S. 153.) die Kontrolle über die durch dieſen 
Befehl genehmigte Nusfertigung der Banknoten einer befonderen Immebiatfommiffion übertras 
en, welche aus: 
. 1) einem Mitgliede des Kuratoriums ber Banf, jest bem Wirklihen Geheimen Ober: 
Jufizrath und Direftor v. Diesberg, als Borfigenden, 

2) dem Borftcher der Melteften der Berliner Kaufmannſchaft, jegt dem Geheimen 

Kommerzienrath Garl, 
3) dem Dirigenten der Kontrolle der Staatspapiere, jebt dem Geheimen Rechnungs⸗ 
rath Rohlwes, 
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beftehen fol. Diefe Kommiffion hat darlıber zu waden, daß ber von Mir feitgefepte Gefammts 
betrag der auszugebenden Moten, welder niemals als mit Meiner förmlich zu publizirenden Ge: 
nehmigung erhöht werden darf, nicht überfchritten werde, und deshalb jede Banfnote mit ihrem 
Kontrolfftempel zu verfehen, auch eine nähere Beichreibung der Banfnoten öffentlich befannt zu 
madhen. Die Banf felbft hat die Anfertigung der Noten, fp wie den Austayfd) der an die vor: 
genannte Immediatkommiſſion zur Vernichtung abzuliefernden beidädigten Noten zu bewirken 
und die Berfälfhungen von Banfyoten zu verfolgen. Alle Behörden find verpflichtet, hierbei 
der Banf auf jede Weiſe behülflicy zu fein und ihren Requifitionen Folge zu leiten, Diefer 
Befehl it durch ©. ©. befannt zu machen. 
Sansfouei, d. 16. Juli 1846, 


An a 
den GStaatsminifter Rother. 


Friedrich Wilhelm. 


V., betr. die Anwendung der in den Städten geltenden fener- und bau— 

ee Vorfchriften bei Gebänden auf folchen zum platten Lande ge: 

Örigen Grunpftücken, welche innerhalb der Städte oder im Gemenge mit 
ftädtifchen bebauten Grundftücen liegen, DB. 17, Juli 1846, . 


[G. &..1846. S. 399. No. 2748] 


Mir Friedrich Wilhelm ꝛc. se verordnen zur Verhütung der Feuersgefahr, welche für bie 
Etäbte daraus entftehen fann, daß bei Gebäuden auf folhen zum platten Lande gehörigen 
Grundfiücden, melde innerhalb der Städte oder im Gemenge mit ftädtifchen bebauten Grundr 
ſtücken liegen, die für das platte Land und nicht für die Städte beftehenden feuer- und baupoli- 
zeilihen Borfcriften angewandt werden, auf den Antrag Unferes Staatsminifleriums und nad) 
Anhörung Unferer getreuen Stände, wie folgt: 

8.1. Wo' die feuer- und baupolizeilihen Vorſchriften in den Städten und auf dem platz: 
ten Lande von einander abweichen, und wo durd Anwendung ber für das platte Land beftehens 
ben feuer: und baupolizeiliben Vorſchriften bei Gebäuden auf folhen zum platten Lande gehös 
rigen Gruntftüden, welde fid innerhalb der Städte oder im Gemenge mit ftädtifhen bebauten 
Grundftücden befinden, die Feuerfiberheit der Stadt erheblicy gefährdet wird, können diefe Ges 
bäube, zu denen aud die auf Vorwerken oder Rittergütern befindlichen Gebäude zu rechnen find, 
durd Anordnung der Regierung den für bie fädtifdhen Gebäude geltenden baus und feuerpolis 

zeilihen Vorſchriften unterworfen werden. Iſt diefes in einzelnen Fällen ohne wefentliche. Be: 
laäſtigung und Störung des ländlihen Gewerbebetriebes nicht ausführbar, fo hat die Megierung 
zu Pia Ba in wiefern mit Rüdficht hierauf die Anwendung jener Vorfchriften zu mobifiziren 
‚oder eine Auenahme davon zu geftatten fei. 

$. 2. Durd Anordnung der im $. 1. erwähnten Maafregel wirb in ben euerfozietätss 
Berhälmiffen der betreffenden Gebäude nichts geändert. 

Urkundlich unter Unferer Höhfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrucktem Königl. Infiegel. 

Gegeben Sansfouci, den 17. Juli 1846. 
’ (L. S) Friedrich Wilhelm. | 
v. Boyen. Mühlen Mother. Eichhorn. v. Thile, v. Savigny. v. Bobels 

fhwingh. #Flottwell, Uhden. Frh. v. Canitz. it” 


G., betr. den Bau und die Unterhaltun der Schuls und Küfterhänfer. 
i D. 21. Zuli 1946. j rn 


[G. S. 1846. ©. 392. No. 2742, Niliſch G. ©. I. ©. 103.) 


ug. 1846. *) 
[G. ©. 1846. ©. 335. No. 2737.] 


Mir Friedrich Wilhelm ıc. sc. haben mit dem zum Bollvereine gehörenden Staaten, in Ge: 
mäßheit des Art. 2, der Uebereinfunft v. 8. Mai 1841. (G. ©. ©. 151.), allgemeine und 
übereinflimmende gefegliche Vorfchriften wegen ber Beitenerung des im Umfange des Zollvers 
eins erzeugten Ruͤbenzuckers vereinbart und verorbnen auf den Antrag Unferes Finanzminifters 
— unter Bezugnahme auf die D. v. 1. Juli 1844. (G. ©, ©. 182.), durch welche die Höhe 
ber von dem Mübenzuder zu entrihtenden Steuer. bis zum 1. Sept. 1847. feſtgeſetzt ift; bages 
gen unter gleichzeitiger Aufhebung der V. wegen Erhebung einer Kontrollabgabe von’ den zur 


V., die Beſteuernung ** ar —— erzeugten Mübenzuckers betr, 





-®) Berl. G. v. 11, März 1850. u. 9. v. 19. Juni 1850. 
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Zuderbereitumg zu verwenbenden Munfelrüben v. 21. Märj 1840, (©. ©. ©. 109.), foweit 
bie Beftimmungen berfelben noch gültig find, — wie folgt: . 


I. Allgemeine Beſtimmungen. 
1. Höhe ber Steuern. 


$. 1. Der ans Munfelrüben oder aus andern zudferhaftigen Nüben erzeugte Rohzucker wird 
mit einer Steuer belegt, deren Höhe je fr eine_breilährige, mit dem 1. Sept. beginnende Per 
riode feftzufegen und wenigſtens adıt Moden vor Anfang ber Legteren befannt zu machen ift, 

Die Steuer wird von den zur Zuckerbereltung beftimmten Rüben erhoben und dabei bie” 
auf weitere Beſtimmung angenommen, daß zur Hervorbringung von Einem Zentner Zuder- 
Zwanzig Zentner rohe. Rüben erforderlich find. 


2. Wie folde erhoben wird: | . 
a. aufden Grund fpezieller Gewidts-Ermittelung. 


$. 2. a) In denjenigen Rübenzucker-Fabriken, weldye bie Rüben im frifhen Zuftande verarbeis 
ten, ‚wird das Gewicht der Müben, bevor folhe auf die Zerfleinerungsapparate ge: 
langen, durd amtlicdye Verwiegung ermittelt, zu weldem Behufe im einer. jeden ſol— 
hen Fabrik und in jeder, von der eigentlichen Fabrik getrennt beftehenden Anftalt 
zur Vorrichtung von Müben für die Zucerbereitung eine Waage nebft den erforder: _ 
lien Gewichten in unmittelbarer Nähe des Zerfleinerungsapparats (dev Reibe- und 

reſp. Schneidemafchine) vorhanden fein muß. “ — " 
Es dürfen nicht weniger, als je fünf Zentner Müben. auf die Waage gebradt 

‚ werben. Die Gewicdtsermittelung durch Probeverwiegungen ift unzuläffig., 

b) In denjenigen Fabriken, weldye auf die Bereitung des Zuders aus getrockneten (ge: 
börrten) Rüben eingerichtet find, werben die Müben — und zwar fowohl die in der 

Fabrik felbit getrockneten, als diejenigen, welde in getrodnetem (gebörrtem) Zuſtande 
von auswärtigen Troenungsanftalten bezogen, oder in folhem Zuftande von anderen 
Perſonen erworben werden — vor ihrer Ginbringung in das Lofal, in welchem ſich 
die Grtraftionsgefüße befinden, auf einer, nebit ben erforberlihen Gewichten von dem 
Fabrifinhaber in unmittelbarer Nähe des gedachten Lokals zu haltenden Waage ver: 
wogen, und es werben, Behufs der Abgabenentrictung, auf jeden Zentner getrocknete 
fünf und ein Halber Zentner’rohe Nüben gerechnet. . 

c) Zur Erleichterung des Verwiegungsgefchäfts wirb die Anwendung von, Brückenwaagen 
geftattet.- Die zur Verwiegung nothwendigen mehanifhen Verrichtungen ift der Fa— 
brifinhaber ſchuldig, durch feine Arbeiter leiten zu laffen. 

d) Zum Behufe der amtlihen Verwiegung der Rüben find die Fabrifanten verpflichtet, 

| ſolche bauliche Einrichtungen und fonftige Beranftaltungen zu treffen, daß die .mit 
dem Verwiegungsgeſchäft beauftragten Beamten. gegen Näffe, Kälte und Zugwind 
möglichft geſchützt find, 
- Much muß ſowohl diefen, als den fonft mit der Kontrolle beauftragten Steuer: 
beamten in dem Fabrikgebäude die Mitbenugung eines erwärmten, mit dem zum 
Schreiben erforderlihen Mobiliar ausgeftatteten Lofals und darin ein verjchließbare® 
Behältniß zur Aufbewahrung von Papieren eingeräumt werben. 


- b. Im Wege der Firation. 


$. 3. Für Fabrifen, melde innerhalb einer VBetriebtperiode (von der Müben: Gindte bis 
zur Erihöpfung des Materials) nicht über 10,000 Zentner rohe Müben verarbeiten, fann, auf 
den Grund der angemeldeten und revidirten Materialvorräthe, eine Firation ber dafür zu ent: 
richtenden Steuer eintreten. In diefem Falle unterbleibt die im $. 2. angeorbnete ſpezielle 
Berwiegung der Rüben, und es findet nur eine allgemeine Beauffihtigung bes Betriebes "Statt. 

Eollte jedoch im Laufe der Fabrikation fidy ergeben, daß die Menge ber zur Verarbeitung 
beftimmten Rüben unrichtig angegeben oder ohne vorgängige Anzeige vermehrt worden ift, fo 
kann die Steuerbehörde die fpezielle Kontrolle der betreffenden Fabrif auf Koften des Inhabers 
berjelben anorbnen. ° j . 


3. Bon wem und wann die Steuer zu entridhten if. 


$. 4. Zur Entrihtung der Steuer ift der Fabrifinhaber verpflichtet.- 

Der von ber Hebeftelle des Bezirks am Schluſſe eines jeden Kalender:Monats feftgeitellte 
und dem Steuerpflichtigen befannt gemachte Gefälleberrag muß binnen drei Tagen mad Empfang - 
ber amtliben Berednung eingezahlt werden. Im mwiefern hierzu weitere Zahlungsfriften zu bes ° 
. willigen find, bleibt der Beſtimmung des Finanzminifters vorbehalten, 


7 
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4. Erlaß oder Grftattung‘ber Steuer. — 


-$.5. Ein Erlaß oder eine Zurückzahlung der Steuer aus dem Grunde, weil während 
ober nad der Fabrifation Materialien oder die daraus bereiteten Fabrikate unbrauchbar gewor? 
den oder durch ein zufälliges Greigniß verloren gegangen find, findet nicht Statt. 


5. Berjährung. 


$. 6. Bei Erhebung der Nübenzuder- Steuer findet, ſowohl gegen den Steuerpflichtigen, 
als gegen den Staat, eine einjährige Verjährung in der Art Statt, daß nur binnen Jahresfrift, 
vom Tage der Stenerentrichtung an, ein Anſpruch auf Erfag wegen zu viel gezahlter Gefälle 
angebracht, und daß nur binnen gleicher Frift, von gleichem Zeitpunfte an, eine Nachforderung 
an den Abgabepflichtigen wegen zu wenig erhobener Steuer geltend gemacht werben darf, F 
Auf das Regreßverhältniß des Staates gegen die Steuerbeamten und auf die Nachzahlung 
defraudirter Gefälle leidet dieſe abgefürzte DBerjährungsfrift Feine Anwendung. 


6. Beſchränkungen des Betriebe. 


$: 7. a) Der vereinigte Betrieb ber Zuckerfabrifation aus Rüben und aus Kolonialzucker darf 
nur unter Beobachtung der von dem Finanzminiſter zur Verhütung von Miß— 
bräuden, und zum Schutze des Steuerintereſſe zu treffenden Anordnungen Statt 


nben. ; 

b) Rübenzuder: Fabriken innerhalb bes Gränzbezirks unterliegen, außer den in der ges’ 
genwärtigen Verordnung enthaltenen Beitimmungen, den Borfchriften im $. 35. bes 
Zollgefeges und in den $$. 88. bis 90, der Zoll-Ordnung vem 23. Januat 1838. 
und dürfen daher nur unter Beobachtung der zur Sicherung des Gewerbs- und bes 

Zollintereſſe nöthig erachteten Bedingungen und Befhränfungen fortgefeßt oder nen 
angelegt und ‚betrieben werben. ' 


- 


II. Vorſchriften über die Erhebung und Kontrollirungder Steuer. 
1. Anmeldung der Betriebs:-Ränme und Geräthe, 


$. 8. a) Wer, um Zuder aus Rüben zu bereiten, eine Fabrik anlegen oder fonft Einrichtun⸗ 
. gen treffen will, ift verpflichtet, ſolches der Steuerhebeftelle, in deren Bezirf die Fabrif 
„liegt, mindeftens ſechs Wochen vor dem Beginn des erften Betriebs ſchriftlich anzu⸗ 
zeigen und ber gedachten Behörde ſpäteſtens acht Tage vor Gintritt dieſes legteren 
— Zeitpunkts eine Nachweiſung, nad einem näher vorzujchreibenden Mufter, in boppels 
ter Ausfertigung einzureichen, worin die Raͤume zur Aufftellung der Geräthe und 
zum Betriebe der Zuderbereitung, einfchließlic aller dazu gehörigen oder damit im. 
Zufammenhange ftehenden Vorbereitungen und Operationen, bie Räume zur Aufbes 
wahrung der Rüben und zur Aufbewahrung der verfciedenen Fabrikate, ferner die 
zu benußenden feſtſtehenden Geräthe, als: die Apparate zum Wafchen, Zerkleinern 
- und Dörren ber Rüben, zum Trtrahiren und Auspreflen des Mübenfaftes, die Keflel, 
Pfannen und fonftigen Vorrichtungen zum Koden, Läutern und Klären des Zuckers 
u. f. w., ingleiden ber in Preußifhen Quarten ausgebrücdte Rauminhalt der Keffel 
und Pfannen, von jedem biefer Geräthe befonders, genau und vollftändig angegeben 
fein müſſen. 
b) Diefer Nahweifung muß ein Grundriß der Betriebsräume und der Stellung ber darin ' 
- befindlichen fefiftehenden Geräthe, nad) der von der Steuerbehörde zu gebenden nähe: 
ven Anleitung, zweifach beigefügt, ein Gremplar, von der Steuerhebeftelle beſcheinigt, 
in dem Fabriklokale aufbewahrt und bie darin bezeichnete Stellung der Geräthe fo 
lange unverändert beibehalten werben, als Abäanderungen nicht durch Ginreihung 
eines anderweiten Grumdriffes angezeigt worben find. 
ce) Nicht minder liegt den Inhabern non Mübenzuderfabrifen,ob, wenn neue Geräthe 
ber unter a. bezeichneten Art augeſchafft oder bie ‚bereits angemeldeten ganz. oder zum 
Theil abgeändert werben, vor oder unmittelbar nah dem Empfange der Geräthe der 
Steuerhebeftelle davon Anzeige zu macen und diefelben nidyt ohne die von der leg: 
teren zu ertheilende amtliche Beiheinigung in Gebraud zu nehmen. 
d) Zur Anzeige innerhalb der nächſten drei Tage find diefelben aud) verpflichtet, wenn 
—becreits angemeldete Geräthe ganz oder.zum Theil, zum Zwecke der Fabrifation, in 
ein anderes Lokal gebradht werden, _ 
ne 2. Bezeichnung und Vermeffung der Geräthe. 
$. 9. Die in den Betriebsräumen vorhandenen feftftehenden Geräthe werben nad ber Ber 
flimmung der Steuerbehörbe uumerirt, welde, wenn fie dazu Beranlafjung findet, auch eine 
Machmeſſung der Keffel und Pfannen vornehmen Tann. 


» 


or 
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Die Nummer und den angegebenen ober ermittelten Duartinhalt muß ber Fabrikinhaber an 
den Geräthen deutlich bezeichnen und diefe Bezeihnung gehörig erhalten laſſen; wie folde zu 
bewirken und wo fie anzubringen fei, wirb für jedes Geräth von der Steuerbehörde beflimmt. 


3. Amtliche Beſcheinigung darüber. 


$. 10. Die Steuerhebeftelle iſt verpflichtet, über die Anmeldung, Vermeffung und Bezeich⸗ 
nung der Geräthe eine Beſcheinigung zu ertheilen. Nur durch ſolche Beicheinigungen, welde 
in dem Fabriflofale aufbewahrt werden müflen, kann der Nadyweis geführt werben, daß bie Ges 
raͤthe und. die damit vorgenommenen DBeränderungen vorfchriftsmäßig angemeldet worden, 


4 Aufſicht der Steuer-Behörbe. 


$. 11. a) Die angemeldeten Betriebsräume und die darin vorhandenen Geräthe flehen 
unter der Auffiht der Steuerbehörbe. 

Bon derfelben können die Apparate zum Zerkleinern der Rüben (Reibe- und 
Schneidemafhinen), fowie diejenigen zum Grtrahiren oder Auevpreſſen des Müben- 
faftes für die Zeit, während. welcher ein Betrieb berfelben nicht Statt findet, auf ans 
gemeffene Weife außer Gebrauch gefegt werden. Die hierauf abzwedenden Vorrich— 

» tungen werden anf Koften des Fabrikinhabers getroffen. 

b) Die Inhaber von Rübenguderfabrifen find verpflichtet, über ihren gefammten Fabrl— 
fationsbetrieb Bücher (Betriebe: oder Fabrikbücher), aus welchen die Menge ber ver: 
arbeiteten Rüben und der einzelnen Fabrikate verſchiedener Battung erſichtlich fein 
muß, zu führen und ſolche den Ober-Beanten der Steuerverwaltung (ObersKontrols 
leuren, Ober-Infpeftoren- oder nody höher ftehenden Beamten), fowie deren Vertretern 
jederzeit, anderen Beamten aber nur, wenn diefelben dazu von der Provinzial-Steuer: 
behörbe befonders beauftragt find, auf Erfordern vorzulegen. 


— 


5. Anmeldung des Betriebe, i 


$. 12. a) Wenn eine neu angelegte Rübenzuderfabrif zuerft, oder eine außer Thätigfeit ge: 
wefene ältere Anlage ber Art wieder in Betrieb gefept werben foll, fo muß ber In: 
haber folhes der Steuerhebeftelle des Bezirks vierzehn Tage vor dem muthmaßlichen 
Beginne des Betriebs fhriftlic anzeigen und fih von derfelben eine Beſcheinigung 
darüber ertheilen laſſen. Diefe Anzeige muß zugleich die Angabe enthalten, ob und . 
mit welchen regelmäßigen Unterbrechungen der Betrieb Statt finden foll. 


b) Befinden fi Geräthe unter amtlihem Verſchluſſe, ſo veranlaßt die Steuerhebeftelle, 
daß fid ein Beamter zur Abnahme deffelben rechtzeitig in der Fabrik einfinde. 


6. Einreihung von Materials Borraths-Verzeidhniffen. 


$. 13. a) Wer Zucker aus Rüben bereitet, hat int Herbfte jebes Jahres, drei Tage nad} Ber 
endigung der Erndte und, wenn biefe über den Schluß des Monats November hins 
aus dauern follte, fpäteitens am legten Tage bes gedachten Monats, der Steuerhebe: 
ftelle ein nach einem befondern Mufter anzufertigentes Verzeichniß feiner ſämmtlichen 
Nübenvorräthe, worin zugleich der Ort ihrer Aufbewahrung angegeben fein muß, 
zweifach einzureihen, and) jeden ferneren Zugang an Rüben, zur Nadtragung in 
bem Berzeichniffe fogleih anzumelden. 
b) Das eine Gremplar biejes Berzeichnifles wird, mit dem Viſa der Steuerhebeftelle 
verfehen, zurücgegeben, und muß in dem Betriebslofale reinlich dergeftalt aufbewahrt 
werben, daß ſolches auf Erfordern fogleish vorgelegt werben kann. 


7. Befondere Borfhriften für die Fabriken, in welchen getrodnete Rüben 
j verarbeitet werben. . 


$. 14. Die Inhaber derjenigen Fabrifen, in welchem die Rüben in getrodnetem (gedörr⸗ 
tem) Buftande verarbeitet werden, find verpflichtet, ihre gefammiten Borräthe an getrodneten 
Müben nur an einem gewiflen, ein für. allemal zu beftimmenten Orte, welder unter Mitvers 
fhluß der Stenerbeamten fteht, aufzubewahren, auch, fo, oft getrodnete (gebörrte) Rüben von 
außerhalb — fei es von auswärtigen Trodnungsanftalten oder von britten Perfonen — bezos 
gen werben follen, der Steuerhebeftelle foldyes fpäteftens am Nachmittage des vorhergehenden Ta= 
ges fchriftlicd anzumelden, 

Diefe Anmeldung, welde die Menge und die Art der Verpadung ber einzubringenden Rüs 
ben, den Ort ihrer Herkunft, fo wie den Tag und die Stunde der Einbringung enthalten muß, 
kann nad) der Wahl des Fabrifinhabers, entweder für jeden einzelnen Transport oder für einen 
‚ längeren Zeitraum im Boraus gemacht werben, 

Zur angemeldeten Stunde ber Einbringung iſt die Ankunft eines Steuer-Beamten abzu- 


* 


pr 
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warten, und in deſſen Gegenwart alsdann ſogleich — je nachdem die Rüben ſofort verarbeitet 
werben ſollen oder nicht — in erſteren Falle deren Verwiegung, im anderen Falle deren Aufs 
nahme in das unter Mitverfchluß der Stenerbeamten ſtehende Aufbewahrungslofal zu bewirken. 

Sollen demnächſt Rüben, Behufs der Berarbeitung, aus dem Aufbewahrungslofale ent: 
nommen werden, fo findet fi ein Steuerbeamter in der Fabrif ein, um das Lofal zu öffnen, 
und unter feiner Aufficht die Nüben herausnehmen und verwiegen ($. 2. b.) zu laflen. Das 
auf einmal zu entnehmende Quantum Rüben, ingleiben bie Zeit der Gutnahme wird für jede 
Fabrif, nad) Maaßgabe des Statt findenden Betriebs von der Steuerbehörde beflimmt. 


8. Berpfihtung zur Befolgung der KonirollesVorfäriften. 


$. 15. Die in der gegenwärtigen Verordnung und insbefondere in den vorftehenben $$. 
8—14. erifjeilten Kontrolle» Borfchriften ift nicht nur Derjenige, welcher die Surderfabrifation 
betreibt oder für feine Rechnung betreiben läßt, fondern aud ein Jeder, welcher dabei befcäf- 
tigt ift, zu beobachten ſchuldig. 


IH. Behörden and Beamten zur Erhebung und Aufficht. 


8.16. Die Erhebung der Steuer und die Beauffihtigung der Rübenzuder: Fabriken ges 
fhieht von denjenigen Behörden und Beamten, welchen die Erhebung und Kontroflirung ber 
Dranntwein: und Braumalz:Steuer obliegt, und es kommen, rücfichtlih der inne zu Haltenden 
Dienftftumden ber Hebeftellen, fowie bes Verhaltens der Beamten gegen die Steuerpflidtigen und 
diefer gegen jene, die Vorfchriften ber $$. 56. und 57. der Steuerordnung vom 8. Febr. 1819. 
in Anwendung. 

Nicht minder follen die, in ben $$. 49. und 53. bis einfchließlich 55. diefer Steuerorbnung 
enhaltenen Beftimmungen ſowohl von den Beamten, wie von den Gteuerpflichtigen und zwar 
mit der Maafgabe beobachtet werden, daß, foweit in diefen Beftimmungen von Branntweins 
— die Rebe iſt, ſolche auf Diejenigen zu beziehen find, welche Zucker aus Rüben. 
reiten. J 


IV. Bon ben Strafen und dem Straf-Berfahren. 
A. Strafen. 
l. Strafe der Steuer» Defrandation. _ \ 


$. 17. Einer Defraudation macht fih ſchuldig, wer A 
1) in dem nad $. 13, zu überreihenden Verzeichniffe feiner Mübenvorräthe, biefe ab» 
ſichtlich zu gering angiebt, oder — Falls nah $. 3. die Enteihtung der Steuer in 
feſter Summe zugeftanden worden ift — die Menge ber nadı dem Wirationsvertrage 
zur Berarbeitung beflinnmten Rüben abfihtlih zu gering angiebt oder ohne vorgäns 
gige Anmeldung bei der Steuerbehörbe vermehrt; ferner, wer 
2) da, wo bie Rüben im frifchen Zuftande verarbeitet werben, bergleihen Rüben 
s bevor deren Gewicht amtlid ermittelt worden ift, in die Zerkleinerungsapparate 
— ober ſonſt einer zur Zuckergewinnung dienenden Operation unterwirft; 
endlich wer , 
ba, wo bie Rüben im getrockneten Zuftande verarbeitet werben, getrocknete Rüben, 
bevor deren Gewicht amtlid) ermittelt worden iſt, im die Grtraftionsgefäße bringt 
oder fonft einer zur Zudergeminnung bienenden Operation unterwirft, oder getrod: 
nete Rüben ohne vorgängige Anmeldung .bei ber Steuerbehörbe in eine Nübenzuders 
fabrif einführt. ° - 
. Kann in den Fällen unter 2. und 3, der Angefchuldigte nadyweifen, daß er eine 
Defraudation nicht habe verüben wollen, fo findet nur eine Ordnungsſtrafe nad 
Manfgabe des $. 25. oder 26. Statt. j 


3 


m 


* 


a. Im erften Falle. 


$. 18. Die Strafe der Defraubation befteht in einer dem vierfahen Betrage ber vorent: 
— m gleichkommenden Geldbuße, melde jedody niemals weniger als 10 Rihlr. bes 
agen foll. Mi 
Die vorenthaltene Steuer felbft ift unabhängig von der Strafe zu entrichten. 


b. Im erfien Rüdfalle. | 


$. 19. Im Mieberholungsfalle, nach vorhergegangener techtöfräftiger Berurtheilung, wird 
bie nach $. 18. eintretende Geldbuße verdoppelt. i 


ü ec. Bei ferneren Rüdfällen. 
- 8. 20, Jeder fernere Rüdfall wird. mit bem Doppelten ber im $. 19. beſtimmten Geld⸗ 


** l 
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buße, ſowie mit dem Verluſte des Nechts zum Betriebe der Rabennidetfabritation und ge 
Hülfeleiftung dabei auf die Dauer yon einem bis fünf Jahren geahndet. i 


.d. Strafe der Defrandation unter erfchwerenden Umfänden. 


. 21. Die Strafe der Defraudation wird um bie Hälfte gefchärft, weh in ben unter 
Mr. 2. und 3. des $. 47. gedachten Fällen 
1) unter amtlichen Verſchluſſe befindliche Zerkleinerungsapparate ober Grtraftionsgefäße 
eigenmäcdtig in Betrieb gejegt, ober 
2) nicht angemeldete Zerkleinerungsapparate oder Ertraftionsgefüße gebraucht, oder * 
3) Br — Räume zu einer zur Sudergeminnung dienenden Operation benutzt 
worden find 


4— 


e. Strafe der Theilnahme. 

g. 22. Die Strafen der Miturheber, Gehülfen und Begünſtiger einer Defraudation, ſowi⸗e 
derjenigen, welche an den Vortheilen bes Vergehens nad deſſen Berübung wiſſentlich Theil neh⸗ 
men, find nad den allgemeinen Strafgeſetzen zu beſtimmen. 

Die fürden Nüdfall beſtinmite Strafe trifft aber nur diejenigen Theilnehmer einer De⸗ 
fraudation, welche füch-felbft eines Ruͤckfalls ſchuldig gemacht haben. 


2. Berechnung der verkürzten Steuer und ber Beitanhaklsuährhre, 
a Wenn unangemeldete Orräthe unbefugter Weife benugt werben. 


$. 23. Dind unangemeldete Geräthe zur Bereitung von Rübenzucker benugt worden, fo 
werben Die verkürzte Steuer und der Betrag der Defrandationsftrafe nad) derjenigen Dienge Rü: 
ben berechnet, welche während der letzten ſechs Monate vor dem Tage ber Entdefung, auf dem 
unbefugter Weife gebraudyten Geräthe hat verarbeitet werben können, in ſofern nicht entweder 
eine größere Steuerverfürgung ermittelt ober vollſtändig erwieſen / wird, daß der Betrieb in der 
angenommenen Ausdehnung nicht Statt gefunden hat. \. 


b. Benn außer Gebrauch gefegte Geräthe unbefugter Weife benupt worden. 
$. 24. Sind Geräthe, welde die Steuerbehörbe außer Gebrauch gejegt hatte, eigenmädtig 
wieder in Betrieb gebracht worden, fo werden, unter gleicher Vorausfegung, wie am Schluſſe 
bes $. 23., die verfürzte Steuer und der Betrag ber Defraudationgsitrafe nach derjenigen Menge 
Rüben berechnet, welde feit der Stunde, wo das umbefugter Weiſe gebrauchte Geräth zuleßt 
amtlidy unter Verſchluß gefunden worden iR, bis zur Zeit ber Entdeckung auf diefem Geräthe 
hat verarbeitet werben fönnen. 


J 3. Beſondere Strafbefimmungen. 


a Strafe ber unterlaffenen ober unridtigen Anzeige der Berähe und ber 
unterlaffenen Geräthe:-Bezeihnung. 


$. 25. Mer bie Fabrifgeräthe oder bie damit vorzunehmenben ober vorgenommenen Ber: 
änderungen nicht, wie im $. 8. vorgeſchrieben ift, anzeigt, oder den Nauminhalt der Keffel und 
Pfannen, der Vorfchrift des $. 8. zuwider, zu gering angiebt, ober die im $. 9. vorgejchrie: 
bene Bezeichnung der Geräthe unterläßt, verfällt in eine Strafe von 5 bis 20 Rthlr., welche 
bei Wiederholungen auf 20 bis 50 Rthlr. erhöht werben. — 


b. Beſtrafung ſonſtiger Uebertretungen. 

g. 26. Die Uebertretung folder, in dieſer V. enthaltenen Beſtimmungen und ber in Ge 
mäßheit derfelben erlaffenen und gehörig befannt gemachten Berwaltungsvorichriften, auf melde 
feine befondere Strafe beſeht worden, ſoll mit einer Geldbuße von 1 bis 10 geahndet 
werben. 


4. — der Geld: in Greigeitörafe. 


$. 27. Wenn eine Geldbuße von dem Verurtheilten wegen feines Unvermögens. nicht bei: 
zutreiben ift, tritt an deren Stelle eine verhältmifmäßige Freiheitoſtrafe, welche jedoch im erſten 
Falle die Dauer von einem Jahre, bei dem erſten Ruͤckfalle die Dauer von zwei Jahren und 
bei ferneren Rückfaͤllen die Dauer von vier Jahren nicht überfteigen, —* aber im dritten 
oder einem ferneren Ruͤckfalle nicht unter einem halben Jahre betragen ſoll. 


5. Sonſtige Strafbeſtimmungen. 
$. 28. In Anſehung der Vertretungsverbindlichkeit für verwirkte Geldſtrafen, se Kon: 
kurrenz anderer Verbrechen, der Bi der Steuerbeamten und ber Widerſetzlichkeil gegen 
letztere gelten die Befimmungen der $$. 83. 84. und 86. bis einſchließlich 89. der Steuerord. 
v. 8. Febr. 1819., fowie der Dell. v. 6. Dft. 1831: 
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B. Straf:Berfahren. | 


$.. 29. Hinfihtlic des Verfahrens gegen die Kontravenienten fommen die Borfhriften der 
Steuerorbn. v. 8. Febr. 1819. SE 91. bis einfchließlicy 95., ſowie die zur Dell. der 98 93. 
—— derſelben ergangenen Beſtimmunden v. 20. Jan. 1820. und 27. Sept. 1833. zur An- 
wendung. 

$. 30. Die durd diefe Verordnung für das Vergehen der Defraudation beftimmten Stras 
fen verjähren in Fünf Jahren, bloße Orbnungsitrafen aber in Einem Jahre feit Verübung bes 
Bergehens oder der Kontravention. f ' 

Gegeben Sansfouci, d. 7. Aug. 1846. 

(L. 8.) Friedrid-Wilhelm. 
’ Flottwell. 


Allerh. K. O. v. 15. Sept. 1846., wegen Bekanntmachung des von der 
Deutſchen Bundesverſammlung gefaßten Beſchluſſes über die Standesver⸗ 
bältniffe der Gräflichen Familie Bentinck. 

[G. ©. 1846. ©. 517. No. 2778.] 


V. wegen Einführung von Geſindedieuſtbüchern. V. 29, Sept. 1846, - 
— 16. ©, 1846. ©. 467. No. 2763., Nifiih ©. S. U. ©. 104.} 


Aulerh. 8. D. v. 29. Sept. 1846., betr. das Verfahren bei öffentlichen. 

Befanutmachungen ans Veranlafjung eines Auflaufs oder Tumults, bet 

welchem die bewaffnete Macht — ai oder in Unfprucdh 
genommen_ift. - — 


[G. ©. 1846. ©. 470. No. 2764.] . 


Zur Wahrung der obrigfeitliden Autorität bei den zur Unterbrüdung von Unruhen oder 
in Folge derfelben zu. ergreifenden Maafregeln, beftimme Ich auf den Bericht des Staateminis 
ſteriums v. 26. d. M. Folgendes: : 

1) Oeffentliche Befannimahungen aus Veranlaſſung eines Auflaufs oder Tumultes, 
bei welhem das Ginfchreiten ber bewaffneten Macht eingetreten oder in Anfprud 
genommen iſt, find ausfchließlic von der dazu befugten Militair- und, Givilbe: 
hörde zu erlaſſen. - . " j — 

2) Die Befugniß zu öffentlichen Bekanntmachungen ſteht in ſolchen Fällen zu: 

a) dem Gouverneur oder Kommandanten, in deren Grmangelung bem 
oberften Militairbefehlshaber am Orte und dem erften Givilverwaltungss - 
— zu deſſen Reſſort die Handhabung der Polizei am Orte 
gehört; — ER 

b) ben biefen bienftlic vorgefegten Beamten und Behörben. - 

3) Befanntmadyungen anderer unmittelbarer oder mittelbarer Beamten oder Behörs 
ben dürfen nur unter Ginverftändniß der zu 2a. genannten Beamten oder ber 
Vorgeſetzten der letzteren erlafien werben. 

4) Sobald aus Beranlaffung eines Auflaufs oder Tumults, bei welchem bie bewaff- 
nete Macht eingefchritten oder in Anſpruch genommen if, nmtlide Bekannte 
machungen erlaflen. worden, find vor Publifation des rechtsfräftigen Erfenntnifies 
alle Veröffentlihungen, welde denfelben widerfprehen oder in der Darftellung 

> bed Sacverhältnifies über den thatfählihen Inhalt jener Bekanntmachungen 

hinausgehen, zum Druck nicht zu verftatten. - 
Diefer Mein Befehl ift durh die G. ©, zur öffentlihen Kenntniß zu bringen. 


Groß-Tinz, d. 29. Sept. 1846. 
An. Friedrich Wilhelm. . 
das Staatöminiflerium. 


N j 5 . 
Banfordnung de dato Erdmannsdorf, d. 3. Dit. 1846, *) _ 
SH = ...[@. ©. 1846, ©. 435. No. 2759.] F 

Mir Friedrich Wilhelm x. ıc. Nachdem Unſerer, in der O. v. 11, April d. J. (G. ©. 

©: 153.) ausgeſprochenen Abficht wegen Betheiligung: von Privatperfonen bei den Geſchäften 
der Bank dur die Zeichnung eines Cinſchußkapitals von Zehn Millionen Thaler entſprochen 





) Vergi. Ertl 8: 15. Jult 1850. ° 
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weorden ift, haben Mir befchloffen, der Bank eine den gegenwärtigen Bebürfniffen entfprechenbe 
Berfaflung zu geben. Wir verorbnen demnach, daß das bisherige Banfinfitut als 


Preußiſche Bank 
fortbeſtehen foll und verleihen demſelben nachſtehende Banforbnung. 


Titel 
Donden Geſchäften und Fonds der Bank. 


Zwed der Bantl. " 


$. 1. Die Bank ift beftimmt, den Geldumlauf des Landes zu befördern, Kapitalien nußbar 
zu machen, Handel und Gewerbe zu unterftügen und einer übermäßigen Steigerung des Zinsfußes 
. vorzubeugen. 


Gefhäfte der Banf. 


$.2. Zur Erreichung biefer Zwecke iſt die Banf befugt, Wechſel und — ſo wie 
inländifcye Staats» und auf jeden Inhaber. lautende Rändiiche, Kommunal» und andere öffent: 
lie Papiere zu disfontiren, und für eigene Rechnung oder für Rechnung öffentlider Behörden 
und Anftalten zu Faufen und zu verfaufen; gegen genügende Sicherheit Kredit und Darlehn zu 
geben; Wechſel und Geldanweiſungen zu ertheilen, zu gcceptiren und für andere Rechnung sin 
zuziehen; ; Geltfapitalien gegen Berbriefung fo wie r laufender Rechnung zinsbar und unine⸗ 
bar anzunehmen, edle Metalle und Münzen zu fanfen und zu verfaufen. 

Andere faufmännifhe Gefhäfte, namentlich Maarenhandel, find umd bleiben ber Banf un: 
terfagt. 

F 3. Die Bank iſt ferner befugt, Gold und Silber, gemünzt und ungemünzt, Pretiofen, 
Gtaatspapiere und Dokumente aller Art, fo wie verſchloſſene Pakete ohne Kennmißnahme des 
Inhaltes gegen Aueſtellung von Depofitalfceinen ynd eine. dafür zu entrichtende Gebühr in 
— zu nehmen. 


Wechſelverkehr. 


$.4. Die Bank biefentirt nur ſolche am Orte zahlbare Wechſel und zu beſtimmten Terminen 
zahlbare Effekten, welche nicht fiber drei Monate zu laufen ümd ber Megel nad brei folide Ber: 
‚ bundene haben. Auch fteht ihr der Ans und Verkauf ven guten —8 auf. andere Plätze 
des In⸗ und Nuslandes, wo fie dazu ein Ba erkennt, a zum Behuf der Ber 
ziehungen von edlen Metallen und Münzen frei, 


Lombarböverfehr. . 


$. 5. Binsbare Darlehne wird biefelbe, der Regel nad, nicht über drei Monate und nicht 
unter Summen von 500 Thaler, nur gegen beweglide Pfänder bewilligen, namentlid 
a) gegen Gold und Eilber, gemünzt und ungemünzt, nad ihrem Metallwerth mit 
einem Abſchlag von 5 Prozent; 
> b) gegen inländiihe zinstragende und auf jeven Inhaber Tautende Staats:, Kom: 
munal: und flänbifche Papiere mit einem, nadı dem Ermeſſen der Banf zu ber 
flimmenden Abfchlage von dem_jedesmaligen Kurfe; 
e) gegen Wechfel, welche anerkannt folide Verbundene aufmwelfen und ihr mit einem 
unausgefüllten Giro übergeben werben, mit einem Abfchlage von 5 Prozent ihres 
Kurswerihes, fo wie endlich 
d) gegen Berpfänbung im Inlande Tagernder dazu geeigneter Kaufmannswaaren, in 
* Megel bis zur Hälfte, ausnahmsmeife bis zu zwei Drittheilen ihres Werth 
nad DBerfchiedenheit der Waaren ımd ihrer Berkäuflichkeit. 
Andere öffentliche Papiere, als die sub b. gebadyten, wird die Banf in nicht beleihen. 


Zinsfaß. 

8. 6. Die Ban bat für den Diskontos und Lombarbyerfehr den Satz befannt zu "shöiten, 
zu weichem fie Wechſel annehmen und Darlehne gewähren will; fie kann aber für Darfehne, melde 
gegen DBerpfändung von edlen Metallen gewährt werben, einen niedrigeren Zinsſatz allgemein 
Hal ie A Bei ihren — darf * Sechs Prozent, — das * — nicht 
überſchreiten. 


$. 7. Ginyiepung — Gelber, Cetheilung von Geldanweiſungen 
und Gironerfehr.. 
Bei ber der Banf Bießer übertragenen Ginziehung der aus ben Beovinzen zu den Centrel⸗ 
Staatsfaffen fließenden Ueberſchüſſe, fo wie bei der Verpflichtung ber Banf, bis auf Höhe dieſer 
Ueberſchüſſe für Rechnung der Centralkaſſen Zahlung 5 er a behält. es auch für- die Zufuuft 
fein Bewenden. — Der Bank if fernerhin geftattet, Wechſel und Geldanweiſungen auf andere 
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Pläge, gegen gehörige Dedung, zu eriheilen; für Rechnung von Privatverfonen, Anftalten und 


Behörden die Einziehung von Wechſeln, Geldanweiſungen und anderweitigen Inkaſſo's, jedoch 


ohne deren Vertretung, zu übernehmen, und Zahlungen daraus bis zum Betrage des Guthabens 
zu leiſten, ſo wie den Perſonen, welche darauf antragen, über die von ihnen unmittelbar ober 
mittelbar zur Wiebererhebung oder zur Ueberweifung an Andere eingezahlte Gelvfummen Med: 
nung zu halten. Es verbleibt überhaupt bei dem beftehenden @iroverfehr und insbefondere für 
jegt aud bei den hierauf begüglichen Beitimmungen Unferer DO. v. 31. Jan. 1841. (6. S. ©. 29.) 

Zwiſchen Berfonen oder Anftalten, welde in gedachter Nrt offene Rechnung bei der Banf 
haben, können Zahlungen auch durch bloßes Hebertragen aus einer Rechnung in die andere voll: 
zogen werben. 


a 


Bankfvaluta _ 


$.8. Die Banf zahlt und 2* im Preußiſchen Filbergelde, nach den Werthen, welche durch 
Unſer Geſetz über die Münzverfaſſung in den Preuß. Staaten v. 30. Sept. 1821. (Mo. 673. 
der ©. ©.) beftimmt worden find, 


Fonds der Bank. 


$. 9. Das Betriebsfapital der Bank befteht c 
T) aus dem von Privatperfonen und vom Staate eingeihofienen Kapitale ($$. 
“ 10.,11.,17.), und aus dem nadı $. 18. zu bildenden Reſerve-Fonds; 
2) aus den der Banf unter Garantie des Staats geieglidy überwiefenen Depofiten 
ber Bormundfchafts: und Gerichtsbehörden, der Kirhen, Schulen, milden Stif- 
fungen und anderen öffentlichen Anftalten ($$. 21. bis 26.). 


* Eingeſchoſſenes Kapital 
a) der Privatperſonen. 


$.10. Das von Privatperſonen einzuſchießende Kapital beläuft ſich alıf ven Betrag von Zehn 
Millionen Thaler, weldhe in Fehn Taufend Antheile, jever zu Taufend Thaler einge: 
theilt und baar in Preußifhem Silbergelde, vierzehn Thaler auf die feine Mark. gerechnet, zu 
ben Kaflen der Bank einzuzahlen find. 

Jeder Banfantheil wird mit dem Nominalbetrage von Tauſend Thaler in die zu diefem 
Behufe befonders anzulegenden Stammbücer der Bank, unter genauer Bezeichnung des Eigners 
nah Namen, Mohnort und Stand, eingetragen. Ueber die erfolgte Eintragung erhält der Eig— 
ner für jeden Banfantheil eine auf feinen Namen lautende Beſcheinigung (Bankantheils-Schein). 

Mit den Banfantheils:Scheinen werden an die Banfantheils:Eigner zugleich Sheine, welche 
zur Erhebung der jährlid oder audy Halbjährlib (cf. $. 98.) zahlbaren und nad Ablauf jedes 
Redynungsjahres bejonders feflzufegenden Dividende berechtigen (Dividendenfcheine) und zwar 
auf fünf Jahre ausgegeben und nad Ablauf diefer Frift gegen Produktien der Bankantheils— 
Scyeine, weldye mit einem Vermerke hierüber zu verfehen find, ohne Prüfung der Legitimation 
des Präfentanten erneuert. Diefelben find auf den Inhaber geftellt, und wird durch deren Gins 
löfung die Banf von jebem Anſpruche befreit. 

$. 11. Wir behalten Uns vor, zu jeder Zeit, fobald das Bebürfniß eintritt, das Einſchuß— 
fapital bis auf das Doppelte feines jegigen Betrages zu erhöhen. Weber das Bedürfniß und 
über die Art der Bermehrung, fo wie über bie in Folge derfelben erforderliche anderweitige Re— 
gulirung des TheilnahmesDVerhältnifies des Staats und der Banfantheils: Eigner am Gewilne 
der Banf ($$. 19. 36.), find die Banfantheils:Gigner zuvor zu hören. 

Bei einer Aufbringung des Mehrbetrages durch freiwillige Zeihnung haben die Gigner ber 
urfprünglihen Banfantheile ein innerhalb eines Monats nad ergangener Aufforderung zue 
Zeichnung. geltend zu machendes Vorzugsrecht; bei einer NAufbringung des Mehrbetrages durd 
Berkauf der neu freirten Banfantheile aber auf dem Wege der Submiffion. haben die Gigner 
fein — und es fließt alddann das etwa entſtehende Aufgeld zum Reſervefonds der 


anf, - 

$. 12. Außer dem Falle des $. 16. find die Einſchüſſe, fo lange die Bank befteht, von 
Seiten der Eigenthümer unfündbar. Die Banfantheile können dagegen an Dritte übertragen 
und verpfändet werben; biefelben find aber untheilbar und daher theilweife Hebertragungen und 
Berpfändungen unzuläffig. 

$. 13. Die Uebertragung des Gigenthums der Banfantheile erfolgt an heftimmten Tagen 
der Woche ausschließlich durch Ab: und Zufhreibung in den Büchern der Banf nah WBorlage 
des gemäß $. 10, ertheilten Bankantheils-Sceines auf den Grund einer bei der Banf aufge 
nommenen oder nad deren Beſtimmungen beglaubigten fhriftlihen Erklärung des Gigenthümers 
und bes neuen Erwerbers, oder ihrer mit einer beglaubigten Vollmacht verfehenen Stellvertre: 
ter. Die erfolgte Umfchreibung in ben Büchern der Banf auf einen anderen Namen wird zu: 
gleidy auf dem Bankantheils⸗Scheine beiheinigt; wogegen die Erklärungen des Gigenthümers 
und neuen Erwerbers reſp. die Vollmachten ihrer Stellvertreter bei den Mften der Ban bieiben: 

‘ 14* 


* 


pr 
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Bird das Eigenthum eines Banlantieiis durch Erbſchaft ober gerichtliche Ueberweifung 
übertragen, fo vertreten die Dokumente darüber die Stelle ber Erflärung des Gigenthümers. . 


$. 14. Berpfändungen von Banfantheilen erfolgen, wie Gigenthumsübertragungen, burh . 


“eine gehörig beglaubigte ſchriftliche Erklärung bes Gigenthümers und durch deren Gintragung 
in tie Stammbücer der Banf nach Vorlage der Banfantheilsfheine, und müſſen auf letzieren 
ge befcjeinigt werden. Die Erklärung des Gigenthümers bleibt dagegen bei_den Aften 
der Banf 

Der Eigner fann feine verpfändeten Banfantheile ohne die gerichtlich ober notariell erklärte 
Zuflimmung des Pfandgläubigers ‚weder einziehen ($$. 15., 16.) noch Dividendenfheine zu den⸗ 
felgen erhalten ($. 10.), wird aber im Uebrigen in feinen ihm nach der Bankordnung auftchen: 
den Rechten nicht beſchränkt. 

Bei Darlehnen Seitens der Bank oder bei anderen Geſchäften mit derfelben bürfen Bant⸗ 
antheile niemals als Unterpfänder angenommen werben. 

S. 15. Sollten Wir Uns veranlaft finden, die gänzliche Auföftng der Banf anzuorbnen, 
fo foll das alsdann nod bei der Bank vorhandene Ginihußfapital- des Staats ($. 173 zur 
Dedung der Hälfte des nad Grfüllung der ſämmtlichen Verbindlichfeiten ber -Banf etwa fid) 
ergebenden Berluftes am Nominalbetrage der von Privatperfonen eingefchoflenen Kapitalien vers 
wendet werben. 

$. 16. Wir behalten Uns und Unferen Nadfolgern in der Regierun das Necht vor, zu: 
erſt nach Ablauf von Funfzehn Jahren, alsdann aber alle Zehn Jahre aut jebesmalige einjähs 
zige Ankündigung die Zurüdzahlung des eingeſchoſſenen Kapitals anzuorbnien, fowie diefe Bank: 
ordnung ganz oder zum Theil einer Abänderung zu unterwerfen. Grfolgt eine ſolche Abände: 
zung, ohne die Zuftimmung einer gemäß diefer Ordnung ($$. 61. bis 64.) zufanmenberufenen 
* Berfammlung der Banfantheilseigner erlangt zu haben, fo hat jeder Inhaber eines Banfans 
theils innerhalb der erften drei Monate ein Recht, feinen Einfhuß zurückzunehmen. Die Aus: 
zahlung des Nominalbetrages erfolgt ein halbes Jahr nad erfolgter Aufkündigung. 

Ueber die gefünbigten Banfantheile hat die Bank alsbald anderweitig, Behufs Herftellung 
des Ginfhußfapitals, zu verfügen, Sollte ſich hierbei ein Gewinn für die Banf ergeben, fo 


wird berjelbe befonders verrechnet und nach Unterbringung ſämmtlicher gefündigter Banfantheile‘ 


pro rata unter die früheren Inhaber berfelben vertheilt. 


Innerhalb des vorgedachten Zeitraums von reſp. funfzehn und zehn Jahren Fönnen Aen⸗ 


derungen dieſer Bankordnung nur mit Zuſtimmung der Bankantheils-Eigner in ben — 
benen Formen ($$- 61. bis 64.) erfolgen. 


Eingeſchofſenes Kapital. 
b) Des Staato. 

g. 17. Das vom Staat eingefchoffene Kapital befteht aus dem bei ber Bank — 
Ueberſchuſſe der Altiva über die Paſſiva, welchem Ueberſchuſſe fortan die jaͤhrlichen Dividenden 
von dieſem Kapital ($. 36. sub 2.) zuwachſen ſollen. 

Mir behalten Uns vor, das Cinſchußkapital nöthigenfalls nicht nur aus dem, außer biefer 


— 


Dividende auf den Staat fallenden Gewinnantheil ($. 36. sub 4.), aeg auch * anderen 


Staatsmitteln zu vermehren. 
Reſervefonds. 1 


$.18. Der Reſervefonds wird aus dem jährlichen Gewinne der Bank nach ben unten folgenden 


Beftimmungen gebildet, darf jedoch Funfzig Prozent des gefammten Ginfhußfapitals (88. 10. 
11, und 17.) nicht überſteigen. 

Ueber diefen Fonds ift in den Büchern der Bank befondere Rechnung zu führen; berfelbe 
kann jedoch zu allen Geſchäften der Bank, gleich den übrigen Fonds, verwendet werben und bils 
bet nr einen Theil des werbenden Kapitals. der Banf. 


8. 19. Bei einer Auflöfung der Bank, oder wenn ber Staat die Zurücdzahlung des ges 
fammten von Privatperfonen eingeſchoſſenen Kapitals amorbnet, wird der nad Erfüllung ſämmt⸗ 


licher Berpflichtungen berfelben und nadı Ergänzung des etwa geſchmaͤlerten Ginfauftapitals 
der Brivatperfonen- und des Etaats übrig bleibende Refervefonde zur Hälfte dem — zur 
Hälfte den Inhabern der Bankantheile überwiefen, 


J Prinzipale Verhaftung des Nefervefonds um des Einfhußfapitale. 


$. 20. Der Refervefonds und nächſt biefem bie eingefchoffenen Kapitalien de Staats und | 


der Privatperfonen find für ſaͤmmtliche Verbindlichkeiten der Bank gleich wie ein eigenthuͤmliches 


Vermögen derſelben verhaftet, und tritt dieſe Verhaftung in Anſehung der im J 21. bezeicht 


neten rn vor der daſelbſt erwähnten Spezialgarantie ein. 


Depofitenverfehr. 


$. 21. In ben Lanbestheilen, wo bus 9. X. R. Gefepesfraft hat, verbleibt es fonohl hinſichtuc 
der Verpflichtung der. Gerichts⸗ und Vormunbſchaftobe hörden und der Verwalter von Kirchen, 


Schulen, ne und andern ‚milden. Stiftungen und öffentlichen . bie — lie⸗ 


— 
— 
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— Gelder bei der Bank zu belegen, als auch hinfichtlich der Verpflichtung ber Bank, ſolche 

bei ihr belegle Gelder zu verzinſen, bei den beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen. 
Ebenſo verbleibt es hinſichtlich dieſer Belegungen bei der von Unſeren Vorfahren in ber 
Megierung unterm 18. Juli 1768. und unterm 31. März 1769. übernommenen, in ber ®, v, 
3. April 1815. wiederholt beftätigten Spezialgarantie. 

$. 22. Wegen der Verzinſung der aus den Depofitorien der Gerichte und Vormund—⸗ 
fchaftsbehörden bei’ der Bank belegten Rapitalien, behält es bei den Beftimmungen der Ordre v 
1. April 1839. (G. ©. S. 161.) fein Bewenden. 

$. 23. Die Kapitalietr der’ Kirchen, Schulen und anderen frommen und milden Stiftungen 
find von der Banf mit Zwei und ein halb Prozent, die von anderen öffenilihen Stiftungen 
anf Anftalten angelegten Kapitalien ($. 21.) dagegen mit Zwei Prozent auch fernerhin zu vers 
zinfen. 

$. 24. Die, den Geldern der Kirchen, Schulen, frommen und milden Stiftungen, imaleis 
Hen den Bupillengelbern, welde bei der Bank belegt werden, bisher zugeftandene Portofreiheit 
wird denfelben im bisherigen Umfange belaflen. 

$. 25. Nur in Anfehung der $. 21. gedachten Behörden und Perfonen hat bie Bank 
eine Verpflichtung, zinsbare Belegungen anzunehmen, jedoch nur in Beträgen von minbeftens 
Funfzig TIhalern, und auch nur in folhen Summen, welde durch Zehn theilbar find. 

. Der in den $$. 22. und 23. feftgefegte Zinsfuß kann ohne Zuſtimmung der Banf: 

Antheile: Eigner nicht erhöht werden. Dagegen behalten Wir Uns jede andere Veränderung in 
den Borfchriften, welche die Belegung, Annahme und Verzinfung der Kapitalien der $. 21. ge: 
dachten Gelder bei ber Banf betreffen, infonderheit die gänzlihe oder theilmeife Ausdehnung ber 
im $. 21. gedachten Berpflihtung, fowie der entfpredyenden Berpflihtung der Banf ($. 25.) 
auf die Landestheile, in welden das Allgemeine Landredht feine Gefegesfraft hat, hiermit aus⸗ 
drücklich vor. 

8. 27. In andern, als in den 88. 21. und 26. bezeichneten Fällen iſt die Banf zwar 
berechtigt, aber nicht verpflichtet, Kapitalien zur verzinsbaren und unverzinsbaren Belegung und 
unter den von ihr bejonders feitzufegenden Bedingungen anzunehmen und darüber Obligationen 
auszuftellen, für welche jedody der Staat fernerhin feine Garantie leiftet. Für alle fünftige 
berartige Belegungen tritt Tomit die V. v. 1. Nov. 1768., fowie die V. v. 3. April 1815. 
außer Kraft- 

$. 28. Die Bank ift befugt, in den Obligationen fiber die bei ihr belegten Kapitalien bie 
Bedingung zu ftellen, daß fie berechtigt, aber nicht verpflichtet fein ſoll, die Legitimation des 
Snhabers der Obligation zu prüfen. 
Banfnoten. 

8. 29. Die Banf if befugt, nad) Bebürfniß ihres Berfehrs Anweifungen auf fi ſelbſt als 
eim eigenes Geldgeichen unter der Benennung „Banknoten auszugeben. 

Keine Banknote darf auf einen geringeren Betrag ale 25 Thaler Preußiſches Sitbergeld 
ausgeftellt werden. Der Gefammtbetrag der auszitgebenden Banfnoten wird auf Funfzehn 
Millionen Thaler feftgefegt, fo daß die Banf außer den nad der O. v. 11. April 1846. auss 
zugebenden Banfnofen im Betrage von Behn Millionen, noch weitere Fünf Millionen ausjus 
geben befugt if. 

Da en die Bank durch die DO. v. 5. Dec. 1836. (G. ©. ©: 318.) und 9. Mai 1837. 
(8. S. ©. 75.) die Summe von Sechs Millionen Thalern in Kaflenanweifungen gegen Nies 
der legung eines gleichen Betrages in Staatsfchuldfcheinen erhalten hat, fo foll zwar die erftges 
dachte Summe noch ferner auf Drei Jahre, von dem, Tage au gerechnet, an weldem dieſe Baufs 
ordnung in Kraft tritt, unter den biöherigen Bedingungen. ber Banf verbleiben, dieſelbe aber 
verpflichtet fein, bis zum Ablauf diefer Friſt die erhaltenen Sehe Millionen Thaler in Kaſſen— 
Anweifungen gegen Ausantwortung ber nievergelegten Staatsſchuldſcheine zurückzuliefern, woges 
gen fie die Befugniß erhält, nad Maafgabe der erfolgten Zurüdlieferung und Vernichtung der 
Kaffenanmeifungen einen weiteren Betrag von Banknoten bis zur Höhe von Sehe Dilionen 
"Thaler auszugeben. 
Den Geſammtbetrag von Ein und Zwanzig Millionen Thaler darf die Bank ohne Unfere 
ausbrüdliche, dur die Geſetzſammlung zum publizgirende, Genehmigung nicht überſchreiten. 

$. 30. Die Anfertigung der Noten und der Umtaufch der befhädigten Noten erfolgt Unter 
befonderer-Auffiit des Staats und in Zukunft unter Mitaufiicht der Banfantheils:@igner ($. 93.); 
auch ‚behalten Wir Uns vor, die Verfolgung der Berfälihungen auf Rechnung der Banf einer 
Unferer Sentralbehörben zu übertragen. Bis dahin, daß foldies geſchehen, find fänmtliche Bes 
hörden verpflichtet, der Bank bei Verfolgung der Verfälfhungen auf alle Weife behülflich zu 
fein und beren Mequifitionen Folge zu leiften. 

. 8.31. Bon dem Gefamnitbeteage der in Umlauf befindlichen Banfnoten müffen in den 
Bankkaffen, außer den zu den übrigen Geſchäften erforderlichen Baar⸗Fonds und Effekten, Zwei 
Sechſtel in baarem Gelde oder Silberbarren, Drei Sechſtel mindeſtens in diskontirten Wechſeln 

und ber Ueberreſt in Lombardforderungen mit bankmäßigen Unterpfändern vorhanden fein. 

In dem Maaße jedoch als die $. 29. gedachten Kaffenanweifungen abgeliefert werben, föns 


% 
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nen biejenigen Vier äh ı ber ber ben Betrag von Funfjehn Millionen Thalern umlaufen- 
den Banfnoten, welde nad verfiehendem Grundfage nicht Durch Baarfonds gedeckt zu fein braus 
den, bie zum Berrage von Bier Rilionen Thaler durch bie zurück empfangenen Staats ſchuld⸗ 
ſcheine ſichergeſtellt werden. 

:$. 32. Die Bank iſt verpflichtet, ihre Noten bei allen ihren Kafſen in Zahlung anzunch⸗ 
men und auf Verlangen der Inhaber bei der Hauptbank-Kaſſe au Berlin zu jeder Zeit, bei den 
Provifigialbanf : RKomteiren oder foweit es deren jedeemalige Baarbeflände und Geldbebürfnifle 
gellatten, gegen baares Geld unweigerlich einzulöfen: ihre fämmtlichen Fonds haften dafür. 

Eo’ern jedoh Banknoten auf ein Provinzialbanf:Komtoir ausdrücklich ausgefertigt worben 
find, müſſen foldye bei diefem jederzeit fofort eingelöfet werben. 

$. 33. Der Umlauf diefer. Noten ift im ganzen Umfange Unferer Staaten geſtaitet; auch 
follen diefelben bei allen öffentlidyen Kaflen ſtatt baaren Geldes, fowie ftatt der Kaflenanmweifun: 
gen angenommen werben; im Privatverfehr full aber Niemand zur Annahme gezwungen fein. *) 

$. 34. Die Noten find, glei dem baaren Gelde, feiner Bindikation oder Amortifation 
unterworfen. 

8. 35. Für den Fall, daß es nöthig werben follte, bie Banknoten einzurufen und gegen 
neue umzutauſchen, behalten Wir Uns vor, über die Art ber öffentlichen Bekanntmachung und 
die Dauer der Bräflufivfrift befonbere Beflimmungen zu treffen. 


Gewinn ber Dank, 

— 36. Aus dem nach den Jahresabſchlüffen ſich ergebenden reinen Gewinn ber Bank wirb 
unäd 
. 1) den Banfantheils:Gignern für ihren Ginfhuß drei und * halb Prozent jährlich und 

2) dem Staate für feinen Einſchuß gleichfalls dreisund ein halb Brogent jährlid ges 
zahlt, von dem Weberrefte fodann 

3) Ein Biertel zur Bildung des Nefervefonds verwendet, und ber alodann noch vers 
bleibende Weberreft 

‚ 4) zur Hälfte unter die Banfantheilss@igner als Grtradividende und zur andern Hälfte 

an den Staat. vertheilt. Wenn ber reine Gewinn der Banf nicht volle 3% -Brojent 
bes eingefhoflenen Kapitals (No. 1, umd 2.) erreicht, fo fol das Fehlende auch aus 
— dem Reſervefondse entnommen werden. 

$. 37. Reicht die Einnahme und der Reſerveſonds zur Deckung der Verluſte eines Jah: 
res nicht ans, fo werden folde zur Hälfte von dem Einfhußfapitale der Privatperfonen und zur 
‚Hälfte von dem Ginfhußfapitale des Staats, foweit leßteres ausreicht, fonft aber von bem Ein; 
fdußfapitafe der Privatperſonen allein abgefchrieben. 

Aus dem nächſtfolgenden Gewinne werben zuerfi die Dividenden für das volle Einſchußla⸗ 
pital bis zur Höhe von drei und ein halb Prozent jährlich ($. 36. sub No. 1. u. 2.) ent 
nommen, der Ueberreſt aber zum Erfaß der Berlufte am Ginfhußfapitale in ber Art verwendet, 
daß vorweg der vom Ginfhußfapitale der Privatperfonen etwa abgefäriedene Stelebetvun gebeitt 
werben muß. 

$. 38. Wenn ber Nefervefonds Dreißig Prozent bes — Kapitals erreicht * 
kann der zur Bildung des Reſervefonds beſtimmte Theil des reinen Gewinnes der Bank ($. 36 
zu 3) mit Unſerer Genehmigung bis auf bie Hälfte vermindert werden, während bie "andere 
Hälfte der Dividende zuwäͤchſt. 


Titel IL 
Bon der Berfaffung und Berwaltung der Bank. 


Ginheit des Inftitute. 

$. 39, Die Hauptbank in Berlin bildet mit ihren jegt ſchon beſtehenden und noch künftig 
zu errichtenden Remtoiren, Kommanditen und Agenturen. in den Provinzen ein gemeinfdaftli: 
ches, von der Finanzverwaltung des Staats unabhängiges Inſtitut. 

Ohne Unſere Genehmigung kann fein Provinzialkomtoir aufgehoben oder befchränft werben. 

Ueber die Errichtung neuer Provinzialfomteire behalten Wir Uns nad ben. Bedürfniffen 
bes Handels und Verkehrs die Enticheidung vor. 
8.40. Wir behalten Uns vor, den Sitz der Hauptbank und ihrer Komtoire jeberzeit vers 
legen zu können. 


Bankkuratorium. 
$. 41. Die Bank bleibt unter die allgemeine Oberaufſicht des Staats ‚geftellt, und 
wird folder auch ferner von dem Bankkuratorium ausgeübt. 
$. 42. Das Banffuratorium wirb fünftia beftehen: 
a) aus dem Präfldenten des Staatsrathe, 


x 
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b) aus bem jebesmaligen Juſtizminiſter, 
ec) aus dem jebesmäligen Finanzminifter, ‚ 
d) aus dem jedesmaligen Präfidenten des Handelsamts und 
e) aus einem fünften Mitgliede, welches Mir befonderd ernennen. 
Dafielde verfammelt ſich wierteljährlih. Die Verhandlungen werben zur weiteren Nachach-⸗ 
tung protokollariſch niedergefchrieben. 


Allgemeine Berfaffüng der. Bank. 


$. 43, Dem gefammmten Infitute ift ein vom Staate befoldeter Chef und Koͤniglicher Kom⸗ 
miſſarius und unter diefem ein Hauptbanf: Direftorium vorgefegt. 

$. 44. Das Hauptbanf:- Direktorium, fowie in den Provinzen die Komtoire, Kommanditen 
und Agenturen der Bank beforgen an ihrem Drte alfe vorfommende Gefchäfte, foweit foldye dem 
‚Chef der Banf nicht ausdrüdlich vorbehalten find. 

$. 45. Sämmiliche Beamte der Bank bleiben für die trete und vorfchriftsmäßige Auss 
führung der ihnen obliegenden Gefchäfte, mie bisher, nur Uns verantwortlich und behalten alle ’ 
Rechte und Pflichten unmittelbarer” Staatsbeamten. 

Kein Bankbeamter darf Bankantheile befigen. N 

8. 46: Die Befoldungen, &molumente, Gratififationen und PBenfionen ber Beamten ber 
Bank, fowie bie Unterftügungsgelder für deren Hinterbliebene, trägt, wie bisher, die Banf allein. 
Der Normal s Befolbungsetat, fowie der jährlidye Beſoldungs- und Penfionsetat, wird von Uns 
auch in Zukunft auf den Antrag des Chefs der Banf feſtgeſetzt. 

8. 47. Die Bankantheils-Eigner üben bie ihnen beigelegten Rechte durch eine Verſamm⸗ 
fung der Meiſtbetheiligten und durch die aus ihrer Mitte gewählten Ausſchüſſe unb Beigeorbs 
neten nach Maaßgabe biefer Bankordnung aus. 


Chef der Bank. 


$. 48! Der Chef der Banf wird von Uns ernannt und berichtet an Uns unmittelbar. 
Derfelde feitet die geſammte Bankverwaltung innerhalb der Beſtimmungen dieſer Ordnung, 
übrigens mit uneingeſchränkter Vollmacht und auf feine perſönliche Verantwortlichkeit. Er nimmt 
an ven Verſammlungen des Banfkuratoriums Theil, hält darin über den Zuftand der Banf umd‘ 
alle darauf Bezug habende Gegenitände Vortrag und giebt allgemeine Rechenſchaft von allen 
ihren Operationen und Gelhäftseinrichtungen. 

$: 49. Sämmtlidye Beamte, in Hinficht deren durch bie gegenwärtige Bankordnung nicht 
ein Anderes ausdrücklich feitgefegt ift, werden von dem Chef der Banf angeftellt, der zugleich 
das Erforderliche wegen der von ihnen zu beſtellenden Kautionen, fowie in den geeigneten Balz 
In wegen ihrer Stellvertretung, anorbnet. 

$. 50. Die Gefchäftereglements für das Haupfbanf: Direftorium, für die Provinzialfom: 
loire, Kommmanditen und Agenturen, fowie bie Dienftinftruftionen für die Beamten berfelben, 
erläßt der Chef der Bank im feinem Namen und verfügt bie erforderlichen Abänderungen der 
beſtehenden Reglements und Inftruftionen. Auch hat lediglich der Chef der Bank die Form zu 
beftimmen, in welcder die jährliche Rechnungslegung erfolgen foll. 
$. 51. Ueber die Befolgung der Beitimmung des $. 31. hat ber Chef der Banf bei eige: 
ner Verantwortung zu wachen und infonderheit auch daranf zu aditen, daß außer den zur Gi: 
derftellung der umlaufenden Noten beftimmten Baarbeftänden die zu ben übrigen Gefchäften ers 
forberlihen Baarfonds ftets in hinreihendem Maaße vorhanden find, 

$. 52. Der Chef der Bank erhält freie Dienftwohnung in dem Hauptbant-Gebäube "und 
ein befonderes Büreau, deſſen Koften gleichfalls die Bank trägt. Derfelbe faun fid zu den ihm 
obliegenden Gefdäften aller Mitglieder und Beamten des Hauptbanf: Direktoriums bedienen, aid) 
die Kommiflarien- und Borftände der Provinzialfonıtoire, fowie bie Mitglieder der Ausſchüſſe und 
> an bei diefen Komtoiren ($$. 104. und 108.), zu befonberen — ein⸗ 
erufen 

$. 63. Der Chef der Banf kann allen Sitzungen und Berfammlungen beiwohnen und 
führt in, folhen Fällen den Borfig. 
„= 54. Beſchwerden über bie Banfverwaltung müſſen bei dem Chef der Bank angebracht 
erben. | 


Hauptbanf-Direftorium, 

8. 55. Das Hauptbanf: Direktorium ift die verwaltende und ausführende Behörde, bat 
jebody bei feiner Verwaltung überall den BVorfchriften und Anweifungen bes Chejs der Bank 
‚Folge zu Teiften. 

$. 56.. Das Hauptbanf»Direftorium beſteht für jept aus Einem BPräfidenten und Fünf 
nn einſchließlich des Juſtitiarius. 

e Ernennung des Präſidenten und der Mitglieder des Hauptbank⸗-Direktoriums erfolgt 

durch Uns auf ben Borfclag des Chefs der Bank. Diefelben werden febenslänglich angeftellt 
und erhalten firirte Befoldungen. 
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$. 57. Der Präfident bes Gauptbank-Direltoriums if Stellvertreter des Chefs ber Banf, 
wenn von Uns in einzelnen Fällen nicht ein Anderes verorbnet iſt. 

Für die Vertretung des Präfidenten wie des Juſtitiarius und ber übrigen Mitglieder des 
Hauptbanf;Direftoriums hat in geeigneten Fällen der Chef der Bank zu forgen. 

$. 58. Das Hauptbanf- Direktorium tritt wöchentlich zu einer Konferenz zufammen, in 
welcher die Beichlüffe nah Stimmenmehrheit gefaßt werben. 

Die ſpeziellen Beiimmungen über die Wirkfamfeit der Mitglieder des Hauptbanfdireftos 
riums, über ihre Stellung au einander, über die Vertheilung ihrer Thätigfeit, fowie überhaupt 
über den zentralen fowohl als lofalen Gefchäftsbetrieb bei der Hauptbanf, foweit derfelbe nidyt 
durch diefe Banforbnung beftimmit ift, bleiben dem Geichäftsreglement ($. 50.) vorbehalten, 

$. 59. Die Disziplinargewalt über fümmtliche Beamte, mit Ausnahme der Mitglieder des 
Hauptbanfvireftoriums, übt im Aufirage bes Chefs und unter deffen fpezieller Leitung der Prä⸗ 
fivent des Hauptbanfvireftoriums aus, der ſich dabei vorzugsweife des Juflitiarius zu bedienen hat. 

60. Alle von dem Hanptbanfdireftorium mit der Unterjcrift von wenigftens- Zwei 
Mitgliedern defielben eingegangene Verbindlichfeiten, erfolgte Anträge, Grflärungen, Ausferti- 
gungen, Beſcheinigungen, Vollmachten u. ſ. w. find für die Bank gegen jede Behörde, inſon⸗ 
derheit gegen jede richterliche und Hypothekenbehörde, und gegen jeden Privaten verpflichtend. 
GEs it hierzu weder irgend eine weitere Bevollmächtigung des Direftoriums, auch nicht in den 
Fällen, wo die Geſetze ausdrüdlic eine Spezialvollmacht erheiſchen, noch ein Nachweis darũber 
erforderlich, ob das Direktorium ſelbſtſtändig und allein zu verfahren befugt war ober dazu einer 
hoͤheren Genehmigung bedurfte. 


Verſammlung der Meiſtbetheiligten. 


F.61. Die Verſammlung der Meiſtbetheiligten vertritt die Geſammtheit der Bankantheils⸗ 
eigner und wird aus deren Mitte durch diejenigen Zweihundert gebildet, welche nach den Stamm: 
büchern der Bank ($$. 10., 13.) am Tage der Berufung die größte Anzahl von Bankantheilen 
befigen, im Unferen Staaten wohnhaft und ihren Angelegenheiten ſelbſt vorzuftehen fähig find. 
Bei Gleichheit der Antheile entfcheidet die Länge der Befigzeit, und wenn auc dieſe gleich ift, 
das Loos. 

$. 62. Die Berfammlung biefer Meiſtbetheiligten findet am Sitze der Hauptbank wenig⸗ 
ſtens einmal jährlich im Monat Januar oder Februar ſtatt, fann aber auch jederzeit außerot⸗ 
dentlich berufen werben. 

Dieſelbe wird von dem Ehef der Bank jedesmal vier Moden vorher durch eine öffentliche 
Bekannmachung in den Berliner Zeitungen und in einem Lofatblatte derjenigen Drte, in denen 
Bankkemtoire beſtehen, außerdem durch befondere, der Poſt zu übergebende Anfdyreiben an: die 
rg berufen; fie fann gültig befdließen, wenn wenigſtens Dreißig Mitglieder gegenwär⸗ 
tig ſind 

Iſt auf ergangene Berufung eine beſchlußfahige Verſammlung nicht zu Stande gekommen, 
ſo iſt binnen Acht Tagen unter Angabe der Gegenſtände, hinſichtlich deren es eines Beſchluſſes 
‚bedarf, eine neue Verfammlung zu berufen, Die in dieſer Verſammlung erſcheinenden Mitglies 
der fönnen alsdann ohne Rüdfiht auf ihre Anzahl gültige Beſchlüſſe faſſen. 

$ 63. Bei Abftimmungen entfceidet die einfade Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleich: 
heit entideidet die Stimme beejenigen unter den anweſenden Meiftbetheiligten, welcher die größte 
Anzahl von Banfantheilen befigt. Jedes Mitglied hat ohne Rückſicht auf die Zahl der Bank⸗ 
Antheile, melde es befigt, nur Eine Stimme. Frauen fönnen in ber Berfammlung nicht ers 
feinen, bürfen fid) jedech durch folhe Bankantheilseigner, welde nicht zu den Meiftbetheiligten 
($. 61.) gehören, vertreten laffen, Korporationen und Anfalten * die Vertretung durch Spes 
zialbevollmächtigte geitattet. 

$. 64. Der Chef der Bank führt in den Verſammlungen "den Vorſitz, denen: auch bas 
Hauptbank-Direktorium als foldes beimehnt. Die Mitglieder defjelben können an der Berathung 
Theil nehmen, ohne jedoch ſtimmberechtigt zu fein. 

Außerdem kann den Berfammlungen jeder Inhaber eines Banfantheils beiwohnen, ohne 
an ber Beratung oder Abſtimmung Theil zu nehmen. 

Ueber die Verhandlungen und Beſchlüſſe wird ein Protokoll aufgenommen und außer dem 
Protoioufũhrer vom Chef der Bank, einem Mitgliede des Centralausſchuſſes und zwei Bankan—⸗ 
theilseignern unterſchrieben. 

$. 65. Die Verſammlung ber Meiſtbetheiligten empfängt jährlih den Verwaltungsbericht 
nebft dem Jahresabſchluß der Bank ($.97.), wählt die Mitglieder des Zentralausfchußes. ($- 66.) 
und befaließt über ihre Memotien ($.. 80. ), To wie über die Remotion ber Mitglieder der Pros 
vinzialausfhüfle ($. 107.), Spricht ſich im Kalle der beabfichtigten Vermehrung des Einſchußla⸗ 
pitals, ſowohl über das Bedurfniß, als über bie Art der Vermehrung und über bie in Folge 
derjelben erforderliche anderweitige Regulirung des Theilnahmeverhältniffes der Bankantheilseigs 
-ner und. des Staates an dem Gewinne: der Banf aus ($. 11.) und entfcheidet über ſolche Aens 
Bun. 58 Bankordnung, welche nur mit Zuſtimmung u Bautanipeifsrigure erfolgen 

önnen 


— 
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8: 66. Die Wahl des Zentralausfhufies erfolgt aus denjenigen Banfantheils + Eignern, 
welche wenigſtens je Fünf Banfantheile befigen und am Sige der Hauptbank wohnhaft find. 
Ausgefcyloffen find Frauen, Behörden, Korporationen und Anftalten. 

Es wird über jede zu befegende Stelle befonders, und zwar vermittelt unterfchriebener 
Bahlzettel, abgeftimmt. Wer die meiften Stinnmen erhält, iſt gewählt; bei Gleichheit der Stim⸗ 
men entfcheidet das Loos. Lehnt ein Bankantheils: Eigner die auf ihn gefallene Wahl ab, fo 
rüdt derjenige ein, welcher nad ihm die meiften Stimmen erhalten hat: lehnt auch biefer ab, 
fo der Nächſtfolgende u. f. w. 

$. 67. Es fann nur über folhe Anträge auf Abänderung oder Ergänzung der Banf- 
Ordnung in der Berfammlung berathen und ein Beichluß gefaßt werden, beren bei der Beru— 
fung in der öffentlihen Befanntmahung wie in den befonderen Anfchreiben ($. 62.) ausdrüd- 
lid Erwähnung geſchehen ift, 


Zentral:Ausfhuß,, 

$. 68. Der Zentral: Ausfhuß vertritt nah Maaßgabe der ihm durch biefe Orbnung beis 
gelegten Befugnifle die Danfantheils:Eigner der Verwaltung gegenüber. Derfelbe- wählt, Bes 
hufs der fortlaufenden ſpeziellen Kontrolle über alle Operationen ber Banf, aus feiner Mitte 
Drei Deputirte und ebenfoviel Stellvertreter, und ift auch befugt, im den geeigneten Fällen bes 
ren Suspenfion auszufprecen. i Fi 

Der Zentral: Ausihuß befteht aus Funfzehn Mitgliedern, von denen jährlich ein Drittel 
ausſcheidet, und zwar die erften zwei Jahre nad) dem Looje, fpäterhin aber nach dem Nlter bes . 
Eintritts. Die Ausfcheidenden jungiren bis zum Eintrüt der neu gewählten Mitglieder und 
fönnen jebesmal wieder gewählt werben. 

$. 69. Bei einzelnen Grledigungen, welche im Laufe des Jahres eintreten, kann ſich ber 
Ausſchuß felbft ergänzen. Die Wahl erfolgt in der $. 74. vorgefchriebenen Form und bebarf 
ber Betätigung des Chefs der Banf. Der Gewählte fungirt indeß nur bis zur nächſten Ber: 
ſammlung der Meiftbetheiligten. . . 

5. 70. Die Geichäftsführung derjenigen Mitglieder, welhe von ber Verſammlung ber 
Meiftberheiligten an Stelle der vor Ablauf der Zeit Ausgefchiedenen gewählt werden, dauert nur 
fo lange, als die ber legteren gedauert haben würde, : '® 

$. 71. Der Zentral:Ausfhuß verfammelt fid unter Vorſitz des Präfidenten bes Haupt: 
banf: Direftoriums‘ wenigitens einmal monatlid, fann aber von dem Chef der Banf und in feis 
nem Auftrage von dem Präfiventen des Hauptbanf: Direftoriums auch jederzeit außerordentlich 
jufammenberufen werden. Gr fann feinen Beſchluß faſſen, wenn nicht wenigftens Sieben Mit: 
glieder gegenwärtig find. , Die Beichlüffe werden nad) Stimmenmehrheit gefaßt; dem Präfiven- 
ten bes HanptbanfsDireftoriums fteht dabei fein Stimmrecht zu. ‘ 

Wenn bei einer Verſammlung des Central-Ausſchuſſes Sieben Mitglieder nicht gegenwärtig , 
find und and nicht herbeigerufen werden können, die zu fafienden Befchlüffe aber feinen Nufs - 
ſchub leiden, fo ift diefe Zahl von dem Vorfigenden durch Zuziehung derjenigen Banfantheilss 
Eigner, welche bei der Wahl ($. 66.) die nächſt meiften Stimmen hatten, zu ergänzen. "Sind 
auch ſolche nicht vorhanden oder herbeizurufen, fo geſchieht die Ergänzung vermittelt Zuziehung 
anderer durch Wahl der anmwefenden Nusfhuß:Mitglieder zu beſtimmender Banfantheilss Eigner. 
Die auf folde Weiſe Zugezogenen ſind alsdann fuͤr dieſen Fall ſtimmberechtigt. 

Das Protokoll über die Verhandlungen und Beſchlüſſe der Verſammlung wird von dem 
Vorſitzenden, zwei Ausſchuß-Mitgliedern und dem Protokollführer unterzeichnet, und demnächſt 
von dem Hauptbank⸗Direktorium dem Chef der Bank eingereicht. 

$. 72. Die Mitglieder des Hauptbanf:Direftoriums wohnen den Verfammlungen bes Gens 
— bei und nehmen an den Diskuffionen deſſelben, nicht aber an den Abſtimmungen 

ei 

$. 73. Die Mittheilungen zwifchen dem Hauptbanfs Direktorium und dem Central: Auss 
fhufie, fo wie zwiſchen dem legteren und dem Chef ver Banf, erfolgen ohne förmlichen Schrift: 
wechſel durch Wermittelung des Präfidenten des Hauptbanf-Direftoriums, — 

. 74. Die Wahl der Deputirten des Central-Ausſchuſſes und ihrer Stellvertreter erfolgt 
mitteiſt werbediter Stimmzettel für jede Stelle befonders, Gewählt ift nur derjenige, welder 
bie abfolute Stimmenmehrheit der anwefenden Mitglieder erhalten hat. Wenn ſich aud) bei der 
zweiten Abflimmung eine ablolute Stimmenmehrheit nicht herausftellt, fo find die beiden Kan⸗ 
didaten, welche bie meiften Stimmen haben, auf eine engere Wahl zu bringen. Bei Stimmens 
gleichheit enfheidet das Loos. 

— 8. 76. Dem Gentral:Ausfhuß werden in jedem Monat die wöchentlich anzufertigenden 
Nahmeifungen über die Diskontos,. Wechſel- und Lombarbbeftände bei der Hauptbanf und in 
ben Provinzen, über den Betrag der nmlaufenden Banfnoten und der vorhandenen Baarfonds, 
über die Höhe-und den Wedel der Depofiten, über den An- und Verfauf von Gold und Sil: 


ber, fremben Wechſeln und öffentlihen Effekten, über die Bertheilung der Fonds unter die Roms 


toire u. f. w. zur Einficht vorgelegt und zugleich die Grgebnifle der orbentlihen und auferors 


‚bentlihen Kaffenreviflonen bei der Hauptbanf wie bei. den ProvinzialsKomtoiren, fo wie die Ans 


* 
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fihten und Vorſchlaͤge bes Hanptbanf-Direktoriums fiber den Gang ber Gefchäfte im Allgemei: 
nen und ‚über bie etwa erforderlichen Maaßregeln mitgetheilt. 
$. 76 Allgemeine Gefhäfts«Neglements und Dienft-Inftruftionen ($. 50.) müſſen dem 
Eentral:Ausfchufle, foweit fie beitehen, fünftig aber jedesmal alsbald nad ihrem Erlaſſe zur 
Kenntnifnahme mitgetheilt werden. ’ j j 
$. 77. Ueber Abänderungen des Normal: Befoldungsetats für die Beamten der Bank 
($. 46.) if jedesmal zuvor der Central-Ausſchuß au hören. 
$. 78. Bei Befegung erledigter Stellen im Hauptbanf: Direktorium, mit Ausnahme ber 
Stelle des Präfldenten, hat der Chef der Banf, bevor er deshalb feine Anträge macht ($. 56.), 
den Gentral:Auefhuß mit feinen Gutachten zu hören und im geeigneten Füllen deſſen Vorſchläge 
zu erfordern. = 
$. 79. Borfchläge über Abänderungen diefer Bankordnung ($. 16.), ſowie wegen Erhöhung 
bes Einfhußfapitals der Privatperfonen ($. 11.), welche an die Generalverfammlung gebracht 
werben follen, müfen zuvor dem Centräl-Ausſchuſſe zur Begutachtung vorgelegt werben. 
$. 80. Die Mirglieder des Ausfchufes beziehen als ſolche feine Befoldung. J 
Wenn ein Ausſchußmitglied das Bankgeheimniß ($. 113.) verlegt, die durch fein Amt er 
langten Auffchlüffe gemißbraucht oder fonft das öffentliche Wertrauen verloren hat, odet wenn 
durch daſſelbe überhaupt das Intereſſe des Inftituts gefährdet erfcheint, fo iſt die Verſammlung 
ber Meiftbetheiligten beredstigt, feine Remotion zu beichließen; es muß ihm jedoch ber betreffende 
Antrag wenigſtens vierzehn Tage vorher durch den Chef der Bank angezeigt werden. 
‚Ein Ausihußmitglied, welches in Konkurs geräth, feinen Wohnfig verlegt, während eines 
halben Jahres den ordentlichen umd außerordentlichen Berfammlungen nicht beigewohnt oder bie 
Banfantheile, die es nach $. 66, befigen muß, veräußert oder verpfändet hat, wird für ausge: 
ſchieden erachtet, 


Deputirte des Gentralausfchuffee. 


$.81. Die Deputirten des Gentralausfchuffes üben die fortlaufende Kontrole über die Verwal: 
tung der Bank fowohl im Allgemeinen als im Einzelnen. Sie werden jedesmal auf Ein Jahr 
gewählt, fönnen jedoch nadı Ablauf biefer Friſt ftets wieder gewählt werben. R- 

Die Steflvertreter werden aleidhfall® auf Ein Jahr gewählt und find im Fall der dauern⸗ 
ben Berhinderung oder des im Laufe des Jahres erfolgenden Abganges eines Deputirten von 
- Chef der Bank nach der Neihefolge, in welcher fie gewählt worden, zur Stellvertretung zu 

erufen, Ä 
$. 82. Die Deputirteri behalten Sig ımd Stimme im Central-Ausſchuſſe und find außer 
ben berechtigt, allen Konferenzen des Hanptbanf : Direftoriums beizuwohnen. Sie mahen in 
legteren die Berfchläge und Berherfungen, welche fie für erforderlich und nüglid halten, und 
nehmen an ber Berarhung Theil, ohne jedoch bei der Beſchlußnahme eine entfcheidende Stimme 
zu haben. Sie können bei dem Präſidenten jederzeit auf außerordentlihe Zufammenberufung 
des HauptbanfsDireftoriums antragen. . 

F. 83. Außerdem find die Deputirten fo berechtigt als verpflichtet, in den gewöhnlichen 
Geſchaͤftsſtunden und im Beifein eines- Mitgliedes des Hauptbanf-Direftoriums, son Dem Gange 
der Geichäfte überhaupt, fowie von den gemachten Geſchäften, ſpezielle Kenntniß zu nehmen, die 
Bücher und Portefeuilles der Banf einzuſehen und den monatlicdyen ordentlichen, fowie den-ans 
ßerordentlich abzubaltenden Kaflen-Mevifiunen beizuwohnen. Ueber ihre MWirkfamfeit in dem 
verfloffenen Monate erftatten fie in den monatlichen Verſammlungen des Gentral: Ausfhufles 
mündlic, Bericht und fnüpfen daran ihre Bemerkungen über den ferneren Gang der Verwaltung. 

$.. 84. Das Verzeichniß der zu den Verſammlungen einjuberufenden Meiftbetheiligten 


(8. 61.), ſowie das Verzeichniß der zu Mitgliedern des Eentral-Ausſchuſſes und der Provinzial; 


Ausſchüſſe, fowie zu Beigeorbneten bei den Provinzial:Gomtoiren wählbaren Bankantheils-Eigner 
($$..-66., 105.), wird fünftig mit Zuziehung der Deputirten feftgeftellt.- Auch haben diefelben 
ſich zu überzeugen, daß die Ginladungen zu den Verfammlungen der Meiftbetheiligten: ($. 62.) 
fammtlich und rechtzeitig erfolgt find. BER vr 

8. 85. Hat ein von dem Gentral-Ausfhuß gewählter Deputirter oder Stellvertreter das 
Bantgeheimniß verlegt ($. 113), die durch fein Amt erlangten Aufſchlüſſe gemißbraucht, oder 
fonft das öffentliche Vertrauen verloren, oder erfcheint dur denfelben überhaupt das Intereſſe 
des Inſtituts gefährdet, fo ift ber Ausſchuß berechtigt und verpflichtet, auf den Antrag des Chefs 
der Banf und nad Anhörung dev Bertheidigung, über die Suspenfion eines folhen Deputirten 
oder Stellvertreters von feinen Funktionen bis zu der definitiven Entſcheidung durch bie Ber: 
fammlung ber Meiftbetheiligten ($. 80.) zu befchließen. Der fofortige freiwillige Rücktritt des 


—— Deputirten oder Stellvertreters als Mitglied des Ausſchuſſes hemmt jedes weitere 
Verfahren. ** 


. 86. Beſondere Beſtimmungen' über den Geſchäftabetrieb bei ber . 
Hauptbanf. Bi, 7 N 


Diejenigen Arten von öffentlihen Effekten und Waaren, auf welche nad $- 5. Darlehne 


1846, (2. 5. Ott.) 219 


gegeben werben können, ſowie bie Höhe bes Abfchlages von dem Kurfe ober Werthe berfelben, 
unterliegen, nadı Anhörung des Gentral-Ausfchufles, der Feſtſetzung des Chefs der Banf. 
$. 87. Der Gefammtbetrag, bis zu welchem in Berlin wie bei den Komtoiren, öffentliche 
Effekten und Waaren und die verfchiedenen Arten berfelben: beliehen. werden können, fowie ber 
Disfont: und Zinsſatz in Berlin und bei den Provinzialfomtoiren wird von bem Hauptbank— 
Direktorium mit Genehmigung des Chefs der Bank beftimmt, und hat der Leßtere darauf zu 
fehen, daß der: Disfont: und Zinsfag möglichſt gleihhmäßig erhalten werde. \ 
- $. 88. Veränderungen des Disfeontiages, zeitweife Verkürzung ber Verfallzeit ber zu bie: 
Tontirenden Wechſel und Gffeften und. Verkürzung der Frift, auf welche Darlehne gewährt wer 
den: ($$. 4., 5.), fo wie zeitweife allgemeine Befchränfung der Höhe der zu bewilligenden Kres 
bite, fönnen ohne vorherige Berathung im Gentzal:Ausfhufle nicht angeorbnet werben. Auch 
muß zur Feftitellung der Anfiht des Ausſchuſſes über dergleihen Maaßregeln abgeftimmt und 

das Ergebniß der Abftiimmung regiftrirt werben. . 
$. 89. Die allgemeinen Beftimmungen über die Annahme fund DVerzinfung folder Devo- 


fiten, hinfichtlich welcher feine Verpflichtung für die Bank befteht ($. 27.), unterliegen der Bes | 


rathung und Beſchlußnahme des Gentral:Ausihuffes. 
- Bei Meinungsverfchiedenheit zwiichen dem Hauptbank-Direktorium und dem Gentral: Aus» 

fchuffe entfcheidet der Chef der Banf. 

$. 90. Der Ankauf von Staatsfhuldfcheinen und anderen öffentlichen zinstragenden Effek⸗ 
ten für Nehnung der Banf fann nur erfolgen, nadydem die Höhe des Betrages, bis zu welcher 
die Fonds der Bank zu diefem Zwecke verwendet werden können, .zuvor mit Zuftimmung des 
Gentral:Ausfchuffes fefigefegt if. Die Zeit und die Bedingungen bes Ankanfes, fowie die Aus: 
wahl ber Gffeften, ift Sadye der Ausführung. 

$. 91. Gefchäfte mit der Staats-Finanzverwaltung und mit den Geldinftituten des Staats, 
unterliegen allen: im biefer Bankordnung enthaltenen Bertimmungen ebenfo ald wenn die Banf 
mit Privatperfonen abſchließt. Wenn dabei innerhalb jener Beftimmungen andere als bie all- 
gemein geltenden Bedingungen bes Banfverfehrs in Anwendung fommen folfen, fo müſſen foldye 
Geſchäfte zuvor zur Kenntniß der Deputirten gebracht, und wenn aud nur Giner derfelben dar: 
auf anträgt, von dem Hauptbanf-Direftorium dem Central-Ausſchuſſe vorgelegt werden. Sie 


müffen unterbleiben, wenn der letztere nicht in einer befchlußfähigen Berfammiung mit Stim⸗ 


menmehrheit für die Zuläſſigkeit ſich ausſpricht. 

$. 92. Bei Geſchäften mit Aktiengeſellſchaften, Privatbanken, Kaſſenvereinen u. ſ. w. kann 
das Haupibank-⸗Direktorium deren nähere Modalitäten, insbeſondere bie Höhe des zu bewilligen— 
den Kredite zum Gegenftand der Berathung im Gentral:Ausfhuffe mahen; darf jedoch alsdann 
das von ihm vorgefchlagene und von dem Ausichuffe gebilligte Marimum des zu gewährenden 
Krebits ohne Zuftimmung des letzteren nicht überfchreiten. 

Sollten ſich dieferhalb fväter Meinungsverfchiedenheiten zwifchen bem KHauptbanf : Direfto: 
rium und dem Central⸗Ausſchuſſe hetausftellen, fo entfcheidet auf den Antrag bes erfteren ber 
Chef der Banf. 
| $. 93. Die Anfertigung der Banknoten und ber Umtaufch ber befhädigten Banfnoten 
($. 30.) erfolgt unter Mitaufficht, und die Weberweifung derfelben an das Hauptbanf »Direfto: 
rium über ben bereits erhaltenen Betrag hinaus auf den Antrag des Chefs der Bank, umter 
Zuziehung der Deputirten des Ausſchuſſes. j s 
“Die Ausgabe von Banknoten, die auf ein befonderes Brovinzial:BanfsKomtoir ausgefertigt: 
und bei diefem jederzeit zu realifiren find ($. 32.), fann nur mit Genehmigung des Chefs der 

"Banf und nad Anhörung des Central-Ausſchuſſes erfolgen. _ 

$. 94. Fuür die Meberttagung und BVerpfändung der Banfantheile in den Stammbüchern 
der Banf fann das Hauptbanf-Direftorium mit Zuftimmung des GentralsAusfchufles eine mäßige 
‚Gebühr feftfegen und zum Bortheil der Bank erheben. 

Bei Meinungsverfciedenheiten zwifchen dem Direktorium und dem Ausfchuffe erfolgt die 
"Entfheidung durch den Chef der Banf. 

$. 95. Nah vollendeten Jahresabfchluffe legt das Hauptbanf: Direktorium dem Central: 
Ausſchuſſe einen alle Zweige der Verwaltung umfaſſenden Geſchäftsbericht, eine unter firenger 
Würdigung zweifelhafter Forderungen, nad) Berichtigung der Binfen, Abzug aller Untoften und 
Berlufte anfgeftellte Vermögens » Bilanz und Gewinnberedinung nebſt Vorſchlägen über bie 
Bertheilung des Gewinnes, die Höhe der Dividende für die Banfantheils:Gigner und die etwa- 
nigen Zus und Abfchreibungen bei den Ginfhußfapitafien und beim Neferve: Fonds, zur Prüfs 
ung vor und überreicht folbe mit dem Gutachten des Gentral: Ausfchuffes begleitet dem Chef 
der Banf zur definitiven Feſtſetzung und Ertheilung det Decharge. 

$. 96. Die Prüfung der Bilanz erfolgt anf den Grund der Bücher ber Hauptbank durch 
bie Deputirten, bie über das Ergebniß bderfelben an. den Gentral:Ausfhuß Bericht erftatten, das 
von dieſem nach $. 95. zu erftattende Gutachten entwerfen, folhes nad) erfolgter Genehmigung 
von ben Mitgliedern des Ausfchuffes vollziehen laflen und dem Hauptbank-Direftorium einreichen, 

$. 97. In der orbentlihen jährlichen Generalverfammlung der Meiftbetheiligten legt der 

Chef der Bank den von ihm auf Grund der $. 95. gedachten Verhandlung entworfenen. Vers 


* 
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waltungsbericht nebft dem Jahresabſchluſſe vor, erflärt den Betrag der ibende für das abge 
laufene Jahr, läßt die erforderlichen Wahlen vornehmen und über die von ihm fonft zur. Bera: 
thung gebradhten Angelegenheiten der Banf abftimmen. 
Der Verwaltungsbericht nebit dem Jahresabſchluſſe und ber Nachricht über die Dividende 
ber Banfantheilscigner wird gedrudt und unter die Letzteren vertheilt; auferben in einem Au 
zuge mit der Nachricht über Zeit und Ort der Divivendenzahlung durch die öffentlichen Blätter 
zur allgemeinen Kenntniß gebracht. 

$. 98. Die Aueézahlung der Dividenden an bie Banfantheilseigner gegen bie den Banfı: 
antheilsicheinen beigefügten Dividendenfdeine geichieht bei der Hauptbanf, den PBrovinzialtom: 
toiren, oder auch an andern von Chef ber Bank zu beftimmenden Orten. Mit Zuflimmung 
bes Central⸗ Ausſchuſſes kann die Dividendenzahlung auch halbjährlid und zwar dergeſtalt erfol⸗ 
gen, daß mit Ablauf des erſten Halbjahres eine Dividende bis zu Zwei Prozent von ben eins 
— Kapitalien, der Ueberreſt aber nach dem Jahresabſchluſſe ($. 97.) gezahlt wird. 

ividendenrücftände verjähren in vier Jahren, von der Verfallzeit ($. 97.) an gerechnet, 

zum Bortheil der Banf. | 

$. 99. Die Bank hat monatlid eine Ueberſicht des Betrages der umlaufenden Banknoten, 
äcceptirten Giro⸗Anweiſungen und fonftigen Paſſiva, fowie andererfeits der in den Bankkaſſen 
vorhandenen baaren Beftände, Kaflenanweifungen, Gold: und Silberbarren unb der in öffent: 
lichen Gffeften ober in diefontirten und angefauften Wechſeln oder gegen Unterpfand belegten 
Summien durch die Allgemeine Preußifche Zeitung öffentlich befannt zu machen. 

Wir behalten Uns vor, diefer Veröffentlihung eine weitere Ausdehmung zu geben, insbes 
ſondere auch bie wöchentliche Bekanntmachung anzuorbnen, 


- Provinzial: Banffomtoire. 


$.100. Die Provinzial-Banflomtoire beforgen an ihrem Drte afle vorkommenden ober ihnen 
befonders übertragenen Geſchäfte und find zunächſt dem Haupibanf: «Direktorium untergeorbnet, 
$. 101. Der Vorſtand befteht wenigſtens aus Zwei Mitgliedern, die in der Regel lebend: 
länglic angeftellt werben. Derſelbe beforgt die vorfommenden Gefchäfte unter Auffict Bines 
Banklommiſſarius, der zugleich Juſlitiarius if. 

Die Ernennung des Banffommiflarins erfolgt durch Uns auf ben Vorfchlag bes Chefs ber 
Banf, der in geeigneten Fällen auch für die Vertretung deffelben zu forgen hat. 

— Wo die Verwaltung gegenwärtig noch Einem Banfdireftor oder Banffommiffarius anver: 
traut ift, bleibt folde unter den übrigen durch biefe Ordnung vorgefchriebenen Mobalitäten -bis 
zum NAbgange diefes Beamten beitehen. 

$. 102. - Der Borftand fertigt jährlih die Klaſſifikation ber den Handlungshäufern, Fa⸗ 
brikunternehmern und ſonſt bei dem Komtoir frebitfucenden Geſchäftsleuten zu bewilligenden 
Perſonalkredite, jedoch unter Einverſtändniß und Mitzeichnung bes Bantfommiffn rius an, reicht 
fpldye dem Hauptbanf- Direktorium zur Feſtſetzung und beantragt nöthigenfalls im Laufe 
bes Jahres die erforderlichen Bervollitändigungen und Berichtigungen. e 

$. 103. Die fchriftlidhen Ausfertigungen werben vgn dem Vorftande vollzogen. Alle 
Wechſel, Giri, Accepte, Geldanweiſungen, Duittungen, Interimsicheine, Pfandfheine und fons 
flige Empfangsbekenntniſſe und Verpflichtungen müflen von Zwei Vorftandsbeamten oder deren 
Stellvertretern- unterschrieben fein. ° Mo gegenwärtig noch Gin Banfvireftor oder Banfkommiflas 
sine die Verwaltung führt, behält es bei der beftehenden. Einrichtung fein Bewenden. 


Provinzialaueſchuß. 


$. 104. Kei jebem Brovinzial:Banffomtoir fol, wenn fidy eine hinreichende Anzahl gteignes 
ter Banfantheilseiguer am Sie deffelben vorfindet, ein Ausſchuß von wenigſtens 6 und höch⸗ 
ſtens 10 Mitgliedern beſtehen. 
— Gs ſcheidet jährlich die Hälfte aus, das erſte Mal nach dent Looſe, demnächſt aber nad 
dem Nlter des Eintritts. . 
$..105. Der Auefhuß wird von dem Chef der Banf ans einer. doppelten Lifte gewählt, 
bie einerfeits von dem Banffommiflarius, andererfeits von dem Gentral-Ausfchufle aus benjenis 
‚gen Bankantheils:Gignern aufgeftellt wird, welde am Sitze des Komtoirs oder in deſſen un⸗ 
mittelbarer Nähe wohnhaft ſind und wenigſtens Drei Bankantheile beſitzen. 
Einzelne Erledigungen im Laufe des Jahres werden auf gleiche Weiſe erſetzt, -umd inder 
auf die Gewählten die Beſtimmung des $. 70. Anwendung. 
$. 106. Der Ausfchuß fritt regelmäßig alle Monate unter dem Borfike des Bankkom⸗ 
‚miffarins zufammen. Diefer theilt bemifelben eine allgemeine Ueberfiht der Geihäfte des Koms 
toirs in dem verfloffenen Monate, die Veränderungen in- der Gefhäftseinrichtung und bie von 
der Gentralverwalting ergangenen allgemeinen Geicäftsanweifungen mit und fit die in ber 
Derfammlung zu Protokoll gegebenen Anträge und Vorſchläge des Ausſchuſſes mittelft: Berichts 
an ben Chef der Bank. 
26 — Borftanbebeamten wohnen den Berfammlungen bei und nehmen an ben- Peratfuugen 
eil. 


* 
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.. Meber die Verhandlungen wirb in der Berfammlung ein Protofoll aufgenenmen und von 
dem Bankkommiſſarius amd Zwei Ausihußmitgliedern unterzeichnet. 
$. 107. Die: Beſtimmungen bes $. 80. finden auch auf, die Mitglieder des Provinzial⸗ 
aueſchufee Anwendung- 


Beigeorbnete, 


8. 108. - Der Ausschuß wählt in der im $. 74. beftimmten Art aus feiner Mitte auf Ein 
Jahr Zwei bis Drei Beigeordnete nebft Einen oder Zwei Stellvertreter. Diefelben bleiben Mit: 
glieder des Ausſchuſſes. 

6. 109. Wo . — nicht beſteht, erfolgt die Wahl in der $. 105. beſtimmten Art 
durch den Chef der B 

$. 110. Die — eines Beigeordneten in dem im $. 85. vorgeſehenen Falle erfolgt 
nad, Anhörung des Zentralausſchuſſes allemal definitiv durch den Chef der Banf, ber’ nöthigen: 
falls auch fofort wegen einer neuen Mahl das Grforderlihe veranlaßt. Im Uebrigeh finden bie 
Beftimmungen des $. 80, andy auf die gemäß $. 109. von dem Chef’ der Banf beſtellten Bei⸗ 
geordneten Anwendung. 

$. 111. Die Beigeordneten find berechtigt und verpflichtet, ſoweit es ohne Störung der 
täglichen laufenden Gefchäfte geſchehen kann, dem Borftande ihre Anfichten über, ben Gang ber 
Geſchäfte umd über zu ergreifende Maaßregeln mitzutheilen, fowie demfelben in einzelnen Fällen 
auf defien Angehen Rath und Auskunft zu geben, von den Geſchäften Kenntniß zu nehmen, bie 
Bücher und Portefeuilles einzufehen und dem Banffommiflarius bei den außerordentlichen und 
ordentlichen Kafjenrevifionen au aſſiſtiren. Bei der Anfertigung der Klafffifation der zu bewil⸗ 
ligenden Perſonalkredite (5. 102.) fann fid ber Borftand ihres Rates umb ihrer. Beihälfe 
bedienen, 

Beſondete Bemerfungen über ben Gang und die Führung der Gefchäfte theilen fie dem 
Dauftemuifarins mit, welder fie auch bei den Konferenzen mit dem Borftande zuzuziehen hat, 


Kommanditen und Agenturen, 


- -$, 112. Die Errichtung von Banffommanditen und Agenturen in den Provinzen, ſowie 
die Aufhebung und Verlegung derſelben bleibt dem Chef der Bank überlaſſen, und werden deren 
Verfaſſung und Befugniſſe von demſelben jedesmal beſonders beſtimmt. 


Bankgeheimniß. 


. 113. Sämmiliche Beamte, die Mitglieder der verſchiedenen Ausſchuſſ⸗ e, namentlich Alle 
ROH de. welche Behufs der Reviffon und Kontrolle zur Einfiht der Yicher und Portefeuilfes 
berechtigt find, find verpflichtet, über alle einzelne‘ Gefhäfte der Bank, beſonders über die mil - 
Brivatperfonen, über den Umfang des benfelben geftatteten Kretits, ſowie über die Zahl der 
Bankantheile, welche Ginzelne beſitzen, das unverbruͤchlichſte Schweigen zw beobadıten, Die Des 
putirten des Zentralausſchuſſes und ihre Stellvertreter, fowie die Beigeorbneten bei den Provin- 
zialfomtoiren find zur Bewahrung des Geheimnifies mittelft Handiclages‘ an Eides Statt vor 
Antritt ihrer Funktionen befonders zu verpflichten. 


ne | Titel IHM. 
Allgemeine und befondere Rechte der Ban. 


$. 114. Die Hauptbanf fowohl als ihre Komtoire und Kommanditen haben bie Gigens j 
fchaften juriftifher Perfonen und können als folhe gültig Rechte erwerben und Verpflichtungen 
eingehen, ‚insbefondere das Eigenthum von Grundjtüden und Hppothefenrechte erwerben. Es 
finden auf ihr Mechtöverhältniß zu einem Dritten bie allgemeinen Gejege und die darin hinſicht⸗ 
. lid) der Bank enthaltenen befonderen Beftimmungen in foweit Anwendung, als nicht in der, 
jeßigen: Orbuung abweidende Beftimmungen getroffen find. - 

$. 135.. Die Hauptbanf hat ihren Gerichtsftand bei. dem Kammergericht in Berlin; die 
Komtoire und Kommanditen in den Brovinzen haben ihren Gerichtsftand bei dem Obergeriht, 
und in dem Bezirfe*des Appellationsgerichts "zu Cöln bei bem Landgerichte, innerhalb deſſen 
Sprengel ſie ihren Sitz haben. 
$..116, Die Banf, fowie ihre Komtoire; Kommanbiten und Agentuten, haben alle Rechte 
bes Fiskus, insbejondere verbleibt ihnen die Stempel:, Sportels und Portofreiheit in dem bishe⸗ 
rigen Umfange.. Das dem Fiskus bei Konfurfen oder fonftigen Prioritätsverfahren gebührenbe 
Borzugeredt fteht ihr ſedoch nur zu im Vermögen ihrer Beamten wegen Anſprüche aus deren 
Amtsverwaltung:: ._” 

8: 117. Wenn jm Lombardverkehr ein Darlehn zur Verfallzeit nicht zurückgezahlt wird, 
ſo iſt die Bank berechtigt, das Unterpfand durch einen ihrer Beamten ober einen. vereideten Nat⸗ 
ler an der Börſe, oder mittelft einer von ihren Beamten oder einem Auktionskonmiſſarius ab⸗ 
zuhaltenden öffentlihen Auftion zu verfaufen und fih aus dem Grlöfe wegen Kapital, Zinjen 
und Koften bezahlt zu machen, ohne den Schuldner erſt einflagen zu bürfen.:. 

Bei eintretender Infuffigienz des Schuldners ift die Bank nicht verpflichtet, das Unterpfanb 
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zu deſſen Konkurſe herauszugeben. Ihr verbleibt vielmehr audy in dieſem Falle das Mect des 
außergerichtlichen Verkaufs mit der Verbindlichkeit, gegen Rüdklieferung des Pfandſcheins den nad 
ihrer Befriedigung nod vorhandenen Neft der Löfung zur Konkursmaſſe abzuliefern. 


$. 118. Die der Banf anvertrauten Gelder fönnen niemals mit Arreft belegt werben. 


$. 119. Wegen des Aufgebots und der Amortifation verforener ober vernichteter Banks 
Antheils⸗Scheine ($. 10.) kommen die wegen der inläntiihen Staatspapiere beftehenden Geſetze 
mit der Maafgabe in Anwendung, daß an Stelle der mit der Kontrolle der Staaispapiere be: 
auftragten Behörde überall das Hauptbanf-Direftorium tritt, 

Megen der verlorenen oder vernichteten Dividendenfcheine ($. 10.) ift ein öffentliches Auf: 
gebot 4 gerichtliches Amortifationeverfahren überall nicht zulälfg und eben fo wenig eine Klage 
auf Zuftellung anderer Dividendenſcheine an Stelle der verlorenen oder vernichteten. 

$. 120. Wer Banfantheilsiceine und Dividendenfdreine ($. 10.), Noten ($. 29.), Depos 
ſitalſcheine (F. 3.) und Lombardpfandſcheine der Banf, fowie die Obligationen und Interims- 
ſcheine, weldye diefelbe für die bei ihr belegten Rapitalien ausfertigt, verfälicht oder nachmacht, 
oder dergleichen verfälfchte oder nachgemachte Papiere wiſſentlich verbreiten hilft, foll glei dem: 
jenigen beſtraft werden, welder falſches Geld unter landesherrlihem Gepräge gemünzt ober ver- 
breitet hat. 

(A. % NR. Th, IL Tit. 20. $. 267.5; ©. v. 8. April 1823. ©. ©. ©. 43.; 
8. D. v. 18. April 1835. ©. ©. ©. 67.) - 

Die gegenwärtige Banforbnung erhält mit dem 1. Son. 1847. Geſetzeskraft, und tgeten 
mit diefem Tage fowohl das Banfreglement v. 29. Dft. 1766., insbefondere die darin vom Staat 
übernommene allgemeine Garantie für die Eicherheit der Banf, als aud die B. v. 3. Nov. 
“1817. (©. ©. ©. 295.) fowie die ihren weſentlichen Beſtimmungen nach in dieſe Bankordnung 
—— im übrigen ‚aber erledigte O. v. 11. April 1846. (G. €. ©. 153.). außer 

aft 

— unter Unſerer re Unterichrift und beigedrucktem Königl. Infiegel. 

egeben Grbmannsdorf, d. 5. Dft. 1846. (L. S.) Friedrih Wilhelm, 
v. Boyen. Mühlen, Rother. Eichhorn. v. Thile v. Savigny. 
v4Bodbelfhwingh. Gr. zu Stolberg. Uhden, Sch. v. Ganip. 
v. Düesberg. ‘ 


Alerb. 8.D. v. 5. DE. 1846,, betr. die Einrichtung eines obern Schieds⸗ 
gericht in Berliu zur Entfcheidung aller Streitigfeiten in Nennangeles 
genheiten in zweiter und letter Inſtanz. 


[G. ©. 1846. ©. 482. No. 2771.) 


Auf Ihren Bericht v. 4. Juni d. 3. genehmige IH, "baf das hierbei mrrucfolgenve allge⸗ 
meine Rennreglement den Vereinen, welche Rennen mit edlen Pferden abhalten, zugefer⸗ 
tigt werde und bei denjenigen, welche fib zur Annahme befielben bereit erflären, hinficht: 
lich aller darin feſtgeſetzten Punkte verbindlihe Kraft imd Geltung erhalte. Zu dieſem Behufe 
will Ic den über das ſchiedsrichterliche Verfahren getroffenen Beitimmungen, wonad in Renns 
ftreitigfeiten, mit Ausfchließung der ordentlichen Gerichtsbehörden, in erfter Inſtanz von ben 
Schyiedsgericyten der einzelnen Vereine und bemnächit, wenn die Parteien bei beren Ausſpruch 
fid) nicht beruhigen, von einem obein Scyiedegerichte entfchieden werden foll, die erbetene Beftäs 
tigung ertheilen, indem Ich hinfichtlih der Zufammenfegung und der Befugnifie dieſes obern 
Sciedsgerichts, fowie des weitern Verfahrens gegen befien Entfcheidungen, Nachſtehendes feſtſetze 
‚und vefp. genehmige: 

1) das obere Schiedsgericht, weldes alle: Streitigkeiten in Mennangelegenheiten in zwei⸗ 
ter und letzter Inſtanz zu entfcheiden und feinen Sitz in Berlin hat, ſoll beſtehen: 

a) aus dem jedesmaligen Oberftallmeifter und Chef ber Geftütverwaltung;; 

.b) aus zwei Näthen des Minifteriums bes Innern; 

c) einem Rath des Juftizminifteriums ; 

d) dem Juſtitiarius und vortragenden Nath der Geftütr und Ober⸗Marſtallver⸗ 
waltung, und 

e) vier techniſchen, von den Borftänden ſaͤmmllicher Neımvereine von drei zu drei 
Jahren zu wählenden Mitgliedern oder deren Stellvertretern. 

*2) Daffelbe Hat die Befugniß, in allen zu feiner Entfheidung kommenden Fällen eidliche 
Zeugenvernehmungen und anderweitige Grmittelungen des Thatbeftandes durch bie be⸗ 
treffenden Gerichtsbehoͤrden zu veranlafen, welche verpflichtet find, ‚ feine MRequiſi⸗ 

tionen überall zu genügen. 

3) Es bearbeitet alle ihm zugehende Sachen ebuͤhrenftei und dürfen nur bie: baaren 
Auslagen für Kopialien, Stempel und Poftporto in Anfag gebracht werden. 

4) Gegen die von dem obern Schledsgerichte ergangenen Ausſprüche findet Fein anderes 
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Nechtsmittel ftatt, als die Mictigfeitäbefchwerbe, in ſoweit ſolche nach der V. v. 14. 
— —— und den dieſelbe ergänzenden und erlaͤuternden Beſtimmungen zu bes 
gründen i 
Die Entiheidung ſteht ſonach allein dem-Geheimen Dber:Tribunale zu, weldes in allen Fällen, 
wo es auf Umſtaͤnde ankommt, zu deren vollftändiger Grläuterung und Beurtheilung genaue 
Kenntniß des geſammten Nennwefens, e — iſt, einen vom Chef der Geſtüt- und Ober: 
Marftallverwaltung zu ernennenden Sa zu bei Abfaffung der Erkenntniſſe zuzuziehen 
bat. — Diefer Mein Befehl ift durch die ö .©. zur öffentlihen Kenntniß zu bringen, das Real. 
ſelbſt aber feiner Zeit in den Amtsblättern derjenigen Regierungen befannt zu machen, in deren 
Bezirk daffelbe von einem Vereine angenommen werben wi 
Erbmannsdorf, d. 5. Oft. 1846. 
An i Feiedrich Wilhelm. 
die Staatsminifter v. Bodelihwingh * Uhden und deun Ober⸗ 
Stallmeifter, Generalmajor Freiherrn v. RER 





eo K. O. v. 5 Dit. 1846., betr. die Geſetzeskraft der in dem Ver: 

e des Geheimen DbersHofbuchdruckers Decker zu Berlin erfchienenen 

— amtlichen Ausgabe der Preuß. Laudespharmakopöe und der darin. 
allegirten 4 Tabellen. 


[G. ©. 1846. ©. 509. Nr. 2774.] 


Auf Ihren Beriht v. 3, v. M., bie Bearbeitung der fehften Ausgabe der Landespharmafopöe 
betr., beftimme Ich, daß biefe in dem Berlage des Geh. Ober-Hofbüchdruckers Deder in Berlin 
unter bem Titel: ‚Pharmacopoea Borussica Editio sexta“ erſchienene Ausgabe der Landes: 
pharmafopöe v. 1. April 1847. an ben Nerzten, Wundärzten und Npothefern, fowie den Medi⸗ 
zinalbehörden zur Richtſchnur dienen foll, und feße zugleich Hinfichtlid deren Anwendung für 
den _. Umfang der Monarchie, unter Aufhebung aller entgegenftehenden Vorſchriften, Fol⸗ 
endes fe 
: ‚  D Nah Maaßgabe der von dem Miniſterium ber Diebizinalangelegenheiten aufzuftellen- 
den Series medicantinum find die: Arzneimittel in den Apotheken großer und be- 
 ziehungsweife Heiner Städte jederzeit vorräthig zu halten. 

2) Diejenigen chemifchen Präparate, für welche in ber Landespharmakopöe Feine Bereis 
tungsweife vorgefchrieben ift, fowie bie in der anliegenden Tabelle A. zufammenges 
Ref ten Präparate können aus dyemifchen Fabriken und Droguenhandlingen entnoms 

men werden, der Apotheker ift jedoch für deren Güte und Meinheit verantwortlich). 

3) Alle übrige hemifhe und ypharmazeutifche Präparate find mad ben, in der Landess 
pharmafopde enthaltenen Borfchriften von den Apothefern felbit zu bereiten und iſt 
den — nicht geſtattet, dieſelben, nach einer andern Methode bereitet, zum phar⸗ 
mazeuliſchen Gebrauch zu diepenſiren. Sollten jedoch Avotheker an ber eigenen Bes 

- reitung gehindert fein, oder iſt die Menge, deren fie bedürfen, zu einer eigenen Ans 
fertigung des Präparats zu gering, fo fteht ihnen frei, bie Präparate, aus einer ans 
bern ‚nländifhen Apothefe zu entnehmen. 

4) Die in ber anliegenden Tabelle B. zufammengeitellten Mrzneimittel find in abgefchlofs 
fenen Räumen nad) den,.für die Aufbewahrung ber Gifte beftehenden mebizinal:posı 
lizeilichen Beſtimmungen zu verwahren, 

5) Die in der Tabelle C. aufgeführten Arzneimittel. find zwar nicht im Giftfchranf, aber 
* in abgeſchloſſenen Raͤumen und getrennt ‚von den übrigen Arzneimitteln aufzus 

ellen, 

6) Wenn ein Arzt oder Wundarzt von den in der beilisgenden Tabelle D. aufgeführten 

Arzneimitteln zum innerlihen Gebrauch eine ‚größere Dofis verorbnet, als daſelbſt 
angegeben it, fo hat derfelbe einer folden Dofis: das Zeichen ! beizufügen. Hat er 
dies unterlaffen, fo ift der Npothefer verpflichtet, das. Mezept dem Arzt ober Wund⸗ 

2 arzt zurückzuſchiden worauf derſelbe entweder eine —— Doſis zu verordnen oder 
das Zeichen! beizufügen hat. 

7) Zuwiderhandlungem gegen vorſtehende Beſtimmungen find, auch wenn dadurch fein 
Schaben entftanden ift, mit einer polizeilichen Geldftrafe von 5 Rihlrn. bis 50 Rthlrn., 
—— im Diederfolungsfall bis zu bem doppelten Bettage erhöht. werden fann, zu 
ahnde 

Dieſer Befehl iſt durch die REIT befannt zu und der fechften Ausgabe 

der Landesphatmafopde vorzubruden. 14 
Erdmannsdorf, den 5, October 1846, ; ib iR 
—— Wilhelm. 


An 
den Staatsminiſter Cichhorn. — | 


.« Sl 
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Tabelle A. 
enthaltend die Präparate, welche den Apothekern zu Kaufen geftattet ift. 


“ - Acidum sulphuricum rectificatum, 
Aether. 
Aqua Mamesiae carbonicae. 
Ferrum pulveratum, 
Hydrargyrum depuratum. 
Hydrargyrum bichloratum corrosivum, 
Hydrargyrum oxydatum rubrum. 
Kali hydricum fusum. 
Kali hydricum siccum. 
Morplium. 
Natrum.acelicum. 
Spiritus Vini .rectificatissimus, 
Sirychnium nitricum. 

Veratrium. 


Zabelle MB. ae 


enthaltend die Arzneimiktel, welche nach ben für die Aufbewahrung der Gifte beftchenden Bor 
fhriften zu verwahren find. 


Acidum hydrocyanatum. 

Arsenicum album. ; £ 

Hydrargyrum amidato-bichloratum, 

Hydrargyrum bichloratum cortosivum, 

Hydrargyrum biiodatum rubrum. 

Hydrargyrum iodatam flavum. — 

Hydrargyrum oxydatum rubrum. 

Liquor Hydrargyri bichlorati corrosivi. 

Liquor Hydrargyri nitrici. 

Oleum Amygdalarum aethereum, 

Solutio arsenicalis. — 
Fe - Strychnium nitricum. 

'Veratrium. 


1 


Tabelle © 


enthaltend die in abgeſchloſſenen Raͤumen — bes Giftſchranke aufzubewahrenden Arz⸗ 
neimittel. 


Acetum Digitalis. 
Acidum nitricum fumans. 
Acidum sulphuricum crudum. 
Acidum sulphuricum rectificatum.2 
Aerugo. 
Ammoniacum cuprico-sulphyricum. 
Aqua Amygdalarum amararum. 
Aqua Goulardi, 
— Opii. 

ua phagedaenica. 
je Piuabi. - 
Argentum nitricam fusum. 
Auro-Natrium chloratum; 
Cantharides. 
Cerussa. 
Colocynthis. 
Colocynthis praeparata. 
Cuprum ateticum. 
Cuprum  aluminatum. 
Cuprum sulphuricum purum. 
Cuprum sulphuricum venale, 
Euphorbium, 
Extractum Aconit. 


Extractum Belladonnae, 


* 


Gef. 
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»:,33 


u) 


&.,f. Bew. B., Bd. IL. 


* 
V —— 


- A826: 8. 5:0) 


Extractum-@oloeyhthidisi n%2 
Extractum Conii maculati,, .; 


— Digilalis. — 


xtraclum Gratiolae. 
Extractum Hyoscyami. 
Extractum Ipecacuanhae. 
Extractum Lactucae virosae. i 
Extractum-Nucum vomicarum aquosum;, 


Extractum Nücum vomicarum spirituosum, 


Extractum Opü. 

Ferrum iodatum saccharatum. 

Folia Belladonnae, — 

Folia Pigitalis. 

Folia Hyoseyami. 

Folia Stramonii. 

Folia Toxicodendri. 

Gutti. 

‚Herba Aceniti, - re 

Herba Conii maculati. 

‚Herba Gratiolae., 

Herba Sabinae, 

Hydrargyrum chloratum mite. 

Hydrargyrum oxydulatum -nigrum, 

lIodum. . . 24 4 

Kalium iodatum. . . minson 

Kreosotum. u ar 

Liquor Plumbi hydrico-acetici, 

Liquor Sübii chlorati. 

Lithargyrum, / 

Morphium. s 
orphium acelicum.- 

‚Minium. >. F 

Nuces vomicae, 

Oleum Crotonis. 

Oleum Sabinae. 

Oleum Sinapis, 

Opium. 

Phosphorus. _ — 

Pilulae odontalgicae., ae 

Plumbum aceticum erudum. 

Plumbum aceticum depuratum, 

‚Pulvis Ipecacuanhae- opiatus, 

Radix — ne 

Radix Hellebori albi. 

Resina Ialapae. 

-Scammonium Halepense, 

Semen Sabadillae. 

Semen Stramonii. 

-Stibio-Kali tartaricum, 

Tinetura: Aconiti. 

Tinetura Cantharidum. - 

-Tinetura Colocynthidis, 

Tinctura Conii. - 

Tinctura· Digitalis, 


| - Tinetura Iodi. . ! * 


Tinetara Opii benzoica. 
Tinetura Opii ‚crecata. 
'Tinetura- Opii simplex. 

Tinetura Siramonũ. 
Zineum chloratum, - 
Ziecum sulphuricum, . 
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' Zabelle D.. 1 
enthaltend das Maximum der Arzneimitteldoſen für Frwachſene, über welches hinaus eine 
ärztliche Verorduung zum innern Gebraud nur unter Beifügung des Zeichens ! zuläffig if. 

‚4%. Guttae triginta. 
» ch „ Gutta una. \ 
“ . Grana duo. 

. Guttae sexaginta. 


Acetum Dizitalie . © 2 2 2 2 00 em en wid 
Acidum hydrocyanatum u ee ER Aa 
Ammoniacam euprico-sulphurium . . 2 2.0. 4 ver ende 

Aqua Amyydalaram amararum 8 00. 


Argentum nitricum fusam ... 2 “ur. 4 * Granum dimidium. 
Auro-Natrium chloratum P , 5 Granum unum. 
Caniharides pulverstae j Granum unum. 
Colocynthis praeparata . . Grana duo. 
Colocynthis pulverata u ; Grana duo. 
Cuprum sul kun purum . . . Grana duo. 
Extractum Aconili " Ya Grana tria. 
Extractum Belladonnae r ; Grana duo. 
Extractum Colocynthidis u. Granum unum, 
Extractum Conii maculati Bi Grana tria. 
Extractum Dizilalis er + Grana tria. 
Extractum Hellebori nigri nt . Grana decem. 
Extractum Hyoscyami 54 Grana tris. 
Extractum Lactucae virosae el ie u. Grana decem. 
Extractum Nicotianae . » 2 2 2.“ ie Grana duo. 
Ectractum Nucum vomicarum aquosum SR Grana quatuor. 
Extractum Nucum vomicarum spirituosum . — Grana duo. 
Extractum Opü . . 2 22000 T Grana duo. 
Extractumr Stramonii . i » : Granum unum. 
Ferrum iodatum saccharatum . AR ie Grana quatuor. 
Folia Belladonnae pulverata r NER: Grana qustuor. 


Folia Digitalis pulverata '. 


Grana quinque. 


suisse . Grana uinque. 


Folia Hyoscyami pulverata.. . . ee a 
Grana duo. 


Folia Nicotianse pulverata-. . . 2 2 0 nn nn ne 
Folia Stramonii pulverata . 2 22000 m ae 
Folia Toxicodendri pulverata . . 2... u cwrncd 
Ba 6 ek Br u 
Herba Aconiti pulverata. . . 
Herba Conii maculati pulverata — a 
Herba Pulsatillae pulverata 22000 nn nt 
Hydrargyrum bichloratum .corrosivum . . 2 20000 21. 
. Hydrargyrum biiodatum rubrum 2. 42 0 rec nett. 
Hydrargyrum iodatum flavum . . auene en me mn 
ydrargyrum oxydatam rubrum . „32 sure in. 
Kreosotum . . . OL UT 


“ır. . Grana quatuor. 
'”. . Grana sex. 

i% GBrana quatuor, 
quinque. 
1%  . Grana quinque, 
Grana decem. 
Granum dimidium. 
Grani quadrans. 

» Grana duo. 

...'. . Granum dimidium, 
. 4°. . Gautta una. 


— rd . Grana 


Liquor Hydrargyri nitrii . 2 29 mn nn Guttae tres. 
Borphlum aceticum . . » - : 2 20 eekun cn Granum dimidium. 
Nuces vomicae pulveratae . 32 2 2m m ern Grana duo, 

Oleum Au:ygdalarum aetbereum . . 2 2 ei te une te Gutta una. 

Oleam Crotenls . » 2 2 200er ro ee Gutta una, 


Oleum — a a ee Grana triginta. 


Olemm Sinapis ..: » 2 = 2 0 a un 0 aim are ed) Guttae quadrans. 
U a a eh ER Grana duo. 
Plumbum acetieum depuratum . » 2. 2. 0 0: gu Granum unum, | 
Radix Belladonnae pulverata . . 2 2 2 2 2 Noch j Grana tria, 5 


Radix Hellebori albi pulverata . . 2 2. ei. via. Grana quinque. 
Radix Hellebori nigri pulverata . . » » 2. 2 2.2 00. Serupulum unum. 
Radix Scillae pulverata . — ⸗ “". . Grana quatuor. 


Semen Stramonü pulveratum . » - j winsil» » Grana quatuor. 
Solutio arkenicalis a dei — „1. . Guttae decem. 
Stibio-Kali tartaricum ' . En ee FR Grana ser: 
Strychaium nitricum . © » 0 0 2 0 0 m unten Grani quadrans. 
Tinetara Cantharidum . 1 2220er n R Guttae_ quindecim. 
Tinetura Colooynthidis ° ; Guttae viginti. 


Tinctura Coml .- 2 2 2 0 0 0 Ha a a 
Tinetura Dieitalis-.. - = 2 2 0 2 0 0 En 2 er 0 
Tinctura Jodi “oe. dt 8 82 1 ee 22 2 L 2 ,  ı 2 na 


2840. (B. 2. Dit) = 5 227 
Piactarabiobeliaer ee ng u “Guttae-tei 
Tinctura —* NONE War: BR Seen 6666 triginta. | 
Tintura Apii ch (> SS HEFT ee 7 triginta. | 
Tinetura Opii simplex en ee te ee  Galise trizinta. B 
Ve rt ar re quindeeim. 


Verätriümm. . er N ar, Gran: qudran. 
Zincmen chlonei tu hl ai] m Grani quadrans. 


Allerh. K. D. v.28, ot. 1846,, betr., einige Apäuderungen des ol 
| tarifd für die Jahre 4646—48, - 
[G. ©.-1846. ©. 465. No. 2762.] 

Auf, Ihren! | Bericht v. 24. » M. beſtimme Ich, daß 
1 in. emnäßheit. der unter den ‚Regierungen der Zollvereins- Staaten ‚getroffenen Verein⸗ 


Wbarungen, an der Stelle der Poſitionen 2 a., 2 b,, 1., 5 h, und 22. der Zweiten Ab⸗ 
theilung beo Soltarifs v. 10. Det. 1845. die folgenden Beſtimmungen treten ſollen: 


—— * 


-3]) 





Abgabenfäge 

38 beim Für Tara 
2 2 [— nal ' Maaßſtab wird vergütkt 
51 „Benennung ber, Gegenflänte — vom Zentner 
Al; Verzollung. a pauegang. Bruttogewicht. 

M 

Thl SaiJ Pfund. 
2] a) Rohe ich | 2 1 Zentr, Ifrei.| — 1 —110 


by Baummollengarn, ungemifcht oder gemifcht 
mit Wolle oder Leinen; 


I) ungebleichtes, eins und gweibeägtiges 18 in Faſſern und 
und Matten, . -» 1 Zentre. | 3 | — 13. ig Ken, } 
Bla on LER 2 Tin Ballen. 
Rin Blöcken 4LZSentr. Ifrei — [| 10 1% 
2) gemahlen oder geraspelt‘. . 7,171 Bene. 15 1—|5 
22] Leinengarn, Free und andere Leinenwaaren 
a) Rohes Garn 
u — 5... sl 1 Bine. 2 ——— Y Hi Bullen 
2) Hand geſp . . +11 Bent. I 15 If — 
JR Gebteihtee A er Garn . . 2] 1 Bent. | 3 — — [113 in Kitten. 
Te) 3wirn . . 1 Bm. 1 4 I — I— I — * Ballen 
Gtaue Radleinwand und Se geltud) . +11 Bent. | - ]20]— | — 
e) Rohe Mn eitiband, roher Zwil⸗ 
dich, und Deillich "U Bene. Pa 1] J 
Tr: me. ‚Mohe, ungebleichte Leinwand * 
ai geht met ein. 
na In Preußen 
ut n Gränzlinien. von Leobfhüg bis Sei— 
le ‘in der Ober⸗Lauſitz, von Heiligenftabt 
+ Nordhaufen und von Herftelle bis Anz: 
holt nady Bleichereien oder Leinwanbmärften. : 
ns b In Sadfen:n sa 4 bt > 
er Gränlinie von Oft bis —— ri ‚Fra 1 Fe Inne 
feine Erlaub ubnißſcheine. it ut u) ish]: Rum 
( HIN UNI l * zur „Din = * 1 Indus“ 


. c. * In Rurheften: 
—— nahBleichereien ob. Märkten. 
19 ‚Gebleichte, gefärbte, gedruckte oder in, anderer 
1 Art zugerichtete (appretirte) auch aus gebleich⸗ 
tem Garn gewebte Leinwand, gebleichter oder 
in anderer Art zugerichteter Zwillih und 


28 j 1846, (8. 6,— 16. Nov.) 





Abgabenjüge 
⸗ Für Tara. 
F Maaßſtab wird vergütet 
5 Benennung der Gegenſtände. ber vom Zentner* 
5 ' Berzolfung.| Frans ſauegang. Vruttogewicht 


HH Sg.|Ton SE] PR rune) 


Drillich, rohes und gebleichtes, auch verar: 


beitetes Tifche, Bett: und Handtüdyerzeug, 13 im Kiflen. 
leinene Kittel, auch mente Leibwäſche. „| 1 BZente. 1201 —- 1 — — - —— 


g) Bänder, Battiſt, Borten, Franſen, Gaze, 
Kammertuch, gewebte Kanten, Schnüre, 
Strumpfwaaren, Geſpinnſie und Treſſenwag— 

“ren ans Metallfaͤden und Leinen, jedoch außer — 
Verbindung mit Eiſen, Glas, Holz, Leder, 18 in Kiſten. 
Mefing und Stahl. . I... ... 1 Zentr. [30 | I — 3 in Körben; 


bi’Bwinfpgen . |. - 1... 2.1. 1 Bat 160 | I — — a Ballen. : 


IH. Den in der Dritten Nbtheilung des Zolltarifs vom 10. Dftober 1845. im Abfchnitte I, 
unter Nr. 7. genannien | Gegenftänden, welche bei der Durchfuhr auf den in dem ge 
dachten Abjchnitte bezeichneten Straßen einem Durhgangszolle von 5 Silbergr. für den 
Zentner unterliegen, ſoll der Artikel „Talg“ hinzutreten. *24 

Sie haben dieſen Meinen Befehl, welder mit dem -I. Januar 1. in Wirkſamleit zu 
fegen ift, durch die ©. ©. befannt zu machen und das danach Grforderlidye anzuordnen. | 
Sansfonci, d.28. Det. 1846. v 

A Friedrich Wil helm. 


— 


n 
den Staats⸗ und Finanzminifter b. Diresberg. 


Allerh. 8. D. v. 6. Nov, 1846., wegen Anwendung der in Betreff des 
Schiegpulvers: geltenden — anf Schießbanmwolle und 
— ähuliche Präparate, 
[GS. 1846. S. 471. No. 2765.] 


Da die aus einer Behandlung ber Baumwolle und ähnlicher Stoffe mit Säuren hervor: 
gehenden erplodirenden, einftweilen mit dem Namen Schießbaumwolle oder Schießwolle belegten 
Fabrifate, hinfichtlid der Leichtigkeit ihrer Gntzündung und der Kraft ihrer Grplofion minbe: 
— für eben fo gefährlich zu erachten, ſind, als das Schießpulver; fo beſtimme Ich auf Ihren 

eriht v. 27. v. M. hierdurch einftweilen amd unter Vorbehalt anderweitiger, Anorbnungen, 
wie fie bei därigerer Erfahrung die beiondere Beſchaffenheit dieſer Fabrifate etwa erheff en 
möchten, für den Umfang ber ganzen Moyarchie: daß alle hinſichts der Fabrifation, Aufbewahr 
zung, Verſendung und des Verlaufs des Scießpulvers zur Verhütung. von Gefahren gegen: 
wärtig beftehende geſetzliche und polizeiliche WVorfchriften umd Strafbeftimmungen aud in Betreff 
der oben bezeichneten Babrifate volle Anwendung finden follen, | 

Sie baben dieſen Meinen Befehl durch die &. ©. zur öffentlichen Kenntniß zu bringen 


Sansſouci, den 6. Nov. 1846. F 

An Se Briedrih Milhelm, 
bie Staatsminifter v. Bodelſchwingh, Uhden und v. Düesbertäg. 
| | SPEER” ME en | 


Allerb. 8. 9. 16. nad: 1846., betr. das Verbot ded Betriebes der 
Schanf: oder Gaftwirthi * imgleichen des Kleinhandels mit Geträuken 
am Fabrikorte ſelbſt oder im Umkreiſe einer Meile Seitens der Fabrik: 
Inhaber und Fabrikanten ꝛc., fowie der von ihnen abhängigen Perfonen.?) . 
' | [6 ©. 1846. S. 484. No. 2772] 

Auf den Bericht des Staatsminifteriums v. 22. v. M. beſtimme Ich hierburch, daß Fabril 
Inhabern und Fabrifanten, fowie den Familiengliedern, Bevollmächtigten ober Gefhäftsführeen, 
Derkmeiftern, Faltoren, Komptoir⸗ und Babrifgehülfen berfelben und anderen von ihnen er 
— J 4 4— > 17 








u 
*) Berg, K. Duo. 7. Behr. 1836, 


if: —* fi 
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gigen Berfonen, nad Ablauf biefes Jahres der Betrieb der Schanfs - ober. Bafsichfäaft, * 
lichen des Kleinhandels mit Getränken am Fabrikorte ſelbſt oder im Umkreiſe einer Meile um 
gteren nicht geſtattet fein und, eine Ausnahme von dieſem Verbot nur nachgelaſſen werden ſoll, 

wenn, nad dem übereinftimmenden Urtheile der Kommunalbehörbe, des Landraths und der Me: 

gierung, dem in der ifolirten Lage einer Fabrik begründeten Bedürfuiffe auf andere Weiſe nicht 
abzuhelfen iſt. — In foldhen Fällen ift aber die Konzeffion. nur unter den Vorbehalt des Wis 
berrufs zu ertheilen und fofort zurüczunehmen, ſobald, dem Bedürfnifle auf andere Weile genügt 
werden kann. 
-  Diefer Mein Befehl ift durch die ©. ©. befannt zu machen. 
Sansfouci, d. 16. Nov, 184 b. 
————— Wilhelm. 


An 
das Staateminiferium. 


V., betr, die dei dem Bau von Eiſenbahnen beſchaftigten —— 
BB. #1. Dec. 1846. 


18: ©. 1847. ©. 21. No. 2789.] 


Mir Friedrich Milhelnt Ye. sc. verdrbnen in Betreff ‘der Handarbeiter, welche bei dem Bau 
von GEifenbahnen und bei anderen öffentlichen Bauten beſchaͤftigt werden, nach dem Antrage Un⸗ 
ſeres Staatsminiſteriums was folgt: 

$. 1. Die Annahme ber Mebeiter erfolgt durch biejenigen Bau :Auffihtsbeamten, welde 
von der Eifenbahndixektion der Volizeibehörbe ($. 25.) als ſolche bezeichnet werben. Sofern 
diefe Bau-Auffihtsbeamten nicht bereits einen Dienfteid geleiflet haben, im welchem Falle es bei 
der Berweifung auf benfelben beivendet, find fie zur Beobachtung der für die ihnen übertrage— 
nen Funftionen beftehenden Vorfhriften dur den Kreislandrath mittelit Handſchlags an Eides⸗ 
ſtatt ein für allemal zu verpflichten, worüber ihnen ein Ausweis zu ertheilen iſt. 


$. 2.- Zur Beſchaͤſtigung bei den im Bau begriffenen Eiſenbahnen ſind nur männliche 
Arbeiter nad), vollendetem 17ten Lebensjahre zuzulaffen; wenn Väter mit ihren Söhnen in die 
Arbeit. treten, genügt für legtere das vollendete 15te Lebensjahr. 
Frauensperfonen. dürfen nur ausnahnısweife unter Zuftimmung ber Orts-Polizeibehörbe. und 
nur in gefonderten Arbeitsftellen befchäftigt werben, 
$. 3. Dem Arbeiter, welder Befhäftigung erhalten laun, wird von dem Bau: Suter 
beamten eine Arbeitskarte in Form der Wanderbücher ertheilt.. 
Die Arbeitokarte muß enthalten: 
..a) den nollfländigen Namen des Arbeiters ; 
 b) deſſen Heimathsort, nebit Angabe, beim Inländer bes reife und gcaiiuelattu 
| „beim Ausländer der Bezirksbehörbe, wozu ber Ort gehört;. 
- 6) eine Bezeichnung, feiner Legitimationspapiere ; . — | 
d) die die Arbeiter betreffenden Vorſchriften dieſes Meglements. 
e) die für die Arbeit auf ber betreffenden Bahn beftehenden befonberen Gokfärifte, 
denen der Nrbeiter fich zu unterwerfen hat; 
..D) Dt, Datum, Siegel (Stempel) und Unterfchrift des Bau-Auffichtsbeanten ($. 1 hy 
g) Rubrifen für die Vermerke $$. 4. und 16. 
Das beiliegende Schema ergiebt den Inhalt ber Arheitsfarten bis auf bie ad e. del eins 
—* Bahnen etwa hinzuzufügenden beſonderen Vorſchriften. 


8. 4. Auf Grund der: Arbeitsfarte Hat ‚der Arbeiter ‚feine Legitimationspapiere Bei ar * 
—— Palieibehörde einzureichen, welde ben: Gmpfaug-anf der Arbeitsfarte vermerkt. % 
8. 65. Rur nach Vorzeigung dieſes Vermerks wird die wirkliche Annahne zur Arbeit und 
der. -Gintritt in eine beftinmte Nrbeitsftelle geitattet. 
$. 6. Arbeiter, welche in der Nähe der Bauſtelle ihren Wohnſit haben, dergeftalt, —9— fe 
während ber Arbeit, in ihrer. gewöhnlichen Wohnung verbleiben, . 2 ebensfalls Ilias 
ten; Die „Polipeilichen Meldungen find jedod für-fie in der Regel, nicht erforderlich, 
Jede Arbeitstarte für fremde, nicht: zur Kategorie. bes $. 6. gehörige Hebel oe 
—— a Bolizeibehörde ‚bleibt nur auf: zwei Tage mad; deren Ausſtellung gitltig.”, 
$. 8. Die Eifenbahndireftionen find; verpflichtet, dafür zu forgen,; daß jeder Arbeiter beim 
Beginn der Arbeit über deren Bezahlung genau und volltändig, in Kenntniß gefebt wird. Bei 
Alkkordarbeiten erhält der Schadytmeifter einen Akkordzettel, welcher die Bezeichnung, der Arbeit 
und bes in Alforb gegebenen Stückes, den Inhalt deſſelben nad) Schadhtruthen oder ſonſtigen 
Einheiten und den bedungenen Preis enthalten muß; auf demfelbey werben auch alle ehmenigeh 
Abſchlags zahlungen vermerkt. Jeden Mitarbeiter ſteht ta s lich nach vollendeter A 
die Ginficht deg ‚Mtorbgektlß zu, 5; 
$. 9. Die Eifen ahnbireftionen find bei Ausführung ber Arbeiten. zur Befolgung "folgen, 
der. Borfchriften verpflichtet: -: 
a) die Arbeiterzahl der. einzelnen Shsctetihetlungn foll dergeftatt 
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bemeffen werben, daß fie von dem Schachtmeiſter vollftändig beauf⸗— 
fichtigt werben kann; 1 u 

+ b) bie einzelnen Afforbftüde follen in ber Megel nicht größer angenommen werben, als 

fo, daß alle 14 Tage die vollfändige Abrechnung erfolgen kann; 
0) Abfhlagszahlungen, welche bei ausnahmsweiſe unvermeidlichen größeren Afforbflüden 

"„ nothwendig werden, follen nad Verhältniß der wirklich gefertigten ‚Arbeit bemeſſen 

| werben; . tar gl 

d) die Zahlungstermine für Afforbarbeiter wie für Tagelöhner dürfen nicht über 14 Tage 

auseinander liegen. Vs 5 E 

e) die Polizeibehörden find von Zeit und Ort ber Zahlumg in Kenntniß zu ſetzen; 

f) die Zahlung muß in der Nähe det Bauftellen, darf aber Feinenfalls in Schank- und 

‚.  Birthshäufern erfolgen; de I DIL FE 

g) als Schachtmeiſter find nur Perfonen zuzulaſſen, deren Oualififation und Zuverläfe 

figfeit feinem Bebenfen unterliegt; — — RB 2 

des uf ein ausreichendes Bau⸗ iffichtebet ſenal angeftelltderbent, un bie "gegenwär: 
tigen Beftimmungen durchzuführen, umd zugleich das Verhalten der Schächtmeiſter 
gegen die Arbeiter zu überwachen; «Sm trı u m! 

.D gu folhen Bau: Auffichtsbeamteu bärfen nur ganz unbefcholtene Mäuner , gewählt 
werben, welche des Schreibens völlig kundig find, und von denen eine ‚pflichtmäßige 
ee der ihnen übertragenen polizeilichen Anordnungen mit, Sicherheit zu er 

— warten ſteht; — 
-K).die Bau-Aufſichtsbeanilen haben alle 14 Tage die namenilchen Verzeichniſſe ber 
ger ihnen befchäftigt gewefenen Arbeiter ihren unmittelbaren Borgefegten. einzu: 
reichen... | 

- $. 10.. Den Auffehern und Schachtmeiſtern ift jedes Krebitgeben an bie Arbeiter durch 
Lieferung von Berürfniffen, mit Ausnahme des einfahen Geldvorſchuſſes, unterfagt. 

.$. I. Aufſeher und Schadytmeifter, oder deren Bamilienglieder dürfen feinen Schanfver: 
fehr oder Handel mit Bebürfniffen der Arbeiter betreiben. ER 
778.12. Bet den Akfordarbeiten haben die Arbeiter einer jeden Schacht ans ihrer Mitte 
zwei Mann zu wählen, welde gemeinfchaftlih mit dem Scadhtmeifter alle Angelegenheiten ver 
Schacht, dem Auffihtsperfonal gegenüber, verhandeln. Es dürfen aus einer Schadyt niemals 
mehr, als biefe drei Perfonen zum Gmpfange der von der Bauverwaltung am bie Schachtmeiſtet 
zu leiſtenden Zahlung oder zur Anbringung von Beſchwerden fich einfinden. Erſcheinen dennoch 
mehr, als drei Arbeiter aus einer Schacht bei ſolchen Veranlaſſungen, fo ſollen fie zurückgewie 
fen und nady Befinden beftraft werben. a ER | 

$. 13. Nlles Hazardfpiel ift den Arbeitern ftreng verboten. Die Schahtmeifter und Bau—⸗ 
Auffichtsbeamiten haben die Pflicht, ſobald fie wahrnehmen, daß Arbeiter an dergleithen Spielen 
Theil nehmen, hiervon fofort der Polizeibehörde Anzeige zu machen, bamit unverzüglich der 
Thatbeſtand feftgeftellt und nad dem beftehenden Strafgefegen gegen die Schuldigen gerichtlich 
verfahren werde. | 
"78, 14, Arbeiter, welche fih nach erfolgter Annahme zur Arbeit Veruntreuungen oder an: 
dere, Vergehen zu Schulden fommen laffen, die eine Kriminalftrafe nad fi ziehen, werben fo: 
fort entlaffen. Auch Trunfenfeit, Wivderfeglichfeit gegen die Anordnungen der Bau» Auffichte: 
beamten, Uebertretungen der Vorſchrift des $. 11., jede Theilnahme an Hazardfpielen, Auftiften 
von Zänfereien und Streitigkeiten begründen, abgefehen von ben nach den beffehenden Geſetzen 
verwirften Strafen, die Entlafjung aus der Arbeit. 9* 
. 165. Wenn: Arbeiter auf ihren Antrag oder zur Strafe entlaſſen wetden, fo foll deren 
Bezahlung ſobald als thunlih, jedenfalls aber am näcften regelmäßigen Bahlungstage;, erfol⸗ 
gen. Findet die Entlaffung auf Kündigung Seitens des Auffihtsperfonals nah Vollendung 
der Arbeit oder bei Unterbrechung derfelben —* fo muß ſtets fofort für Abrechnung und Ans 
yahlung geforgt werden. J n 
— 16. Im jedem Falle ift-der Grund der Entlaffung auf der Arbeitsfarte vom Beamten 
($. 1.) zu vermerken, und nur ‚gegen Aushändigung der mit biefeni Vermerk verfehenen Ar 
Beitsfärte werden dem Mrbeiter feine Regitimationspapire' von dev Polizeibehörde zurüdgegeben. 

$. 17. Die Entlaffung aus der Arbeit hat nach Maaßgabe der Größe des‘ Vergehens 
oder der Miederholung die Ausfchließimg ‚von der Arbeit — arintes/he t 
a) anf ber betreffenden Bauftefle, rs *: 
b) auf der- betreffenden” Eiſenbahn 


7 1 


- — n 


jur Folge. } N j } .,r 1. 23 Mn 997 2m 
"+. Die Ausſchließimg ad ab und b. erfolgt durch dert betrefſenden Beamten’ ($1.) voch ff 
dazu die Zuftimmung des’ nächſten Vorgefegten erforderlich. Die Polizelbehörde demerkt das 
Erforderliche auf der Legitimationsurfunde, und giebt im Falle ad b. der‘! oltze ibehdrde des 
Heimathsorto des Arbeiters Nachricht." BLZ 0? LM IE 2 

9, 18. Der Bau: Auffihtsbeamte ($. 1.) ift verbunden, jedem’ Arbeiter auch auf Antrag 
Der Polizeibehoͤrde zit entlaſſen. DA KERZE EI EEE 222 2 2 2 725 2 


* 
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8. 10. Bon'der GStrafentlaffung einheimifcher Arbeiter ($. 6.) und der Veranlaſſung dazu 
ift die Polizeibehörbe in Kenntniß zu fegen. j 2, 
$. 20.: Die Vorſchtiften, welche die Bauverwaltung zur Sicherftellung eines geordneten 
Nrbeitsbetriebs, fowie zur Bermimderung von Gefahr und Beihädigung für notwendig Hat, 
ſind auf der Bauftelle durch Anſchlag bekannt zu: made: — 

Die Uebertretung dieſer Vorſchriften kann durch Ordnungsſtrafen bis zu Einem - Thaler, 
die der Bau⸗Auffichts beamte 6 L), oder deſſen Vorgeſetzter feſtſetzt, geahndet werden. Der 
Betrag dieſer Strafen ift an die Krankenkaſſe ($. 21.) abzuführen. ———— IE 

6.21, Bel allen Eiſenbahnbauten find für die Arbeiter Krankenkaſſen mit Betuͤcſichti⸗ 
gung folgender Grundfäge einzurichten: ER . | n; 

a) jeder nicht handwerksmäßig befcdäftigte —. ift verpflichtet, dev Krankenkaſſe beis 
zutreten; f u 

b) bei ber gauzen Bahn wird pro Mann und Mode ein gleicher Beitrag zur Krans 
kenkaſſe eingezogen, welcher einen Silbergroſchen nicht überheigen fol; 

e) ‚jedem Erkrankten wird freie ärztliche Hülfe, freie Arznei und ein mäßiges, pro Mann 
und Tag bei ber Bahn gleihmäßig feſtgeſetztes Verpflegungsgeld verabreicht. 

An Stelle des legteren tritt, nach Umftänden,. die Aufnahme in eine Kranfens 

anftalt. — Der Anſpruch an die Kaffe hört jedenfalls mit dem Ablaufe von 14 
Moden auf, 

Sollten die Beiträge ber Arbeiter nicht hinreichen, um die der Krankenkaſſe obliegenden 
Berpflichtungen au erfüllen, fo darf von den Direktionen ‚der bereits Fonzeifionirten Gifenbahn: 
gefellfchaften erwartet werben, daß fie die erforderlihen Zufchüfle bereitwillg leiften werben, im 
den fünftig zu ertheilenden Konzeffionen fol dies den Geſellſchaften ausdrücklich zur Bedingung 
gemacht werden. Etwanige Ueberfchüfle hat die Direktion zur Unterſtützung der- beim Bau ver: 
unglüdten Arbeiter, oder deren Hinterbliebenen nad pflihtmäßigem Grmefien zu verwenden. 

$. 22. Von den Gifenbahnditeftionen wird die möglidite Beförderung der Sparfamfeit 
unter den Nrbeitern erwartet, Die Bauperwaltung hat für jede Bahnabıheilung. einen Bau⸗ 
rendanten zu beftellen, der zu verpflichten ift, von jedem Arbeiter, ber vom feinem- verbienten 
Lohne feiner Familie ; ein: Erſparniß überfenden will, den Gelpbetrag anzunehmgn und unter 
Berüdfichtigung der bewilligten Portofreiheit in-die Heimath des Arbeiters zu fenden. 

—Auch iſt diefer Rendant zu verpflichten, von jedem Arbeiter auf befien Berlangen an jeden 
Zahltage Erfparnifie anzunehmen,darüber in einem Buche dem. Arbeiter zu -quitiicen, den Bes 
trag aufbewahren, und folden an jedem Zahltage auf Berlangen des Arbeitens ganz oder theil- 
weife gegen Aushändigung der Dnittung zurückzuzahlen. in 

Für dieſe Aufbewahrung, Rückzahlung und Verſendung barfıbem Arbeiter nichts in Abzug 
gebradt werben; Auch bleibt: die Bauverwaltung für die Sicherheit:der won ben Arbeitern ein= 
gezahlten Erfparniffe unter affen Umftänden verhaftet.» — g rer, 

$: 23. Um den Arbeitern Zeit und Gelegenheit zum Beſuche des Gottesdienftes (zu geben, 
barf die Bauyerwaltung an Sonn: und Feſttagen nicht arbeiten Iaffen, Nur in ganz beſonde⸗ 
ren Fällen, wenn Gefahr im Berzuge obwaltet,.3. B. bei ſchwierigen Grundbauten im Wafler, 
ift eine Ausnahme zu geflatten, zu der aber jebesmal die Genehmigung der Polizeibehörbe er: 
forderlih. Aud die Ablohnung ber Arbeiter darflan Sonntageninuransnahmes 
weife und muß alsdann fo erfolgen, daß feldhe minbeftensieine Stunde vor 
dem Gottesdienſt beendet:ift, oder eine Stunde nah dbemfelben beginnt. 

8. 24. Als Eifenbahnarbeiter gelten alle für den Bahnbau befdjäftigten Arbeiter, fie mös 
gen von den Eifenbahnbireftionen unmittelbar oder durch Entrepreneurs angeſtellt ſein. Im 
Tepteren Falle muß in den betreffenden Entrepriſekontrakten beftimmit werben, inwieweit bie aus 
gegenwärtigen Vorfchriften 'entfpringende Verpflichtung auf den Entreprenenr übergeht, während 
überall. die Gifenbahndireftion für deren Erfüllung verantwortlich bleibt. " Insbeſondete find die Di: 
teftionen gehalten, den Entrepreneurs die Verpflihtung aufzulegen, daß nur Bau: Anffihtsbeamte 
von ber 6. 9. ad i. bezeichneten Befähigung beftellt werben, von Denen auch die $. 9. ad k. 
erwähnten Arheiterverzeichniffe am die Bahningenteure einzuliefern find. Aue 2" 

$. 25. Die Negierungen haben bie Ausführung dieſer Vorfchrifter zu uͤberwachen. Die 
zu beftellenden Bau⸗Aufſichtsbeamten ſtehen rückſichtlich der durch gegenwärtige Verordnung ih: 
nen übertragenen polizeilihen Funktionen zunächſt unter der Aufſicht des betreffenden Landraths. 
=, Soweit das Einſchteiten der Lokal» Polizeijehörden durch ‚die beftehenden Geſehze nicht be— 
gründet iſt, find die Landraͤthe zur Vollziehung der im dieſer Verordnung enthaltenen polizeilis 
den Anorbnungen befugt und verpflichtet; dieſelben können ſich aber, wenn die Bauſtellen von 
ihrem Wohnſitz zw entfernt find, geeignete Polizeibehörden mit Genehmigung der" vorgefegten 
Regierung jubfituiren. Jede ſolche Subfitution muß in geeigneten Weiſe zum öffentlichen Kennt⸗ 
niß gebracht werden. Far: j IT NG r . tool 2:10: Ynf ,.E 
38, 26.7 Die vorſtehenden Beſtinmungen follen auch auf anderenäffenliche Bau⸗Ausführun⸗ 
gen (Kanal und Chan eebauten »c.) Anwendimg finden, weldye von dat Megierungen dazu ‚ge: 


- eignet. befunden werben. n 
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$. 27. Auf — welche bei handwerksmaͤßig auszuführenden Arbeiten beſchaͤftigi 


werben, findet dieſe Verordnung feine Anwendung. 
$. 28. Die Minifter des Innern und ber Finanzen haben bie Behörden, über bie Aus: 
füßrung dieſer Verordnung mit der erforderlichen ‚Anweifung zu. verfehen 
Urfundlicd- unter Unferer er Unterfchrift und beigebrudtem Königl: Infirgel. 
— Charlottenburg, d. 21. Dec. 1846. | 
(L.S) . Friebdrich Wilhelm. 
Vrinz von Preußen. 


v. Boyen. Mühler. Rother. Gihhorn. v. Thile. v. Savigny. v. Bobel: 


ſchwingh. Gr. zu Stolberg. Uhden. Behr, v. MER v. Müstbrrg 
Arbeitstarte | 


a) (Bor: und Zunam) ....alt..... ... . Religion 
b) (Heimathsort) . a er Kreis... . Meg. Bezirk 
DEU au U ESERESSEEZEEBZZZESSZERSZE 


(L. S.) . gu. N. N, 
d) Geſcheinigung über die abgelieferte Legitimation.) 
e) (Gntlafinngevermerf: ) 


A. Allgemeine Borfäriften 


Dee Arbeitetr oo 001.0 unterwirft fid nachſtehenden Borfäriften und erlenni 
fotdhe durch feine Namensunterſchriſt au. 
(Für den Fall, daß der Arbeiter nicht ſchreiben kann, hat berfelbe fie in Gegen: 
wart eines Zeugen zu unterfreugen.) 

1) Der Schachtmeiſter erhält beim Beginn der Arbeit tinen Afforbzettel, welcher bie Be: 
zeichnung der Arbeit und den dafür bedungenen Preis enthält, wofür bie Arbeit un: 
tabeihaft ausgeführt werden muß. 

2) Jedem Mitarbeiter der Schacht Neht die Einficht des Akkordzettels zu jeder Beit uu. 

3) Mindeftens alle 14 Tage erfolgen Zahlungen, und in ſofern die übernommenen Al⸗ 
torbftüde während dieſer Zeit nicht vollfändig ausgeführt find, werben Abſchlags⸗ 
zahlungen nach Verhältniß des Werths der wirklich gefertigten Arbeit geleiſtet 

4) Die geleiſteten Abſchlagézahlungen werben jedesmal auf dem Akkordzeitel vermerkt. 
5) Dem Schactmeifter wir bei jeder Zahlung nod ein befonderer. Zettel eingehändigt, 
rc welch⸗t nachweiſt, wofür die Zahlung geleiſtet worden. 

' Dieſen Zettel, welcher mit der Unterfchrift und dem’ Stegel (oder, Stempel) bes 

Bou Auffihtebeamten verfehen iſt, hat der Schachtmeiner auf Verlangen jedem ein⸗ 
„ zelnen Arbeiter vorzuzeigen. 

6) Bei den Atkordarbeiten haben die Arbeiter einer jeden Stacht äus ihrer "Mitte zwei 

‚Mann zu wählen, weldye gemeinfchaftlid mit dem Scadtmeifter alle Angelegenheis 

— ten-der Schacht, fowohl dem Auffichtsperfonal gegenũber, als. für die: richtige und 

Heißige Beförderung ber Arbeit, die richtige Führung der Tageslifte, ſowie für bie 

. einem jeden. Arbeiter gebührende richtige Zahlung, zu forgen haben. Es dürfen aus 

- einer Schacht niemals mehr als, diefe drei Berfonen zur Empfangnahme ber von der 
Schacht verdienten Zahlung oder zur Anbringung von Beſchwerden ſich einfinden. 

Erſcheinen bei ſolchen Veranlaſſungen mehr. als die drei dazu beftimmten Arbeis 

. ter aus einer Schaht, fe ift dies als eine Berlegung ber-beftehenden Orbnung ans 
zufehen und werben die Mebertreter fofort aus ber Arbeit entlaffen. 


7) Den Auffehern und Schachtmeiſtern, wie deren Familiengliedern;, iſt jeder Scan, 
verkehr oder Handel mit Bedürfniſſen der Arbeiter. ſtreng unterfagt. 

8) Der Schachtmeiſter muß nad der ihm ertheilten Anweifung . des BausAuffehers für 
die richtige Ausführung der. Arbeit ſorgen. Wird. durch fein Verſchulden die Arbeit 

nicht richtig ausgeführt, ſo daß eine Abänderung Rattjinden muß, fo haftet ex feinen Mit- 
—* arbeitern für die vergeblich gefertigte Arbeit, welche nicht bezahlt wird, mit dem aihm 
| zuſte henden Lohne und dem ihm gebührenden Schachtmeiſtergelde. 

9) Jeder Arbeiter hat den Anweiſungen und Anorbnungen feines Schachimeiſters und 
den fammtlihen Anffihtsbeamten. pünktlich Folge J leiſten. Beſchwerden ber Afs 
lkordarbeiter ſind durch die Vertreter der Schacht bei dem Bau⸗Aufſichtsbeamten ans 
zubringen. Unfolgfamfeit und Widerfpenftigfeit zieht Entlaffung nach ſich. 


B — — — 
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10) Ohne beſondere Erlaubniß des Ba Auffehere barf fein Arbeiter aus einer Schacht 
in eine andere übertreten. 

11) Arbeiter, welche Karren, Karrbreiter oder. fonftige Geräthe aus einer andern Schacht 

entwenden, um ſolche zu ihrer Arbeit zu gebrauchen, werben entlaſſen. 

12) Hazardſpiel, Trumfenheit, Anftiftung von Zanf, Streit ober Säjlägerei haben fofors 
tige Entlaffung aus ber Arbeit zur Folge. 

13) Wenn Arbeiter auf ihren Antrag oder zur Strafe entlaffen werben, fo findet ihre 
Bezahlung am näcften regelmäßigen Zahltage nad) dem Verhältniß der von ihnen 
gefertigten Arbeit Statt. 

14) ie erfolgte Entlaffung des Arbeiter wird auf der Arbeitskarte vermerkt. In bes 
fonderen Fällen wird auf Anfuchen des Arbeiters demfelben tiber feine Führung und 
fein Verhalten während feiner Belhäftigung anf der Bauftelle ein Atteſt ertheilt. 

. Erfolgt die Entlaflung jur Strafe, fo wird dem Arbeiter, nad) Bewandniß ber Um⸗ 
—* bie Wiederanſtellung auf der betreffenden Bauſtelle oder bei der ganzen Eiſen⸗ 
ahn verf: fagt. 

In beiden Fällen bemerkt bie Polizeibehörde das Erforderliche auf dem Legiti⸗ 
mationsdofumente, im letzteren alle wird der Heimathsbehörde Nachricht gegeben. 
15) Bon der Sträfentlaffung einheimifcher Arbeiter und der Veranlaſſung dazu wird bie 

Bolizeibehörde in Kenniniß geſetzt. 

16) Haben die Arbeiter einer Schacht gegründete Beſchwerde gegen den Bau⸗Aufſichts⸗ 
beanten zu führen, fo muß ſich der. Schachtmeiſter mit den zwei dazu erwählten Ars 
beitern an den nächſten Vorgefegten beffelben wenden. 

Der Leptere unterfucht den Gegenſtand der Beſchwerde an Ort und Stelle und 
entfcheidet darüber pflihtmäßig nah dem Befunde. Dieſer Entſcheidung haben ſo⸗ 
wohl der Bau: Auffichtsbeamte als die Arbeiter ſich zu unterwerfen. 

17) Arbeiter, welche eine Grfparniß von dem verdienten Lohne ihrer Familie überfenden 
wollen, können fid hierzu der bewilligten Portofreiheit bedienen. Auch  fteht ben 
Arbeitern frei, um ihr erfpartes Lohn gegen Diebftahl oder fonftige Verluſte zu 
ſichern, daffelbe den von ia Bel dazu. beftellten Rendanten an jedem 

Bahltage zur Aufbewahrung zu übergeben, welder darüber Quittung ertheilt und 
deu ihm behändigten Betrag auf Verlangen an jedem Zahltage ganz-oder theifweife 
gegen Aushändigung der Quittung zurüdzuzahlen hat. hr diefe — und 

» Rüdzahlung darf dem Arbeiter nichts in Abzug gebracht werben. 


B. Befondere Befimmungen für biebetreffende Bauſtelle. 


18) Bei den Alkordarbeiten erhält der Schachtmeiſter von dem jeder Arbeiterfhacht auss 


gezahlten Lohne vorweg von jedem Thaler .... 2... als Entgeld oder Entſchädi⸗ 

gung (Schachtmeiſtergeld) für die ihm obliegenden Verrichtungen ($. 8. der vorſte⸗ 

henden allgemeinen Vorſchriften). 

3 19) Zum Bauauffeher diefer Schaht it ber... 2... und zu deſſen nädften Vor⸗ 

| gefegten ($. 16, ber vorft. allg., Vorfchriften) der Herr... . 0. beſtellt. 

20) Zum Rendanten, au welden Grfparniffe ($. 17. der allgemeinen Borfchriften) abges 
liefert werben können, it der Herr... .. .. beſtellt. 

21) Jeder Arbeiter iſt verpflichtet, der Krankenkaſſe beizutreten und hat dazu woͤchentlich 
von feinem Lohne . 2... . einzulaffen, wofür er im Grfranfungsfalle freie ärzts 
liche Hülfe, freie Arznei und fo lange er nad dem Ermeſſen ber Banverwaltung ars 
beitsunfähig ift, täglih »....... Verpflegungsgeld erhält. — An Stelle bes 
Berpflegungsgelves kann auch die Aufnahme in eine Krankenanſtalt nad) dem Er⸗ 


/ 


mefien der Bauverwaltung und auf deren Koſten angeordnet werben. — Auf eine ' 


längere Zeit als ber von 14 Moden hat auf Verpflegungegelb fein Arbeiter Anz 


ſpruch. 
22) Jeder Arbeiter hat die beſonderen Vorſchriften, welche bie Bauverwaltung ‚zur Si⸗ 
-herftellung eines georbneten Arbeitsbetriebes, fowie zur Vermeidung von Gefahr und 
Beſchaͤdigung auf der Bauftelle durch Anfchlag befannt gemacht hat, pünktlich zu bes 
+ folgen. — Die Uebertretung diefer Vorfchriften wird mit Gelbftrafen, bie burd dem 
- Aufiictsbeamten ...... ober duch defien Vorgefegten . .. . ». . bis zum Bes 
* von Einen Thaler feſtzuſetzen find, geahndet werben. 
Der Betrag biefer Strafen wird an die vorgebadhte Krankenkaſſe abgeführt. 
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Allerh. 8. O. v. 5, Jau. 1847,;, betr. die Prüfung des Bebür iffes bei 
Kongeifionirung von Agenten der Feuer-Verſicherungs-Geſellſchaften. 
[G. ©. 1847. ©, 32. No. 2790.) 


Auf den Bericht des Staatsminifteriums v. 19. v. M, beftimme Ich‘, daß. das bisherige 
Berfahren, wonad bei der den Megierungen zuftehenden Beflätigung von Agenten ber feuer, 
Verſicherungs-Geſellſchaften auch das für eine Vermehrung folder Ägenturen obwaltende Be 
dürfniß im Betracht gezogen und die Beſtätigung derartiger Ngenten verfagt worden if, ‚wenn 
nad, einer allgemeinen Würdigung ber Berhältniffe des Orts und der Umgegend anzuneh: 
men war, daß für die Bedürfniffe des Publifums durch die vorhandenen Agenturen, bereits hin 
reichend geforgt fei, auch ferner beibehalten werden foll. — Der Minifter des Innern hat die 
Regierungen hiernady mit Anweifung zu verfehen. — Diefer Mein Befehl if. durdı ©. ©. bes 


faunt zu machen. / 
Potsdam, d. 5. San. 1847. 
An Friedrich Wilhelm. 
bas Staatsminifterium, | a en | 


Allerh. 8. O. v. 1. Febr. 1847., betr. die von fremden Kriegs ahrzeugen 


in den dieſſeitigen Safer zu entrichtenden Hafen: und Schifffahrts⸗Abga— 


en und Lootfengebühren. 
[®. S. 1847. S. 113. No. 2812.] 


Auf Ihren Bericht v. 20, v. M. beſtimme Id im Betreff der, von fremden Kriegsfahrzeu 
gen im den dieffeitigen Häfen zu entrichtenden Hafen: und Scifffahrts-Abgaben und pri 
bühren, was folgt: N 
! 1) Kriegsichiffe und andere unter Kriegsflagge fahrende Schiffe derjenigen fremden Mächte, 
in deren Häfen von folben Schiffen fremder Flagge feine Hafen: und Schifffahrt: 
Abgaben erhoben werden, find von den Hafen und Schifffahrts-Nbgaben in den 
Preuß. Häfen befreit. ; 
2) Die Führer von Kriegsfchiffen oder anderen unter Kriegeflagge fahrenden Schiffen 
ohne Ausnahme, haben. für die ihnen gewährte Kootfenhülfe an Lootjengebühr für 
jede Begleitungsftrede Einen Thaler von jedem Fuß der Einfenfung des Schifetiele 
zu entrichten. 
Menn;, auf Verlangen der Führer der zu 2. gedachten Fahrzeuge, von ben Lootſen 
Befondere Dienfte geleitet werden, welche nicht zu ihren Amtöverrichtungen gehören, 
als: bugfiren, warpen, einmwinden, bergen von Ankern a. f. w., fo find dafür von 
den Erſteren die befonders tarifirten oder ortsüblichen Gebührenfäge zu entrichten. 
4) Die entgegenftehenden Beftimmungen der Hafen: und LobtjengeldersTarife werden 


3 


— 


hierdurch aufgehoben ⸗ 


Dieſer Mein Befehl iſt durch die G. S. zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 
Berlin, d. I. Febr. 1847. Friedrih Wilhelm. 


4 “+ An 
die Staatsmıinifter, Freiherr v. Ganig und v. Düesberg. 


Patent, die Bildung nener Neligionsgefellichaften betr. 
RT. 30, März 1847, 
[G. ©. 1847. &. 1218 No. 2822.) r 


Mir Friedrich, Wilhelm x. ꝛc. Indem Wir beifolgend eine Uns vor Unferm Staatsmini: 
ſterium überreichte Zuſamenſtellung der im A. L. R. enthaltenen Vorfchriften über Glaubens- und 
Meligiongfreigeit zur öffentlichen Kenntniß gelangen laſſen, finden Wir Uns beivogen, hierburd 
zu erklären, daß, ſowie Wir einerſeits entfcloffen find, den in Unfern Staaten geſchichtlich und 
nad) Staatsverträgen bevorrechteten Kirchen, der evangelifihen und der römiſch⸗ katholiſchen, nach wie 
vor Unſern kräftigſten landes herrlichen Schutz angedeihen zu laſſen, und’ fie in dem Genuſſe ihrer 
beſonderen Gerechtſame zu erhalten, es andererſeits ebenſo Unſer unabänderlider' Wille iſt, Un: 
ſeren Unterthanen die in dem Allgemeinen Landrecht ausgeſprochene Glaubens: und Gewiffens— 
freiheit unverfümmert aufrecht zu erhalten, aud ihnen nad) Maaßgabe der allgemeinen Landes- 
al die Freiheit der Vereinigung zu einem gemeinfamen Bekenntniſſe und Gottesdienſte zu 
geftatten. 

Diejenigen, weldye in ihrem Gewiſſen mit dem Glauben und Bekenntniſſe ihrer Kirche nicht 
in Mebereinftimmung zu bleiben vermögen und ſich demzufolge zu einer befonderen Neligionsge: 

\ 
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; 
ſellſchaft vereinigen, oder einer ſolchen ſich anſchließen, genießen hiernach nicht nut volle Freiheit 
des Austritts, ſondern bleiben auch, in ſoweit ihre Vereinigung vom Staate genehmigt iſt, im 
Genuß ihrer buͤrgerlichen Rechte und Ehren — jedoch unter Berückſichtigung der 99. 5.,6. 
27—31. und 112, Tit. 11. Theil IE. des A. L. R. —; dagegen können fie einen Antheil an den 
—— Rechten der Kitche, aus welcher ſie ausgetreten ſind, nicht mehr in Anſpruch 
nehmen. + in 
Befindet ſich eine neue Religionsgeſellſchaft in Hinſicht auf Lehre und Bekenntniß mit einer 


der“durch den Weſtphäliſchen Friedensihluß in Deutfchland anerfannten chriſtlichen Religions: 


varteien in wefentficher Uebereinſtimmung und ift in derfelben ein Kirchenminiſterium eingerichtet, 
fo wird biefem bei Genehmigung der Gefellichaft zugleich die Berechtigung zugeftanden werden, 
im den Landestheilen, wo das N. L. N. oder das gemeine deutſche Necht gilt, foldye Die Begründung 
oder Feftftellung bürgerlicher Rechtsverhältniſſe betr. Amtshandlungen, welche nach den Geſetzen 
zu dem Amte des Pfarrers gehören, mit voller rechtlicher Wirfung ‚vorzunehmen — in wiefern 
einer neuen Kirchengeſellſchaft dieſer Art außerdem: noch einzelne, beſondere Rechte zu verleihen 
erg vorkommenden Falle, nad) Bewandtmiß‘ der Umſtände, Unſerer Erwägung vor 
ehalten. 2* 31 
In allen anderen Faͤllen bleiben bei neuen nach den Grundſätzen des Allgemeinen Lands 
rechts zur Genehmigung von Seiten des Staats geeignet befundenen Religionsgeſellſchaften bie 
zur Feier ihrer el Rute beftellten :Berfonen von der Befugniß ausgefchloflen, auf 


“ bürgerliche Rechtsverhältniſſe fidy bezichende Amtshandlungen der oben bezeichneten Art mit zivil: 


vechtlicher, Wirkung vorzunehmen; dieſe foll bei den ‚Gegenftänden jener Amtshandlumgen nad) 
näherer Vorfchrift der bieferhalb von Uns heute erlaffenen befondern Verordnung durch eine vor 
ber Gerichtsbehörde erfolgende Verlautbarung ficher getellt werden, dem Betheiligten jedoch ge— 
ftattet fein, die gedachten Amtshandlungen mit voller Wirfung auch durch einen Geiftlichen einer 
der öffentlih aufgenommenen chriſtlichen Kirchen verrichten zu laſſen, wenn ein folder ſich dazu 
bereitwillig findet. 2 2 : ineerTT 
Nachdem die jegigen Bewegungen auf dem kirchlichen Gebiete Uns veranlaßt haben, Unfere 
Grundfäge über Zulaflung und Bildung neuer Meligionsgefellihaften im Allgemeinen auszus 
fpredien, behalten Wir Uns vor, - mit Behugung ber’ bei Anwendung derfelben zu machenden 
Erfahrungen, nach Bedürfniß, die über diefen Gegenftand beftehenden, in der anliegenden Zus: 
fammenftellung enthaltenen Vorfchriften des A. & RM. durch befondere gefegliche Beſtimmungen 
zu ergänzen. eye J * 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und. beigedrucktem Königl. Inſiegel. 
Gegeben Berlin, d. 30. März 1847. (LS) “Friedrtich Wilhelm, 


Z3ufammenftellung 
u“ a Me R,, ie ber in — A 
dem A. L. NR. enthaltenen Beftim mungen über Glaubens-und Religionsfreiheit. 
m Jedem Ginwohner im Staat fteht für feine Perſon vollfommene Olanbens: und Gewifs 


fennsfreiheit zu. * oh | 

Die Begriffe der Einwohner des Staats von Gott und göttlichen Dingen, ber Glaube und 
ber innere Gottesbienft fönnen Fein Gegenftand von: Zwangsgefegen fein. 

Niemand ift fhuldig, über feine Privatmeinungen in Neligionsfahen Vorſchriften vom 
Staate anzunehmen. “7? 

Niemand foll wegen feiner Religionsmeinungen beunruhigt, zur Rechenſchaft gezogen, vers 
fpottet oder gar verfolgt werben. u, 
Juni 59 88. 1. bis 4. Theil I, Tit. 1, des ML. N 0 
— Dedem Bürger des Staats, welchen die Gefepe fähig etkennen, für ſich ſelbſt zu urtheilen, 
fol die Wahl der Neligionspartei, zu weldyer er ſich halten- will, frei ſtehen. “ni 

Tit. 2. 8. 74. seq -* 1 1 


Der Uebergang von einer Nefigionshartei zu einer andern geichieht in der Regel durch aus: 


drückliche Erklärung. 

sn nr Te und 41. Theil II. Tit. IE des A EM u . 
br Durch Berufung auf abweichende Glaubensanfihten kann jedoch dei Einzelne fih gegen- bie 
durch die allgemeinen Landesgeſetze bedingten zivil⸗ und ftrafrechtlidyen Folgen: feiner Handlungen 
nur dann fhügen, wenn das Geſetz zu Gunſten feiner Glaubensgenoffen eine Musnahme von 
einzelnen allgemeinen Beftimmungen nadıgelaflen hat, und in foweit als er durch feine eigens 
thümlihen Religionsanfihten verhindert wird, diejenigen Rechtshandlungen vorzunehmen, deren 
Form nad) den Gefegen durch beftinmmte' veligiöfe Ueberzeugung bedingt ift, muß er ſich bie dar⸗ 
and folgende "Verminderung feiner bürgerlichen Nechtsfähigkeit gefallen Taflem, > 0 
"15 hr ALLER a t. Bin 1 $$. 5. und 6b. - 120 TER: nr 
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2. Den Einzelnen fieht es frei, mit Genehmigung der Obrigkeit, zu Beligione übungen 
au verbinden und gemeinicaftlice Zufammenfünfte zu halten, in foweit da adurch nicht die gemeine 
Ruhe, Sicherheit und Ordnung gefährdet wird, 
$$. 9. und 10. Theil II. Tit.:11. 
$. 1. bis 3. Theil I. Tit. 6. 

eine ſoiche Verbindung hat aber nur bdiefelben Rechte, wie jede _. erlaubte Privatgefehfgaft, 
$$. 11. bis 14. Theil I. Tit. 6 

Sie fteht als folhe unter der jortwährenden Nufficht des Staats, weldyer fie verbieten kann, 
ee Fi findet, ‚daß fie andern gemeinnügigen Abfihten und Anftalten hinderlic oder. dad: 

eilig. ift, 
$. 4. ebend.; 


und ihre Mitglieder bilden, auch wenn fie bie Ausfonberung von ben im Gtaate aufgenomme: 
nen Kirhengefellihaften bezwecken, dennoch feine rechtlich beftehenbe, befondere Religionspartei, 
fondern für erſt nur eine bloße Privatgeſellſchaft, und werden in rechtlicher Beziehung — nach 
wie vor — ale Angehörige derjenigen Religionepartei angefehen, zu ber fie bis dahin gehört 
haben, in foweit nicht befondere Geſetze Ausnahmen davon begründen. 

3. Meligionsgrundfäge, welche mit der Ehrfurcht gegen die Gottheit, dem Gehorfam gegen 
bie Geſetze, der Treue: gegen den Staat und der- allgemeinen Sittlichfeit unvereinbar find, bür- 
fen überhaupt im Staat nicht ausgebreitet werben, 

88. 13. bis 15. Th. II. Tit. 11. 

Einer jeden. neu fid) bildenden Meligionsgefellfchaft liegt daher der .. , ich bie 

von ihr gelehrten Meinungen. nichts enthalten, was dem ‘zumiberläuft, 
8. 21. ebend. 

4. Grhält eine Meligionsgefellihaft die Genehmigung des Staats, fo erlangt fie dadurch 
bie Rechte einer gebulbeten Kirchengeſellſchaft und it demgemäß befugt, gottesdienftliche Zuſam⸗ 
menfünfte in gewiflen dazu beftimmten Gebäuden anzuftellen und hier fowohl- als in den Pri— 

vatwohnungen ber Mitglieder die ihren Religionsgrundfägen gemäßen Gebräuche auszuüben, 
88. 22. und 23. ebendaſ. 

Sie bleibt aber dabei der Oberaufſicht des Staats unterworfen und letzterer iſt berechtigt, 

von demjenigen, was in ihren Verſammlungen gelehrt und verhandelt wird, Kenntniß einzuzichen, 
88. 32. und 33. ebendaſ. 

Im Uebrigen beftimmen fid ihre Rechte nach der befonderen rn welche ihr von 
dem Landesherrn ertheilt wird, 

68. 20., 29. ebendaſ. $. 22. Theil IL. Tit. 

5. Die im Staat öffentlich aufgenommenen Kirdyengefellfchaften — die Rechte priviles 
gieter Korporationen, ° 

17. 3. II. Tit. 11. 


Nur die ihnen gehörenden —*— Gebäude werben „Kirchen“ genannt, und ges 
nießen als ſolche die Vorrechte der öffentlichen Gebäube des Staats, 

$. 18. ebentaf. 

Kirhen, ſo wie Pfarr⸗ und Küftergüiter. find in der. Regel von ben — Laſten des 
Staats frei und die zur Feier des Gottesdienſtes und zum Meligionsunterricht beReliten Perſo⸗ 
nen haben mit anderen Beamten im Staate gleiche Rechte, 

8. 165. ebendaſ. 
88. 774. bis 777, ebendaſ. EEE ENT 1 
. $& 19. ebendaf. te n 
68. 96. und 97. ebendaf. 

In Anfehung ber über ihr Vermögen verhandelten Gefchäfte und gefchloffenen Berträge 
haben die öffentlich ‚aufgenommenen Religionsgefellfchaften die Rechte der Minderjährigen; fie 
genießen wegen biefes Vermögens im Konfurfe befonderer EREeU und «8 findet ‚gegen fie nur 
bie — — Verjährung von 44 Jahren ſtatt, 

$$. 228. bis 234. Th. UI. Tit. 11. 
$$. 629. bis 632. Th. I. Tit. 9. ° 

Die zu einer vom Staat öffentlich aufgenommenen Religionspärtei gehörigen Rirden find 
befugt, gegen bie innerhalb. ihrer Parodie wohnenden Glaubensverwandten, ſoweit leßtere nicht 
befonders erimirt find, den Pfarrzwang auszuüben und dieſelben au ben aus Me, — — 
bindung —— Laſten und no — 

$. 237. Th. I. Tit. 11. 
NS 88. 260. und 261. ebendaſ. 
$. 418. ebendaf. 

6 Auf bie vorfiehend unter 5. aufgeführten Rechte, ber ‚öffentlich aufgenonimenen. Kirchen 
> gefellfhaften haben bie nur gebulbeten Religionsgefellihaften als ſolche feinen Anſpruch; ben 
Umfang ihrer Rechte im befonderen Falle beftimmt vielmehr die ihnen’ ertheilte Konzeſſion (ef. $. 4.) 
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= betr. die Geburten, Heirathen und Sterbefälle, deren b 

glaubigung durch die Ortögerichte erfolgen muß. 30. 

[®. ©. 1847. ©. 125. No. 2823.] 

Wir Friedrich Wilhelm sc. ꝛxc. verorbnen, in Berfolg Unferes am heutigen Tage über bie 
Bildung neuer Neligionsgefellicaften erlaffenen Patents, für alle Theile Unferer Monardyie, mit 
‚Ausfchluß des Bezirks des Appellationsgerichtshofes zu Cöln, auf den Antrag Unferes Staats: 
Minifteriums und nach vernommenem Gutachten Unferes Staatsrathes, was folgt: 

8. 1. Die bürgerlihe Beglaubigung ber Geburts-, Heiraths: und Sterbefälle, die fi in 
folhen gebuldeten Religionsgefellfichaften ereignen, bei welden den zur Feier ihrer Meligions- 
handlungen beftellten Perfonen die Befugniß nicht zufleht, auf bürgerliche Rechtsverhältniſſe ſich 
bejichende Anıtshandlungen mit zivilrechtlicher Wirkung vorzunehmen, fell durch Gintragung in 
- ein gerichtlich zu führendes Negifter bewirkt werben. . 

6.2. Diefes Regifter ($. 1.) wird von dem ordentlichen Richter des Orts, wo der Ger 
burts: oder der Sterbefall fidy ereignet hat, oder die Brautleute wohnen, auch in Anfehung fol 
cher Betheiligten geführt, welche fonft von ber orbentlihen Gerichtsbarkeit befreit find. 

Haben die Brautlente ihren Wohnſitz in verfchiedenen Gerichtöbezirken, fo kann die Einkra— 
gung ber Che bei dem einen ober dem andern der beiden Nichter nachgeſucht werden. Der 
Richter, welder hiernady die Eintragung vornimmt, hat von berfelben dem Richter des Drts, 
an welchem ber andere Theil des Brautpaares wohnt, Mittheilung „zu maden, und biefer hat 
die vollzogene Ehe auch in das von ibm geführte Regiſter zu übernehmen. u 

8,3. Zur Anzeige einer erfolgten Geburt ift — ber Vater des Kindes verpflichtet. 
Iſt derfelbe nicht befannt ‚oder zur Erfüllung diefer "Verpflichtung nicht im Stande, fo muß bie 
Anzeige von dem Geburtshelfer oder der Hebamme, wenn aber foldye bei der Miederkunft nicht 
gegenwärtig geweſen find, von ben fonft babei zugegen gewefenen Perfonen, und wenm die Ge: 
burt ohne Beifein Anderer erfolgt it, von bemjenigen, in defien Wohnung das Kiud geburen 
iſt, geſchehen. Andere, zu ben Verwandten oder Hausgenoffen gehörende Perfonen, find zu ber 
Anzeige berechtigt, aber nicht verpflichtet. j 

+ Die Anzeige muß den Tag und-bie Stunde der Geburt, das Geſchlecht des Kindes umb 
deffen Vornamen, ferner die Namen, den Stand oder das Gewerbe, fo wie den Mohnort der 
Eltern enthalten. 

Mar zur Zeit der gemachten Anzeige dem Kinde noch Fein Bornante beigelegt, fo ift hier- 
über. binnen drei Tagen, nachdem dies geſchehen, nachträgliche Anzeige zu leiften. 

$. 4. Bei-Todesfällen muß die Anzeige von bem Familienhaupte, und wenn ein ſolches 
nicht vorhanden oder hierzu nicht im Stande ift, von demjenigen gemacht werden, in beflen 
Wohnung ber. Todesfall fich ereignet hat. Andere Bervandte ober Hansgenofien des Verftors 
benem find zu der Anzeige berechtigt, aber nicht verpflichtet. ur \ — 

"Die Anzeige muß Tag und Stunde des Todes, Vor⸗ und Familiennamen, Hlter, Stand. 
ober Gewerbe des DVerflorbenen enthalten. 

$. 5. Det ehelichen Verbindung muß ein Aufgebot weangehen. Dafjelbe it bei dem 
Nichter des Orts, an welchem die Brautleute ben Mohnfig haben, und wenn diefelben in ver: 
ſchiedenen Gerichtsbezirken wohnen, bei jedem der beiden Richter in Antrag zu bringen, und 
erft dann zu veranlaffen, wenn fid, der Richter die Ueberzeugung verfchafft hat, daß die zur bür⸗ 
gerlihen Gültigkeit der Ehe gefeglid nothwendigen Erforderniffe vorhanden find. 

Das Aufgebot erfolgt durch eine an der Gerichteftelle und gleichzeitig an dem Rathe ober 
DOrtsgemeinbehaufe, in deſſen Grmangelung aber an ber Wohnung des Gemeindevorftehers, wähs 
vend vierzehn Tagen auszuhängende Bekanntmachung. , 

8.6. Diejenige Handlung, durch welche nach dem Gebrauche der Religionsgeſellſchaft die 
ehelihe Verbindung gefehloffen wird, barf erft vorgenommen. werben, wenn gerichtlich beſcheinigt 
ift, daß die Brautleute, jedes am feinem Wohnorte, aufgeboten worden find und fein Einfprudy 
erfolgt it. .- 

' s 7. Zu der Gintragumg der Ehe in das Negifter ($. 1.) ifkerforderlic: 

1) Die Erklärung der Brantleute, daß und warn die nad) dem Gebrauch der gebulbeten 

Meligionsgefellfhaft zum Abſchluß der ehelichen Verbindung erforderliche Handlung 
"- Statt gefunden hat; - 
2) eine die Nichtigkeit biefer Erklärung beftätigende Verſicherung zweier glaubwürbigen, 

u berfelben Religionsgefellihaft gepörenbeh Berfonen; v > 

3) der Nadweis des Aufgebots ($. 5.)- . 

$. 8. Die bürgerliche Gültigkeit einer ſolchen Che beginnt mit dem Zeitpunkt ber Eintra⸗ 
gung der Ehe in das Regiſter. " 

8.9, ..3u den in den $$. 3., 4. und 7, vorgejchriebenen Anzeigen und Grflärungen ift 

‚das. perfönliche. Erſcheinen vor dem Richter erforberlih. Der Richter hat darüber, unter Zuzie⸗ 

ing eines verpflichteten Protofollführers, ein Protofoll aufzunehmen, welchem bie eingereichten - 

Befcheintgungen beizufügen find. Wenn nad) bem Ermeſſen des Nichters die Thatfache feſtge⸗ 
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ſtellt iſt, ſo hat berfelbe auf Grund, des Protokolle , fofort, ven Geburts⸗ Gehalt ober ‚Ster: 
befall in das Negiiter einzutragen ‚und barüber-ein Atteſt auszufertigem; - 
$. 10. Das Megiiter ($. 1.) und die auf Grund deſſelben ausgefertigten ae genießen 
bis zum Beweiſe des Gegentheils vollen öffentlichen Glauben. 
$. 11. Die in den $$. 3., 4. und 7. vorgeſchriebenen Anzeigen oder Dreh müffen 
von den dazu Verpflichteten gemacht werdet: 

1) Bei Geburten innerhalb der zunächſt folgenden drei Tage; _ 

2) bei Heirathen binnen der zunächſt folgenden acht Tage nad Bollziehung ‚der nach 

dem Gebrauche der Religionsgeſellſchaft erforderlichen Handlung; 

3) bei Todesfaällen ſpäteſtens an dem nächſtfolgenden Tage. 

Eine fchuldbare Verſaumniß diefer Friften ift mit Geldbuße bis zu funfzig Thaler oder nit 
Gefängniß bis zu vier Wochen zu beftrafen. 

Außerdem haben die Säumigen diejenigen Koften zu tragen, welde dadurch entftehen, daß 
der Richter wegen der verzögerten Anzeige zu irgend einer Ermittelung veranlaßt wird, 

$. 12. Die Beftfegung der im $. 11. angedroheten Strafe erfolgt durch gerichtliches 
Erkenntniß. 

$. 13. Die Ortspolizei: Behörden find verpflichtet, auf die rechtzeitige Anz e der Ge 
Burten, Heirathen und Sterbefälle zu achten und bei Unterlafjung terfelben das Gforterti 
von Amtswegen zu veranlaflen. 

$. 14. Für die den Gerichten durd) gegenwärtige Verordnung überwiefenen Gefchäfte find 
Gebühren. zu entrichten, über deren Betrag ber Juſtizminiſter nähere Beſtimmungen zu treffen hat. 

15, In foweit nicht durch gegenwärtige Verordnung abweichende Beſtimmungen gege— 

in find, haben die Gerichte bei dem Aufgebote und der Führung des Regifters diejenigen Bor: 
hriften zus befolgen, welche den Geiſtlichen der öffentlid ‚anfgenommenen- Kirchen für das Auf: 
gebot und bie Führung der Kirdenvegifter ertheilt find. 

. 16. Die Borfchriften ber gegenwärtigen B. finden aud auf Geburten, Heirathen und 
Sterbefälle folder Perfonen Anwendung, welche aus ihrer Kirche ausgetreten find, und noch fei- 
ner. vom Staate genehmigten Meligionsgejellicaft angehören. 

Bei den Heirathen folder Perfonen ſollen jedoch die Beſtimmungen ber $. 6., 7. und 11. 
No. 2. ausgefchloffen bleiben. Zur Gintragung ber Che in das Regiſter genügt in Diefen Faͤl⸗ 
len der. Nachweis des Aufgebots ($. 5.) und die perfönliche Grflärung der Brautleute nor dem 
Richter, daß fle fortan als. ehelich mit einander verbunden fi ch betrachten wollen. 


$. 17. Der Austritt aus der Kirche ($. 16.) kann nur durch eine vor dem Richter bes 
Oris (8. 2.) perfönlih zum Protofoll abzugebende Grflärung erfolgen, Diefe Grflärung hat 
nur dann rechtliche Wirkung, wenn bie Abficht, aus der Kirche auszutreten, uindeftens vier Wo⸗ 
chen vorher dem Richter des Orts in gleicher Weiſe erklärt worben iſt. Der Richter hat von 
—— loi ihm abgegebenen Erklärung dem kompetenten Geiſtlichen ſofort Mittheilung zu 
machen 
S. 18. Bei Ghefcheivungsklggen, folder Perfonen, welche aus. ihrer Kirche ausgekrelen 
find und nod) feiner vom Staate genehmigten Religionsgefellihaft angehören, finden bie in ber 
Berorbuung über das Verfahren in Cheſachen vom 28. Juni 1844. hinſichtlich ber "Mitwirkung 
un lege und insbefondere die in den 88. 10. bis 14. gegebenen Vorſchriften feine 
nwenbung 

Der Einleitung folder Ehefcheidungsflagen muß ſtatt des Sůhneverſuchs durch den Geiſt⸗ 
lichen ein Suͤhneverſuch durch das Gericht vorangehen. 

Bei dieſem Sühneverſuche ſind der Staatsanwalt und nad) deſſen Anträgen diejeni en Per: 
jonen zuguziehen, ‚von. welden eine dem Bwed entfpredhende Mitwirkung zu erwarten iR. 

$. 19. : Der Juftigminifter hat die. Berichte mit. näherer Anweiſung zur Ausführung dieſer 
Verordnung zu verſehen. 
— Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigebructem zug Zilti 

— Berlin, d. 30, März 1847. (L. 8.) Sriedrih Wilhe 
Frh. v. ——— — v. Savigny. Kine 

Beglaubigt: 

‚Bode. 
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G. über das —— bei aomyetenzkogfittten —* ven Gerichten 
und Berwaltungsbehörden. V. 8. April 1847, 


[G. ©. 1847. S. 170. No. 2829.) 


. . Mir Friedrich Wilhelm, 1c. 2. verordnen über das Verfahren bei Rompetntefi wi⸗ 
ſchen den Gerichten und Verwaltungsbehörden, auf den Antrag Unſeres Staatsm niſteriums und 
nach vernommenem Gutachten Unferes Staatsraths, für. den ganzen Umfang ‚der Monaithie 
was folgt: 

$. 1. Die Eniſcheidung der Kompetenzkonflilte zwiſchen den Berichten. und den Verwal⸗ 
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iungsbehörben. wirb einer ans bleibenden Mitsliedern zu. bildenden Behörbe, — ‚wehhe 
unter bem Titel .i 
Gerichtshof” zur Eniſcheidung der Kompetenzfonflitte” j 
beſtehen ſoll, 
1) aus dem Präſidenten des Staalsraths, 
2) aus dem Staatsſekretair und neun anderen Mitgliedern des Staatsrathis, von 
. denen Fünf Suftigbeamte, die übrigen Vier aber Berwaltungsbeamte fein müffen, 
Diefe Mitglieder werben von Uns auf den Vorſchlag des Präſidenten des Staats⸗ 
raths ernanmt. 

ce 2. In rechtskräftig von den Gerichten entjchiedenen Sadyen kann ber Kompetenzfonflift 
nicht mehr erhoben werben; ebenſo wenig. findet. derfelbe nod Statt, wenn in, einem. Prozeſſe, 
bei weldiem eine VBerwaltungsbehörde als Partei betheiligt ift, die von derſelben anfgeftellte 

a a ber Umnzuläffigfeit bes. Rechtsweges rechtöfräftig verworfen worden iſt. 

Erhebung des Kompetenzfonflifts fi find nur die -Gentral: und bie Provinzial 
— befugt. Hält eine untere Verwaltungsbehörde in, einer zu ihrer Kennt: 
niß kommenden Rechtsſache die Erhebung des Kompetenzfonfli 8 für erforberlich, fo ‚hat fie 
hiervon fofort der vorgefegten Dienjtbehörde Anzeige zu machen. 

$.. 4. Die Erhebung des Kompetenzkonflikts erfolgt durch Neberfendung eines darũber abs 
zufafienden motivierten Beſchluſſes der Verwaltungsbehörde an das Gericht, mit der Gtlärimg: 

daß ber Kompetenzfonflilt erhoben werde, 
und mit dem, Antrage: 

das Rechtsverfahren bis zur Enijcheibung über denſelben einzuſtellen. gr 

Beſieh die Provinzialbehörde, welche den Konflikt erheben will, aus mehreren Abtheilungen, 
fo muß der Beſchluß vom Plenum derfelben ‚gefaßt werben, 

$. 5. Sobald der Konflikt anf dieſe Weiſe (8. 4.) erhoben ift, jtellt das Gericht das 
Rechtsverfahren durch einen Beſcheid, gegen welchen fein Rechtsmittel zuläffig if, einftweilen 
eig, und fertigt diefen Beicheid, nebft einer Abſchrift des Beſchluſſes ber Verwaltungsbehörbe, 
den bei der Sache betheiligten Privatparteien mit dem Gröffnen zu, daß ihnen freiſtehe, ſich 
binnen einer PBräflufivfriit von vier Moden über den Kompetenzfonflikt ſchriftlich zu erklären. 
Gine ſolche Erklärung muf von einem Rechtsanwalte unterzeichnet fein und nebft einer Abjchrift 
derfelben eingereicht werben, 

; Nach dem Eingange ber Grflärungen der Parteien (äßt das Gericht die Abfchriften 
berjelben der Berwaltungsbehörde ($. 4.) zuftellen und reiht ſodann bie Akten mit feinen: Gut⸗ 
achten dem Juſtizminiſter ein. 

Zt binnen der vierwöchentlichen Friſt ($. 5.) Feine Erklärung eingegangen, fo hat bas 
Gericht hiervon die Berwaltungsbehörde zu ‚benachrichtigen nnd, erft alsdann die Aften an dem 
Juſtizminiſter zu befördern. 

$. 7. Iſt die Sache bei einem Untergerichte anhängig, fo erſtattet daffelbe "ben gutadit? 
lien Bericht .($. 6.) au das vorgefeßte Laudes-Juſtizkollegium, welches ihn, unter Beifügung 
ſeines Gutachtens, dem Juſtizminiſter überreicht. 

1.8 8. Im Bezirke des Appellationsgerichtshofes zu Cöln treten in dem vorftepend ($$. 41. ) 
angeorbneten Berfahren folgende Abweichungen ein. 

Wird in einer bei einem Friedensgerichte anhängigen Sache der Rompeteizfonflitt erhoben, 
jo ift der im.$. 6. gedachte Bericht von dem Friedensrichter an den Ober-PBrofurator des Land: 
gerichts zu, erfiatten und von diefem alsdann gutachtlich an den Juftizminifter zu berichten. 

Iſt das, Rechtsverfahren bei einem Laudgerichte ober bei dem Appellationsgerichtshofe an⸗ 
haͤngig, ſo hat die Berwaltungsbehörbe das Schreiben, mit weldem fie ben. Beſchluß uͤber die 
Erhebung des Konflikts mittheilt ($. 4.), nicht an das Gericht, fondern an den bei. demſelben 
angeftellten Dber-Profurator oder Generals-Profurator zu richten, welder dem Gerichte fofort 
davon Mittheilung zu machen und,. nad) Abfaſſung des gerichtlichen Beſcheides, durch den das 
Rechtsverfahren eingeſtellt iſt ($. 5.), alle übrigen, in bei $$. 5. und 6. den Gerichten vorge: 
— ‚Handlungen vorzunehmen Hat. 

Dem an den Juftigminifter zu erſtattenden Berichte Hat der Dber-Profurator oder Generals 

le Ven att der Gerichtsakten, ‚die von ben, Parteien einzufordernden Akten derfelben,, ‚ oder 
— ens bie Ladung, ferner den Beſchluß der Derwaltungshehörbe über die Erhebung des 
Konflifts ($. 4.), den Befcheid des Ger tichte ($. 5.),. die eıwa eingegangenen Erklärungen ber 
Parteien und bie mit der Verwaltüngsbehörde nah $. 6. geführte Korrefpondenz beizufügen. 
11... 9 Die re gerne ah ift verpflichtet, fobald fie von dem Gerichte ent= 
weber bie Grflärungen ber Parteien oder die Benachrichtigung empfangen Hat, daß dergleichen 

 Grflärungen nit eingegangen find ($. 6.), unter ueberreichung der "Alten, an . ben ‚beteiligten 

Berwaltungshef gutachtlich zu berichten. 

$. 10. Der Juſtizminiſter ſendet bie ihm eingereichten gerichtlichen atlen G5. 6., 8.) nebſt 
ſeinen Bemerkungen über den Konflikt, wenn er ſolche beizufügen für nöthig ttahtet; an ben 

im $..1; genannten Gerichtshof, und jegt davon den * rail a umter Mits 

theilung jener Bemerkungen, in ag 
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$. 11. Grachtet der Berwaltungschef den von der Provinzialbehörbe erhobenen Kompetenz⸗ 
konflikt für nicht begründet, fo hat er davon den Gerichtshof ($. 1.) mit ber Grflärumg, daß 
der Antrag auf Ginftellung des Mechtsverfahrens zurücdgenommen werbe, zu benachrichtigen. 
Der Gerichtshof ſendet alsdann die Akten dem Juſtizminiſter zurück, und dieſer veranlaßt den 
Fortgang des Rechtsverfahrens. ⸗ 
$. 12. Hält dagegen der Verwaltungschef den Kompetenzfonfliff für begründet, fo ſteht 
ihm frei, dem Gerichtshofe aud feine Bemerkungen zu überfenden; er hat biefelben aber dann 
auch dem Juſtizminiſter mitzutheilen. 
$. 13. Die bei dem Gerichtshofe eingegangenen gerichtlichen Aften ($. 10.) werben dem 
Meferenten zugeftellt, fobald entweder eine Grflärung des betheiligten Verwaltungscefs einge: 
gangen, oder eine achtwöchentliche Frift ‚feit dem Tage verfloffen ift, an welchem ber Verwal⸗ 
dungsbehörde die zuletzt eingegangene Erklärung der Parteien, oder das Benadyrichtigungsfchreis 
ben des Gerichts, daß keine ſolche Erklärungen eingegangen find ($. 6.), zugeftellt worden if. 
-g. 14. Die Entiheidung des Gerichtshofes erfolgt anf den fchriftlichen Vortrag eines Re 
ferenten umd eines Korreferenten. Zum Meferenten kann einer ber beim Staatsrathe angeftell: 
ten Geheimen Neferendarien oder kommiſſariſchen Hülfsarbeiter ernannt werben; ein Stimmrecht 
ſteht jedoch einem foldyen Meferenten nicht zu. EBEN 
- 8.15. Zur Abfaflung gültiger Erkenntniſſe des Gerichtshofes ift die Theilnahme von wer 
nigftens fieben Mitgliedern, mit Einſchluß des Borfigenden, erforderlich. 
$. 16. Der Juftizminifter, fowie jeder der betheiligten DBerwaltungscefs iſt befugt, zu 
den Berathungen des Gerichtshofes einen Rath feines Departements abzuordnen, welder nölhi⸗ 
— über die Sache nähere Auskunft zu geben hat, am ber Entſcheidung aber nicht Theil 
nimmt. 
$. 17. Das Erkenniniß des Gerichtshofes ift mit den Entfcheidungsgründen unter ber 
Unterfchrift des Vorfigenden auezufertigen, und dem Yuftizminifter, fowie dem betheiligten Ber: 
mwaltungscef zur Mittheilung an das Gericht und die Verwaltungsbehörbe zuguftellen. Das 
Gericht hat ben Parteien das Erfenntnig befannt zu machen. Die BVeröffentlihung folder Er⸗ 
kenntniſſe bleibt dem Ermeſſen des Juftizminifters, fowie der Verwaltungschefs überlaffen. 
$. 18. Iſt die Entſcheidung ($. 17.) gegen die Zufaffung des Mechtsweges ausgefallen, 
fo hat das Gericht das Mecitsverfahren aufzuheben, bie gerichtlihen Koſten niederzuſchlagen, 
und die etwa ſchon bezahlten zu erftatten. Zur Grftattung außergericytlidyer Koften ift in einem _ 
foldye Falle feine der Parteien verpflichtet. 
$. 19. Durch Erhebung des Kompetenzkonflifts wird der Lauf der Präffufivfriften im 
— gehemmt, auch iſt die Grefution bis zur Entſcheidung über den Kompetenzkonflikt, un 
zufällig. J — 
F. 20. Der im. 8. 1. angeordnete Gerichtshof Hat auch über ſolche Streitigkeiten zwiſchen 
den Gerichts: und Verwaltungsbehörden zu entſcheiden, bei welchen eine jede der beiden Behoör⸗ 
den fih in der Sache für infompetent, und dagegen die andere fiir fompetent hält. 
g. 21. Den Berwaliungsbehörben find in den vorftehenden Beftimmungen ($$. 1. bis 20.) 
die Auseinanderfegungsbehörden gleid) zu achten. Da 
— 8. 22. Nlle bei Publikation diefes G. noch nicht entſchiedenen Kompetenz: Konflikte 
werben dem im $. 1. angeordneten Gerichtshofe zur Entfheidung überwiefen. Die Vorfchriften 
der $$. 5—13, finden jedoch mur auf diejenigen von biefen Sachen Anwendung, in welden bie 
Akten bei dem Juftizminifter noch nicht eingegangen find. — 
8. 23. Alle dieſem G. entgegenſtehende Vorfchriften werden hiermit aufgehoben. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem Königl. Inſiegel. 
Gegeben Berlin, d. 8. April 1847. (L.8.) Friedrich Wilhelm 
Frhr. v. Müffling. i 
v. Boyen. Eihhorn. v. Savigny. v. Bodelfhwingh. Gr. zu Stolberg. 
Uhden. v. Düesberg. — 
4 Beglaubigt: 
Dode 


Allerh. 8. O. v.:3. Mai 1847., betr. die Ermäßigung des Eingangd: 
zolles für Del in Fäflern. 
[&. ©. 1847. ©, 239. No. 2854.] 


Auf Ihren Bericht v. 27. v. M. beftimme Ich im Ginverftändnif mit den Regierungen 
ber anderen Zoll:Bereinsflanten, daß für Del, in Fäffern eingehend (Poſition II. 26. des Boll: 
tarifs.v. 10, Dit. 1845.)-vom 1. Juli d. J. ab eine. Ermäßigung: des. Eingangszolls von 
1 Nihle. 20 Sgr. auf 1 Rthle. 10 Sgr. für den Gentner eintreten % un 

Diefer Mein Befehl it durd die G. ©; zur öffentl, Kenntniß zu bringen, 


Berlin, d. 3. Mai 1847. 1.8 * 
RE | . Friedrih Wilhelm ı 
den Staates und Finanzminifter v. Düesberg. & Zu TORTE 
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Allerhi: 8. ©. v. 9. Juni 1847,, die Befeitigun der Zweifel: über. die 
Auslegung des $. 33. der Bankorduung v. 3. Dt. 1846, wegen Unnahme 
der Noten der Preuß, Bauk bei öffentlichen Kaſſen betr. 


— [G. ©. 1847. ©. 238. No. 2853.] 


Es iſt durch das Staatsminifterium zu Meiner Kenntnif gefommen, daß über bie Ausles 
gung des $. 33, der Banforbn. v. 5. Dft. v. I. wegen Annahme der Nofen der Preuß. Bank 
bei öffentlihen Kaſſen, neuerlich Zweifel fidı fund gegeben haben. Zur Befeitigung dieſer Zwet- 
fel will Ic, nad) dem Antrage des Staatsminifteriums, hierdurch erklären, daß ſämmtliche 
öffentliche. Kaſſen, zu denen in dieſer Beziehung and) die gerichtlichen Depoſitalkaſſen gerechnet 
werben ſollen, unter allen Umftänben verpflichtet ſind, die Noten ber Preußiſchen — Eh den 
vollen Betrag, auf welchen dieſelben lauten, in Zahlung anzunehmen. 
Diefer Mein Befehl it durd die ©. ©. zur öffentl. Kenntniß zu bringen. 


Sansfonei, d. 9, Juni 1847, 
: An — — Wilhelm. 
das Staatsminiſterium. J 


Allerh. K. O. v. 11. Juni 1647., betr. deu Verkauf ee Schulz, 
Gebete, Erbanungs: und Gefangbücher durch Buchbinder. 


[®. ©. 1847. ©. 260. No. 2867.] z 


Auf Ihren Bericht v. 23. Mai d. 3, will Ich die Regierungen hierdurch — uns” 
befholtenen und zuverläfigen Buchbindern, denen die Dualififation der Buchhändler fehlt, det 
Berfauf gebundener Schul-, Gebet, Erbauungs- und Gefangbücher zu geftatten. — Die hierzu 
geeigneten: Bücher find in ein nad dem örtlihen Bedürfniſſe aufzufellendes, von ben Megie 
rungen zu genehmigendes Verzeichniß aufzunehmen. — Bon dem Handel mit andern, als den 
"in dem Verzeichniſſe aufgeführten, fo wie mit ungtbunbeneR Büdern und Schriften bleiben ‚die 
Buchbinder ausgeſchloſſen. 

Dieſer Mein Befehl iſt durch die G. S. bekannt zu machen. 3* 


Berlin, d. 11. Juni 1847. 
An Friedrich Wilhelm. 
die Staalsminiſter v. — und v. Düesberg. 


— 


©, betr. das Spiel in ————— Lotterieen, ſo wie die unte ruehmung 
öffentlicher Lotterieen — — — durch Privatperſonen. 
uli | 


IG. ©. 1847. ©. 261. Ro. 2870., Nitiih ©. S. II. ©. 120.] 





©. über die Verhältnifie der Sjuden, V. 23, Juli 1849. *) 
[®. ©. 1847. ©. 263. Ne. 2871.] 

Wir Friedrich Wilhelm sc. sc. Nachdem Wir zur Herſtellung einer möglichft gtelhmäßigeh 
Geſetzgebung über die Verhäliniſſe der Juden die in diefer Hinficht beitehenden Borfchriften einer 
Neviſion haben unterwerfen laſſen, verordnen Wir, nach Anhörung beider Kurien Unferer zum 
erfien Dereinigten Landtage verfanmelt gewefenen getreuen Stände, auf den Antrag Unſeres 
Staateminiſteriums, was fol gt: 

Titel J. 
Bürgerliche Verhältniſſe der Juden. 
$. 1. Unferen jũdiſchen Unterthanen ſollen, ſoweit dieſes G. nicht ein Anderes beſtimmi, 


int ganzen ep Unferer Monarchie neben gleihen Pflichten auch gleiche bürgerliche Rechte 
mit Unferen chriſtlichen Unterthanen zuftehen. 


Abſchnittl. rn - 
"Behimungen für alle Landestheile, mit Ausfhluß des RS. 
Ber thums Bofen. 


Bulaffung zu öffentliden Aemtern. 
$. % ‚Bu ‚einem unmittelbaren. ober. mittelbaren Staatsamte, fowie zu einem. Kommunal 





2 Bun. Gb. v. 11. May; 1812, und die Note dazu. Desgl. Berfaflungs Urkunde v. 31. . Jan. 1850, 
4,1 2 *} . ⸗ Sr ; . { . .)3 


Gef. ©. ſ. Berw. B., Bd. UI. 16 
— 1 
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amte kann ein Jude nur dann zugelaſſen werben, wenn mit einem ſolchen Anke die Ansübung 
einer. richterlichen, polizeilichen oder exekutiven Gewalt nicht verbinden ift. 

Außerdem. bleiben die Juben allgemein -von der Leitung und Beauffihtigung hriflicher 
Kultus: und Unterrichts-Angelegenheiten ausgeſchloſſen. 

An Univerſitäten können Juden, ſoweit die Statuten nicht entgegenſtehen, als Privaldocen⸗ 
ten, außerordentliche und ordentliche Profeſſoren der mediziniſchen, mathematiſchen, naturwiſſen⸗ 
ſchaftlichen, geographiſchen und ſprachwiſſenſchaftlichen Lehrfacher zugelaſſen werden. Bon allen 
übrigen Lehrfaͤchern an Univerfitäten, fowie von dem afabemifhen Senate und von den Aemtern 
eines Defans, Proreftors und Meftors bleiben fie ausgefchloffen. 

An Kunft:, Gewerbes, Handels: und Navigationsfchulen fönnen Juden als Lehrer zuge 
laſſen werben. "Außerdein bleibt die Anftellung der Juden als Lehrer auf jübifhe Unterrichts, 
Anftalten beſchränkt. 


Ständifhe Rechte, Patronat x. 


$. 3. Ständifche Rechte Fünnen von Juden aud ferner nicht ausgeidt werben. Soweit 
diefe Nechte mit dem Befige eines Grundftüds verbunden find, ruhen diefelben, fo lange tas 
Grundſtück von einem Juden beſeſſen wird, 

+, Das Nämliche gilt vom Patronat und von der Aufſicht * das. Kirchenvermögen. Bei⸗ 

bes wird von det Behoͤrde (V. v. 30. Aug. 1816. ©. S. ©, 207.) ansgeibt. Die perlön: 
lihe Ausübung der Gerichtsbarkeit und Polizei ift den Juden nicht geftattet, fie können jedoch 
den Gerichtshalter und den Verwalter der Polizei beitellen. 

Der jüdiſche Befiger bleibt zur Tragung der mit allen vorgedachten Nechten verbundenen 
Laſten verpflichtet. 

Wo das Patronat einer Gemeinde zuſteht, fonnen deren jũdiſche Mitglieder an ber Aus: 
übung befielben nicht Theil nehmen, fie müſſen aber die damit verbundenen Reallaften von ih: 
‚zen Befigungen tragen, Außerdem bleiben die .anfäffigen jüdiihen Mitglieder einer Stabt-- ober 
Dorjgemeinde verpflichtet, die nad) Maaßgabe des Grundbefiges zu entrichtenden Beiträge zur 
Erhaltung der Kirchenſyſteme zu tragen; aud find alle jüdiſchen Grundbefiger u. Leiftung der 
auf ihren Orundftücden haftenden, firlichen Abgaben verbunden. 


"Gewerbebetrieb. 
$. 4. Die für den Gewerbebetrieb im Umherziehen in Betreff ber infändifdjen Juden be 
fiehenden Beihränfungen werben aufgehoben. 
Auch wird der Betrieb ber in den $$. 51., 52., 54. und 55. der Gewerbeorbnung v. 17. 


San. 1845. genannten Gewerbe den Juden fortan freigegeben „ in fofern — mit- Rn 
die Ausübung einer polizeilihen oder exefutiven Gewalt verbunden iſt. 


Bamiliennamen. 


* 5. Die Juden find zur Führung feſt befiimmter und erbliher Familiennamen ver 
pflichtet. 


- 


Führung der Sandelstäger it. 


$. 6. Bei Führung ihrer Handelsbücher haben ſich die Juden entiweber der befitfchen oder 
der fonftigen, unter der Bevölkerung ihres Wohnorts üblichen Landesſprache und deutſcher oder 
lateinifcher Schriftzüge zu bedienen. Handelsbücher, in welchen gegen diefe Vorfchrift verftoßen 
Aft, haben für den Juden feine Beweiskraft. Bei Abfafjung von. Verträgen und rechtlichen 
Willenserklärungen, wie bei allen vorkommenden ſchriftlichen Verhandlungen ift den Juden nur 
der Gebrauch der deutſchen oder einer andern lebenden Sprade und deutſcher oder lateiniſcher 
Schriftzüge geftattet. Im Falle der Uebertretung der in dieſem wie im $. 5. enthaltenen Bor: 
ſchriften teifft fie eine Geldbuße von 50 Rihlrn. oder ſechswöchentliches Gefängniß. 


Beugeneib. 


$. 7. In Anfehung der Pflicht zur Nblegung eidlicher Zeugnifie e und ber biefen Zeug: 
nifien beizulegenden Glaubwürdigkeit findet ſowohl in Civil» als Criminalſachen aa: den 
Juden und Unferen übrigen Unterthanen fein Unterſchied ftatt. 


- Geburts, Heitaths> und Sterbefälle. 


$. 8. Die bürgerliche Beglaubigung der Geburts:, Heirathe: und Sterbefälle unter ben 
Juden foll durch Gintragung in ein gerichtlich zu führendes Regiiter bewirkt werben. s 

$. 9. Diefes Regiſter ($. 8.) wird von dem orbentlihen Richter des Orts, wo ber Ge 
burts- oder der Sterbefall fid ereignet hat, oder die Brautleuie wohnen, aud in Anfehung fol: 
der Betheiligten geführt, welche jonft son. ber ordentlichen Gerichtsbarfeitbefreit find. 

Haben die Brautleute ihren Mohnfis in verfhiedenen Gerichtebezirfen, fo, fahn die Ein: 
tragung der Che bei dem einen ober dem andern der beiden Richter nahgefuht werben. Der 
Richter, welcher hiernach die Gintragung vornimmt, hat von en bem Richter des Orte, 


Pre 


- 
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am weldjem ‚ber amdere Theil des Brautpaares wohnt, Mittheilung zu machen: und. dieſer hat 
die vollzogene Ehe auch in das von ihm geführte Regiſter zu übernehmen. 

N $.10. Zur Anzeige einer erfolgten Geburt iſt zunächſt der Vater: des Kindes verhfliche 
tet. Iſt derfelbe nicht befannt oder zur Erfüllung diefer Verpflichtung nicht im Stande, fo muß 
die Anzeige von dem Seburtsheljer oder ber Hebamme,. wenn aber foldye ‚bei der Niederfunft 
nicht gegenwärtig gewejen ‚find, von dem jonft dabei zugegen gewejenen Perfonen, und wenn Die 
Geburt ohne Beifein Anderer erfolgt ift, von demjenigen, in. defien Wohnung das, Kind. gebo: 
ren -ift, geichehen, , Andere, zu ben Verwandten oder bauegenoſ⸗ en gehörende Perfonen; find; zu 
ber ‚Anzeige ‚besechtigt,, aber nicht verpflichtet. a. 
Die Anzeige muß den Tag und die Stunde der Geburt, das Geſchlecht des Kindes und 
deſſen Vornamen, ferner die Namen, den Stand oder das Gewerke, fowie den Wohnort der El: 
tern enthalten. ie 

War zur Zeit der gemachten Anzeige dem Kinde noch Fein Vorname beigelegt, fo ift hier- 
über binnen 3 Tagen, nachdem bies geichehen, nachträgliche Anzeige zu leiften. 

8. U. ‚Bei Todesfüllen muß die Anzeige von dem Familienhaupte, und menn ein ſolches 
nicht vorhanden ober hieriu nicht im Stande.ift, von denrjenigen, gemacht werben „in deſſen 
Wohnung der Todesfall fid ereignet hat. Andere Verwandte oder Hausgenofjen des Verftorbes 
nen find zu der Anzeige berechtigt, aber nicht verpflichtet. 

Die Anzeige muß Tag und Stunde des Todes, Bors und Familien: Namen, Altıg, Stand 
oder Gewerbe des Beritorbenen enthalten, *) 

8. 12. Der ehelihen Verbindung muß- ein Aufgebot vorangehen, Daſſelbe iſt bei dem 
Nichter des Orts, an welchem die Brautleute den Wohnſitz baden, und wenn dieſelben in ver 
fhiedenen Gerichtsbezirken wohnen, bei jedem der beiden Nichter in Antrag zu bringen, und exit 
dann zu veranfaffen, wenn fich der Richter die Ueberzeugung verihafft hat, daß die zur iger 
lidyen Guͤltigkeit der Ehe geſetzlich nothwendigen Erforderniſſe vorhanden find, u ; 

Das Aufgebot erfolgt durd) eine an ber Gericytsitelle und gleichzeitig an dem. Rath: ober, 
Drts-GemeindesHaufe, in defien Grmangelung aber an der Wohnung bes Ortsvorſtehers, währ 
send 14 Tagen auszuhängende Bekanntmachung. je 

:$. 13. . Zur Gintragung der Ehe in das Regiſter ift erforderlich: 5 : 

1) der Nachweis des Aufgebots ($. 12.); 
2) die perfönliche Erklärung der Brautleute vor dem Richter, daß fie forian als ehe: 
lich verbunden mit einander ſich betrachten wollen, 

$. 14. Die ‚bürgerliche Gültigkeit einer folhen She beginnt mit bem Seitpunft der Gin: 
tragung der ‚Ehe in das Regiſter. 

$. 15. Zu den in den 88. 10., 11. und 13. vorgefchriebenen Anzeigen amd Crflärungen 
iſt das perfönlice Grfcheinen vor dem Nichter erforderlih. Der Nichter hat darüber, unter Zu: 
ziehung eincs verpflichteten Protofollführers, ein Protokoll aufzunehmen, welchem bie eingereichs 
ten. Beicheinigusigen beizufügen And, Wenn nad, dem Ermeſſen des. Richters die Thatſache feit- 
- geftellt ift, fo hat derſelbe, auf Grund bes Protofolle, fofort deu Geburts,, Heiraths- oder 

Sterbefall in, das Negifter einzutragen und darüber ein Atteſt auszufertigen..**) 

F. 16. Das Regiſter ($. 8), und die auf Grund beffelben enegefeniaien Atiefe genießen, 
bis’ zum Beweiſe des, Gegentheils, vollen öffenilihen Glauben. | 

8. 17. Die in.den $$. 10. und Al: vorgefchriebenen Anzeigen müflen. von den dan Der, 
pflichteten gemacht. werben: 

1) bei den Geburten innerhalb der zunächſt folgenden 3 Tages 
2) bei Todesfällen fpäteitens an dem näditfolgenden: Tage. 
Gine ſchuldbare Verſaumniß dieſer Friften iſt wit Benin bis zu 50 Rthlrn. oder mit Ge⸗ 
faͤngniß bis zu 6 Wochen zu beſtrafen. 

Außerdem haben die Säumigen diejenigen Kokeu zu tragen, weldye dadurch entäehen; daß 
der Richter wegen der verzögerten ‚Anzeige zu, irgend einer Grmittelung veranlaßt wird. u 
s gg Die Feilfegung der im $. 17. angebrohten Strafe erfolgt durch gerichtliches Er⸗ 
enntni 
8. 108. Die Orts⸗Polizeibehoörden find. verpflichtet, - auf die rechtzeitige Anzeige ‚der Gebur: 
ten und Sterbefälle zu achten umd bei Unterlaffung derfelben das Erforderliche von Aue we 
gen zu veranlaffen. 

$. 20. Kür die den Gerichten durch gegenmwärfige VB, überwiefenen Geſchäfte find Gebüh⸗ 

zen zu entrichten, über ‘deren Betrag der Juſtizminiſter nähere Beſtimmungen zw treffen. hat. 

$. 21. Inſoweit nicht. durd gegenwärtige B. abweichende Beſtimmungen gegeben; find, 
Yet die Gerichte bei dem Aufgebote und der Führung des Regiſters diejenigen Rorſchriften 
zu befolgen, welche den Geiſtlichen der chriſtlichen Kirdyen für das Aufgebot und bie DRS 
* Kirchenregiſter ertheilt find. 

8. 22. In den zum. Bulk. des Appelinionägreidiegefie zu Köln "gehörigen rander⸗ 
—__ 


19) Wergl.Erl, v⸗ 8 April: 188. Br — 
**) Dergi. El, v. 29. April 1848, PEN 


ca 
m 


- 16° 


x 


. 1847: (8. 23. Juli) 


theilen bewenbet es bei den ber bie Feitftellung ber Geburlen, Heiralhen und — be 
ſtehenden Borfcriften. 


Schuldverhältniffe und befondere Abgaben, 


$. 23. Die über die Schulbverhältniffe einzelner jüdiſcher Korporationen erlaffenen Bor: 
s fehriften und befonderen Anordnungen bleiben bis zur Tilgung biefer Schulden in Kraft. 

Die an bie Staatsfaffe von den Juden als foldyen zu entrichtenden perfönlihen. Abgaben 
und Reiftungen werden ohne Gntihädigung aufgehoben. Bei derartigen Abgaben und Leitungen 
an Kämmereien, Grundherren, Juſtitute ıc. behält es vorläufig fein Bewenden; es werden jedoch 
weitere Beſtimmungen über deren Aufhebung und Ablöſung vorbehalten. 


Abſchnitt II. 
Beſtimmungen für das Großherzogthum Poſen. 
Die Bisherige Unterſcheidung der jüdiſchen Bevölkerung des Großherzogihtume Bos | 


fen in "naturalifire und nicht naturalifirte Juden bleibt zur Zeit noch beftchen: 


Bedingungen ber Naturalifation. 


$. 25: Die allgemeinen Bedingungen zur Grlangung der Naturalifation find: 


1) ein feſter Mohnfig innerhalb des Großherzogthums Pofen ; 

2) Umbefdoltenheit des’ Lebenswandels ; 

3) die Fähigkeit, den Borfchriften des $. 6. ju genügen. Bon biefem Grforbernip 
kann der Oberpräfident auf den Antrag der Megierung bisvenfiren. 


» Unter vorftehenden Boransfegungen follen in die Klaffe der naturalifirten Juden diejenigen 
aufgenommen werden, welde entweder 


1) einer Wiſſenſchaft oder Kumft fich gewidmet haben und folde bergeftalt betreiben, 
daß ſie von ihrem Ertrage ſich erhalten können; oder 

2) ein landliches Grundftüd von dem Umfange befigen und ſelbſt bewirthichaften, 
daß dafielbe ihnen und ihrer Familie hinreihenden Unterhalt fihert; oder 

3) in einer Stadt ein nahrhaftes flehendes Gewerbe betreiben; oder 

4) ein Kapitalvermögen Yon wenigftens 5000 Rthlr., oder 

5) in einer Stadt ein Grundſtück von wenigftens 2000 Rihlr. an Werth ſchulden⸗ 
frei eigenthümlich beſitzen; oder 

6) ihrer Dienſtpflicht im ſichenden Heere vollftändig genügt und gute Führungs— 
httefte erhalten, oder < 


7) durch patriotifche Handlungen ein befonderes Verbienft um den Staat ſich erwor⸗ 


ben haben; oder 

D) aus anderen Provinzen unſeier Monarchie ihren Wohnſitz in das Großherzogthum 
Poſen verlegen; öder endlich 

9) nach dem übereinſtimmenden Urtheile der Ortsbehoͤrde, bes Kandrathe und ber Re⸗ 
gierung zur Naturalifation für geeignet erachtet werden. 
Die ehelihen Kinder naturalifirter Juden gehören ſchon vermöge ihrer. Geburt in 


$. 26. 
bie Klaſſe det naturaliſirten Juden. Die bei Publikation dieſes Geſetzes aus der vaterlichen 
Gewalt bereits entlaſſenen Kinder naturalifirter Juden können jedoch die Naturalifation nur 
‚nad Maaßgabe der Beſtimmungen im $. 25. erwerben. 

$. 27. Ehefrauen nehmen an den Mechten, welche ihre Ghemänner burc bie Naturalifa- 
tion erlangt haben, Theil. Diefe Rechte verbleiben ihnen auch nah Auflöfung der Ehe, gehen 
FR Miederverheirathung mit einem nidyt naturafifirten Juden verloren, 


Ale in die Klaſſe der Naturalifirten eintretenden Juden erhalten von der Regie: 


ung des Bezirks, in welchem fie wohnen, Naturalifationg: Patente, 


Rechte der naturalifirten Juden. 


$. 29, Für die naturaliſirten Juden des Großherzogthums Poſen gelten alle im abſchuiut I. 
für die Juden der übrigen Landestheile enthaltenen Beſtimmungen. 


Berluf der Naturalifation, 


6.30. Naturalifirte Juden, welchen die Nationalfefarde rechtskräftig aberfannt ift, verlie⸗ 

ren dadurch ohne Weiteres die mit der Naturalifation verbundenen echte, Außerdem Fönnen 
Diefe Rechte einem Juden durch Plenarbefchluß der Regierung entzogen werben, wein derfelbe 
die Naturalifation auf Grund wifjentlid unrichtiger Angaben erlangt hat, fowie in allen benjes 
nigen Fällen, in welden nad $$. 19. und 20. der revidirten Stäßteorbnung vw. 17.' 
1831. das Bürgerrecht entzogen werben muß, oder von den Stadtbehörben entzogen werden kann. 
Gegen das, die Entziehung der Naturalijation feitfegehbe Mefolut der Regierung ift ber Rekurs 
an ben Minifter bes Innern zuläſſig, derfelbe muß jedoch binnen einer zehntägigen Präkluſiv⸗ 
friſt nad) er des Mefoluts bei der Negierung angemeldet werben. - 
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Nicht naturalifirte Juden. 


$. 31. Ueber biejenigen jübifchen Einwohner der Provinz Pofen, welde ſich zur authahne 
— Kaffe der Natitralifirtem noch nicht eignen, find, wie bisher, vollitändige Verzeichniſſe zu 
ühren. 

$. 32. Auf Grund derfelben ift von ber Orte: Polizeibehörbe jedem Familienvater, Towie 
jebem einzelnen volljährigen und felbftftändigen Juden ein mit der Nummer des Verzeichniſſes 
verfehenes Zertififat zu ertheilen, welches, infofern es eine Familie umfaßt, die Namen ſämmt⸗ 
licher Mitglieder derfelben enthalten muß, und nad) der jährlichen Reviſion mit einem Biſa ver⸗ 
ſehen oder berichtigt wird. 

$. 33. Die Beſtimmungen des Abſchnitts I. finden auf die nicht —— Juden nur 
unter folgenden beſonderen Beſchränkungen Anwendung: 


H Von allen unmittelbaren und mittelbaren Staatsämiern, — von Kommunal 
aͤmtern, imgleichen von allen Lehraͤmtern an anderen. als jmdiſchen untznaau⸗ 
anſtalten, bleiben ſie ausgeſchloſſen. 

2) Dos ſtädtiſche Bürgerrecht können ſie nicht erwerben. 

3) Auf dem Lande dürfen fie nur dann ihren Wohnſitz nehmen, wenn fie entweber 
einen Bausrhof erwerben oder pachten und denſelben ‚felbft bewirthſchaften, oder 

wenn fie ſich bei ländlichen Grundbeſitzern als Dienſtboten, oder zum Betriebe 
einzelner Zweige des landwirthſchaftlichen Vewerve⸗ z. B. als Brenner oder 
Brauer vermiethen. 

4) Das Schankgewerbe ift ihnen nur auf Grund eines beſonderen Gutachtens der 

Ortspolizei⸗Behoͤrde über ihre perſönliche Qualififation von der Regierung, jedoch 
4) nienrals anf dem Lande, zu geftatten. Der Einkauf und Berfauf im Umperzichen 

ß ift ihnen unbedingt unterfagt. | 

"035 5) Aue Darlehnsgeſchaͤften können fie nur dann Mechte erwerben, wenn bie Schuld 

urfunde gerichtlidy aufgenommen worden ift. 

6) Schuldanſprüche derfelben für verkaufte berauſchende Getränke haben keine vechts, 

liche Gültigkeit. 

2 7) Der Umgug in andere Provinzen iſt ihnen nicht geſtattet, und für ben vorübers 
en gehenden Aufenthalt dafelbft die Genehmigung des Oberpräfiventen, der. Provinz 
erforderlich. 

8 Nicht naturalifirte Juden männlichen Geſchlechts bebürfen zur Schließung einer 
Ehe eines vom Landrathe koſten- und ſtempelfrei auszufertigenden Trauſcheins 
Derſelbe darf ihnen vor zurũckgelegtem 24. Lebensjahre nicht anders, als auf 
Grund einer beſonderen, auf dringende wie zu beſchrentaaden Erlaubnif des 
Oberpräfidenten- ertheilt werben, 


u ‚34. In Betreff der Schulden ber jübifchen Rürpöcatlöfen und deren Tilgung, fowie 
der Verbindlichkeit zur Ablöſung ber Korporations: Verpflichtungen verbleibt es fowohl für die 
taturalifirten als’ nicht ——— Juden überall bei den beſtehenden Vorſchriften und An: 
orbnungen. Das feftgeftellte Ablöfungsfapital kann von ben Regierungen im m der abmi: 
- niftyativen Grefution beigetrieben werden 


4. Zitel Ik 
"Kultus: un) Unterrichts: ‚Angelegenpeiten ber Juden. 


Abſchnitt 


Beſtimmungen für alle Be J Ausſchluß des — 
ofen 


Bildung von Syragogengemeinden (übenfäafieh) 


'$ 8. Die Juden follen nad) Maaßgabe der Orte- und Bevölferungs: Derhältniffe berges 
Ratt in Spnagogengemeinden (Judenfchaften) vereinigt werden, daß alle innerhalb eines Synas 
gogenbezirks wohnende Juden einer: folchen Gemeinde angehören. 

‘ 8 36. Die Bildung der Synagogenbezirfe erfolgt durch die Regierungen nad Anhörung 
ber Detheiligten. 

'» Die. Negierungen find ermächtigt, bie in dieſer Weiſe gebildeten Synagogenbegirfe nach dem 
Dedürfnifie abzuändern und die hierauf bezüglihen Verhältniſſe, unter Zuziehung ber Bethei⸗ 
ligten, einſchließlich der etwa vorhandenen Gläubiger, p ordneu. 

37. Die einzelnen Synagogengemeinden erha ten in Bezug auf ihre Bermögentver 
hältniffe bie Mechte juriftifcher Perfonen, 

$. 38. Jede ee * einen Borftand und eine angemefiene Bafı von 

Repräfentanten.. 
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$. 39. Der Boritand befteht aus mindeftens 3, höchſtens 7 Mitgliedern, welde ihr Amt 
untenigeltlich verwalten. 

$. 40. Die Bahl ber Repräfentanten der Synagogengemeinde foll mindeftens 9 und höch— 
fiens 21 betragen. 
+ $. 44. Sämmtliche männliche, volljährige, unbefholtene Mitglieder ber Synagogengemeinde 
weiche ſich ſelbſiſtaͤndig ernähren und mir Entrichtung der Abgaben für bie Synagogengemeinde 
während der legten 3 Jahre nicht in Nüditand geblieben find, wählen bie Reprälentanten und 
dieſe den Borftand auf 6 Jahre. Die Wahl ift überall zugleih auf eine entfpredende Zahl 
von Etellvertretern zu richten. 

- 8,42. Das Wahlgefhäft wird durch einen Abgeordneten ber Regierung geleitet. Nah 
Ablauf der eriten 3 Jahre fcheidet die Hälfte der Vorftandsmitglieder und ber Repräfentanten 
nad den Looſe, demnäcft jedesmal die ältere Hälfte aus. 

8, 43. Die Wahlen der Mitglieder des Vorſtandes tnterliegen der Genehmigung der Res 
gierung, welche die ganze Mirkfamkeit des Vorftandes zu beauffidtigen hat und befugt ift, eins 
zelne Mitglieder wegen vorfäglider Pflidtwidrigfeit oder wiederholter Dienftvernadyläffigungen 
nad) vorangegangener adminiftrativer Unterſuchung durch Beſchluß zu enflaflen. 

$. 44. Der Vorftand iſt das Organ, durch weldes Anträge oder Beſchwerden ber Syna⸗ 
gogengemeinde an die Staatsbehörde gelangen. Gr hat über alle, die Synagogengemeinde bes 
treffenden: Angelegenheiten und über eingelne, zu ihr gehörige Mitglieder den Staats: und Koms 
Aimnalbehörben auf Erfordern pflichtmäßig und unter eigener Berantwortlickeit Auskunft zu er: 


theilen. Derſelbe führt die Verwaltung der Angelegenheiten der Synagogengemeinde, hat bie 


Beſchlũſſe der Nepräfentanten ($: 47.) zu veranlaffen und zur Ausführung zu bringen, auch bie 
Synagogengemeinde überall gegen dritte Perſonen, insbeſondere in allen Rechtsgeſchaͤften, fie 
mögen die Grwerbung von Rechten oder die Eingehung von Verbindlichkeiten betreffen, zu 
vestveien: 

$: 45. Dem Borftande fieht die Wahl und Anftellung ber Verwaltungsbeamten zu. Der: 
felbe hat jedoch vor jeder Anftellung bie Eevraſentanten über die Wuͤrdigkeit der anzuftellenden 
MPetſonen zu hören. 

$. 46 Die Repräfentanten: Berfammlung erhält durch ihre Wahl und das Geſetz die Voll: 
macht und Berpflichtung, die Shnagögengemeinde nach Maafgabe diefer Verordnung, ohne NRüd: 
firadye mit der ganzen Gemeinde oder mit Nbtheilungen derfelben, nach Weberzeugung und Ge⸗ 
wiſſen zu vertreten und verbindende Beſchlüſſe für die Gemeinde zu faſſen. 

Die Revräſentanten haben nicht einzeln, ſondern nur in der Geſammtheit die Befugniß, 
durch gemeinſchaftliche Beſchlüſſe von der geſetzlichen Vollmacht Gebrauch zu machen. 

Die Repräfentanten: Berfammlung kontrolirt die Verwaltung des Vorſtandes. Sie iſt daher 
„ bereditigt und verpflichtet, fih von ter Ausführung ihrer Beſchlüſſe und der Verwendung der 
Gemeinde⸗-Einnabmen Ueberzeugung zu verfhaffen, die Aften einzufehen, die Rechnungen zu 
prüfen, dagegen Grinnerungen zu machen und Dedargen zu ertheilen u. f. w. 

Sofern. fie zu finden glaubt, daß dem Borftande oder deſſen einzelnen Mitglieein Vernach⸗ 
laͤſſgungen oder. Pflichtverletzungen zur Laſt fallen, fo hat fie dies ber Regierung zur Unterfus 
gung | und Verfügung anzuzeigen. 

Der BVorficher und die einzelnen Repräfentanten find der Gemeinde für den ihr jgefügten 
Nacıtheil verantwortlich, wenn fie fid) der Abjlimmung entziehen, wenn fie durch Ordnungswi— 
brigfeiten bie Beſchluhnahm⸗ verhindern, oder die Beſchlüſſe vereiteln, oder ſich ungebührlicher— 
weiſe in bie.Ausführung miſchen. Dagegen ſind fie für den Inhalt ihrer Beſchlüſſe nur dann 
verantwortlid, wenn fie wider beſſeres Wiſſen, alfo in unredlidyer Abſicht verfahren haben. 

$. 47. Zn allen lediglidy den inneren Haushalt der Synagogengemeinde betreffenden Ans 
gelegenheiten iſt ber Beſchluß der Repräfentantenverfammlung durd den Borftand zu veranlaflen. 
Dahin gehört: 

1) Feſtſetzung des Etats; 
2) Verpachtung, Verwaltung und Berpfänbung von Grundftüden; 
3) Anftellung von Prozefien und Abſchließung von Vergleichen über Gerechtſame ber 
Synagogengemeinde oder über die Subilanz des Vermögens berfelben; 
4) Verträge, welche außer den Grenzen des Etats liegen, und außerordentliche den Gtat 
überfteigende Geldbewilligimgen. . 

Die Beihlußnahme der Repräfentanten, wenn fie den beſtehenden Gefegen nicht worfpricht, 
iſt im der Regel bindend für den Vorftand. Hat berfelbe jedoch die Ueberzeugung, daß der Bes 
ſchluß der Gemeinde nactheilig fein werde, jo hat er bie Betätigung zu verfagen, und wenn 
F anzuſtellende VBerſuch einer Bereinigung erfolglos iſt, die Entſcheidung ber Regierung ein⸗ 
zuholen 

$. 48. Außer dem Einverſtändniſſe des Vorſtandes und ber tie rinnen 
if auch noch die Genehmigung der Regierung erforberlid: 

1) zur Einführung neuer Auflagen; 
2) zur Aufnahme von Anleipen und zum Ankaufe, von Grundfücen; 
3) ai freiwilligen Veräußerung von Orundftüden und Realberehtigungen der Crank 


— 
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gengemeinde, welche überhanpt ftets nur nad; vorgangiger Tare im Wege öffentlicher 
Lizitation erfolgen darf, 
$. 49. Die Megierungen haben nidyt nur in den Fällen zu entſcheiden, welhe ihnen im 
; biefent Gejege ausdrücklich überwieſen find, fondern find’ auch im Allgemeinen beredy- 
tigt und verpflidytet, 
1) ſich Ueberzeugung zu verfhaffen, ob in jeder Synagogen: Gemeinde bie Verwaltung 
* den Gefegen überhaupt und nach gegenwärtiger Verordnung insbeſondere eins 
gerichtet ift; | 
2) dafür zu forgen, daß bie Berwaltung fortwährend-in dem vorgefchriebenen Gange 
bleibe und angezeigte Störungen befeitigt werben; 
3) die Beichwerben Einzelmer über die Verlegung der ihnen als Mitglieder der Gemeind 
zuftehenden Rechte zu unterſuchen und zu entſcheiden. 
In allen Angelegenheiten der Synagogen: Gemeinden geht ber Nefurs an bie Regierung, 
und gegen deren Entideidung an die Dberpräfidenten. Der Rechtsweg ift gegen die Entſchei— 
dung der Regierung nur dann zuläfftg, wenn: die Klage auf einen fpeziellen privatrechtlichen 
Titel gegründet wird. - 2 
$. 50. Ueber die Mahl und die Befugniffe des: VBorfigenden in bem Borftande und bes 
Vorſtehers der Repräfentantenverfammilung, fowie über die Zahl der Mitglieder des Vorſtandes 
und ber Mepräfentantenverfammlung, ber Stellvertreter berfelben, „ferner darüber, ob die Wahl 
in den Borftand auf jübifche Einwohner des Hauptortes des Synagogenbezirts befchränft bleis 
ben, und welche Neifekoftenentfhädigung im anderen Falle den Gewählten gewährt werben foll, 
find die erforderlihen Beftinmmungen in ein, der Beftätigung. des Oberpräfidenten unterliegendes 
Statut aufzunehmen. Daſſelbe fann and, befondere Feitfegungen über das Berhältniß des Vor— 


ftandes und der Mepräfenfanten gegen einander umd gegen die Synagogengemeinde, namentlich 


in Beziehung auf die den Kultus betreffenden inneren Ginrictungen ($. 51.) enthalten. 

Die erſie Wahl des Vorftandes und der Nepräfentanten erfolgt nach Borfchrift der Megies 
rung. _Diefe hat auch nach ftattgefundener Mahl das Erforderliche wegen Abfaflung der. Stas 
tuten anzuordnen, welche binnen einer feftzufegenden Frift von dem Vorſtande und den Reprä⸗ 
ſentanten zu entwerfen und ber Megierung einzureichen find.” Sofern der Entwurf: innerhalb, 
der: gefegten Frift nicht eingeht, ift von ber Megierung über bie dem Statute vorbehaltenen Bes 
fimmungen ein die Synagogengemeinde bindendes Reglement zu erlaſſen. 


Kultusweſen. 


8. 51. Die auf den Kultus bezüglichen inneren Einrichtungen bleiben in jeder einzelnen 
Synagogengemeinde, fo lange und fomweit nicht das Statut ein Anderes fefliegt ($. 50.), der 
Vereinbarung des Vorſtandes und ber Mepräfentanten überlafien. Die Regierung hat von bie: 
fen Einrichtungen nur in foweit Kenntniß zu nehmen und Entſcheidung zu treffen, als bie öffent⸗ 
lihe Ordnung ihre Einfchreiten ‚erfordert. 

$. 52. Dem’ Statute einer jeden Synagogengemeinde bleibt die Beitimmung darüber vors 
behalten, ob Kultwebeamte angeftellt und wie dieſelben gewählt werden follen. Bis dahin bes 
hält es wegen biefer Wahlen bei demjenigen, was in den einzelnen Judenſchaften herfümmlid, 
iſt und :in Ermangelung "eines feflen. Herfommens bei ben allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften 
wegen ber Wahl von Gefellfhaftsbeamten fein Bewenden. Die gewählten Kultusbeamten bürs 
fen in ihre Amt nicht eher eingewiefen werben, bis. die Regierung erklärt hat, daß gegen ihre 
Annahme nichts zu erinnern ift. Die Regierung hat bei diefer Erklärung außer den Förmlich— 
feiten der Wahlnur daranf Rüdficht zu nehmen, ob die gewählten Kultusbenmten unbeſcholtene 
Männer find. ' f 

$. 53. Entſtehen innerhalb einer Ennagogengemeinde Streitigfeiten über: bie inmerem Kulz 
tnseinrichrungen, welche auf Bildung einer neuen Synagoge abzielen, fo find die Miniſter der 
geiftlihen sc. Angelegenheiten und des Innern ermächtigt, auf den Antrag ber Intereflenten eine 
Begutachtung der obwaltenden Differenzen durch eine zu dieſem Zweck eininfegende Kommiſſion 
eintreten zu laffen. Kann burd den Ausfprud der Kommiffton der Konflikt nicht ausgeglichen 
werde, ſo haben die Minifter unter Benutzung des. von ber Kommiffion abgegebenen Gutach⸗ 
tens darüber Anordnung zu treffen, mit welcher. Maafgabe entweder die Einrichtung eines abge⸗ 
fonderten. Gottespienftes oder die. Bildung einer neuen Synagoge zu geftatten it. Zugleich has 
-ben bdiefelben mit Ausſchluß des Rechtsweges zu beſtimmen, welder Theil im. Befig der vor⸗ 
bandenen Kultuseinrichtungen und des Vermögens der Synagogengemeinde verbleibt. 
, $. 54. Diefe Kommiffion fol, fo oft das Bebürfniß es erfordert, unter der Aufſicht eines 

Regierungsabgeorbneten in Berlin zufammentreten, und aus neun Kultusbeamten oder anderen 

Männern jüdifhen Glaubens beftehen, die das Vertrauen der Synagogens&emeinde, weldyer fie 
angehören; beſitzen. = 

$. 55. Die Mitglieder ber Kommiffion mit einer angemeflenen Zahl von Stellvertretern 
werben von den Miniftern der geiſtlichen sc. Angelegenheiten und des Innern auf den Vorſchlag 
der: Oberpräfidenten, welche dabei die Anträge ber Shnagogengemeinden ihres Berwaltungsbes 
zirks befonders zu berüdfichtigen haben, auf die Dauer von ſechs Jahren ernannt. 


’ 


+ 
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$. 56. Die durd ben Zuſammentritt ber Rommiffion erwachſenden Koſten werben von ben 
. fämmtlihen Synagogen: Gemeinden des Staats nach Berhältniß des Koftenbetrages ihrer ges 
fanımten Bebürfniffe ($. 58.) aufgebradht. 
57. Die Kommilfion befarließt über die ihr zur Begutachtung vorgelegten Gegenſtände 
nad abfoluter Etimmenmehrheit, und hat bie zu erftattenden — unter Beifügung von 
Gruͤnden vollſtandig aus zuarbeiten. 


Aufbringung der Koſten. 


$. 58. Die Koſten bes Kultus und ber übrigen bie nie betreffenden Bes 
dürfniſſe, zu welden auch bie Einrichtung und Unterhaltung der Begräbnißpläge gehört, werben 
nad den durch das Statut einer jeden Synagogen-Gemeinde näher zu beftimmenden Grundfägen 
anf bie einzelnen Beitragspflichtigen umgelegt, und nachdem bie Heberollen von der Regierung 
für vollſtreckbar erklärt; worden find, im Verwaltungswege eingezogen. Der Reditsweg iſt wegen 
folder Abgaben und Leiftungen nur in foweit zuläſſig, ale Jemand aus befonderen Rechtstiteln 
die gänzliche Befreiung von Veiträgen geltend machen will, oder in der Beftimmung feines Anz 
theils über die Gebühr belaftet zu fein behanptet. 

: Ob und in wieweit einzelne, zerftreut und von dem Mittelpunkte bes Synagogen ; Bezirke 
entfernt twobhnente Juden zu den von der Ennagogen:&emeinde aufzubringenden Koften, insbes 
fondere zu den Kultus. Bedürfniſſen beizutragen haben, it von dem Megierungen nad Maßgabe 
der Vortheite feſtzuſetzen, weld;e jenen Juden durch bie Berbinbung mit ber Synagogen: ®es 
Hieinde au Theil. werden. 
’ Bon nem angehenden Anden darf ein fogenanntes Gintritiögelb von ber Synagogen :Ge- 
meinde auch an denjenigen Orten, wo ſolches bisher üblich gewefen, fünftig nicht mehr gefons 
dert werden. 


Armen- und Krankenpflege. 


$. 69. Die der beſonderen Armen- und Krankenpflege der Juden gewidmeten Fonde und 
Anſtalten, welche ſchon bisher von ben jetzigen und früheren Vorſtänden ber Judenſchaften oder 
Synagogen⸗Gemeinden verwaltet und beaufſichtigt worden find, werden auch künftig von denſel⸗ 
beti, vorbehaltlich des Ober⸗Aufſichterechts der Regierung, beauffidtigt und verwaltet; meue ber: 
artige Br und Anftalten aber nur dann, wenn dies in ber Stiftung ausbrüdlid) befimmt if. 


Unterrihiswefen. 


$. 60. In Bezug auf ben. öffentlichen Unterricht gehören bie fchulpflichtigen Kinder ber 
Juden den ordentlichen Elementarſchulen ihres Wohnorts au. 

8. 61. Die Juden find ſchuldig, ihre Kinder zur regelmäßigen Teilnahme an bem Unters 
‚richte in der Ortsſchule während des gefeglich vorgejhriebenen Alters anzuhalten, fofern fie nicht 
vor der Echulbehörbe ſich ausmeifen, daß ihre Kinder anderweitig burd häusliche. Unterweifung 
oder durch ordentlichen Beſuch einer anderen vorfchriftsmäßig eingerichteten öffentlichen oder Bris 
aha Lehranſtalt einen tegelmäßigen . und genügenben Unterricht in: den Elementarkenniniſſen 
erhalten. 

$. 62. Sur Theilnahme an dem riflihen NeligionssUnterrichte find bie jübifchen Kinder 
nicht verpflidstet; eine jede Ennagogen: Gemeinde ift aber verbunden‘, foldye Einrichtungen zu 
treflen, daß es feinem jüdischen Kinde während des Ihulpflichtigen Alters an bem erforderlichen 

„Religions; Unterrichte fehlt. 

- Ale befondere Meligionslehrer können nur ſolche Perſonen zugelaffen werben, welche aut 
Ausübung eines Elementarſchul-Amtes vom Staate die Grlaubniß erhalten haben. 

"8:63. Zur Unterhaltung ber Ortoſchulen haben die Juden in gleicher Weiſe und in gleis 
dem Berhättniffe wie die chriſtlichen Gemeindeglieder den Geſetzen und beſtehenden Berſaſſungen 
gemaͤß beizutragen. 

8:64. Gine Abfonterung von ben orbentlichen Ortsſchulen können die Juden der Regel 
nad nicht verlangen; doch ift ihnen geftattet, in eigenem Intereffe auf Grund biesfälliger Bereins 
barungen unter ſich mit Genehmigung der Schul-Behörden Privat: Lehranftalten nady den barüber 
beftehenden allgemeinen Beſtimmungen einzurichten. Iſt in einem Orte oder Schulbezirk eine 
an Zahl und DBermögensmitteln hinreichende chriſtliche und jübifche Bevölferung vorhanden, um 
auc für die jüdiſchen Einwohner ohne deren Veberbürbung eine befondere öffentlihe Schule ans 
legen zu fönmen, fo kann, wenn font im allgemeinen Schulinterefie Gründe dazu vorhanden 
find, bie Abfonderung ‚der Juden zu einem eigenen Schulverbande auf ben Antrag des Vor⸗ 
ſtandes der Synagogen Gemeinde angeordnet werden. 

—8 65. Die Regierung hat in ſolchem Falle über bie, beabſichtigte Schultrennung und ben 
dazu entworfenen Eimictungsplan die Kommunalbehörde des Orts und bie übrigen. Intereffenten 
mit ihren. Gchlärungen und Anträgen zu vernehmen. 

8. 66. Grgiebt ſich hierbei ein altfeitiges Ginverftänbniß über bie Bwedmäßigfeit der Schul⸗ 
Abtrennung und * die Bedingungen der Ausführung, ſo iſt die ar befugt; die * 
ſprechenden Feſtſezungen und Einrichtungen unmittelbar zu treffen. 
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Im Falle obwaltender Differeitgen. bleibt die Entſcheidung dem Minifter der geiſlichen x. 
Angelegenheiten vorbehalten. 
$. 67. Eine nah $$. 64—66. errichtete jüdische Schule, hat die Eigenſchaften und Rechte 
einer öffentlihen Schule. Jusbeſondere gelten dabei folgende nähere Beſtimmungen: 
1) Die Unterritsfprade in einer. ſolchen Schule muß die deutſche fein. 
2) Die Errichtung und Unterhaltung, diefer Schule liegt in Ermangelung einer anders 
- weitigen Vereinbarung ben jüdiſchen Einwohnern des Schulbezirks allein ob. , Die 
Aufbringung Pa erforderlichen Koflen wird nad Maaßgabe ber Beflnumung bes 
bewirft 
3) Mo die Unterhaltung der Drtsfhulen eine Laft der bürgerlichen Gemeinde if, haben 
bie Juden im Falle der Errichtung einer eigenen üffentlihen Schule eine Beihülfe 
aus Kommunalmitteln zu fordern, deren Höhe, unter Berüdfichtigung des Betrages 
ber Kommunalabgaben der jübifhen Einwohner, der aus den Kommmnalkaflen für 
das Ortsſchulweſen fonft gemachten Verwendungen und ber Erleichterung, weldye dem 
Kommunalfchulwefen. aus der Vereinigung der jüdiſchen Kinder in eine befondere jü— 
diſche Schule erwächſt, zu bemeflen, und in Grmangelung einer gütlihen Bereinbas 
‚3. —— F den Miniſtern der geiftlihen ic. Angelegenheiten und‘ des Inneru feſtzu⸗ 
yes si. seen it 
4) Die Zuden werben, wenn fie eine öffentliche jüdifche Schule unterhalten, fowohl von 
ber Entridtung des Schulgeldes, als auch von allen unmittelbaren, perfönliden Leis 
flungen zur Unterhaltung der ordentlichen Ortsſchulen frei. 
5) Der vn. der öffentlichen jübifdyen Schulen bleibt auf die jũdiſchen Kinder beſchinh 


‚nbfhnitt IL a En 
Befimmungen für das Großhergogthum Bofen. - 
Synagogen:-&emeinden. 


$. 68. Die Borfchriften ber 99. 35—50. wegen Bildung von Synagogen-Gemeinden i. 
finden auf das Großherzogthum Pofen, wo den Juden bereits Korporationsrechte geſetzlich beis 
gelegt find, mit folgender Maaßgabe Anwendung : 

1).Die Regierungen find ermächtigt, Ortſchaften, welche bisher zu feiner beftinmten 
Synagogen:Gemeinde gehört haben, nach näherer Borfärift bes $. 3. einer ſolchen 
Gemeinde einzuverleiben. 

2) Die Genehmigung der Regierung iſt daſelbſt außer den im $. 48. atgefüfrien Fal⸗ 
len auch zur Aufnahme von Schulden jeder Art, zur Anſtellung von Projeſſen und 
zur Abſchließung von Vergleichen über Gerechtſame der Korporationen oder über die 
Subftanz des Vermögens der Synagogen:&emeinde, wie zur. Anfellung des verwau 
tungsetats und zu außeretatsmäßigen Ausgaben erforderlich. 


— Kultus- und Schulweſen. — Armen-und Krankenpflege. 
S. 69.Desgleichen finden bie Vorſchriften ber 88. 51—67. über das aan, über 
bie Armen und Kränfenpflege, fo tie über bie Schulangelegenheiten auch hier Anwendung. 
Diejenigen jüdiſchen Schulen, welhe nach $. 10. der V. v. kb. Juni 1833. als öffentliche juͤdiſche 
Schulen errichtet worden find, bleiben als ſolche beſtehen, fo lange nicht eine anderweitige Ein⸗ 
richtung von den Regierungen für nothwendig erachtet wird. 

7 8. 70. Nady vollendeter Schulbildung der jüdifhen Knaben. haben ‚die, Vorficher. ber Sys 
nagogens®emeinde durch Nath und Ermahnung dahin zu wirfen, daß jeder Knabe ein nuͤtzliches 
Gewerbe erlerne, oder ſich auf wiſſenſchaftlichen Lehranſtalten einem höheren Berufe — und 
daß keiner derſelben zum Eerdebemniet⸗ im Umherziehen gebraucht werde. 

10—— 

Titel III. 

Allgemeine Beftimmungen. 
Niederlaffung und Aufenthalt frenider Juden. 


$. 71... Zur Niederlaſſung ansländifcher Juden bedarf es vor Ertheilung der. Nafuraliar 
tioneurfunde der Genehmigung des Minifters des Innern. 

‚Ausländifhe Juden dinfen ohne eine- gleiche. Genehmigung weder ald Rabbiner, und Sy: 
Angogenbeame, nod als Gewerkögehülfen, Gefeflen, Lehrlinge oder Dienftboten angenommen, 
werben. Die. Ueberfchreitung dieſes Verbots zieht gegen bie Inlaͤnder und die fremden Juden, 
gegen letztere, fofern fie ſich bereitslänger als 6 Wochen in ten ‚biesfeitigen Staaten aufgehal⸗ 
ten haben, eine fisfaliiche Geldftrafe von 20 bis 300 Rthlrn. oder verhäftnißmäßige Gefängniß- 
ſtrafe nad, ſich. Fremden Juden il. der Eintritt -in das Land zur Durchreiſe und zum, Betrich 
erlaubter Handelsgefchäfte nach näherem Inhalt der darüber beftehenden ober künftig zu erlaſſen⸗ 
den polizeilichen Vorſchriften — In Betreff der — bewendet es ijedoch bei 
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den Beftimmungen ber DO. v. 14. Oft. 1838. (©. ©. ©. 503.) und der mit auswärtigen Stans 
ten befonders gefchloffenen Berträge. 


Aufgebung abweidhender Geſetze. - r 


$. 72. Alle von ben Beitimmungen diefes G. abweichenden allgemeinen und befonderen 
gefeplichen Borichriften werben hierburdy außer Kraft gefekt. 
$. 73. Unſere Minifter der geiftlichen sc. Angelegenheiten, bes Innern und ber Juftiz ha: 
ben wegen Ausführung diefer V. das Erforderliche zu veranlaſſen. 
Urfundlid unter Unferer Hödyfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrucktem Königl. Infiegel. 
Gegeben Berlin, d. 23. Juli 1847, 
(L. S.) Friedrich Wilhelm, 
Prinz von Prenfen. . 
v. Boyen. Mühler. Gihhorn. v. Thile v. Savigny. vi: Bobelfhwingh. 
Uhden. Frhr. von Ganik. von Düesberg. 


Dell. einiger Vorfchriften des U. L. N. und der Gemeinheitötheilun DD. 
v. 7. Juni 1821., betr, das nutzbare Gemeindevermögen. V. x6. Inli 842. 


[G. ©. 1847. ©. 237. No. 2883, Nitiſch G. S. II. ©. 128.] 


Allerb. B., betr.. die Einführung der Gefinde: Drönung für die Rhein— 
Provinz v. 19. Ang. 1844. in den Kreifen Nees und Duisburg. 
V. Sl. Scpt. 1847, 


[G. &. 1847. ©. 356. No. 2894.] 


V. über die Marktitandögelder. V. 4. Dft. 1847. ‘ 
| [®. ©. 1847. ©. 395. No. 2905.] 


Wir Friedrich Wilhelm sc. 20, verordnen im Verfolg der Vorfäriften im $. 77. ber allgem. 

Gewerbe:D. v. 17. Jan. 1845. (©. ©. ©. 41.) wegen der Marktitandsgelder auf den Antrag 
Unferes Staatsminifteriums für den ganzen Umfang der Monarchie, was folgt: - 
8. 1. An Orten, wo die Erhebung von Abgaben für den Gebrauch öffentlicher Pläge und 
Strafen zum Feilhalten von Gegenftänden auf Meſſen und Märkten (Marktſtandsgelder) bisher 
nicht beftanden hat, darf diefelbe nur mit Genehmigung ' der Minifterien des Junern und ber 
Finanzen eingeführt, diefe Genehmigung: jedody nur für folde Städte ertheilt werden, denen das 
Meß: oder Marktrecht zuiteht. 

Die Genehmigung iſt ſtets als unter dem Vorbehalt des Widerrufs erteilt anzufehen. 

$. 2. Bei Ginführung von Marktftandsgeldern ift der Betrag nur nad) . ber Größe des 
von Feilbietenden zum Marktverkehr gebraudten Raumes und nad der Dauer des Gebrauhd 
zu beſtimmen. Diefer Betrag darf jedoch den u. von zwei Pfennigen für den Quabratfuß 
und für einen Tag des Gebrauds nirgends überfteigen. Wie biefe Vorſchrift auf Gegenſtände, 
wie nicht in Buden, auf Tifhen oder in Haufen feil gehalten werben, anzuwenden, und in wel: 
her Weiſe die Marftftandegelder für Gegenftände, welche bei geringem Werthe einen großen 
ehe einnehmen, verhältmißmäßig geringer feftzufegen fei, Haben die Minifterien (5. 1.) zu 
befimmen, I 3 

$. 3. Unter den Marftftandsgeldern ($$. 1. und 2.) iſt die Miethe für Buben, Zelte, 
Tifche, Unterlagen, Stangen oder fonftige Vorrichtungen, welche den Verkäufern zum Gebraud) 
überlaffen werben, nicht begriffen. . 

Es fieht einem Jeden frei, ob er fid der ihm felbft zugehörenden Vorrichtungen Bedienen, 
oder foldye von Anderen entnehmen will. 

$. 4. Die Tarife zur Erhebung der Marftitandsgelder müflen während ber Meß: und 
Marktzeit zu Jedermanns Einfiht auf den zum Zeilbalten beflimmten Plägen und Straßen 
aufgefteflt fein, und es birfen außer den darin beſtimmten Abgaben feine. andere erhoben 
werden. i ir Ku; 

Die Erhebung darf nur auf dem Verkaufsſtellen ſelbſt, nicht aber fchon beim Eingange ber 
auf den Markt. zu dringenden Gegenftände in den Marktort ftattfinden, Die Erhebung höherer 
ober anderer, als der tarifmäßigen Abgaben wird nad dem G. wegen ber Tarifsüberjchreituns 
m te der Kommunikationsabgaben v. 20. Märj 1837. (G. ©. 1837., Ss 57. his 

0.) beſtraft. vd Be u F 
+8, 5, Die Erhebung-von Marktſtandsgeldern ($. 1.) darf ba, wo fie bisher Statt ges 

funden hat, fortdanern, fie kann aber überall;’wo es für nothwendig erachtet: wird, nach Anlei⸗ 

tung der 88. 2, 3. und 4. anderweit regulirt werden. And kann nach Umſtaͤnden eine Erz 
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mäßigung ber Tariffüße angeorbnet werben. Beruhet abe das Recht, biefe Abgabe nad, bes 
flimmten Sägen zu erheben, auf einem befonderen Nechtstitel, fo wird in bem Falle, wenn eine 
Ermäßigung nothwendig befunden umd wider ben Willen bes Berechtigten angeorbnet wird, 
Enticädigung nad ben beflehenden allgemeinen gefeglihen Vorſchriften gewährt; doch findet 
felöht in diefem falle ein Entfhädigungsanfprud nicht Statt, wenn die Berechtigung dem is: 
fus oder einer Kämmerei oder Gemeinde innerhalb ihres Kommunalbezirks zuftand, 

- Berorzugungen, welche bei Entrichtung von Marktſtandsgeldern ſtattfinden, können gleich— 
falls aufgehoben werden, in ſofern ſie nicht auf beſonderem Rechtstitel beruhen. 

$. 6. Bei Erhöhung bereits beftehenber Marktitandsgelder, finden bie Vorſchriften ber $$. 
1. bis 4. Anwendung. 

$. 7. Alle den Beitimmungen ber gegenwärtigen DB. entgegenftehenbe allgemeine und bes 
fondere BVorfchriften werben hierdurd außer Kraft gefept. Weber die Ausführung dieſer B. has 
ben die Minifterien des Innern und der finanzen nähere Anweifung zu ertheilen. 

Urkundli unter Unferer — Unterſchrift und beigedrucktem Koͤnigl. Inflegel, 


Gegeben Sansſouci, d. 4. Okt. 
0 (L. S.) Friedrich Wilhelm 
Prinz von Prenßen. 
v. Boyen. Mother Gihhorn v. Thile. v. Savigny. 
» Bodelfhwingh. Frh. v. Canitz. v. Düesberg. 
Für den Staatsminifter Uhden: 
Nuppenthal. 


Feldpolizeis Ordnung für alle Landestheile, in denen das Au emeine Laud⸗ 
recht Geſetzeskraft hat, ar BR * Ereiſ⸗ Rees und Duisburg. 
+ 1, 09, + 


‚[®. ©. 1847. ©. 276. No. 2904.] 


Mir Friedrich Milhelm sc. se. verordnen, um dem Landbau einen wirkſameren Schuß zu 
gewähren, auf den Antrag Unſeres Staateminifteriums, nad Anhörung Unferer getrenen Stände ' 
und nad) vernommenem Gutachten einer aus Mitgliedern bes, Staatsraths ernannten Kommifs 
fion, für alle Landestheile, im denen das allgemeine Landredht u 5 ri hat, mit Auoſchluß 
der zur Rheinprovinz gehörigen Kreiſe Rees und Duisburg, was folgt 

F. 1. Die gegenwärtige Feldpolizei-Ordnung findet ſowohl auf ſadtiſche, als auf ‚Lands 
liche Drte und Feldmarfen Anwendung. 

$. 2. Niemand darf fein Vieh außerhalb geſchloſſener Höfe oder "anderer eingefriebigter 
Plaͤtze unbeaufſichtigt umherlaufen laſſen. Wer ſolches thut iſt mit Geldbuße von fünf Silber 
groſchen bis zu drei Thalern zu betrafen. ' 

Diefe Vorfchrift fann jedod für Orte, wo es nady den Verhältniffen erforderlich erfcheint,- 
durch Verordnungen der Ortspolizei-Behörben, mit Zuftimmung der Gemeinden, abgeändert wers 
ben. Auf dem Lande muß bie Beftätigung des Landraths Hinzutreten. Soll aber in einer fols 
dien Lofalverorbnung eine höhere, als die vorftehend beftimmte Strafe angedroht werden, fo ift 
bazu die ———— der Regierung nöthig. 

.8 Mer fein Vieh anders, als unter ber Aufſicht eines hierzu tüchtigen Hirten zur 
Weide gehen, oder außerhalb eingefriedigter Plätze weiden läßt, foll mit Geldbuße von fünf 
Eilbergrofchen bis zu drei Thalern beſtraft werden. 

S. 4. Wird Bieh auf einem fremden Grundſtücke betroffen, auf welchem ſolches überhaupt, 
ober zur Zeit nicht geweidet werben barf, fo kann baffelbe gepfändet werben. 

$. 5. Zu einer folhen Pfändung ($. 4.) ift nicht nur der Befiger des Grundſtücks, ſon⸗ 
dern aud ein Jeder befugt, dem ein Nupungsreht daran zufteht. Namens ber ‚Berechtigten 
fann die Pfändung aud ven denjenigen Perfonen vorgenommen werden, welchen die Aufficht 
über das Grundftüd aufgetragen if, oder bie zur Familie oder zu den Dienitleuten. ber Vereqh⸗ 
tigten gehören. 

8. 6. Die abgepfãndeten Stüce Vieh haften für das Bfanbge, den entftandenen Scha⸗ 
den, und alle durch die Pfändung verurſachten Koſten. 

$. 7. Sind mehrere Stüde Vieh, oder iſt eine ganze Heebe übergetreten,, fo dürfen ben: 
noch, im fofern dies ausführbar ift, nicht niehr Stüde Vieh gepfändet werben, als erforderlich 
find, um die durch die Beihädigung entftandenen Forderungen zu deden, beit Beweis der Be: 
ſchabigung zu ſichern, und weiteren Schaden abzuwenden. 

. 8. Das Pfandgeld muß von dem Beliger des Viehes an ben Beſchädigten für jebes 
Stüd Vieh, welches un it, und zwar feibft dann entrichtet werden, wenn eine Prüs 
fung nicht geſchehen ift 

Das Pfandgeld beträgt: 

I) wenn das Vieh betroffen worben ift auf befärten ober bepflanzten Nedern, in Gib 
ten, Baumſchulen, Hopfenanlagen oder auf Weinbergen, auf kuͤnſtlich gebauten ober 
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auf ſolchen Wieſen oder mit Futterfräutern befäeten Weiden, welche der Befiger felbft- 
Nnoch mit ber Hütung verfchont, ober bie berfelbe eingefriedigt Hat, oder auf Dam: 
men, Deicen, Buhnen, Deckwerken ‚oder gedeckten Sandfläden: 

x a) für ein Pferd, einen Gel oder ein Stüd Rindvieh zwanzig Silbergrofchen ; 

b) für ein Schwein, eine Ziege, ein Schaaf, ein Füllen oder ein Stüf Jungvieh 

unter zwei Jahren, acht Silbergrofchen; 
0) für eine Gans oder ein Stück Federvieh anderer Art, einen Silbergrofden ; 

2) in allen anderen Fällen, wohin auch das unbefugte Behüten der Wege, Pläge, Dorfs 
fitaßen oder Dorfanger gehört: 

a) für ein Pferd, einen Eſel oder ein Stüd Rindvieh, fünf Silbergroſchen; 
300 = b) für ein Schwein, eine Ziege, ein Schaaf, ein Füllen oder ein Stüd —— 
De unter zwei Jahren, zwei Silbergroſchen; 
ec) für eine Sans oder ein Stüd Federvieh anderer Art, drei Pfennige, 
8.9. Iſt jedoch gleichzeitig eine Mehrzahl von Stüden Vieh übergetreten, fo foll ber 
Gefanmtbeirag des zu entridytenden Pfandgeldes ; 
na). für Pferde, Eſel, Rindvieh, Schweine, Ziegen und Schaafe, unter ben lan 
gen des $. 8. Nr. 1. die Summe von zwanzig Thalern, unter denen bes $. 8. Mr. 
.2. die - Stimme von fünf Thalern; 

b) für Gänſe und anderes Federvieh, unter den Werauefepungen bes $. 8. Nr. 1. die 
Sunme von zwei Thalern, und — denen des $. 8. Nr. 2. die Summe von- fünf: 
zehn Silbergrofden, 

nicht überfeigen dürfen. 

$. 10. Die in den $$. 8. und 9. vorgejcriebenen Süße des Pfandgeldes koͤnnen für 
ganze Kreiſe auf den Antrag ber Kreisſtände, für einzelne Feldmarken aber auf, den Antrag 
der, Dxtöpoligei- Behörden und mit Zuftimmung der Gemeinden, buch Verordnungen ber Re: 
gierungen verändert, umd im ihrem Betrage erhöht ober verringert werben. 

'$. 11. Das Pfandgeld vertritt die Etelle bes Schadenerſatzes. Erachtet jedoͤch der Be- 
ſchädigte daſſelbe hierzu nicht für genügend, fo ſteht ihm frei, ſtatt des Pfandgeldes die Ermits 
telung und den vollen Erſatz des Schadens zu fordern; außer dem letzteren kann er aber als: 

dann in den Fällen des $. 8. Mr. 1. auch mod) für die übergetretenen Stüde Bieh das gerin: 
gere Pfandgeld ($. 8. Nr. 2. und 8. 9.) verlangen. 

812% Das Pfandgeld it in jebem einzelnen Falle nur einmal zu erlegen, felßft aledann, 
wenn durch den Uebertritt des Viches auf ein Grundſtück mehrere Perſonen, z. B. der Beliper 
und ein Nutzungsberechtigter, in ihren Rechten verlegt worden find, oder wenn fidy ber Heber- 
tritt zugleid auf mehrere Grundftüde verſchiedener Beſitzer erſtreckt hat. 

8. 33: In Fäallen der im’$. 12, bezeichneten Art gebührt das Pfandgeld allein demjeni: 
gen Beihädigten, welder die Pfändung bewirkt, oder den Mebertritt zuerit angezeigt hat. Die 
übrigen Beihädigten bleiben aber bereditigt, den Grfag ihres Schadens. befonders zu forbern.., 
>... Hat ein Beldhüter, der über die beihädigten Grundftüde die Aufſicht zu führen hatte ($. 
50.), die Pfändung oder die Anzeige bewirft, fo wird das Pfandgeld zwifchen allen Defchäbig- 
ten‘ — getheilt. 

8. "Wer- vorfäßlic unbefugtermweife Bieh auf einem fremden Grundftüde hütet, if 
nicht * * Erlegung des Pfandgeldes und zum Schadenerſatze nad) ben vorſtehenden ‚Ber 
ſtimmungen verbunden, ſondern ſoll überdies mit Geldbuße von einem bis zu zwanzig Thalern 


beſtraft werden. , 


Die verwirkte Strafe iſt zu verdoppeln, wenn der Frevel zur Nachtzeit (8$. 29. 30.) 
oder, an Sonn» und Feſttagen verübt wird, ober "wenn ein wegen Weidefrevels Berurtheilter 
rl innerhalb Jahreofriſt nach dieſer Verurtheilung eines ſolchen Frevels oufs Neue ſchul⸗ 
dig macht⸗ 

Iſt das vorfägliche Behten fremder Grundftüde aus. Rache ober Vo heit unternommen; 
ja ‚tritt die in den Kriminalgejegen beſtimmte firengere Ahndung ein. 

F. 15. Laßt der zur Beaufſichtigung des Viehes beſtellte, an ſich tüchtige Hirte daſſelbe 
unbeauffichtigt gehen, oder überträgt er die Aufficht einer hiezu untüchtigen Perſon, ſo trifft ihn 
eine Geldſtrafe von zehn Silbergroſchen bis zu drei Thalern. 

$. 16. Wenn das unter der Aufſicht eines an ſich tüchtigen Hirten weidende Vieh durch 
einen unabwendbaren Zufall zu dem Uebertritt auf ein fremdes Grundſtück veranlaßt worden 
iſt, fo fann weder Plandgeld noch Scabenerfag dafür gefordert werben; doch -kleibt ‚der Bes 
ſchaͤdigte zu dieſer Forderung berechtigt, wenn ber Hirte von jenem Zufalle nicht binnen vier 
und zwanzig Stunden entweber ihm, dem Beſchädigten, ober- ber Drtöpoligeis-Behörbe, Anzeige 
emacht hat. 

. "8, 17. Iſt der uebertritt des Viehes auf ein fremdes Grundſtück von dem an: ſich tüch⸗ 
tigen Hirten verſchuldet, ſo hängt es von der Wahl des Beſchädigten ab, ob er ſich wegen bes 
Pfandgeldes oder Schabenerfages an ben Hirten, oder an ben Befiger des Wiehes, halten 
er Thut er das — ſo bleibt dem Defiger des Viehes der — an dem, Hirten vors 
ehalten,, 
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8. 8 Mßabin fol in den Fällen des $. 17. der Hirte, wenn er vorſählich das Vieh 
auf das fremde Grumdflüd getrieben hat, mit der im $. 14. beſtimmten Strafe belegt, wenn 
ihm aber nur eine Bernachlaͤſſigung ber Aufuich über das Vieh zur Laſt fallt, mit Geldbuße 
son zehn Silbergroſchen bis zu drei Thalern beſtraft werden. 

Auch kann der Hirte ſchon wegen einer ſolchen Vernadläffigemg ben feinem Herrn des 
Dienftes fofort entlaffen werben; bei einer vorſaͤtzlich von ihm herbeigeführten Uebertretung aber 
iſt der Herr zu einer ſolchen Gntlaflung des Hirten, wenn der Beſchaͤdigte dieſelbe verlangt, ver⸗ 
pflichtet und durch bie Drtspolizei-Behörde dazu anzuhalten. 
$. 19: Mas in den $8. 3-18. verordnet worden; Ander auch auf gemeinſchaftliche Geer⸗ 
den und deren Hirten Anwendung. 

$: 20. Bei Beſchädigungen, welche durch eine gemeinſchaftliche Heerde geſchehen, find 
fäntmtlide Hütungsgenofien dem Beihädigten für das-Pfandgeld, den Schadenerſatz und die 
Koften ſolidariſch verhaftet; unter ſich aber tragen fie dazu nur nach Berhältniß bes Viehes 
bei, welches ein — von. ihnen zur Zeit der Befhädigung in der gemeinſchaͤftlichen Herde ges 
habt hat. - Si 

$. 21. Dafür, daß die gemeinſchaftuiche Heerde unter die Aufſicht eines tüihtigen" Hirten 
geftellt werde, hat der Gemeindevorftand zu forgen. Wo Köhr: oder Feldämter, oder ’befons 
dere BVorflände: der Hũtungsgenoſſenſchaft — find, liegt dieſen ob, dafür zu ſorgen. 
. 22. Wie viel gemeinſchaftliche Hirten zu halten, und ob bie verſchiedenen Vieharten 
ab geſondert oder gemiſcht zu hüten find, iſt durch Beſchlüſſe der Gemeinde und an Orten, wo 
nicht älle Gemeindeglieder an der gemeinſchaftlichen Weide Theil haben, durch Veſchlaff⸗ der 
Hütungegenofienfchaft mit Genehmigung des Gemeindevorftandes zu beſtimmen. 

: 23. Jeder Theilnehmer eines gemeinſchaftlichen Huͤtungsrechts, iſt bei deſſen Ausübung 
verpflichtet, fein Vieh dem gemeinfchaftliden Hirten vworzutreiben und von diefem hüten zu laſ— 
fen, fofern ihm nicht das Recht zum Ginzelnhüten herfömmlid, oder vermöge befonderen Rechts⸗ 
titels zuſteht, oder die int $. 24. gedachte Ausnahme eintritt. 

$. 24. Wo nad befonderen örtlichen ober wirthſchaftlichen Berhältniſſen für alle oder für 
einzelne Theilnehmer eines gemeinfhaftlicen » Hütungsredtes ein foldyes Ginzelnhüten ($:23.) 
während. bes’ ganzen Jahres oder gewifler Jahresperioden nothwendig tft, kann daſſelbe durch 
— ———— in welchen” zugleich die erforderlichen Sicherungemaaßregeln feftzufegem find; ges 

attet werben 

8.725. ine foldhe Lokalordnung ($. 24.) kann nad) Bernehmung des Probofanten, Ans 
terfuhung ber Verhältniffe, und Anhörung der übrigen Betheiligten, für ftädtifhe Feldmarken 
von der Ortspolizei-Behörde, auf dem Lande von dem Landrathe feſtgeſetzt werden. Doch iſt ih 
denjenigen Stätten, in welchen bie Polizei nicht vom Gemeindevorftande verwaltet wird, der 
Leptere jeder Zeit darüber zu hören. 

Der Landrath ift befugt, die zu einen ſolchen Zwecke erforderliche Unterſuch ung und Bers 
nehmung der Betheiligten der Ortsbehörde, einem Kreisverorbneten, oder einem Defonomiefoms 
miffarius anfzutragen. 

Wer unbefugterteife fein Vieh auf det gemeinſchaftlichen Weide allein hůtet pr 
mit Geldbuße von zehn Silbergroſchen bis zu drei Thalern beftraft werden. 

8. 27. Auf Hütungsplägen, bie von fo geringen Umfange find, daß ein Ueberkreten bes 
Viehes auf die benachbarten fremden Grundſtücke leicht zu beforgen fleht, muß das Vieh mit 
Striden an feſte Gegenftände angebunden (getübert), oder an Stricken geführt werden. Lepteres 
muß aud dann geſchehen, wenn das Vieh auf Wegen zur Weide gebracht wird, benen bie er⸗ 
forderliche Breite fehlt, 

Wo ein Bedürfniß zu einer dieferhalb zu treffenden allgemeinen gofalorbnung vorhanden 
iR, Fan diefelbe auf dem im $. 25. bezeichneten Wege feftgefegt werben. 

Mer diefen Vorfchriften zumiderhandelt, ift mit Geldbuße von zehn Silbergroſchen bis zu 
dei Thalern zu befttafen. — 

8, 28. Grundſtücke, welde nicht auf allen Seiten fo eingefälsffen R find, bag dadurch das 
Austreten des Viehes verhindert wird, dürften nur während ber Tageszeit zur Viehweide be—⸗ 
nugt werben. 

$. 29. Wenn das weideüde Vieh nicht über Nacht in Hürden oder anderen geſchloſſenen 
Räumen verbleibt, fo muß daſſelbe ſpãteſtens eine Stunde nach Sonnenuntergang. zu Stalle 
gebrächt fein, und darf nicht früher, als eine Stunde vor Sonnenaufgang wieder auegelrleben 
werden 
— 8.80: Verbleibt das Vieh über Naht in "Freien in Hürben oder anberen gefchloffenen 
Mänmen, fo darf daſſelbe nicht vor Sonnenaufgang auf bie- Weide — werden, und . 
bei Sonnenuntergang wieber eingeirieben fein. 

S 31) Für folde Feldmarken oder Bezirke, in dene das nächtliche Süten af ungefäfof: 


ſenen Grundſtuͤcken bisher uͤblich geweſen und nach ben eigenthũmlichen wirthſchaftlichen Ver⸗ 


haltniſſen, entweder für bie ganze Weideperiode ober für einen mn derſelben, nicht zu entbeh⸗ 
ren iſt, kann daſſelbe durch beſondere, nach Beſtimmung bes $: 25. zu errichtende Lokalordmin⸗ 


* 
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gen geftattet werben, in welchem bie zum Schutze gegen Beſchadigungen und Mißbrauche erfor⸗ 
derlichen Maaßregeln vorzuſchreiben find. 

$. 32. Wer den Beſtimmungen ber 88. 23—30. ober einer nad) $- 31. erihteim. Rofal- 
Jumiberhantelt, wird, aud wenn fein Vieh auf ein fremdes Grundſtück übergetreten 
if, mit Geldbuße von zehn Silbergroſchen bis zu drei Thalern belegt. 

Diefe Strafe it beim erſten MRüdfall ($. 14.) bis zum doppelten, bei ferneren Rüdfällen 
bis zum vierfachen Betrage zu verichärfen. 

$. 33. Tritt Vieh zur Nachtzeit auf fremde, dem Hütungsredyte nicht unterliegenbe Grund: 
—— über, fo iſt außer der nad $. 32. eintretenden Strafe, das Piandgelb doppelt; dafür zu 
entrichten. 

Auch find alle diejenigen, welche an dem nächtlichen Hüten Theil nehmen, für: Bfandgeld 
und Schabenerjag dem Beihädigten ſolidariſch verhaftet; unter ſich aber ‚tragen fie dazu nad 
BDerhältniß des von einem Jeden unter ihnen nächtlich gehüteten Viehes bei. 

$. 34. Biehtreiber, welche ihre Heerden zur Nacıtzeit ($. 29.) treiben, müſſen bei Vers 
meidung einer Strafe von zehn Silbergrofchen bis zu drei Thalern von Drt zu Ort einen von 
ihnen zu lohnenden Begleiter zur Aufſicht mitnehmen. 

$. 35. Auf den der gemeinjchaftlichen oder wechfelfeitigen Hütung unterliegenden Wie⸗ 
fen oder fettweiden findet, ſoweit durch Statuten oder Gewohnheiten nit ein ‚Anderes feſt⸗ 
gefeßt if, - 

die Vorhut in den Provinzen Preußen und Pommern nur bis zum 1. Mai, in 
den übrigen Provinzen nur bie zum 1, April, 

die Nachhut auf Fettweiden in den Provinzen Preußen und Pommern nicht 
vor dem 1. Oft., in den übrigen Provinzen nicht vor dem 1. Nov., auf Wie: 
fen dagegen in allen Provinzen erft nadı En beendigter Heuerndte unb auf 
zwei⸗ und mehrfchnittigen Wiefen nidyt vor dem 1. Oft. Statt. 


Diefe Termine Fönnen, wo ein Bedürfniß dazu obwaltet, durch Lokal-Ordnungen auf dem 
im $. 25. bezeichneten Wege anders beſtimmt werben. 

$. Naſſe, durchbrüchige Wieſen müfjen zu allen Jahreszeiten mit fremder Hütung vers 
fhont werben. 

Neugebaute oder umgebaute Wieſen find mit fremder Hütung während ber erften zwei 

Jahre 2 Ausführung der Anlage ganz zu verfchonen. Aud muß die Schonung in der ſpaä— 
teren Zeit noch fo lange und in demjenigen Umfange fortgefegt werben, als fie zur Vollendung 
ber Anlage und zur Sicherung ihres Zweckes nothwendig if. 

Die in allen diefen Fällen etwa ‚erforderlichen befonderen Feſtſetzungen find von ben in bem 
$. 25. genannten Behörden auf die ebendafelbft vorgefchriebene Meile zu treffen. 

$. 37. Auf einzelnen, im Gemenge liegenden und ber gemeinfchaftlicdyen oder wechſelſeiti⸗ 
gen Hütung unterworſenen Feld- und Wieſenſtücken darf die Hütung nicht eher ausgeübt wer⸗ 
beu, als bis die Aberndtung der Früchte und die Werbung des Heues auch auf allen anderen 
k beaujeiben Feldtheile (dem Winters ober Sommir-⸗Getreidefelde x.) gehörigen Stüden geſche⸗ 

en i 
- „Den Seitpunft, mit welden bie Hütung auf den abgeernbteten Stüden allgemein begin 
nen barf, hat die Ortspolizei: Behörde zu beftimmen, 
— 8. 38. Die Vorſchriften der $$. 35. bis 37. treten auch dann ein, wenn die Hütungsbes 
fuguiß auf einem einfeitigen Dienſtbarkeitsrechte beruht. 

Dagegen finden diefe Vorfchriften in allen denjenigen Fällen Feine Anwendung, in welchen 
durch entgegenfichende redtsbeftändige Willenserflärungen, rehtöfräftige Grfenntnifle ober duch 
Verjährung rückſichtlich des Zeitpunktes oder der Art der Ausübung ein abweichendes Nechts⸗ 
BDerhältniß begründet iſt. 

Wegen der Ginfhränfung folder befonderen Rechte gegen Entſchädigung, ſowie wegen Sins 
führung anderweiter Ordnungen zur beiferen Benugung der Grundftüde, verbleibt es bei den 
te und dem DBerfahren des zweiten Abſchnitis der Gemeinheitstheilungs-Drdnung vom 

uni i 

$. 39. An Orten, wo ein Pfandftall nöthig ift, hat bie Gemeinde einen folhen zu 
beichaffen. 

$. 40. Tauben, welche Jemand Hält, ohne ein wirkliches Recht dazu zu haben, u. wenn 

fie er Freien betroffen werben, ein Gegenftand bes Thierfangs (Allg. Landredyt Thl. 1 Tu. 


$.1 

2 Gemeindebeihlüffe fann aber fowohl in Städten, als in Tändlichen Gemeinden * 
ſtimmt werben, daß and, die Tauben desjenigen, welcher ein Recht hat, ſolche zu halten ‚wenn 
biefelben zur Saat: und Grndtezeit im Freien und befonders auf den Aedern betroffen werben, 
Gegenftand des Thierfangs fein follen. Dergleichen Gemeindebeſauit⸗ bebfen, jedoch zu ihrer 
a a ber Beſtaͤtigung ber Megierung. J 

$. 41. Mit —— von fünf Silengrofäen 6 bis zu drei Aalen it zu. befitafen, wer 
— or 
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. 2) "über Gärten; Weinberge, oder. vor völlig beendeler Erndie über betelue Aecker oder 
Wieſen, oder über ſolche Aecker, Wieſen oder Weiden, welche eingefriedigt ſind, oder 
deren Betreten durch Warnungszeicen (Tafeln, Strohwiihe, Gräben u. ſ. w.) unters 
fogt iſt, oder anf einem durch Warnungszeichen geſchloſſenen Privatwege geht, — 
fährt oder Vieh. treibt; 

2) in Gärten, Opftanlagen, Meinbergen ober auf Aeckern eine Nachleſe Hält; 
3) auf. Örasangern oder Heden Leinwand, Wäfce oder andere Gegenſtände zum Blei⸗ 
hen; Trocknen n, ſ. w. ausbreitet oder niederlegt; 

4) in Privatgewäſſern oder auf fremdem Grund und Boden Flachs oder Hanf röthet, 
oder Privatgewäfler durch Aufweichen von Fellen darin ober fonit besunzelnigt; 

5) fremde,-auf dem Felde zurücigelafiene Ackergeräthe gebraucht; 
6) das an Grenzrainen, Gräben, Wegen. oder Triften warhjende Gras ober fonige 
‚Biehfutter abichneidet.oder abrupft; 

7) Dünger von Nedern, Wiefen oder. Weiden. auffammelt; 

8) Knochen gräbt oder fanımelt; : 

9) die zur Sperrung von. Wegen ober von Gingängen in eingefriebigte Plate —— 
"ver {aller Pforten, Hede u. f. w öffnet, ober nad) dem — * wie⸗ 
er ießt. 


8. 42. Mit Geldbuße von zehn Silbergroſchen bis zu fünf Thelern ſoll beſtraft usa, 
wer — 

1) Erde, Lehm, Grand, Sand, Mergel oder dergleichen gräbt;. 

2) Plaggen oder Bülten haut oder Raſen ſticht; 

3) Steine gräbt, bricht oder einfammelt, in fofern das unbefugte Fortnehmen berſelben 
nicht deshalb, weil ſie zum Bergregal gehören, in den Geſetzen mit einer höheren 
Strafe bedrohet iſt; 

4) Steine, Scherben, Schutt oder Unrath auf fremde Grundſtücke oder Privatwege wirft; 

5) von Allee: oder Felbbänmen oder von Heden Laub abpflüdt, oder Zweige abbricht;, 

6) Garten: oder Feldfrüchte in geringer Duantität und unter Umftänden, welde bie 
Nbfiht eines unredlichen Gewinnes ausfchließen, 3. B. zum Verzehren auf ber Stelle, 

entwendet; 

7) das zur Bewäflerung von Grundftüden dienende Waſſer ableitet. 


- 6.43: Mit Geldbuße von funfzehn Silbergroſchen bis zu zwanzig Thalern iſt zu belegen, 
wer unbefugterweiſe: 

1) ſich eines Theiles benachbarter Grundſtücke durch Abpflügen oder auf andere Weiſe 
anmaßt, oder durch Abpflügen, Abgraben ober andere dergleichen Handlungen einen 
Privatweg oder Grenzrain ganz oder theilweiſe ſich zueignet; 

2) Bäume oder Sträudye, welde in Gärten, Obitanlagen, Alleen, auf Nedern oder fonft 
außerhalb eines Forftes ftehen, oder Heden und andere zur Ginfaffinng von Grund⸗ 
ſtücken dienende Anpflanzungen abhaut, abbricht oder bejdäbigt; 

3) Einfriedigungen anderer Art, Baum⸗ oder Prellpfaͤhle, oder Brüder auf Privalwe⸗ 
gen beſchaͤdigt ober zerſtört; 

4) Steine, Pfähle, Tafeln, Strohwiſche, Gräben oder ähnliche zur Abgrenzung, Abſper⸗ 
rung ober Bermeffung von Orundftüden oder Wegen bierrende Merk⸗ oder Warnungs⸗ 
zeichen fortnimmt, vernichtet oder ſonſt unkenntlich macht; 

5) Graben, Wälle, Rinnen ober andere aus Ab⸗ oder Zuleinmg bes Baflrs ı bienenbe 
Anlagen befchädigt. 1» 


a Et Gleicher Beftrafung unterliegt 


6) wer ohne Erlaubniß der ‚Ortspoligeis Behörde Torfmoore abbrennt, oder ‚Halbefcant, 
'Bülten oder ähnliche Gegenftände auf dem Felde anzünbdet. 

Sind Handlungen der unter No. 5. und 6. bezeichneten Art mit gemeiner Gefahr verbun- 
den, wie 3. B. die Beihäbigung von Deichen oder Dämmen, fo unterliegen fie ben andermweit 
in den Geſetzen beftimmten frengeren Strafen. 

$. 44. Sowohl in den im $. 41. No. 1. bezeichneten Fällen, als aud; dann, wenn: Pe 
manbd. unbefugter Weife über unbeftellte Aeder, abgeerndtete Miefen oder meingefriebigte Bei 
den reitet, fährt oder Vieh treibt, ift die Pfändung der Meits oder Zugthiere oder des Viehes, 
Town. bie Forderung von Pfandgeld nad) den Borfchriften der $$. 4. und f. zuläffig. - 

Doc findet in allen diefen Fällen weder Pfändung, nod) Schadenforderung, * Beſtra⸗ 
fung Statt, wenn derjenige, welcher über das fremde Grundſtück geritten oder gefahren iſt, oder 
ich getrieben bat, hierzu durch die ſchlechte Beſchaffenheit eines an dem Grundſtücke vorüber⸗ 
führenden, und zum gemeinen Gebrauche beſtimmten Weges genöthigt worden iſt. 

$. 45. Iſt in den Fällen der $$.- 41. bis 43. eine Beſchädigung fremiben Eigenthums aus 
Madye oder Bosheit verübt, fo muß ber Thäter mit dem in ben — — — 
ſtrengeren Strafen belegt merbeit, 


# 


— 
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8.46. Die nad) diefer Felbpoligei-Orbnung verwirften Strafen werden durch Verjährung 
ausgefhlofien, wenn innerhalb dreier Momate feit der Mebertretung eine Unterfudung derſelben 
nicht eingeleitet ift. R 7 

Auch verjährt der Anſpruch des Beſchädigten auf Pfandgeld, wenn derſelbe nicht innerhalb 
dreiee Monate ſeit der Webertretung bei der zuftändigen Behörde angemeldet if. - : 

$. 47. Die nach diefer Feldpolizei: Orbnung verwicften Geldbußen fließen zur Gemeinder 
Kaffe des Orts, in deſſen Feldmark die Uebertretung verübt ift. Liegen jedody innerhalb der 
Feldmarf Befigungen, welde nicht zum Gemeindeverbande gehören, oder befteht in ber Feldmarf 
fein Gemeindeverband, fo find dergleihen Geldbußen an die DrtspolizeisBehörbe zu entrichten, 
weldye diefelben zu gemeinnügigen Zweden für den Ort zu verwenden, über biefe Verwendung 
aber da, wo eine Gemeinde vorhanden ift, ſolche zu hören hat. -.4 


$. 48. Gelbbußen, welche wegen Armuth dee Schuldigen nicht beigetrieben werben: Fönnen, 


. find den beitehenden Borfchriften gemäß in Gefängnißftrafe, oder nad dem Grmieflen der erfen- 


nenden Behörde in Strafarbeit zu einem gemeinnügigen gZwecke zu verwandeln. Hierbei ift Gin 
Arbeitstag einer eintägigen Gefängnißftrafe gleich zu achten. 
— 8. 49. Eltern, Pflegeeltern und Dienftberrfhaften haften, fofern die von: ihren tm elters 
lichen «Haufe fid, anfhaltenden Kindern oder Pilegekindern oder von ihren Dienſtleuten began- 
genen Feldfrevel zu ihrem Vortheil gereichen, für die Pfandgelder, Entfhädigungen, Koften und 
Geldbußen, 
Kann die Geldbuße gegen den eigentlich Schuldigen nicht vollſtreckt werden, fo ſteht der 
Behörde frei, nady ihrem Grmeffen entweher die Gelvbuße von jenen fubfibiarifch dafür verpflich— 
teten Berfonen einziehen, oder mit Verzichtung hierauf die im Falle des Unvermögens an bie 
pl der Geldbuße tretende Gefüngnißftrafe oder Strafarbeit an dem Verurtheilten vollſtrecken 
u lafen. 
a $. 50. Die Gemeinde kann befchliefen, daß für den ganzen Gemeindebezirk, oder für ein⸗ 
elne Theile deſſelben Feldhüter beftellt werben, denen die Beauffihtigung und Sicherung ber 
Särten, Neder, Wiefen, und deren Früchte gegen Entwendung und fonftige Belhädigungen, 
fowie die Verfolgung, Pfändung und Anzeige der Beſchädiger obliegt. Auch fönnen zu dieſem 
Zwecke Mitglieder der Gemeinde zu Ehrenfeldhütern (Feldherren) ernamut werben. 
"51. Den Feldhütern und Ehrenfeldhuͤtern ($. 50.) foll in Anfehung deflen, was fie 
über verübte Feldfrevel aus eigener Wahrnehmung befunden, voller Glaube beigemefjien werden, 
wenn biefelben 
1) hinſichtlich ihrer Tüchtigfeit zu dem Gefchäfte von dem Landrathe geprüft und: beftäs 
tigt, ſodann 
2) gerichtlich ‚eins für allemal dahin eidlich verpflichtet find: 
daß fie bie Feldfrevel, welche in den ihrer Aufficdt anvertrauten Bezirken vorfals 
len: und zu ihrer Kenntniß fommen, mit aller Treue, Wahrheit und Gewiflenhaf: 
tigfeit anzeigen, auch was fie über die Thatumftände der Frevel und über deren 
334 Urheber und Theilnehmer entweder aus eigener Sinneswahrnehmung oder durch 
—— Mittheilung erfahren, mit genauer Beachtung dieſes Unterſchiedes angeben 
wollen, und 
3) feinen Denunziantenantheil genießen; auch nicht Pfandgelder beziehen. 
"8 52. Auch den zu feinem -Gemeindeverbande gehörigen Gutsbefigern ift die Anſtellung 
son bergleihen Feldhütern ($$. 50., 51.) geftattet. J 
8. 53. Mer eine Pfändung vorgenommen hat, iſt verpflichtet, hiervon ber Ortspolizei⸗— 
Behörde fpäteftens binnen 24 Stunden Anzeige zu maden, umd ihre Beftimmung darüber, ob 
er die Pfanditüde an fie zur Aufbewahrung abliefern, oder bei ſich aufbewahren ſoll, desgleichen, 
wenn eine Heerde gepfänbet worden, auch darüber einzuholen, wie viel Stücke Vieh nad der 
Beſtimmung des $. 7. zurücdzubehalten find. 
Mer diefe Anzeige unterläßt, > verliert zwar dadurch nicht feine übrigen Anfprühe an den 
Gepfändeten, er Fann aber auf beffen Antrag. zur fofortigen Nüdgabe der Pfandftüde angehal- 


ten werden, und bat außerbem feine etwanigen Anfprüche auf Eritattung der Koften‘ für Wars 


dung, Stallung und Fütterung des gepfändeten Viehes verwirft. 

$. 54. Das abgepfändete Vieh muß fofort. freigegeben werben, wenn ber Gepfändete durch 
Niederlegung eines anderen Pfandes oder einer Geldfunime dem Beſchädigten für deſſen For: 
derung an Pfandgeld, Scyabenerfag und Koften, hinlängliche Sicherheit beftellt. Weber die Hin- 
länglicyfeit diefer Sicherheit hat, wenn Streit darüber entfteht, die Ortspolizei-Behörde nach vor⸗ 
läufiger Prüfung und Feſtſtellung jener Forderung zu entſcheiden. ei 
— 8. 55. Die Feſtſetzung der Koften für Wartung, Stallung und Fütterung ber gepfändete 
Viehſtücke fteht der DOrtspoligeis Behörde zu. Die Regierungen find befugt, für alle oder für 
einzelne Kreife, nad) Bernehmung der Kreisftände, allgemein geltende Säge für Koften dieſer 
Art zu beſtimmen. — ' um KR 

$. 56. Die OrtspoligeisBehörbe hat, fobald ihr eine Pfändung oder eine zur Forderung 
von. Bfandgeld berechtigende Mebertretung angezeigt wird, beide Theile im möglich kurzer Frif‘ 
vor ſich zu laden, ben Pfänder oder Beſchaͤdigten über die Veranlaſſung zus Pfändung oder 
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Klage, und über feine Forberung an Pfandgeld und Schabenerfag, den Beſchäͤdiger ahet mit 


feiner Grflärung hierüber zu hören, auch nöthigenfalls fofort den Beweis durch Befihtigung an 
Ort und Stelle, oder durch Vernehmung der Zeugen aufzunehmen. 
$. 57. Fordert der Beſchädigte nur Pfandgeld und Koften, fo gebührt die Entſcheidung 
darüber, fofern nicht der, im $. 58. No. 1. gedachte Fall eintritt, der Ortspolizei-Behörde. 
Verwaltet ein Butsherr die ihm zuftehende PBolizeigerichtsbarfeit felbft und ift er, oder einer 
feiner Angehörigen ($. 46. Tit. 17. Th. IL. A. &. N.) bei einem folhen alle beiheiligt, fo 
ſteht die Entfheidung dem Landrathe zu. 
6.58. Dügegen gebührt die Eniſcheidung bes Streits dem Gerichte, wert 
1) ber Gepfändete die Redtmäßigfeit der Pfändung oder die Forderung des Pfandgeldes 
deshalb beftreitet, weil er ein Recht zu der von ihm vorgenommenen Handlung zu 
haben behantptet, oder | a 
2) der Befhäbigte ſich mit dem Pfandgelde nicht begnügen will, und zugleich ober, allein 
den ir. des ihm verurfahten Schadens fordert. 
In: beiden Fällen ift die Sache von Der Polizeibehörde an das betreffende Gericht zu ver: 
weiſen, welchem alsdann auch die weitere Beſtimmung darüber zufteht, was mit den Pfand: 
ftüden, fofern ſolche nach $. 54. noch nicht ausgelöft find, gefchehen ſoll. s 
7859. Sowohl in den ihrer Entfcheidung unterliegenden, als in den nad $. 58. No. 2. 
der gerichtlichen Entfcheidung- zu überweifenden Streitfällen hat die Polizeibehörde ſich zu bemü— 
ben, zwifchen beiden Theilen einen Bergleih zu Stande zu bringen. Gelingt dies, fo iſt über 
den Bergleih ein Protofoll’ aufzunehmen, auf Grund deffen, wie aus einem gerichtlichen Vers 
gleiche, die Exekution nachgeſucht und vollitredt werden kann. — | 
$. 60. Erſcheint —— gegen welchen der Anſpruch auf Pfandgeld erhoben iſt, auf 
die ergangene Vorladung ($. 56.) nicht, fo hat die Polizeibehörde nach tharfächlicer und recht— 
licher Erörterung der Sache den Betrag des Pfandgeldes und der Koften durch ein Reſolut feſt— 
zufegen, demnächſt aber, wenn eine Pfändung geſchehen ift und der Gepfändete fid nicht inner⸗ 
halb acht Tagen feit der Pfändung meldet, das Pfand öffentlich zu verfteigern, den Beſchädigten 
daraus zu befriedigen und den etwanigen Meberreft des Erlöſes an das gerichtliche Depoſitum 
des Orts abzuliefern. * 
$. 61.Auf eben dieſe Weiſe ($.' 60.) hat die Polizeibehörde in denjenigen Fällen zu 


verfahren, in welden eine Pfändung geſchehen ift, der Gepfändete aber, weil feine Perfon oder’ 


fein Aufenthalt unbekannt war, zu der nad $. 56. vorzunehmenden Verhandlung nicht vorge: 
laden werben fonnte. 2 


J 


$. 62. Zur Erörterung ber Sache gehört es auch, wenn der in Anſpruch Genommene be⸗ 


—— * die Beſchädigung durch die eigene Schuld und Nachläſſigkeit des Pfändenden ver: 
anlaßt ſei. a 


$. 63. Verlangt der Beſchädigte die Abſchätzung des Schadens, fo hat bie Polizeibehörbe * 


ſolche, ſelbſt in denjenigen Fällen, welche der gerichtlihen Eutſcheidung unterliegen ($. 58.), 


ungefäumt zu veranlaffen, und dazu nicht nur den Beſchädigten, fondern aud) den Beichädiger, 


vorzuladen. Erſcheint der Beſchädiger anf die Vorladung nicht, oder kann derfelbe, weil feine 
Perxſon oder fein Aufenthalt unbekannt ift, nicht vorgeladen werben, fo kann aud ohne ihn’ die 
Abſchaͤtzung vorgendmmen werden. ee a 
864 Der Schade ift an Orten, wo Dorfgerichte vorhanden find, durch diefe, fonft aber 


durch andere vrreidete Eachverftändige abzufhägen. 

Sind die Dorfgerichte ober die_ganze Gemei 

Y muß gi durch benachbarte unbetheiligte Dorfgerichte oder durch andere Sachver⸗ 
andige geſchehen. 3 

8. FH Drte oder Bezirke, wo ein Bebürfniß dazu obwaltet, find zu dergleichen Ab: 


fhägungen (5. 64.) fachverftändige Taratoren zu beftellen umd eins für aflemal gerichtlich ‚zu, 
vereiden: Auf dem Lande erfolgt eine ſolche Beftellung auf den- Borjdlag der Ortsbehoͤrden 


burdy den Latidrath, in den Städten durch den Magiſtrat. 


$. 66. Die den Taratoren zu gewährenden Gebühren find von demjenigen, welder die 


Abfchägung. beantragt hat, mit Vorbehalt feines Negreffes an den Beſchädiger, zu zahlen.” 
Die Regierungen find befugt, bie Säge folder Gebühren für ganze Kreife nadı Bernehmung 
der Kreisftände, oder für einzelne Orte nady Bernehmung der Ortsbehörben und Gemeinden 
allgemein feftzuftellen. - e 
$. 67. Gegen die Entſcheidung der Polizeibehörde über Pfandgeld und Koften fann jede 
Bartei, welche ſich dadurch verlegt erachtet, innerhalb der näcften zehn Tage, nach ber ihr ges 
fhehenen Verkündung der Entfheidung, ben Rekurs an die vorgefegte Regierung einlegen. 
Meberfteigt die Summe, über welche entſchieden ift, den Betrag von zehn Thalern, fo fteht 
der beichwerbeführenden Partei frei, binnen jener Frift Matt des Rekurſes an die Megierung auf 
gerichtliche Grörterung, und Eutſcheidung der Sache anzutragen: hat dieſelbe jedoch den Rekurs 
einmal eingelegt, fo fann fie die gerichtliche Grörterung wicht mehr- fardern. ui 
Gegen die in folge des Rekurſes von der Regierung getroffene Entſcheidung iſt Fein weis 
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— 
— 


nde bei beit Ausgange der Sache befheiligt, 


— 
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a 49 ‚ Ueber die in dieſer Feldpoligei-Orbnung mit Strafe bebroheten Hebertretungen,jeber 
Art fteht der Ortspolizei-Behörde bie Unterfuchung, und Entſcheidung zä. 
8. 69. Gegen das polizeiliche, Strafrejolut .($.. 68.) kann ber. ——— ber 
nachſten zehn Tage. nad) der Verkündung, den Nefurs ‚an die Regierung einlegen; er iſt aber, 
wenn bie gegen ihm feitgefeßte Strafe eine Gelbbuße ‚von, zehn Thalern,, oder eine Gefaã ß⸗ 
ſtrafe oder Strafarbeit don. vierzehn Tagen uͤberſteigt, auch befugt, binnen derſelben Friſt/ ſtatt 
des Mefurjes auf gerichtliche Unſerſuchumg und Entſcheidung anzutragem, Die e Befugnip fällt 
weg, wein er den Mefurs einmal eingelegt hat. an Inuahl ae 
Gegen die in Folge des Nekurfes von der Negierung getroffene Gnticheibung if.tein, wel. 

„ teres Rehtsmittel zuläflig. De 2 | ET 
8, 70. An Orten, wo ‚gegenmärlig die Feldpolizei und feldpolizeiliche —— nicht 
durch die gewöhnlichen Ortspolizei- Behörden, ſondern durch Feldänter oder andere zu biefem 
Zwede eingefeßte, im Dienſte der Gemeinde ober einzelner -Gemeindeflafen oder: Korporationen 

. flehende, Behörden verwaltet wird, geben auf diefe Behörden, für ‚den bisherigen Umfang ihres 
Gefcäftskreifes, alle die Befugniffe und Dbliegenheiten über, welche in biefer Felbpolizei-Orb- 
nung den Ortspolizei-Behörden zugetheilt find. uhr arsch lat > re 
gg. 71. Den an einigen Orten herfömmlic beitehenden Grenzregufirungs> und, Fel 5 
ämtern verbleibt die Befugniß und Verpflichtung, für Grhaltung ‚der EU BEN e23 iſchen 
den Flurnahbaren zu forgen, und dieſerhalb entftehende Streitigkeiten vorbehaltlich des Rechte— 
weges zu enticheiden. er ar 043 r —————— 
$. 72. Die Regierungen find befugt, an ſolchen Drten, wo dies wegen zu gro er Ent⸗ 





fernung des Sitzes der Polizeibehörde oder aus andern Gründen angemeſſen erſcheint, Die Ver⸗ 
waltung der Feldpolizei und der feldpolizeilichen Gerichtsbarleit nach Inhalt, dieſer Ordnung 
ganz oder theilweiſe den Dorfgerichten oder dem Orts- ober Gemeindevorſtaude aufzutragen. 
Auch koͤnnen die Megierungen, nach eingeholter Genehmigung, des Miniſters des Innern, 
für einzelne Orte, oder ans mehreren Ortſchaften zu bildende Bezirke, zur Verwaltung, der Feld⸗ 
Polizei umd feldpolizeilihen Gerichtsbarkeit befondere Feldaͤmter errichten, bie aus —* en 
von Landrathe in Vorſchlag zu bringenden, und gerichtlich zu vereidigenden Grunbbefigern zu⸗ 
fammen zu fegen find. | re a 
Alle dergleihen Ginrihtungen dürfen jebod für, Orte, über welche, Die Polizeigerichtsbarfeit 
einer Privatperfon jnDeht, nur mit deren Zuſtimmung getroffen werben, — 
$. 73. Wo ein Bedürfniß dazu obwaltet, wegen der Räumung und. Juſtandhalſung von 
Privarflüffen und Gräben, und zu dem Ende wegen Betellung von Schaurichtern und ‚der den— 
felhen beizulegenden Aufſichts- und Strafbefugniſſe befondere Ordnungen ober, Statuten abzu⸗ 
faſſen, kann dies auf dem in 8. 25. bezeichneten Wege unter Beſtätigung der. Regierung mit, 
verbindlicher Krafg geſchehen. Yalırn 
$. 74. Wo befondere Berhältniffe_felbpolizeilihe Vorſchriften über ſolche Gegenftänbe er: 
förderlich machen, in Anſehung deren diefe Feldpolizei- Ordnung, Feine. Beſtimmungen enthält, 
Fonnen ‘darüber Kreis- oder Lofal- Verordnungen, nah Anhörung bet Kreisftände, — 
Potizei-Behörten, der Gutsherrſchaften und, Gemeinden, mit, Genehmigung und, unter Beſ a 
gung Unserer Minifter des Innern und der Juftiz ‚erlaffen werben. . & sat oa Ma 
ı 8. 75. Die gegenwärtige Feldpolizei-Ordnung foll am 1. Jan. 1848. in Kraft. treten, 
Bon dieſem Zeitpunkte ab. verlieren alle bisherigen-allgemeinen, ‚provinzielfen, ftatutarijden, oder 
fonftigen Vorſchriften über Gegenftände, "worüber diefe Keldyolizei-Orbnung Belliumungen ents, 
hält, ſoweit nicht ausdrücklich darin auf fie, verwiefen it, ihre Wirkfamfeit, 2 si 24,7 ar 
Doch verbleibt von der Halberftädtifchen Feldordnung v. 27. Juli 1759., wo ‚biefelbe, ‚bis; 
her gegolten Hat, der $. 38. berfelben, indeſſen auch Diefer nur foweit in Kraft, als er die 
Schaafhirten verpflichtet, für den Schaden-Erfag folidarifd) zu haften; die, darin aus geſprochene 
folidarische Verpflichtung dieſer Perfonen für, die Strafen wird, aufgehoben, ‚ Bon dem im U; 
2. N. TH. J. Tit. 14. Abſch. 4, enthaltenen Borfchriften über Pfäntungen bleiben in Beziehung, 
auf Begenftände diefer Feldpolizei- Ordnung nur diejenigen gültig, welde in ben hier beigedruck— 
ten Anh. aufgenommen find. | —— 
Urfundtich unter Unfeter Höchſteigenhandigen Unterſchrift und beigedrucklem Köni flegel. 
Gegeben Sansſouci, d.-1. Nov. 1847. (L.S) Friedrich Wilhelm 
v. Savigny. dv, Bodelſchwingh. Uhden. 
Be laubigt; as u 
oben. ca > 
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8. 418. Gegen Bolten, Staffetten und Kuriere ÜR feine Pfandung er ihn. 
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-$& 419: Die; Pfändung darf, nur auf frifcher That; nachdem die Veſchadtgung oder Sto⸗ 
rung vr iſt, geſchehen. 

.420. Außerhalb ber Grenjen der Feldflur, auf, welcher die Beihäbigung oder Störung 

— iſt, darf der Beinträchtigte den Beichädiger oder Stdrer mit Pfändung nidt verfolgen, 

$: 421. Hat Jemand auf einer fremden Feldflur ein auf einen gewiſſen Diftrikt einge: 
ſchraͤnktes Redit, fo- Tann er nur innerhalb diefes Diftrifts Pfändungen ‚vornehmen, 

$: 422. Erſtreckt fi das Nevier, innerhalb deſſen Jemand ein Recht auszuüben hat, ‚über 
die Grenzen einer Feldflur. hinaus, jo beſtimmen die Grenzen des Reviere den Bezirk, in wel- 
chem er Pfändungen vorzunehmen berechtigt ift. 

$., 423. Um ber Sache, welche gepfändet werden foll, fih zu bemächtigen, ol weder 
— Waffen noch reißende Hunde gebraucht werden. 

e . 424. In der Negel find nur Vieh und andere bewegliche Sadıen ein — der 
— 

$. 426. Iſt der Gepfändete erbötig, ſtatt des zu pfändenden Stücks ein anderes Pfand‘ 
weldyes zu vorftehender Deckung des Pfändenden hinreichend ift, nieberzulegen, fo it der Pfän— 
dende felbiges anzunehmen, und nöthigenfalls dem'Andern bis an den nädften Ort, wo bie 
Niederle 2. geihehen kann, zu folgen fchuldig., _ 

$. Bon Fradyt und Reiſewagen diirfen die ‚geladenen Guͤter, wider den Willen des 
— nicht gepfändet werden.  " 

6. 430. Berfonen follen nur alsdann angehalten werden, wenn die Sahpfändung entwe: 
der gar nicht oder nicht, ohme fidy zugleich der, Perſon zu verfichern, bewerfftelligt werden faun. 
437, Der Beihädiaer ift allemal ſchuldig, auf die Entjdädigungsflage, bei den Ge: 
richlen des Orts, wo die Pfändung erfolgt iſt, fe einzulaflen. 

. 458. Giner’ gefegmäßig unternommenen Pfändung darf fih Niemand wiberfegen. 

‘€ 459. Mer ſich dem Pfänvdenden im Begriffe ber vorzunchmenden Pfändung entzieht, 
uf das Pfandgelt doppelt, und wer ſich der Pfaͤndung mit Gewalt widerſetzt, muß daſſ elbe 
vierfach ehtrichten: 

$. 460. Der’ das einfache Pfandgelb überfteigende Betrag fällt, als Strafe, allemal. der, 
— — des Orts anheim. 

Wer bei einer vorfallenden Pfändung den Andern ſchimpft, ſchlägt oder Fu be⸗ 
ſchadigt. Kr nad aller Strenge der Kriminalgefege, beftraft werben. 

8.462. Wer unrehtmäßiger MWeife gepfändet hat, muß das Pfand dem Andern koſtenfrei 
zurückliefern und demſelben für den verurſachten Schaden und entgangenen Gewinn vollſtändige 
Genugthuung leiſten. 

$. 463. Auch hat derjenige, welcher Pfändungen widerrechtlich vornimmt, nad Bewand⸗ 
niß Dee Umftände die — Strafen der unerlaubten Selbſthülfe oder beleivigten Frei: 
heit des Andern verwi (TH. 2. Tit. 20. Abſchnitt 4, 12). 

$. 464. Iſt die unrechtmãßige Pfandung ohne Verübtng perfönlicher, Gewalt gefchehen, 
fo dient der Betrag des in Falle der Mechtmäßigfeit zu erlegen gewefenen Pfandgeldes zum 
Maaßſtabe der dem unbefugten Pfänder aufzulegenden Geldſtrafe. 

$. 465. Auch derjenige, welcher, nachdem er gepfaͤndet worden, ſich eigenmaͤchtig wieder in 
Beſth des Pfandes zu fetzen unternimmt, oder eine Gegenpfändung aus vermeintlichem Wieders 
vergeltungäredt ſich anmaßt, wird nad den Vorſchriften $$. 462—464. cap 


Allerb, 8. O. v. 10. Dec, 1847,, betr. die Auflöfung des Buretiriumö 
für: die Kranfenhaus: und Thierarznieifchul: Angelegenheiten und die un—⸗ 
— es der Thierarzneifchule unter das. Minifterium 
‚der Medizinalangelegenheiten, 
[®. &. 1848. S. 19. No. 2923} 


auf Sen Bericht v. 12. v. M. beſtimme Ich, daß mit dem 1. Jan. 1848. das Kurato: 
rium für die Kranferihauss und ThierarzneifchulsAngelegenheiten aufgelöft und die Direktion der 
Thierarzneifchule, wie dies hinfichtlich des Charitefrankenhaufes und feiner Nebeninftitute bereits, 
duch Meinen Befehl v. 17. April v. I. angeorbnet worben ift, unmittelbar dem Miniſterium 
der‘ Medizinalangelegenheiten untergeordnet werde. | 

‚Indem Ich von eben jenem Zeitpunkt ab bie entgegenftehenden Beflimmungen, des Regul. 
v. 24. Juni 1836. (8. ©. ©. 249. ff) hierdurch außer Kraft fege, will Id) die in deſſen $. 6, 
dem genannten Kuratorium auferlegte Verpflichtung zur Begutachtung veterinairärztlicer. Anger 
legenheiten in gleidjer Weife und mit derſelben Wirkung u bie Direktion ber Thieraczneiſchule 
übertragen. 

Diefer Mein Befehl iſt durch die ©. ©. befannt zu machen. : 


Berlin, d. 10. Dee. 384. 
An Friedtich Wilhelm 
bie Staatsminifter Gihgern, v. Bodelfhwingh und v. Rohr. 
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Allerh. 8. D: v. 24. Dee. 1847,, betr. die Gleichftellu * des Porto für 
ansländifches Papiergeld mit dem Porto für inländifches Papiergeld. 


[®. ©. 1848. ©. 14. No. 2919] 


Auf Ihren Bericht v.15.0M. beſtimme Ich, daß von jetzt an das Porto für dusländi- 
fches Papiergeld nach denſelben Sägen erhoben werden foll, welche nad $. 37. des Regul. über 
das Pofttarweien v. 18. Dec. 1824. (©. ©. ©. 225.) für inländifdyes Papiergeld zur Anwen: 
dung fonımen. Diefer Mein Befehl iſt durch vie G. ©. zur öffentlichen Kenniniß zu bringen. 


Berlin, d. 24. Dez. 1847. 
An Friedrich Wilhelm— 


N 


den Generalpoftmeifier v..Schaper. 


BB on 


Ber, betr. die Wereiufachung * —— des Staatörath$. 
an. 1 8, 


[G. ©1848. ©. 15. = 2920.] 


Mir Friedrih Wilhelm ıc. ꝛc. Da Unfer Patent v. 3. Febr. v. J. und die zu demſelben 
gehörenden fändifchen- Geſetze von demſelben Tage eine Vereinfachung und Abkürzung der legis— 
lativen Berathungen Unferes Staatsraths erforderlich machen, ‚jo haben Mir beſchloſſen, die V. 
v. 20. März 1817. wegen Einführung des Staatsraths, in einigen Punkten zu ergänzen und 
abzuändern, ee verorbnen demnach auf den Antrag Unferes Staatsminifteriums, was Ar 

$. 1. Die Gefeg: und Verordnungsentwürfe, über welche Wir das Gutachten des Staats: 
raths erfordern, ſollen in Zukunft vom Staatsrath entweder in einer Plenarverſammlung, oder 
in’ einer engeren Verſammlung begutachtet werden, 

Die Begutachtung durch die engere Verſammlung foll in ber Regel, bie Begutachtung durch 
das Plenum ausnahmsweiſe aus beſonderen Gründen eintreten, 

$. 2. Die engere Berfammlung ‚($. 1.) fol, unter dem Vorfitze des Beifbenien des 
Siaaisrathe beſtehen aus, 

1) faͤnmtlichen Mitgliedern des Staattminifteriume, 

2) dem Staatsjefretair, 

3) ſaͤmmtlichen Mitgliedern derjenigen Staatsrathe: Abtheilung, welche * der Se 
ſchaäftsordnung für den Staatsrath den Plenarvortrag über. die zu begutachtende 
Sache als Hauptadtgeilung vorzubereiten haben würde, ferner 

4) aus mindeftens je zwei Mitgliedern derjenigen Staatsrathe-Abtheilungen, welche 
nad) der Gefhäflsordnung für den Staaisrath an. der Vorbekeitung ber Sache 
zum Plenarvortrage als. Nebenabtheilungen Theil zu nehmen haben würden, und 

5) aus zwei oder mehreren anderen Mitgliedern bes Erantorashe, 

Außerdem find die dem Slaatsrath. angehöremden Prinzen Unferes Haufes befugt, jeber. 
engeren Berfammlung des Staatsraths als Mitglieder beizutreten. 

$. 3. Jeder bei dem Gegenftande der Berathung betheiligte Staatsminifter hat, wenn er 
nicht ſelbſt erſcheinen kann, einen Rath feines Minifterkumis in F engere Verſammlung abzu⸗ 
ordnen, welcher nöthigenfalls über die Sache nähere Auskunft Zu: geben hat. Ein Sthanrehtt 
fteht einem foldyen Vertreter nur dann zu, wenn er ſelbſt Mitglied des Staatsrärks iſt. 

$ 4. Der Präfident des. Staatsraths hat für jede Sache die Hauptabtheilung, fo ie bie | 
Nebenabtheilungen zu beflimmen und Uns die. für Die engere Berfanmmiung nad) $. 2. zu 4. und 6. 
jedesmal befonders_zu ernennenden Mitgliever des Staatsratbs in Vorſchlag zu bringen. | 

$.5. Wir behalten Uns vor, für jeden Entwurf eines Geſetzes ober einer Verordnung bes 
fonders zu beftimmen, ob Mit über denfelben den Staatsrath mit feinem Gutachten vernehmen 
wollen. Eben fo werden Wir darüber, ob dieſes Gutachten vom Staajsrath in einer Blenarvers 
fammlung, oder in einer engeren Verfammlung abgegeben werden foll, für jeben einzelnen Fall 
auf den Antrag Unſeres Staatsminifteriumg Berinimung treffen. 

Die in der B. v. 20: März 1817. $. 2. unter a. und b. und $. 20. enthaltenen Vor⸗ 
ſchriften werden hierdurch aufgehoben. 

ee un nn Höcfeigenhänbigen Unterfchrift und beigebructtem König. ——— 


Berlin, d. 6. Jan. 1848 
(L. S.) Friedrig, Bilhelm 
Prinz von Preußen. 
Mühlen, Cichhorn. v. Thile v. Savigny. ve Bodelſwingh. 
Gr. z. Stolberg. ühden Schr, v. Canitz. v. Düesberg. v. Rohr. 
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Allerh. 8. O. v. 10. Jan. 1848, betr. das Verfahren bei der Aufnahme 
von Ansländern in den diesfeitigen Untertbanenverband. 


[G. ©. 1848. ©. 35. No. 2927.] 


Ich habe aus dem Berichte des Staatsminifteriums v. 27. v. M. erfehen, baf nicht felten 
Ausländern, deren Naturalifationsgefuche auf den begründeten Widerfprud ber Gemeinde bes 
Orts der beabfichtigten Nieberlaffung zurüdgewiefen waren, bald nachher die Aufnahme an die: 
fem Orte dennoch hat bewilligt‘ werden müffen, weil fie nad) ihrer Zurücweifung unter dem 
Borgeben, fich in ‚einer andern Gemeinde niederlaſſen zu wollen, und auf Grund der Zuftim- 
mung bdiefer- Gemeinde, die. Gigenfchaft eines Preuß. Unterthans erworben hatten. — Um fols 
dem Mißbrauche für die Zufunft vorzubeugen, beftimme Ich Hierdurch nad) dem Antrage bes 
Staatsminifteriums, daß bie Landespolizeis Behörden ermächtigt fein fellen, an bie Berleihung 
ber Gigenfchaft als Preuß. Unterthan fünftighin die Befchränfung zu fnüpfen, daß innerhalb 
eines Zeitraums von 3 Jahren, vom Tage der Ausftellung: der Naturalifations-Urfunde an .ge: 
rechnet, die Befugniß des Aufgenommenen zur Wahl eines andern intänbifhen Wohn: oder 
Aufenthaltsorts in Ermangelung ber Zufimmung der Gemeinde biefes letzteren, lebiglich nad) 
ben in .bem G. über die Erwerbung und den Berluft der Gigenihaft als Preuß. Unterthan 
v.31, Dec. 1842. $. 7. Nr. 2—4. und 8. für Ausländer ertheilten Borfchriften zu beurtheifen ift. 

Mein: gegenwärtiger Befehl ift durd die G. ©. zur öffentl. Kenntniß zu bringen. 
Berlin, d. 10. Yan. 1848. 
An . Friedrich Wilhelm, 
das Staatsminifterium., 





* 


Allerh. K. O. v. 24. San, 1848,, betr. die Kompetenz zur polizeilichen 
Nnterfuchung und Beitrafung der, in den $$. 176, bis 180. der allgem, 
“.  Gewer eordnung v. 17. Tan, 1845. bezeichneten Vergehen. *) 


[G. ©. 1848. ©. 73. Mo. 2937.) | 


Zur Befeitigung ber Zweifel, welche nad Ihrem Berichte v. 11. d. M. über die Kompes 
tenz zur polizeilihen Unterſuchung und Beftrafung ber in den 88. 176. bis 180. der allgem. 
Gemwerbeorbnung v. 17. Jan. 1845. bezeichneten Vergehen entftanden find, beftimme Ich hier—⸗ 
durch, daß in den Landestheilen, in welden bie a. G. O. gilt, die polizeilihe Unterfuhung und 
Beftrafung der im $. 176. der Gewerbeordn. bezeichneten Vergehen, fofern folde nidt eine 
EStener: Defraudationsftrafe nad) ſich ziehen, in eriter Inſtanz den Orts-Polizeibehörden zuftehen, 
dagegen die polizeiliche Feſtſetzung der in den $$. 177. bis 180. ebendafelbfi angeorbneten 
Strafen in erfter Inftanz zur Kompetenz der Regierungen gehören foll. 

In der Kompetenz der für Berlin durch das ©. v. 17. Juli 1846. angeorbneten Bolizeis 
richter, wirb durch die gegenwärtige Beſtimmung nichts geändert. . 

Dieſer Erlaß ift durch die ©, ©, zur öffentlihen Kenntniß zu bringen. 2 


‚ Berlin, d. 24. Jan. 1848. | & 
A N Friedrich Wilhelm. 
die Staatsminifter v. Bodelſchwingh und v. Düesberg, u 





G. über das Deichwefen. u. 28. San, 1648, 
‘[®. ©. 1848, ©. 54. No. 2933.) 


Wir Friedrich Wilhelm ac, ıc. verordnen, da bie beftehenden ©. ‚über das: Deichweſen ſich 
als unzureichend erwiefen haben, auf den Antrag Unferes Staatsminifteriume, nad Anhörung 
Unferer getrenen Stände, und nad vernommenem Gutachten Unſeres Staatsrathe, für alle 
Theile Unferer Monarchie was folgt: 


1. Deiche, die zu keinem Deihverbande gehören. 


$. 1. Deiche oder ähnliche Erhöhungen der Erdoberfläche, welche bie Ausbreitung ber zeits - 


weiſe aus ihren Ufern tretenden Gewäſſer befehränfen, bürfen in der ganzen Breite, welche das 
Waſſer bei der höchſten Ueberſchwemmung einnimmt (Inundatichsgebiet), nicht anders als mit 
ausdrücklicher Genehmigung der Regierung neu angelegt, verlegt, erhöht, fowie gang aber theil- 
weife zerflört werben. a . ’ 

Wer biefem Verbote zuwider handelt, foll polizeilic nicht nur mit einer Geldbuße bis zu 
funfjig Thalern beftraft, fondern auch, wenn es erforderlich if, zur MWiederherftellung bes früs 
heren Buftandes angehalten werben. 


Auf Schutzmaaßregeln, welde in Nothfällen für die Dauer ber Gefahr getroffen werben, 


finden. diefe Vorfchriften Feine Anwendung. | 
*) Begl.:&. v. d. Jan. 1849., betr, das Verfahren in pterfuchungsfachen ır. 


— 
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rg, 2. Bor Ertheilung ber Genehmigung ($-, 1) Hat bie Mgiermg nad) ihrem Cemeſen 
in erheblicheren Fällen die Betheiligten zu hören. 

Iſt es ungewiß, welche Perſonen als betheiligt, zu —** find, fo kann die Regierung 
eine öffentlihe Aufforderung mit der Verwarnung erlaffen, daß diejenigen, welche ſich binnen 
ber. zu — Friſt nicht gemeldet haben, mit fpäteren Cinwendungen nicht mehr gehört 
werben: follen. 

Eine ſolche Aufforderung if zweimal in bie Amtsblätter des Megierungs » Bezirks einzu: 

rücen, und in’den betr. Genteinden auf die ortsüblihe Weiſe befannt zu madhen. 

$. 3.: Die Genehmigung zu einer Anlage, Verlegung oder Erhöhung (5. 1.) ift zu ver 
ſagen, wenn, nach dem Urtheile der Megierung, das nothwendige Abflußprofil des Boch waſſers 
dadurch beſchraͤnkt werden würde. 

8. 4. Iſt ein ſchon vorhandener, zum Schuß der Ländereien mehrerer Befiger dienender 
Deich ganz oder theilweife verfallen, oder durch Naturgewalt zerftört, jo fann bie Regierung for» 
bein; daß derfelbe, nach ihrer Anweiſung, bis zu derjenigen Höhe und Stärfe wieder hergeftelft 
werde, welche er früher gehabt ha 

Auch if die Megierung Dr Te in Anfehumg ber Deiche dieſer Art diejenigen Maap- 


regeln vorzuſchreiben, welche erforderlich find, um deren Erhaltung in ihrem bisherigen Unmfange 


und Zuitande zu fihern. 

$. 5. Die Regierung ift ermächtigt, Diejenigen, weldye dem Deich zu erhalten ober wie⸗ 
derherzuſtellen verpflichtet ſind, hierzu durch Exekution anzuhalten. 

$. 6. Iſt es ungewiß oder ſtreitig, wer zur Unterhaltung oder Wiederherſtellung des Dei⸗ 
ches verpflichtet fei, fo fann die Regierung die Leiſtungen interimiſtiſch von Demjenigen fordern, 
welcher den Deich feirher unterhalten hat, ober wenn biefer unbekannt oder nicht leiftungsfähig 
if, von, denjenigen Bruubhefge en, deren Grundftücde, nah dem Ermeflen der Behörbe ,. durch 
den Deich geſchũtzt werben ann die Grmittelung dieler Grundbeſitzer nicht fo, ſchnell geichehen, 
als die Dringlidifeit des Falles es erfordert, fo ſteht der Regierung frei, bie ſaͤnmtlichen Grund: 
befiper derjenigen Ortfchaften, in deren Ortsfeldmarf ‘oder Gemeindebezirke der Deich belegen 
it, zu den nöthigen Leiftungen, nad Berhältniß ihres Erundbefiges, anzuhalten, ohne Rüds 
ſicht darauf, ob dieſe Grundbeſi iger zur Gemeinde gehören oder nicht. 

$ 7. Dig Regierung fept in einem folden Falle ($. 6.) durd ein Reſolut feft, wer bie 
Baulaft. interimiftifch zu tragen hat, und wie die Beiträge zu vertbeilen find. 

Gegen ein foldes Nefolut if der Mekurs an das Finanzminifterium zuläſſig; berfelbe muß 
jedoch innerhalb einer vierwöchentlichen, mit dem nächſten Tage nad) der Mitiheilung des Reſo— 
Inte beginnenden präffufiviihen Friſt bei der Negierung angemeldet und gerechtfertigt: werben, 
Erfolgt innerhalb dieſer Friſt nur bie Anmeldung, fo find die Verhandlungen ohme- Weiteres 
zur Entſcheidung über deu Rekurs an das Miniterium einzufenden, und fpäter Angebrachte neue 
Thatſachen oder Ausführungen nicht zu beruͤckſichtigen. 

Die Vollſtreckung des Refotnts wird durch die Ginlegung bes Rekurſes nicht aufgehalten. 

$. 8. Den zur Unterhaltung oder Wiederherſtellung eines Deiches interimiftifch. Herange⸗ 
zogenen bleibt" vorbehalten, ihre Anſprüche auf Erſtattung ihrer Beiträge oder des Werths ih: 
ver Leiftungen im Rechtswege gegen die eigentlich BVerpflichteten geltend zu machen, 

$. 9. Die von der Negierung ausgejchriebenen Beiträge und. Leiftungen find den öffent: 
lien Laften gleich zu ftellen, und haben in Koflifionsfällen vor denfelben den Vorzug. 


$. 10. In denjenigen Fällen, in welchen eine interimiftifde Negulirung der Baulaft Hat 
erfolgen müflen ($$: 6. unb-7.) liegt: der Regierung ob, zur Regelung der tünftigen Leitungen 
durch Bildung eines Deichverbandes ($. 11. und — auch ohne Antrag der Betheiligten, 
die erforderliche Ginleitung zu treffen. 

‚Zeigt ſich bei näherer Erörterung die Bildung eines Deichverbandes nicht als erforderlich, 
fo iR bie Regierung: die fernere Erhaltung des Deiches zu verlangen nicht mehr befugt: Die 
Betheiligten ſind von dieſer Lage der Sache in Kenntniß zu ſetzen. 


Der Einleitung zu einem Deichverbande bebarf es nicht, wenn durch Anerkenntniß ober im 
OHR ein —— ermittelt und derſelbe leiſtungsfähig iſt. 


I. Deichverbände. 


$. 11. Iſt es zur Abwendung gemeiner Gefahr oder zur erheblichen Forderung der Lan⸗ 
desfultur erforderlich, Deice und. dazu gehörige Sicherungs- und Meliorationswerke anzulegen, 
zu erweitern oder zu erhalten, fo follen die Befiger fämmtlicher der Ueberſchwemmung ausge⸗ 
festen, Grunbftüde zur gemeinfamen Anlegung und Unterhaltung der Werke unter Iandesherr: 
licher Genehmigung zu Deihverbänden vereinigt werben. Zuvor find ** alle Betheiligte, 
nöthigenfalls nach Erlaſſung eines öffentlichen Aufgebots, welches die im 8.2 beſtimmite Wir⸗ 
- fung hat, mit ihren Anträgen Fu hören. 
> 12. Eine folde Bereinigung foll insbefondere in folgenden. Fällen herbeigefüßet 
werden: 


a) wenn es darauf ankommt, die Grundbefiger einer noch unverwallten Niederung 
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1 ei und ferheren Erhaltung von- Delchen und melortlonewerlen zu ver⸗ 
pftichten; — 

b) wenn die: Grundbefiger einer fhon verwallten Niederung zur Verbeſſerung und Un⸗ 
terhaltung von Deichen und Meliorationswerken, welche ſeither nur von einzelnen 
Berheiligten angelegt und unterhalten wurden, verbindlich zu maden find; - ‘ 

ec) wenn bergleihen Deiche und die mittelft. derſelben geſchützten Grundbeft iger einem 
ſchon beftehenden Deichverbande angefchloffen werben ſollen; 

d) wenn Berwaltungd-- und Meliorationsanlagen ſchon beftehender Deichverbände erwei⸗ 

tert, und auf unverwallte Grundftüde ber noch nicht zum Deichverbande gehoͤrenden 
Beſitzer ausgedehnt werden ſollen. 

$. 13, Grundbefiger, welche derfelben Niederung angehören, und mit Rüdfidt auf bie 
Lage ihrer Grundftüde ein gemeinihaftlides Intereie haben, follen in der Regel zu einem 
Deichverbande vereinigt werden. Cine Ausnahme kann namentlid dann geftattet werben, 
ig für einen Theil’ ber Niederung der Zweck mit erheblich geringeren Koften erreicht wer: 

en fann. 

$. 14. Mehrere Deichverbande, welche ein gemeinſchaftliches Intereſſe rüͤckſichtlich ber Gr 
haltung ihrer Deiche haben, fönfien mit Ianbesherrlicer Genehmigung entweder zu Ginem 
Deichverbande vereinigt; oder unter-eine gemeinfame Deicverwaltung geftellt und zur gegenſei⸗ 
tigen Unterflügung bei‘ Durdbrüden und anderen außerordentlihen Beſchädigungen ber Deiche 
verpflichtet werden, 

” $.15. Für jeden Deichverband ift ein landesherrlich zw vollziehendes Statut. ——— 
in welchem folgende Gegenſtände näher zu beſtimmen find: 

a) der. Umfang bes Sozietätszwedes, 

b) die Deichpflicht oder die Art und Bertheilung” ber zur Anlegung und Unterhaltung 
ber Schuß: und Meliorationswerfe erforderlichen Beiträge und Leitungen 

ec) die von den Grundbefigern 'zu übernehmenden Befhränfungen bes Gigenthums, 

d) das ven Staatebehörden beizulegende Recht der Oberaufficht. 

e) ae fo wie die Befugniffe und Pflichten der Deihverwaltungs + Bes 

'. Hörde, 

f) das. Recht der Deihgenoffen, perfönlid, oder durch Abgeorbniete bei ber Verwaltung 

"ber Deicharigefegenheiten mitzuwirken, 

9) die Folgen der Ausdeichung. 

81:16. : Die Deichpflicht ($: 156) muß vom allen —* durch die Deich⸗ und Melio⸗ 
rationowerke gefhügten ober verbeſſerten ertragsfaͤhigen Grundſtücken, Hof: und Bauſtellen, auch 
wenn dieſelben ſonſt von ben gemeinen Laſten befreit oder dabei bevorrechtet find, nad) dem im 
Statute zu beſtimmenden Maaßſtabe gleichmaäßig getragen werben, Als Vertheilungsmaaßſtab 
iſt in det Regel das Verhaͤltniß des abzuwendenden Schadens und herbeizuführenden Vortheils 
anzunehmen; aus beſonderen Gründen kann jedoch ein anderer Vertheilungs⸗Maaßſtab zugelaſſen 
werben. ‚ 
Eine Befreiung von ber Deihpfict tann fünftig auf keinerlei Weile, aud nicht durch Vers 
jährung, erworben werben 
5 170 Die. Vertheilung der Deichpflicht unter bie Deichgenoffen erfolgt ſelbſt dann nad) 
ben Orumbfügen bes $. 16., wenn dieſe Pflicht bis dahin auf Grund fpezieller Mecytstitel zwi— 
fhen dieſen PBerfonen in anderer Art vertheilt war, oder Einzelne danach von Anderen ganz 
übertragen werben mußten. 

"Sn folhen Fällen können aber die dur einen fpeziellen Mechtstitel Berechtigten Entſchã⸗ 
bigung: faͤr bie, erſt durch den Deichverband ihnen auferlegten Leiſtungen von den durch jenen 
Titel Verpflichteten, nach Maaßgabe deffelben, in foweit fordern, als diefe Leiftungen ſchon vor 
‚Errichtung des Deicverbandes zur Erhaltung oder wiederherſtelluns der früheren Scyuganlagen 
nothiwendig waren, 

— - Die Berpflihtung zu ſolchen Entſchadigungen lann gegen eine verhältnißmäßige Vergũ⸗ 
tung abgelöft werben. 

$. 18. Die in einem Deichverbande zu feifiende Deichpflicht ruht unablöslic auf den 
Grundftücden, ift den öffentlichen Laften gleich zu achten, und hat. in Kollifionsfällen vor denſel⸗ 
ben ben Borzug. 

$. 19. Die Erfüllung ber Deichpflicht kann von ber Deichverwaltungs= Behörde in eben 
ber Nrt, wie dies bei den öffentlichen Laften zuläffig ift, durch Grefution erzwungen werden, 
Diefe Grefution findet aud Statt gegen Pächter, Nutznießer oder andere Befiger des verpflich— 
teten ar vorbehaltlich ihres Regrefies an den eigentli Verpflichteten. 

. 20. Die Ei sense der eingebeichten Grunbftüde und Borländer find verpflichtek, 
auf Anorhnüng der Deichbehörbe, dem Berbande den zu den Schutz- und Meliorationsanlagen 
erforderlichen Grund umd Boden gegen Bergütung abzütreten, desgleihen bie zu jenen Anlagen 
ntöthigen Materialien an Sand; Lehm, Rafen u. f. w. gegen Erſatz des durch die Fortnahme 
berfelben, ihnen entftandenen Schadens ‚gr überlaffen. Br außerorbentliche Werth ift bei Feſt⸗ 
ſehung der’ Bergütung oder Entfhädigung nicht in Anrechnung zu bringen. 
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8. 21. Auch diejenigen Befchränfungen des Cigenthums, denen ſich die nicht zum Deich⸗ 
verbande gehörenden Beſiher des Vorlandes, oder der am Flußufer, in der Nähe her Deiche, 
oder der gemeinſchaftlichen Gräben und Schleuſen belegenen Grundftüde zu- unterwerfen haben, 
find in dem Deichſtatute mäber zu beftinnmen. 

$. 22. Streitigkeiten über die Fragen, ob ein Grundſtück nah $. 16. deichpflichtig ift, 
ober wie die Deichlaſt zu vertheilen-ift, find mit Ausfhluß des Rechtsweges, von ben Berwals 
tungsbehörben au eniſcheiden. 

$. 23. Die bei Publifation bes gegenwärtigen G. vorhandenen Deihorbnungen und 
Statute bleiben zwar in Kraft, doch follen diejenigen, bei denen es erforberlic erſcheint, einer 
Mevifion unterworfen werden. Ihre Abänderung und Aufhebung kann nur unter. landesherrs 
licher Genehmigung erfolgen. j e R 


II. Gemeinfame Beſtimmungen. 


8. 24. Die Regierung iſt befugt, eine ſolche Benutzung der Deiche, welche deren Wider⸗ 
ſtandéfähigkeit zu ſchwächen geeignet iſt, zu beſchränken oder ganz zu unterſagen. Werben hier: 
durch wohlerworbene Rechte eingeſchränkt oder aufgehoben, fo hat der zur Unterhaltung des Dei⸗ 
ches. Verpflichtete den Berechtigten zu emtichäbigen. 

$: 25. Iſt die Erhaltung eines Deides zur Sicherung einer Niederung gegen lieber: 
ſchwemmung nothwendig, fo müflen bei drohender Gefahr, nad Anordnung der Polizeibehörde, 
alle Bewohner der bedrohten und nöthigenfalls aud ber benachbarten Gegend zu dem Schuß: 
arbeiten unentgeltlich Hilfe leiſten und bie erforderlichen Arbeitsgeräthe und Transportmittel mit 
zur Etelle bringen. — * 

Die Polizeibehörde kann die in ſolchen Fällen nöthigen Maafregeln ſofort durch Exekution 
zur Ausführung bringen; fie iſt befugt, die Verabfolgung der zur Abwehr der Gefahr dienlis 
hen Materialien aller Art, wo ſolche ih finden mögen, zu fordern, und biefe müflen mit Bor: 
behalt der Ausgleihung unter den Berpflichteten, und der Erftattung des Schadens, bei dem 
jedoch der außerordentliche Werth nicht im Anrehnung Fommt, von den Befigern verabfolgt 
werben. : 

$. 26. Auf Deiche, die zu einem Deichverbande gehören, findet die Borfchrift bes $. 25 
nur in ſoweit Anwendung, als das Deichftatut nicht andere Beſtimmungen enthält. 

$. 27. In Beziehung auf die Anlegung ober Veränderung von Deichen oder Meliora: 
tionewerfen, welde auf die Beriheidigungsfähigkeit der Feſtungen einzuwirken geeignet find, bes 
wendet es bei der Vorfchrift des $. 12, des Regul. v. . September 1828. über das Verfahren : 
bei-baulichen Anlagen oder fonftigen Veränderungen ber: Grboberfläche innerhalb der nächſten 
Umgebungen ber Feſtungen. Er 

$. 28. Alle von dem gegenwärtigen G. abweihende Beflimmungen der allgemeinen Lanu⸗ 
beagefege ober ber für einzelne Landestheile beftehenden V., namentlid bie $$. 63. bis 65. Ti⸗ 
tel 15. Thl. II. des A. 2. M., werben bierburd aufgehoben. 

Urkundlich unter Unferer Hödyiteigenhändigen Unterfchrift und beigedrucktem Königl. Inſiegel. 

Gegeben Berlin, d. 28. Jan, 1848, | 

L.S.) Briebrih Wilhelm. >; 


( 
v. Savigny. v. Bodelſchwingh. Uhden. v. Düesberg. 
Beglaubigt: 
Bode. 


⸗ 


-B. liber die Errichtung von Handelskammern. V. 11. Febr. 1848 
[G. ©. 1848. ©. 63. No. 2935.)  - | 


Mir Friedrich Wilhelm sc. ıc. haben Uns bewogen gefunden, zur Beförderung des Handels 
und der Gewerbe über die Errichtung von Handelsfammern auf den Antrag Unferes Staates 
minifteriums für den ganzen Unfang der Monarchie zu verordnen, was folgt: ü 


* 


Errichtung der Handelskammern. 4 


$. 1. Für jeden Ort ober Bezirk, wo wegen eines bedeutenden Handels⸗ ober gewerblichen 
Verkehrs ein Bebürfniß zu einer Handelsfammer obmwaltet, ſoll eine folde nad Ginholung Un; 
ferer bejonderen Genehmigung errichtet werben. 
ut $. 2. Bei Griheilung diefer Genehmigung ($. 1.) werben Wir zugleid) das Grforberlide 
‚ beftinnmen. | 
1) wegen des Siges ber Handelskammer, wenn biefe für einen über mehrere Drte 
ſich erſtreckenden Bezirk errichtet wird; 
2) * der Zahl der Mitglieder der Handelskammer, ſo wie der Stellvertreter der⸗ 
ſelben; ER « 
3) begen Eintheilung bes, Bezirks der Handelskammer zum Behufe ‚ver Wahl ber 
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- Mitglieber: und deren Stellvertreter in engere —* wo ſolche nach den örtlichen 
Berhältniffen nöthig befunden wird; und 

4) wegen desjenigen Betrages ber in der Steuerffaffe der Kaufleute mit Faufmänni: 
ſchen Rechten zu entridhtenden- Gewerbefteiter, durch weldyen die Befugniß der Hans 
del⸗ und Gewerbetreibenden zur Theilnahme an ber Mahl der Mitglieder und 
Stellvertreter bedingt fein foll. 


$. 3. Beſteht in dem Bezirke, für welhen eine Handelskammer errichtet werden foll, eine 
faufmännifche Korporätion ober Innung, fo werben Mir, -nad) Anhörung der Korporation ober 
Innung, diejenigen befonderen Befimmungen treffen, durch welche die beftehenden Eorporativen 
Berhältnifle bie Beignete Berüdfihtigung finden. 


a Beftimmung ber Handelstammern. 


g. 4. Die Handelskammern haben die Beflimmung, auf Verlangen ber vorgeſetzten Pro: 
vinzials und Eentralbehörben Berichte und Gutachten über Handels und Gewerbeangelegenheiten 
zu erſggiten, auch nadı eigenem Grmeflen ihre Wahrnehmungen über den Gang des Handels 
und, DE Gewerbe, fo wie über die für den Verkehr. beftehenden Anflalten und Einrichtungen 

zur Kenntniß jener. Behörden zu bringen und biefen ihre Anſichten darüber mitzutheilen, durch 
welche Mittel Handel und Gewerbe zu fördern find, welche Hinderniffe entgegen ftehen und in 
welder Meife diefelben zu befeitigen find. 


Den Handelsfammern kann zugleich bie Beauffihfigung ber ae Handel und Gewerbe Be: 
zug: habenben öffentlichen Anſtalten übertragen werben. 
5.) Die Handelsfammern haben über die anzuftellenben Mäfter, fo wie über bie jur 
Verwaltung öffentlicdyer Anſtalten für Handel und Gewerbe zu ernennenden Perfonen ihr Out: 
achten abzugeben. 


ya 2 Wahl der Mitglieder und Stellvertreter. 


$. 6 gum Mitgliede einer Handelsfammer ober zum Stellvertreter kann nur gewählt 
on wer dreißig Jahre ober darüber alt ift, ein Handels, Mhebereis oder Babrifgefhäft ſeit 
—5 fünf Jahren für eigene Rechnung allein oder als Öefellfchäfter perfönlidy betreibt, in 
ezirfe der Handelsfammer feinen ordentlichen MWohnfig, fo wie den Hauptiig feines Ges 
ment ‚hat und unbeſcholtenen Rufes ift. , 
ie bei Erneuerung ber Handelstammer austreienden Mitglieder ober Stellvertreter ($.9.) 
fönnen wieder erwählt werben. 

$. 7. Zur Theilnahme an der Wahl der :Mitglieber und Stellvertreter find ſäämmtliche 
Handel und Gewerbetreibenden des Bezirks ber Handelsfammer berechtigt, welche den, nad, Vor⸗ 
fchrift des $. 2. Nr. 4. beſtimmten Betrag ber in der Steuerklaſſe ber Kaufleute mit faufmäns 
niſchen Redten” zu enitrichtenden Gewerbejteuer jahlen. 

Wird diefer Steuerbetrag von einer DERART TI: gezahlt, fo ift diefelbe nur durch 

= eines ihrer Mitglieder an der Wahl, Theil. zu nehmen befugt. 

$. 8.° Die Regierung ernennt ben Kommiffarius zur Abhaltung der Wahl, ober, wenn 
ber Bezirk der Handelskammer in eiigere Bezirke zerfällt (5. 2. No. 3), Diejenigen, welche in 
dieſen die Wahlen einleiten und dabei den Vorſitz fi führen ſollen. 

Die Kommiſſarien berufen durch Umlaufſchreiben die Wahlberechtigten zur‘ Verſammlung. 
Nach Eroffnung derſelben werden zwei Stimmenſammler und ein Protokollführer erwählt. 
Abweſende nſind nicht’ beredhtigt,; Andere zur Slimmgebung zu bevollmaächtigen oder Stimm⸗ 
zeitel einzufenden. Sjeber Stimmberehtigte hat die Befugniß, aus. den Wahlbezirke, welchem 
er angehört; einem: Kandidaten in Vorſchlag zu bringen. 

Die Namen der Kandidaten werden zufammengeftellt und die Bufammenflellung: wird zur 
Einficht vorgelegt: Die Wahl erfolgt durch geheime Abftimmung mittelft Stimmzettel nad ab⸗ 
ſoluter Stimmenmehrheit. Grgiebt die Wahl nicht für alle zu befegende Stellen eine abfolute 
Stimmenmehrheit, fo werben für bie Stellen, in Hinſicht deren es an diefer Stimmenmehrheit 
fehlt, diejenigen, weldye die meiften Stimmen für fi haben, zur neuen Wahl gebracht, bis alle 
Stellen durch abfolute Stimmenmehrheit befegt find. Bei Stimmengleihheit entjcheidet das 
2008. Das Wahlprotofolt ift von dem Borfigenden, den Stimmenfammlern und dem Protofoll: 
führer zu unterzeichnen: und hiernächſt durch bie Regierung dem DOberpräfidenten zue Prüfung 
und zuc Beranlaffung ber öffentlichen Bekanntmachung vorzulegen. Ergiebt ſich bei diefer Br, 
fung, daß ein Gewählter nicht die vorgefchriebene Dualififation befigt, ober daß bei der Wahl 
nicht vorfchriftsmäßig verfahren worden, fo verfügt ber Dberpräfident die gaſammenberufung 
der Waͤhler zu einer anderweitigen Wahl. 

$. 9. Die Amtsdaner der Mitglieder ber Handelsfammern und ihrer Stelfvertreter wirb 
aufrdrei Jahre beftimmt, doch ſoll der Wechſel derjelben nicht mit einem Male, fondern nad) 
und nad; in ‚gleichen, Zeitabfchnitten erfolgen, und zu dem Ende von ben zuerft Grwählten ein 
Theil ſchon während der erſten drei Jahre ausſcheiden. Wegen dieſes — der Mitglieder 


* 
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- Stellvertreter hat ber —— für die einzelnen Handelsfammern das Mähere zu 
eſtimmen. 


Ausſcheiden, Entfernung und Suspenfion ber Mitglieder. 


$. 10. Wer fein Geihäft aufgiebt, oder feinen Wohnort, oder den Sitz feines Geſchäfts 
aus dem Bezirke der Handelsfammer, oder aus dem engeren Bezirfe, in mweldem er gewählt 
wurde, verlegt, hört auf, Mitglied der Handelsfammer oder Stellvertreter zu fein. 
$. 11. Die Entfernung eines Mitgliedes aus der Handelsfanmer foll jtattfinden: 
1) wenn daffelbe durch ein gerichtliches Erkenniniß die Chrenrechte oder bie faufmän- 
niſchen Rechte rechtöfräftig verloren hat; 
2) wenn ihm burd einen Beſchluß der Stabverorbneten oder der Gemeindevertreter das 
Bürgerrecht oder; das Gemeinderecht entzogen worden iſt; 
3) wenn daſſelbe durch einen Beſchluß der kaufmänniſchen Korporation von der Mit: 
gliedfchaft ansgefchloffen worben- ift; 
4) wenn über fein Vermögen der Konturs eröffnet iſt. 
In dieſen Fällen tritt die Entfernung aus ber Handelskammier ohne MWeiteres ein. Bor: 
figende hat auf die ihm hiervon zukommende amtliche Anzeige dem Mitgliede die Theilnahnie 
an ben Gefchäften vorläufig zu umterfagen und zum Behufe der erforder! den —8 Anord⸗ 
nung ſofort an den Oberpräſidenten zu berichten, 
$. 12. “Die Handelsfammer ift ermächtigt, gegen ein Mitglied, welches durch feine Hand⸗ 
lungsweife bie öffentliche Achtung verloren hat, durd einen mit der Mehrheit von wenigftens 
zwei Dritiheilen ihrer Mitglieder abzufaffenden Beſchluß die Entfernung aus der Kammer: aus: 
— es ſteht jedoch dem Betheiligten gegen einen ſolchen Beſchluß der Rekurs an den 
berpräfidenten offen. 
$. 13. Die Suspenfton von ben Funftionen bei ber Handelsfanımer tritt ein: gegen; ‚ei 
Mitglied, weldes 
1) wegen eines mit dem Verluſte der Ehrenrechte oder ber Faufmännifhen Rechte be: 
brohten Verbrechens durch Beſchluß des Gerichts zur unterſuchung gezogen iR; 
2) unter gerichtliche Kuratel geftellt if; 
3) feine Zahlungen eingefteflt hat: - 
Der Borfigende hat auf die ihm hiervon zukommende amttihe Nittheilung bie Sunyenfen 
anzuordnen und dem Oberpräfidenten davon Anzeige zu machen. ' 
$. 14. Die Beſtimmungen der 56. 11—13. finden auf die Stellvertreter der Wiitglidet 
gleichfalls Anwendung. 


: Büreangefchäfte. 


8. 15. Die Schreib⸗ und Regiftraturgefchäfte der Handelsfammer verſieht von A er⸗ 
nannter Sekretair. Die Beſoldung deſſelben wird von der Handelskaͤmmer wa geen und 
von der Regierung feſtgeſetzt. 


Kofchiufwene. 


1, 8.16. Ueber den erforderlichen Koftenaufwand entwirft bie Handeistammer ae dee- Iahır 
einen Etat, weldyer der Genehmigung der Regierung unterliegt. 

$. 17. Der Betrag des etatsmäßigen Koſtenaufwandes wird auf die Rimmibereäjtigten 
Santel; und: Gewerbetreibenben nach ‚dem: Fuße der Gewerbeſteuer veranlagt und der Gewmeinde⸗ 
Kaſſe am Sitze der Handelsfanmer überwiefen, um daraus in den Grenzen des Etats auf bie 
Anweiſungen der Handelstanmer die Zahlungen zu leiſten und darüber beſondere Rechnung zu legen. 

Die Rechnungen werden von der Handelsfanmer geprüft und abgenommen.: .' 

8. 18, Die Handelsfanmern haben für ihre Geſchaͤftslokale ſelbſt zu forgen, in fofern 
ihnen biefe nicht von ben Gemeinden, in welchen fie ihre Sibe haben, in den — — 
überwieſen werden können. 


a, Geſchaftsgang. 


. 28, Jede „Ganbefstanimer wählt den Vorſitzenden und einen Stellvertreter veſelben all⸗ 
—* aus ihrer Mi 
. 20. Die Mitglicer der Handelsfammer und die: Stellvertreter erhalten Leine Beſol⸗ 
— * die durch Erledigung einzelner Auftraͤge veranlaßten baaren Auslagen werben ihnen 
attet. 
$. 21. Die Befchlüffe ber Handelsfammern werden, mit Ausnahme des im $. 12. ge: 
baten Falles, durd Stimmenmehrheit gefaßt. Bei Gleichheit. der Stimmen ‚ontfeheiiet bie 
Stimme des Borfigenden. 
Zur Abfaffung eines gülfigen Beſchluſſes ift die Anwefenheit don zwei Drittheilen der Mit: 
glieder erforderlich. Beſteht eine Handelsfanmer aus zwölf ober * Mitgliedern, fo iſt zur 
Abfaſſung eines gültigen Beſchluſſes die Anmwefenheit von acht Mitgliedern inteichend. 


J 





- 


re} nicht ausgeftatteten höheren 
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Sind nad Berathung eines Geggenſtandes die verſchiedenen Anfichten nicht zu vereinigen, 
und liegt der Fall’ einer’ 'BVerichterftattung vor, fo find die verfchiedenen Anfihten mit den dafür 
geltend gemachten Gründen im Berichte befonders Yorzutragen. 

Uebet jede Berathung iſt ein Protokoll aufzunehmen. i 

F. 22. Mern ein Mitglied einer Handelsfammer den Beratungen Beiyuinefiten verhindert 
-oder innerhalb der Mahlperiode ausgeſchieden oder ſuspendirt iſt, fo erfolgt die Einberufung ei- 
nes Stellvertreters, wobei ber früher gewählte den anderen vorgeht. 

$. 23. Die Handelsfammern können ihre Berichte unmittelbar an die Gentral: Behörben 
erftatten, muͤſſen aber gleichzeitig Abfchrift an die Mer gierung einreichen. 

$. 24. Die Handelsfammern erftatten jührlid im Monat Januar über die Lage und ben 
Gang des Handels und der Gewerbe einen Hauptbericht an ben Sinanzminifter und reichen gleich: 
zeitig ‚dem Präfidenten des Handelsamts und der Regierung: eine Abſchrift ein. Sie find ver 
pflihtet, den Handels und Gewerbetveibenden ihres Bezirks durd fortlaufende Mittheilung von 
Auszügen aus den Berathungsprotofoflen, fowie am Schluſſe jedes Jahres in einer befonderen 
Meberfiht von ihrer Wirfjamfeit und von der Lage und dem Gange des Handels und der Ges: 
werbe durch die öffentlihen Blätter Kenntniß zu geben. 

Anträge bei deu Behörden find durd jene Mittheilungen erft dann, wenn darauf ein Be⸗ 
ſcheid erfolgt iſt, und unter Beifügung des Letzteren zu veröffentlichen. 

Ausgenommen von der öffentlichen Mittheilung bleiben diejenigen Gegenftände der Bera: 


pP 


— 


tbung; welche den Handelskammern, als für die Deffentlichfeit nicht geeignet, von den Behörden 


bezeichnet werben, 

F. 25. Die Handelsfammern erhalten von dem: Finanzminiſter zu beſtimmende Siegel. N 

$. 26. Ihre Ausfertigungen müflen von bem Borfigenden und mindeſtens einem Mitgliede 
unterzeichnet. ‚werben. 

$; 27. Jede Handelskammer entwirft nach ihrer Einführung über den ‚Sefcäftsgang ein 
Regulativ, weldes der Betätigung ber Negierung unterliegt. 

$: 28. Den Korrefvondenz zwifden den Behörden des Staats und den Handelskammern 
ſteht, wenn ſie unter öffentlichem Siegel ober unter dem Siegel einer Handelskammer ($. 25.) 
geführt wirb und die Schreiben mit ber entjprechenben herrſchaftlichen Nubrit bezeichnet find, 
Bortofreiheit zu. 

Wohnen die Mitglieder- einer Guubdistummet nicht an einem und demſelben Drte,- fo findet 
bie Portofreiheit auch in Beziehung auf die Korreſpondenz zwifcen ber Handelsfammer: und ben 
einzelnen Mitgliedern ftatt, in. ſoweit diefelbe offen oder unter Kreuzband geführt wirb, 


Anorbnung wegen ber bereits beſtehenden Handelsfammern. 


$. 29. In-Anfehung der ſchon beftehenden Handelskammiern verbleibt es, was den Sitz 
und den Bezirk derfelben, die intheilung in engere Wahlbezirke, die Zahl der Mitglieder und 


Stellvertreter, deren Bertheilung anf die engeren Wahlbezirfe, die Erneuerung der Mitglieder _ 


und Stellvertreter, fo wie das Wahlrecht und den daſſelbe bedingenden Betrag ber Gewerbeſteuer 
betrifft, bei den Vorſchriften ber bisherigen Statute und Verordnungen. 

In allen übrigen Bunften werden jene Statute und Verotdnungen hierdurch aufgehoben, 
und es treten in deren Stelle die Vorſchriften der’ gegenwärtigen Verordnungt 

$. 30. Die Geſchaͤfts-Regulative der bereits beſtehenden Handelskammern ſollen einer Re⸗ 
viſion unterworfen und mit den Vorſchriften der gegenwaͤrtigen Verordnung in Uebereinſtimmung 
gebracht werben, Dieſe tepibirten Regulative unterliegen. geichfalls der Beftätigung, durch die 
Regierungen. 
Urkundlich unter Unferer —— urnlerſchrin und beigedrucktem Königl. Inſiegel. 


Gegeben Berlin, d. 11. die 184 
EEE (L.,8.) _ Briedbrid Wilhelm. „.. 
F — ’ Bring: ‘von Preußen x j 
Wähler v. Retter —— v. Thile. © Sabignh. v. Bodelſchwingh. 
— au Stolberg. Uhden. Er. v u v. A v. Rohr. 





Allerh art. 13, ‚März 1848. wegen Entbindung eößerer Etadtgemein⸗ 
e 


den, denen alleinige Unterhaltun — mit zureichen dem eigenem Ver⸗ 
nterrichtsanftalt obliegt, von der im 

der VB, v. 28, Mai 1836. vorgeschriebenen Bildung eines beſon— 

Deren Benfionsfonde für die Lehrer und Beamten feier Unterrichts: 


— Auſtalt. 


[G. . 1848. ©. 113. No. 2960.] 


Auf Ihren Antrag v. 4. d. M. ermächtige Ih Sie, größere Stadtgemeinden, denen bie 
alleinige Unterhaltung einer, mit zureihendem eigenen Vermögen nicht ansgeftatteten höheren 
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unterrichteanſtalt obliegt, von der im $. 16. der ®. v. 28, Mai 1846. virgefäriehenen Bildung 
eines beſonderen Penfionsfonds für bie Lehrer und Beamten folder Unterricptsanftalt zu ent⸗ 
binden, umd ihren die Einziehung der Penfionsbeiträge der Lehrer und Beamten zur Stabtlafle 
zu geftatten. Dagegen behält es aud) in Fällen dieſer Art bei der durch jene V. beflimmten 
Verbindlichkeit der Stadtgemeinden zur Gewähtung der gefeglihen Penſionen an bie gehagıten 
Lehrer und Beamten fein Bewenben, 

Berlin, d. — März 1848. F Friedrich Wilhelm, 


bie ——7 Cichhorn und v. Bodelſchwingh. 


V. über einige — a engen Verfaſſung. 
pril 


[G. ©. 1848. ©. 87. No. 2945.]. 


Wir Friedrich Milhelm sc. x. verordnen, nah Anhörung Unſerer zum Vereinigten Land⸗ 
‚tage verfammelten getreuen Stände, auf den Antrag Unferes Staatsminifteriume, was folgt: 
$. 4. In Erweiterung ber Unferem Bolfe verlichenen Freiheit der Preſſe werden die im 
$. 4. No. 1. des G. v. 17. März d. J. (©. ©. ©. 69.) enthaltenen Borfchriften über bie 
Kautionsbeftellung für die Herausgabe neuer Zeitungen aufgehoben. Die Vorſchrift 9. 4, No. 
4. findet audy auf neue Zeitungen Anwendung. 
$. 2. Die Unterfuhung und Beftrafung aller Staatsverbrechen "erfolgt fortan durch bie 
orbentlicyen Gerichte und es wird jeder durch Ausnahmsgeſetze dafür eingeführte befondere Ge: 
richtsſtand hierdurch aufgehoben. In dem Bezirke bed Appellationsgerichtshofes zu Göln teitt 
auc bei politiſchen und Preßverbrecyen, jo wie bei politiſchen und Preßvergehen die Zuſtaͤndig⸗ 
keit der Geſchworenengerichte ein. 
$. 3. Die B. v. 29. März 1844., betr. das gerichtliche 
gegen Beamte, ſo wie das bei J— zu beobachtende Verfahren (G. S. S. 77. und 
90.) treten in Beziehung auf den Richterſtand außer Kraft. 
$. 4. Alle Preußen find berechtigt, fidy friedlich. und ohne Waffen in geſchloffenen Maͤu⸗ 
men. zu verſammeln, ohne daß die Ausübung dieſes Rechtes einer vorgängigen polizeilichen Er: 
laubniß unterworfen wäre. Auch Berfammlungen unter freiem Himmel fönnen, in ſofern fie 
für die öffentlihe Sicherheit und Ordnung nicht gefahrbringend find, von der Obrigfeit geſtattet 
werben. 
Eben fo find alle Preußen berechtigt; zu ſolchen Zweden, weldhe ben Strafgefeßen nit zus 
wiberlaufen, fih ohne vorgängige polizeilihe Erlaubniß in Gefellfhaften zu vereinigen. . 
Alle, das freie Vereinigungsrecht beichränfenden, noch beſtehenden gefeglichen Beſtimmungen 
werden hiermit aufgehoben. 
Die Ausübung ſtaatsbürgerlicher Rechte iſt fortan von bem religiöfen Glaudensbe⸗ 
fenntniff e unabhängig. 
$..6, Den künftigen Vertretern des Volks foll jedenfalls die Zuflimmung zu allen Ge: 
fegen, fowie zur Feſtſetzung bes Staatshaushalts:Gtats. und das Steuerbewilligungsredt zuftehen. 
Urfunbli unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigebrusttem Königl. Infiegel. 
ee zu 10m d. 6. April 1848. (L. S.) Griedrih Wilhelm, 
Gamphanfen. Gr. v. Schwerin. v. Auerswald. Bornemann. 
v. Arnim. DONIEMERE, v. Bau, ui. . 





s 
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Allerh. K. O. v. 8. April 1848,, betr. die Ermäßigung der ER 
für Geld: und Packetfendungen.*) , 


[®. ©. 1848. ©. 99. No. 2954.] 


Zur Erleichterung bes Verkehrs mill Ich auf den gemeinſchaftlichen Bericht des glas’ 
Minifteriums und des General: Poſtamts in ben beftehenden Vorſchriften über bie Portotare 
einſtweilen und bis zum Gintritt einer — untatbeitung decſelu — uns 
derungen hiermit genehmigen: a" 


‚LE Das Porto für Geldfendungen aller Ait fo wie für andere Ein bee Werth 
angegeben iſt, ſoll ſich zuſammenſetzen: a) aus dem Porto für das G icht.der Sens 
bungen nady der Briefs oder Pädereitare und nad Maafgabe der GEritfernung bes 
Beilimmungsortes und _b) aus einer Anekuranggebüßr für den angegebenen rin — 
Die Affefuranzgebühr foll betragen: 


) Bergl. Erl. v. 25. Juni 1848, 
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auf Entfernungen unter und bis 10 Meilen’ für baares Geld 
10 * auf rg 0 ai 


für Papiergeld und Staatspapiere. ... . 5 ⸗ 
auf Entfernungen über 10 bis 650 Meilen für baares 
* Sch ....% eier: FRE ee 
- für Papiergeld und Staatspapiere ....10 ⸗ eo: ⸗ 
auf Entfernungen über 50 Meilen für baares Gelb 
1-Rthle. 10 ⸗ u... ⸗ 


für Bapiergelb und Staatspapiere . * 

Nach dieſem Manfftäbe ſoll die Affefuranzgebühr berechnet — 

J * Sendungen unter und bis 50 Rihlr. wie ” 50 —— 
⸗ uͤber 8 Rihlr. bis 100 Rihlr. = 

⸗ : .» , 100 = von 100 Rthlr. zu 100 ibte., 
wobei aud überfchießende Belräge von weniger als Hundert Thalern einem volfen, 
Hundert gleich geachtet werden. Der Betrag für den Ginlieferungsfchein foll in ber 
 Affefuranzgebühr einbegriffen fein. — Gin Deflarationszwang findet ferner nicht mehr 
ſftatt. Dagegen, wird im Falle eines Verluſtes einer nicht deklarirten Geldfendung, 
ober einer MWerthfendung, welde bisher dem Dellarationszwänge unterworfen war,, 
fein Erfag geleiftet. — Daffelbe tritt auch bei Befhädigung derartiger Sendungen ein. 


II. Das Borto für Padete ſoll, ſo weit dieſelben nicht ausſchließlich auf Eiſenbahnrou⸗ 
ten befördert werben, in welchem Falle nur die Hälfte des Porto nad) der bisherigen 
Taxe zu zahlen ift, nad einem Progreffionsfage von 2 Pfennigen pro Pfund auf je 
5 Meilen in gerader Linie gemefien, erhoben werden. So lange das Porto nad) ber. 
Pfundtaxe nicht mehr beträgt, ift als ber geringfte Sap für ein Padet das doppelte 
Briefporto nad). der in Meinem. Erlaß v. 18. Aug. 1844. feitgefegten Briefportos : 

Skala zu erheben. — Portoreftitutionen für jährliche bedeutende Verſendungen von 

- baarem Silbergeld, Gold und anderen Päckereien finden für bie Folge nicht mehr 

fatt. — Der General-Poftmeifter wird ermächtigt, bie Garantieprämie für. Geldfens: 

dungen in Beträgen von mehr als Taufend Thalern vorübergehend und vorläufig. 

‚auf drei Monate, auf die Hälfte des gefeglichen Betrages allgemein zu ermäßigen. 

— Die Beftimmungen biefer B., welde burd) die &. S. zu publiziven iſt, ſollen 
fofort, in Anwendung fommen. 

Polsdam, d. 8. Aprit 1848. a Wilhelm. 
An Dante emann.- 


“ 
13 


das Finanz-Minifterium und das General: Boftamt. 


* 





G. über * Gründung öffentlicher Darlehnskaſſen und Deransgabung von 
Darlehns:-Kafienfcheinen. VB. 15. April: 1848.*) . 


[®. ©. 1848. ©. 105. No. 2957.] _ 


Wir Friedrich Wilhelm 1c. 1. verordnen in Folge: des von” Unferen zum: Zweiten Bereis 
nigten Zandtage verfammelt gewejenen Ständen wegen Ermächtigung der Megierung zur. Ger 
“ währung von Staats- Garantien, gefaßten Befclufles, auf den Antrag. Unferes. Staats: Nini- 
.. für den ganzen Umfang Unferer Monardie, was folgt: 
$. 4.: In-Berlin und in den Orten, wo Filial-Anftalten der Preußifhen Banf Beflchen, 
foffen, wo das Bebürfniß. es erheifcht, unter Gewährleiftung-des Staats, Darlehns-Kaſſen etrich⸗ 
tet werben, ‚mit. dev Beſtimmung, zur Beförderung des Handels: und Gewerbebetriebe gegen“ 
Sicherheit Darlehne zu geben. ' - jr 
+ "Zur Vermittelung der Darlehnd : Gefchäfte und zur Bildung von. Depots Fönnen bie Dar: 
lehns⸗Kaſſen auch an Orten, wo Filial-Anftalten der Preußiſchen Bank nicht beſtehen, Agenturen 
erriäten. 
2 Für ben, ‚ganzen Betrag, ber bewilligten Darlehne ſoll unter der Benennung: „Dar⸗ 
Iehn-Raflenfeeine" ein befonderes Geldzeihen ausgegeben werden. Es vertreten biefe Scheine, 
in Zahlungen. die Stelle.des baaren Geldes; fie werden bei allen öffentlichen Kaffen nach ihrem 
vom Nennwerthe angenommen; im Brivatverfehr tritt ein Zwang ie deren Annahme nicht ein. 
Es darf fein DarlehnsKafenfhein ausgegeben —* fie welchen nut nad) den Bertime 
mungen bes $.. 4, gemügende Sicherheit. gegeben worben ift 
Der Geſammibetrag der Darlehn⸗Kaſſenſcheine foll zehn Millionen: Thaler nit überfchreiten. 
$.3. Die er können mur im Betrage von wenigftens Ginhundert Thalern, in: der 
Regel nicht: auf .. Beit als drei, und nur — bie * ſeche Monaten geht 
an. RN 
= * 9 2* 1. 


*) Wergl.. G. v.’30. April 1851 u. v. 19, Mat 1. 
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$. 4. Die Sicherheit faun beftehenz -.; »23* * — 
in Verpfandung von, im Inlande lagernden, dem Verderben nicht ausgeſetzten Waa— 
ren, Boden-und Bergwerks-Erzeugniſſen und Fabrikaten, in ber Regel bis zur 
Hälfte, ausnahmsweiſe bis zu zwei Drittheilen ihres Schätzungswerthes nad) Ver: 
ſchiedenheit der Gegenſtände und ihrer Berkäuflichkeit; 

2) in Verpfändung inländiſcher Staats-, oder. unter. Genehmigung des Staats von Ge- 
meinheiten und Geſellſchaften ausgegebener- Papiere, deren Nennwerth voll eingezahlt 
ift, und bei denen die regelmäßige Zins oder Dividenden-Zahlung bereits begonnen 
‚hat, mit einem Abſchlage von den Kurſe oder. marktgängigen Preiſe. Den Nenn 
‚werth des Unterpfandes Darf das Darlehn niemals überfteigen. Papiere, weldye nicht 
auf den Inhaber lauten, müſſen der Darlehns⸗Kaſſe zedirt werben. 


$. 5. Fabtikate, welche einent bedeutenden Preiswechſel unterliegen, werben nur dann als 
Unterpfand angehemmen, wenn fi zugleich eine dritte ſichere Perfon für Erfüllung des Dar- 
lehns⸗Betrages verbürgt, “ir — 2. | | 
$.6. Bei Waaren, Boden: und Bergwerks-Erzeugniſſen und fyabrifaten, die nach ihrer Nas 
tur oder nad der im Handelsftädten üblichen. Art. der Aufbewahrung, oder weil fie fich nicht im 
Gewahrſam des Verbfänders befinden, entweder gar nicht oder..dody nicht ohne erhebliche Schwie- 
rigfeit und Koften dem Pfandgläubiger körperlich übergeben, werben fönnen, darf. ausnahmsweife 
unter Aufhebung der bejchränfenden Beftimmung des Artifel 2076. des theinifchen bürgerlichen 
Geſetzbuchs, auch im Bezirke des Appellationsgerichtshofes zu Cöln die Berpfändnng dutch ſym— 
bolifche Uebergabe (Art. 1606. und 1607. a. a. D.) verwirklicht werden. u 
u * 7. Es darf der ZFinsfuß bei Bewilligung der Darlehne nicht unter dem für den Lom— 
bard⸗Verkehr der Prenfifhen Bank beftehenden höchſten Sag beftimmt werben. Art den gefeg- 
lichen Zinsfuß find die Darlehns:Kaffen nicht gebunden. — 
j $. 8. Das Utiterpfand haftet für Kapital, Zinfen und Koften, und cs können bie letzteren 
von der Darlehnsfumme ſogleich gekürzt werben. 3 Be 
8.9. Wird zur Berfaflzeit nicht Zahlung geleiftet, fo kann die Darlehna-Käffe durch einen 
ihrer Beamten oder einen vereibeten Makler das Unterpfand verfaufen und fi aus dem Grlöfe- 
bezahlt maden. A ee J 
Selbſt erwerben kann die Darlehne-Kafſe das Unterpfand nur im Wege des Meiſtgebots 
bei einem öffentlidyen Verkauf. — a 
Die in den Artikeln 2074., 2075. und 2078. des rheinifchen bürgerlihen Geſetzbuchs vor: 
gefchriebenen‘ Förmlichfeiten finden auf die Darlehns-Kaſſen feine Anwendung. Die Eintragung 
des Darlehns-Bertrages in, die Bücher der Darlehns-Kaſſe, hat die rechtlihe Wirkung, einer öffent: 
lihen Urfunde. Zu - 
$. 10. Auch wenn der Schuldner in Konkurs geräth, bleibt die Darlehns-Kaſſe berechtigt 
zum außergerichtlichen Verkauf des Unterpfandes und iſt nicht verpflichtet, daffelbe zur Konkurs: 
maſſe abzulieferm. 2... “ec 007° 12; . Hals. ana pri asted) 12* F 
i Die Darlehus kaſſen bilden felbfiftändige Juſtitute niit den Eigenſchaften und Ned: 
ten juriſtiſcher Perſonen. Es haben, dieſelben alle Rechte des Fislus mit Ausnahme des dieſem 
letzteren zuſtehenden Vorzugsrechts beim Konfurfe und Prioritäteverfahren. 
. Die Stempel:, Sportel: und Portofreiheit fteht ihnen in demſelben Umfange wie ber Preu⸗ 
‚ Bilden Bank zu. *p PILRA 
$. 12. Die Bervaltungder Darlehnsfaffen übernimmt für Rechnung des Staats unter 
der oberen Leitung des Finanzminiſters die Preußiſche Bank, jedoch init ſirenger Abſonderung 
von ihren übrigen Geſchäften. Die allgemeine Adminiftration wird in Berlin durch eine beſon⸗ 
dere Banf-Abtheilung unter der Benennung: „Hauptverwaltung bet Darlehnskaſſen“, geführt. 
Außerdem wird für jede Darlehnataffe ein befonderer, von; ihr reffortirender Borftand ernannt, 
wozu aud Mitglieder des Handels: oder Gewerbftandes gehören follen.: "u vn. iin. 
Das; Intereſſe des Staats wird bei jeder Darlehnskaſſe durch einen’ beſonderen, von’ bem 
Finanzminifter zu ernennenden Regierungs: Bevollmächtigten vertreten. ; d. na 
8. 13. Die Eröffnung der Darlehnskaſſen ift nebft dem Namen bes Regierungs-Bevoll— 
eg und ber. Mitglieder des Borftandes durch "das Amtsblatt: zur allgemeinen Kenntniß 
zu bringen, m en een | 2 TL Werra ei ieh 
S. 14 Bon den. Borftandsmitglievern aus dem Handels: oder ‚Gewerbeftande haben ſtets 
je zwei im wöchentlichen Wechſel die Gefhäfte der Darlehnskaſſe zu begleiten. und  befonders 
darüber zu wachen, daß nur zu dem Zwecke der Förderung bes: Handels und Gewerbebetriebes 
Darlehne gegeben und innerhalb dieſes Zweckes alle Intereſſen möglich gleichmäßig berückſich⸗ 
— werben. Wenn dies nad) ihrer Anſicht nicht der Falliſt, muß das Darlehn verwelgert 
en, re get D 101 ie; Eee DI 3 7 ES E59 113 * 
. 15. Der J muß von ſaͤmmtlichen Geſchäften Kenntniß neh⸗ 
men, und hat bei allen Anträgen auf Bewilligung von Darlehnen das Verfagungsredt, 4° 
Die Beſtimmung des Abſchlags von dem Kurſe oder marftgängigen Preife der zu -verpfäns 
benben Papiere, fteht nady Anhörung des Borftandes dem Regierungs-Bevollmächtigien zu. 


- 
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$.,16, Der Zinsertrag der Darlehuskaflen, ſoll nach Abzug. ber - Berwaltngsfofen zur 
Deckung eiwaiger Ausfälle und zur Wiedereinloͤſung der Darlehns⸗ Kaſſenſcheine verwendet, werben. 
8 17. Die zehn Millionen Thaler Darlehns-Kaſſenſcheine werben ‚beftehen. aus; 

Sechs iilionen | in Einthalerſcheinen, und — 

Vier Millionen in Fünfthalerſcheinen. 

Die Darlehns:Kaflenfheine werden von der Hauptverwaltung der Darlehnskaſſen ausgefertigt, 
von ber zur Kontrolle der Ausgabe der Banknoten durch Unſere O. v. 16. Juli 1846. (©. ©. 
S. 264.) ernannten Kommiffion zum Zeichen, daß nicht mehr als der geſetzliche Betrag im Um— 
lauf if, mit, ‚einem ‚Stempel verfehen, und ‚den ‚Darlehnsfaffen nach Verhaͤltuiß des Bedarfs 
übergeben.‘ 

Der Finanzminifter hat den Betrag der umlaufenden Darlehns-Kaffenfdyeine monatlich zur 
ir Kenntniß zu bringen. . 

18. Sobald das Vebürfnig zur Fortdauer einer Darlehnskaſſe nicht mehr befteht, hat 

inan minifter ihre Auflöftung zu verfügen, und öffentlich befanitt zu machen. 
€ le Darleh 118: Kaſſenſcheine ſollen ſpateſtens in drei Jahren wieder eingezogen, und dabei 
4 MH von nicht Weniger als jede Monaten Beftimmmt werben. 

. er einen Darlehn&-Kaffenjhein verfälfcht Oder nachmacht, ober dergleichen pers 
fätfchte, * nachgemachte wiſſentlich verbreiten hilft, ſoll gleich demſenigen beſtraft werden, wel— 
cher — ‚Geld unter landes herrlichen Gepräge gemünzt oder verbreitet hat. 

20. Die Ausführung diefes G. wird dem Finanzminiſter übertragen. 
Yefundtid unter Unferer Hödfteigenhändigen unterſchrift und beigedrucktem Konigl. Inſiegel. 


Gegeben zu Potsdam, d. 15. April 1848. 
(L. 8.) Friedrich Wilhelm, 


Camphauſen. Graf v. Schwerin. v. Auerswald. Bornemann. 
v. Arnim. Hanjemann, v. Reyher. 


ii 4 


\ j 


Allerh. Erl. v. 17. April 1848,, betr. die Bildung des Minifteriums für 
Dan Gewerbe und öffentliche Urbeiten unter einſtweiliger —— des 
Wir] HFkichen 8 jeimen — Dr. v. Patow, fo wie die Feſt⸗ 
thai ellung des Neſſorts des Finanzminifterinme, 


ben Antrag des Sionleimfuißertune * * — was folgt: 
rn “LE But das nad) Meiner O. v. 27, p. M. ** zu bilbenbe. Min iſterium für Hans 


eilung, für Handel, Gewerbe und —— und der Abtheilung für 
ergs, Hütten: und Salinenwefen; 
2) von dem Reſſort des Minifteriums des Innern: bie Gewerbe: und Bau: 
polizei, fo weit diefelbe dieſem Minifterium gegenwärtig zufteht, und * 
— an geſamnite landwirthſchaftliche Polizei, insbeſondere bie obere, Leitu 
DEETIER IT Regulirimgen der gutsherrlich-baͤuerlichen Verhältnife, der, Gemeinhei E 
9 ppeilingen, der Ablö öflingen gutöherrlicher und anderer Neallaften, ber 
Vorfluths- und Fiſcherel Polizeiſachen, aller Anſtalten zur Beförderung der 
Landwirthſchaft, einſchließlich der Konkurrenz bei dem unter der Leitung 
— Baar Ha bed’ Ober-Stallmieifters ftehenden Be Au. der aa ie 
——— techniſchen Lehranſtalten; 
— —— 3) das Voftdepartement ; 
ER») Pie 4) bie — des Handelsamts, welches 36 dem Driiferium ür Handel,, 
—— Gexwerbe und öffentliche Arbeiten einverleibe, während, bie nach der V. v. 
TR, I 7. Juni 1 (G. ©. ©. 148.) dem Handelsrathe zugewiejene Wirkſam⸗ 
N.’ Reit auf, das Staatsminifterium übergehen foll. Die Leitung des neu ge: 
—*8 * En bildeten Minifteriums für Handel, Gewerbe und öffentliche teten will 
— | —— dem — ne Legationsrathe, Dr. dv. Patow, 
“anvertrauen 


at ie; Um das Reffort des Binangminieriums auf eine feinem Zwecke —— Weiſe 
de — will Ich: 
— 1) Die früher damit’ verbunden geweſene, ge aber von einer befons 
deren Abtheilung des Minifteriums. Meines Haufes geführte Berwaltung 
der Domainen und Forſten dem Finanzminiſterium wieder übertragen, und 
2) demfelben das Seehandlungs⸗Inſtitut Malgepehne. ME 


Int 
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Ad beauftrage das Staatsminifteritm, diefe Anordnungen, welche durch die G. ©. befannt 
zu machen find, fofort zut — zu bringen. 
Potsdam, di 17. April I Friedrich Wilhelm. . 
An ‚Somphauf en. 
bas Staatsminifterium. 


Allerh. Ertl. v. 24. April 1848. wegen @iarahenns einer B— 
in den ſolche verlangenden mahl⸗ und ſchlachtſteuerpflichtigen Städten. 


[G. S. 1848. S. 131. No. 2972.] 


Da aus Anlaß ber für die Stadt Berlin unterm 8. Mär; vg, (8. ©. ©. 195, ge: 
ftätteten Erhebung einer zum Beten der Armenfaffe zu verwendenden Steuer von dem in bie 
biefige Refidenz eingehenden Wildpret von Seiten mehrerer qnderen Städte bie Genehmigung 
zur &inführung einer MWildpretfteuer nachgeſucht worden iſt, und ſich im Allgemeinen nichts da⸗ 
gegen zu erinnern findet, daß bei nachgewieſenem Bedürfniß und wenn anderweite Bedenken 
nicht entgegenftehen, den Staͤdten, in weichen dermalen die Mahl: und Schlachtſteuer erhoben 
wird, die Beſteuerung des Wildprets auf ihren Wunſch geſtattet werde; ſo will ich die Miniſter 
des Innern und ber Finanzen hierdurch ermächtigen, den mahl: und olagtpenegfiätigen 
Städten, welde darauf antragen, zu geftatten, auf: 


ein Stud Rothwild eine Steuer von IE RER u \ Rife. — Sgr. 


ein Stück Damnwid . . .... 2⸗— 23 
ein un ee ee ee —⸗ 
ein Reh. * [0 * D ‘ N} * . * * — — — ⸗ 20 
einen Friſchling — ⸗20 =: 


einen Faſan, eine Waldfchnepfe, ein Birfhuhn, Hafelhuhn, eis 
nen Auerhahn oder Trappın . x. 2 2.0. 4, 
“rt -uteinen’ Hafen . —* RE — 
236 ein Rebhuhn, eine wilde. Gans oder iwilbe Cute“ 
zu legen, Dasjenige Milppret, welches von dem zum —2 rät — 5— Hırefänige: An⸗ 
geht, iſt dabei unter den in der Beſtimmung des Art. 3. zu J. des Berträges v. 8. Mai 1841. 
wegen Fortdauer des Zoll: und Handelsvereins (G. ©, ©. 141.) angegebenen Borausjegungen 
von der MWildpreifteuer frei zu lafien. Für die Erhebung biefer Steuer treten biefelben Bor: 
fohriften in Kraft, nach welchen die Erhebimg der Schlachtſteuer erfolgt, auch find dabei bie zum 
Schutz der Schlachtſteuer beſtehenden Strafbeftinnitingen jur Anwendung zu bringen, und es 
wirb danach die Wildpretſteuer auch in den Städten fortbauern können, —2 — in Folge der V. 
v. 4. d. M. die bisherige Mahlſteuer durch eine direkte Abgabe erjepen wollen. Diefe Meine 
Dillensmeinung it durd die ®. ©. befannt zu machen. 
Potsdam, d. 24. April 1848. Friedrich Wilhelm. 

An v. guershal. Hanfemann. 

die Stoateminifte v. Auerswald und San femann. BISHER 


* “ 
eG 


Allerh. Erl. v. — 1848., über die ——— Krmapme —— 
ger Beiträge zur Beitreitung der Staatsbedärfnifie. *) 


IG. S. 1848. ©, 117. Ro. 2963.] 


Kraft: des‘ von dem zweiten Vereinigten Landtage gefaßten —— Beſchluſſes wegen 
Beſchaffung der zum inneren und änferen Schutze des Staats erforberlihen Geldmittel, will 
Ich auf den Antrag des Staatsminifteriums hierdurd) eniehmigeit, daß bie zur Veikreitung des 
Staatsbedarfs eingehenden freiwilligen ‘Beiträge, fo weit foldye in Geltforten, deren Annahme 
in den Staatskaſſen geftattet ift, oder in Gold und Silber bechen, angenonmen werben. Diefe 
Beiträge follen als eine Schuld des Staats, nad dem ©. v, 17, Jan. 1820. durch Schuldver⸗ 
fhreibungen zu zehn, zwanzig, funfzig und hundert Thalern verbrieft und vom erfien Tage bes 
auf die Einzahlung folgenden Monats an, mit jähtlih Fünf. vom Hundert in halbjährlichen 
Raken verzinfet werben. Berechtigt it der Staat zur Rückzahlung zu jeder Zeit nach ſechsmo⸗ 
natlicher Kündigung, verpflichtet dazu erft nach zehn Jahren. Dem Darleiher fteht innerhalb 
diefes Zeitraums zwar nidyt die Kündigung zu, wohl aber die Anrehnung auf eine auferors 
dentliche, nach Verhältniß des Vermögens zu’ erhebende Anleihe oder Steuer für den Fall, daß 
eine ſolche ausgefchrieben werden möchte. Dargeliehenes Bold und Silber: ſoll zur Münze abs 
geliefert und den Ginfendern der volle; Metallwerth, — — ber Umſchmelzungs⸗ und Prä⸗ 
gungsfoften, in — gebracht — 





* 


Vergl G. v. J. Mai 1851. und ah v. 10: Sept: 1851. 


.. 18848. (B. 29: April — 4. Mai.) BE; 


Dieſe Meine Beſtimmung ift durch die G, ©. zu veröffentlichen und durch den Finanzmi⸗ 
niſter, beziehungsweiſe durch die Hauptverwaltung ‚der Staatsfchulden, zur Ausführung zu 


bringen. = i 
Potsdam, d. 25. April 1848. Friedrich Wilhelm. 
An Camphauſen. Hanfemanım 


das 'Staatsminifterium. 
Allerh. Erl. v. 29, April 1848,, betr. die Beglaubigung von Geburten 
und Sterbefällen. 


. [®. ©. 1848, ©. 129. No. 2970.] 


Um bis dahin, daß anderweite, allgemeine gefegliche Ginrichtungen über die Beglaubigung 
von Ehefhließungen, Geburten und Sterbefällen getroffen fein fönnen, die Uebelſtände und Bes 
läftigungen zu befeitigen, welde für die Betheiligten daraus entftehen, daß bie in ber. ®. v 
30: März und dem ©. v. 23. Zuli 1847. vorgefchriebene Beglaubigung von Geburten und 
Sterbefällen nur an dem häufig entfernten Sitze des Gerichts erfolgen kann, beftimme Id Fol⸗ 
gendes: 

. ” Die Obergerichte follen ermächtigt fein, nady vorgängigem Benehmen mit der Regie: 
rung mittelit gemeinfhaftlicer, durch die Amtsblätter zu vVeröffentlihenden Verfügung 
an Orten, wo ſich das Bedürfniß herausftellt, die Aufnehme der nah. $$. 3.,.4 
. und 9, der V. v. 30. März 1847. (©. ©. ©. 125.) und nach $$..10.; 11. imb 
15. des ©. v. 23. Juli 1847. (©. ©. ©. 263.), zum Zwecke der bürgerlihen Be: 
- glaubigung von Geburten und Sterbefällen zu marhenden Anzeigen befiimmten Orts— 
polizei-Behörben oder polizeilihen Beamten mit der Wirfung zu übertragen, daß auf 
den Grund’ ber aufgenommenen und den betreffenden Gerichten einzureichenden Vers 
bandlungen die Cintragung in die vorgefchriebenen Regifter "erfolgen. fann._ Den 
Gerichten bleibf, wenn wegen verzögerter oder umvollftändiger Anzeige irgend eine 
weitere Grmittelung nothwendig wird, dieſe vorbehalten. 2. 
Diefer Mein Befehl ift durch die G. ©. zur öffentlihen Kenntniß zu bringen. 


— 


Potsdam, d. 29. April 1848. Friedrich Wilhelm. 
4 An Bornemann. 
die Staatsminiſter Graf Schwerin, v. Auerswald und 
Bornemann, 


Allerh. Erl, v. 29. April 1848., die —— des Zollgewichts zur 
Erleichterung und Beförderung des Verkehrs auf den Eiſenbahnen betr. 


[G. ©. 1848. ©. 134. No. 2975.] 


Da nad) dem Berichte v. 317 v. M. die Anwendung des in ber V. v. 31. Oft. 1839. 
(8. ©. ©. 325.) vorgefchriebenen Zollgewichts zur Erleichterung und Beförderung des Verkehrs 
auf den Eifenbahnen gereihen wird, fo will Ic dem Antrage gemäß hierdurch beftimmen, daß 
das gebaihte Zollgewicht fortan auch im Gifenbahnverfehr zur Anwendung fommen foll. 

Das Minifterium fir Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten wird ermächtigt, den Zeits 
punkt, mit welchem diefes Gewicht eingeführt werben fell, feitzufegen, rüdfichtlic der Verpflich⸗ 
tung des Publifums, die Frachtbriefe und Deklarationen nad Zollgewicht auszuftellen, den Um: 
fanden angemefjene Ausnahmen zu geftatten und die zur Ausführung bes gegenwärtigen (rs 
laffes ſonſt erforderlichen Borfchriften zu erteilen. . 

Diefer Erlaß ift-durdh die G. ©. befannt zu machen. 

Potsdam, d. 29. April 1848. - Friedbrih Wilhelm. 

An v. Auerswald. v. Patow. 
die Minifterien des Innern und für Handel, Gewerbe und . 
öffentliche Arbeiten. 


Allerh. Ertl; v 24. Mai 1848,, die Annahme nnd Auszahlung kleiner 
Geldbeträge für — — durch Vermittelung der Poft: ’ 
Br 3 Anftalten betr, — 
| [G. ©. 1848. ©. 165. No. 2997.] s — 


Auf den gemeinſchaftlichen Bericht des Finanzminiſteriums und des Miniſteriums für Han- 
del, Gewerbe und öffentliche Arbeiten beſtimme Ich hierdurch, daß die Preußiſchen Poſtanſtalten, 
bei Aufgabe von Briefen oder Briefadrefien, auf Verlangen baare Zahlungen in Beträgen bis 
zu Fünf und Zwanzig Thalern einfcließlih zur Wiederauszahlung an einen beftimmten Gm: 


Gef. ©. f. Verw. B., Bd. U. 18 


— 


74 1848. (2. 29. Mai — 10. Juni) . 


> "pänger im Bereiche des Preußischen Potverwaltungsbezirkes anzunehmen, verpflichtet fein follen. 

Für die richtige Auszahlung diefer- Beträge hat die Poftverwaltung in berfelben Weife Garantie 
zu leiften, wie für die Verfendung von Geldern. Die zur Poflfaffe zu zahlende Gebühr für 
dergleihen Zahlungsleitungen foll einen halben Silbergtofchen für jeden Thaler und für ‚jeden 
Theil eines Thalers betragen. 

Das Minifterium für Handel, Gewerbe und öffentlidye Arbeiten ermädhtige Ich, wegen Aus: 
führung diefer Anordnung das Weitere zu veranlaflen. 

Sansjouci, d. 24. Mai 1848. Friedbrid Wilhelm. 
* An Hanſemann, v. Patow. 
das Finanzminiſterium und das Miniſterium für Handel, Gewerbe 

und öffentliche Arbeiten. 


Allerh. Erl. v. 29. Mai 1848,, betr. die Anwendung der ermäßigten 
Portotare für Krenzbandjendungen mit handichriftlicher Beifügung des 
\ı.. Datums und der Namensunterfchrift. 


[G. ©. 1848. S. 155. No. 2989.] 


Auf den Antrag des Minifteriums für Handel, Gewerbe und öffentlihe Arbeiten, beſtimme 
Ich hierdurch, daß die Ermäßigung des Porto auf den vierten Theil des Briefporto, welder 
nad) $. 14. des Regul. über die Preußifche Portotare v. 18. Dec. 1824. den unter Kreuzband 
verfandten Preis-Kuranten, gedruckten Girfularien und Gmpfehlungsfcreiben zugeftanden ift, bei 
derartigen Sendungen auch dann eintreten fol, weım aufer der Ndreffe das Datum nnd die 
Namensunterfchrift handfchriftlic beigefügt find. - Sonftige fchriftlide Einfhaltungen oder Zu: 
füge Haben die Austaxirung mit dem vollen Briefvorto zur Folge. 

Diefer Erlaß ift durch die G. ©, zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 

Sansfouci, d. 29. Mai 1848, Friedrih Wilhelm. 

An v. Patow. 

das Minifterium für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten, 


Allerh. Erl. dv. 10, Juni 1848. über die Tagegelder und Fuhrkoſten bei 
Dienftreifen der Staatsbeamten. *) 


[®. ©. 1848. ©. 151. No. 2986.] 


Zur Herbeiführung einer Erfparniß im Staatshaushalte und da die V. wegen Vergütung 

der Diäten und Neifekoften für fommiffariiche Gefhäfte in Königl. Dienftangelegenheiten- v. 

28. Juni 1825. (G. ©. ©. 163.) den veränderten Verhältnifien nicht mehr entſpricht, beftimme 

Ich hierdurch für Givilbeamte und diejenigen Militairbeamten, welden ein beftimmter Militair: 
rang nicht beigelegt ift, auf den Antrag des Staaisminifteriums, was folgt; | 
$. 1. 1) Bei Dienftreifen, welche auf Eifenbahnen oder Dampffhiffen gemadt werben fönnen, 
| find an Reifefoften, einfchließlih des Gepädtransports, zu vergüten: | 

—1 


.10 gr. 
b) allen Beamten geringeren Ranges mit Ausſchluß der 
Unterbeamten er A Ar m SR ee 7 Sgr. 6 Bi. 
c) den Unterbeanien . 0 0 0 0 65Sgr. 
., auf bie Meile. 
2) Außerdem ſoll auf die Nebenfoften, welde beim Zugehen zur Gifenbahn und beim 
Abgehen von derfelben vorfommen, für. jedes Zus und Abgehen zufammen eine Ent: 
fhädigung gewährt werben, welche 
für die Beamten unter la. auf 20 Sgr., | 
für die Beamten unter Ib. auf 15. Sgr., und 
für die Unterbeamten (lc.) auf 10 Ser. 
beftimmt wird, 


3) Geht bie Dienftreife eines Beamten der fünf erften Nangklaffen über ben Ort, wo 
berfelbe die Gifenbahn verläßt, mehr als zwei Poftftationen hinaus, ſo kann der Ber 
amte, werner zu ber Meiterceife einen, Wagen auf. dev Eifenbahn mitgenommen 

“ bat, die Koften für den Transport defielben nad den Sägen bes Eifenbahntarifs, 
und außerdem für das Hin- und Zurüdihaffen des Wagens zufammen 1 Rthlr. 
15 Sgr. berechnen. | “ 

4) Hat einer der unter la. genannten Beamten einen Diener auf ber Reife mitgenom: 
men, fo ift er befugt, dafuͤr 5 Sgr. auf die Meile zu liquibiven, 


a) den Beamten ber erjten fünf Rangklaſſen 





*) Bergl. DB. v. 28. Juni 1825. und K. O. v. 30. Juli 1842, 


$ 2. X Bei ee welche nit auf Gifenbahnen zurückgelegt werben — erhalten: 
a) Beamte der erſten, zweiten umd dritten Nangklaffe . 1 Kthlr. 15 Sgr. 
b) Beamte der vierten und — —— .... 1 Rthlr. — Sor 
c) alle übrige Beanlte . . 0. Rtihlr. 15 Set. 
auf eine Meile. 


2) Haben in befonderen Fällen erweislich größere Fuhrfoften, als die vorſtehend be⸗ 


ſtimmten, aufgewendet werden müſſen, ſo ſind dieſelben zu vergüten. 
s 3. D Bei Vergütung der in $$. 1. und 2. beflimmten Säge wird jede angefangene Vier⸗ 
telmeile für eine volle Viertelmeile gerechnet. 


2) Bei Dienſtreiſen von mehr als einer Viertelmeile, aber weniger als einer gang 


Meile find die Neifefoften nad einer vollen Meile zu berechnen, 
3) Füt Gefhäfte außerhalb des MWohnorts in geringerer Entfernung als einer Biertels 
nıeile werben weder Meijefoften noch Diäten gewährt, 
$. 4. Bei Verſetzungen Tonnen verheirathete Beamte, wenn fie auf Reifetoften, nidt aber 
„auf eine Umzugsentſchaͤdigung Anfpruid haben, die Neifekoften in jedem Falle nad) $. 2. lis 
quibiren, 
$. 5. Die durch die V. v. 28. Juni 1825. oder durch fpätere ergänzende Vorſchriften 
befimmten Tagegelder werben bei den Sägen von 2 Rthlr. und weniger a ie a 


het, daß 
2. Rthlr. 15 Sur. ſtatt 2 Rthlr. — Sgr. — 
2 r⸗ 13 1 ” 15 " " u 
1 " 20 ” " 1 ” 10 ” 
1 " 10 ” /r 1 " — — 
1 [7 —— — 20 n 
— ” 20 „ " —ın.:-3B3 . 2: 
— " 15 "n rer, v 10 ” 


zu gewähren find, 
$. 6. Der gegenwärtige Erlaß tritt mit dem 1. Juli c. in Kraft, und werben bie dems 
jelben — ——— Beſtimmungen, insbeſondere auch ber deu Verhaͤltniſſen wicht me ent⸗ 
ſprechende $. 7. der V. v. 28. Juni 1825. außer Anwendung geſetzt. 
"Sansfouci, d. 10. Juni 1848, 
Friedrig a 


A Camphaufen. Hanfemann. 
das Staatsminifterium, 


Allerh. Erl. v. 14. Juni 1848,, betr, die Bewilligung von « Wartegeidern 


an disponible Beante, *) 
[G. ©. 1848. ©. 153. No. 2987.] 


Auf den Bericht des Staatsminifterii v. 12. d. M. erkläre Ich Mid damit einverftanden, 
daß denjenigen Beamten, welche fchon bieher zur Diepofition geftellt worden find, oder mit Rück— 


ſicht auf-bie bevorftehende Umbilbung, der Staatsbehörden vorläufig jur Dispofition zu ftellen 


fein werben, ein Wartegelb fo lange bewilligt werben fol, bis ihnen entweder ein anderes öfs 
fentliches Amt übertragen wird, ober ihre Penfionirung thunlich erfceint. Die Säge dieſes 
Wartegeldes find im Anſchluß an den Erl. v. 25. Mai 1820. berartig zu beflimmen, daß bis: 


ponibel gewordene Beamte, welche 1200 Rthlr. und mehr an jährlihem Gehalte a bie . 


Hälfte ihres Gehaltes als Wartegeld, denjenigen aber, beren Gehalt 
1100 Rtihlr. beträgt, 580 Rihlr. Wartegeld Pe 


1000 " " 560 " " 

. 900 " „ 540 7 — 
800 „ „ 500 „ w 
720 " " 450 ” " 
600 " " 400 7 ” 

R 480  „ Pr 360 — 
360 „ 270 u. — 
336 " " 250 ” " 
300 7) " 225 un " 

“ 26 „ „ 200 „ ” 
264 „ „MD —8 
240 180 " 


204 Rihlt. und u bis 
u 150 „ A 150 Rthlr. Wartegelb 
*) Dergl. Erl. v. 24. Oft, 1848. 
j 18* 


1848. (B. 14. Ian) m 


‘ 


- 
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erhalten. In Fällen, wo die Beſoldungen von vorſtehenden Sägen abweichen, ſoll das Warie⸗ 
geld nad) dem Verhältniß des nächſten höheren Gehaltsfages ermittelt werden. Die geringer als 
mit 150 Rthlr. Beſoldejen mögen das volle Gehalt als Wartegeld behalten; dagegen fell auf 
Befoldungszufchüfle, welche einzelnen Beamten behufs der Nepräfentation in ihren Dienftverhält- 
niffen gegeben find, bei der MWartegelder-Beftinmung nicht Nückficht genommen werben und bad 
Maximum des anrednungsfähigen Gehalts 4000 Rthlr., folglid das Martegeld ben Betrag von 
2000 Rthlr. nicht überfchreiten. Die auf MWartegeld zu feßenden Beamten find in der Wahl 
ihres Wohnorts im Inlande nicht befhränft, jedoch verpflichtet, dort nad ihrer Befähigung mit 
möglichiter Berüdfihtigung ihrer früheren Verhältnifie mäßige Hülfe im Staatsbienfte zu leijten, 
wenn dies gefordert wird. Diefer Erl., welder auf Richter feine Anwendung leiden foll, if 
durch die G. ©. zu veröffentlihen und durd die Departementschefs v. 1. Juli d. I. zur Aus: 
führung 3% bringen. R 
Sandfouci, d. 14. Juni 1848. Friedrich Wilhelm. 

Gamphaufen. v. Auerswald. Bornemann. v. Arnim. Hanjemann. 
An ; Gr. v. Kanitz. v. Patow. J 
das Staatsminifterium. 


l 


Allerh. Erl. v. 25. Juni 1848., betr. das vorläufige Fortbeitehben der 
Ermäßigung der Aſſe AR Aalen a in Beträgen über 
t. 


[®. ©. 1848. ©. 191. No. 3007.] 


Auf den Bericht des Finanzminifterii und des Minifterii für Handel, Gewerbe und öffent: 
lie Arbeiten v. 15. d. M. beftimme Ich hierdurch, daß die in Meiner DO. v. 8. April d. 3. 
vorläufig auf drei Monate bewilligte Ermäßigung der Affefuranggebühr für Geldfendungen in 
Beträgen über 1000 Rtihlr. auf die Hälfte des gefeglidhen Betrages auch ferner, und fo lange 
fortbeſtehen ſoll, als das Bebürfniß dafür vorhanden iſt. Dabei beftimme Ich jedoch, daß bei 
dergleichen Sendungen die Ermäßigung der Aſſekuranzgebühr nur für den, Taufend Thaler 
überfteigenden Theil der deflarirten Summe einzutreten hat, fire bie erften Taufend Thaler aber 
die volle Gebühr zu entrichten ift. Das Minifterium für Handel, Gewerbe und öffentlihe Ar: 
beiten hat die Ausführung diefer durch die ©. ©. zu publizirenden. V. zu bewirken. 

Sansfouci, d. 25. Juni 1848, Friedrid Wilhelm. 

An Hanfemann. v. Batow, 

das Finanzminifterium und das Minifterium für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


Allerh. Erl. v. 10, Juli 1848. — Unterordnung des ſtatiſtiſchen Bü⸗ 
reau's unter dad Miniſterium des Innern. x i 


[G. ©. 1848. ©. 337. No. 3054.] . 


Auf den Bericht des Staatsminifteriuns v. 9. d. M. genehmige Ih, daß das ftatiftifche ‘ 
Büreau dem Minifterium des Innern untergeoronet werde, und beauftrage das Staatsminifte: 
rium, diefen Erl. in Vollzug zu-fegen. | 

Sansſouci, d. 10. Juli 1848. Friedrid Wilhelm — 

v. Auerswald. Hanfemann. Frhr. v. Schredenftein. Milde Märder. 
An Gierke. Kühlwetter. — 
das Staatsminifterium. 


— 


Allerh. Erl. v. 31. Juli 1848,, betr. die Abſchaffung der geheimen Kons 
duitenliften in der Eivilverwaltung. . — 


[IG. ©. 1848. ©. 200. No. 3013.] 


Auf den Bericht des Staatsminifteriums v. 14. Juli c. erfläre Ih Mid damit einverftan: 
ben, daß die feither ftattgefundenen geheimen Konduitenliften in der Givilverwaltung abgefchafft 
werden, Das Staatsminifterium hat biefen Meinen Erl., welder in die G. ©. aufjunehmen 
if, zur Ausführung zu bringen. 

Sansſouci, d. 31. Juli 1848. Friedrich Wilhelm. - 

— v. Auerswald. Hanfemann. Frhr. v. Schredenftein. Milde Märder. 

Gierfe. Kühlwetter. 
A Für den Minifter der geiftlichen ıc. Angelegenheiten. 

An v. Ladenberg. \ 
das Staatsminifterium. 





* 
J 
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Allerb. Erl, v. 414. Aug. 3848,, betr. die Aufhebung der bisherigen © —* 
anthe le bei den Befoldungen und die Werpflichtung zur eventnellen 
nahme von Gold bei denfelben. 


IG. ©. 1848. ©. 227. Ne. 3024.] 


Auf den Antrag des Staatsminifteriums v. 4, d. M. beftimme Ich, daß bie feitherige Ein- 
rihtung, wonach einzelnen Beamten der 5te Theil ihrer Befoldungen in Gold gegen Entrich— 
tung theild gar feines, theils eines Agio von 10 Prozent gezahlt worden ift, aufhören foll, 
bergeftalt, daß v. 1. Ott. d. I. an die Defoldungen ſaͤmmtlicher Stantsbiener, fowohl im Mis 
litair als im Civil, lediglih nad) dem Nennwerthe in Kurant berichtigt werden. Dagegen fol: 
fen alle Beamten verpflichtet fein; erforderliben Falls den 5ten Theil ihrer Befoldungen in 
Gold, den Friedrihsd’or zu 5% Rihlr. gerechnet, anzunehmen. Zugleich beauftrage Ich das 
Staatsminifterium, dieſen Erl. in Vollzug zu ſetzen. 

Sansſouci, d. 11. Aug. 1848. 

(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Auerswalb. Hanjemann, Frhr. v. Schredenftein. -Milde, Märder. 
Gierke. Kühlwetter, = 
Für den Minifter der geiftlihen ıc. Angelegenheiten: 
An v. Ladenberg. 
das Staatsminiſterium. · 


erh. Erl. v. 11. Aug. 1848,, betr; die Trennung der Leitung des Ges _ 
ftütwefens von dem Dber: Maritallamte und deren Mebertragung an das 
Minifterium für die gen Angelegenheiten. 


[. ©. 1848. ©. 228. No. 3025.] 


Im Birfolg Meines Erl. v. 17. April 2. I. beftimme Ich, daß die Leitung des Geſtůt⸗ 
weſens von dem Ober-Marſtallamt getrennt und dem Miniſterium fir die landwirthſchaftlichen 
Angelegenheiten übertragen werde. 

* Das Staatsminifterinm Hat zur Ausführung biefer gleichfalls durch die G. ©. zu veröfs 
fentlihenden Anordnung bas Weitere zu verfügen. 

Sansfond, den 11. Aug. 1848. 

Friedrich Wilhelm. 
v. Auerswald. Hanfemann. Frhr. v. Schredenftein. Milde, Märder. 
Gierke. Kühlwetter. . 
— Für den Minifter der geiftlichen ꝛc. Angelegenheiten: 

An v. Ladenberg. 
das Staateminifterium. 

Allerh, Ent. v 25. Ang. 1848,, betr, Die Aufhebung des — 
‚m zwanges für refommandirte Briefe. 
ee [8 S. 1848. ©. 256. No, 3033.) 0 

Auf. Are Ag v..19. Aug. d. 3. genehmige Ich, daß ber in $. 20. des Bortofars 
die. v. 18., Dez. 1824. porgeſchriebene Frankirungsezwang bei Abjendung tefommandirter 
na v, J. Olt. 1848. ab aufgehoben wird. Sie haben das arena Grtaräerlläe, au vers _ 
anlaſſen. 

Br v. Br Aug. 1848, 


2 


A muen 
den Me ir. — ‚Gewerbe und öffentliche Arbeiten, nie 


— die Anlage von Dampfkeſſeln betr, V. 6. Sept. 1848, 
nr 2 j 18. ©. 1848. ©. 331. No. 3053.] 


Unter Aufpedung der, zur Vollziehung der Allerh. 8. O. v. 4. Jan. 1331., die Anlage 
und den Gebraud, der Dampfmafcinen betr., ergangenen Inſtr. v. 21. Mai 1835. und. des 
Regul. v. 6. Mai 1838. (G. S. 1838. S. 262:) wird, mit Bezug ‚auf die Allah. 8. D. v. 
1.: Sau, 1831, und v. 27, Sept, 1837. (©. ©. 1831. S. 243. 1837. ©. 146,) und auf bie 
$$:,27, und: 37. der Allgem. Gewerbeorbn,.v. 17. Jan. ‚1846: (G: ©. 1845: ©. 46. und 
48.), für die Anlage von Dampffefleln, ‘es mögen folde zum Mafchinenbetrieb ober: zu andern < 
Binnen, ‚dienen, das nachfolgende anderweite Regulativ erlaffen. 

$. 1. ‚ Dem Antrage- auf Ertheilung der Genehmigung zur Anlage eines Dampfteffels 


* 


- * 


f = 
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-gen und Befchreiönngen in doppelter Ausfertigung beizufügen: 
I. Wenn die Anlegung eines. feitftehenden Dampfkeſſels beabfichtigt wirb: 
1) ein Situationsplan, welcher die zunächſt an ben Ort ber Aufftellung ftoßenden Grund: 
ſtücke umfaßt, und im eimem bie hinreichende Deutlichfeit gewährenden Maapitabe 
aufgetragen if. — 

2) der Bauriß, wie er von dem Erbauer wegen Angabe ber erforderlichen Raͤume ge: 
liefert wird, aus welchem fi) der Standpunft der Mafchine und des Kefiels, der 
Standpunft umd die Höhe des Schornfteins und die Lage ber Feuer- und Rauchröh— 
ven gegen die benadbarten Grundftüde deutlich ergeben muß; hierzu kann ben Um: 
ftänden nad ein einfacher Grundriß und eine Längenanfiht oder ein Durchſchnitt 

enügen; " 

* Zeichnung des Keſſels in einfachen Linien, aus welcher die Größe der vom Feuer 
berührten Flaͤche zu berechnen und; die Höhe des Waſſerſtandes über den Feuerzügen 
u erfehen iſt; 

4) J — —A in welcher bie Dimenſionen des Keſſels, die Stärke und Beſchaf— 
fenheit des Materials, die Art der Zuſammenſetzung, die Dimenſion der Ventile und 
deren Belaflung fowie die Einrichtung der Speifevorrichtung und der Feuerung genau 

angegeben find. j 
# Die fchriftliche Angabe über die Kraft der Dampfmafcine, ob fie eine Hod: 
druck-⸗ oder Kondenfationemafchine fei, und welde Arbeit fie betreiben foll, genügt 
hiernach, ohne weiteres Eingehen in ihre Konfteuftion durch Zeichnungen, " 
Der Beibringung von Nivellementsplänen bedarf es nur dann, wenn biefelbe 
5 zum ge der Wahrnehmung allgemeiner polizeiliher Müdfihten, 3. B, wegen bes 

Abflufes des Fondenfirten Waſſers, der Anlage von Wafferbehältern, Gifternen u. ſ. w. 

von ber Negierung verlangt wird. 

1. Wenn die Anlegung eines Schiffsdampfkeſſels oder eines Lokomotivkeſſels beabfidtigt 


(Algen. Gewerbeordu. :$. 28.) find nachſtehend genannte, zur Erlaͤuterung erforderliche Zeichnun⸗ 


3 


— 


wird: 
eine Zeihnung und Befchreibnng, wie vorftchend unter No. 3. und 4. angegeben. 
Bon den eingereichten Zeichnungen und Beihreibungen wird, nad Ertheilung 
ber Genehmigung zur Anlage, ein Gremplar dem Antragfteller zu feiner Legitimation 
beglaubigt zurücgegeben, das andere aber bei der Polizeiöbrigfeit aufbewahrt, 

8. 2. Die Prüfung der Zuläffigfeit der Anlage erfolgt nad Maafgabe der Beitimmungen 
in den $$. 29— 32. der Allgemeinen Gewerbeorbnung vom 17. Januar 1845. Insbefondere 
find, im allgemeinen polizeilihen Intereſſe, nachfolgende Vorfchriften zu beachten, deren genaue 
Befolgung vor Ertheilung der Genehmigung zur Benugung des Dampfkeſſels (Allerhöchſte Ka: 
binetsorber v. 1. Januar 1831. No. 4. und 5.) durch einen fahverftändigen Beamten zu be: 
ſcheinigen ift. nn 

$. 3. Unterhalb folder Räume, in welden fi Menfhen aufzuhalten pflegen, bürfen 
Danpfleffel, deren vom feuer berührte Fläche mehr als fünfzig Quadratfuß beträgt, nicht auf: 
geftellt werben. Je 

Innerhalb folher Räume, in welden ſich Menfhen aufzuhalten pflegen, bürfen Dampf: 
feffel von mehr als fünfzig Duadratfuß fenerberührter Fläche nur in dem Falle aufgeflellt wers 
den, wenn diefe Räume (Arbeitsfäle oder Werkſtellen) fid in einzeln ftehenden Gebäuden befin: 
ben, umd eine verhältnißmäßig bedeutende Grundfläche und Höhe befigen. I... 

$. 4. Dampfkeſſel, welde nicht in oder unter Raͤumen aufgeftellt werden follen, in welchen 
ſich Menſchen aufhalten, müflen, wenn ihre Entfernung von Nahbargebäuden nicht mehr als 
zehn Fuß betragen foll, von diefen Gebäuden durch eine Mauer getrennt werben, welche eine 
Stärfe von zwei Fuß, eine Höhe von brei Fuß über dem höchſten Dampfraum bes Keffels und 
eine der Länge des Rauchgemäuers bes Keffels gleiche Ränge erhalten muß. 

$. 5. Zwiſchen demjenigen Mauerwerk, weldyes den Feuerraum und die Feuerzüge bes 
Dampffeffels einſchließt (Rauchgemäuer) und den daflelbe umgebenden Wänden muß ein Zwi— 
fhenraum von mindeftens drei Zellen verbleiben, welcher oben abgedeckt und an den Enden bis 
auf die nöthigen Auftöffnungen verſchloſſen werden kann. n 

$. 6. Die durd oder um einen Dampffeffel gelegten. Fenerzüge müſſen an ihrer höchſten 
Stelle mindeftens vier Zoll unter dem im: Dampffeffel -feitgefegten MWaflerfpiegel liegen. Bei 
Dampfſchiffskeſſeln von mehr als vier bis ſechs Fuß Breite muß die Höhe des MWaflerfpiegels 
über den höchſten Keuerzügen mindeitens ſechs Zoll, bei folhen von. mehr als fehs bis acht Fuß 
Breite adıt Boll, und bei folhen von mehr als acht Fuß Breite mindeftens zehn-Zoll betragen. 

$. 7. . Die Feuerung feftttehender Dampfkeſſel ift in folhen Berhältniffen anzuordnen, daß 
ber Rauch jo vollfommen als möglich verzehrt oder durch den Schornftein abgeführt werbe, ohne 
bie benachbarten Gtundbefiger erheblich zu beläftigen, Es find zu dem Ende die nachfolgenden 
Borfhriften zu beobachten: 


1) Die Scornfteinröhre zum Abführen des Rauches kann ſowohl maffiv als in Gifen | 


ausgeführt werben. 





1 
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a) Im erfleren Kalle kann die Röhre in den Wändem eines Gebäudes eingebuis 
den fein, oder ganz frei ohne Verband mit den Wänden innerhalb oder außer: 
halb des Gebäudes aufgeführt werden; die Wangen müſſen aber eine ber 
Lage und Höhe der Schornfteinröhren angemeflene Stärfe befommen. 
Sm zweiten Falle muß um die Nöhre, infofern die Aufftellung innerhalb ei> 
nes Gebäudes und in ber Nähe fenerfangender Gegenftände erfolgt, eine Ver⸗ 
fleidung von Materfteinen bis zur Höhe des Dadyforftes, in einer der Höhe 
angemeflenen Stärke, aufgeführt, und eine Luftſchicht von mindeftens drei Zoll 
zwifchen der Röhre und ihrer Umfaffung belaffen werben. 
In beiden Fällen müſſen bei der Ausführung innerhalb eines Gebäudes Holzs 
wert oder feuerfangende Gegenftände mindeftens fechs Zoll weit von den äußerſten 
Wänden der Schornfleinröhre entfernt bleiben und mit Eiſenblech bedeckt werben. 

2) Die Weite der Scyornfteinröhre bleibt der Beftimmung des Unternehmers überlaffen, 
bergeftalt, daß die für ſonſtige Feuerungs-Anlagen Hinſichtlich der Weite der Schorn⸗ 
ſteinröhren geltenden Vorſchriften nicht zur Anwendung kommen.“ 

3) Die Höhe der Schornfteinröhre BI ebenfalls der Beſtimmung bes Unternehmers 

2 überlaffen, und ift nöthigenfall® von der Megierung auf Grund der Vorfchrift im 
8. 32. der allgemeinen Gewerbeordnung vom 17. Januar 1845. dergeftalt- feftzufegen, 
daß die benachbarten Grundbeſitzer durch Rauch, Nuß u. f. w. feine erheblichen Be⸗ 
laäſtigungen oder Beihäbigungen, erleiden. Treten dergleichen Beläftigungen ober 
Beihädigungen nachdem der Dampffeflel in Betrieb geſetzt worden ift, dennoch herz 
vor, fo ift der Unternehmer zur nachträglichen Befeitigung derfelben, fei es durch Er- 
höhung der Schornfteinröhre, fei es auf anderem Wege, verpflichtet. 
Auf Damprfthiffsfefiel und Lofomotivfeflel finden diefe Beftimmungen feine Anwendung. 
$. 8. Jeder Dampffeffel muß mit mehr als einer ber beiten befannten Vorrichtungen zur 
jebergeitigen zuverläffigen Erkennung ber im $. 6. vorgefchriebenen Waflerftandshöhe im Innern 
beffelben, wie z. B. mit gläfernen Waflerftandsröhten oder Scheiben, -mit Probirhähnen oder 
Schwimmern u. f. w. verfehen fein. , 
$. 9. Jeder Dampffeffel muß mit guten und zuverläffigen Vorrichtungen zu feiner Spei- 
füng verfehen fein. 

8. 10. Auf jedem Dampfkeſſel müflen ein ober mehrere zweckmäßig ausgeführte Sicher⸗ 
heitsventile angebracht fein, welche nady Abzug der Stiele und ber zur Führung derfelben etwa 
vorhandenen Stege für jeden Duadratfuß der gefanımten vom Feuer berüßtten Fläche überhaupt 
mindeftens bie nachftehend beftimmte freie, zur Abführung ber Dämpfe dienende Deffnung ha— 
ben, nämlich bei einem Ueberfhuß der Dampfipannung über ben Druck der äußeren Atmofphärevon : 


b 


— 


„f mehr als 







1414111124—232033 > Atmoſphären. 
—vbis | Bis | His | bis | bis bis bie | bis bis | bie | bis 
la 12183 | 3 


1,0 |7,0 15,3 |4,3 136 3,2 2, |25 2,2120 11,85] 17 |. Deinie freie Oeffnung. 








Wenn mehrere Kefiel einen gemeinfhaftliden Dampfraum- haben, von welchem fie nicht 
einzeln abgefperrt werden fünnen, jo genügt e&, wenn barauf im Ganzen mindeitens zwei bers 
gtelhen Ventile angebradht find. \ E 
Die Bentile müffen gut bearbeitet und fo eingerichtet fein, daß fie zwar beliebig geöffnet, 
aber nit. mehr belaftet werden können, als die vorgefhriebene Spaunung der, Dämpfe erfordert. 

Für das Ventil und den Belatungshebel muß eine Führung angebract,. und, bei befchränfs 
tem Dampfraum im Keflel eine Vorrichtung getroffen werben, durch weldhe beim Erheben bes 
Dentild das Ausiprigen des Keſſelwaſſers durch die Definung verhindert wird. 

Dampfſchiffskeſſel müſſen mindeftens zwei Sicdyerheitsventile erhalten und ‚es muß bem einen 
berfelben auf dem Verdeck eine foldhe Stellung gegeben werden, daß die vorgefhriebene Belaftung 
mit Leichtigkeit unterfucht werden fann. ’ 

$. 11. An jedem Dampffefiel oder, an den Dampfleitungsröhren muß. eine Vorrihtung 
angebracht fein, welde den Statt findenden Druck der Dämpfe zuverläffig angiebt... Wenn meh— 
rere Dampffefiel einen gemeinfhaftlihen Dampfraum haben, fo genügt. es, wenn bie. Vorrich— 
tung an einem Keflel oder an dem gemeinfchaftlihen Dampfraum angebradt ift. F 

An Dampfſchiffskeſſeln muͤſſen zwei ſolche Vorrichtungen angebracht werden, von denen ſich 
bie eine im Maſchinenraum zur Beurtheilung der Pisten An durch den Wärter, die zweite 
+ 
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an ‚einer gegen Beihäbigung geficherten ‚Stelle auf dem Verdeck für bie bafelbft ſich aufhalten: 
den Perſonen befindet. 

An. Lofomotivfefjeln ift eine ſolche Vorrichtung in dem Falle nidyt erforderlidh, wenn bas 
Sicherheitsventil mit einer Federwaage verjehen iſt und ſich im Bereich, des Lofomotivführers 
befindet. 

$. 12. Die Berwendung von Meffingbleh und Gußeifen zu den Wandungen der Dampf; 
keſſel ift unterfagt; es ijt jedoch geftattet, ſich des Mefiingblehs zu Feuerröhren bis zu einem 
inneren Durchmeſſer von vier Zollen und des Gußeiſens zu Sieberöhren bis zu einem inneren 
Durchmeſſer von achtzehn Zollen zu bedienen. - 

$. 13. Um die Dampffeffel gegen das Zerreißen und Zerfpringen durch. den Dampfdruck 
zu fihern, muß jur Fertigung deffelben nur gutes Material verwendet werben. Der Verfertiger 

‚des Keffels ift in diefer- Beziehung, ſowie für die Zwedmäßigfeit ber Konftruftion, verantiwort: 
lid; außerdem wird über die Stärke bes Materials und bie Prüfung deſſelben Folgendes 
beflimmt: j 

1. Bei Dampffeffeln von cylindrifcher Form müfen die Wände des Keſſels, fowie ber 
Siebe: und Feuerröhren, an ihren ſchwächſten ellen folgende Stärken haben, nämlich: 

A. diejenigen Theile des Dampffeifels, weldhe den Drud ber Dümpfe auf ihrer inneren 
Oberfläche zu erleiden haben: 30% 

a) wenn das verwendete Material aus gewalztem ober gehämmertem Gifen, oder 
aus Kupferblech befteht, die aus der beigefügten Tabelle A. gu entnehmende 
Mandftärfe; 

b) Sieberöhren ans Gußeifen eine an allen Stellen-gleid, große, aus ber beis 
gefügten Tabelle B. zu entnehmende Wanpitärfe; 

B. die duch den Dampffefiel gehenden cylindrifchen Feuer: und Naucföhren, welche den 
Drud der Dämpfe auf ihser äußeren Oberfläche zu erleiden haben: De 

a) wenn biefelben aus gewalztem oder gehämmertem Eiſenblech beftehen, bie aus 
ber beigefügten Tabelle C. zu eninehmende Wanpftärfe; 

b) cylindrifche Feuerröhren aus Meffingbled, die aus der beigefügten Tabelle D. 
zu entnehmende Wandflärfe. 

Dei Dampffeffeln von anderer als cnlindrifcher Yoru bleibt die Beſtimmung ber Stärfe 
dem Verfertiger des Keflels überlaffen. Derfelbe hat dafür zu forgen, daß die MWandflärfe des 
Kefiels, beziehungsmweife des Feuerkaſtens, mit Rückſicht auf die etwa vorhandene Verankerung 
durch Stehbolgen, dem beabfidhtigten Dampfdruck entfpredend, beftimmt werbe. 
„ IL Jeder Dampfkefjel muß ferner nad Verſchluß fänmtlicher Deffnungen und Belaftung 
ber Sicherheits: Bentile mit dem anderthalbfahen Betrage des dem Drud der beabfihtigten 
Dampfipannung entfpredenden Gewichts, mittelſt einer Drudpumpe mit Waffer geprüft werden. 
* Keſſelwände und bie Wände der Feuerzüge müſſen dieſer Prüfung widerſtehen, ohne eine 
Veränderung ihrer Form zu zeigen. 

= $. 14. Iſt der Antrag auf Ertheilung der Genehmigung der Nnlage eines Dampfkeſſels 
($. 1.), nadı Maafgabe der vorftehenden Beflimmungen für zuläffig zu erachten, fo wird, wenn 
die Anlage eines fehtepenben Dampffefiels beabfihtigt wird, das weitere Verfahren nad) Wor: 
fhrift der $$. 29—33 der allgemeinen Gewerbe:D. v. 17. Jan. 1845. eingeleitet, 
— Die in der Allerh. K. O. v. J. Jan. 1831. unter 4. vorgeſchriebene Unterſuchung 
mu 
— MHaauf die vorſchriftsmäßige Konſtruktion-des Dampffeſſels, — — * — 
2) auf die gehörige Ausführfing der ſonſtigen, in dieſem Regulativ enthaltenen oder auf 
— des $. 32. der Gewerbe-O. v. 17. Jan. 1845. getroffenen Beſtimmungen 
erftredden.. _ _ 


_ "Die Unterfuchuug des Keſſels muß vor beffen Aufftellung erfolgen, und kann in der Fa: 


brif, wo derſelbe verfertigt worden, oder an dem Orte nefchehen, wo er aufgeftellt werben folf, 
Die Unterſuchung über die Ausführung der fonftigen Beſtimmungen wird nad Aufſtellung 
des Dampffeflels vorgenommen. 
Beide Unterfuchungen werben fpäteftens drei Tage nach gefchehener Anzeige von ber’ erfölg:- 
teit Vollendung oder Anftınft des Keſſels am Beſtimmungsort, beziehungsweiſe von der gefcher 
henen Anfftellung beffelben angefteflt und es werben die hierüber zu ertheilenden Befcheinigun: 
gen fpäteftens in drei Tagen nad) der veranftalteten Unterfuchung ausgefertigt, 
$. 16. Sollen Dampffeffel, welche ſich bereits im Gange befanden, als die Allerh. K. D. 
v. 1. Jan. 1831. Gefegesfraft erhielt, ober welche zwar erft fpäter aufgeftellt, vor ihrer Be— 
nugung aber nah Maaßgabe der zur Zeit ihrer Anfftellung beftehenden Vorſchriften "geprüft 
worden find, an einem anderen Drte benugt werben, fo kann eine Abänderung ihrer Konftruf: 
tion nicht gefordert werben. In allen anderen Beziehungen find jedoch im diefen Fallen die in 
dem gegenwärtigen Regul. getroffenen Beſtimmungen zu beobachten. Ps 
Berlin; d. 6. Sept: 1848. 
Der Minifter für Handel, Gewerbe und, öffentliche Arbeiten.  ' 
u. Im Aufträge v. Bommer Ein 
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“Zabelle B. 


der erforberlihen Wandſtaͤrke zylindriſcher Siederöhren aus Gußeif en, welche den-Drud der Dämpfe guf ihrer innern, Oberfläche zu erleiden Haben. 
(Nach der Formel e=%d. (bO0l.n — 1) + + beredinet, im welcher die Buchftaben e, d, n und b bie bei ber Tabelle A. angegeberte Bedeutung haben.) 
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J 
J 


Wandſtärken für nachſtehende Atmofpärenpreffungen "über; dem äußeren euftdruck. 





1 
34. 


3, 


4. 


4: 


Zoll. | Zoll. | Zoll. | Sol. | Bolt. } Zoll. | Zoff. ! Zoll, | 30W. | Zoll. | Zelt. | Zoll. | Zolt. | Zoll. 


1 
0,333: 0,335| 0,337 0,338 0 

333] 337| 340) 343 
333 338] 343] ı 348 
333 340 347| 353 
333 342] 350) 358 
333| 343) 353) 363 
333| 345] '357| 36 
333. 347| 3601 374 
333| 3418| 363] 379 
333| 350 367 383 
333| 352) 370) 389 
333| 353| 373) ' 394] 
333] 355 377]: 399 
333| 357) 380) 404 
333| 358) 384] 409 
333| 360 387) 414 
333| 362) 390) 419 
333) 363) 394424 





nr 





3. 


— 


5;- 


340 0,342! 0,343| 0,345| 0,347| 0,349| 0,350) 0,352) 0,354! 0,355' 0,357! 0,359) 0,361 
347) 350 354) 357) 360 364| 367) 371) 374| 378) 381) 3851 388 
35311359 | 364] 369] 374| 3791 384 389) 395| 4001 405 410)! 416 
3601 367): 374) 381] 3871 394| 4061! 408 415) 422) 429 436 443 
3671-375 384] 392] 401) 409 418 Aa7l' 4351 444 453 4 470 
374) 384 394) 404 ATal 4235| 435) 445| 4561 4661 477): 4897| 498 
3850| 392 404 4161 428! 4401 452) 464 476 488 501 5131 5235 
387! 40N 414 428] 441) 455) 469) 483’ 497) 510 524 538 552 
394) 400 424 4401 455) 470) 486 501 517) 533 564| 580 
4001 417 434) 451) 1468| 486 503) 520) 537) 5551 572) 590 607 
407) 4261 444) 463) A482 501) 520 5391 5581 577! 596 615 635 
414) 434° 455) 475) 495 516 7 557) 5781 5991 620) 641! 662 
421° 443° 4651 487) 309) 5311 554 57617.5991 6211 644 6671| 689 
427 451 - 4751 499 523 5471 5711 5951 619 643) 6686 717 
434 459) 485) 510) 5361 562) 5881 613) 639) - 665) 692 TIı8l 744 
441) 468) 495) 522] 5501 577) 604l 632] 660 6858| 716 74 772 
447! 476) 5051 534 563) 592! 621) 651) 680) 710 739 7 799 
454) 485] 515) 546) 577) 607) 638669 701) 7327 795 8 


- 


5%, 


7 


— — — 


ri 


Ä Ä | 62. | 6%. 
Zoll. Bolt.) Zoll. | Boll. } Zoll. | Zott. Soll.Soll. 


— 


1 


0,3621 0,364 0,366 0,368! 0,370 


392 
421 
450 
479 
508 
537 
567 
596 
625 
654 
683 
12 
741 


Tu 


800 
829 
s58 


395) 
426) 
457 
488 
519 
550 
581 
612 
643 
673 
704 
735 
766 
797 
828 
859 
890 


399 
431 


464) 


497 
529 
562 
595 
628 
660 
693 
726 
758 
79] 
524 


556 


889 


922] 


402| 406 
437| 442 
471. 478 
506| 515 
5401 551 
5751 587 
609| 623 
644 660 
6781 696 ' 
712) 732 
747\. 768 
781 805 
sı6 841 
850 877 
8835| 913 
919 950 
954 986 
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der erforderlichen Wandſtärken linie Feuerröhren aus Meſſing, welche bei Möhrenfefieln ben Drud der Dämpfe auf‘ ner äußern Öberfläch zu erleis 
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Zoll, 
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Zoff, Zoll. Zolk; zo Bell. Zol 


1 k 


Ja und ber ftärfiten Einwirkung des Kenerd ‚atsgefegt find. 
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d va 0,07 bereit; e,.dundn haben die Bet Tabelle x. “angegebene Beratung.) 
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%' 5% 6%. 
Zoll. | Zou. 3of.| Ze! Zoll. Bott 3er. = Zoll. Bel Zul} goll⸗ 








— — 


— —— 


(Soll. 


0,077 0,079 0,080 0,081 0,082 0.083 0.083 | 0,084 0,084 0,085 0,085 0,086 0,086 0,087 0,087 0,087! 0,088 0.088 0.089 0,089 0.089 


0850| 083} 0851 087 
084| 0897 092 
087) 092| 095 098 
091) 096i 100} 103 
094) 101) 105) 109 
098) 105) 110 4 
x 13 

4 5*— — 

I (. ! 2 











089 091! 092) 092! 093 '094| 095| 0961 096 097! 0d7| 098’ 0981099 
D8 097 0985| 099| 1001| 101 1 —1 1604| 105| 1061 1060 107 108 108 
101! 103} 105 106 107 109 IIVI 1193| 114 115) 115] LII7q 
108| 1101| 112| n13| 1151 116 119} m 1217 122! 123] 125 126 126 -127 
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1SAS. 8. 21. Sept. A. Okt.) . 285 


Allerh. Erl. v. 21. Sept, 1848,, betr. die Abänderung mehrerer Beftim: 
mungen des Portoregul, v. 18, Dez. 1824. 


[®. ©. 1848. © 3133. No. 3050.] 


Auf Ihren gemeinſchaftlichen Antrag v. 3. Sept. d. J. verordne Ich hiermit, bad bie in. 
ven 87,8, 9. und10: des Portoreguf. v. 18. Dec. 1824.-für Reit⸗ und-Schnellpoiten- 
vorgefchriebene Tarbeftimmungen vom 1. Oft. d. 3. an aufgehoben. werden und auf ſämmtliche 
Brief: und Schriftenfendungen die im $. 11. deſſelben Regul. vorgefchriebene Gewichtspro— 
greffion Anwendung finden fol. Ich beauftrage Sie, den Minifter für Handel, Gewerbe und 
öffentliche Arbeiten, für die Ausführung dieſer V., welche durch die &. ©. zu publiziren iſt, 
Sorge zu tragen. | . 

Sansfouci, d, 21. Sept. 1848. Friedrih Wilhelm. 
Mai I. 20. Hanfemann. Milbe. r 
den Finanzminiftee Hanfemann und den Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Ar— 

beiten, Milde. 


Allerh. Erl. v. 3. Dt. 1848., betr. die Entbindung des Mrinifteriums des 
Königlichen Hanfes von der et der Thronlehns- und Standes: 
i achen. | 


[®. ©. 1848. ©. 269. No. 3038.] 7 a 


Auf den Antrag des Staatsminifteriums v. 2. d. M. will Ic das Minifterium Meines 
Haufes von. der Bearbeitung der bisher zum Reſſort deſſelben gehörig geweſenen Staatsangele- 
genheiten, naämlich der Thronlehne und Standesfadyen, hierdurch entbinden und ſolche, ven Mi: 
nifterien- der. Zuftig und des Innern gemeinfhaftlic, übertragen. t 
, Diefer Mein Erlaß ift durd) ‚die G. ©. zu veröffentliden. 

ESans ſouci, d. 3. Dit. 1848. t | 


’ 


tL. S.) 20 Friedrich Wilhelm. 
v. Pfuel: Eichmann. v, Bonin. Kiefer: Gr, u Dönpoff. 
4 Für den Minifter der geiftlihen ıc. Angelegenheiten: iN?; 
An — v. Ladenberg. 4 
das Staateminiſterium. ia En 2 


Aleth. Erl. v. 24. Oft. 1848, wegen einer Modifikation der V. v. 14. 
Juni 1848., betr. die Bewilligung —* Wartegeldern an disyonible 
a | ai 12 | a8 


[®: ©. 1848. ©. 338. No. 3055] 1. | 


„Auf den Bericht des Staateminifteriums v. 23, d. M. erkläre Ich Mich mit ber für nö- 
thig erfannten Modifikation der in Meiner V. v. 14. Juni d. 3. (G ©. S. 153.) enthalte⸗ 
nen, Beftimmung, wonach von den dafeldft nicht aufgeführten Beſoldungen bas'Martegeld an - 
disponible Beainte nad dem Berhältniß bes nächften höheren a etmittelt werden foll, 
einverſtanden. Ich genehmige daher die zu diefem Zweck: aufgeftellte, hier beiliegende Nachwei⸗ 
ſung der bis zu dem Gehaltefage von 1200 Rihlr. zu bewilligenden Wattegelder, mit der Mäp- 
- gabe, daß na Analogie der für die Feſtſetzung von Penſionen beftehenden Beſtimmung bei Be- 
rechnung ſaͤmmtlicher Wartegelder die Jahresbeiträge derfelben auf volle Thaler abgerundet wer⸗ 
den, wie dies bei Feſtſetzung der in der obigen Nachweiſung fveziell berechneten Wartegelder- 
bettäge bereits. gefchehen ift. 8 ift diefer Erlaß nebſt der Nahweifung duch die G. S, zu 


’ La 


verd entlichen.. 


ESansſouci, d. 24. Okt. 1848. ' d | Friedrich Wilhelm. 210 
J r 59 Pfuel. Gichmann. v. Bonin Kisker. Gr. Doͤnhoff. 


Für den Miniſter der geiſtlichen ze. Angelegenheiten: 
in Mn v. Labenberg m 

das Staatöminifterin. j. J 

—24 
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Nachweiſungg 
— der | 
ben disponibel gewordenen Beamten bis zu 1200 Thaler Gehalt zu bewilligenden 
Wartegelder. 












Von se | Don | beträgt Bon. | beträgt 















Bon 
einem einem das einem das einem : einem das 
Gehalte Gehalte | Warte: | Gehalte | Warter | Gehalte Gehalte | Warte 
von von gelb. von von | geld.. 








Rıblr. Rtblr. 





Rthlr. 





2/. des 
Gehalte. 
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Don | beträgt | Don | beträgt | Bon, beträgt | Bon beträgt 


einem |: das einen das einen das H- einem das 
Gehalte | Warte | Gehalte | Wartex | Gehalte | Wartex | Gehalte | Warte: 
von geld. J von geld. von geld. J. von geld. 


Rtblr. 








Rtbir. Rthlr. 





Rbtr. Rtihlt. | Rtkte. 


737 485 792 498 
738 485 793 499 
739 485 794 499 
740 485 795 499 
741 486 796 499 
742 486 797 500 
743 4861 798 500 
744 486 799 500 
745 487 800 500 
746 ‚487 801 501 
7147 | 487 | 802 501 
748 487 | 803 502 
749 488 1 804 502 
750 488 | 805 502 
751 |. 488 806 503 
792 488 :| 807 503° 


sıa I ss | 536 I 943 | 500 I 098 | 500 - 


BL. 1848. (B. 31. Dit. — 8) Nov.) 














































Bon | beirägt J Bon | befrägt Fi Ben | beträgt F.iBon | beiträgt JrrBen | | beiträgt 
einem das einem bag einemn dus einem das :.| eiriem Das 
Gehalte Warte⸗Gehalte Warte: | Gehalte | Warte: | Gehalte ,.:Marter } Gehalte Warte 
von geld. von geld. von ° | geit. von geld. ven geld. 

Rthlr. Rthlt. Nthlr. | Räte. Rtblr, | Rtkir, Mibir. Rthlr. | Rtkir. 





1 
| 

999 | 560 || 1041 | 569 | 1083 | 577 || 1925 | «85 |] miss | 698 
1000 | 560 |] 1042 | 569 : | 1084 | 577 | 1126 | 586 || «2166 1.1594 
1001 | 561 || 1043 | 569 ;| 1085 | 577 | 21127 | 1586 |] <m167 | 594 
1002 | 561 | 1041 | 569 :| 1086 | 578 | orı2s | ©586 |] <rass | 594 
1003 | 561 | 1045 | 569 :| 1087 | 578 || 1129 | 1586 |].ra69 | 59% 
1004 | 561 1046 | 570 . 1088 | 578 1130 | 1586 1170 | 594 
1005 | v561 || 1047 | 570 ;| 1089 | ,578 | 1231 | ©5887. | a07ı ) 586 
1006 | :562 | 1048 | 5570 .| :1090 | :578 || 1132 | 587 | ©1172: 11506 
1007 | °562 |] :3049 | "570 :| 1091 }:579 | 133 | 587 |] a073°1:595 
1008 | : 562 i1 1050 | 570 | 1092 | 579 ’| nı34 | :587 1] 7a] 5085 
1009 | 562 || 1051 | 571 | 1093 | :579 :| -1135 | 07587 ./1.1107511:.59 
1010. | 362 | 1052 | 571 || 1094 | 579 ,| «2136 | 588 I] 1076 ..1 596 
1041 | 563 || :1053 | :571 | 1095 | 579 .| »n137 | :588 | | 9977 1596 
1012 | 563 | 11054 | 571 || 1096 | 580 || 2138 | ©5588 || m7si] 596 
1013 | 563 :| :1055 | 571 ||.:1097 | 580 || "1139 | :588 || “279 | 696 
1014 | 563 | 11056 | :8572-.] 1098 | 580 : | ıtao | 1588 || rI8o 1: 596 
1015 | 0563 : | 11057 | «572 || s1099 | 580 | oma | ©5890 || cra8ı. | 807 
1016 | :564 1 :1058 | ©8572 ı | :ı100 | 580 !| sına2 | »589 || 71082 57 
1017 |-:564 !F 1059 | 572 il- 1101 | 581°] mas | 589 || Üras3 

1018 | :564 | 1060 | 572 | 1102 | 581 | on144 | 589 |] »rısa. | 597 
1019 | :564 || 1061 | ®573 || 1203 | ;:581 I | oaua5 | vs89 I | orıss!| 697 
30206 | «564 | | :1062 | ©573 || 04 | 581 |] 1146 |500.).| ©2186, | 598 
1021 | 5565 : | ©1063 | :573 || :2205- | 582 | :a0a7 | 580 19987. | 598 
1022: | 565 | 1064 | 573 || ©2206 | 582 | a1as |" 500 | | in88 | 598 
1023 | «565 || °1065 | 573 || 107 | «882 | -1249 | 590 || "1180 | 598 
1024 | 565 | 1066 | 574 || 1108 | »582 | ©1150 | :590 || Faı9e || 598 
1025 | 0565|] 1067 | «574 || 11809 | 0582 !| m05ı | “591 | | @rıgı) | 599 
1026 | 1566 1068 | 574 || “1110 | '582 2152 | 591 1192 1.599 
3027 |.:566 | 1069 | 574 || camın | 5835| 1153 | 591 || «093! | 599 
1028 | :.566 1070 574 1112 | 583 1154 | #591 '] ©1294: | 599 
1029 | 1566 : 1 1071 | 575 || :t1ı3 | 1583 | :2155 | 591 {| ©4195! 13598 
1030 | :566 || :1072 |-u575 | ornıa | 583 || :t156 | 592 |] “96: | 600 
2031 | »567 .| 1073 | 575 || taıs | 583 || A157 °) 1592 |] ©2197. | 7600 
1032 | 567 1074 | ' 575 1116 | ‘584 1158, | 592 I} ©72981800 
1033 | 567 || «1075 | 595 || varı7. | #584 || u59° |:7592 4] 199 3:B00 


1034 | 2567 1076 \ 1576 1118 | 584 2160 | 592-5] OI200 Ip Bälee 
1035 |- 567 1077 1119 | 584 L161 | 593 If Fe 1 dee 
1036 | :568 1078 | 576 1120 | 1584 1162 | 7593 \| 14000: !oiebaris, 
1037 | 568 1079 | 576 1121 | 585 1163 | 583 |] !4000' | 206 
1088 | 568 1080 | 576 1122 | 585 1064 | 7593 lundinehe-) 
1039 | 1568 1081. | 577 1123 | '585 “ SE 
1040 |.:568 |1_ 1082 | 577 1124 | 585 


vr 
— 
— 


6 betr. die Anfhebung des Jagdrechtes auf nden Grund und Boden 
und die Ausübung der Jagd. B. 31. OF. 1848. 


[®, ©. 1848. ©: 343. No, 3056, Riliſch ©; S. II. ©. 149] 


Allerb. El. u 8. Nov. 16848,, betr. die Verlängerung de⸗ am Solege 
des Jahres ablaufenden Zolltarifs. *) 


[®. ©. 1848. ©. 351, No. 3061.] . 
Da über eine für gang Deutichlandb gemeinſchaftliche Zollgeſetzgebung gegenwärtig Baath⸗ 
ungen zu Frankfurt a. M. Statt finden: und En bie sam —— —5 Re 


Vergl. &, v. 21. April 1852, 


18ER) 


* 


übereingefommen find, bie Greausgabe. eines berichtigten BereindsSolktarifs für die mit dem 


Jahre 1849. beginnende neue Tarifperiode einftweilen auszufegen, jo beſtimme Ih auf Ihren 
Bericht v. 4. d. M., daß ber für die Jahre 1846., 1847. und 1848. erlafiene Zolltarif, fowie 
die ergän enden Erlaſſe 
v. 10. Oft. 1845., betr. die proviſoriſche Erhöhung des Gingangszolls von verfdie: 
ee: Waaren; 
v. 28. Oft. 1846., betr. bie Abänderung mehrerer Tariffäge, und zwar 
a) in der zweiten Abtheilung: der Säge für rohe Baummolle und Baum: 
wollengarn (pos. 2.), Warbehölger (pos. 5.), gefnoppertes Gifen (pos. 
6.) Leinengarn, Leinwand und andere Leinenwaaren (pos. u — 


(pos. 39.); 
b) in ber dritien Abtheilung: des Tarifzofljages für Talg; 
3) dv. 3. Mat”1847., betr. ven Eingangszoll für Del in Fäflern (pos.. 26.); 

aud vom 1. Jan. 1849. an bis auf Weiteres in Kraft bleiben. Sie haben dieſe B. durd) die 
G. ©. zur öffentlihen Kenntniß zu bringen und wegen deren Ausführung das Erforderliche zu 
veranlafien. 

Sansſouci, d. 8. Nov. 1848: Friedrig Wilhelm. 
v. Bonin. 


* 


An 
den Staats⸗ und Finanzminiſter v. Bonin. 


Patent über die Publikation des Reichsgeſetzes, betr, die Ginfüprung einer 
Deutfchen Kriegs: und Hanvdelsflagge. B. 26. Nov. 1848. 


[®. ©. 1848. ©. 353. No. 3062.] 


Mir Friedrich Wilhelm ꝛc. sc. tun Fund und fügen hiermit zu wiflen: 
. Nachdem, der Reichsverwefer in Ausführung des Beſchluſſes der Deutfhen Nationalver: 
fammlung v. 31. Iuli.1848. unterm 12. Nov. 1848. nadyfolgendes ©: verfündet hat: 
Art. 1. Die Deutfche Kriegsflagge befteht aus drei gleich breiten, horinzontaf 
laufenden Streifen, oben fhwarz, in der Mitte roth, unten gelb. In der linken obes 
ven Ecke trägt fie das Reihswgppen in einens viereckigen Felde, welches zwei Fünf⸗ 


tel der Breite der Flagge zur Seite hat. Das Reichswappen zeigt in goldenem 


(gelbem) Felde den toppelten fhwarzen Adler mit abgewendeten Köpfen, ausgefchlas 
enen rothen Zungen und goldenen (gelben) Scnäbeln nnd desgleichen offenen 
ängen. 
rt. 2. Jedes Deutihe Kriegsſchiff, welhes nicht Admiralsflagge- oder Kommos 
dores Stander führt, läßt vom, Top des großen Maftes einen Wimpel fliegen. Ders 
felbe ift roth und zeigt am oberen Ende den Reichs: Adler, wie oben befchrieben, in 
goldenem (gelbem) Felde 
Art. 3. Die Dentfche Handelsflagge foll aus drei gleich breiten, horizontalen, 
ſchwarz, roth, gelben Etreifen beftehen, wie die Kriegsflagge, jedoch; mit dem Unter 
fhiebe, daß fie nidıt das Reichswappen trägt.  ° 
Art. 4. Diefe Flagge wird von allen Deutfhen Handelsfhiffen als National: 
flagge ohne Unterſchied geführt. 
2 Befondere Farben und fonftige Abzeichen der Ginzelftaaten dürfen in biefelbe 
- nicht aufgenommen werben. 
Dabei folf es jedoch den Handelsſchiffen freiftehen, neben der allgemeinen Deuts 
hen Reichsflagge noch die bejondere Landes oder eine örtlihe Flagge zu zeigen 
Art. 5. Weitere Beilimmungen über bie Größe der Flagge, über die Unters 
fchiede in den von verjchiedenen Ober-Befehlshabern zu führenden Flaggen, fowie 
über die Anordnung fonftiger Flaggen, 3. B. beim Lootſen⸗ und Zollweſen, bleiben 
vorbehalten. 
—Art. 6. Die verbindende Kraft dieſes Flaggengeſetzes beginnt hinſichtlich ber 


Beſtimmungen über bie Kriegsflagge, in Gemäßheit des Art. 3. des G. über die 


Verfündigung der Reichsgeſetze v. 23.—27. Sept. 1848. mit dem zwanzigften Tage 
nad dem Ablaufe besjenigen Tages, an welchem das betr. Stüd des Reichsgeſetz⸗ 
blattes in Branffurt ausgegeben wird. 
Art. 7. Dagegen bleibt die Feſtſetzung des Zeitpunftes, wann bie Beitimmuns 
„gen über die Handelsflagge in Kraft treten follen, in Anbetradyt des EIN der 
.sMeichsverfammlung v. 6. Nov. 1848. einer weiteren V. vorbehalten. 
j (Der eben erwähnte Beichluß lautet: 
. „Die proviforiihe Gentralgewalt wird ermächtigt, bei Publifation des Ge⸗ 
feges über bie Deutſche Kriegs: und Handelsflagge v. 31. Juli 1848. eine 
weitere V., wann bie Beſtimmungen über die Handelsflagge in Kraft trer 
ten follen, fi vorzubehalten.“) 


Geſ. ©. f. Berw. B., Bd. II, 1690 


* 


‘ 


290 18A8. (2.238. Dee) 18497: (8. 2.— 26. Ian.) 


fo bringen Mir biefes G. hierdurch zur öffentlichen Kenniniß und eriheilen mit Beziehung auf 
die Art. 5. und 7. den Minifterien des Krieges und für Handel, Gewerbe und öffentlide Ar- 
beiten den Auftrag, daſſelbe im geeigneten Momente auszuführen. 
Urkundlich unter Unferer Höhfteigenhändigen Unterfchrift und beigebrudttem Königl. Inſiegel. 
Gegeben Potsdam, d. 26. Now. 1848. 
. (L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Gr. v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. a —— 
Dr Für den Minifter für Handel, Gewerbe 
Bür den Finanzminifter: und öffentliche Arbeiten: 
Kühne, v. Bommer:Efde. 


HeifefoftensHegul. für die Armee. D. d. d. z8. Dec. 1848. 
[®. ©. 1849. ©. 81. No. 3096.] | 


Allerh. Erl. v. 28, Dec. 1848., enthaltend vorläufige Beftimmungen we: 
gen der den Militairs und den einen beftimmten Militairrang babenden 
Beamten bei Dienst: und VBerfegungsreifen zu gewährenden Tagegelder. 


[G. ©. 1849. S. 85. No. 3097.] 


! 


1849. 


V. über die Aufhebung der Privatgerichtöbarfeit und des erimirten Ge: 
richtöftandes, ſowie über — — Organiſation der Gerichte. 
[2 + au. + 


[®. ©. 1849. ©. 1. No. 3086., Nififh G. ©. IL ©. 150.] 


V. wegen Aufbebnug der Verpflichtung zur unentgeltlichen Hülfsleiftun 
| bei Mäumung —* Schnees von ** auſſeen. 95. 6, der 1849, *) s 


[®. ©. 1849. ©. 80. No. 3095.] 


Mir Friedrid Wilhelm 20. ꝛc. verorduen anf Grund des Art. 105. der Verfaffungsurfunde, 
nad dem Antrage Unferes Staatsminifterius, was folgt: 

Die nah $1. der V. v. 8. März 1832. (G. ©. ©. 119.). zur Räumung bes Schnees 
von den Chauſſeen zu leiftende Hülfe der Ginwohner des Orts, in deren Feldmark ſich ber 
Schneefall ereignet, fell Fünftig nicht mehr umentgeltlidy gefordert, fondern bafür in gleicher 
Weife, wie dies im $. 3. der gedachten V. beitimmt ift, das zu ber Zeit am Orte gewöhnliche 
Tagelohn aus der Chauffeebau:Kaffe gezahlt werden. 

Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrucktem König. Infiegel. 

Gegeben Charlottenburg, den 6. Jan. 1844. (L.S) Friedrich Wilhelm. 

Gr. v. Brandenburg. v. Labenberg. .v. Manteuffel. v. Strotha. Rintelen. 
5 v. d. Heydt. Fra 
Für den Finanzminifter: ; 
Kühne. z Gr, v. Bülgmw. 





Kirchenangelegenheiten betr. **) 
[6. ©. 1849. S. 125. No. 3104.] 


Auf Ihre Berichte v. 7. Oft. v. und 14. Jam, d. I. bin Ich damit einverftanben, daß in 
Folge der eingetretenen Veränderung der Staate-Berfaffung bie oberfte Verwaltung ber inneren 
evangelifchen Kirchenſachen fünftig einer von dem Miniften der geiftlihen Angelegenheiten un—⸗ 
abhängigen Behörde zu übertragen iſt. Ich beftimme deshalb, daß bis zu dem Zeilpunkte, wann 
die evangelifche Kirche ſich über eine ſelbſtſtändige Verfafiung vereinigt Haben, mithin der Art. 
12. der Berfafjungsurfunde v. 5. Dec. v. J. in BVollziehung zu fegen-fein wird, die nad) ber 


Allerh. Erl. v. 26. Jan, 1849,, die Fünftige Verwaltung der evangelifchen 


Vergl. Bekanntmach. v. 4. Dft, 1849. fi 
*5) Mergl. Erl. v. 20. Juni 1850. | 


"1849. (8. 9. Febr) 29 


Inſtruktion v. 23; Oft. 1817., d. O. v; 81 Dec. 1825. und Meiner B. v. 27. Juni 1845. 
$. 1, zu dem Reſſort der Konfitorien gehörenden Angelegenheiten in der höheren Initang von 
der evangeliihen Abiheilung Ihres Minitteriums unter dem Vorfige des Direktors derfelben 
ſelbſtſtaändig und Follegialifc bearbeitet werben follen. Zugleich ertheile Sch dieſer Behörbe den 
Auftrag, fih unverzüglich mit der Berathung der zur Vollziehung des Art. 12. der Verfaſſungs— 
urfunde erforderlichen Maaßregeln zu beihäftigen und Mir darüber, und zwar wegen des ge: 
mifchten Refforts in Bereinigung ‚mit Ihnen Vortrag zu erftatten. In Betreff der, den Megie: 
zungen zur Zeit noch zuitehenden, Befugniſſe in Kirchenſachen bewendet es dagegen vorläufig 
bei der gegenwärtigen Einrichtung, während in Fällen gemifchten Reſſorts Sie des Einverftänd- 
niffes der evangeliihen Abtheilung Ihres Minifterinms Sich zu verfihern haben. Berichte die: 
fer Abtbeilung des Minifteriums erwarte Ich, foweit fie deren Reſſort ausſchließlich betreffen, 
unmittelbar mit der näheren Maaßgabe, daß biefelben Ihnen zur Kenntnißnahme und eiwant: 


gen Wahrnehmung Ihrer reffortmäßigen Rechte vor der Gritattung vorzulegen find. In gleider. . 


Art und zu gleichem Zwede find Ihnen alle allgemeinen Verfügungen‘der gedachten Abtheilung 
und Meine Erlaffe an diefelbe zur Kenntnißnahme vorzulegen. 
Die gegenwärtige D., zu deren Ausführung Sie die erforderliche Inftruftion zu exlafjen 
haben, ift durch die G. S. zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 
Berlin, d. 26. Jan. 1849. Friedrich Wilhelm. 
| Au v. Ladenberg. 
ben Staatsminifter v. Ladenberg. 


B,, betr. die Errichtung von Gewerberäthen und verfchiedene Abänderuns 
gen der allgemeinen Gewerbe-O. V. 9, Febr. 1849. *) 


[G. ©. 1849. ©. 93. No. 3102.] 


Mir Friedrid; Wilhelm ıc. sc. verorbnen auf Grund bes Art. 105. der Berfaffiingsurfunde, 
nach dem Antrage Unferes Staatsminifteriums, was folgt: 


I. Errichtung von Gewerberäthen. 
" 


$. 1. Für jeden Drt ober ag wo wegen eines erheblichen gewerblichen Verkehrs ein 
Bebürfniß zu einem Gewerberathe obwaltet, foll ein folder auf den Antrag von Gewerbetreibenden 
nad) Anhörung der gewerblichen und faufmännifchen Korporationen und ber Gemeindevertreter, 
mit Genehmigung des Minifteriums für Handel, Gewerbe umd öffentliche Arbeiten errichtet 
werben 


$. 2, Der Gewerberath hat die allgemeinen Interefien des Handwerfs: und Fabrikbetrie⸗ 
bes im feinem Bezirke wahrzunehmen und die zur Förderung deſſelben geeigneten Ginrichtungen 
zu berathen und anzuregen. 

Der Gewerberath ift auch außer den Fällen, in denen feine Bernehmung befonders vorges 
fhrieben it ($$. 26., 27., 29., 30., 34., 67., 70.) mit feinen Anfihten und Vorſchlägen in 
* allen Angelegenheiten zu hören, bei denen es fih um Anordnungen handelt, welde in die Vers 
hältniffe des Handwerks- und Fabrifbetriebes eingreifen, Dies gilt insbefondere von ber Errich— 
tung neuer und von ber Nuflöfung oder Bereinigung beftehender Innungen und Geſellenverbin— 
dungen, fowie von den auf Grund der $$. 168., 169. der Gewerbeorbn, und der $$. 45., 56,, 
57., 58. der gegenwärtigen V. durch Drtsftatuten feitwufegenden Beſtimmungen. 

Der Gewerberath hat ferner die Befolgung der Borfcdriften über das Innungswefen, über 
die Meifter: und Gefellenprüfungen, über die Annahme und Behandlung ber Gejellen, Gehüls 
fen, Lehrlinge und Pabrifarbeiter, über bie feftgeftellte Abgrenzung der Arbeitsbefugniffe und 
über fonftige gewerbliche VBerhältniffe zu überwachen. Derfelbe ift befugt, feine Wahrgehmun- 
gen über die erwähnten Angelegenheiten zur Kenntniß ber Behörden zu bringen, und er ift vers 
pflichtet, auf deren DBerlangen Auskunft zu ertheilen und Gutachten zu erflatten. 

Bei den in den $$. 28., 35., 36., 47., 49. bezeichneten Angelegenheiten fteht dem Gewerbe: 
vathe die Eutſcheidung, mit Ausſchluß des Rechtsweges, jedoch mit Vorbehalt der Beſchwerde bei 
der Regierung zu. - 

"8, 3, Die Mitglieder des Gewerberathes find zu gleichen Theilen aus dem Handwerker⸗ 
ande, aus dem Fabrikenſtande und aus dem Handelsftande feines Bezirks zu wählen. 

Nah den erwähnten drei Klaffen der Mitglieder zerfällt der Gewerberath in drei Abtheir 
lungen. 

7 oweit jedoch die gewerblichen Verhältniſſe des Orts oder Bezirkes eine andere Zuſammen⸗ 
ſetzung und Gintheilung des Gewerberathes nothwendig machen, bleiben die entſprechenden Ans 
ordnungen dem Miniſterium für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten vorbehalten. ($. 1.) 

$. 4. Die Zahl der Mitglieder jeder Abtheilung foll eine ungerade fein und auf mindes 

ſtens fünf feftgefegt werben. “ 8 


er erg. Bekanntmach. w. M. Jar. 1850. 
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$. 5. In der Handwerks: und in der Fabrikabtheilung bes Gewerberathes ſollen die Ars 
beitgeber (Handwerfsmeifter‘, Fabrifinhaber) und die Arbeitnehmer (Gefellen, Gehülfen, Werk: 
führer, Fabrifarbeiter) gleiche Vertretung, jedod mit der Maaßgabe erhalten, daf das zur Er⸗ 
fangung der ungeraden Mitgliederzahl in jeder Abtheilung erforderliche Mitglied aus den Ars 
beitgebern zu wählen ift. 
- 8.6. Für jedes Mitglied wirb aus der Klaffe, welcher daſſelbe angehört, ein Stellvertre⸗ 
ter gewählt, welcher, wern das Mitglied vor dem Ablaufe feiner Amtszeit ausſcheidet oder zeit- 
weife an der Ausübung des Amtes verhindert wird, für die noch übrige Daner der Amtszeit 
oder für bie Dauer der Verhinderung eintritt. Iſt ein Stellvertreter an der Auanbung des 
Amtes verhindert, fo wird einer der übrigen Stellvertreter, zunähft aus berfelben Klaffe, vom 
Borfigenden der Abtheilung ($. 19.) einberufen. 


- 8.7. Berechtigt zur Theilnahme an der Wahl der Mitglieder und Stellvertreter find alle 
zum Handwerks: und Yabrifftande gehörende Arbeitgeber und Arbeitnehmer und alle ſelbſtſtan⸗ 
dige Handeltreibende, welche das vierundzwanzigſte Lebensjahr zurückgelegt haben und ſeit min⸗ 
deſtens ſechs Monaten im Bezirke des Gewerberathes wohnen oder in Arbeit ſtehen, mit Aus— 
nahme derjenigen: 

1) welche ſich nicht im Vollgenuffe der bürgerlichen Rechte befinden, 

2) welde in Konkurs fidy befinden, oder fih für zahlungsunfähig erffärt haben. 

3) welde durch einen Beichluß der Faufmännifchen Korporation oder ber Handelsfammer 

‘ von deren Mitgliedfhaft ausgeſchoſſen find, s 
4) welche die faufmännifhen Rechte durch ein rechisfräftiges Erfenntniß verloren haben, 
5) welde * Ablohnung der Fabrikarbeiter durch Waaren (88. 50. bis 52,) beſtraft 
worden find. 


$. 8. Mählbar find alle Wahlberechtigte, welche das dreißigſte Lebensjahr zurüdgelegt has 
- ben und ihre Gewerbe feit fünf Jahren betreiben. 

Perfonen, welche im zweiten Grade mit einander verwandt ober verſchwägert, oder welche 
Gefellichafter defielden Handels: Fabrik- oder Handwerksgeſchäftes find, können nicht zu gleicher 
Zeit Mitglieder des Gewerberaths fein. 

8. 9. Die Mitglieder jeder Abtheilung des Gewerberathes werben auf vier Jahre von ber: 
jenigen Klaffe gewählt, weldyer fie angehören. 

Für die Handwerks: und für bie Fabrifabtheilung erfolgt die Mahl der Mitglieder in be: 

‚ fonderen Wahlverfammlungen der Arbeitgeber und ber Arbeitnehmer. 

Glauben die wahlberehtigen Arbeitnehmer in ihrer Klaffe nicht bie ausreichende Zahl ber 
fähigter Mitglieder, welche die gefeglihen Bedingungen erfüllen, zu finden, fo find fie befugt, 
ihre Vertreter aus den Arbeitgebern zu wählen. d 

$. 10. Zur Leitung der Mahlen ernennt die Negierung einen Kommiffarius, oder, wenn 
die Bildung mehrerer Mahlbezirke erforberlic, ift, mehrere Kommiffarien. 

Jeder Kommiffarius beruft durch eine, vierzehn Tage vor dem anberaumten Wahltermine 
zu erlaffende Befanntmahung bie Wahlberehtigten zur Wahlverfammlung. 

$. 11. In jeder Gemeinde bes Wahlbezitks hat die Kommunalbehörde ein Verzeichniß ber 
am Orte wohnenden Wahlberechtigten aufzuftellen und mit Berüdfihtigung der Ab- und Zu— 
gänge fortzuführen. Daffelbe if, wenn eine Mahl abgehalten werben foll, fofort nad) erfolgter 
Befanntmahung des MWahltermins acht Tage lang zur Ginficdt der Gewerbetreibenden auszule- 
gen. Während biefer Frift fünnen die im Verzeichniffe übergangenen Wahlberechtigten auf nad 
träglihe Einfhreibung ihrer Namen antragen. Ueber die Zuläffigkeit eines folden Antrags 
entfiheldet die Kommunalbehörbe mit Vorbehalt des Nefurfes an bie Regierung. Durch die Eins 
legung bes Rekurſes wird die Feſtſtellung des DVerzeihniffes, weldes nad Ablauf der erwähns 
ten achttägigen Frift zu fchließen und dem Kommiſſarius zuzuftellen ift, nicht aufgehalten. 

8.712. Nur die in den Berzeihniffen der Kommunalbehörben eingefchriebenen Wahlberech⸗ 
tigten werben bei den Wahlverfammlungen zugelafien. Abwefende fönnen von. ihrem Stimm: 
rechte feinen Gebrauch machen. oo 

Nach Eröffnung der Mahlverfammlung ernennt der Kommiſſarius zwei Stimmenſammler und 
einen Schriftführer. Die Mahl erfolgt durch Stimmzettel nad abfoluter Stimme it, 
Wird bei einer Abftimmung feine abfolute Stimmenmehrheit erlangt, fo find diejenigen beiden 
Kandidaten, welde die meiften Stimmen erhalten haben, zur engeren Wahl zu. bringen, - Im 
Fall der Stimmengleichheit entfcheitet das Roos. AL: 

Das Wahlprotofoll ift von dem Kommiffarius, den Stimmenfammlern und dem Schrift: 
führer zu unterzeihnen und der Regierung einzureihen, welde die Wahlen, wenn babei vor: 
ſchriftsmaäßig verfahren, und den Bedingungen der Wählbarkeit ($. 8.) gemügt iſt, beitätigt. 
Für —— Wahlen, welchen die Beſtaͤtigung verſagt wird, iſt eine neue Wahlverſammlung 
anzuberaumen. SEE 

Ueber Befhwerden gegen die Anordnungen ber Negierungen entfcheivet das Minifterium 
für Handel, Gewerbe und öffentlide Arbeiten. — 

$. 13. Die bei der Einſetzung des Gewerberathes ernannten Mitglieder und Gtellvertre- 
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* werden, durch einen Kommiſſarius der Regierung, durch Handſchlag vernflichtet und ein» 
ge 


rt. 
Bon’ven Mitgliedern ſcheiden am Ende bes zweiten Jahres aus: 
a) aus der Handwerks: und aus ber Fabrik» Abtheilung des Gewerberathes bie, Hälfte 
‚ ber aus der Klaſſe der Arbeitnehmer gewählten Mitglieder und eben fo viele Mits 
— glieder aus der Klaffe der Arbeitgeber; 2 
b) aus der Abtheilung der Handeltreibenden die Fleinere Hälfte der Mitglieder, 

Unter ben zu berfelben Klafie gehörendeh Mitgliedern werben diejenigen, weldye zuerft aus: 
ſcheiden, durch das Loos beftimmt. - - n 

Mit jedem austretenden Mitgliebe fcheidet zugleich deſſen Stellvertreter aus. 

$. 14. Bor dem Ausfcheiden der im $. 13. bezeichneten Mitglieder und Stellvertreter und 
fpäter alle zwei Jahre vor. dem Ausſcheiden berjenigen, deren vierjährige Wahlzeit abläuft, find 
die zur Wiederbefegung ihrer Stellen erforderlichen Wahlen, bei weldhen die Ausicheidenden wie: 
ber gewählt werben Fönnen, abzuhalten und zu prüfen. Nach erfolgter Beftätigung dieſer Wah— 
* — bie Gewählten durch den Vorſitzenden bes Gewerberatheg verpflichtet und eins 
geführt. 
$. 15. Die Mitglieder des Gewerberathes verwalten ihr Amt unentgeltlidy. 

Ihre Suspenfion vom Amte und bie Entfernung saus bemfelben erfolgt in denjenigen Fäls 
len, in welden foldye bei Kommunalbeamten Statt findet, nach dem für die Suspenfton und 
Amtsentfegung der Lepteren vorgefchriebenen Verfahren. 

Außerdem tritt die Suspenfion und Amtsentſetzung ein, wenn ein Mitglied bes Gewerbes 
rathes oder ein Steflvertreter aus einem der im $. 7. erwähnten Gründe die Befähigung zur 
Theilnahme an ber Wahl der Mitglieder verliert. In den ebengedachten Fällen ift der Vor: 
figende bes Gewerberathes befugt, dem Betheiligten die Ausübung des Amtes vorläufig zu un: 
terfagen, er muß aber hierüber fofort an die Negierung Bericht erftatten, weldye bie Suspenfion 
zu beftätigen oder aufzuheben hat. 

$. 16. Die Berathung der zum Gefchäftskreife des Gewerberathes gehörenden Angelegens 
heiten erfolgt, wenn foldye die Intereffen der verfchiedenen Abtheilungen berühren, in gemein: 
fhaftlihen Sigungen aller oder ber betheiligten Abtheilungen. 

=. andern Fällen find die Gefchäfte der einzelnen Abtheilungen in getrennten Gigungen 
zu erledigen. 

—8. 17. Zur Gültigkeit der Befchlüffe des Gewerberathes ift die Anmwefenheit von wenig: 
ſtens drei Mitgliedern erforderlih. Treten mehrere Abtheilungen zu gemeinfchaftlihen Siguns 
gen zufammen, fo ift die Anmwefenheit von mindeftens drei Mitgliedern jeder Abtheilung erfow 

rlich. 


Die Beſchlüſſe werden nach einfacher Stimmenmehrheit gefaßt. Im Falle der Stimmen⸗ 
gleichheit entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. 
$ 18. Die Ordnung der Sitzungen und der Geſchäftsführung bei dem Gewerberathe und 

bei deſſen Abtheilungen wird durch ein Regulativ beſtimmt, welches von dem Gewerberathe zu 

entwerfen und der Regierung zur Beſtätigung vorzulegen iſt. 

$. 19. Die Mitglieder jeder Abtheilung wählen aus ihrer Mitte, nah abfoluter Stim- 
menmehrheit, einen Vorſitzenden und, für defien Gefhäftsführung in Berhinderungsfällen, einen 
Stellvertreter auf zwei Jahre. In gleicher Art wählen fümmtlidhe Mitglieder bes Gewerbes 
rathes aus ihrer Mitte den Borfigenden des Gewerberathes und einen Stellvertreter für deſſen 
Geihäftsführung in Berhinderungsfällen. Die Namen der Gewählten find ber Regierung ans 
zuzeigen. Bei der Erneuerung dieſer Wahlen, weldye von zwei zu zwei Jahren nach ber jebes- 
maligen Ergänzung bes Gewerberathes erfolgt, find die früher Gewählten, jofern fie nod zu 
den Mitgliedern des Gewerberathes gehören, wieder wählbar. 

$. 20. Der Gewerberath wählt nach abjoluter Stimmenmehrheit einen Schriftführer und 
einen Boten, welche vom BVorfigenden verpflichtet werden. Die ihnen zu gewährenden Bejol: 
dungen find vom Gewerberathe vorzufchlagen und von der Regierung feitzufegen. 

$. 21. Die Beihaffung umd Unterhaltung der für den Gewerberath nöthigen Geſchäfts— 
räume liegt den Gemeinden ob, für deren Bezirk der Gewerberath errichtet wird; biefe haben 
auch die Koften ver erften Ginrichtung zu bereiten. Wo Staatsgebäude entbehrlihe und für den ‘ 
Gewerberath geeignete Räumlichkeiten darbieten, werden biefe dem Gewerberathe überwiejen wer: 
den. Die Koften für die laufende Gefhäftsführung, mit Einſchluß der Befoldungen des Schrift: 
führers und des Boten, werden durch Beiträge der Gewerbetreibenden des Bezirks gedeckt. Die ers 
forberlihen Beiträge find vom Gewerberathe, mit Genehmigung ber Negierung, nad den von 
diefer feftgeftellten Vertheilungs-Grundſätzen anszufcreiben. Ihre Einziehung erfolgt nös 
thigenfalls duch Exekution im Berwaltungsmwege. 

$. 22. In denjenigen Orten, für welde ein Gewerberath nicht befteht, find bie demſelben 
augewiefenen Angelegenheiten von der Kommunalbehörde zu erledigen. 


* IL Handwerksmäßiger Gewerbebetrieb. 532 
$. 23. Den nachſtehend benannten Handwerkern iſt fortan der Beginn bes ſelbſtſtändigen 
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Gewerbebetriebes nur dann geftattet, wenn fie emiweber im eine Inmung, nad vorgängigene 
Nachweiſe der Befähigung zum Betriebe ihres Gewerbes aufgenommen find, ober biefe Berähie 
gung vor einer Prüfungsfommiffion ihres Handwerks befonders nachgewieſen haben. Dieſe 
Handwerker find: 
Müller, Bäder, Pfefferfüchler und Konditoren, Fleifcher, Gerber affer Art, Lerberar: 
beiter, Korduaner, Pergamenter, Schuh: nnd Pantoffelmaher, Handſchuhmacher und 
Beutler, Kürfchner, Sattler mit Einſchluß der Riemer und Täfchner, Tapezierer, Buch— 
binder, Seiler und Reifidläger, Bürftehbinder, Perrüdenmader, Hutmacher, Tuch: 
macher und Tuchbereiter, Weber und MWirker jeder Art, Bofantentierer und Knopf: 
macer, Schneider, Tiihkr und Stuhlmacher, Rades und Stellmacher, Groß: und 
Kleinböttcher, Drechsler aller Art, Kammmacher, Korbfledhter, Töpfer, Glaſer, Grob: 
und Kleinfdymiede. jeder Art, Meſſerſchmiede, Nagelfchmiebe,. Kupferſchmiede, Büdyfen- 
macher, Sporer, Scloffer, Feilenhauer, Nadler und Siebmacher, Klempner, Schwert: 
feger, Gürtler, Gelb» und Rothgießer, Glodengießer, Binngießer, Gold: und Silber: 
arbeiter, Gold: und Silberſchlaͤger, Uhrmacher, Bergolder, Maler und Ladirer, Yärs 
ber, Seifenfieber. 

$. 24. Maurer, Steinhauer, Schiefer: und Ziegeldeder, Haus: und Schiffszimmerleute, 
Mühlen- und Brunnenbaumeifter, und Scornfteinfeger haben ſich über bie Befähigung zum 
ſelbſtſtändigen Betriebe ihres Handwerks durch das im $. 45. ber Allgemeinen Gewerbeorbnung 
v. 17. Jan, 1845. vorgefchriebene Zeugniß der Megierung auszumweifen. Im Uebrigen find für 
ihre gewerblichen Berhältniffe die Beftimmungen der gegenwärtigen Verordnung maaßgebend. 

$. 25. Baumeifter find nicht befugt, bei der Leitung von Bau-Unternehmungen die Ars 
beiten derjenigen Handwerfe, für welde fie das Befähigungszeugniß der Negierung nicht be> 
figen, oder den im $. 23. vorgefchriebenen Nachweis der Befähigung nicht geführt haben, ohne 
Zuziehung geprüfter Meifter ausführen zu laffen. 

g. So weit in einzelnen Orten oder Bezirken für die im F. 23, genannten Hands 
werfe andere Benennungen üblid find, oder beftimmte Arbeiten biefer Gewerbe die ausfhließs 
liche Befhäftigung befonderer Klaſſen von Handwerkern bilden, fann bie Megierung nad) Anhö—⸗ 
rung des Gewerberathes, den Nachweis der Befähigung für biefelben befonders anordnen. 

Das Minifterium für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten ift ermächtigt, diefen Nach— 

weis nad) Maafgabe der örtliden Verhältniffe und nad VBernehmung' bes Gewerberathes auch 
für andere, als die im $. 23. genannten Gewerbe vorzufchreiben, oder für einzelne diefer Ge— 
werbe zu erlaflen. 
- $.27. Dem Minifterium für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten fteht die Befug- 
ig zu, Perfonen deren Befähigung zu dem beabfidtigten Gewerbetriebe anderweit feftfteht, * 
befonderen Ausnahmefällen, nad Vernehmung bes. Gewerberathes, von der im $. 23. vorge⸗ 
ſchriebenen oder nach F. 26. angeordneten Prüfung für die Befugniß zum ſelbſtſtändigen Ge⸗ 
werbebetriebe zu entbinden. 

$. 28. Darüber, welche Arbeiten zu ben unter ben einzelnen Handwerken ($$. 23., 24., 
26.) begriffenen Berrichtungen gehören, hat ber Gewerberath mit Berüdfihtigung ber über ihre 
Abgrenzung von der Regierung oder von dem Minifterium für Handel, Gewerbe und öffentlidye 
Arbeiten getroffenen Anordnungen nad ben Berhältniffen des örtlihen Gewerbebetriebes zu 
entfcheiden. 

*$..29. Die gleichzeitige Ausübung mehrerer Handwerke durdy dieſelbe Berfon Ffann, wenn 
dadurch erhebliche Nachtheile entitehen, nah Anhörung der betheiligten Innungen und des Ges 
werberaihes, durch Ortsitatuten ($. 168. der Gewerbeordnung), den örtlichen Berhältniffen ent— 
ſprechend, beichränft werden. . z 

$. 30. Die Beftimmungen des $. 23. finden auf den Betrieb von Fabrifanftalten, fowie 
auf die Anfertigung von Fabrikaten, deren Erzeugung zu den Mebenbeihäftigungen der Land⸗ 
leute der Gegend gehört, oder durch Tagelöhnerarbeit bewirkt wirb, feine Anwendung. Die durch 
örtliche Verhältniffe bedingten näheren Feflfegungen hierüber bleiben der Regierung, nah Anz 
hörung des Gewerberathes und der Kommunalbehörbe, vorbehalten. 

$. 31. Den Fabrifinhabern ift die Beſchäftigung von Handwerfs-Gefellen nur foweit fie 
berfelben zur unmittelbaren Erzeugung und Fertigmachung ihrer Babrifate, fowie zur Anfertis 
gung und Inftandhaltung ihrer Werkzeuge und Geräthe bebürfen, geftattet. 

$. 32. Fabrikinhaber, welde ein den Beftimmungen ber $$. 23. und 26. diefer Berord⸗ 
nung unterliegended Gewerbe betreiben, ohne die Befähigung zum handwerfsmäßigen Betriebe 
befielben nachgewiefen zu haben ($. 30.), dürfen außerhalb ihrer Fabrifftätten feine Gefellen oder 
Gehülfen beicäftigen. 

$. 33. Inhaber von Magazinen zum Detailverfauf von Handwerferwaaren bürfen ſich mit 
beren Anfertigung nicht befaſſen, wenn fie nicht bie zum Betriebe des betreffenden Handwerks 
erforderlidye Meifterprüfung beitanden haben. / 

Ausgenonmen hiervon find diejenigen, welche in Betreff der gewerbsmäßigen Anfertigung 
folher Waaren, vor Verkündigung der gegenwärtigen Verordnung, bie vorfhriftsmäßige Ans 
zeige bei ber Kommmnalbehörbe gemadt haben. —* 
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- 5. 84. Wo das Halten von Magazinen zum Detailverfauf von Handiwerferwaaren erheb⸗ 
liche Nachtheile für die gewerblidyen Verhältniffe des Ortes zur Folge hat, kann durch Ortsſtatu— 
ten, für gewifle Gattungen von Handwerkerwaaren feftgefegt werben, baß bie Anlegung foldyer 
Magazine denjenigen, welde nicht zum felbitftändigen Betriebex ber betreffenden Handwerke be: 
fugt find, nur mit Genehmigung der Kommunalbehörbe geitattet fei welde dann nur nad vors 
gängiger Bernehmung ” betgeiligten Innungen und bes Gewerberathes zu ertheilen ift. 


11. Prüfungen ber Handwerker. 


$. 35. Die Iulaffung zu den nad $$. 23., 24., 26. abzulegenden Meifterprüfungen iſt 
fortan von folgenden Bebingungen abhängig: 

I) Der zu Prüfende muß das vierundzwanzigfte Lebensjahr zurückgelegt haben; aus be: 
fondern Gründen kann jedoch der Gewerberath die Prüfung eines Gefellen ſchon nad 
vollendetem einundzwanzigften Lebensjahre geftatten- 

2) Der zu Prüfende muß fein Gewerbe als Lehrling ($. 44.) bei einem felbitftändigen 
Gewerbetreibenden erlernt, und die Gefellenprüfung ($: 36.) beftanden haben. 

3) Seit der Entlaffung aus dem Lehrlingsverhältniffe muß ein Zeitraum von mindeſtens 
drei Jahren verlaufen fein; ausnahmsweife kann jedoch ber Gewerberath die Prüfung 
fon nad Nblauf ‚eines Jahres geftatten, wenn der Geſelle durch den Befuch einer 
gewerblichen XKehranftalt oder fonft Gelegenheit gefunden hat, bie zu dem beabfichtig- 
ten Gewerbebetriebe erforberlihen Kenntniffe und Fertigkeiten zu erwerben. 


Mer den Erforderniffen zu 2. und 3. bei einer früheren Prüfung genügt hat, kann bie 
Prüfung für den Betrieb eines andern Gewerbes ohne vorgängigen Nachweis einer für bies 
zweite Gewerbe beftandenen Lehrlinge: und Gefellenzeit ablegen. 

Für Perfonen, welche bei Verkündigung der gegenwärtigen V. als Gefellen oder Gehülfen 
find, genügt‘ der Nachweis einer dreijährigen Beidhäftigung in bem betreffenden 

ewerbe. 

$. 36. Die Prüfung eines Lehrlings über die einem Geſellen nöthigen Kenntniſſe und 
Bertigfeiten ift vor dem Ablaufe eines dreijährigen Beitraums nad) der Aufnahme in die Kehre 
nicht zuläffig. | 

Ausnahmsweife Fann biefelbe, mit Zuftimmung des Lehrheren, von dem Gewerberathe fchon 
nad Ablauf einer einjährigen Lehrlingszeit geflattet werden, wenn der Lehrling das zwanzigite 
Lebensjahr zurüdgelegt, oder durch den Beſuch einer Gewerbeſchule oder fonft Gelegenheit ger 
funden hat, die einen Gefellen nöthigen Kenntniffe und Fertigkeiten in kürzerer als breijähriger 
Friſt zu erwerben. ; 

.. & 37. Die Meifter- und Gefellenprüfungen ($$- 35.,.36.) ierben bei jeder Innung durch 
eine Kommiffion bewirkt, welde aus einem Mitgliede der Kommmmalbehörbe, als Vorfigenden, 
aus zwei von der Innung gewählten Meiftern und aus zwei von den Gefellen des Handwerks 

ewählten Geſellen befleht. Jährlich fcheidet aus biefer Kommiſſion ein Meiſter und ein Ge: 
elle aus, weldye jedoch wieder wählbar find. ’ 

8. 38. Mer von der Prüfungsfommiffion einer Innung als unbefähigt zurückgewieſen ift, 
fann hiergegen den Mefurs an bie Kreis : Prüfungsfommiffien deſſelben Handwerks einlegen. 
Diefer Rekurs muß binnen vierzehn Tagen nad) dem Tage der Zuftellung bes zurückweiſenden 
Beſcheides bei der Kommiffion, welche foldyen erlaffen hat, angemeldet werden. A 

$. 39. für jedes Handwerf ($. 23.) find von der Negierung in den einzelnen Kreiſen 
nad; Maafgabe ter örtlichen und gewerblichen Verhältniffe eine oder mehrere Kreis - Prüfungs: 
- Tommiffionen eingufegen. Jede derfelben wird unter dem Vorſitze eines von ber Regierung er: 
nannten Kommiffariuns aus zwei Meiftern und aus zwei Gefellen gebildet. Zu dieſem Behufe 

wählen alljährlich in jeder Stadt des Prüfungsbezirfes die Innung oder, wo eine Innung nidyt 
befteht, die Meifter des Handwerks zwei bis vier Meifter, desgleihen die Gefellen des Hand» 
werfs zwei bis vier Gefellen, unter welchen der Borfigende in jedem einzelnen Falle die bei ber 

Prüfung zuzuziehenden Mitglieder der Kommiſſion auswählt, 

: . 40, Gewerbetreibende, welche einer Innung nicht beitreten wollen, fünnen bie Prüfung 
bei ber Kreis-Prüfungsfommiffton ablegen. Desgleihen können die nicht bei einer Innung auf: 
genommenen Lehrlinge die Gefellenprüfung bei der Kreis:Prüfungsfommiffton beſtehen. Gegen 
die Entfcheidung der Kreis:Prüfungsfommifften it der Rekurs an eine benachbarte Kreis:Prü: 
fungstommiffion zuläffig, deren Wahl dem Rekurrenten freiſteht. Der Rekurs ift Binnen vier: 
zehn Tagen bei der Kommiffion, vor welder die Prüfung ftattgefunden hat, anzumelden. 

$. 41. Mer den, Rekurs ($$. 38., 40.) nicht rechtzeitig angemeldet hat, barf erft nad 
ſechs Monaten zur Ablegung einer neuen Prüfung zugelaffen werben, 

Sowohl bei der Erledigung des Nekurfes wie bei ber fpäteren Wiederholung ber Prüfung 
iſt, wenn ber Geprüfte nur in einem Theile der Prüfung nicht beitanden hat, die neue Prüfung 
auf biefen Theil zu befhränfen. | 

$. 42. Der zu Prüfende muß darthun, daß er im Stande fei, die gewöhnliden Arbeiten 
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feines Gewerbes ſelbſtſtaͤndig, ober, fofern es fi um bie Prüfung eines Lehrlinge Handelt, ale 
Gefelle auszuführen. 4 

Die näheren Beftimmungen über die Prüfungs-Aufgaben und über bie Form der Brüfunges 
und Gntlaffungszeugniffe bleiben dem Miniſterium für Handel, Gewerbe und öffentlihe Arbei⸗ 
ten vorbehalten. 

$. 43. Die Prüfungszeuaniffe der in den $$. 37., 39. erwähnten, Brüfungsfommiffionen 
gelten überall als genügender Nachweis der gewerblichen Befähigung ohl für die Aufnahme 
in eine Innnng, wie für die Befugniß zum felbftftändigen Betriebe des Handwerks. Daffelbe 
gilt hinfihtlih der im $. 45. der Gewerbeordnung erforderten Befühigungszeugnifle der Mes 
ierung. 
: Eine Wiederholung der beitandenen Prüfung kann aud, wenn der Geprüfte feinen Wohns 
ort verändert, nicht verlangt werben. 


IV. Berhältniffe der Lehrlinge, Befellen, Gehülfen und 
Kabrifarbeiter. 


$. 44. Als Lehrling iſt jeder zu betrachten, weldyer bei einem Lehrherrn zur Grlernung 
eines Gewerbes in Arbeit tritt, ohne Unterfchieb, ob die Erlernung gegen Lehrgeld ober unents 
geltliche Huͤlfsleiſtung Statt findet, oter ob für die Arbeit Lohn gezahlt wird. 

$. 45. Durd Ortsftatuten kann feflgefegt werben, daß de Aufnahme und Entlaſſung 
aller. Lehrlinge, für deren Gewerbe am Orte eine Innung beſteht, oder errichtet wird, vor bies 
fer Innung erfolgen folle; ingleihem kann dadurch eine zwedentfprechende Mitwirfung der Ins 
nung bei der Aufficht über die Ausbildung uud über das Betragen derjenigen Lehrlinge, berem 
Lehrherren nicht zur Innung gehören, angeorbnet werben. 

$. 46. Bor ber Feſtſtellung ber in ben Ortsflatuten —— Anordnungen über 
Verhaͤliniſſe der Geſellen und Gehülfen find Vertreter derſelben (Altgeſellen) mit ihren Bes 
merkungen zu hören. 

Innungsangelegenheiten, welche die Intereſſen der Geſellen und Gehülfen berühren, müſſen 
zuvörderſt durch den Vorſtand der Innung gemeinſchaftlich mit Vertretern ber Geſellen zum 
Zwecke der Vermittelung berathen werden. 

$. 47. Handwerksmeiſter ($$. 23., 24., 26.) dürfen ſich zu den techniſchen Arbeiten ih⸗ 
res Gewerbes nur der Geſellen, Gehülfen und Lehrlinge ihres Handwerks bedienen, ſoweit nicht 
von dem Gewerberathe eine Ausnahme geſtattet wird. 

Die Beihäftigung weiblicher Perſonen unterliegt feiner Beſchränkung. | 

8. 48. Gefellen und Gehülfen dürfen, fomweit nicht nad den $$. 31., 76. Ausnahmen 
Statt finden, in ihrem Gewerbe nur bei Weiftern ihres Handwerks in Arbeit treten. 

$. 49. Die tägliche Arbeitszeit der Gefellen, Gehülfen, Lehrlinge und Fabrifarbeiter ift 
vom Gemwerberathe- für die einzelnen Handwerks: und Fabrikzweige nah Anhörung der Beiheis 
ligten feſtzuſetzen. 

Zum Arbeiten an Sonn: und Felttagen ift, vorbehaltlich ber anderweitigen Bereinbarung 


in Dringlichkeitsfällen, Niemand verpflichtet. 


- 8.50. Fabrikinhaber, fowie alle Diejenigen, welche mit Ganz: ober Halbfabrifaten Han: 
bel treiben, find verpflichtet, die Arbeiter, welde mit der Anfertigung ber Fabrikate für fie be: 
fhäftigt find, in baarem Gelde zu befriedigen. 

- Sie dürfen benfelben feine Waaren frebitiren. 

Dagegen können den Arbeitern Wohnung, Feuerungsbedarf, Landnugung, regelmäßige Ber 
 öhigung, Arzeneien und ärztlide Hülfe, fowie Werkjeuge und Stoffe zu den von ihnen anzus 
fertigenten Pabrifaten unter Anrehnung beider Lohnzahlung verabreicht werden. 

$. 51. Die Befimmungen des $. 50. finden aud Anwendung auf Familiengliever, Ges 
bülfen, Beauftragte, Gefhäftsführer, Faktoren und Aufjeher der dort bezeichneten Berfonen, fos 
wie auf Gewerbetreibende, bei deren Geſchäft eine der erwähnten PBerjonen unmittelbar oder 
mittelbar betheiligt ift. - 

$. 52. Unter Arbeitern ($. 50.) werden hier auch Diejenigen verfianden, welde außerhalb 
ber Fabrikſtätten für Fabrifinhaber ober für die ihnen gleidgefiellten Perſonen die zu beren 
Gewerbebetriebe nöthigen Ganze oder Halbfabrifate anfertigen, oder foldhe an fie abfegen, ohne 
von dem Berfaufe diefer Waaren an Konfumenten ein Gewerbe zu machen. 


$. 53. Arbeiter, deren Forberungen den Vorſchriſten der $$. 50. bis 52. zuwider, anders 


als durch Baarzahlung berichtigt find, fönnen zu jeder Zeit bie Bezahlung ihrer Forderungen 


in baarem Gelbe verlangen. 


$. 54. Berträge, weldhe ben $$. 50. bis 52. zuwibderlaufen, find nichtig. , 

Daſſelbe gilt von DBerabredungen zwifchen Fabrifinhabern oder ihnen gleichgeftellten Perſo⸗ 
nen einerfeits und Arbeitern andererfeits über die Entnehmung der Bebürfniffe diefer letztern 
aus gewiſſen Berfaufsftellen, fowie überhaupt über die Verwendung, bes Verdienſtes derſelben 
zu einem andern Zwed, als zur Betheiligung an Ginrichtungen zur Verbeſſerung der Lage ber 
Arbeiter oder ihrer Bamilien ($. 50.). | 
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8. 55. Forderungen für Waaren, welche ungeachtet des Verbots den Arbeitern Frebitirt 
worden find, fönnen von Fabrifinhabern-und von den ihnen gleichgeftellten Berfonen weder eins < 
geklagt, noch durch Anrechnung oder fonft geltend gemacht ‘werden, ohne Unterfchied, ob fie zwi: 
fhen den Betheiligten unmittelbar entftanden oder mittelbar erworben find. 

Dagegen fallen dergleichen Forderungen ber Kranken, Sterbe:, Spar: ober ähnlihen Hülfss _ 
kaſſen zu, welde in- der Wohnortsgemeinde des betheiligten Arbeiters für biefenige Klafle von 
Arbeitern befteht, zu welcher er gehört. Sind mehrere folder Kaffen vorhanden, fo fällt die 
—— allen zu gleichen Theilen zu, in Ermangelung derartiger Anftalten aber ber Orts⸗ 
armenkaſſe. 


V. Unterfügungsfafien und ähnliche ECinrichtungen. 


$. 56. Durch Ortsſtatuten kann für Alle, welche im Gemeindebezirke ein Gewerbe ſelbſt— 
ſtaͤndig betreiben, für welches dort eine Innung beſteht, mit Zuſtimmung der Innung die Ver— 
pflichtung feſtgeſetzt werden, den Kranken⸗, Sierbe⸗ und Hülfskaſſen der Innungsgenoſſen, ins 
gleichem den MWittwen: und Waiſen-Unterſtützungskaſſen derſelben beizutreten. 

In folhen Fällen darf hinſichtlich der Beiträge und fonftigen: Leitungen zu den erwähns 
ten Klaffen und der daraus zu gewährenden Unterftügungen zwifden den Innungsgenofien oder 
ihren Angehörigen und andern Betheiligten Fein Unterfchied Statt finden. Auch muß den nicht 
zu, ben Innungen gehörigen Betheiligten, durch fatutarifche Anorbnungen für die einzelnen Kaflens 
verbände, eine den Verhältniffen entiprechende Theilnahme an der Kaffenverwaltung und an ben 
Berathungen über die gemeinſamen Kaffenangelegenheiten gefichert, und im gleiher Art wie den 
Innungsgenofien Gelegenheit gegeben werben, von den Ergebnifjen der Kaflenverwaltung Kennt: 
niß zu nehmen. i 

$. 57. Durd Ortsftatuten fann für Alle, welhe am Orte gleiche ober verwandte Ge⸗ 
werbe ſelbſtſtaͤndig betreiben, die Verpflichtung feſtgeſetzt werden, zur Beförderung folder ins 
richtungen, welche 

. 1) die Unterbringung oder Unterftügung arbeitfuchender, erfranfter oder aus andern 

Gründen hülfsbebürftiger Gefellen oder Gehülfen, oder ; F 

2) die Fortbildung der Lehrlinge, Geſellen oder Gehülfen bezwecken, unter den von ber 
Kommunalbehörde mit Genehmigung der Regierung feftzuftellenden Bebingungen zus 
fammenzutreten und bazu Beiträge aus eigenen Mitteln zu entrichten. Dieſe Beis 
träge find für alle Betheiligte nad gleichen Grundfägen abzumeſſen. 

Als Gefammtbeitrag der felbfttändigen Gemwerbetgeibenden zu ben Koſten der unter 1. ges 
dachten Einrichtungen darf ein höherer Betrag als die Hälfte desjenigen, welchen bie mitbetheis 
ligten Geſellen und Gehülfen entrichten, nicht in Anfprüd; genommen werben. 

Auch kann den felbfiftändigen Gewerbetreibenden durch die Ortsflatuten bie Verpflichtung 
auferlegt werden, bie Beiträge ihrer Gefellen und Gehüljen zu den oben erwähnten Gintichtungen, 

unter Vorbehalt der Anrehnung auf die nächſte Lohnzahlung, vorzufchießen. , -- 
$. 58. Die Beftimmungen im: $. 169. der Gewerbeortnung über die Regelung ber Ber: 
hältniffe der felbfiftändigen Gewerbetreibenden zu ihren Gefellen und Lehrlingen, fowie über bie 
— — ber Geſellen zum Beitritte zu den Geſellenkaſſen finden auch auf Fabrikarbeiter 
nwendung. i 
Außerdem kann durch Ortsftatuten für die Fabrifinhaber die Verpflichtung feftgefegt wer: 
ben, ſich bei den Unterftügungsfaflen der Fabrikarbeiler durch Beiträge aus eigenen Mitteln bis 
zur Hälfte des Betrages, den die bei ihnen beſchäftigten Arbeiter aufbringen, zu betheiligen, 
auch die Beiträge der legteren, unter Vorbehalt der Anrechnung anf die nächſte Lohnzahlung, 
vorzuſchießen. 

In ben, von der Regierung zu genehmigenden Statuten der einzelnen Verbindungen und 
Kaflen muß den Fabrifinhabern eine ihrer Stellung als Arbeitsgeber und der Höhe ihrer Beis 
träge entfprechende Theilnahme an der Kaffehverwaltung eingeräumt werben. x 

$. 59. Alle Beiträge der Gefellen, Gehülfen und Fabrifarbeiter zu den in den $$. 144, _ 
169. der Gewerbeordnung und in den $$. 57., 58. der gegenwärtigen Verordnung erwähnten 
Kaffen und Einrichtungen, fowie die zu denfelben von den felbftitändigen Gewerbetteibenden und 
. von den Fabrifinhabern zu leifteriden Beiträge und: Vorſchüſſe können von ben zur Zahlung 

Berpflichteten durch erefutivifche Beitreibung im Berwaltungswege eingezogen werben. 


VI Snnungsgebühren und Abgaben. 


$. 60. Die Gebühren und Abgaben, welde bisher 

1) bei der Aufnahme nener Mitglieder in eine Innung von ben Aufgenonmenen und 
2) bei der Aufnahme und Gntlaffung der Lehrlinge von biefen oder von ben Lehrherren 
an verichiebene "Kaflen und andere Hebungsberedhtigte zu entrichten waren, find fofort einer Mes 
viſion zu unterwerfen, und, fomweit es noch nicht gefhehen, nad) den folgenden Beftimmungen 
zu regeln. 
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$. 61. Zur Innungskaſſe dürfen u 
1) bei der Aufnahme neuer. Mitglieder "die bisherigen Aufnahme-Gebühren, foweit ſolche 
den Sag. von 5 Rthlr. nicht überfteigen, bis nad) erfolgter Reviſion der älteren Ju: 
nungeftatuten (5. 66, dieſer Verordnung) fort erhoben, dagegen 
2) bei der Aufnahme und Entlaffung der Lehrlinge neben der Erftattung ber im $. 159. 
der Gewerbeorbnung erwähnten baaren Auslagen feine Gebühren oder fonflige Zah—⸗ 
lungen eingezogen werben, 

$. 62. Weder fiir mittelbare noch fir unmittelbare Staatsbeamte dürfen bei den im $. 60; 
bezeichneten Berhandlungen Gebühren. oder Abgaben erhoben werben. 

$. 63. Alle Zahlungen und Abgaben, welche bisher bei den im $. 60. gedachten, Berans 
laflungen an den Fiokus, am eine Gemeinde> oder eine Ortsarmenfaffe zu entrichten waren, 
werben, foweit deren Aufhebung nicht bereits durd) dem Artifel 40. der Verfaſſungsurkunde er: 
folgt ift, hierdurdy aufgehoben, wogegen die dafür zu gewährenden Gegenleiftungen wegfallen, 

Daſſelbe gilt Hinfichtlich der in * Fällen für andere Berechtigte (Kirchen, milde Stif⸗ 
tungen u. f. w.) erhobenen Zahlungen und Abgaben, foweit diefe Berechtigte nicht nad) 88. 64., 
65. nachweiſen, daß ihre Hebungsrechte auf befondern läftigen Erwerbstiteln beruhen. 

$. 64. Der Antrag auf Anerkennung eines Hebungsrechts auf Grund eines läfligen Gr: 
werbstitels ($. 63.) muß bis zum Schluſſe des Jahres 1849. bei der Megierung fchriftlich ans 
werden. Geſchieht dies nicht,‘ fo geht der Berechtigte feines Hebungsredts von felbft 
verluftig. 

$. 65. Den rechtzeitig angemeldeten Antrag auf Anerkennung bes Hebungsrehts ($. 64.) 
hat die Megierung durch die Kommunalbehörde mit Zuziehung des Berechtigten und ber beihei- 
ligten Innung erörtern zu laffen. Nach Borlegung der abgefchloffenen Verhandlungen entfchei- 
bet das Plenum ber Negierung burd ein, mit Gründen auszufertigendes Refolut darüber, ob 
und bis zu weldyem Betrage der Berechtigte zur Forterhebung der Abgabe befugt ift. 

Segen dieſes Refolut fteht binnen einer präflufivifhen Brit von fehs Wochen nad) Zus 
ftellung der Ausfertigung befjelben fowohl dem Berechtigten wie der betheiligten Innung ber 
Rekurs an das Mintfterium für Handel, Gewerbe und öffentlidye Arbeiten ober die Berufung 
auf rechtliches Gehör offen. 

GErgreift ein Theil den. Rechtsweg, fo it aud der von dem andern Theile eingewenbete Re⸗ 
furs im Rechtswege zu erledigen. 

$. 66. Die Statuten der älteren Innungen find nad Maafgabe biefer Verordnung zu 
revidiren und abzuändern. Die revibirten Entwürfe müfen binnen drei Monaten den Regie: 
zungen, behufs.der Fefiftellung durch das Minifterium für Handel, Gewerbe und öffentliche Ar: 
beiten, eingereicht werden. » 


- 


VII. Allgemeine Beſtimmungen. 


$. 67. Ausländer find zum Betriebe eines ſtehenden Gewerbes, ſoweit ihnen nicht die Er: 
laubniß dazu in Grwieberung. der im Auslande den diesfeitigen Gewerbetreibenden entgegenftes 
henden Beihränfungen überhaupt zu verfagen ift, nur aus erhebliden Gründen zuzulaſſen. 
Meber diefe Gründe ift vor der Zulaffung eines Ansländers jederzeit die Gemeinde des Dries, 
wo das Gewerbe betrieben werben foll, ingleihem bie betheiligte Innung nnd der Gewerberath 
zu hören. . 

Daffelde gilt, wenn von ausländbifhen Gewerbetreibenden die Naturalifation ($. 8. des ©. 
v. 31. Dec. 1842, ©. ©. 1843, ©. 15.) beantragt wir. 
| Die Beftimmungen diefes Paragraphen finden auf Angehörige deutſcher Staaten nur fo 
lange Anwendung, als nicht für diefelben die gegenfeitige Bulafiung ber Gewerbetreibenden zur 
Anjäffigmahung umd zum Gewerbebetriebe nach gleihen Grundfägen geregelt ill. 

$. 68. Die polizeilihe Erlaubniß zum Handel mit gebrauchten Kleidern ober Betten, mit 
gebrauchter Wäfche oder mit altem Metallgeräth, zum Betriebe des Pfandleihgewerbes, zur ges 
werbsmäßigen VBermittelung von Gefchäften ober zur Uebernahme von Aufträgen, namentlich zur 
Abfaſſung fhriftliher Auffäge für Andere, fowie zum Gewerbe der Lohnlafaien und anderer 
Perfonen, weldye auf öffentlichen Straßen und Plägen oder in Wirthshäufern ihre Dienfte ans 
bieten ($. 49. der Gew. Ordn.), it zu verfagen, wenn bie darüber zu vernehmende Kommu— 
nalbehörbe. nah Anhörung der, Gemeindevertreter die Nüplidyfeit und das Bebürfniß des beabs 
fidytigten Gewerbebetriebes nady den örtlichen Berhältnifien nicht anerkennt. *) _ 

$. 69. Deffentlice Verſteigerungen neuer Handwerferwaaren dürfen, foweit fie nicht im 
Wege der Erefution, oder im Auftrage eines Berichtes oder einer anderen öffentliden Behörbe 
erfolgen, nur mit befonderer Genehmigung der Kommiunalbehörde des Berfteigerungsortes Statt 
finden. — 
S. 70. Mo nach der bieherigen Ortsgewohnheit gewiſſe Handwerkerwaaren, „welche nicht 
zu den Gegenſtänden des einem Jeden freigegebenen Wochenmarktverkehrs gehören (8. 78. ber 





) Vergl. G. v. 5. Juni 1852, betr. den Handel mit Garn Abfällen ır. E 
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Gew. Drbn.), nur von Bewohnern bes Marktortes auf dem Wochenmarkte verkauft werden 
durften, fann die Regierung, nad Anhörung bes Bewerberuthes, den einheimischen Verkäufern 
bie Fortſetzung des herfümmlidsen Wochenmarktverkehrs mit jenen Handwerferwaaren geftatten, 
ur ee Verkäufer berfelben Waaren auf dem Wochenmarkte zuzulaffen ($. 75, ber 
ew. Orbn.). 

— 8. 71. - Ginrichtungen, mach welchen ber Ginfauf von Lebensmitteln auf Wochenmärkten 
einzelnen Klaſſen von Käufern nicht während der ganzen Dauer des Marktes, ſondern nur wähe 
end einer gewifien Zeit geftattet wird, bürfen aud an Orten, wo folde noch nicht beftehen 
($. 79. der Gew.:-D.), nad) Maafgabe des örtlicyen Bebürfniffes mit Genehmigung der Regies 
rung eingeführt werben, 

$. 72. Die OrtspoligeisObrigfeit ift ermächtigt, die Bäder und die Verkäufer voh Bad: 
waaren anzuhalten, die Preife und das Gewicht ihrer verfchievenen Badwaaren für gewiſſe von 
ihr zu. beſtimmende Zeiträume durch einen von außen fihtbaren Anſchlag am Berkaufslofale zur 
Kenntniß des Publiftums zu bringen. 

Diefer Anfchlag iſt foftenfrei mit dem polizeilichen Stempel zu verfehen und täglih wäh: 
rend der Verkaufszeit auszuhängen. . | 

VUeberſchreitungen der erwähnten Zaren werben nad) F. 186. der Gewerbe-Ordn. beftraft. 

$. 73. Wo der Berfauf von Badwaaren nur nad) polizeilidy feitgeftellten oder von ben 
Bädern und Berfäufern an ihren Berfaufslofalen angefhlagenen Taren erlaubt ift, fann bie 
DOrtspolizeisObrigfeit die Bäder und Berfäufer zugleid, anhalten, im Verfaufslofale eine Waage 
mit den erforderlichen geaichten Gewichten aufzuitellen und die Benugung berfelben zum Nad): 
‚ wiegen ber verfauften Badwaaren zu geftatten. 


VUHI Strafbefimmungen. 


$. 74, Wer ben Verbotsbeitimmungen der $$. 23., 25., 31., 32., 33., 47., 69. zuwider⸗ 
handelt, oder zu ihrer Umgehung durch Leihung feines Namens mitwirkt, ift mit Geldbuße bis 
zu zweihundert Thalern oder mit Gefängniß bis zu drei Monaten zu beftrafen, Im Wieder 
holungsfalle kann außerdem auf Verluft der Befugniß zum felbiiftändigen Betriebe des Gewer— 
bes erfannt werben. 

Diefelbe Strafbeftimmung gilt für die Uebertretung der nad $. 26. von der Megierung 
ober von dem Minifterium für Handel, Gewerbe und öffentlihe Arbeiten oder nad $$. 29., 
34. durch Ortsftatuten getroffenen Feitfegungen. 

$. 75. Mebertretungen der $$. 50. bis 52. werden mit einer Geldbuße bis zu fünfhuns 
bert Thalern und im Falle des Unvermögens mit verhältnißmäßiger Gefängnißftrafe beftraft. 
Im Wiederholungsfalle wird die Strafe verboppelt. 

Die Geldbußen fliegen derjenigen Kaffe zu, welcher die im $. 55. erwähnten Forderungen 
nad) ben dort ertheilten Vorſchriften zufallen. .. 

Jede rechtsfräftige Verurtheilung wird auf Koften des Berurtheilten durch das Amtsblatt 
‚ und andere öffentlidie Blätter derjenigen Kreife, in welchen berfelbe und der betheiligte Arbeiter 
ihren Wohnfig baben, befannt gemadıt. 

$. 76. Die Berhältniffe der zur Befhaffung militairifder Bebürfniffe beftimmten Werk: 
ftätten und Fabriken der Militairverwaltung, der Arbeiten in öffentlichen Anfalten und ber 
öffentlihen Bauten, mit Einfluß der Feſtungsbauhöfe, bleiberr der befonderen Megelung vorbes 
halten; bie Beftimmungen der gegenwärtigen Verordnung finden auf diefelben Feine Anwendung. 

8.77. Alle der gegenwärtigen Verordnung entgegenftehenden allgemeinen und befonderen 
Beſtimmungen werden hierdurch außer Kraft geſetzt. 

Urkundlich unter Unferer Höhfteigenhändigen Unterfchrift und beigebrudtem Königl. Inftegel. 

Gegeben Charlottenburg, d. 9. Febr. 1849. (L. S.) Friedrih Wilhelm. 

Gr. v. Brandenburg. v. Labenberg. v. Manteuffel. v. Strotha. 

Rintelen. v. d. Heybt. 
Für den Finanzminifter: h 
Kühne, Gr. v. Bülow. 


V. über die Errichtung von Gewerbegerichten. V. 9. Febr. 1849,*) 
[G. ©. 1849. ©. 110. No. 3103] 


Mir Friedrih Wilhelm sc. sc. verorbnen auf den Antrag Unferes Staatsminifteriums und 
auf Grund des Artitels 105. der Verfaſſungsurkunde für den Umfang Unferer Monardyie, mit 
Ausſchluß des Bezirks des Appellationss Gerichtshofes zu Köln, für welchen eine Revifton ber 
beftehenden Gefeßgebung vorbehalten wird, was folgt: 





*) Vergl. Bekanntmach. v. 20. Jan. 1850, 
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Erftter Abſchnitti. 
Errichtung und Befimmung der Gewerbegerichte. 
$. 1.. Für jeden Drt oder Bezirk, wo wegen eines erheblichen gewerblichen Verkehrs ein 


Beduürfniß zu einem Gewerbegerichte obwaltet, foll, auf den Antrag von Gewerbetreibenden, nad) 


Anhörung der gewerblihen und faufmännifhen Korporationen und der Gemeindevertreter, ein 
foldyes Gericht, nach Ginholung Unferer befonderen Genehmigung, errichtet werben. 

$. 2. Das Gewerbegericht erledigt im Wege der gütlichen Wermittelung, oder nöthigenfalls 
durdy Erkenntniß bie Streitigkeiten der felbftftändigen Gewerbetreibenden mit ihren Gefellen, 
Gehülfen und Lehrlingen, ingleihen die Streitigkeiten derjenigen, welde Rohſtoffe oder Halb: 
Fabrifate zu Waaren für den Handel verarbeiten laffen (Habrifinhaber, Faktoren, Nusgeber,. 
Berleger), mit den von ihnen beihäftigten Werfführern und Fabrifarbeiterh, fowie ihren Fabrik⸗ 
Lehrlingen und Fabrifgehülfen,- foweit der Streit auf den Antritt ober die Auflöfung des Ar- 
beits⸗ oder Eehrverhältniffes, auf die gegenfeitigen Leitungen während der Dauer beffelben, ober 
auf foldhe Anſprüche ſich bezieht, welche aus dem Arbeits: oder Kehrverhältniffe herrühren. 

Als Fabrifarbeiter find nicht blos diejenigen anzufehen, welche in der Betriebsftätte beſchäf⸗ 
tigt werben, fondern audy diejenigen, welche außerhalb der Betriebsftätte mit eigenen oder frem⸗ 


den Werkzeugen, mit ober ohne Verwendung von Zuthaten die ihnen von Fabrifinhabern, Fak— 


toren, Ausgebern oder Berlegern gegebenen Rohfloffe oder Halbfabrifate zur Herftellung von 
Waaren für das Gefhäft derfelben gegen Bezahlung verarbeiten. 
$. 3. Der Gerichtsbarfeit‘ des Gewerbegerichts find alle im $. 2. bezeichnete Perfonen 
unterworfen, welde: 
2 a) innerhalb des Gerichtsbezirks eine Betriebs: oder Werfftatt befigen, ober 
b) immerhalb deſſelben Bezirks als Faktoren, Ausgeber oder Verleger ihr Gewerbe aus: 
üben, oder 
c) für ſolche Betriebe: nder Merfftätten oder für foldhe Faktoren, Ausgeber oder Verle⸗ 
ger arbeiten, aud wenn fie außerhalb des Gerichtsbezirks wohnen. 
$. 4. Die Mitglieder des Gewerbegerichtes find zu einem Theile aus der Klaffe der felbft- 
fändigen Handwerker, der Fabrifinhaber, Faktoren, Ausgeber oder Berleger (Arbeitgeber), und 
zum anderen Thelle aus der Klafie der Geſellen, Gehülfen, Werfführer und Fabrifarbeiter (Ar: 
beitnehmer), auf vier Jahre, von den im Gerichtsbezirfe wohnenden Arbeitgebern und Arbeits 
nehmern zu wählen. nd 
Ihre Zahl foll nach dem Umfange und nad den gewerbliden Verhältniffen des Gerichte: 


Bezirks auf fünf, neun, dreizehn oder flebzehn feftgefegt werben. 


Im erften Falle foll das Gewerbegericht beflehen: aus drei Mitgliedern aus der Klaffe ber 
Arbeitgeber -und zwei Mitgliedern aus der Klaffe der Arbeitnehmer; 
im zweiten Falle aus fünf Mitgliedern aus der Kläffe der Arbeitgeber und vier Mitgliedern 
aus dev Klaffe der Arbeitnehmer; 
im dritten Falle aus fleben Mitgliedern aus ber Klaffe der Arbeitgeber und ſechs Mitglie- 
bern aus der Klaffe der Nrbeitnehmer; j 3 
‚im. vierten Falle aus neun Mitgliedern aus der Klaffe der Arbeitgeber und acht Mitglie: 
bern aus ber Klaffe der Arbeitnehmer. 
Der befondern Verordnung über die Ginfeßung der einzelnen Gewerbegerichte bleibt über: 
laflen, nad) den örtlichen Berhältniffen zn beftimmen, in weldem Verhältniß innerhalb der Klaffe 


« ber Arbeitgeber die Fabrifinhaber und jelbftftändigen Handwerker und innerhalb der Klaffe der 


Arbeitnehmer die Gehülfen, Gefellen und Fabrifarbeiter ihre Vertretung finden follen. 
$.5. Für jedes Mitglied wird aus der Klafje, welcher daffelbe angehört, ein Stellvertreter 
gewählt, welcher, wenn das Mitglied vor dem Ablaufe feiner Amtszeit ausfcheidet, oder zeitweife 
an der Ausübung des Amtes verhindert wird, für die noch übrige Dauer der Amtszeit oder für 
bie Dauer ber Verhinderung eintritt. Iſt ein Stellvertreter an ber Ausübung des Amtes vers 
hindert, fo wird einer ber übrigen Stellvertreter und zwar zunädit aus derfelben Klaſſe vom 
Vorfigenden des Gewerbegerichtes einberufen. 
$. 6. Berechtigt zur TIheilnahme an der Wahl der Mitglieder und Stellvertreter find alle 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer, welche das vier und zwanzigite Lebensjahr zurückgelegt Haben und 
feit mindeſtens ſechs Monaten im Bezirke des Gewerbegerichts wohnen oder in Arbeit ftehen, 
mit Ausnahme derjenigen: 
1) weldye ſich nicht im Vollgenuſſe der bürgerlichen Mechte befinden, 
2) welde in Konfurs fich befinden oder fid für zahlungsunfähig erflärt haben, - 
3) weldye durd einen Beſchluß der kaufmänniſchen Korporation oder der Handelsfammer 
von deren Mitgliedſchafi ausgeſchloſſen find, a E 
4) welche die Faufmännifchen Rechte durdy ein rechtsfräftiges Erkenntniß verloren haben; 
5) melde wegen Ablohnung der Kabrifarbeiter mit Waaren ($$. 50. u, flg. der Vers 
ordnung vom 9. Februar d. 3.) beftraft worden find. -’ ' 
$. 7. Wählbar find alle Wahlberechtigten, welde das breißigfte Lebensjahr zurückgelegt 
haben und ihr Gewerbe feit fünf Jahren betreiben. .. 


+ 
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« Berfonen, welcht im zweiten Grade mil einander verwandt oder verſchwaͤgert, ‚oder welche 
Befellfchafter deſſelben Handels, Fabriken: oder Handwerfsgefchäfts find, Fönnen nicht zu gleicher 
Zeit Mitglieder des Gewerbegerichts fein, 

"Die Mitglieder des Gewerbegerichts für die Klaſſe der Arbeitgeber find von den Arbeitge⸗ 
bern und die Mitglieder für die Klaſſe der Arbeitnehmer von den Arbeitnehmern zu wählen. 

Glauben die wahlberechtigten Arbeitnehmer in ihrer Klaſſe feine ausreichende Zahl befä— 
Beine Mitglieder, welche die Bedingungen der Mählbdarfeit erfüllen, zu finden, fo find bie Ars 

—— befugt, ihre Vertreter aus der Klaſſe der Arbeitgeber zu wählen. 
8. Zur Leitung der Wahlen ernennt die Regierung einen Kommiſſarius oder, wenn dit 
Gintfeitung des. Gerichtöbezirfs in mehrere Wahlbezirfe erforderlich it, mehrere. Kommiffarien. 

Jeder Kommifjarius. beruft durch eine vierzehn Tage vor dem anberaumten Bohlaniur 
zu erlafiende Befanntmahung die Wahlberechtigten zur Wahlverſammlung. 

$. 9. In jeder Gemeinde des Wahlbezirfs fol die. Kommunalbehörbe ein Verzeichniß der 
ain Orte wohnenden Wahlberechtigten auſſtellen und mit Berückſichtigung der Ab: und Zugänge 
fortführen. Daſſelbe ift, wenn eine Wahl abgehalten werden foll, fofort nad) erfolgter Befannts 
machum bes Wahltermins acht Tage lang zur Einfidt der Gewerbetreibenden auszulegen. Wäh: 
rend biefer Friſt fönnen die im Berzeichniffe übergangenen Wahlberechtigten auf nachträgliche 
Einfhreibung ihrer Namen antragen. Ueber die Zuläffigfeit eines ſolchen Antrages entfcheidet 
bie Kommimalbehörbe mit Vorbehalt des Nefurfes an die Regierung. Durch die Eiylegung 
bes Mekurfes wird die Feſtſtellung des Verzeichniſſes, welches nad. Ablauf der erwähnten acht: 
tägigen Frift zu Ichließen und dem Kommilfarius zuzuftelfen iſt, nicht aufgehalten. — 

$. 10. Nur die in den Verzeichniſſen der Kommunalbehörden ($. 9.) eingefchriebenen Wahl: 
berechtigten werben bei der Wahlverfammlung zugelaflen. Abwefende können von ihrem u 
rechte feinen Gebrauch machen. 

Nach Eröffnung der Wahlverſammlung ernennt der Kommiſſarius zwei Stimmenſammler 
und einen Schriftführer. Die Wahl erfolgt durch Stimmzettel nad) abfoluter Stimmenmehr: 
heit. Wird bei einer Abftimmung feine abjolute Stimmenmehrheit erlangt, fo find diejenigen 
beiden Kandidaten, welche die meiften Stimmen erhalten haben, zur engeren Wahl zu bringen. 
Su Fall der Stimmengleichheit entfcheidet das Loos. 

Das Wahlprotofofl ift von dem Kommiffarius, den Stimmenfammlan und dem Schrift: 
führer zu unterzeichnen und ber Regierung einzureichen, welche die Wahlen, wenn babei vor: 
fhriftsmäßig verfahren, und wenn bie vorgefehriebene Befähigung der @ewählten ($. 7.) außer 
Zweifel ift, beftätigt. Für diejenigen Wahlen, melden die Beftätigung verfagt wird, -ift eine 
neue Wahlverfammlung anzuberaumen. 

Ueber Befhwerden gegen die Anordnungen ber Negierung entfcheidet das Minifterium für 
Handel, Gewerbe und Sffentlicye Arbeiten. 

.. Mit Gegenftänden, welche nicht unmittelbar auf bas Wahlaeſchaft Bezug haben, darf ſich 
die Verſammlung nicht beſchäftigen. 

$. 11. Die bei ber Einfegung bes Gewerbegerichtes ernannten Mitglieder und Stellver 
treter werden durch einen Kommiflarius der Regierung vereidigt und eingeführt. 

Bon den Mitgliedern fheiden am Ende des zweiten Jahres aus: 

a) wenn das Gewerbegericht fünf Mitglieder hat, Gin Mitglied aus der Klaffe der Ars 
beitgeber und Gin Mitglied aus der Klaffe der Arbeitnehmer; 

b) wenn bas Gericht neun Mitglieder hat, zwei Mitglieder aus der Klaffe dev Arbeits 
geber und zwei Mitglieder aus der Klafle der Arbeitnehmer; 

ec) wenn das Gewerbegericht dreizehn Mitglieber hat, drei Mitglieder aus der’ Klaſe der 
Arbeitgeber und drei Mitglieder aus ber Klaffe der Arbeiinehmer; 

d) wenn das Gericht fiebzehn Mitglieder hat, vier Mitglieder aus ber Klaſſe der Arbeits 
geber und vier Mitglieder aus der Klaſſe ber Arbeitnehmer. 

Unter den zu berfelben Klaſſe gehörenden Mitgliedern werben diejenigen, welche querft aus: 
fcheiden, durch das Loos beftimmt. 

Mit jedem austretenden Mitgliede ſcheidet zugleich deſſen Stellvertreter aus. 

—8. 12. Vor dem Ausſcheiden der im $. 11. bezeichneten Mitglieder und Stellvertreter 
und fpäter alfe zwei Jahre, vor dem Ausfcheiden derjenigen, deren vierjährige Mahlzeit abläuft, 
- find = jr Miederbefegung ihrer Stellen erforderlihen Wahlen nady ben Beitimmungen in ben 
$$. 8 ‚ 10. abzuhalten und zu prüfen. Nach erfolgter Beftätigung biefer Wahlen: werben 
bie, Semäplten durch den Borfigenden des Gewerbegerichts vereldigt und eingeführt. 

Die ausſcheidenden Mitglieder können wieder gewählt werben, doch find fie in ben erſten 
pori Zahren an Mahl anzunehmen nicht verpflichtet. 

$. 13, Die Mitglieder des Gewerbegerichts verwalten ihr Amt unentgeltlich, ; tod kann 
den Mitgliedern aus der Klaſſe der Arbeitnehmer eine im Regulativ feſtzuſe hende Entſchaͤdigung 

gewährt werben, 
j Die Suspenfion:. ber’ Mitglieder des, Gewerbegerichts vom Amte und bie Entfernung aus 
demſelben erfolgt in denjenigen Fällen, in welchen ſie bei anderen richterlichen Beamten Statt 
findet, nach dem für deren Suspenſion und Amtsentfetzung vorgeſchriebenen Verfahren. 
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Außerdem tritt bie Suspenflon und Amtsentfehuug ein, wenn ‚ein. Mitglied. des Gewerbes 
gerichts oder ein Stellvertreter aus einem ber im $ 6. zu 1., 2, 3., 4., 5. erwähnten Gründe 
die Befähigung zur Theilnahme an der Wahl der Mitglieder verliert. In den ebengebadıten 
Fällen ift der Borfigende des Gewerbegerichtes befugt, dem Betheiligten die Ausübung des Amtes 
vorläufig zu :unterfagen, er muß aber hierüber fofort an das Appellationsgericht des Bezirks 
Bericht erftatten, welches die Suspenfion zu beftätigen oder aufzuheben hat. - 

$. 14. Nach der Einfeguhg des Gewerbegerichtes wählen bie Mitglieder. nadı abjoluter 

Stimmenmehrheit, aus der Klafle der Arbeitsgeber einen VBorfigenden und für deſſen Geſchäfts— 
führung in Berhinderungsfällen, einen Stellvertreter, auf zwei Jahre. Die Namen der Ge: 
wählten find der Megierung und dem Appellationsgerichte des Bezirks anzuzeigen. Bei der Err 
neuerung jener Wahl, welde von zwei zu zwei Jahren mad) der jedesmaligen Ergänzung bes 
Gewerbegerichtes ($. 12.) erfolgt, find die früher Gewählten, fofern fie nod zu den Mitgliedern 
bes Gewerbegerichts gehören, wieder wählbar. 
ß $. 15. Das Gewerbegericht wählt nad) abfoluter Stimmenmehrheit einen Gerichtsfchreiber, 
welder die Aktuariatsprüfung beftanden haben muß, und einen Gerichtsboten, weldyer zugleich 
die Gefchäfte des.Grefutors. verſieht. Diefe Wahlen find bei nadygewiefener Befähigung der 
Gewählten von der Negierung zu beftätigen. Ihre Bereidigung erfolgt durch den Borfigenden 
bes Gewerbegerichtes.. Die ihnen zu gewährenden Befoldungen find vom Gewerbegerichte vor- 
zuſchlagen und von ber Regierung feilzufegen. 

$. 16. Die Beihaffung und Unterhaltung ber für das Gewerbegericht nöthigen Geihäfts« 
räume liegt den Gemeinden ob, für welde das Gericht errichtet wird; diefe haben auch die Ko— 
ften der erften Ginrihtung des Gerichts zu beftreiten. Wo Staatsgebäude entbehrliche und für 
das Gewerbegericht geeignete Räumlidyfeiten darbieten, werben dieſe dem Bewerbegericht über: 
wiefen werben. Die Koften für die laufende Gefhäftsführung mit Einſchluß der Befoldungen 
bes Gerichtsſchreibers und des Geridtsboten werden aus ben eingehenden Gebühren und Straf: 
geldern und, foweit diefe nicht ausreichen, durch Beiträge der Gewerbetreibenden des. Gerichts⸗ 
bezirks gedeckt. Die erforderlichen Beiträge find vom Gewerbegeriht mit Genehmiguug der Res 
gierung nad) den von biejer legteren feftgeftellten. Bertheilungsgrumdfägen auszufcreiben. Ihre 
Einziehung erfolgt nöthigenfalls durch Grefution im Verwaltungswege.. 


Zweiter Abfchnitt. 


Berfahren vor dem Vergleichsausſchuſſe. 


$. 17. Wer einen Anfprud) bei dem Gewerbegericht geltend machen will, hat denfelben 
fhrifilid oder bei dem Gerichtsfchreiber zu Protokoll mit Angabe des Namens und Wohnorts 
des in Anſpruch Genonmenen, des Klagegıffndes und des beſtimmt zu ftellenden Antrages anzu⸗ 
melden. Der Gerichtsſchreiber ladet unter Mittheilung der Angaben des Klägers den Berklagten 
— vor den Vergleichsausſchuß und benachrichtigt den Antragſteller von dem anberaumten 

rmine. DER J 
$. 18. Den Vergleichsausſchuß bilden zwei Mitglieder des. Gewerbegerichts, von welchen 
Einer zur Klafe der Arbeitgeber, der Andere zur Klafie der Arbeitnehmer gehören muß. 

Der Gerichtsfchreiber verzeichnet die bei dem Vergleichsausſchuſſe vorfommenden Gefchäfte 
mit furzer Angabe ber ——— in einem Profokollbuche. Das jedesmalige Protofoll 
wird nad dem Schluffe der Verhandlungen von den beiden Mitgliedern des Ausſchuſſes und 
. von bem. Gerichtsfchreiber vollzogen. 5 

$. 19. Erſcheint der vor den Bergleihausfhuß geladene Verklagte nicht zur feftgefegten 
- Stunde, jo wirb fein Ausbleiben im dem Protofollbuche bemerft und anf den Antrag. des Klä- 
gers eine Borlabung vor das Gewerbegericht .erlaffen. 

‚ Bleibt der Antragfteller aus, fo wird fein Antrag für zurückgenommen eraditet. 

$. 20. Den erfhienenen Parteien hat der Ausihuß nad ihrer Vernehmung Vorſchläge 
zur gütlihen Beilegung des Streits zu mahen. Es bleibt ihm überlaffen, nad Maafgahe der 
zur Stelle gebradten Beweismittel zu feiner Information Beweis zu erheben; er ift jedoch nicht 
befugt, Zeugen oder Sadverftändige eiblich zu vernehmen oder Eide aufzuerlegem - — 
5. 21. Kommt über ben ganzen Streitgegenftand oder aud nur über einen Teil beffelben 
ein Bergleic zu Stande, fo wird derſelbe in dem Protokollbuche niedergefchrieben. Die Bar: 
teien haben biefen Bermerf zu vollziehen und erhalten auf Verlangen Ausfertigung der Verhandlung. 
+ Auf. Grund eines vor dem Bergleihsausfhufie abgefchloflenen Vergleichs kann die Voll: 
ſtreckung der Grefution erfolgen. / ee et 
$. 22. Soweit feine Vereinbarung zu Stande fommt, wird ber fruchtlofe Ausfall der 
Vergleichsverhandlungen im Protokollbuche verzeichtiet und, auf den Antrag bes Klägers‘, bie 
Sade fofort an das Gewewerbegericht vermwiefen. Do ach 
(68 können in biefem Falle die Parteien unter der im $. 27. No. 4. und“$. 28: No. 3. 
enthaltenen ‚Berwarnung zur Verhandlung der Sache vor dem Gewerbegericht mündlich beftellt 
werben, ohne daß es einer schriftlichen Borladung bedarf. ' nis, he 
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“, 9.23: Erſcheinen beide Theile ohne worangegangene Vorladung wor dem Ansfehufle , das 
mit dieſer ihren Streit vermittele, ſo wird über den Gegenſtand deſſelben und über den Antrag 
ein Vermerk im Protokollbuche gemacht und im Uebrigen nach den $$. 20., 21., 22. verfahren. 

$: 24. Die Koſten des Verfahrens vor dem Vergleichsausſchuſſe fallen, wenn fiber "den 
Anſpruch des Klägers ein Vergleich zu Stande fomimt, welcher den Koftenpunft nicht ertebigt, 
jedent von beiden Theilen zur Hälfte zur Laſt. 

Kommt es zwifchen den vor dem Bergleichsansfchuffe erfchienenen Parteien zu feinem Ber: 
gleiche, fo fallen die Koften des Verfahrens bemjenigen zur Laft, welchem die Koſten des Späte: 
ven gerichtlichen Berfahrens von dem Gewerbegerichte auferlegt werben. 

Wird die Verweiſung der Klage an das Gewerbegericht vom Kläger nicht beantragt, ober 
iſt der Antrag des Klägers für zurüdgenommen anzufehen ($. 19.), fo trägt ber Kläger die 
entftandenen Koften. 

$. 25. Für Streitigkeiten von Innungsgenoſſen mit ihren Gehülfen, Gefellen ‚und Lehr: 
fingen tritt das Bergleichsverfahren vor einen Bergleihsausfchuffe ber Innung un’ bie Stelle 
des im 8. 17. u. flg. erwähnten Berfahrens. 

Auf Grund eines vor dem Bergleihsausfhufle der Innung abgeſchloſſenen Vergleiche kann 
die Vollſtreckung der Exekution erfolgen. 


Dritter Abſchnitt. 


Verfahren vor dem Gewerbegerichte. 


. 26. Die zur Entſcheidung bes Gewerbegerichts gelangenden Streitigkeiten werben vor 
dem verſammelten Gerichte verhandelt. 

Der Gerichtsfchreiber beforgt die Borladungen zu biefem Verfahren. Weber die vor dem 
Gewerbegerichte zur Verhandlung kommenden Angelegenheiten führt berfelbe ein fortlaufendes 
Sigungsprotofoll, 

Das Sitzungsprotokoll wird von dem BVorfigenden und dem Gerichtsfchreiber vollzogen. 

$. 27. Die Borlabung des Verklagten zur Klagebeantwortung und zur weitern Verhand⸗ 
lung muß enthalten: 

1) die genaue Bezeihnung des Rechtsanſpruches mit Anführung des Namens, des Wohns 
Ortes und des Gewerbes beider Theile; 

2) die abfhriftliche Mittheilung der Klage und ihrer Beilagen; 

3) die Aufforderung, in dem nadı Tag und Stunde beftimmten Termine in Perſon, obet 
im Falle der Abweſenheit oder Krankheit durch einen, nad) ben Beſtimmungen im 
$. 50. zuläffigen und mit fchriftlicer Vollmacht verfehenen Bevollmächtigten die Klage 
be Ri zu beantworten, die zur Begründung der Ginwendungen beftinmten Be: 
weismittel anzugeben und bie vorzulegenden Urkunden int Original oder in Abſchrift 

ann; 

bie Bebentung, daß, wenn ber vorſtehenden Aufforderung nicht genügt werde, auf ben 

Antrag des erfchienenen Klägers die in der Klage angeführten Thatfachen für zuge: 

ftanden, und die vom Kläger beigebradhten Urkunden für anerkanut würden erachtet, 

und, was den Rechten nad daraus folge, in bem abzufafien enden Kontumazialdejcheide 

"werde feftgefeßt werden, \ 


$. 23. Die Borladung des Klägers muß enthalten : 

1) die Benadhrichtigung von dem anberaumten ‚Termine; 

2). die Aufforderung, zur fefigejegten Stunde in Perſon oder im Falle der Abweſenheit 
ober Krankheit duch einen nad $. 50. zuläffigen und mit ſchriftlicher Vollmacht ver⸗ 
fehenen Bevollmädtigten zu erſcheinen; 

3) ‚die Bedeutung, daß, wenn Kläger nicht ericheine ober fein Bevollmäctigter den Be: 

, fimmungen im, $. 50. nidt genüge, die Akten auf, feine Koften würben zurücgelegt 
werben. 


6. 29. Nach den in den Borlabungen geftellten Werwarummgen wird verfahren, wenn ber 
eine ober der anbere Theil in dem anberaumten Termine ausbleibt. 

Hat das Gewerbegericht aus eigener Wiſſenſchaft oder durd eine Borktellung der. Ver: 
wandten, Nachbarn oder Freunde des Verklagten davon Kenntniß, daß derfelbe durch Abweſen⸗ 
- heit, ſchwere Kranfheit oder andere erhebliche Gründe verhindert ſei, in dem anberaumten Terr 
mine au, erſcheinen, fo fann durch einen Beihluß des Gerichts die Abfafiung des Kontumazial: 
beſcheides abgelehnt und ein neuer Termin zur Klagebeantwortung angefegt werben. 

Wenn feiner, von. beiden Theilen sajheint.: werben die. Akten ef Koften des Klägers 
zurückgelegt. 

8.30. Sind beide Theile erfhienen, fo Hat: ber Berflagte bie Klage zu beantworten und 
feine Einwendungen anzubringen. ' Nad) Anhörung des Klägers fiber dieſe Einwendungen find 
beiden Theilen Vorſchlaͤge zur gütlichen Beilegung des Streites zu machen. Kommt: ein Vers 


4 
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glei zu Stande, fo wird die darüber aufzunehmende Verhandlung von den Betheiligten volls 
zogen. Diefelben erhalten auf Berlangen Ausfertigungen der Verhandlung. 

$. 31. Grgiebt fih aus den Grflärungen der Parteien, daß es für die Entſcheidung bes 
MRechtöftreites auf befondere gewerbliche Kenntniffe anfommt, fo ift das Gericht befugt, zu jeiner 
Information noch andere Sadverftändige zuzuziehen und zu vernehmen, oder bie Parteien vor 
eines der Mitglieder oder vor einen der Stellvertreter, welcher dazu vermöge feines Gewerbes 
geeignet erfcheint, zu verweifen, um ihnen Vergleichsvorſchlaͤge zu machen, und im Falle folde 
nicht Angenommen werben follten, einen gutadytlien Bericht über den Streitgegenſtand zu 
erftatten. 

$. 32. Ueber die zur Entſcheidung der Sache erforderliche Beweisaufnahme hat das Ge: 
richt, nachdem die Parteien über ihre etwaigen Einwendungen gegen bie vorgejchlagenen Zeugen 
und fonftigen Beweismittel gehört worden, Beihluß zu faſſen. ind die Beweismittel zur 
Stelle, jo kann der Beweis jofort aufgenommen und das Urtheil geiprocem werben. 

Im entgegengefegten Falle werben die Parteien, wenn fie anmefend find, mündlich, wenn 
fie bereits entlafien find, fchriftlich zu dem Termine, in welchem die Beweisaufnahme erfolgen fol, 
mit der Verwarnung vorgeladen, 

daß im Falle ihres Ausbleibens in dem anberaumten Termine mit ber Beweisaufs 
nahme werde verfahren werben. 

$. 33. Die Bernehmung der Zeugen erfolgt durch den Borfigenden vor verfammeltem 
Gewerbegeridht. 

Die Zeugen haben ihren Namen, ihren Stand oder ihr Gewerbe, ihr Alter und ihren 
Mohnort anzugeben und zu erflären, ob und in welchem Grabe fie mit den Parteien verwandt 
* verſchwaͤgert find, und ob fie zu denſelben in Dienſt- oder ſonſtigen näheren Verhaͤltniſſen 

ehen. “ 

Bei der Aufnahme des Zeugenbeweifes kann der Vorfigende an die Zeugen aud über ans 
dere als die zum Beweiſe geftellten Thatjachen zur Aufklärung des Sadverhältniffes geeignete 
Bragen richten. ' 

Die Parteien dürfen bie Zeugen nicht unterbreden. Hält das Gericht ihre Gegenwart‘ bei 
ber Zeugenvernehmung nicht für angemeflen, fo müſſen fie während berfelben abtreten. 

$. 34. In Sachen, bei welden die Appellation zuläffig ift, muß die Zeugenausfage voll 
fländig niedergefchrieben und dem vernomnienen Zeugen vorgelefen werben, 

Der Zeuge hat die aufgenommene Verhandlung, nachdem fie von ihm genehmigt ober nad) 
feinen nachträglichen Erinnerungen berichtet worben, zu unterfchreiben oder, wenn er des Schreis 
bens unfunbig ift, zu unterzeichnen, und fobann vor dem verfammelten Gericht zu befdwören. 

In Sadyen, wo die Appellation nicht zuläffig it, genügt es, wenn ber Inhalt der Zeus 
genausſage in feinen wefentliden Punkten bei Regiftrirung bes Hergangs der Berhandlung furz 
angegeben wird, 

Die Abnahme des Zeugeneides erfolgt durch den Vorfigenden und ift in dem Sitzungs⸗ 
Protokolle zu vermerken. 

$. 35. Sind die Zeugen durch Kranfheit am Grfcheinen vor Gericht verhindert, fo erfolgt 
ihre vollftändige und eidliche Vernehmung durd einen Kommiffarius des Gewerbegeridts mit 
Zuziehung des Gerichtsfchreibers; wohnen die Zeugen entfernt vom Sitze des Gewerbegerichts, 
fo if das DOrtsgeriht um Vernehmung berfelben zu requiriren. 

$. 36. Der Beweis durch Augenfchein wird von einem oder von mehreren Mitgliedern 
des Gewerbegerichtes in Begleitung des Gerichtsfchreibers aufgenommen, welcher den Befund zu 
Protofoll nimmt. 

Das Protokoll wird von den Kommiffarien und dem Gerichtsfchreiber vollzogen. 
$. 37. Soll nad dem Beſchluſſe des Gerichtes eine Partei einen von dem Gegner anges 
tragenen oder zurücdgefhobenen Eid leiften, fo wird der Vorladung ($. 32.) desjenigen, welcher 

den Eid zu leiften hat, die Verwarnung beigefügt: % ee 
daß im Falle feines Ansbleibens in dem Schwörungstermine angenommen werde, er 
fönne oder wolle nidyt ſchwören, und daß hiernad) das Weitere in dem Grfenntniffe 
werde fefigefegt werben. 

— Aufnahme des Beweiſes durch den Cid iſt wie bei der Abnahme der Zeugeneide 
zu verfahren. 

$. 38. Das Gericht erkennt ſofort nach erfolgter Beweisaufnahme in derſelben Sißung. 
Ausnahmsweiſe darf die Entſcheidung wegen Beirläufigteit der Sache bis zu einer fpätern Sitzung 
innerhalb der nächſten acht Tage ausgejegt werden. N DEE f.- a5, 

Die Koften des Verfahrens find in dem Erfenntniffe demjenigen zur Laft zu legen, welchet 
in der Hauptfahe unterliegt. ‘Hat der Kläger mehr gefordert, als ihn zuerkannt wird,’ fo find 
bie Koften von. beiden Theile, nah einem billigen, dem Ergebniſſe bes- Mechtöftteites entſpre⸗ 
enden Berhältniffe zu tragen. Sämmtlihe Koften fönnen dem in ber Hauptfahe Obſiegenden 
auferlegt werben, wenn dieſer die Annahme eines ihm mit Zuftimmung des Gegners vorgeſchla⸗ 
genen Vergleiches abgelehnt hat, demnächſt aber durch das Erkenntniß nur ſoviel oder weniger, 
als ihm, im Wege des Vergleichs angeboten worben, erſtreitet. —8 


— 
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3. Das: Erlenninig it. mit Beifügung der Gründe in das; Sigumgsprotofoll. — 

Eine Ausfertigung deſſelben muß jedem von beiden Theilen nach den Beſtimmungen im 8. 47. 
zugeſtellt werden. 

W 


Vierter Abfhnitk 7 


Allgemeine Beftimmungen über das Verfahren vor dem Bergleih6-Ausihuffe 
* | und vor dem Gewerbegerihte . " 
$. 39. Die Ordnung der Sikungen und der Gefhäftsführung bei dem Vergleichsaus— 

ſchuſſe und bei dem Gewerbegerichte foll durch ein Regulativ beftimmt werden, welches von dem 

Gewerbegerichte zu entwerfen und der Regierung zur Genehmigung einzureichen iſt. = 

$. 40. Die Sigungen des Gewerbegerichtes find öffentlih. Sämmtliche bei der verhan- 


delten Angelegenheit nicht betheiligte Perfonen müſſen fidy jedoch entfernen, fobald dies vom 


Borfigenden nach dem Beſchluſſe des Gerichtes angeordnet wirt. 
$. 41. Bei den Verhandlungen vor dem Vergleichsausſchuſſe und vor dem Gewerbege: 
richte haben ſich die Betheiligten in den Schranken der Mäfigung umd der fhuldigen Achtung 


zu halten, und in gleicher Art haben alle übrige Anwefende- jede Störung der Berhandlungen , 


zu vermeiden. Diejenigen, weldye ‚hiergegen verftoßen, find von dem Vorfigenden-an ihre Pflicht 
zu erinnern, und wenn diefe Grmahnung. erfolglos bleibt, ift der Vorfigende befugt, die Entfers 
nung des Ruheſtörers zu veranlaffen. Bei den Verhandlungen vor dem Vergleichsausſchuſſe hat 
das der Klafje ber Arbeitgeber angehörende Mitglied die Befugniffe des Vorfigenden. N 

$. 42. Mer durch beleidigende Aeußerungen oder Handlungen die Ordnung während ber 

» Berhandlungen vor dem Gewerbegerichte oder dem Vergleichsausſchuſſe verlegt, kann durch einen 

Beſchluß des Gewerbegerichts- oder des Vergleichsausſchuſſes mit- Geldbuße bis zu fünf Thalern 
ober mit Gefängniß bis zu vier und zwanzig Stunden beftraft werben, Gegen diefen Beſchluß 
ift Fein Rechtsmittel zuläffig. Die feitgefegten Gelditrafen find zur Gebührenfaffe des Gewerbes, 
Gerichtes einzuziehen. - 

$. 43. Zum Gültigkeit der Urtheile und Befchlüfe des Gewerbegerichtes ift, je nachdem 
das Gericht aus, fünf, neun, breizehm oder fiebzehn Mitgliedern beiteht, die Anwefenheit von 
mindeftens drei, fünf, fieben oder neun Mitgliedern erforderlich. Die Entſcheidungen und Be: 
fchlüffe werden nach einfadyer Stimmenmehrheit gefaßt. Im Halle der. Stimmengleichheit ent: 
ſcheidet die Stimme des. Borfigenden. : 
— 8 44. Die Urſchriften der Erfenninifie und Beſchlüſſe find von dem Borfigenden und 
von Gerichtsſchreiber, alle Ausfertigungen aber von Lepterem allein zu unterzeichnen. 

$. 45. Die Mitglieder des Gewerbegerichtes find. verpflichtet, in denjenigen Rechtsſachen, 
bei, welchen fie perfönlicy, betheiligt find, oder einer der Parteien Rath ertheilt haben; oder in 


welden. fie als Zeugen vernommen werben, ſich jeder. Mitwirkung zu. enthalten. Diefe. Vers, 


pflihtung tritt aud in den Fällen ein, in welchen ein Mitglied mit einer Partei bis zum vier: 
ten. Grabe verwandt, ‚verfchwägert oder verlobt if, oder. mit einer Partei in offenbarer Feinds 


ſchaft lebt. 


Beſorgt eine Partei, daß ein ſolches Mitglied feiner vorſtehend erwähnten Pflicht nicht nach⸗ 
kommen werbe, ‚fo fleht ihr frei, bei dem Vorſitzenden des Gewerbegerichts darauf anzutragen, - 


Daß: das beiheiligte Mitglied von ber. Theilnahme an dem betreffenden Verhandlungen und Ber: 


ſchlüſſen ausgeſchloſſen werde. 
+ 8:46. Bei der Anberaumung ber Termine iſt darauf zu ſehen, daß jede Sade in ber 
nädften, ober doch im derjenigen ‚folgenden Sigung zur Berhandlung fommt, zu welder bie 
Borladungen nody rechtzeitig (F. 48.) zugeftellt werden koͤnnen. 

$. 47.. Den am Drte des Gerichtes oder in deſſen nädyter Umgebung wohnenden Bars 


teien werden die Borladungen durch den Boten bes Gewerbegerichtes zugeftellt, welder die Zu: 


ftellung zu beſcheinigen hat, 
++... Die entfernter wohnenden Barteien erhalten die Vorladungen Foftenfrei durch Bermittlung 
der. Ortspolizeis Behörde oder durch die Poll, Der Nachweis der Zuftellung wird mit rechtlicher 
Wirkung durch die Befcheinigung des ortspolizeilihen Beamten oder einen Poſtſchein geführt, 
welcher außer der Empfangsbeiceinigung des Empfängers die. Beſcheinigung eines: vereibeten 
Poſtboten über die gehörig erfolgte Zuftellung der Vorladung enthalten muß. 
2 Wohnen beide Theile am Sitze bes Gerichts, oder nicht weiter als drei Meilen 
von bdemfelben entfernt, fo ift die Vorladung rechtzeitig erfolgt, wenn zwifchen dem Tage ber 


Zuftellung und dem anberaumten Termine Gin Tag vergangen if. Wohnt einer von beiden 


Theilen weiter ‚entfernt, ‚fo muß ‚die ebengedachte Zwifchenzeit für jede weitere Entfernung inner: 
Halb dreier, Meilen, um ‚Einen: Tag verlängert fein. | ER 

— 8.40. Erſcheint eine minderjährige oder eine andere Partei, welche nicht, ſelbſtſtaͤndig vor 
Gericht auftreten. kann, ohne ihren ‚gefeglihen Vertreter ober Beifland, ‚fo. wird, wenn biefer 
nicht am DOxte wohnt, der Partei ein Beiftand aus der. Klafle der Gewerbetreibenden zugeorbnet. 
Diefer hat rücfihtlid der. Vertretung der beiheiligten Partei vor dem Vergleichsausſchuſſe ober 


vor dem Gewerbegerichte biefelben Befuguiffe und Obliegenheiten, wie. ber Bormund oder Bater. 


Geſ. ©. f. Verw. B., Bd. U. 20 
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Die gugiehung von Beiſtanden, welche ber Kafle der Gewerbetreibenden nicht angehören, 
ift rs geftattet. 
$. 50. Durch Bevollmädtigte dürfen ſich bie Barteien vor bem Bergleihs-Ausfchufle und 
voh dem Gewerbegerichte nur in den Fällen der Abwefenheit oder Krankheit vertreten laflen. 
Die, Bevollmächtigten müflen dem Gewerbeftande angehören ober mit den von ihnen Bertretenen 
bis zum vierten Grade einfchließlidy verwandt oder verſchwägert fein, ober in deren Dienft ſtehen, 
oder als Mitgenoffen ber Macıtgeber bei den ftreitigen Angelegenheiten betheiligt fein, auch fann 
die ten ihren Ghemann vertreten. Andere Berfonen werben als Bevollmaãchtigte nicht zu⸗ 
gelaſſen 
Bor der Zulaſſung zu den Verhandlungen hat jeder Bevollmächtigte den ſchriftlichen Auf- 
trag des Machtgebers nachzuweiſen. In Grmangelung diejes Nachweiſes wird — daß 
für den Machtgeber — erſchienen ſei. 


Fünfter Abſchnitt. 
Von den Rechtsmitteln. 


$. 51. Gegen einen Kontumazialbeſcheid ſteht dem Berflagten das Re chiomillel der Wie⸗ 
dereinſetzung in den vorigen Stand (Reſtitutivn) offen. Daſſelbe muß innerhalb eines Zeit 
raumes von drei Tagen, nach dem Tage der Zuſtellung des Beſcheides, bei dem Gewerbegerichte 
ſchriftlich oder zu Protokoll angebracht werben; es muß eine vollſtändige Beantwortung der 
Klage enthalten. 

8. 52. Ueber bie Suläffigfeit bes: Reftitutionsgefuches hat das Gericht zu- beſchließen Der 
Beſchluß, daß dem Geſuche Statt zu geben fei, it, mit Aufhebung bes Koniumaglaldeſcheſdec 
zu Protokoll zu vermerken. 

Die Parteien find in ſolchem Falle, unter abſchriftlicher Mittheilung des Veſchlu ſſee zur 
weiteren Verhandlung mit der Verwarnung vorzuladen, daß 
2 a) wenn ber Kläger in dem anberaumten Termine nicht erſcheine, die atten auf ‚feine 
Koften würden — werden; 

b) wenn der Verklagte nicht erſcheine, auf den Antrag des erſchienenen Klägers alle 
fireitigen, vom Verklagten angeführten, mit. Beweismittel nicht unterflügten Thatfas 
hen für nicht-angeführt, fowie alle von dieſem vorziilegenden Urkunden für nicht beis 
gebracht würden erachtet, alle vom Kläger angeführten Thatſachen aber, denen noch 
nicht ausdrüclich widerſprochen worden, als zugeftanden, ingleidyen die vom Kläger 
beigebrachten Urkunden als anerfatnt würden angefehen werden, und daß — 
die weitere Entſcheidung ergehen werde. 

8. 53. Das Rechtsmittel ber Meftitution findet innerhalb der im $. 51. an gegeßerien Frift 
audy- gegen einen Beſcheid Statt, welcher bei Berfäumung des en zur Ableitung eines 
whteträftig etfannten Eides gegen den Ausgebliebenen abgefaßt ift 

ve Begründung eines foldyen Reſtitutionsgeſuches ift das Gebieten ze Ableitung u. Gives 
erforderlich. 
8. 64. Im wieweit gegen Erkenntniſſe und Beſcheide andere Rechtomittel, als bie Rt 
tion. (88. 51--53.), namentlich der Mefurs, die Appelkation, die Reviſion und bie Nichtigleits⸗ 
beſchwerde Statt finden, iſt nach der in ben verſchiedenen Landestheilen beſte henden Atlgsmeirien: 
Prozeßgefeßgebung zu beurtheilen. 

Jedoch enticheidet über den Rekurs und die Appellation das bandelsgericht oder, ' we ein 
foldyes nicht Beiteht, das Kreis» oder Städtgericht Des Bezirks. 

‚$. 55. Die Erkenntniſſe und Befcheide der Gewerbegerichte‘ find ungeachtet ur: ‚dagegen 
etiva zuläffigen Rechtsmittel anf den Antrag des Klägers ſogleich volſſtregdar. 

Jedody treten hierbei nachſtehende Modifikationen ein: 

1) die Vollſtreckung des Perſonal-Arreſtes gegen den Verklagten iR: ——5 

:2) der Verklagte hat die Wahl, ob er dem ergangenen Urtheile Genüge leiſten oder wine 
vom Gericht feitzufegende Kaution in baarem Gelde oder‘ geldwerthen Papieren: be⸗ 
ftelfen will. Handelt es fich im Prozeſſe um eine ſtreitige Sache oder Sanınie , fo 

iſt der Berklagte befugt, biefelde zum gerichtlichen Bevahıfam zu geben: Le 20T 


Sedhfter Abfhnitt J u d 
BET | Stempel und Gebühren 1.0... Mu ———— 


s 56. Die Verhandlungen über die vor dem Derglehhe-oChafhufe ober * Yen aan, 
begericht zu Stande gefommenen Bergleiche und deren Ausfertigungen find’ Rempelfleii >" »!an 

An Gebühren Fire das Verfahren vor ven Vergleichs⸗Ausſchuffe Fol Mi Gebührehtaffe bes 
Gewerbegerichts ein: Pauſchquantun von’ fünf bis zu Hanf Sil bergroſchen erhoben werben 

8.57. Füuͤr das gerichtliche Verfahren vor dem Gewerbegerichte iſt zur Kaffe Ver“ 
Gerigts ein Pauſchquantum von 15 Spt. bis zu 5 Mihfe. zu erheben, - 

Sn’ Re ber Stempel kommen die amgenſtuen Bergen gut Summen: 14° 


> 5,2 


= 


m 


1849:..8.:3. Mär 86, Mai.) 2.307 


* Shlußfbetimmungen 
Alle denn — Geſetze entgegenſtehenden allgemeinen uud beſonderen geſeh⸗ 
lichen 1, — werben hierdurch aufgehoben. 
$. 59. Someit in diefen Geſetze nicht etwas Anderes beſtimmt ift, kommen in ben, den 


— — überwiefenen Nechtsangelegenheiten die allgemeinen gefeglichen Borfäriften zur 
nwendung 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen —— und beigedrucktem Koͤnigl. berel. 
ds a Charlottenburg, d. 9. Febr, 1849. (L. S.)-. Friedrid Wilhelm, 
Gr. v. Brandenburg. v. Ladenderg. v. Manteuffel. 5. Strötha. 
Nintelen. von der Heydt. an 
"She den Finanz⸗Miniſter: Kühne. Gr. v. Bülow ° , 


I 
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Auerh. Eeri. v. 8 März 1849, betr. die Abauderung des ——*5 PM 


die Jahre 1846 — 48, hinfichtlic, des Eingangszolld au Wagen: 
nigte Soda. *) 


DE BR [®. ©. 1849. S. 129. No. 3106] 


— Felge ber unter den Regierungen der zum Zollverein gehörigen Länder getroffenen Ue— 
bereinfunft, beflimme Ich unter Vorbehalt der ungefäumt einzuholenden Genehmigung der Kam⸗ 
mern auf. ben Bericht des Etaatsminifteriums v. 3. d. M., daß bie in der Anmerkung zu 
No. 5. d. der ziveiten Abtheilmg des nadı Meinem Grlaß v. 8. Nov. v. 3. v. 1. Jan. d. J. 
- an bis auf Meiteres in Kraft gebliebenen Zolltarifs für die Jahre 1846—48. beftimmte Aus: 
nahıne, nad welchet ungereinigte — unter 30 Prozent reines waſſerfreies Natron enthaltende 

a beim Gingange über die Preußifche Seegrenze, fowie in Preußen, Sachſen und Kurs 
heffen bei dem Gingange auf Flüffen und in Sadıfen auf der Landgrenze zu dem "ermäßigten 
Zollfage von 7% Sgr. eingeht, v. 1. Mai d. 3. an für die Zeit ber Gültigfeit des gedachten 
id wegfaffe, und fomit alle ungereinigte Eora gleich der gereinigten dem unter Ro. 5. d. 

er zweiten Abtheilung bes Solltarifs feftgefegten Eingangszollſahe von I Rtihlr. für den Bent 
ner unterworfen werde. * 
Charlottenburg, d. 3. März 1849. Sriedrid Wilde Im. 

— Gr. v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. 6 v..Strotha, ° 

"  Hintelen. vd. Heydt. Or. v. Arnim, ‚Rabe. 

An das Staatsminifterium. alas 


— 


Allerh. Erl. v. 23. März isas,, betr. die Einſetzung einer dem Niniſte⸗ 
vinm für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten — —— äi 
;. „Riuiel: Telegrapbendireftion.‘‘ 


ae ig tr BEN S. UEMD, IA N Mi ah 


Nach Ihrem. Antrage v. 18, Mär; d. I; genehmige Ich, daß zur Verwaltung ber Staats⸗ 
telegraphen —* dem Miniſterium für Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten untergeorbnete ’ 


Behörde mit. ber Firma; „Koͤnigl. Telegraphendireftion‘ , Singiſedt werde, welcher bie allgemei— 
nen Befugniſſe einer öffentlichen Behörde en ſollen. Diefer Erlaß iſt durch die ©. * zur 





ö wäh Kenniniß bringe SPP Er 
* Knpmiehenturg,.d. 25 23. Min 1849. ieh Briearin, ‚Bilpeim. NIE 
ven Susntie VA — 


J 


©. über die Auskahrans der AT der Tr ee zur zweiten. Kammer. 


Bu. 30. Mai.2849,* 
SSHITS ya [IS ©. 1849. S. 205. No. 3131.] 


‚Bir: Friedrich Wilhelm ıc. ac. vtrordnen im Ausführung der Art. 67: bis 74. und auf 
Grund: bes Art. 105. der Berfoflangsurfunde, auf den Anteagı Unſeres Staoteniiniferiime, 
daß ſtatt des Wah es für die Abgeardneten der zweiten Kammer v. 6. Der. Abas. die neihe 
folgenden näheren Beflimmungen zur Anwendung zu bringen: ſind: 

$.1. Sie Mhgenzhneien der zweiten. Kanuner werben von Wahlmännern in Wweli e net n 
die Wehlmanner von ben nemahlern in — — — er 
dulanı nn niusiist HB 2, 1 » X \ | 

” 6. 1850. I 
a — J 3 — 1810., Wabigefep für Hohenzollern, v. 30. Ayrıt 1881. u 


20. 
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$. 2. Die Zahl der in jedem Megierungabezirfe zu wählenden Abgeordneten weiſt das an: 
liegende Verzeichniß nad). 112 j 

$. 3. Die Bildung der Wahlbezirke ift nad Maafgabe der durch die legten ‚allgemeinen 
Zählungen ermittelten Bevölkerung von den Regierungen dergeſtalt zu beiwirfen, daß von jedem 
Mahlförper mindeſtens zwei Abgeordnete zu wählen And. Kreife, die. zu verſchiedenen Regie— 
rungsbezirken gehören, kͤnnen ausnahmsweiſe durch den Ober-Präfidenten zu einem Wahlbezirke, 
—— werben, wenn-es nach der Lage und den ſonſtigen Verhältniſſen der erſteren nöthig 
erſcheint. ir 

$. 4. Auf jede Vollzahl von 250 Seelen it ein MWahlmann zu wählen. 

$. 5. Gemeinden von weniger als 750 Seelen, fo wie nicht zu einer Gemeinde gehörende 
bewohnte Befigungen, werden von dem Landraihe, mit einer oder mehreren benadhbarten Ger 
meinden zu einem Urwahlbezirfe vereinigt. 

$. 6. Gemeinden von 1750 oder mehr als 1750 Seelen werben von ber Gemeinde-Ber- 
Berwaltungsbehörde in mehrere Urwahlbezirke getheilt. Diefe find fo einzurichten, daß höchſtens 
6 Wahlmänner darin zu wählen find, — | 

$. 7. Die Urwahlbezivfe müſſen, fo weit es thunlich ift, fo gebildet werden, daß die Zahl 
der in einem jeden berfelben zu wählenden Wahlmänner durch drei theilbar if. 

$. 8. Jeder felbitftändige Preuße, welcher das 24. Lebensjahr vollendet, und nicht dem 
Vollbefig der bürgerlihen Rechte in Folge rechtsfräftigen richterlichen Erkenntniſſes verloren hat, 
ift in der Gemeinde, worin er feit fehs Monaten feinen Wohnfig oder Aufenthalt hat, ſtimm⸗ 
* berechtigter Urmwähler, jofern er nicht aus öffentlihen Mitteln Armenunterftügung erhält. 

8. 9. Die Militairperfonen des ſteheuden Heeres und die Stamm: Mannfhaften der Land: 
wehr wählen an ihrem Standorte, ohne Nüdfiht darauf, wie lange fie ſich an demſelben vor 
der Wahl aufgehalten haben. Sie bilden, wenn ‚fie in der Zahl von 750 Mann oder darüber, 
zufammenftehen, einen oder mehrere bejondere Wahlbezirfe. Landwehrpflichtige, welde zur Zeit 
* ve Anz Dienfte einberufen find, wählen an dem Orte ihres. Aufenthaltes für ihren 

eimathsbezirk,. - 

$. 10, Die Urwähler werden nad Maafgabe der vom ihnen zu entridtenden direkten 
Staatsfteuern (Klaſſenſteuer, Grundſteuer, Gewerbeftener) in 3 Abtheilungen getheilt, und zwar 
in der Art, daß auf jede Abtheilung ein Drittheil der Gefammtfumme der Steuerbeträge aller 
Urwähler fällt. = . 

Diefe Geſammtſumme wird berechnet: 

a) gemeindeweife, falls bie Gemeinde einen Urwahlbezirk für ſich bildet, oder in mehrere 
Urwahlbezirfe aetheilt if. ($. 6.). 
\ b) en falls der Urwahlbezirf-aus mehreren Gemeinden zufanmengefegt iſt. 


. 11. Wo feine Klaffenfteuer erhoben wird, tritt. für dieſelbe zunaͤchſt die ehwa in Ge: 
—— ber Verordnung v. 4. April 1848., anſtait ber inbireften, "eingeführte direlte Staats⸗ 


em." - 
Wo weder Klafienfteuer, noch Haffifigirte Steuer anf Grund ‘der Verordnung v. 4. April 
1848. erhoben wird, tritt an Stelle der Klafienfteuer, die in ber Gemeinde zur Hebung kom⸗ 
mende, birefte Kommunaliteuer. 
Wo auch eine folhe ausnahmsweiſe nicht befteht, muß von ber Gemeindeverwaltung nad) 
. ben Grundfägen der Klaffenfteuer:Beranlagung eine ungefähre Ginfhägung bewirkt, und ber 
—— ausgeworfen werben, welchen jeder Urwähler danach als Klaſſenſteuer zu zahlen haben 
wurde. j 
‚Wird die Gewerbefteuer von einer Handelsgeſellſchaft entrichtet, fo ift die Steuer, behufs 
—— in welche Abtheilung die Geſellſchafter gehören, zu gleichen Theilen auf dieſelben 
zu repartiren. MN. I ee ’ 
$: 12. Die erfte Abtheilung befteht aus denjenigen Urwählern, auf welche bie höchſten 


zahlen. 
“8:13. So larige- ber. Grundfag wegen Aufhebung der Abgabenbefreiung in Beziehung auf 
bie Klafienfteuer und direlte Kommunalftener noch nicht durchgeführt ift, find bie zur Zeit noch 
befteiten ler im diejenige Abtheilung aufzunehmen, welder fie angehören wurden, wenn 
die Befreiungen bereits aufgehoben wären. | Be EEE BE 
8. 14 Jede. Abtheilung wählt ein Drittheil der zu wählenden Wahlmänner. -' «+ 

IR die Zahl der in einem Urwahlbezirke zu mwählenden Wahlmänner nicht‘ durch 8theil⸗ 
bar, fo if, wenn nur I Wahlmann übrig bleibt, diefer von der zweiten Abtheilung zu wählen. 
—— 2 IRRE übrig, fo wählt die erſte Abtheilung den einen und die dritte. Abthei⸗ 
ung den anderen. . ar 


I# 
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15In jeber Gemeindeift fofort ein —— ber ſtimmberechtigten Urwähler (Ur⸗ 
waͤhlerliſte) aufzuſtellen, in welchem bei jedem einzelnen Namen der Steuerbetrag angegeben 
wird, den ber Urwähler im ber Gemeinde oder in dem, aus mehreren Gemeinden zuſammenge⸗— 
feßsten Urwahlbezirk zu entrichten hat. Dies Verzeihniß ift öffentlich auszulegen, und daß die⸗ 
ſes geſchehen, in ortsũblicher Weiſe bekannt zu madhen, 

Ber die Aufſtellung für unrichtig oder unvollſtaͤndig hält, tann dies innerhalb dreier Tage 
nad) ber Bekanntmachung bei der Ortsbehörde ober dem von bevfelben dazu ernannten. Kom: 
mn ober ber daju niebergefegten Kommiſſion ſchriftlich anzeigen oder zu Protofoll geben. 

Die Entſcheidung darüber ſteht in den Städten ber Gemeinde Berwaltungsbehörbe, auf dem 
Lande dem Lanbrathe zu. 

In Gemeinden, die in mehrere urwahlbezirke getheilt find, erfolgt die Nufftelung ber Ur: 
wählerliften nach den einzelnen Bezirken. 

$. 16. Die Abtheilungen ($. * werben Seitens berſelben Behörben feftgeftellt, welche 
bie Urwahlbezirfe abgrenzen ($$: 5;, 6.). 

Eben biefe Behörden Jan für jeden Urwahlbegirf das Lofal, in welchem bie auf den Bes 
zirk bezügliche Abtheilungsliſte öffetrtlicd auszulegen, und die Wahl der Wahlmänner abzuhals 
ten ift, zu beftimmen. und. ben Wahlyorſteher, der die Wahl zu leiten hat, ſo wie einen Stell» 
vertreter deſſelben für ‚Beläperunpeflle zu ‘ernennen. 

In Bezug auf die Be chtigung der Abipeilungeliften fommen die Borfchriften des 8. 18. 
et zur Anwendung. 

. 17. Der Tag * Wahl ift von dem Minifter bes Innern feftzufegen. 

4 18. Die Wahlmänner werben in jeder Abtheilung aus der BE der ſtimmberechtigten 
Urmwähler des Urwahlbezirfs ohne Rückſicht auf die Abteilung gewählt. 

Mit Ausnahme bes Falles der Auflöfung der Kammer, find die Wahlen ber Wahlmänner 
für die ganze Legislaturperiode bergeftalt gültig, daß bei einen erforberlid werdenden Erſatzwahl 
eines Abgeordneten nur an Stelle der inzwiſchen durch Tod, Wegziehen an dem Urwahlbezick, 
oder auf fonftige Meife ausgeſchiedenen Wahlmänner neue zu wählen find 

$. 19. Die Urmwähler find zur Wahl durch ortsübliche Belanntmahung zu berufen. 
$. 20. Der Wahlvorfteher ernennt aus. der Zahl der Urwähler des Wahlbezirks einen 
Protofollführer, jo wie 3 bis 6 Beifiger, welche mit ihm den en bilden, und verpflich⸗ 
tet fie mittelt Handidlags an Eidesitatt. = 
- 8.21. Die Wahlen erfolgen abtheilungsmeife duch Stimsngebung zu Protofolf, nah ab» 
ſoluter Mehrheit und nad den WVorfchriften des Reglemenis ($. 32.). 

$. 22. In der Bahlverfammlung dürfen weder Diskuffionen ſtattfinden, noch Beſchlüſſe 
gefaßt werden. 

Wahlſtimmen, unter Proteſt oder Vorbehalt abgegeben, ſind un ültig. 

$. 23. Ergiebt ſich bei ber eriten Abftinnmung- feine abfelaie timmenmehrheit, fo findet 
die erigere Wahl ftatt. 

$. 24. Der gewählte Wahinann muß ſich über bie — der Wahl erklären. Eine 
Annahme unter Proteft oder Vorbehalt gilt als Ablehnung, und zieht eine Erſatzwahl nach ſich. 

$. 25. Das Protokoll wird von dem Wahlvorftande ($. 20.) unterzeichnet und fofort dem 
Wahltommiffar ($. 26.) für die Wahl der Abgeorbneten eingereicht. 

$. 26. Die Regierung erhinnt den Wahlfommiffar für jeden Wahlbezirt zur Wahl der 
Abgeordneten und beftimmt den Wahlort. 

$. 27. Der Wahlfommiffar beruft bie Wahlmanner mittelſt ſchriftlicher Einladung zur 
Wahl der Abgeordneten. Gr hat die Verhandlungen über die Urwahlen nad den Vorſchrifien 
biefer Verordnung zu prüfen, und wenn er einzelne Mahlafte für ungültig erachten follte, 
der Verſammlung der Wahlmänner feine Bedenken zur endgültigen Entfheibung vorzutragen. 
Nach Ausſchließung derjenigen Wahlmänner, deren Wahl für ungültig erfannt ift, ſchreitet bie 
Berfamminng fofort zu bem eigentlichen ——— p 

Außqr der vorgedachten Grörterung u Entſcheidung über bie etwa, gegen pt Wahl⸗ 
afte erhobenen Bedenken dürfen in ber. Berfammlung, Feine Dietuffionen Statt noch Be⸗ 
ſchlüſſe gefaßt werden. 

$. 28. Der Tag ber Wahl der Abgeörbneten iſt von dem Miniſter des Innern feſtzu⸗ 


fegen. 

i 8. 29. Zum, Abgeorbneten if *— Preuße wählbar, ber das dreißigfte Lebensjahr vollen: 
‚bet, den: Vollbefig ber bürgerlichen ‚Rechte, in Folge reditsfräftigen richterlihen Erkenntniſſes, 
nicht verloren. hat. und bereits ein. Jahr Jang dem preußifhen Staatsverbande u 
$. 30,. Die Wahlen: der. Abgeorbneten erfolgen durch Stimmgebung zu Protokoll 

» Der, Protofollführer und. die Beifiger werden von ben Wahlmännern rauf. den Vorſchlag 

des Wahlfommiffarius--gewählt und bilden mit dieſem den Wahlvorftand. 
1 Die, Wahlen erfolgen, nad). — Sinmrämggehel Wahlſtimmen unter, Proteſt ober 
‚Borbehalt, Fr nd ungültig. -- 

giebt, ſich bei der erſten — keine ahlelun Biete, er wird ix einer engeren 
‚Wahl gefchritten. N. Pal :? Par ; ! ' 


N 
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 $ 3b Der gewählte Abgeordnete muß ſich über die Annahme ober Ablehnung ber auf 
ihn ‚gefallenen‘ Wahl: genen den. Wahlkommiſſarius erklären. Eine Annahme» Erklärmg umier 
Broteit oder Berbehatt gilt als- Ablehnung uimd bat eine neue Wahl zur Folge “nr 
$. 32... Die zur Ausführung dieſer B. erforderlidien näheren Beflimmungen ; bat -Unfer 
Staatsminifterium in einem zu erlaffendem Reglement zu treffen. oh Rom 
urkundlich unter Unferer Höcfteigenhändigen Unterfchrift und beigebrudtem Königl. Inflegel. 
.» Gegeben Sangjouci, d. 30. Mai 1849. a Ber EN 
' — (L.S.) Friedrich Wilhelm 
Gr: » Brandenburg. ». Ladenberg. v. Manfeuffel. v. Stratha. 
‚ v.d. Heydt. v. Nabe. Simons. ee ee 


Se Berzeichnmiß Een 
der in ben einzelnen Regierungébezirken zu wählenden Anzahl von 
re rer Abgeorbneten zur zweiten Kammer. 


| Anzahl der Abgeo beten zur 
‚Regierungsbezirk, u zweiten Kammer. 9 


2 


Königsberg188 r 
Sumbinnen - . — WET ER. f 
: - Danzig. «4» . “ “ . [} . 7 
fi Marienwerber . . ‘ . . . a sipr 
752* — Poſen a Ba en rt Y>3 
Ar 5: - Bromberg e r 


14 
9 
13 
20 
. 4 10 
Stadt Bexrlin 9 
Potsdam.... 0 0, ° 18 

 Beulfmt 1. =. tete. 38:;: : ; ii. 

Stettin .® » . D .n. . D 12 .. * £ 

Köslin.. ..+ .,m.ı5n. 9% — — 9 9 Br Dr 145° 

Stralfund . x en. 4 
N rBeeblan:: - 0 0 00.0 2b 
Dyln 0er 
J Liegnißz20 
Magdeburg — | 
Merſehurg 16 
Vrfurt... 00. < z 


Münfter a N Er 
— Minden eo, he *® 10 19— 
Eee e ‚ Menöberg :. - “ % ton niet „BR «r rien 


Köln .’. tete! 1 
Düafielderf- ::.... oe 2. 10. 4: 10 
“Koblenz: er a . .0'# . 11 } 34 2.4 
Sieee 13 rend 
Maenner 9 
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Allerh. Erl. v. 2%, uni 1849,, betr. die Neberweifuitg der gefammeen 
Med Sergei Einſchluß der Medizinal: und nitätss 
e ofizei, an den Minifter der Nnterrichts: und Medizitiale © 
ER Angelegenheiten. J ee en 
1G. ©. 1849. ©. 335. No. 3154.) 


; 
2416 2 


Auf ven Bericht des Staatsminifteriums v. 18. de M. genehmige Ich Hierdurch unter * 
hebung der O v. 29. Jan. 1825. die Ueberweiſung der geſammten Medizinal⸗Berwaltung, -mit 
Einſchinß der Medizinal- und Sanikäts-Polizei, an den Miniſter der Unterrichts⸗ und Medijl⸗ 
nal:Angelegenheiten mit der Manfigabe,; daß ber Letztere in allen’ Fällen, in welchen durch An⸗ 
ordnungen th der Mediziual⸗Verwaltumg bie Snterefien anderer Reſſorts betroffen werden, vor 
der Cuiſcheidung ſich mit den betheiligten Miniſtern zu benzhinen und nach age der Umſtände 
gemeinſchaͤftlich mit ihnen zu handeln Hat! Insbeſendere iſt der Lehrplan der Thierarzneiſchule 
vor deſſen Genehmigung durch den Miniſter der Medizinal⸗Augelegenheiten den Miniſtern des 
Ktieges und für laindwirthfchaftliche Angelegenheilen zur Aeußerung mitzutheilen, auch mit den⸗ 
ſelben jede organiſche Verfügung über die Ausbildung der Thierärzte vorher zu berathen. "Mit 


— 


a9. W. 1% Sep)er. - 9 


Des Ansfüheungnbibfes durch; bie G. e. belannt zu: wagenden · Erl. ob * Bine der Me⸗ 
dirine amgeleg nheinen und Ir — — m? F 
>" Bellevue, 2:22. Imi | Ä ‚rienaie, Wilhelm. | 
Gr. v. derer Pr Sabenberg. v. Mantenffel, v. Strothe. 
j An d. GHeydt. v. Nabe. Simono. | 
das — Ben der a ken . 


Allerh. Erl. 18, Sept. 1849, 25. März und. 8 ae 1850,, die 
— Umgeftaltung der Derwaltans: des Voſtwefens betr — 


TEE, 1850. ©. 299. No. 3270.) m 


"uf den Bericht des Staatsminifterium v. 15. Sept. d. I. erkläre Ich Mic ni "er in 
Antrag gebraten Jeitgemaͤßen Umgeſtaltung der Verwaltung des Poſtweſens einverſtanden, und 
beſtimme bemgemäß Folgendes: Für jeden Regierungsbezirk, fo wie für die Mefidenzftadt Bers 
lin, ift eine Ober-Poſtdirektion einzuridten. Sämmtliche Poſtanſtalten des Regierungsbezirks 
werden ber Ober⸗Poſtdirektion gleihmäßig untergeorbnet. Die im Auslande gelegenen Preußiſchen 
Poſtanſtalten werben, den nächſtgelegenen Ober-Poſtdirektionen zugewieſen. Das Ober⸗Poſtamt 
in Hamburg bleibt wegen feiner Lage und Wichtigkeit als ein Immediat-Ober-Poſtaͤmt beſtehen, 
die, anderen größeren Poſtämtern bisher beigelegte Benennung „Dber:Beftamt“ fällt weg. Dem 
—— der Ober⸗ — ‚werben, zugewieſen: ein Bureauvorſteher, welcher in Bthiude⸗ 
— fällen des Ober : Boübireftors denfelben vertritt, ein Poflinfpektor, ein Bof-Kaferfuhtrgl: 

ww und bie nothivendige Anzahl von Büreau- iind Neviſtonsbeanmten. Der —5— digen 
Bei hand Bei der Ober: Boftbireftion hat der Zuftiffarius der Regierung, bei der Ober: Voftbiref: 
F in Berlin der Juſtitiarius des Poſtdepartements zu leiſten. Bei jeder Ober-Poſtdirektion 
iſt eine Bezirks-Poſtkaſſe einzutichten, deren Perſonal aus einem Mendanten, welcher den Ober: 
—* direktor als Vorſtand der Lokal-Poſtanſtalt vertritt, aus einem Buchhalter und einem Kaf: - 
‚firer _befleht, welcher zugleich bie Kaſſengeſchaͤfte ber Orts: Voftanitalt beforgt. Dagegen geht die 
Weneral⸗ Poſtkaſſe in Berlin als entbehrlich ein. Die ummittelbare Kontrolfe" über die Ober: 
Boftbir ionen, nauentlid, die Soige für Aufcechterhaltung eines übereinfimmenden Verfahrens 
bei benjelben, , wird durch zwei General: Boftinfpeftoren wahrgenommen, deren Funktionen von 
ben bortragenden Näthen - bes Poftvepartements nad) näherer Beftimmung des Minifters für 
"Handel, Gewerbe und öff tliche Arbeiten mit, verfehen werben follen, Der Minifter für Hat: 
‚Del, Gewerbe und öffentliche Arbeiten Hat diefe. Beftinimungen in. Ausführung zu beingen, 
bie dazu welter erforderlichen Anordnungen zu treffen und die bei det Ceutral-Poſiperwaltung zu 
entbehrenden Beamten bei ben Ober: Pollbireftionen und, Poftanftalten, fo weit als thunlid, ans 
berteehh vermenden. 

ouci, d. 19. Sept. 1849. Pr Friedrich Wilhelm. 
Gr. v. Brandenburg... v. Ladenberg, v. Manteuffel. v, Zul 
v.d..Heydt v. Rabe. Simone v. Schleinig 

das Stauteminiferium. 


Ihren gemeinfchaftlihen Bericht v. 27. Seh, 1850. beſchloſſen, die Nebertra⸗ 
gung‘ —X —9 dem PR a en ausſchießlich — — in unieiſuchunge⸗ 
—— wegen Poſt- und Porto sKontraventionen zunächſt durch eine Reſolution zu entſcheiden, 

F die Tefgefeh te Strafe wollitreden zu laffen, wenn ber Beichuldigte nicht u. zehn Tagen 
—8— he rxReſolution auf richterliches Gehör und Erfenntniß bei dem inpetenten Ge⸗ 
‚inte anträgf, auf die in Folge Meines Erl. v. 19. Sept. v. I. errichteten Ober⸗Poſtdireltio⸗ 
u gen ehmigen, und weife Sie, den Miniſter fit Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 
ie, — das Erforderliche zu veranlafen. 
„Charlottenburg, b. 25. März: 1850. J Friedeich Wilhelm. 
An 029, d. Heydt. Simons 
‚den ‚Minifter füt Handel, Gewerbe und offentliche Arbeiten und an den Juſtizminiſter. 


* gar Auf ven Beticht des: Slaeteminiſteriums v. 2. d. M. beſtimme Ich, daß den Vorſtehem 
der Ober⸗Poſtdireltionen der Dienſicharakter: Ober-Poſtdirekltor, mit dem Range der Ober⸗Ne⸗ 
gierungsrũthe nnd Ober⸗ Forſtweiſter, den ihnen beigeorbneten Büreauvörfteherti ‘der Dienft: 
haräfter: Boftrath, mit dem Range vor ben Affefforen, zufommen joll und daß die Poſtinſpel⸗ 
toten in ihrer jetzigen Dienfiftellung den bisher eingenommenen Rang der fünften Rangklaſſe 
der höhern Provinzial-Beamten beibehalten. 

Gharlottenburg, den 3. April 1850. . Friedrich Wilhelm. 
‚or Fr dl Prophet A erfabenbeng.;.®- ARausemniet v. d 
imone., v. Schleinitz . Stodhaufen. 

. bas Etosinminiferiun. 


‚ . r 
DL 1 TB ya) se Riusgnit EL 


Ya, 
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Bekanntmachung det von beiden Kammern ertheilten Genehmigung 

unter dem 6. Tan. 1849, erlajienen DB. wegen Aufhebung ‘der —S— 

tung zur — — Hülfsleiftung bei Räumung des need von den 
Ehau ffeen. * 4. Okt. 1840. tl .. 


[G. S. 1849. ©. 378. No. 3174.] 


Nachdem die auf Grund des Art. 105. der Verfaffungsurfunde unter dem 6. Jan. d. J. 
erlaſſene, in der G. S. S. 80. verkündete 
B. wegen Aufhebung der Verpflichtung zur unentgelslichen Hülfeleifumg bei Raͤu⸗ 
"ung des Schnees von den Chauſſeen, 
jenem Krtifel ber Berfaffungsurfunde gemäß den fpäter zufammengetretenen Kammern zur Ge: 
nehmigung vorgelegt worden ift, Haben beide Kammern ber gedachten Verordnung ihre Bench 
‚migung ertheilt:“ 
Dies wird .— zur Beachtung befannt gemacht. 
Berlin, d . 4. Okt. 1849. 
Das Staatsminifterium. 
Gr. v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. Strotha. v. d. Heydt. 
v. Rabe. Simons v. Schleinitz. re 


Allerh. Erl. v. 3. Nov. — — * die Einfeung einer befonderen Be: 
‚börde mit der Firma: ‚Königliche Direftion der Oſtbahn“ und die vers 
änderte Bezeichn —* der bisher! —— ——— Ir die Weftphälifche 

iſenbahn 


[G. S. = ©. 404. No. 3183.) 


Nach Ihren Aitträgen in dem Berichte v. 27. Oft, d. 3. genehmige Ih, daß zum Worts 
ſetzung des Baues der Oſtbahn, fowie deumächſt zur Verwaltung bes Unternehmens und zur 
Keitung des Betriebes auf der Bahn nunmehr einebefondere Behörde eingefegt werde. Diefelbe 
foll den Namen: „Königliche Direktion der Oftbahn“ führen, in Angelegenheiten der ihr über: 
tragenen Gefchäfte alle Befugniffe einer öffentlichen Behörde haben und von Ihnen, dem Mi: 
nifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten, unmittelbar reſſortiren. Zugleich beftimme 
Ich, daß die durch den Erl. v. 2. Feb. 1849. (©. ©. 1848. ©. 127.). eingefegte Kommiffion 
für die Weftphälifche Eiſenbahn fortan den Namen: „ — Direftion der Ki ana 
Rab führen fol. 
‚ Diefer Erl. ift durch die ©. ©. befannt zu maden. - 
Samen, den 6. Nov. 1849. — wiigeln. 
d. Heydt. v. Nabe. 
den Der für Handel, Gewerbe und ffenitiche Arbeiten 
und an den Finanzminiſter. 


Allerh. Erl. v. 26. Nov. 1849,, betr. das Reſſort in — | 
[®. ©. 1850. ©. 3. No. 3202.] 


Auf den Bericht des Staatsminifteriums v. 24. Nov. c. genehmige Ich hierdurch, —*— die 
Bearbeitung der Eindeichungs- und Deichſozietäts-Angelegenheilen v. J. Jan, 1850. ab an bas 
Minifterium für_landwirthfhaftlice Angelegenheiten übergeht, mit Vorbehalt der Theilnahme 
des Minifteriumsd für Handel, Gewerbe und öffentlige Arbeiteh in Fällen, in. denen aud das 
Intereffe der Schifffahrt und der Strompolizei betheiligt ift, namentlidy auch bei neuen Deich— 
anlagen in der Nähe fhiffbarer Ströme. — Die großen Deichverbeflerungs: Arbeiten, welche zur 
Sicherſtellung der Oſt-Eiſenhahn und. deren Strombrüden an ber. Weichfel und Nogat derzeit 
ausgeführt werben, fowie die bereits eingeleitete Melioration des Nieder-Oderbruchs follen jedoch 
‚bis Be ——— ber zur Ausführung zu bringenden Anlagen dem Miniſterium für Handel 
ic. verbleiben 

Potsdam, d. 26. Nov. 1849. Friedrich Wilhelm. 

An BF IM HELL, v. d. berd. 
das Staatsminiſterium. 


G. wegen ı Aufhebung der aiaſſenfteuer· Befreiung. ©. * Der. 1848. 
[®. ©. 1849. ©. 436. No. 3197.] 


Wir Friedrich Burn 16. ac. verorbnen unter Zufimmung ber. Kammern, was 8 folgt: 
ei 


— 





- 1849. (87. 226 Dee.) Die 


. - 

+”, Si 12 Die nach dem Klaſſenſteuergeſetze v. 30. Mai 1820. und den. damit im Zufam- 
menbange ftehenben -fpäteren B. für die chemals Neihsunnmrittelbaren, für. geiftlihe und Schul⸗ 
lehrer, für Offiziere des ftehenden Heeres und ber Landwehr: und für Militairbeamte, fofern die: 
ſelben nicht mobil gemacht find, fowie endlid für die Hebeammen eingeführten Befreiungen von 
der Klafienfteuer, werden. hierdurd aufgehoben und bie bisher: befreiten Perfonen vom 1. Jan. 

1850: ab nach den beftebenden Ginfhäpungs-Grundfägen zur Klaffenfteuer veranlagt. 

$. 2. Der Finanzminifter ift mit Ausführung diefes G. beauftragt. 

Urkundlich unter Unferer Höhfteigenhämdigen Unterfchrift und beigedrucktem Königl. Infiegel. 

. Gegeben Bellevue, d. 7. Dec. 1849. ' er - 

(L. 8.) Friedrich Wilhelm. 


Gr. v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. Strotha. v. d. Heydt. 
v Rabe Simons. v. Schleinitz. 


G., betr. den Bau der Oſtbahn, der Weſtphäliſchen und der Saarbrücker 
Eiſenbahn, ſowie die —— ung Ber ao seterbeciichen Geldmittel, 
hy «7. Der, —* BE un” 


[®. ©. 1849. S. 437. No. 3198.] 


Wir Friedrich Wilhelms. sc. verorbnen unter Zuſtimmung der Kammern, was folgt: 
$. 1. Unfer Minifterium für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten ift ermächtigt: 
1) den Bau der Eiſenbahn nad) Königsberg, welche deu Namen „Oftbahn“ führen fol, 
einfhließlid ber Brücken über die Weichjel und Nogat und der tur die Eiſenbahn— 
Anlage bedingten Strom: und Deichregulirungen an biefen beiden Strömen, vorläus 
fs von dem. Kreuzungspunfte der Oftbahn mit der Stargard: PBofener Eifenbahn ab, 
n ber Richtung über Bromberg, Dirfhau, Marienburg, Elbing, Braunsberg nad 
Königsberg mit einer Zweigbahn von Dirfhau nad Danzig, für Rechnung bes 
Staates auszuführen. J — 
imgleichen — 
2) die Weſtphaͤliſche Eiſenbahn von der Kurheſſiſchen Grenze bei Haueda ab über War: 
burg, Paderborn, Lippflabt, Soeſt nad) Hamm, für Rechnung des Staates zur Aus⸗ 
führung zu Bringen, aud zu biefem Zwede die Göln: Minden :» Thüringer Verbin: 
dungs- Eifenbahn nach Maaßgabe bes unterm 23. Dec. 1848. mit dem Bevoll: 
mächtigten ber Gifenbahn-Gefellfcraft abgefchloffenen Vertrages für den Staat zu er⸗ 
werben, u * 
und F 
3) den Bau der Saarbruͤcker Bahn für Rechnung des Staates vollenden zu laſſen. 


8.12; Die zur Ausführung der brei gedachten Unternehmungen noch erforbeslichen Gelb: 
mittel von überfchläglid drei und reißt Millionen Thalern find aus den Beländen und der 
etatsmäßigen jährlichen Ginnahme des Gifenbahnfonds, ſowie aus fonftigen noch vorhandenen 
Beftänden, welche den Kammern zur Verwendung für, diefen-Zwed in Vorſchlag zu bringen 
find, und den etwaigen fünftigen Jahresüberfhüffen des Staatshaushaltes zu entnehmen, 

In foweit die bezeichneten Fonds zur Bollendung jener Bauten ($. 1.) in angemeffener 
Frift nicht ausreichen follten, iſt Unſer Finanzminifter ermächtigt, den Mehrbebarf durdy eine 
nad) dem Bedürfniß des fortfchreitenden Bates allmälig zu realifirende verzinsliche und in ans 
gemiiener EeiR zu amortifirende Staatsanleihe höchſtens im Betrage von ein und zwanzig Mils 
lionen Thalern zu beihaffen. IK L — — 


* 


$. 3. Die Ausführting dieſes G. wird dem Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche 


Arbeiten und dem Finanzminifter übertragen. 
Urkundlich unter Unterer Höch ſteigen haͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem Koͤnigl. Infiegel. 
Gegeben Bellevue, d. 7. Dec. 1849. ER 
| (L. S.) Friedrich Wilhelm. F 
Br. v, Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. ve Strotha. v. d. Heydt. 
tn Dar v. Rabe Simons v. Schleinig. wet, . 
G, betr. die Ermäßigung der Briefporto-Taxe. V. æa. Dec. 1849, 
—— [®. ©. 1849. ©. 439. No. 3199.] Zu | 
Wir griedrich Wilhelm ıc. ıc. verorbnen auf den Antrag Unferes Staatsminifteriums un 
ter Snftkamang beider Kammern in Betreff der Ermäßigung ber Briefporto-Tare, was folgt; 


*) Bergl. Erl. v. 28, Nov. 1851. und ©. v. 23. März 1852. 


314 | asao. Goꝛi. Die); 


"$ 1: Das Briefporto für’ bie a Breufifgen ge — Ron 
reſpondenz ſoll betragen: 
4) nach Maaßgabe der. Entfernung: oo. Er RT? — 
unter und bis. 10 Meilen: =. 2 22 4 . 3 or. 
‚über 10 bis 2O/Meiln . .-. ee ee ee ae ag I 
‚und auf alle weitere Gutfernungen Pan PER DE Po Er Eee 31 
für den einfachen Brief; A er 7 
»b) nadı Maaßgabe des Gewichts: 
unter 1 Roth Zollgewicht (1,134 Loth preußiſch, ®. v. 31. Ott. 1839., @. 
S. ©, 325.) das einfadye, 
- von .L Xoth bis erfl. : Loth das zweifache, 


⸗ » 2 ' "„'ı" ".." . dreifache, 
ee ey ı „„ vierfache, 
J Fr N * „fünffache, 


—* 
Rotte, 3 lange, bis das — nach ber — :Tare mehr, Au 

* 2. Die Poſtverwallung wird ermächtigt, im dem wit fremden ‚Boftbehörb * 
den Vereinbarungen das Preußiſche Porto nach dem Verhältniſſe des im $. 1. ——— 
Portotarifs feſtzuſetzen, in ſoweit dac bei der betreffenden. Kocreſpondenz in Anwendung kom⸗ 
mende fremde Porto nah annähernd gleiben Sägen normirt wird, 

$.. 3. Die Poftverwaltung hat die Anfertigung und ben, Verfüuf von Stemiprin einzulei- 
tem, mittelft deren durch Befeſtigung auf dem Briefe das Franfiven von Briefen nad Maafgabe 
bes Tarifs bewirkt werben Tann, Die weiteren Anorduungen wegen Benugung folder Stempel, 
ſowie wegen des dabei zu bewilligenden Rabatte, hat die gedachte Verwaltung durch ein Regle⸗ 
ment zu freffen. 

8.4. Für alfe nicht zur Koreefpondenz gehörigen Arten vor Poftfendungen , für welde 
bie Briefporto-Tare der Erhebung des Porto zum Grimde Hegt, tritt durch gegenwaͤrtiges Ge⸗ 
ſeb eingeführte Tare an die Stelle der bisherigen Briefporto-Taxre. 

$. 5. An Beitellgeld für die Packet- umd Geldjendungen ift für bie Befteltung einer je 
den Adreſſe oder eines jeden Geldſcheins, ebenſo wie für die Beſtellung eines jeden Briefes, 
Sgr. zu erheben. 

86. Das gegenwärtige Gefeg tritt mit dem 1; Jan. 1850. in Kraft. © 
F — — Unſerer Hoͤchſteigenhändigen — und beigedrucktem Ie Infiegel. 

"Gegeben Bellevue, d. 21. Dec. 1349. {L. 8.) Friedrich Wilhelm, 

®r. v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. Strotha, v. d. Heybt. 
v. Rabe Simons. v. — 


— — 





— — :P 


G., betr, die Aufhebung des zu Guuſten des Deilitair · Waifenhaufes zu 
Potsdam gg beftandenen — u nen es und der amt: 
Tichen Intelligenzblätter. 1, Dec, 18 7 a 


[G. ©. 1849, €. 441. No. 32300.) 


Wir REN Wilhelm 36. 36. verorbnen unter Zuſtiumung ber Kanımern, wae Talk 
u. 8 4. Dex bisher zu Gunften des Militair- Baijenhaufes. zu Potsdanı beftandene Intelli— 
genz⸗ Inſertionezwang wird, mit dem 1. Jan. 1850. rer aufgehoben. 

$. 2. Bon eben der Zeit 48. 1.) ab,.hört zugleic überall die amtliche, aus abe von. In⸗ 
telfigengblättern auf. Der Minitter des Innern Ä ermächtigt, wenn es ſich ale edmaͤßig er⸗ 
„giebt, fuͤr Berlin ein beſonderes Amtsblatt nebſt Anzeiger zu gründen. 

$. 3. Im allen Fällen, in welchen die Geſetze eine Bekauntmachung hurch dag Intelligenz: 
„blatt vorſchreihen, teitt mit. dem 1.- Jam 1850. an beren Stelle. eine Belanntmachung durch den 
öffentlichen Anzeiger des Amtsblatted. " 

Mo die Publikation folder Bekanntmachungen ſowohl durch das Intelligenzblatt, wit Durch 
den Anzeiget vorgeſchrieben iſt, genuͤgt die Püblikation durch den letzteren. 
28. 4. Dem Militair-Waiſenhauſe zu Potsdam wird für die Entziehung der ihni ſtiftungs⸗ 
mäßig bisher aus dem IntelligenzInfertionszwange und der Herattsgabe von Intelligenzblättern 
zuftändigen Ginfünfte v. 1. Jan. 1850. ab aus ber Staatsfafle eine jährliche Entfhädigumgs: 
vente von vierzig taufend Thalern gezahlt. 

„Auch übhernimmt- der Staat die in, Folge, der Aufhebung bes Aber en Intelligenz⸗ In ſer⸗ 
tionszwanges und Intelligenzblattwejens etwa zu gewährenben Ent en an Beamte und 
fonftige Intereffenten. 

Urlundlich unter Unſerer Söcfkeigenhändigen ar und ar 8 Si l. Zufiegel. 
Gegeben Bellenue, d.; 21. Der. 1849, L. 8.) Friebrich un — 
Gr. v. Brandenburg. v. Sadenberg. v. Wentenerik v. Stroihe, vd. Heybt. 
v. Rabe. Simons. v. Schfeinip. J 





— 1849. (2. 22. Dec) 1880: (V. 14. Sn) 3186 


Befanntmachnung ‚ger: von den Kammeru erfheilten Ben enehmigung zu den 
unterm 30, Mai 1849, erlaffenen V. über die Ausführ der Wahl 
der Abgeordneten zur zweiten Kammer amd über dew't wzur Wahl 
ur die ‚weite Kammer und die —— Denen — 
"ie B. 22, Dec. 1849, 


IG. S. 1850. ©. 5..Ro, 3204] 


Naddem bie ‚ai Grund. bes Art. 105, der Berfaffunge-Uchunde unterm 30. ‚Mai d. J. RN 
fene, in der ©.'&: ©. 205— 211. verfündete -' 
B. über die Ausführung ber Wahl: det Abgeordneten zur zweiten Kammer, 
und bie unter demfelben Datum erlaflene, in der ©. ©: ©.:212. :werfündete 
sun B.Üben ben Termin zur Dahl für die zweite: Kammer: und bie Sinserufung beider 
J Kammern, 
dem dit, ‚105.. der Berfaffungs-Urfunde gemäß, ben fräte zufammengetreienen Kammern vor⸗ 
gelegt worden find, haben beide Kanmern : 
9 der DB; über die Ausführung ber Wahl der NAbgeorbneten : zur zweiten Kammer 
ie verfafüngsmäßige Buſtimmung, vocbehaltlich der Mevifion dieſer V., — 
und 


» dem": Erlaß der B. über ben Termin zur Mahl für bie ziveite Kammer und die Gin: 
berufung beider Kammern als durch die Umspänbe ‚gerechtfertigt erklärt. —MW 
‚Dies wirb hierdurch befannt gemacht. ; 1.1 Zuge 

" Berlin, b. 22, Dec. 1849. 

Das ——— 

Sr. v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. ———— v. etrotha u bu Heydt. 
la u Re “y Nabe. — v. eg at 0.2 


14 


V — u 
MH } 





s ® v 2. De. 1549., über die obere —— des vaune ere 
eo „u: bei dem El. v. 14. Jan. 1} a Eid 


Mllerh. Erl. ‚14. an. '1850.,; betr; die neue Drganifation be ‚ober 
1J Seriwattung des auweſens, nebſt zugehöriger DB, v 28, Der. se. 


— re [®. ©. 1850. ©. 13. R0..3210] ... 


Auf ber: Antrag bes Staatsminifteriums habe Ich befchloflen, 'eine neue — der 
:obern Verwaltung des Banwefens: eintreten zu laſſen, um für "die obern Staatsbaubeamten eine 
Tebendigere Theilnahme am“ ber Leitung 'umb Entwickelung ber Bauangelegenheiten! herbeizu⸗ 
fühten'und den: Gefhäftsgang abzufürzen. Ich genehmige: daher; die anliegenide, von dem Staates 
Minifterium unterm 22. Dez. 1849. vorgelegte B. ‚über idie obere Berwaltung‘ des Bauweſens, 
inbem Ich insbeſondere zu der Auflöſung ' der Ober s Baubeputation Meine: Bufimmung ertheile 
“and bie:gegenwärtigen Mitglieder berjelben, unter Belaffung ihres: bisherigen Gehalts, hiedurch 
zu Minitterials Bauräthenemenne. Wegen Ausführung -diefes Erlaſſes, welcher nebitder-B. 
m 22.Dez. 1849. durch die ©; ©. betannt zu machen iſt, hat das Staateminiſterium bas 
Weitere zu veranlaffen: - —— 
11 Eharlottenburg, d. 14. Jan. 1850.: J dr iirar⸗g Wilhelm. n 
Graf v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Mantenffel.i v. — 
Dr | DE vn nd Heydt. v. Nabe! Simiönd. v. ehren ai 
"das Staetöminiferium. j 


Mun 
vere dnuns über bie obere ara ltäng des Benwersne 
320 8 db a 5 Bom ‚22. Dezember, 1849. En N 


ED Ober⸗Baudepukation wird aufgelöft. 1 

$. 2. Die bieher von der Ober: Baudeputation wahrgenommenen Geſchäfte gehen, ſoweit 
micht die in $. 6: ein Anderes beſtimmt iſt, auf bie Abtheilung für das Bauwefen im 
Miniſterium für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten über‘, in welche die gegenwärtigen 
‚Mitglieder der Ober Baudeputation nad Maapgabe der nad $. 5. zu treffenden näheren Be⸗ 
Nimmung als Miniſterial⸗Baͤuräthe eintreten. 


316 028 RI) 5 


-; Bu den⸗ unier Theilmahme ber Minifterial» Bauräthe zu ‚bearbeitenden Angelegenheiten" se 
horen namentliche 
5 vie verſonalien der Vauverwaltung und die Ueberwachung der Gefcäfteführung: ‚ber 
Baubeanten,“ 
b) die Berathung des Baubedürfniſſes und bie Aufſtellung bes Bauetats für die Staats: 
. bauten. 
ec) die Prüfung und Feiftellung der betreffenden Bauentwürfe und Koften:Anfchläge, 
d) die oberfte Leitung und Ueberwahung der Ausführung biefer Bauten, - = 
e) die Vermeflungss Angelegenheiten, foweit folhe zum Meffort des En für 
Handel, Gewerbe und öffentlidye Arbeiten gehören, 
f) die Baupolizei⸗ Angelegenheiten. 

$. 3. Die Gefhäfte werden unter die Mitglieder ber Banabtheilung 6 2) fo vertheilt, 
daß die Minifterial:Bauräthe auch an der Verwaltung und an der Berathung ‚des Bauberürf: 
niffes Theil nehmen. 

Die Prüfung und Feititellung der Banentwürfe mb Koftenanfchläge erfolgt durch bie eins 
zelnen Minifterial:Bauräthe unter ihrer perfönlichen Verantwortung Namens der Bauabtheilung, 
wobei die revidirenden Mäthe aud dafiir verantwortlidy bleiben, daf:die Entwürfe von den Baus 
beammten gehörig bearbeitet und von den Regierungs-Bauräthen gründlid vorrevidirt wer: 
den. Behufs der obern Leitung und Ueberwachung der Ausführung dee Bauten. durch die Mis 
nifteriale Bauräthe werben biefelben mit dem erforberliden Dienftreifen beauftragt werben und 
dadurd zugleich Gelegenheit erhalten, felbit in ben Erfahrungen fortzugehen, fo wie das dienſt⸗ 
liche Verhalten der Regierungs-Bauräthe und der ah pn Baubeamten näher feunen zu lernen, 

fo daß fie im Stande find, über deren Dualififation bei vorkommenden Stellenbefegungen gründ: 
lid) zu urtheilen. 

$. 4. Die bei einigen-Minifterien für die Bauangelegenheiten angeftellten techniſchen Räthe 
und Baurevifgren verbleiben in ihren Funktionen. Ob nod bei andern Minifterien dergleichen 
MinifterialsBauräthe zu beitelfen, bleibt weiterer Beſtimmung vorbehalten Die Borfhläge zur 
Ernennung folder Miniſterial-Bauräthe erfolgen jedoch flets unter Theilnahme bes Minifters 
für Handei Gewerbe und öffentliche Arbeiten. "Bon denjenigen Mintfterien, dei denen beſondere 
Minifterial:Bauräthe nicht fungiren, find die Gutachten über Baupläne, ſowie die Prüfung und 
Feſtſtellung der Entwürfe und Koftenanfchläge, foweit folhe nad den beftehenden Vorſchriften 
bisher der Superreviſion der Ober-Baudeputation bedurften, bei dem Miniſterium für Handel, 
Gewerbe und öffentlide Arbeiten einzuholen, bei welchem biefe Arbeiten durch die betreffenden 
Miniſterial-Bauraͤthe zu bewirken find. - 

$. 5. Welche von den gegenwärtigen Mitgliedern der Ober: Baubeputation ber Bauabthei- 
lung des Minifteriums für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten, und weldye etwa anderen 
Miniferien: ($.-4.) zuzuweiſen, bleibt weiterer Befimnmag-worbehakten. » > 

”$. 6 Außer der Bauabtheilung im Miniferium für Handel, Gewerbe und offentliche Ar⸗ 
beiten, wird eine tech niſche Baudeputation errichtet, welche dazu beftimmmt iſt, das geſammte 
Baufach in künſtleriſcher und wiſſenſchaftlichet Beziehung würdig zu repräfentiren, große öffent: 
liche Bauunternehmungen in baulidytechnifcher Hinficht zu beurtheilen, die Aumendung allgemei: 
ner Grumbfäge im äffentlien Bauwefen zu berathen, neue Erfahrungen und Berichläge in 
fünftlerifcyer, wiſſenſchaftlicher und baulich⸗ echnifcher Beziehung zu begutaxhten,; für weitere Aus: 
bildung bes Baufaches Sorge zu tragen, die fämmtlihen Prüfungen ber Bunführer * Bau⸗ 
meiſter zu bewirken und das Küratorium der Bauakademie zu bilden. 

Die zu begutachtenden Gegenſtände werden der techniſchen Bandeputation: durch Das Mini- 
fterium für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten zugewieſen, durch deſſen Vermittlung auch 
bie von ben übrigen Minifterien gewünjchten Gutachten ber Deputation über bauliche Angele: 
‚genheiten einzuholen find. Außerdem ift jeder Miniſterial-Baurath ebenfo befugt als verpflichtet, 
diejenigen Bauentwürfe, welche ihm zur Superrevifton zufommen und nad) feinem pflichtmäßi—⸗ 
gen Ermeſſen von Intereffe für die techniſche Baudeputation erfcheinen, zu deren Kenntniß und 
‚Befprehung zu bringen. - 

Die Revifion von Koftenanfchlägen bleibt von den Funktionen ber tehnifchen Baudeputation 
gaänzlich ausgeſchloſſen. 

$. 7. Sämmiliche Miniſterial-Bauräthe find durch ihre Ernennung zugleich aud Mitglie: 
der der techniſchen Baubeputation. Außerdem bleibt dem Minifter für Handel, Gewerbe ‚und 
öffentliche Arbeiten vorbehalten‘, folhe, dem Preußifchen Staate angehörige Baumeiſter, weilche 
fi in künſtleriſcher oder wiſſenſchaftlicher Beziehung beſonders auszeichnen, zu Mitgliedern der 
techniſchen Baudeputation Allerhöhften Orts in Vorſchlag zu bringen. 

u Gehalt ift mit dem Ehrenamte eines Mitgliedes der techniſchen Baubeputation nicht 
verbunden; 
$. 8. Die lechniſche Baudeputation verfammelt ſich vegelmäfßig wöchentlich. einmal; ber 
‚Borfigende kann jedoch die Mitglieder außerdem bei dringenden Veranlaflungen zu außerordent⸗ 
lichen Verſammlungen berufen. Alle in Berlin anwefende Mitglieder, find,.verpflichtet, ‚an. den 
Verfammlungen, fowie an den Prüfungen der Bauführer und. Baumeiſter Theil zunehmen. 


1850.) ee 


. 


—* Berlin wohnhafte Mitglieder konnen, wenn es erforderlich ſcheiut / zu einzelnen Be 
tathungen und Prüfungen einberufen werden. 
Ed, Die techniſche Baudeputation iſt dem Miniſer für Handel) Gewoerbe und öffentliche 
Arbeiten untergeordnet und hat an denfelben jährlich, einen Geſchäftsbericht über ihre gefammte 
Thätigfeit, namentlich auch über die von ihr abgehaltenen Prüfungen zu erftatten. Ihre Ber: 
hältniffe werben durch ein von dem Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeilen zu 
erlaflendes ee näher feitgeftelft. ru 
Berlin; d. 22. Dez. 1 
mis Staatsminifertum. 


Graf v. Brandenburg. 9 Ladenberg. -u Mantenffel.- v. . Stiorpa; 


v. d. Heydt. vw ‚Babe. Simons. v. Schleinitz 


——2 I der von den Kammern ertheilten sales * der 
V. v. 3 849,, betr. die Abänderung des Zolltarifs — ch des 
Eingangsgoits auf ungereinigfe Soda. DB. 16, Tan. 1850 


[®. ©. 1850. ©. 8. No. 3208.] 


» Nachdem die, unter Vorbehalt per Genehmigung der Kammern am 8. März 1849. erlaſſene, 
in der G. ©. ©. 129. verkündete 
B., betr. die Abänderung des bis auf Weiteres in Kraft gebliebenen Zolltarife für 
die Jahre 1846-48. hinſichtlich des’ Gingangszolls auf ungereinigte Sova, 
jenem Borbehalte gemäß, den Kammern vorgelegt it, haben beide Kammern der gedachten Ver 
ordnung ihre Genehmigung ertheilt. 
Dies ar hierdurch zur Beadytung befannt — 
Berlin, d. 16. Jan. 1850. 
Das Stanteminiteriim, 
Graf v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. Siretha. 
v. d. Heydt. v. Rabe. Et v. Schleinis. 





Bekanntmachung der von den Kammern ertheilten Genehmigung zu "der 
.B. v9. Febr. 1849. *38 F Errichtung von Gewerbegerichten. 
au. * 


[G. ©. 1850. S. 16. No. 3211.] 


Nachdem die auf Grund des At. 105. der Berfaflungs » Urfunde, unterm 9, Febr. v. 3. 
erlaffene, in der ©. S”v. 1849. ©. 110. verkündete 
B. über die Errichtung von Gewerbegerichten, I el 
jenen "Art. der BerfaflungssUrfunde. gemäß, den Kammern‘ zur Genehmigung srgeit worden 
iR, haben beide Kammern ber gedachten Verordnung ihre Genehmigung: ertheilt. 
Dies wird‘ —— — Beachtung befannt gemacht. * 
Berlin, d. 20. Ian: 
- on Staatsminifterium.- 


— naht v. Ladenberge v. Fanteuffen v. — 


d. Heydt. v. Rabe Simone. v. Schleinit. 


Auerh Erle v. =; Jan. 1850,, betr. die Uebertragung der — er? 


tung der Beatualı Orient emmig on an den Prä deuten des — 
Miniſteriums. 


[G. ©. 1850. ©, 42. No. 3216.] 


gg u Antrag” des Staatsminifteriums v. 19. d. M.’ will Ich hierdurch dem — | 


peffeiben "pie Obere Leinng det General-Ordens-Kommiffien übertragen, wonach dieſet Behoͤrde 
das Nöthige zu eröffnen ift. N 


m. 22. Jan. 1850. | | Friedrig Birpelm. 


n Rabe. Finnen. » Be 
das Staatsminifterium. | ) Himp®gä; 


\ 
— 


;nOrafın. Brandenburg. m Sgduterg. ZNanteuffele vd. Geydt. 


BB: 1850. (8. 0.31. Ian): 


——— — der: von den Kammern eribeilden Geuehm u le 
B. v. ®. Febr. 1849,, betr. die Errichtung. von: Gewerberäthen: nnd ver⸗ 
fchigdene AUbänderungen der allgem. Gewerbe⸗Ordu. DB. 20. Jan. unse. 


[®. ©. 1850. ©. 43. Ro. 3217]  ' 


Nachdem bie auf Grund des Art. 105. der Verſaſſungs-Urkunde unterm 8. Bein Mr 3. 
erlafjene, in der G. ©. v. 1849. S. 93. verkündete 
V. über die Errichtung. von Gewerberätgen und verſchiedene abanderungen der all⸗ 
gemeinen Gewerbe⸗Ordn., 
jenem Art: der Verfaſſungs-Urkunde gemäß, den Kammern, zur Genehmigung. vorgelegt worben 
it, haben beide Kammern ber — B. ihre Genehmigung ertheilt. 
Dies wird zes zur Beachtung befaunt gemacht. 
Berlin, d. 30. Jan. 1850. Pr 
Das Staaisminifterium. 
— v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manter * v. Strotha. 
v. d. Heydi. p. Rabe. Simons. v. ed niß, 


—— TEEN für den Brenßifchen — V. 31. Jan 1850. *) 
j [G. ©. 1850. ©. 17. Ro, 3212.] 


Mir Friedrich Wilhelm sc. sc, thun fund und fügen zu wiflen, daß Wir, nahbem die von 
Uns unterm 5. Dec. 1848. vorbehaltlid) der Revifion im ordentlicher Wege ber Geſetzgebung ver- 
fündigte und von beiden Kammern Unferes Königreichs anerfaunte Berfaffung des: Preußiſchen 
Staats der darin angeorbneten Revifion unterworfen ift, bie Verfaffung im —— 
"mit beiden Kammern endgültig feſtgeſtellt haben. 

Wir verfünden demnach diefelbe als Stantsgrundgefeg, wie folgt: 


Du ve rer LE 
Vom Staatsgebiete. 


Act. 1. Alle Landestheile der Monarchie in ihrem gegenwaͤrtigen Umfange, üben „das 
ii ——— a— 
Die Grenzen biefes Stantsgebiets fünnen nur durch ein Geſetz serändert werben, 


Zitel IL: 
Don den Rechten ber Preußen. 


Art. 3. Die Verfaſſung und das Geſetz beſtimmen unter melden Bebingungen die 
Gigenfhaft eines Preußen und bie,  Rensehärgerlichen . erworben, ausgeübt und verloren 
werden. 

Art. 4. Alle Preußen find vor bem Gefepe gleich. —— 8 ie niht Stalt. 
Die öffentlichen Aemter find, unter Einhaltung der von den Gejegen feſtgeſtellten Bebingüngen, 
für alle dazu Befähigten gleih zugänglid.. 

Art 5. Die perfönlihe Freiheit ift geiwährleiftet Die Bedingungen und Formen, unter 
welchen eine Beſchraͤnkung derfeiben, insbefondere eine Verhaftung zuläffig ift, werden durch das 
Geſetz beftimmt. " 

Art. 6, Die Wohnung ift unverleglih. Das Eindringen in biefelbe und Hausfucungen, fo 
9— «bie, —— vou Briefen und ‚Papieren find. nur in den geſetlich beſtiumnten Ballen 

ormen attet. RL 

—— niemand‘ darf feinent geſehlichen Richſer entzogen werben. Audnahmegerichtt und 
—— Kommiſſionen find unftatthaft. 

Art. 8. Strafen können nur in Gemäßheit des Geſetzes * oder —— werden. 
„Qt. 9., Das Kigenthum iſt *8 Es kann nur = 
Malt. gegen vorgängige in ‚dringenden Füllen tue end. vorläufig ko TehapRklenbe @ —— 
nach Maaßgabe des Gefetzes entzogen oder befehränt ‚werden. nit a. 

Art, 10. ‚De bürgerliche. Tod und die Strafe ber Bermögenseinziehung finden, nich 


ſtatt. 
3% 4. Die Freiheit Fr Rummanlenun su v von Staatawegen nur in yus m bie 
—*—* —— werden. 
Abzugsgelder dürfen nicht erhoben werben. KIUETSBLINAIEB.S RI 





*) Bergl. ©. v. 30. Avril 1851, G. v. 2. Mai 1852, G. v. 5. Juni IRQ, 
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Art; 12; — bes religiöſen Bekenutniſſes ders Bereinigung: zu Religionsgeſell⸗ 
fhaften (Art. 30, und 31.) und der gemeinſamen häuslichen und öffentlichen Meligionsübung: 
wird gewährfeiitet.. Der Genuß der bürgerlichen: und ftaatsbürgerlihen Rechte iſt unabhängi 
von dem religiöfen Bekenntniſſe. Den bürgerlihen und jlaatsbürgerkichen 6; barfı. b 
die Ausübung ‚der Religionsfreiheit. fein Abbruch gefchehen. 

Art. 13. Die Religionsgefellichaften, fo wie die geiſtlichen Geſellſchaften, welche feine Kor⸗ 
porationstechte haben, konnen dieſe Rechte nur durch beſondere Geſetze erlangen. 

Art. 14. Die chriſtliche Religion wird bei denjenigen Einrichtungen des Gtaate; weiche 
mit ber Religionsübung im Zuſammenhange ftehen, unbejchabet der im Art, 12, getsährlefteten 
Religionsfreiheit, zum Grunde gelegt; 

Art. 15. Die evangeliſche und die römiſch-katholiſche Kirche, ſo wie jede andere Religions: 
geſellſchaft, ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten jelbftftändig und bleibt im Beſitz und. Ge⸗ 
nuß ber v ihre Kultus⸗, Unterridytss und MWohlthätigkeitezwedte beftimmten Anftalten, Stiftuns 
‚gen. und Fonds. 

Art. 16. Der Berfehr der Religionsgefellihaften mit ihren Oberen ift ungehindert. Die 
Bekanntmahung: kirchlicher Anorbnungen- ift nur denjenigen Beſchränkungen unterworfen, welchen 
alle übrigen Veröffentlichungen unterliegen: 

‚Art. 17. Ueber das Kirchenpatronat und bie Bedingungen unter welchen daſſelbe aufge 
hoben werden kann, wird ein befonderes Gefeg ergehen. - 

Art. 18. Das Ernennungs-, Vorſchlags-, Mahl; und Beftätigungsrecht bei Befegung 


lirchlichet Stellen iſt, fo. weit es: dem Staate zuſteht, und: nit auf tem —— oder befon⸗ 


deren Rechtstiteln beruht, aufgehoben. 
Auf die Anſtellung von Geiſtlichen ‚beim Militair und an öffentlichen Andalten findet diefe 
Beſtimmung feine Anwendung. ' 
Art. 19. Die: Einführung der Civilehe erfolgt nach Maaßgabe eines beſonderen Bejtgen, 
was auch die Führung der Givilftandsregifter regelt. 
Art. 20. Die Wiſſenſchaft und. ihre Lehre ift frei. 
— 21. Für die Bildung der Jugend ſoll durch öffentliche Schulen genügend geſorgt 
werden 


Eltern und deren Stellvertreter dürfen ihre Kinder oder Pflegebefohlenen nicht ofme nn 


Umtercheht: dafjen, welihet für bie. öffentlichen Volksſchulen vorgefhrieben ift. 
re Unterricht gu ertheilen und Unterrichtsanftalten zu gründen und zu leiten, ſteht 
geben frei, wenn er ſeine ſittliche, an Ai und techniſche Befaͤhigung den betreſſenden 
Staatsbehoͤrden nachgewieſen hat. 

Act. 23. Alle öffentlihen und Privat⸗ Unterrichts: und Grziehungsanftalten ſtehen unter 
der Auffcht vom Staate ernannter Behörden:  ı 

Die öffenttichen Lehrer haben die Rechte und- Pflichten der unable. 

Art. 24. Bei der Einrichtung der öffentlichen Bolfefhulen find die fonfeffionellen Ber 
—— miöglihft zu berückſichtigen. 

Den religiöfen ‚Unterricht in der Volksſchule leiten die betreffenden Ketigionegefelicaften; 

Die Leitung der äußeren Angelegenheiten der Volksſchule fteht der Gemeinde zu. Der Staat 


' 


fhelit: unter geſetzlich georbneter Betheiligung ber ‚Gemeinden, aus ber Zahl. der Befahigten die J 


Lehrer der öffentlihen Volksſchulen an. 

Art. 25. Die Mittel zur Errichtung, Unterhaltung und Erweiterung ber öffentlichen Boltss 
ſchule werben. vom ben ‚Gemeinden, und im Falle des nachgewieſenen Unvermögens, ergänzungss 
weife vom Staate aufgebracht; Die. auf beſonderen Rechtotiteln beru un — Drit⸗ 
ter bleiben beſtehen. 

Der Staat. gewährleiftet demnad) ben Voltoſchuile hrten ein feſtes, den aLolaerhatmuiſen 
angemeffenes ‚Einkommen: : 

In der öffentlichen Volkoſchule wird der Unterricht unentgeltlich ertheilt: KB TORE IE 

Art. 26. Gin beſonderes Gefeg regelt das ganze Unterrichtsweſen. 

Art, 27. Jeder Preuße hat das Recht, dürch Wort, Schrift, Drud und site Darftets 
fung feine ae frei zu äußern. ' 

Die Eenfur darf nicht eingeführt werden; jede ‚andere Beichränfung der Preßfreiheit nur 
im Wege der Geſetzgebung. 

Art. 28. Vergehen, welhe durch Wort, Schrift, Druck oder bilbliche Darftellung begans 
gen werben, find nach den allgemeinen Strafgefegen zu betrafen. 

Art, 29. Alle Preußen find berechtigt, ſich ohne vorgängige obtigteilliche Gefaubniß fried⸗ 
ug und ohne Waffen in geſchloſſe nen Raͤunmen zu verſammieln. 

Dieſe Beſſimmung bezieht ſich nicht auf Verſammlungen unter freiem Himmel, welde auch 
in Bezug auf vorgängige vrigteituche — der Berfügung des Geſedee unierwot⸗ 


ug —23 "le Preußen: haben das Hecht, fid) zu. folder werden, wei ben Steafoäen 
nicht zuwiderlaufen, in Geſellſchaften zu vereinigen. 


& 
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Das Geſetz regelt, insbefondere zur Aufrechtethaftung ber öffentlichen’ Sicherheit, die Aus⸗ 
übung bes: in diefem und in dem voritehenden Artikel (29.) gewährleifteten Rechtes. 
Politiſche Vereine können Beichrähfungen und vorübergehenden Berboten im Wege ber 
deſetzgebung unmworfen werben. 
Art. 31. Die Bedingungen, unter welchen Korporationsredhte ertheilt oder verweigert wer⸗ 
den, beſtimmt das Geſetz. 
Art. 32. Das BPetitionsrecht ſteht allen Preußen zu. Petitionen unter einem Geſammi⸗ 
namen find nur Behoͤrden und Korporationen geſtattet. 
Art. 33. Das Briefgeheimniß iſt unverletzlich. Die bei. ſtrafgerichtlichen Unterſuchungen 
und in Kriegsfällen nothwendigen Beſchränkungen find durch die Geſetzgebung feſtzuſtellen. 
Art. 34. Alle Preußen find wehrpflichtig. Den Mmfang und bie Art dieſer Pflicht bes 
fimmit das Geſetz. 
Art. 35. Das Heer begreift alle Abtheilungen des Aegenden Seires und der Landwehr: 
n Im Balle des Krieges fann der König nad) Maafgabe bes Geſetzes ben Landſturm auf⸗ 
bieten. 
Art. 36. Die bewaffnete Macht kann zur Unterbrädung innerer Unruhen und zur Ans; 
führung der Gefege nur in den vom Gefege beftimmten Fällen und Formen und auf Requifl: 
tion ‚ber —— verwendet werden. In legterer Beziehung hat das Geſetz bie — 


PP BR FR | 


genftand befonderer = 
7,0 Art. 38. Die bewaffnete Madıt-darf weder in noch außer den Dienfte ——— oder 
ſich anders, als auf Befehl verſammeln. Verſammlungen und Vereine der Landwehr zur ‚Bes 
rathung militärischer Gintichtungen, Befehle und Anordnungen find aud dann, wenn iefelbe 
nidyt zufammenberufen ift, unterfagt. 

Art. 39. Auf das Heer finden die im dem Arlikeln 5. 6., 29., 30. und 32. enthaltenen 
Beftimmungen nur in foweit Anwendung, als bie militicien Gefepe und Disziplinarvor: 
rn nicht entgegentehen. 

Art, 40. Die Errihtimg von Lehen und die Stiftung "yon Familien » Fideifommifien ift 
unterfagt. Die beftehenden Lehen und Familien⸗Fideilommiſſe ſollen durch gefegliche Anorbnung 
in freies Eigenthum umgeflaltet werben. Auf Familien⸗ Stiftungen finden biefe Beſtimmungen 
keine Anwendung. 

Art. 41. Vorſtehende Beſtimmungen (Art. 40.) finden auf die Thronlehen, das Könige 
liche Haus und Prinzliche Fideifommiß, fowie auf: die außerhalb. des Staats’ belegenen Lehen 
und die ehemals reichsunmittelbaren Befigungen und Fideilommiſſe, inſofern legtere durch das 
beutfche Bundesrecht gewährleiftet find, zuw Zeit feine Anwendung. Die Rechtsverhaͤltniſſe der⸗ 
felben ſollen durch beſondere Geſetze geordnet werden, 

Art. 42. Das Recht der freien Berfügung über das Grundeigenthum unterliegt feinen ans 
beren Beihränfungen, als denen ber allgemeinen‘ Gefeggebung. Die Theilbarfeit des; ‚Grund: 
eigenthume und die Ablösbarkeit der Grundlaften wird gewährleiftet. . 

Für die todte Hand find Beſchränkungen des N Liegenichaften zu erwerben und ar 
fie zu verfügen, zuläffig. 

Aufgehoben ohne Entihäbigung find: 

8) Die: Gerihhtsherrfichkeit, die gutsherrliche Polizei er ot Gewalt, ſowie die 

gewiſſen Grundſtütken zuſtehenden Hoheitsrechte und Privilegien; 

2) die aus dieſen Befugniſſen, aus der Schutzherrlichkeit, der früheren Erbunterihä- 

nigfeit, der früheren Steuer: und Gewerbeverfaflung herſtammenden Berpflihfungen. 

Mit den aufgehobenen Rechten fallen aud die Gegenleiflungen und Laſten weg, welche den 
bisherigen Berechtigten dafür oblagen. 

Bei erblider Ueberlaffung eines Grundftüdes ik nur die Hebertragung des vollen Gigen- 
thums zulaͤſſig; jedoch kann auch hier ein feſter ablösbarer Zins vorbehalten werden. 

Die weilere Ausführung dieſer Beſtimmungen bleibt beſonderen Geſetzen vorbehalen. 


Titel I 
Bom Könige 


Art. 43. Die Perfon des Königs ift unverleplich, 


xt. 44. Die Minifter des Königs find verantwortlich. Alle Megierungealte des Königs 
bebürfen zu ihren Gültigkeit dev Genehmigung: eines Miniſters, DI dadurch die Berantwort- 
lichkeit übernimmt. 
Art. 45. Dem Könige allein fteht bie vollziehende Gewalt zu. Er ernennt. und entläßt 
bie-Minifter. Er befichlt die Verkündigung der — und Rap: * su en — — 
nöthigen Verordnungen. 


rn 
“ihr 
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Art. 46. Der König führt den Oberbefehl über das Heer. 

„Art. 47. Der König befegt alle Stellen im Heere, fowie in den übrigen Zweigen bes 
Staatsdienftes, fofern nicht das Geſetz ein Anderes verotbnet. | 

Art, 48. Der König hat das Recht, Krieg zu erklären und Frieden zu fehließen, auch an- _ 
dere Verträge mit fremden Megierungen zu errichten. Letztere bedürfen zu ihrer Gültigkeit der 
Zuſtimmung der Kammern, fofern es Handelsverträge find, ober wenn dadurch dem Staate 
Laften oder einzelnen Staatsbürgern Berpflichtungen auferlegt werben. 

Art. 49. Der König hat das Recht der Begnadigung und Strafmilderung. 

.- Bu Gunften. eines wegen feiner Amtshandlungen vwerurtheilten Minifters Tann dieſes 
Mecht * auf Antrag derjenigen Kammer ausgeübt werden, von welcher bie Anklage ausge⸗ 
gangen ift. | 

Der König fann bereits eingeleitete Unterfuhungen nur auf Grund eines befonderen Ger 
feßes —— 

Art. 50, Dem Könige ſteht die Verleihung von Orden und anderen mit Vorrechten nicht 
verbundenen Auszeichnungen zu. { 

Er übt das Müngrecht nad) Maafgabe des Gefepes. 

Art. 5l. Der König beruft die Kanımern und fchließt ihre Sitzungen. Gr kann fie ent⸗ 
weber beide zugläd ober auch mur eine auflöfen. Es müflen aber in einem folhen Falle ins 
nerhalb eines Zeitraums von ſechszig Tagen nach der Auflöfung die Wähler und innerhalb 
eines Zeitraums von neunzig Tagen nad der Auflöfung die Kammern verfanmelt werden. 

Art. 52. Der König kann die Kammern vertagen. Ohne deren Zuftimmung darf biefe, 
Bertagung die Frift-von dreißig Tagen nicht überfteigen und während derſelben Seffton nicht 
wieberholt werben. i h — 

Art. 53. Die Krone if, den Koöniglichen Haudgefegen. gemäß, erblich in dem Mannes 
ers des Königlihen Haufes ‚nad dem Rechte der Erfigeburt und ber agmatifchen is 
nealfolge. s 

Art. 54. Der König wird mit Vollendung des achtzehnten Lebensjahres volljährig. 

Er leiftet in Gegenwart ber vereinigten Kammern das eidliche Gelöbniß, die Verfaſſung 
bes Königsreihs fer und unverbrühlic zu halten und in Uebereinftimmung mit berfelben und 
ben Geſetzen zu regieren.“ 

Art. 55. Ohne Einwilligung beider Kammern Tann ber König nicht zugleich Herrfcher 
fremder Reiche fein. . - 

Art. 66. Wenn bee König minderjährig oder. font dauernd verhindert if, ſelbſt zu regies 
ren, fo übernimmt derjenige. volljährige Agnat (Art. 53.), welcher der Krone am nächſten fieht, 
die Regentſchaft. Er hat fofort die Kammern zu berufen, die in vereinigter Sitzung über bie 
ap art ber Regentſchaft beſchließen. 

Art. 57. Iſt Fein volljaͤhriger Agnat vorhanden und nicht bereits vorher geſetzliche Fürſorge 
für dieſen Fall getroffen, fo hat das Etaatsminifterium die Kammern zu berufen, welde in 
vereiniater Sitzung einen Regenten erwählen. Bis zum Antritt ber Negentihaft von Seiten 
deſſelben führt. das. Staatöminifterium bie Regierung. 

Art. 58, Der Megent übt die dem Könige zuftehende Gewalt in-defien Namen aus. . Ders 
ſelbe ſchwört nad Giurihtung ber Megentfhaft vor den vertinigten Kammern einen Eid, bie 
Berfäflung des Königreichs ſeſt und unverbrüclidy zu halten und in Uebereinftimmung mit dere ; 
felben und ben Gejegen zu regieren. \ 

Bis zu diefer Gidesleiftung bleibt in jedem alle das beftehende geſammte Etaateminifter 
rium für alle Regierungshandlungen verantwortlich. 

Art 59. Dem Kron:Fideifommißfonds verbleibt bie durch das ©. v. 17. Jan. 1820. auf 
die Einkünfte der Domainen und Forften angewiefene Mente, _ 


—Titel EI, * 
Bon ben Miniſtern. 


Art. 60, Die Minifter, fo wie die zu ihrer Vertretung abgeorbneten Staatsbeamien has 
ben Zutritt zu jeder Kammer und müflen anf ihr Verlangen zu jeder Zeit gehört werben, 

Jede Kammer Fann die Gegenwart der Minifter verlangen, - | 

Die Minifter haben in einer oder. der anderen Kammer nur. dann Stimmrecht, wenn fle 
Mitglieder derſelben find. | | 

‚Met, 61. Die Minifler können durch Beihluß einer Kammer ‚wegen bes Verbrechens ber 

Berfafiungsyerlepung,. der Beſtechung und bes Verrathes angeflagt werben. Ueber foldhe Ans 
klage entfcheibet ber oberfte Gerichtehof dev Mongrchie in yereinigten Senaten. So lange noch 
zwei oberfle Gerichtshöfe beftehen, treten diefelben zu obigem Bwede zuſammen. 

Die näheren Beftimmumgen uͤber die Fälle der Verantwortlichkeit, über das Verfahren und 
über die Strafen werben einem beſonderen Geſetze vorbehalten. 
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Titel V. m’ 1) 
2% Bon den ER u 
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Art. 62. Die gefehgebende Gewalt wird gemeinſchaftlich durch den König une und zwei 
Kanımern ausgeübt. 

Die Uebereinftimmung des Königs und beider Kammern ift zu jedem Geſehe erfordert. 

Finanzgefeg- Entwürfe und Staatshaushalts⸗Etats ‚werben zuerſt der zweiten Kammer vor⸗ 
gelegt; leßtere. werben won ber erften Kammer im Ganzen angenommen oder abgelehnt. 

Art rt. 63. Mur in dem Falle, wenn bie Aufrechthaltung der öffentlicher Sicherheit, ober die 
Befeitigung 'eines ungewöhnlichen Nothitandes es dringend erforbert, fönnen, inföfern die Kant- 
mern nicht verfammelt find, unter Verantwortlichfeit des gefammten Staatsminiſteriums, Ver⸗ 
ordnungen, die der Verfaffting nicht zumiderlaufen, mit Gefegesfraft erlaſſen werden. Dieſel⸗ 
ben find aber den Kammern bei ihrem nächſten Bufammentritt zur Genehmigung fetett ; vor⸗ 

legen. 
rt 64. Dem Könige, fo wie jeber Kammer, fteht das Recht zu, Geſetze vorzuſchla gen. 

Geſetzesvorſchlaͤge, welche durch eine der Kammern oder den Koͤnig verworfen — find, 
formen im berfelben Sienngeperiode nicht wieder vorgebracht werben. 

" Met, 65, Die erſte Kammer befteht: J 
a) ans den großjaͤhrigen Königlichen Prinzen; 

b) aus den Häuptern der ehemals unmittelbaren keihoRänpifegen Häufer in Preußen — 
und aus ben Haͤuptern derjenigen Familien, welchen durch Königl. Verordnung das 
nach der Erſtgeburt und Linealfolge zu vererbende Recht auf Sig und Stimme in 
der erften Kammer beigelegt wird. In dieſer DBerorbnung werben zugleidy bie Be⸗ 
‚dingungen feſtgeſetzt, durch welche dieſes Recht an einen beſtimmten Grundbeſitz ges 
knüpft iſt. Das Recht kann durch Stellvertretung nicht ausgeübt werben und ruht 
während ber Minderjährigfeit oder während eines Dienftverhältniffes zu ber Megie- 
rung eines nictbeutfchen Staats, ferner auch fo Tange der Berechtigte feinen Wohn⸗ 

u fig außerhalb Preußen hat: 

e) aus foldhen Mitglievern, welde der König auf Lebenszeit ernennt. Ihre Zahl darf 
den zehnten Theil der zu a. und b. genannten Mitglieder nicht überfteigen; J 

: d) aus neunzig Mitgliedern, welche in Wahlbezirfen, die das Geſetz feſtſtellt, "durch die 
dreißigfache Zahl derjenigen Urwähler (Art. 70.); welche die höchſten bireften Staats: 
fteuern bezahlen, durch Direfte Wahl nad Maafgabe des Geſetzes gewählt werben ; 

e) aus dreißig, nad: Maaßgabe des Geſetzes von den Senn inderathen "gemäntten Mit- 
gliedern aus den größeren Gtäbten des Bandes. 

Die Gefamnitzahl der unter a. bie ec. genannten Ditgfieberstaf die Sahl der: unter d. 
und e. bezeichneten wicht überfteigen. 

—* —— Auflöfung der erſten Kanimer begieht ſich nur auf die aus Wahl heworgegangeuen 
eder. 

* 66. Die Bildung, der erſten Kammer in der Art. 63. Beftimmtin Weiſe tritt am 
7. Aug: des Jahres 185%: emo“ 7 
s — * dieſem Zeitpunkte verbieih es bei den! Wahlgefepe für bie ect Kammet v 6. 

ec. 1 
Art. 67. Die Legislatur-Periode * erſten Kammer wird auf feche Yahte fefgefeßt. 


Art, 68: Mählbar zum Mitgliede ber erfien Kammer iſt jeder Preuße, der das Hierzigfte 
Lebensjahr vollendet, den Vollbefig der bürgerlichen 'Mechte in - Folge redytsfräftigen richterlichen 
erg nicht verloren und bereite. fünf. Jahre lang dem Preuß. Staaliverlunde 2 
ört bat 

Die Mitglieder der erſten Kamnier erhalten weber Reifefoften noch Diäten. 

Art. 69. Die zweite Kammer befteht aus dreihundert und ‚funfzig Mitgliedern, Die Baht. 
bezirle werben durch- das Geſetz feſtgeſtellt. Sie können aus einem oder mehreren Kreifen ober 
aus einer ober mehreren ber größeren Stäbte beftehen. 


Art,, 70, Jeder Preuße,, w welcher bas fünf. und zwanzigite Lebensjahr vollendet hat und — 
der Gemein einbe, in welcher er feinen .Wohnjlg hat, die, Befähigung zu ben ‚Semeindewahlen 
figt, ift Rimmberedhtigter Urmwähler. 
Mer in mehreren Gemeinden an den Gemeindewahlen Theil au ehmen betechtlgt if; darf 
das Mecht als: Urwähler nur in’ Einen Gemeinde ansüken ’’ 


Art. 71. Auf jede Vollzahl von zweihundert und funfzig Seelen der Bessftring 
Wahlmanı zu’ wählen ; Die Weiwärler" werden nach" Maaßgabe der von ihnen zu eutri = 
direklten Staateſteuern in drei: Abtheilungen getheilt / und ziwar-in der Met daß! auf jede Ab⸗ 
teilung‘ ein «Dritiheil der Geſammtſfumme 'der Steuerbetrage aller Urnwühe fallt" a. ’ARı ' 

Die Geſammtſumme wird berechnet: ltr) ““u Ipw 

a) gemeindeweiſe, falls: die Gemeinde einen urwahibegirt für: ſich bildetz +1 7° 
b) bezirfsweife, falls der Urwahlbezirk and mehreren: Gemeinden: zuſammengeſetzt iſt. 
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‚Die erſte Abtheilung beftht aus. benjenigen Urwählern, auf welde bie höchflen Stewerbes 
träge bis zum Belaufe eines Drittheils der Geſammiſteuer fallen. j 

- Die zweite Abtheilung beſteht ans denjenigen Arwählern, auf — die naͤchſt niedrigeren 
Steuerbeträge bis zur Grenze des zweiten Dritiheils fallen... 

Die dritte Abthellung befteht aus den am niebrigften beſteuerten Urwählern, auf welche das 
dritte Drittheil fällt. 

Jede Abtheilung wählt befonders und zwar kin Drittheil ber zu wählenden Wahlmänner. 

Die Abtheilungen können in mehrere Wahlverbände eingetheilt werben, beren feiner mehr 
als —— Urwaͤhler in ſich ſchließen darf. 

Die Wahlmauner werden in jeder Abtheilung aus dev Zahl ber Riumberetigten Urwähs 
ler des Urwahlbezirke ohne Rüdfiht auf die Abtheilungen gewählt. 

Art. 72. Die Abgeordneten werben durch die Wahlmänner, gewählt. 

js.» Das, Nähere über die Ausführung der Wahlen beſtimmt das Wahlgefeß, weiches aud) die 
— für diejenigen Städte zu treffen hat, in'denen an Stelle eines Theils der direlten 
rar Mahl⸗ und Schlachtſteuer erhoben wird. 

Sri. 78,.. Die Legislatur- Periode der zweiten Kammer wirb auf drei Jahre fefigefegt. 

Art. 74: Zum Abgeordneten der zweiten Kammer iſt jeder Preuße wählbar, ber das Kreis 
* Lebensjahr vollendet, den Vollbeſitz der bürgerlichen Rechte in Folge rechtskräftigen rich⸗ 
terlichen Erkenntniſſes nicht verloren und bereits brei Sahre dem Preuß. Staatsverbande auge: 

ört hat. 

” Art. 75. Die Kanımern werden nad) Ablauf ihrer Legislatur- Periode neu gewäblt. Gin 
Gleiches. gefchieht im Falle der Auflöfung. In beiden Fällen find bie bisherigen Mitglieder 
wieder wählbar. 

Art. 76. Die Kammern werben durch den König vegelmäßig im Monat November jeden 
Jahres, und außerdem, fo oft es bie Umftände erheiſchen, einberufen, 

Art. 77. Die Cröffnung und die Schließung der Kammern gefchieht durd den König in 
Perſon oder durdy einen dazu von ihm beauftragten Miniſter in einer Eigung ber vereinigten 
Kammern. 

Beide Kammern werben gleichzeitig berufen, eröffnet, vertagt und geſchloſſen. 

Wird eine Kammer aufgelöft, jo wird die andere gleichzeitig vertagt. | 

Art. 78. Jede Kammer prüft die Legitimation ihrer Mitglieder und eniſcheidet datüber. 
Sie regelt ihren Geſchäftsgang und ihre Disziplin durch eine Geſchäftsordnung und erwählt 
ihren Präfidenten, ihre Vicepräſidenten und Schriftführer. 

Beamte bebürfen feines Urlaubs zum Gintritt in bie Kammer. 

Benn ein Kammermitglied eim beiolbetes Staatgamt annimmt ober im Staatsbienfe in 
ein Amt eintritt, mit welchem ein höherer Rang oder ein höheres Gehaft verbunden ift, fo ver« 
liert es Sig und Stimme: in der Kammer und kann ſeine Stelle im bexfelben "nur durch neue 
Wahl wieder erlangen. 

Niemand kann Mitglied beider Kammern fein. 

Art. 79. Die Sipungen beider. Kammern find. öffentlich. Jede Kammer tritt auf den Ans 
trag ‚ihres Präfidenten oder von zehn Mitgliedern zu einer geheimen Sigung zufammen, in wels 
der dann zunächft über biefen Antrag zu beſchließen iſt. 

Art. 80. Keine der beiden Kanımern kann einen. Befhluß faſſen, wein nicht die Mehrheit 

efeglichen Anzahl ihrer Mitglieder anmefend if. Jede Kammer faßt ihre Beſchlüſſe nad) 

A ah. Stimmenmehrheit, vorbehaltlich ber durch bie Geſchaͤftgorbnung für Wahlen etwa zu 
—E Ausnahmen. 

, Art, 81, Zebe Kammer Hat für, ſich das Recht, Adreſſen an ben König, zu richten. 

Niemand barf den Kammern oder einer derfelben in Perfon eine Bitiſchrift oder Adreſſe 
ũuberreichen 

Jebe Kammer kann die an ſie gerichteten Schriften an bie Minifter überweifen und von 
deiifelben Auskunft über eingehende Beſchwerden verlangen. 

Art. 82. Eine jede Kammer hat die Befugniß, Behufs ihrer Information Kommifflonen 
jur‘ Unterfuchung von Thaiſachen zu ernennen. 

rt, 83. Die Mitglieder beider Kammern find Vertreter bes ganzen Volkes. Sie ſtim⸗ 
meh nad) ihrer freien Weberzeugung und find an Nufträge und Initruftionen nicht gebunden. 

Art. 84. Sie fönnen für ihre Abftimmungen in der Kammer niemals, für ihre darin 
ausgefprochenen Meinungen nur innerhalb ber Kammer auf ben Grund ber GERENhnEng 
(Art. 78. zur Rechenſchaft gezogen werben. 

Keim Dit ieb einer Kammer kaun ohme.beren ‚Genehmigung während der Sigungsperiode 
wegen einer mit Strafe bedrohten Handlung — Unterfüchung "gejogen‘ ober verhaftet werben, 
* wen 8 bei Ausubhnng der Shah der Laufe due, war äalgenben Tages war derſelben 
war) en 

" (Bleihe Genehmigung, if bei * Verhaftung wegen ‚Schulden nothwenbig. 

Jedea — gegen ein Mitglied der. Kammer und, eine jede Unterfuhunges gber 
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Civilhaft wich für die Dauer der, Sitzungepetiode aufgehoben, wenn bie betveffende Kammetr es 
verlangt. 
'- Artı 85. Die’ Mitglieder der zweiten Kammer erhalten aus der Staatskaſſe Neifefoften und 
Diäten m. Maafgabe des Geſethzes. Ein Verzicht hierauf iR unſtatthaft. 


Titel VL 
, Bon der tihterlihen Gewalt. 


Art. 86. Die tichterliche Gewalt wird im Namen des Königs durch unabhängige, feiner 
anderen Autorität als der bes Geſetzes unterworfene Gerichte ausgeübt. 

Die Urtheile werden im Namen des Königs ausgefertigt und vollſtreckt. 

Art. 87. Die Richter werden vom Könige oder in befien Namen auf ihre” Besen 
ernannt. 

Sie können nur durch Richterſpruch aus Gründen, melde bie Geſetze vorgeſehen Haben, 
ihres Amtes entſetzt oder zeitweife enthoben werden. Die vorläufige Amtsfuspenfton, welche 
nicht kraft des Geſetzes eintritt, und die unfreiwillige Verſetzung an eine andere Stelle ober in 
den Ruheſtand können nur. aus ben Urfahen und unter ben Formen, welche im Gejepe ange: 
geben find, und nur auf Grund eines richterlichen Beſchluſſes erfolgen. 

Auf die Verſetzungen, welche durch Veränderungen in der Organiſation der Gerichte oder 
ihrer Bezirke nöthig werden, finden dieſe Beſtimmungen feine Anwendung. . 

Art. 88. Den Richtern dürfen andere beſoldete Staatsänter fortam nicht übertragen wer⸗ 
den. Ausnahmen find nur auf Grund eines Geſetzes zuläſſig. 

Att. 89. Die Organiſation der Gerichte wird durch das Geſetz beſtimmt. 

Art. 90. Zu einem Richteramte darf nur ber berufen werden, welcher fi zu bemfelben 
nah Vorſchrift der Geſetze befähigt hat. 

Art, 91. Gerichte für befondere Klafien von Angelegenheiten, insbefondere Handels» und 
ne follen im Wege der Gefepgebung an ben Orten ewrichtet werben, wo das Bes 
dürfniß ſolche erfordert. 

Died Organiſation und Zuſtãndigleit ſolcher Gerichte, das Verfahren bei —— die Er⸗ 
nennung ihrer Mitglieder, die beſonderen Verhältniſſe den letzteren und die Dauer ihres Amtes 
werben durch das Geſetz feitgeftellt. 

Art. 92. Es foll in Preußen nur Ein oberfter Gerichtshof beftehen. 

Art. 93. - Die Verhandlungen vor dem erfennenden Gerichte in Civil- und’ Gtraffahen 
folfen öffentlich fein. Die Deffentlihfeit kann jedoch durch einer öffentlich zu verfündenden Be⸗ 
ſchluß des Gerichts ansgefchloffen werden, wenn fie der Ordnung oder ben quten Sitten Gefahr 
droht. 

In anderen Fällen kann die Deffentlichfeit nur durch Geſetze befhränft werben. 

Art. 94. Bei ben mit ſchweren Strafen bedrohten Verbrechen, bei allen politifhen Ber- 
brechen und bei allen Prefvergehen, welde das Geſetz nicht ausdrücklich beftimmt, erfolgt bie 
Entſcheidung über die Schuld des Angeklagten durch Gefchworene. 

Die Bildung des Gefhworenengerichts regelt das Gefeb. 

Art. 95. Es lann durch ein mit vorheriger Zuflimmung der Kaumern zu erlafiendes Ge: 
feß ein befonberer Schwurgerichtshof errichtet werden, deſſen Zuſtändigkeit die Verbrechen des 
Hochverraths und diejenigen ſchweren Verbrechen gegen bie innere und äußere Sicherheit bes 
Staats, welde ihm durch das Geſetz überwiefen werden, begreift. Die Bildung der Geſchwo— 
venen bei biefen Gerichte regelt das Geſetz. 

Art. 96. Die Kompetenz der Gerichte und Berwaltungsbehörben wird durch das Belek 
beftimmt. Ueber Kompetenzkonflikte zwifchen den Verwaltungs» und Gerichtsbehörden entſchei⸗ 
det ein durch das Gefeg bezeichneter Gerichtshof. 

Art. 97. Die Bebingungen, unter welden öffentlihe Civil: und Militairbeamte wegen buch 
Ueberfchreitung ihrer Amtsbefugnifle verübter Recyteverlegungen gerichtlich in Anfprud genoms 
men werben können, beflimmt das Geſetz. Eine vorgängige Genehmigung der vorgefepten Dienft- 
‚behörde darf jedoch nicht verlangt werben. 


J 


Titel vi 
Von den nicht zum Richterſtande gehörigen Stantsbeamten. 


< Art. 98: Die beſonderen Rechtsverhaͤltniſſe der nicht zum Richterſtande gehörigen Staats: 
beamten, einſchließlich der Staatsanwälte, ſollen durch ein Geſetz geregelt werden, welches, ohne 
bie Regierung in der Wahl der ansführenden Organe zweckwidrig zu beſchränken, ben Staats: 
beamten gegen — Entziehung von Amt und Cinkommen angemeſſenen Schutz — 
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Titet VI 
Bon ben Finanzen. 


Art. 99, Alle Einnahmen und Ausgaben bes Staats müflen für jedes dabꝛ im Voraus 
veranſchlagt und auf den Staatshaushalts-Etat gebracht werben. 

er wird jährlid durch ein Geſetz feſtgeſtellt. 

Art. 100. Steuern und Abgaben für die Staatskaſſe bürfen nur, fo weit fie in ben 
Staatshaushalts:Etat aufgenommen oder durch befondere Geſetze angeordnet find, erhoben werben. 
Art, 101. In Betreff der Steuern fönnen Bevorzugungen nicht eingeführt werben.- 
Die beftehende Steuergefeggebung, wird einer Reviſion unterworfen und dabei jede Bevor⸗ 
zugung Fr ha 
Geb Gebühren fönnen Staats: oder Kommunalbeamte nur ayf Grund bes Geſetzes 
erheben. 

Art. 103. Die Aufnahme von Anleihen für die Staatskaſſe findet nur auf Grund eines 
Geſetzes flatt. Dafielbe gilt von der Uebernahme von Garantien zu Laften des Staats. 

Art. 104. Zu Etats-Ueberſchreitungen iſt die nachträgliche Genehmigung der Kammern 
erforberlid). 

Die Rechnungen über den Staatshaushaltss Etat werden von der Dber-MRednungsfanmer 
eprüft und feftgeitellt. : Die allgemeine Rechnung über den Staatshaushalt jeden Jahres, ein 
hließlich einer Üeberſicht der Staatsfhulden, wird mit den Bemerkungen ber Ober⸗Rechnunge⸗ 
kammer zur Entlaſtung der Staatsregierung den Kammern vorgelegt. 

Ai Gin beſonderes Geſetz wird die Einrichtung und die Befugniſſe der Dber-Mechnimgslammer 
be mmen. 


TDitel En 
Bon ben Gemeinden, Kreise, Bezirks: und Provinzial: Verbänden, 


Art. 105, - Die Vertretung und ——— ber Geneinden, Kreiſe, Bezirke und Provinzen 
des preußiſchen Staats wird durch beſondere Geſetze unter, Fefthaltung folgender Opunbfüge 
näher beftimmt: 
* 1) Weber die innern und beſonderen Angelegenheiten der Provinzen, Bezirke, Kreiſe und 
Bemeinden befcjließen aus gewählten Veriretern beſtehende Berfammlungen , deren 
Beſchlüſſe durch die Vorſteher der Provinzen, Bezirke, Kreife und Gemeinden ausge: 
führt werben. Ä 
Das Gefep wird die Fälle beſtimmen, in welchen die Beſchlüſſe diefer Vertre⸗ 
tungen der Genehmigung einer hoͤheren Vertretung oder der Etantsregierung unters 
worfen find. 
2) Die Vorſteher der Provinzen, Bezirke und Kreife werben von dem Könige ernannt. 
Ueber die Betheiligung des Staats bei der Anſtellung der Gemeindevorſteher und 
über die Ausübung des den. Gemeinden zuſtehenden Wahlrechts wird bir Gemeinde: 
Ordnung das Nähere beitimmen. ' 
3) Den Gemeinden insbefondere fteht die ſelbſtſtändige Berwaltung ihrer Gemeinbean, 
gelegenheiten unter geſetzlich — Oberauffſicht des Staats zu. 
Ueber die Betheiligung der Gemeinden bei Verwaltung ber DOrtöpolizei beſtimmt 
das Geſetz. 
Zur Aufrechthaltung der Ordnung kann nad) näherer Beſtimmung des Geſetzes 
durch Gemeindebeſchluß eine Gemeinde⸗Schutz⸗ oder Bürgerwehr errichtet werden. 
4) Die Berathungen der Provinzial-, Kreis: und Gemeindevertretungen find öffentlich. 
Die, Ausnahmen beftimmit das Sefep. Ueber die. Einnahmen und Ausgaben. — 
wenigſtens aa ein Bericht veröffentlicht werben. 


Allgemeine Betimmungen. 


Art, »106. Geſetze * Verordnungen find verbindlich, wenn fie in ber vom Geſetze vor: 
geichriebenen Form bekannt gemacht worden find, 

Die Prüfung der Redjtsgültigkeit gehörig verfündeter Röniglicher Berorbnungen ſieht nicht 
den Behörden, ſondern nur den. Kammern zu.' 

Art. 107. Die Verfaſſung kann auf dem ordentlihen Wege der Gefeßgebung ‚abgeändert 
werben, wobei in jeber Kammer die gewöhnliche abfolnte Stimmenmehrheit bei zwei Abflimmuns 
gen, geifchen welchen ein Zeitraum von wenigfens ein und Zwanzig Tagen liegen muß, genügt., 

Die Mitglieder ber beiden Kammern und alle Staatsbeaniteng leiten dem. Kö⸗ 
Enid 2 Eid der Treue und des Gehorfams und beichwören die gewiſſen hafte Benkaniang d ber 
erfaffun 

Eine. Berebigung des deeres auf die Verfaſſung findet nicht Rat. 
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Art. 109. Die befiehenden Steuern und Abgaben werden forterhoben, und alle Beſtim⸗ 
mungen ber beitehenden Geſetzbücher, einzelnen Feige umd Verordnungen, melde ber gegenwär: 
tigen Verfaffung nicht zuwiderlaufen, bleiben im Kraft, bis fie durch ein Geſetz abgeändert 
werben. 

Art. 110. Alle durch die beftehenben Gefege angeordneten Behörben bleiben bis zur Aus» 
führung der fie betreffenden organiſchen Geſetze in Thätigfeit. — 

Art. 111. Für den Wall eines Krieges oder Aufruhrs können bei dringender Gefahr für 
die öffentliche Sicherheit die Artikel 5., 6., 7., 27., 28., 29., 30. und 36. der Verfaſſungs⸗Ur⸗ 
funbe zeit: und bifteifteweife außer Kraft gefegt werden. Das Nähere beftimmt das Gefeg. 


Uebergangebeftimmungen. 


Art. 112. Dis zum Erlaß des im NArtifel 26, vorgefehenen Geſetzes bewendei es hinſicht⸗ 
lid des Schul: und Unterrictswefens bei den jegt gellenden gefeglichen Beitimmungen. 

Art. 143. Bor der erfolgten Mevifion des Strafrechts wird über Vergehen, welche durch 
Mort, Schrift, Drud oder bildliche Darſtellung begangen werben, ein bejonderes Geſetz ergehen. 

Art. 114. Bis zur Emanirung der neuen Gemeindeordnung. bleibt es bei dem ‚bisherigen 
Beſtimmungen hinſichtlich der Polizeivernfaltung. BT 

Art. 115. Bis zum Erlaſſe des im Art. 72. vorgefchenen Wahlgefeges bleibt die B. v. 
30. Mai 1849., die Wahl der Nbgeorbneten zur” zweiten Kammer betr., in Kraft. 4 

Art. 116. Die noch beſtehenden beiden oberften Gerichtshöfe follen zu einem Ginzigen 
vereinigt werden. Die Organifation erfolgt durch ein bejunderes. Gefeg. 0 
Art. 117. Auf die Anfprüde der vor Verkündigung der Verfallungs Urkunde etatemäßig 
angeftellten Staatsbeamten foll in Staatsdienergefeß befondere Nüdfidt genommen werben. , 

Art. 118. Sollten durdy die für dem deutfchen Bundesftaat auf Grund des Entwurfs vom 
26. Mai 1849. feftzuftellende Verfaſſung Abanderungen ter gegenwärtigen Berfaflung nöthig 
werben, fo wird der König diefelben anordnen umd diefe Anordnungen den Kammern bei ihrer 
nächſten Verfammlung mittheilen. J 
Die Kammern werden dann Beſchluß darüber faſſen, ob die vorläufig angeordneten Abaän⸗ 
derungen mit der Verfaſſung des deutſchen Bundesftaats in Uebereinſtimmung ſtehen. 

Art. 119. Das im Artikel 54. erwähnte eidliche Gelöbniß "des Königs, fo wie die vorge⸗ 
fehriebene Vereibigung der beiden Kammern und aller Staatsbeamten, erfolgen fogleich nad) ber 
uf dem Wege der Gefeßgebung vollendeten. gegenwärtigen Reviſion diefer Verfaſſung. (Nrt. 
2. und 108.) a“ . Een 
Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrucktem ar Inſiegel. 
Gegeben Charlottenburg, d. 31. Jan. 1850, (L. 8.) Friedrich Wilhelm. 
F Graf v. Brandenburg. v. Labenberg. v. Manteuffel. v. Strotha. 

| v. d. Hehdt. ©. Rabe. Simons v. Schleinig. 


ki 





17 


©. zum Schutze der perſönlichen Freiheit. V. 12. Febr. 1850. 
[®. S. 1850. ©. 45. No. 3220.] r urn 


Mir Friedrich Wilhelm ac. ıc. verordnen, mit Zuftimmung beider Kammern, unter Aufhe; 
Bing des ©. v. 24. Sept. 1848., was folgt: —— 
$. 1. Die Verhaftung einer Perſon darf nur Kraft eines ſchriftlichen, bie Beſchuldigung 
und der Beſchuldigten beftimmt bezeichnenben richterlichen Befehls bewirkt werben. 
Diefer Befehl muß bei der Verhaftung oder fpäteftens im Laufe des folgenden Tages bem-_ 
Beſchuldigten zugeftellt werben. — 
ve 9 Die vorläufige Ergreifung und Feſtnahme einer Perſon kann ohne richterlichen Be: 
ehl erfolgen: . “ : ; 
1) wenn die Perfon bei Ausführung einer ftrafbaren Handlung oder gleich nach berfel- 
ben betroffen oder verfolgt wird; j Ä 
2) wenn fich, felbft fpäter, Umſtände ergeben, welche die Perſon als Urheber oder Theil: 
nehmer einer ftrafbaren Handlung nnd zugleich der Flucht dringend verdächtig machen. 
» 8.3. Bu der vorläufigen Grgreifung und Feſtnahme ($. 2.) find die Polizeibehörden und 
andere Beamte, welchen nady den beftchenden Geſetzen die Pflicht obliegt, Berbrechen und Vers 
*8 — fo wie die Wachtmannſchaften berechtigt, letztere jedoch nur in dem Falle 
‚des 8. 2. Mo. 1. & DL BE Se 3 | BR Ad 
Menn in’ dem Falle des 8.2. Mo. 1. der Thäter flieht, ober der Flucht dringend‘ verdäch⸗ 
tig iſt, oder Grund zu der Beforgniß vorliegt, daß die Identität der Perfon ſonſt nicht feſtzu⸗— 
ſtellen fein werde, fo iſt jede Privaperſon ermächtigt, den Thäter zu ergtlifen. ui 
Der Ergriffene muß fofort einem der oben bezeichneten Beamten, Behufs Beſtimmung über 
die vorlänfige Feſtnahme, oder einer Wachtmannfhaft zugeführt werben. Lıta: 1. ud 
8. 4. Bei jeder Verhaftung ift fofort das Erforderliche zu veranlaſſen, umbden Beſchul⸗ 
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bigten dem Nichter votjuführen, welcher den Befehl dazu erlaffen hat. — Jeber vorläufig. Feſt⸗ 
genommene muß ſpäteſtens im Laufe des folgenden “Tages entweder in Freiheit geſetzt oder es 
muß in dieſer Zeit das: Erforderliche veranlaßt werden, um ihn dem Staatsanwalte bei dem zu⸗ 
Händigen Gerichte vorzuführen. Der Staatsanwalt muß entweder die fofortige Freilaſſung ders 
fügen, oder unverzüglich bei dem Geridite den Antrag ftellen, daß über die Verhaftung Beſchluß 
gefaßt werde. — Iſt Jemand außerhalb des Bezirks des zufländigen Geridits vorläufig feſtge— 
nonımen worden, jo kann et werlangen, zumücht vor den Staatsanwalt des Bezirks, in welchem 
er ergriffen worden, geführt zu wetden. Diefer iſt nur dann befugt, den Feſtgenommenen in 
Freiheit‘ zu ſetzen, wenn derfelbe nachweift, daß der Feſtnahme ein Mißverftänpnig zum Grande 
lag. Anderenfalls hat er die Vorführung vor den Staatdanmwalt des zuftändigen Gerichts zu 
veranlaſſen. me. Ä v in 
- 8.5. Jeder Verhaftete oder vorläufig Feſtgenommene muß fpäteitens im Kaufe bes fols 
genden: Tages nach feiter Vorführung: vor den zuftändigen Richter fo vernommen werden, daß 
ihm der Gegenftand der Anſchuldigung mitgelheilt und ihm die Möglichkeit zur Nufflärung eines 
Mißverftänbnifies gegeben werde. | — ur 
8,6. Die im 8. 3; genannten Behörden, Beamten und Wactmannfchaften find befugt, 
Perſonen in polizeilide Berwahrung ju-nehmen , went. ber-digare Schmp dieſer Perſonen oder 
die Aufrechthaltung der öffentlichen Sittlichkeit, Sicherheit und Ruhe biefe Maaßregel dringend 
erfordern. Die polizeilich in Verwahrung genommenen Perſonen müſſen jedoch fpäteftens im 
Laufe des folgenden Tages in Freiheit geſetzt oder es muß in dieſer Zeit das Erforderliche veran— 
laßt werben, um fie der zuftändigen Behörde zu überweiien. ee 
57 In einr Wöhhung darf wider den Willen des Inhabers Niemand‘ eindtingen, Außer 
auf Grund einer aus amtlicher Gigenihaft folgenden -Befugniß, oder eines von einer geſetzlich 
dazu ermächtigten Behörde ertheilten Auftrags. * 
$. 8.: Das Eindeingen in die Wohnung während ber Nachtzeit if verboten‘ Die Nacht— 
zeit umfaßt Für die Zeit vom J. Dftober bis 31. März die Stumden von⸗6 Uhr Abend bis 
6 Uhr Morgens und für die Beit vom 1. April bis 30. September: die Stumden von: Nuhr 
Abends bis 4 Uhr Morgens. i De u 1 ea 72 Zune 2. ta mist 
8. 9. Das Rerbof, in eine Wohnung zur Nachtzeit einzudringen, begreift nicht die Fälle 
einer Feuers⸗vder MWaffersnoth, einer Lebensgefahr oder eines aus'dem Inneren der Wohnung 
hetvorgegangenen Anfuchens; es bezieht ſich nicht auf die Drte, in welchen während der Nacht: 
zeit das Publikum ohme Unterfchied zugelaffen" wird, fo lange dieſe Orte dem Publikum zum 
fernerem Ginttitt odet dein eingetrelenen Publikum zum ferneren Verweilen geöffnet"find. 
$. 10.- Zum Zweck der vorläufigen Ergreifung und Feſtnahme einer Perſon, welche Bei 
Ausführung einer ftrafbaren Handlung oder gleich mach berfelben verfolgt worden, ſowie zum 
Zweck der Miederergreifung eines entfprungenen Gefangenen, darf der verfolgende oder zugezos 
gene Beamte, ingleihen die verfolgende oder zugezogene Wachtmannſchaft, auch zur Nachtzeit in 
eine Wohnung eindringen. Außerdem darf zum Zwecke der Verhaftung oder vorläufigen Feſt— 
nahme der verfolgende Beamte nur dann zur Nachtzeit in eine Wohnung eindringen, wenn drin⸗ 
gende Gründe dafür ſprechen, daß bei, längerer Verzögerung der Verfolgte ſich der Feſtnahme 
ganz entziehen werde. Der Zutritt zu den von Militairperfonen benugten Wohnungen darf den 
Militair-Borgefepten oder Bentrfttiigten,; Behufs Vollziehung dienſtlicher Befehle; auch zur Nacht: 
zeit wicht verſagt· werden. Das VBerbot, im kine Wohnung bei Nachtzeit einzudringen, bezieht 
fich nicht auf diejenigen Raume, welche die Zoll- und Steuerbeamten zur Vollziehumg der ihnen 
obliegenden Reviſionen zu belteten berechtigt find, ohne durch: die Beſtimmungen der Boll: und 
Steuergefetze anf die Tageszeit befdjränft zu! fein. ; Dee Eee 
- 9580 11. Hausſuchungen „dürfen nur in den Füffen und nad den Formen bes Gefekes unter 
Mitwirfung des Nichters oder der gerichtlichen Polizei und, wo biefe nicht eingeführt if, der 
Polizeikommiſſarien oder der Kommunals oder der Detspolizeis Behörde: geſchehen. Sie miliſſen, 
fo weit dies gefhehen kann, unter Zuziehung des Angejchuldigten oder der Hausgenoſſen erfolgen. 
$. 12. Das Berbot, Hausfuhungen bei Nachtzeit vorzunehmen (5. 65), findet feine 
Anwendung: DE — 
1) auf die Wohnungen der Perſonen, welche durch-ein Straferkenntniß unter Polizei— 
Neger ſind, Du 3 UL Da I 1 5 Be Pe 7) PART j F 
aD welche der Polizei als Schlupfwinkel des Hazardſpiels, als Herbergen und 
Wetſammlungsorte von Verbrechern, als Niederlagen verbrecheriſch erworbener Sachen 
oderals Aufenthaltsorte-liederlicher Frauenzimmer befannt ſind; 
53) wenn dringende Gründe dafür ſprechen, daß bei längerer Zögerung die in einer 
ee Wohnung ‚befindlichen Gegenftände, in Bezug auf welche eine ftrafbare Handlung bes 
un) Mir gangen worben, oder die daſelbſt vorhandenen Beweismittel abhanden gebracht ‚oder 
gefährbet werben möchten. eh 
?773 GA In dem Landestheilen, im welchen bisher die Stellung unter Poligelauffiht durch 
ein Straferkenniniß nicht Rattgefunden Hat, find Haus ſuchungen bei Nachtzeit im den Wohnun⸗ 
gen derjenigen⸗ Perſonen zuläſffig, welche vor dem Eintritt der Geſetzesktaft des Geſetzes, die 
Stellung unter Polizeiaufſicht betreffend, vom 12. Febr. d. J. wegen Diebſtahls,Raubes, Heh—⸗ 


— 
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lerei, ober wegen Kontrebande ober Boldefraubation in den Fällen ber SS. 3, 4, 11, Ro, 2.. 
$$. 13., 14., 15., 24. des Bollürafgejepes vom 23. Januar 1838. zu einer fehswöcentlichen 
ober längeren jeitigen Sreiheitöftrafe von einen Kollegialgerichte veruriheilt find, 

Die Befugniß zu nächtlihen Hausfuhungen in ben Wohnungen biefer Perfonen dauert 
von dem Tage, an welchem die Breipeitsftrafe verbüßt worden ift, mindeſtens Gin Jahr, in den— 
jenigen Fällen, in welchen auf eine längere als einjährige Freiheitsſtrafe erkannt worben, jedoch 
während eines ber erfannten reiheitsftrafe gleichfommenden Zeitraums, 

Den Perſonen, welche in den vorfiehend bezeichneten Fällen wegen Gontrebande ober Zoll⸗ 
befraubation verurtheilt find, lann vou der Polizeibehörde auch unterfagt werden, bei Vermeis 
bung einer Poligeiftrafe von zwei bis fünf Thalern oder Gefängnißftrafe bis zu act Tagen, 
während ber von der Polizeibehörde zu beitimmenden Stunden ber Nadıtzeit (8. 8.) ihre Woh⸗ 
nungen zu verlaſſen. 

Die vorſtehenden Beſtimmungen finden, ſoweit dieſelben diAmegen Kontrebande ober Zoll⸗ 
defraudation verurtheilten Perſonen betreffen, auch auf den Bezirt bes Appellationsgerichishofes 
zu Köln Anwendung. 

Urfundlid unter Unferer rg Unteriäeit und beigebrudtem ee Safsgel. 

Gegeben Charlottenburg, d. 12. Febr, 1850. (L.S.) Friedrich Wilhelm, 
Graf v. Brandenburg. v. Radenberg. v. Manteuffel, v. Strotha. 

v. d. Heydt. v. Rabe. Simons v. Schleinitz. 


G., betr. die Stellung unter Polizeiaufſicht. V. 1%. Febr. 1850. 
[®. ©. 1850. ©. 49. No. 3221.] 


Wir Friedrich Wilhelm ıc. ıc. verorbnen, mit Zufimmung ber Kammern, was folgt: 
$. 1. Die Berurtheilung zu einer zeitigen Freiheitsftrafe von ſechswöchentlicher ir langes 
rer Dauer zieht die Stellung unter Polizeiauffiht unbedingt nach fh, wenn fie wegen eines 
REN ber nachſtehend bezeichneten Arten erfolgt: 
Hoch⸗ und Landesverrath in den Fällen ber $$. 91—118,, 133., 134. Tit. 20. 
Thl. II. A. L. R. in fofern diefe Verbrechen mit Freigeitöftrafe bedroht find, ober 
nad allgemeinen Grundfägen anftatt der Tobesftrafe eine Freiheitöftrafe eintritt, mit 
... Ausfhluß jevoc der einfahen Mitwiflenfchaft ; 
“b) Morbverfuh in den Fällen der $$. 837., 838. Tit. 20. Thl. U. A. & R.; 
c) Theilnahme an Aufruhr als Anführer, Anfifter ober —————— 
d) öffentliche — zum Aufruhr; 
e) Diebftahl ; 
Raub; 
Hehlerei; 
) Münzfälfhung ; 
i) betrügerifcher Banferott ; 
k) Meineid; 
)) Kuppelei in den Fällen der $$. 996,, 997. Tit. 20. Thl. u.a28; 
m) vorfäglihe Brandſtiftung, vorfäglice Vaurſachung einer ubenhwenmung verſab⸗ 
liche Beſchaͤdigung von Ciſenbahnen ober Telegraphen⸗Anſtalten; 
n) Kontrebande oder Zolldefraudation in den Fällen der $$. 4., 11. No. 2, $$. 13. 
_ 14., 15., 24. des Zollfitafgefeges v. 23. Jan. 1838., es mag bie fehswöcentliche 
oder längere Breiheitsitrafe als folde, oder für den Ball des — zur Zah⸗ 
lung einer Geldbuße erkannt fein. 
$. 2. Bei den nachſtehenden Verbrechen: on 
a) Unterfchlagung; .: 
b) Erprefiung ; 
c) Urfundenfalihung; 
d) Betrug; 
e) vorfägliche Beihädigung mit gemeiner Gefahr in anderen als ben $. 1. bezeichneten 
Fällen, fo wie Drohungen mit einer mit gemeiner Gefahr verbundenen Befhädigung ; 
Sf) Kontrebande oder Zolldefraudation in dem alle des $. 3. des Bollftrafgefehes v. 
23. Jan. 1838., es. mag die fechswöcentliche oder längere Freiheitsſtrafe als ſolche, 
oder für den Ball des Unvermögens zur Zahlung einer Geldbuße erkannt fein; 
ift der Richter ermächtigt, nad Bewandniß der Umftände anf Giellung unter Bolizeiaufficht zu 
erfennen, wenn ber Verbrecher zu. einer zeitigen Freiheitsſtrafe von ſechowoͤchenilicher oder laͤnge⸗ 
rer Dauer ur wird, 
$. 3. Die Bälle, in welchen die Berurtheilung wegen Verſuches ſolcher Berbrechen oder 
wegen Theilnahme an denſelben ($$. 1. und 2.) ergangen ift, find nicht ausgeſchloſſen. 7 
— 3 en durch einen Einzelrichter foll die — unter ———— niemals 
zie 


' 
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$. 4. Die Dauer ber Polizeiaufficht if Ein Jahr, wenn die Dauer der erfannten Kreis 
heitöftrafe nicht über Ein Jahr hinausgeht. 
In den übrigen Fällen ift fie der Dauer der für bas betreffende Berbrechen erfannten 
Freiheitöftrafe gleich. 
$. 5. Die Gerichte find ermächtigt, bie kraft des Geſetzes eintretenbe Dauer ber Polizei: 
aufficht zu verlängern und zwar bis auf höhftens fünf Jahre, wenn bie erfannte Freiheitsftrafe 
brei Jahre nicht erreicht, und auf höchſtens zehm Jahre, wenn bie erfannte Freiheitöftrafe drei 
Jahre und darüber beträgt, aber zehm Jahre nicht erreicht. 
$. 6. Die Stellung unter Bolizeiaufficht, fo wie deren Dauer, bat ‚der Michter zugleich 
mit den übrigen Strafen zu erkennen. 
$. 7. Die Wirfangen der Stellung unter Bolizeiauffiht beginnen mit ber Rechtskraft des 
Urtheils, in deſſen Folge fie eintritt. Die Dauer der Polizeiaufficht wird jedoeh erfi von dem 
Tage an berechnet, mo die Freiheitsftrafe verbüßt worden iſt. 
$. 8. Die Stellung unter Polizeiauffiht hat folgende Wirkungen: 
1) Es fann dem Berurtheilten der Nufenthalt an beftimmmten Orten _von ber Landes: 
Polizeibehörbe unterfagt werben. 
2) Hausfudhungen bei dem Berurtheilten unterliegen Feiner Befchränfung hinfichtiich der 
Zeit, zu welcher ſie ſtattfinden dürfen. 


8. 9. Iſt die Verurtheilung wegen Diebſtahls, Raubes, Hehlerei, Kontrebande, oder Zoll: 
befraudation erfolgt, fo kann die Ortspolizei-Behörbe außerdem ($. 8.) dem Verurlheilten un⸗ 
terſagen, während der von ihr zu beſtimmenden Stunden der Nacht (8. 8. des Geſetzes zum 
Schutze der perfönlichen Freiheit v. 12. Febr. d. 3.) ohne ihre Grlaubniß feinen Wohnort und 
felbR jeine Wohnung zu verlaflen. Im alle der Berurtheilung wegen Kontrebande oder Zoll: 
defraudation ift die Grenzzoll-Behörbe befugt, dem unter Polizeiaufſicht Stehenden das Betreten 
bes Auslandes ohne ihre befondere Erlaubniß zu unterfagen. 

$. 10. Iſt derjenige, gegen welden bie Stellung unter Polizeiaufſicht eintritt, ein Aus⸗ 
er kann berfelbe in polizeilihem Wege des Landes verwiefen werben. 

Die Befugniß der zufländigen Behörden, bie Landesverweilung gegen Ausländer in anbes 

ren Ballen zu verfügen, wird duch diefe Beftimmung nicht berührt. 
$. 11. Mer ımter Polizeiaufſicht geſtellt iſt und den ihm in Folge derſelben auferlegten 
Beſchraͤnkungen der Freiheit entgegenhandelt, wird mit Gefängniß bie zu drei Monaten beftraft. 

a” Wieberholungsfalle tritt Gefängnißftrafe von vierzehn Tagen bis zu Ginem Jahre ein, 

12. Im Bezirke des Appellationsgerichtshofes zu Cöln behält es bei den Beftimmungen 

des Abeiniicen n Bit Befimmn über die Stellung unter Bolizeiauffiht überall fein Bewenden. 

Jedoch follen bie Beftimmungen biefes Geſetzes über die Stellung unter Polizeiaufſicht in 
Folge einer Vernriheilung wegen Kontrebande und Zolldefraudation auch für den Bezirk des 
Appellationsgerichtshofes zu Coͤln zur Anwendung kommen. 

Urkundlich unter Unſerer en Unterfchrift und beigedrucktem Königl. Inſiegel. 


Gegeben Charlottenburg, d. 12. Feb 
(L. 8.) Friedrich Wilhelm. 


„Sr. v. Brandenburg v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. Strotha. 
v. d. Heydt. v Rabe Simons v. Schleinitz. 


6. betr. die Verwaltung des Stantsfchuldenwefens gr Bildung einer 
StaatsfchuldensKommiffton, V. 24, Febr. 4 


[G. ©. 1850. ©. 57. No. 3223.] 


Wir Briedrih Wilhelm sc. x. verordnen, mit Zuftimmung, der Kammern, was folgt: 

$. 1. Die Hauptverwaltung der Staatsfhulden ift eine von ber allgemeinen Finanzver⸗ 
waltung abgefonderte jelbftftändige Behörde, welche jedod der oberen Leitung des Finanzminis 
ſters infoweit unterliegt, als dies mit der ihr mad) $. 6. diefes Geſetzes beigelegten Unabhaͤn— 
—— vereinbar iſt. 

an ift unter die fortlaufende Aufficht einer befonderen Staatsfhulben: Kommiſſion ge⸗ 
ſtelli 

2. Hauptverwaltung der Staatsſchulden ſoll fortan aus einem Direktor und drei 
n tiven beftchen. Diefelben werden vom Könige: ernannt. Der Direktor darf nicht zugleich 

n a fein. 

. 3.° Dem Direktor liegt die Leitung: bes Ganzen, die Disziplin über bie ber Haupt: 
— der Staatsſchulden untergeordneten Beamten und deren Anſtellung ob; außerdem 
aber haben die Mitglieder mit ihm gleiche Befugniffe und gleiche Verantwortlichfeit. Die Be 
Feet: werden nad Stimmenmehrheit gefaßt, bei Stimmengleichheit entfheidet die Stimme des 

eftors. 
‚In Berhinderungsfällen wird ber Direftor von dem älteftien Mitgliede vertreten. 


330 1850. (8. 24. Febr) 
$.4 De — der Staatsſchulden bleiben 77 
I) die Staatsſchulden⸗ Tilgungsfaffe, 2. gjihen,n 
2) die Kontrole der Etahtspapiere 
untergeorbuet. J 
$.5. Der Hauptverwaltung der Staateſchulden liegt obt 

a) die Verwaltung der Pafftvfapitalien des Staats, welde ale allgemeine oder proviu⸗ 
zielle Staatsſchulden ihr durch die V. v. 17. Jan. 1820. il der fünftigen Bes 
handlung des gefammten Staatsfhuldenweiens (G. S. S. 9.), durd die O. v. 
2. Nov. 1822. wegen Regulirung bes: von ber N engen, der: Staats ſchulden 
übernommenen Provinzial⸗Schuldenweſens (G. S. Se 229.) und durch den Erlaß v. 
25. April 1848; Über die verzinsliche Annahme freiwilliger Beiträge zut Beſtreitung 
der Staatsbedürfniſſe (8. S.“S. 1179) zur Berzinfung und Tilgung überwiefen: find, 
oder durch fünftig zu erlaffende Geſetze werden überwiefen werben; 

b) die Verwaltung der zu diefen Zwecken beflimmten Berzinfungs:, Tilgungs- und Be: 

Vene und alfer jonjtigen, ihr bis jegt überwirfenen‘ oder fünftig zu überweifen- 
den Fonds; 

e): die Ans und Ausfertigung; Auereichung imd beziehungsweiſe Wiedereinziehung der 
Staatsſchulden-Dokumente im Falle der Aufnahme von Staatsanleihen nad) Maaß— 
gem der diefelben anorbuienden Geſetze; 

d) Die An: und Ausfertigung, Ausreichung md begie hungeweiſe Wiedereinziehung ber 
Rafienenweifuugen, fowie die Auf ſicht über den Verkehr mit denſelben, in Gemaͤßheit 
der O. v. 21. Dec. 1924. (8. ©. ©. 238,), p. 14. Nov. 1835. (©. — S. Kor 
v. 5. Der, 1836, (G. S. ©, 318). ud. v.. 9. Mai 1837. (G. &, S. 75), ſow 
des. $. 8, des Statuts für Die Filerfhafiliche Privatbank in Pommern v. 24. Aug; 
1849. (G. ©. &. 359); BL 

©) die Einregiſtrirung ber — nt 9 

f) die Ermitteluug und Berfolgnag, der Faͤlſchung ober Nachahmung en als Geld- 
jeihen umlaufenden Papiere, welde geſeblich im den öffentlichen Kaſſen ſtatt baaren 
Geldes angenommen: werden müſſen, inbeſondere der Noten ber preußilchen. ak in 
‚Gemäßheit des F. 30. der Bant-D..v. 5..Oft. 1846. (G. S. ©. 435). 

6. -Die Baupburuweltung ber Slaals ſchulden ‚bleibt auch Fünftighin, unbedingt verant⸗ 
wortlich: 
va) Bezug auf die An- und Ausfertigung und Auoreichung der vewiuolichen und un⸗ 
verzinslichen Staatsihuldens Dokumente und ber ‚au rien gehörigen Binsfoupons 
na Maaßgabe ver Geſetze (5. a, € und .d.); un 
a b) für die Feſtſtellung noch nicht, anerkannter oder- nor, itiouiher Brovinziole Siaais: 
fdulden in Gemäßheit des $..5. der D. v. 2. Nov. 1822. wegen. —— dee 
Provinzial⸗Schuldenweſens (G. S. S. 229.)5 
e) für die regelmäßige Verzinſung der ihr — Stantshhuben amd, für. bie un: 
verkürzte Verwendung der der Staatsihulden: Tilgungsfafie zur Tilgung überwiefe: 
nen Fonds nad) ihren durch die Geſetze entweder für die: Staatsfchulden im Allge⸗ 
meinen ober- für einzelne Klaſſen derſelben befonders- feitgefteflten Gefammtbetrage; 
insbefondere 

d) für die unverfürgte Verwendung ber Donminen- Veraußerunge⸗ und Abloͤſungsgelder 
zur Schuldentilgun 

c) Für die Loſchung, — und Aufbavahrung >der eingeloͤſten werzinsfihentund ‚uns 
verzinslichen Staatsichttfden-Dofinmiente : bisı zur gänzlichen Benndling derſelben. 

In ae übrigen Beziehungen hat biefelbe bey , Anordnungen und Anweifungen, bes 
Binanzminifters Folge zu INPER,. welcheni — bie a für beren Inhalt » 
obliegt. —J 
8,7. Das Bedürfniß 'der Kal erisahtting ber Stahtefälitten zur Berzinfung * Til⸗ 
gung ver Staatsſchulden und zur Behreflung der Bervaktımgefoften wird für Irves Hinangjahr 
dur beit Stautshaushalts:Etat beſtimmt. | mn“ 

Juſofern die durch bie V. v. 17. Jan. 1820, (G. S. 9,) oder durch fünftig zu erlaſſende Ge⸗ 
ſetze der Staatsfchulden-Tilgungstaffe überwiefenen befonderen Staatseinnahmen zur Der nfung- 
und Tilgung. ber, Staatefhuld nicht ausreichen, hat der Finanzminiſter die zur vollen, eckung 
des Bebürfniffes erforderlichen Summen auf die bereiteſten Staats⸗Gintünfte anjuweiſen 

$. 8. Es verbleibt bei der durch die ©. v. 31. März 1827. genehmigten Sinchhung, 
wonad die im. $ VII. Mr, Id bis 3. der B. v. 17. Jan. 1820, bezeichneten, ber Staalsſchu 
den⸗Tilgungskaſſe zum Behuf der- regelmäßigen Verzinſung uad Tilgung der. gl Aber 
wieſenen Staatseinuahmen von: den Regierungs-Hanptfaffen nicht, direkt, fondern durch 
— — ERENPEIERNG in monatlichen Raten au die Siaatsſchuiden-Tilgungskaſſe — 
iefert werden 


$. 9. Der Direltor und die Mitglieder der Hauptverwaltung der ‚Stantefhußden “Teiften 
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ſoſort nach Erlaß dieſes Geſetzes und kuͤnftig vör'Antritt ihres Amtes in öffentlicher Sitzung 
bes Dber-Tribunals nachſtehenden beſonderen Eid?: 
daß fie weder einen Staatsfhuldfchein, noch irgend ein anderes Staatsfhulden-Do- 
kument über. den in den beftehenden ober in Zukunft zu erlaffenden Gefegen beſtimm⸗ 
ten Belrag hinaus ausftellen, oder durd Andere ausjtellen laſſen, auch mit ‚allem 
“Fleiß und allem Nachdruck darauf halten und dafür forgen wollen, daß bie ihrer 
Verwaltung anvertrante Staatsfhuld prompt und regelmäßig verzinjet, Das Rapital 
aber in. der durd) die Gefege vorgefchriebenen Art getilgt werbe und daß fie fid) von 
EEE Erfüllung diefer Pflichten und der übrigen, ihnen. mit eigener Berantwortlicfeit 
vberttagenen Obliegenheiten durch feine Anweifungen oder Verordnungen irgend einer, 

a —— laſſen wollen. 

8. 10. Die Staatoſchulden-Kommiſſion übt bie fortlaufende Kontrole über alle, der Haupt⸗ 
verwaltung der Staatsſchulden unter eigener Verantwortlichkeit übertragenen Geſchäfte ($. 6.). 
Sie befteht aus ‚drei Abgeorbneten der Erften und brei Abgeerdngen der Zweiten Kammer, und 
aus dem Präſidenten der Ober-Rechnungskammer. i 

$. 11. Die aus den Kammern zu ernennenden Mitglieder der Staatsſchulden-Kommiſſion 
werben mit abfoluter Shimmenmehrheit auf drei Jahre, gewählt. Wenn vor Nblauf. diefer Zeit 
sein Mitglied aufhört, Abgeordneter zu fein, fo ſcheidet daffelbe aus der Kommifften aus. Die in 
diefem Falle oder’ nad) Ablauf der dreijährigen Amtsdauer Ausſcheidenden fungiven bie zum 
Eintritt ihrer Nachfolger. a ‘ 

$. 12. Die Kommifffen wählt aus ihrer Mitte einen Vorfigenden und einen Stellvertre⸗ 
tee deffefben.) Die Beichtüffe der: Rommilfton werden nad Stimmenmehrheit gefaßt Zu einem 
Beſchlufſe iR die Anweſenheit von wenigftens: vier Mitgliedern erforberlid). 

van 13. Die aus den Kammern gewählten Mitglieder der Staatsſchulden⸗Konmiſſion wer 
den vom Präfidenten in öffentlicher Sigung ımter Hinweifung auf ihren als-Abgeorbnete geleis 
fleten Eid (Art. 108. der Berfaffungs= Urkunde v. 31, Jan. 1850.), der Präfident der Ober: 
Rehnungsfammer aber in der öffentlichen Sitzung des Ober-Tribunals, unter: Hinweifung auf 
feinen Amtseid, auf die Erfüllung ihrer befonderen Obliegenheiten verpflichtet..." —— 

ri 14. Die StaatsjchuldensKommiffion erhält von- der "Hanptverwaltung der Staatsſchul⸗ 
den die Monats» und Zahres-Abfchlüffe fowohl der Staatsſchulden-Tilgungskaſſe fiber die zur 
Berzinfung und Tilgung” der Staatsfchuld beſtimmten Fonds, als aud) der Kontrofe der Staats: 
papiere, und’ hat, fo oft fie es-fi angemeſſen 'eradytet,  wenigitens aber einmal halbjährlich, 
außerordentliche Nevifionen der Tilgungsfafle und der Kontrole der Staatspapiere-narzimehmen. 
Sie ift befugt, Aber Alles, was den Beſtand, die Verzinfung und Tilgung der Staatoſchuld, 
fo wie bie altung ber der Hauptverwaltung überwiefenen Fonds betrifft, won ber letzte— 

ren Auskunft zu erfordern und berfelben ihre Bemerfungen und Anſichten zur Beſchlußnahnie 
mitzutheiteni 9 De I Et 
$. 15. Bei dem jährlidjen regelmäßigen Sufammentritt der Kammern erftntter die Staats: 
ſchulben⸗Kommiſſion den beiden Kammern Bericht über ihre Thätigfeit, fowie über die Ergeb— 
niſſe der unter ihre: Aufſicht geitellten Verwaltung des Staatsfhuldenmwefens in dem verfloffenen 
Sahre. warıhe IE 
Die Rechnungen ber -Staatsichulden-Tilgungstafle werden, nachdem fie von der Ober⸗Rech— 
nungsfammer 'revidirt und feftgeftellt worden find,' der Staatsihulden- Kommiſſion zugeſtellk, 
weldje diefelben zu prüfen und demnächſt mit ifrem- Berichte den Kammern zn. überreihen hät, 
5. 16... Die ——— verzinslichen Staatsſchulden-Dokumente werben jährlich, nach er: 
folg ss Nehnungsicluffe, von der Staatsſchulden⸗Kommiſſion und. von der Hauptverwaltung 
der Staatsjchulden in gemeinſchaftlichen Verfhluß genommen, und nach ihren Litern, Nummern 
und Geldbeträgen zur öffentliden Kenntniß "gebracht. | 
Der: gerichtlichen Niederlegung derfelben bedarf es nicht. * — 
$- 17. Sobald die betreffenden Rechnungen der Staäatsſchulden-Tilgungskaſſe won den 
Kammern bechargirt worden find, werden die eingelöften verzinslichen Staatsfhulden-Dofumente 
‘ von Kommiflarien der StaatsfhulvensKommiffion und der Hauptverwaltung der Staatsſchul⸗ 
den burch Feuer vernichtet und die Litern, Nummern und Geldbeträge derfelben. öffentlich angezeigt. 
zaul, plcice Weife erfolgt die Vernichtung der in Gemäßheit des $. V. der K. D. v. 14. 
"1835. (©, ©. 1836, ©. 169.) eingslöften, zur Girfulatien wicht, mehr geeigneten Kaſſenanwei⸗ 
fungen, ſobald fie in den Stammbuͤchern gelöfht ſiud. a 
Die Immediat:Kommiffton zur Vernichtung eingelöfter Staatspapiere wird aufgelöft. - 
8. 18. Die $$. VIIE bis XVI. der Bi. 17. Jan 1820. wegen fünftiger Behandlung 
des geſammten Staatsfhuldenweiens (G. S. ©. 9.) find aufgehoben. Die übrigen Be: 
— derſelben bleiben in Kraft, ſoweit ſie durch das gegenwärtige Geſetz nicht geän— 
dert ud. r 7 — j .. , ‚ .. . 
Urkundlich unter Unſerer Höchfleigenhimdigen Unterfchrift und beigebructtem Königl. Inflegel. 
Gegeben Charlottenburg, d. 24. Febr. 1850. (L.S) Briedrid Wilhelm. 
Gr. v. Brandenburg. v. Ladenberg v. Manteuffel. v. Strotha. v. d. Heydt. 
v. Rabe. Simons v. Schleinig. 
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G., betr. die Aufhebung der Grundftenerbefreiungen. DB, 94. Febr. 1950. 
IG. ©. 1850. ©. 62. No. 3224] ° 
Wir Friedrich Wilhelm ıc. sc. verorbnen, unter Zuftimmung ‚ber Kammern, was folgt: 


$. 1. Bon allen Grundftüden im Staate, welde einen Reinertrag gewähren, ſoll fortan 
die Grundfteuer entrichtet werben. 

Die einzelnen Gütern und Grundſtücken des platten Landes und gewiffen Klaffen von fol: 
hen nadı dem verfchiedenen, zur Zeit beftehenden Steuer-Syftemen oder aus befonderen Privile: 
gien noch zuftändigen Grundfteuerbefreiungen oder Bevorzugungen werben hierdurch aufgehoben. 

Nidyt minder werden diejenigen Städte mit ihren Gemarfungen, welche jegt nur bem Ger: 
vife nach der Beſtimmung des $. 6. des allgemeinen Abgabe:®. v. 30. Mat 1820. unterliegen, 
oder weder Serwis noch Grundſteuer entrichten, der letzteren unterworfen, diejenigen Stäbte aber, 
welde nad) dem für fie geltenden Steuerſyſtem einer geringeren Grundſteuer, als die bemfelben 
— unterworfenen Drtfchaften des platten Landes unterliegen, hierin den letzteren 
gleichgeſtellt 

Die Entfheidung darüber, ob und in wieweit ben Beſitzern ber bisher befreiten ober be; 
vorzugten Grundſtücke eine Euiſchadigung zu gewähren ſei, bleibt vorbehalten. 


$. 2. Nusgenommen von der Beſtimmung des 8. 1. bleiben biejenigen Grundftüde,” welde 
dem Staate, den Provinzen, den Kreifen oder den Gemeinden gehören, in fofern fie zu einem 
öffentlichen Dienfte oder Gebrauche beſtimmt find, infonderheit alfo: 

a) Gaſſen, Pläge, Brücken, Land» und Heerftraßen, die Schienenwege ber Gifenbahnen, 
Fahr: und Fußwege, Leinpfade, Ströme, Flüffe, Bade, Brunnen, fchiffbare Kanäle, 
Häfen, Werfte, Ablagen, Feltungswerfe, Grerzierpläge, Kirchhöfe, Begräbnißpläge, 
Spaziergänge, Luft» und botanifhe Gärten; 

b) tebiglich zur Bepflanzung öffentlicher Plaͤtze, Straßen und Anlagen beftimmte Baum⸗ 
ſchulen und die zur Uferbefeſtigung des Meeres, öffentlicher Ströme und Flüffe die: 
nenden Anpflanzungen; 

e) Königlihe Schlöfler und zum- Gebrauche öffentlicher Yehörben ober zu Dienſtwoh⸗ 
nungen für Beamte beflimmte Gebäude, als: Militairz, Regierungss, Juſtiz⸗, Bolis 
zeis, Steuers und Poftverwaltungs:Gebäude, Kreis: und Gemeindehäufer; 

d) Kirchen, Kapellen und andere dem öffentliche Gottesdienfte gewibmete Gebäude; 

e) die Dien haͤuſer ber Erzbiſchöfe, Biſchoͤfe, der Dom⸗ und Kurat⸗ oder Pfarrgeiſtlichen 
und ſonſtiger mit geiftlichen Funktionen befleideter Perfonen der verfchievenen Melis 
gionsgefellfhaften; ferner der Gymnaſial⸗, Seminars und Sculiehrer, der Küfter 
und anderer Diener bes öffentlichen Kultus; 

f) ee Mufeen, Univerfitäts: und alle anderen zum Unterricht beftimmten Ge⸗ 
aͤude; 

£) Armen: und Kranfenhäufer, Beſſerungs⸗, Aufbewahrungs- und Gefängnißanftalten. 

Die Grundfleuerfreiheit der umter e. bis. g: aufgeführten Gebäude erſtreckt ſich aud auf die 
dazu gehörigen, mit ihnen in berfelben Befriedigung belegen Hofräume und Gärten. 

Eben fo bleiben alle Brüden, Kunſtſtraßen, Schienenwege der Gifenbahnen und ſchiffbare 
Kanäle, welde mit Genehmigung des Staates vun Privatperfonen oder NE EN “zum 
öffentlihen Gebrauche angelegt find, von der Grundfleuer befreit. 


$. 3. In den beiden weftlihen Provinzen werben die bisher von der Orundſteler befrei⸗ 
ten re zu herfelben nad den Borfchriften des Grundſteuet-G. v. 21. Jan. 1839, (©. 
©. 1839. . 30. ff.)»veranlagt.. 


ni E er der ſechs öſtlichen Provinzen find bie von der Entrichtung ver. u 
feuer : bisher befreiten oder dabei bevorzugten Grumdflüde, unter Buziehung ber Betheiligten, 
nad Maaßgabe einer von dem Binaftzminifter zu ertheilenden Inſtruktion zur Grundſteuer vor: 
läufig zu veranlagen. 


$. 5. Nachdem das Gefchäft der vorläufigen Veranlagung beendet iſt, werben die Meful: 
tate derfelben mebit dem Entwurfe eines bie Erhebung der Grundfteuer nad Maaßgabe biefer 
Beranlagung anorbnenden Gefeges den Kammern zur Genehmigung vorgelegt werben. 
Urkundlich unter Unferer Höchfleigenhändigen Unterfchrift und beigedrücktem Königl. Infegel 
Gegeben ‚Charlottenburg, d. 24. Febr.-1850. 
(L.$S) Friedrich Wilhelm. ii 


Gr. v. Brandenburg. v. Labenberg. v. Manteuffel. v. Strotha. v.d. Sept 
v. Rabe Simons v. Schleinitz. | 


* 
* 
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G. wegen Abänderung einiger Beſtimmungen des G. v. 3. San. 1845,, 
betr; die Zertheilung von Grundftüden und die Gründung nener Anſie⸗ 

delungen. VB. 24. Febr, 1850. 


[6. ©. 1850. ©. 68.'No. 3228.] 


Wir Friedrich Wilhelm ꝛc. sc. verorbnen, mit Zufimmung beider Kammern, für diejenigen 
Lanbestheile, in weldhen das ©, v. 3. Ian, 1845., betr. die Zertheilung von Grundſtücken und 
die Gründung neuer Anftebelungen, Geſetzeskraft hat, was folgt: .. 

"r 8,1, Die $$. 2. bis 5. einfchließhidh des ©. v. 3. Jar. 1845., betr. die Zertheilung von 
Grundftücden und die Gründung neuer Anfievelungen (G. ©. 1845. ©. 25.), ſowie die Dekl. 
v. 7. Aug. 1846., betr. die Anwendung bes $. 2, diefes G. (G. ©. 1846. S. 395.), werben ” 
hiermit aufgehoben. x 

Beräußerungs s Verträge jeder Art, durch welche Grundſtücke zertheilt, -von einem Grund 
ftüde einzelne Theile abgezweigt oder Grundftüde, welche Zubehör eines anderen Grundſtücks 
find, von biefem abgetrennt. werben follen, müſſen von bem Gerichte, vor welchem fie abgefchlöffen 
oder ihren: Inhalte oder der Unterfehrift nad) anerfannt worden find, ummittelbar nady ihrer 
Aufnahme demjenigen Gerichte zugefendet werben, weldes das Hypothekenbuch der betreffenden 
Grundftücde zu führen hat, fofern dieſes Gericht von bem erfteren verſchieden iſt. Diefelbe Ver: 
pflihtung wird, in Erweiterung der Vorſchrift des $. 31. der V. v. 2. Yan. 1849. (©. ©. 
1849. ©. 10.), den Notaren auferlegt, JE. 

$, 2. Die Abfchreibung der Trennftüde in Hypothefenbuche, deren Uebertragung auf ein 
anderes Folium, die Aushändigung des Baufonfenfes zu neuen Anftedelungen, fofern den Vor— 
fhriften der $$. 27. und 28. des G. v. 3. Jan. 1845. genügt ift, fowie die Berichtigung des 
Befiptitels für den Trennftüds- Erwerber find von der im $. 7. No. 1. und in den 88. 25. 
und 26. des ©. v. 3. Jan. 1845. gedachten Regulirung ferner nicht abhängig. 

$. 3, Alle im $. 1. bes gegenwärtigen G. bezeichneten Verträge find von bem Ges 
tichte, welches das Hypothekenbuch des zertheilten Grundftüds zu führen hat, fofort nachdem fie 
zu feiner Kenntniß gelangt find, in beglaubigter Abjchrift demjenigen Landrathe oder Magiftrate 
-zuzufertigen, weldem nad $. 8. des ©. v. 3. Jan. 1845. die im $. 7. No. 1. und in dem 
$$. 25. und 26. deſſelben vorgefchriebene Regulirung obliegt. Nach dem Empfange diefer Abs 
ſchrift hat fidh der Landrath oder Magiftrat dev Negulirung fogleihh von Amtewegen zu unterziehen. 

$. 4. Die im $. 20. d. ©. v. 3. Jan. 1845. den Regierungen beigelegte Befugniß, in 
Fällen, in welchen Streitigkeiten bei der Regulirung entflehen, ein ſofort vollſtreckbares Interi- 
miftifum feftzufegen, wird auf alle Fülle ausgedehnt, in welden die Megierung” es für ange: 
meffen erachtet, die definitive Regulirung aufzufchieben. 

Urkundlid unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrucktem Königl. Infiegel. 

Gegeben Gharlottenburg, d. 24. Febr. 1850. 

(L. 8.) Friedrid Wilhelm, 
Graf v. Brandenburg. ». Ladenberg. v. Manteuffel. v. Strothe. 
v. d. Heydt. vw. Nabe Simons v. Schleinitz. 


” 


G., betr, die Unterftügung der bedürftigen Familien a Dienfte einbes 
rufener Nejerve: und Landwehrmannichaften. B. 87. Febr. 1850, | 


[®. ©. 1850. ©. 70. No. 3229.] 


Wir Friedrich Wilhelm sc. ic. verorbnen, unter Zuſtimmung der Kammern, was folgt: 

$. 1. Die Referve- und Landwehr-Mannfcaften follen, fobald fie zum Kriege odes wegen 
außerorbentliher Sufammenziehung der Meferve oder der Landwehr einberufen werben, für ihre 
5* im Falle der Bedürftigkeit, eine Unterſtützung nach näherer Beſtimmung dieſes G. 
erhalten. nt 
$. 2. Hinfihtlic des Anſpruchs auf Unterftügung ($. 1.) werden als zur Familie gehörig 
betrachtet: die Ehefran des zum Dienft Ginberufenen und befien Kinder unter 14 Jahren. 

Auch können dahin nody gerechnet werden: die Kinder über 14 Jahren, fo wie Verwandte ' 
in auffleigender Linie und Geſchwiſter, in fefern fie von dem zum Dienft Einberufenen unters 
halten’ werben müſſen. 43 
Dagegen ſind entferntere Verwandte, geſchiedene Ehefrauen und uneheliche Kinder von der 
Berechtigung zum Empfange einer Unterftügung ausgeſchloſſen. 

* * 3. Die Verpflichtung zur Unterftügung dieſer Familien ($$. L., 2.) wird den Kreifen 
auferlegt. 

Ausgenommen hiervon bleibt die den Bamilien der, Landwehr Dffiziere, in ben Fällen * 
$. 1. zu gewaͤhrende Unierſtülhzung; dieſe wird in gleicher Weile wie hinſichtlich der Famili 
der Offiziere des ſtehenden Heeres aus dem Militair: Fonds beſtriiten. — 

$. 4, Die Unterflügängs-Bebürftigfeit der Familie muß in jedem einzelnen Falle nachge⸗ 
wiejen werben. u j 


>“ 


‘ 


3% 1850, (2. 2. Min) +; 


$: 6. Ale — muß mindeſtens gewährt. werden F 
a): für bie Ehefrau monatlich 1 Rthlr. 10 Sr. und in ber Seit v vom 1. —— 
1. April 2 Rthlr., 
b) für jedes Kind unter 14 Jahren monatlih 15 Ser. 
Die Geld:Unterftügung kann theilweife durch Lieferung von Brobtern, Breiinmaterial oder 
Kartoffeln erſetzt werben. \ 
$. 6. Im jedem Kreife wirb eine Unterſtũtzungs⸗ Kommiſſion gebildet, welche 
a) ſowohl über-die Unterſtützungs-Bedürftigkeit dev betr, Familien, als auch 
b) unter forgfältiger Berücdfichtigung der Arbeitsfähigfeit: derjelben, iber dem Umfang 
und die Art ber ihnen zu gewährenden linterftügung, nachdem der Orisvorſtand bats 
fiber gehört worden, mit Beachtung ber Borfchriften des $. 5., endgültig zu. ui 
en, und 
ec). die pünftlihe Gewährung der bewilligten Unterftügung zu überwaden hat. 
$. 7. . Die Unterſtützungs-Kommiſſion befteht aus dem Landrath als Borfipenden und 
einer. den Lofal:Berhältniiien angemeflenen Anzahl von Mitgliedern, welche die Kreisvertretung 
aus den Kreiseinfaflen erwählt. Die Kreisvertretung it befugt, „die Gefchäfte der Kommiſſion 
dem Kreis-Ausihuß zu übertragen. 
Einer jeden Unterſtützungs-Kommiſſion wird ein von dem betreffenden Landwehr⸗ Bataillens⸗ 
Kommando zu wählender Offizier beigeordnet. 
. $. 8. Die Kommiffion ($. 7.) fann nur befchließen, wenn mehr als bie Hälfte ihrer 
Mitglieder zugegen ift. Die Bejchlüfle werden nad) Stimmenmehrheit gefaßt. Bei Stimmen: 
gleichheit ift die Stimme des Vorfigenden entfcheidend. 
Der der Kommiffion beigeorhnete Offizier nimmt an ben Berhandlungen Theil, bat aber 
feine enticheidende Stimme, 
$. 9. Die zu den Unterftüigungen erforberlichen Geldmittel werben von der Kreisvertretung 
a und nöthigenfalls nad) dem Verhältniß der fonftigen Kreis-Kommunalbeiträge aufgebradht. 
10. Die von der Kommiſſion ($. 7.) feige te Kreisunterftügung wird den damilien 
in —— Raten praͤnumerando verabreicht. 
Die Gewährung beginnt mit dem Abmarſch des zum Dienft @inberufenen aus ber Heimath 
und endigt in der Megel mit deſſen Rückkehr. 
Unterſtũtzungen ber Privatvereine umd einzelner Privatperſonen dürfen -anf bie bewilfigte 
—— nicht angerechnet werden. 
„S. 11, Den Familien Derjenigen, — — fie im aftiven Dienft ſich befinden, 
a) der Defertion ſich ſchuldig madyen, o 
b) durch geridytliches Erfenntniß ‚zur — oder zu einer härteren Strafe verur⸗ 
theilt werden, 
wird bie- bewilligte Kreisunterftügung nicht weiter gewährt, fobald die Nachricht davon bei ber 
-UnterftügungssKommilfton zingeht, welder von foldyen Fällen durd) bie Truppenbefehlshaber fos 
fort Kenntniß zu geben il. 
$. 12, Den Familien Derjenigen, welche im Gefecht getöbtet — oder in Folge einer 
Beſchaͤdigung im Dienſt oder einer durch den Dienſt veranlaßten Krankheit vor ihrer Entlaffung 
in die Heimath fterben, wird nod drei Jahre lang, -vom Todestage des Familienvaters geredy: 
netz die bewilligte Kreisunterſtũhung belaften, fofern ihre ne mit ſchen vor Als 
lauf dieſes Zeitraums aufhört. 
$. 13. Die Familien Derjenigen, welche ohne ihr Berfhulden in feindlich⸗ Sefangenichaft 
gerathen, erhalten die bewilligte engem, Wels obr ati während ber Dauer der Gefangenſchaft. 
$. 14. Die den: Familien der Reſexve⸗ und Landwehrmannſchaften durch dieſeg Geſetz ge: 
währleißete Unterftügung exſtreckt ſich nicht auf bie Zeit, während welcher dieſe — — — 
an dem jährlichen Uebungen der Landwehr Theil nehmen. . =: 
8,45. Gleiche Verpflibtung wie bie Kreife ($$- 3. und 6.) haben diejenigen Stähle, 
welhe nicht zu einem landräthliden Kreife gehören. An Stelle der Kreiövertretung ($8$- 7. 
un 10.) tritt die Gemeindevertretung und an Gtelle des Landrathse ($, 7.) ber Bürgermeiſter. 
$. 16. Die Minifter bes Innern. und des Kriegee ſind mit der Ausführung: dieſes Ge⸗ 
ſehes bemuftsagt. 
— unter unſerer Sächkeigenhänbigen —J und beigedrucltem Ränigl. „Dihegel, 
z Gegeben Gharluttenburg, d. 27. Febr. 1850. L.S.) Friedrich Wilhelm, . + 
Graf m Brandenburg. v. er 2 Manteuffel. » Gerathe. 
v. d. Heydt m Rate. Simone. s Mt ah 
Yı me Eu ' 2 Er 


A Hg die Ablöfim bir Neallaſten und vie Regulirun uts vs 
an lichen amd 52* ann Bu. se a ' 10. * 
iG. ©, 1850. ©. 7. Ro. 8233. Riliſch G. S. U. ©. ur Y 
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©. über die Errichtung von Mentenbanten, DB. 2. März 1850. 
(U! ©. 1850. ©. 112. Ro. 3234., Nififh G. ©. I. ©. 258.) 


6, — die Ergänzung und — der Gem. Theil. O. v. 3. F ni 
2824,, u. einiger anderen über Gemeinheits⸗Theilungen ergangenen Belek 
j V. 2. März 1840. u 


[G. S. 1850. S. 139. No. 3235. its G. S. II. €. . 0 


G., betr. den erleidhterten sissertaut fleiner Grundftüce, 
März 18 | 
Mn ©. 1880. ©. 145. Me. 3236., Nififch G. S. u. S. — 


Allerh. Erl. v4 März wegen Ein ſetzung der Königl. Direktion 
“der Machen-Düffeldorf nbrorter Eisenbahn. 


[®. ©. 1850, ©. 162. No. 3240.] 


3 Zur Ausführung der Beſtimmungen des $. 9. der, beziehungsweife unterm 29. und 26. 

Sept. 1849. mit der Aachen-Düſſeldorfer und der. Ruhrort-Krefeld-Kreis Gladbacher Eiſenbahn⸗ 
Geſellſchaft abgeſchloſſenen Verträge ermächtige Ich. Sie, Behufs des Fortbaues ſowie ber Ver—⸗ 
waltung und des Betriebes beider Eiſenbahnunternehmungen eine gemeinfame Behörde unter 
dem Namen „Königliche Direltion der Aachen-Düſſeldorf-Ruhrorter Gijenbahn‘ einzufegen, welche 
von Ihnen unmittelbar veffertiven, vorläufig bis auf weitere Beſtimmung in Aachen ihren Sitz 
nehmen und 'in — der ihr übertragenen Geſchaͤfte alle Befugniſſe einer öffentlicyen 


Behörde haben ſoll 
Dieſer Erlaß iR duch die. ©. ©. zur öffentl. Kenntnis zu bringen. 
Gharlottenburg, d. 4. März; 1850. a Wilhelm. 
An v. d. Heydt. 


den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche — 


8, die unverzinsliche Staats ſchuid betr. V. 7. März rn. 
[8. ©. 1850. ©. 163. No. 3242] _ r 


Wir Friedrich Wilhelm ac. ıc. verordnen, unter Zuftimmung beider Kammern, was Folgt: 
8 U. Die unverzinsliche Staatsſchuld beſteht fortan: 
Hſaus dem in dem Staatsſchulden-Etat v, 17. Jan. 1820, (©. © ©, 18.) bereits ' 
aufgeführten, in Gemäßheit der K. O. v. 24. Dr. 1624. (8. ©..©: 338.) in Kaſ⸗ 
ſenanweiſungen verbrieften Betrage von. . .'.. 11,242,347 pri 
2) aus den im Gemäßheit der K. D. v. 22. April 1827. (©. ©. 
- S. 83.) in Umlauf: gelegten erg im Betrage von ' 6,000,000 - = 
"3 aus den gemäß der 8. D. v. 5. Dez. 1836. (G. ©. ©. 318.) TE 
da gegen Einziehung un von der ‚Seehandlung früher ans 1 A 
RBLLET 122 gegebenen Kaflenfcheine im Betrage von .: . 2,000,000 = , 
- km eb) ao Einziehung ber von der eitterihaflidhen Brivatbanf RE 
) —— für. Pommern ausgegebenen Bankſcheine im Betrage von 500,000 1" ⸗ 
' amsgefertigten Kaſſenanweiſungen; 1 Aa⸗ 
4) aus den von ber Preuß. Bant nach $.: 29. ber Bau, ee yet 
„5. Oft. 1846. (G. ©. ©. 442.). mit‘; DSH EN? . 57 2,200,008 Bu 
Mi "camel abzuliefernden Kaffmamweifungen. rn I 
—— Geſammft — 20,842, 37 KT F 
th a Die mach. den, K. D. v. 22. —F 1827. (,,&; ©.,33), ». 5. Dei. 1836 (6 
S 6318.) und vH Mai 1837. (G. ©. ©. 75.) fur die. im $. 1. No, 2. und ‚3.a..aufs 
geführten. Beträge: im Depoſitorio der Haupt: Verwaltung, der Stantsihulben verwahrlid 5. 
ee eg aa im Nominal: Beirage, vom. 8,000,000: Riplen. find, nachdem ſo 
zuvor wieder in — worden, unebſt den ‚Dazu. gehärigem Zinsloupons mit 6 Millionen 
Thalern an die General» Staalslaſſe und mit:2 Millionen —— anu die Sechandluns oh 
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liefern, wogegen die Tegtere den Betrag von @ Millionen Thalern in Kaſſenauweiſungen an bie 
General:Staatsfafle zu-zahlen hat. - 
$.3. Die im $. 29. der Bank-Ordnung v. 5. Oft. 1846. (©. ©. ©. 442.) angeorbnete 
Vernichtung der von der Preufifhen Banf an die Haupt-Berwaltung ber Staatsfhulden zu: 
rüdzuliefernden Kaflenanweifungen findet für ben annod-rüditändigen Betrag von 1,100,000 
Thalern ($. 1. No. 4.) nicht flatt, vielmehr ift diefer Betrag von der Haupt» Verwaltung: der 
Staatsfhulden an die Geiteral-Staatsfafje abzuliefern. Die Preußifche Bank Bleibt dennoch er 
mädhtigt, den gleichen Betrag in Banfnoten ſofort nad) erfolgter Zurüdlieferung ber Kaffenan: 
weifungen auszugeben. 
$. 4. Die nah $$. 2. md 3. an die General: Staatsfafle abzuliefernden Staatsſchuld⸗ 
fheine und Kaffenanweifungen find nad Anordnung des Finanzminijters zur Deckung ber außer 
ordentlihen Ausgaben der Jahre 1849. und 1850, zn verwenden. 
Urkundlih unter Unferer Höhfteigenhändigen Unterfchrift und beigebrucdtem Königl. Iufiegel. 
Gegeben Charlottenburg, d. 7. März 1850. . 5) Friedrich Wilhelm 
Graf v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Mänteuffel. v. d. Heydt. 
v. Rabe. _ Simons vw. Schleinig. v. Stodhaufen. Be 


Hagdpolizeis Gefet. DB. 7. März 1850. 
[®. S. 1850. S. 165. No. 3243.] 


Wir Friedrich Wilhelm ıc. sc. verordnen, mit Zuftimmung beider Kammern, was folgt: 

$.1. Die Ausübung des einem jeden Grundbeſitzer auf feinem Grund und Boden zus 
ftehenden Jagdrechts wirb nachſtehenden Beftimmungen unterworfen. 

$. 2. Zur eigenen Ausübung des Jagdrechts anf feinen Grund und Boden ift ber. Bes 
figer nur ‚befugt: By 
a) auf folhen Befigungen, welche in ‚einem- oder mehreren an einander grenzenden Ge⸗ 

meindebezirfen einen land» oder forftwirthfchaftlid benugten Ylädhenraum von wer 
nigftens dreihundert Morgen einnehmen und in ihrem BZufammenhange burd Fein 
fremdes Grundftüd unterbrodyen find; die Trennung, welde Wege oder: &ewäfler 
bilden, wird als eine Unterbrechung des Zufammenhanges nicht angefehen; 
b) auf allen dauernd und vollſtändig eingefriedeten Grundftüden, 
s — was fir dauernd und vollftändig eingefriedet zu erachten, eniſcheidet ber 
andrath; 
c) auf Seen, auf zur Fifcherei eingerichteten Teichen und auf folden Infeln, welde Gin 
Beſitzthum bilden. | ee 
$. 3,, Wenn die im $. 2. bezeichneten Grundftüde mehr als dreien Beligern gemeinſchaft⸗ 
lich gehören, fo ift die eigene“ Ausübung des Jagdrechts auf dieſen Grundflüden nicht fammts 
lichen Mitbefigern geftattet. 4 

Diefelben müſſen vielmehr die Ausübung des Jagdrechts Einen bis höchſtens Dreien. unter 
ihnen übertragen, . Doc) fteht ihrien auch frei, das Jagdrecht ruhen oder burd einen ‚angeftell- 
ten: Jäger ausüben zu laſſen oder zu verpadten. 

Gtmeinden oder Korporationen dürfen das Jagdrecht auf folhen ihnen gehörenden Grund⸗ 
ſtücken ($. 2.) nur durd Verpachtung oder durch einen angeftellten Jäger ausüben. i 

$. 4. Alle übrigen Grumdflüde eines Gemeindebezirk, welche nicht zu den im $. 2. ges 
dachten gehören, bilden der Regel nad einen gemeinſchaftlichen Jagdbezirk. Es if aber den 
Gemeindebehörden geftattet, nad) freier Webereinfunft mehrere ganze Gemeindebezirfe oder eins 
zelne Theile eines Gemeindebezirfs mit-einem anderen Gemeindebezirfe zu. einem gemeinſchaft⸗ 
lichen Jagdbezirke zu vereinigen. Auch ſoll die Gemeindebehörbe befugt fein, mit Genehmigung 
der Auffichtsbehörbe aus dem Bezirke Einer Gemeinde mehrere für- ſich beftehende Jagdbezirke 
zu bilden, deren jedoch Feiner eine geringere Fläche als dreihundert Morgen umfaſſen darf. - 

Den Befigern der im $: 2. bezeichneten Grundſtücke ift es geftattet, ſich mit dieſen Grund» 
flüden dem Jagbbezirke ihrer Gemeinden anzufchließen. u” 

Die Beichlüffe über alle dergleihen Abänderungen:der gewöhnlichen Jagbbezirke, dürfen ſich 
äuf feinen Türzeren Zeitraiim als auf drei Jahre und auf feinen längeren Zeitraum als auf 
zwölf Jahre eritreden. 

$. 5. Die Befiger iſolirt belegener Höfe find berechtigt, fi mit denjenigen Grunbflüden, 
welche zufammenhängend den Hof ganz ober theilweiſe umgeben, alfo nicht mit fremden Grund⸗ 
ſtücken im Gemenge liegen, von dem gemeinſchaftlichen Sagdbezirke auszufdließen, wenngleich die 
Brundftüce nicht zu den im $. 2. gedachten gehören. Hal 2, 
8, 6. Auf den nady $. 5. aus dem gemeinfchaftlihen Jagbbezirke ansgefhiebenen Grund» 
ſtücken müſſen die Grimdbefißger, fo lange die. Ausſchließung dauert, die Ausübung des Zagd⸗ 
rechts gänzlich ruhen Jaflen. ; 

Auch müfen die Grenzen folder Grundſtücke ſtels erkenubar bezeichnet: werden. 
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6. 7. Grundftüde, welhe von einem über dreitanjend Morgen im Zufammenhange großen 
Walde, der eine einzige Beſitzung bildet, ganz oder größtentheils eingefchloflen find, werben, - 
‚aud wenn fie nicht unter die Beſtimmungen des $. 2. fallen, dem gemeinfcaftlihen Jagdbe— 
zirfe der Gemeinde nicht zugefchlagen. Die Befiger folder Grundftüce find verpflichtet, bie 
Ausübung der Jagb auf venfelben dem Gigenthiimer bes fie umfchließenden Waldes auf deffen 
Berlangen gegen eiie nad dem Jagdertrage zu bemefiende Entfhädigung zeitzpachtweife zu über: 
tragen, oder die Jagbausübung gänzlicd ruhen zu laflen. 

Die Feftfegung der Entihädigung erfolgt im Mangel einer Ginigung durch den Landrath, 
vorbehaltlid der beiden Theilen zuftehenden Berufung auf richterlihe Entfcheidung. 

Macht der Waldeigenthümer von feiner Befugniß, pie Jagd auf der Enklave zu erpachten, 
beim Anerbieten des Beſitzes, nicht Gebrauch, fo fteht dem legteren die Ausübung der Jagd auf 
den enflavirten Grundftüde zu, 

Stoßen mehrere derartige Grundſtücke an einander, fo daß fie eine ununterbrodyene zufam: 
menhängende Flache von mindeſtens dreihundert Morgen umfaflen, fo bilden diefelben einen fir 
ſich beftehenden gemeinfchaftlihen Iagbbezirk, für welchen die nämlihen Borfchriften gelten, wie 
für die gewöhnlichen Jagdbezirke. * 

Die im $. 5. des ©. v. 31. Oft. 1848. (G. ©. f. 1848. S. 344.) enthaltenen 

Borfchriften über die Ausübung der Jagd in den Feitungswerfen, in deren Umfreife, fowie in 
dem der Bulvermagazine und ähnlicher Anftalten, bleiben nnverändert in Kraft. 

$. 9. Die Beliger der, einen Jagdbezirk bildenden Grundſtücke werben in allen Jagd— 
Angelegenheiten durd die Gemeindebehörde vertreten. Werben Grundſtücke aus verſchiedenen 
Gemeindebezirken zu Ginem Jagbbezirfe vereinigt, fo beftimmt bie Auffichtsbehörde diejenige Ger 
meinbebehörbe, welche die Vertreiung zu übernehmen hat. 

$. 10. Nach Maaßgabe der Beſchlüſſe der Gemeindebehörbe kann auf tem gemeinfdyaft: 
lichen Jagdbezirke entweder: 

a) die Ausübung der Jagd gänzlich ruhen, oder 

b) die Jagd für Rechnung der betheiligten Grundbeſitzer durch einen angeftellten Jäger 
beſchoſſen werben, oder 

c) bdiefelbe, fei es öffentlid im Wege des Meiftgebots, oder aus freier Hand, verpadhs 
tet werben. 

Die Pachtverträge dürfen: fih auf Feinen kürzeren Zeitraum als auf drei Jahre und anf 
feinen längeren Zeitraum als auf zwölf Jahre erftreden. 

$. 11. Die Pachtgelder und Ginnahmen von der durch einen angeftellten Jäger befchofie: 
nen Jagd melden in die Gemeindekaſſe gezahlt, und, nad Abzug der etwa entftehenden Vers 
waltunggfoften, durch die Gemeindebehörde unter die Befiger derjenigen Grunditüde, auf wels 
chen die gemeinſchaftliche Ausübung des Jagdrechts ſtatt findet, nad) dem Verhaͤltniſſe des Flächen⸗ 
inhalts dieſer Grundftüce vertheilt. ° 

$. 12. Die Berpadtung der Jagd, fowohl auf den im $. 2. erwähnten Grundjtüden, 
als auf gemeinfhaftliden Jagbbezirken, darf bei Strafe ber Nichtigfeit des Vertrages niemals 
an mehr als hödyitens drei Perfonen gemeinfchaftlic erfolgen. 

Ausländer dürfen nur mit Genehmigung der Aufſichtsbehörde als Jagdpächter angenom« 
mien werben. 

Afterverpacdhtungen find ohne Einwilligung des Verpächters nicht geftattet. 

$. 13. Sowohl den Pächtern gemeinfchaftlider Jagdbezirke, als auch den Beſitzern der im 
$. 2. bezeichneten Grundftüce, ift die Anftellung von Jägern für ihre Reviere geftattet. 

8. 14. Gin Jeder, welder die Jagd ausüben will, muß fidy einen, für den ganzen Staat 
gültigen, zu feiner Legitimation dienenden, auf ein Jahr und auf die Perſon lautenden Jagd: 
fchein vor dem Landrathe des Kreifes feines MWohnfiges ertheilen laflen, und felbigen bei ber 
Ausübung der Jagd ftets mit ſich führen. 

Aud Ausländern kann ein folder Jagdſchein, jedoch nur gegen die Bürgfchaft eines In: 
ändere, von dem Landrathe des MWohnortes des Bürgen eriheilt werden. Der Bürge haftet in 
Folge feines Antrages für Strafen, welde auf rund der $$. 16., 17. und 19, gegen den 
Ausländer verhängt werden, fowie für bie Unterſuchungskoſten. 

Für einen jeden Jagdſchein wird auf das Jahr eine Abgabe von Einem Thaler zur Kreis: 
Kommunalkaſſe des Wohmorts des Ertrahenten entrichtet. Die eingehenden Beträge werben nad) 
den Beſchlüſſen der Kreisveriretung verwendet, 

Die Ausfertigung ber Jagdſcheine erfolgt koſten- und flempelfrei. 

Die im Königlihen oder Kommunaldienfte angeftellten Forft: und Jagbbeamten, fowie die 
Iebenslänglich angeftellten Privat:Forit: und Jagdbedienten erhalten den Jagdſchein unentgeltlich, 
foweit es fi um die Ausübung der Jagd in ihren Schugbezirken handelt. In Jagdſcheinen, 
welche unentgeltlidy ertheilt find, muß dies und für weldhen Schutzbezirk fie gelten, angegeben 
werben 


S. 15. Die Griheilung bes Jagbfcheins muß folgenden Berfonen verfagt werben: 
a) folden, von denen eine unvorfidtige Führung des Schießgewehrs oder eine Gefährs 
dung ber öffentlichen Sicherheit zu beforgen iſt; 
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b) denen, welche durch ein Urtheil des Rechts, Waffen zu führen, verluſtig erflärt find, 
ſowie denen, welche unter Polizei-Aufſicht ſtehen oder welchen die National: Kofarde 
aberfannt ift. 

Außerdem fann denjenigen, weldye wegen eines Forſt- oder Jagdfrevels oder wegen Miß— 
brauchs des Feuergewehrs beftraft find, der Jagdſchein, jedoch nur-innerhalb fünf Jahre nad 
verbüßter Strafe, verfagt werben, 

$. 16. Die Nichtbeachtung der vorfichenden Vorſchriſten über Löfung von Jagdſcheinen 
wird beftraft wie folgt: 

Mer, ohne einen Jagdſchein gelöft zu haben, die Jagd ausübt, wird für eine jede 
Uebertretung mit einer Geldſtrafe von fünf bis zwanzig Thalern belegt. 

Wer feinen Jagdfhein kei Ausübung der Jagd nicht bei ſich führt, den trifft eine 
Geldftrafe bis zu fünf Thalern. . 

Mer es verficht, ſich durd einen nicht auf feinen Namen ansgeftellten, fremden 
Jagdſchein zu legitimiren, um fid) dadurch der verwirften Strafe zu entziehen, der 
wird mit einer Strafe von fünf-bis funfzig Thalern u 

$. 17. Wer zwar mit einem Jagdſcheine verfehen, aber ohme-Begleitung des Jagdberech—- 
tigten, ober ohne deſſen fchriftlich ertheilte Erlaubniß bei fich zu führen, die Jagb auf fremdem 
Jagdbezirke ausübt, wird mit einer Strafe von zwei bis fünf Thalern belegt. 

Mer die Jagd auf feinem Grundftüde gänzlid ruhen zu laſſen verpflichtet ift, dieſelbe den: 
nod) aber darauf ausübt, hat eine Gelbftrafe von zehm bis zwanzig Thalern und die Konfista- 
tion der dabei gebrauchten Jagdgeräthe verwirkt. 

Mer auf feinem eigenen Grumbftüde, auf dem die Jagd an einen Dritten werpachtet ift, 
oder auf dem ein Jäger für gemeinfchaftlihe Rechnung der bei einem Jagdbezirke betheiligten 
Grundbefiger die Jagd zu beſchießen hat, ohne Ginwilligung des Jagdpächters oder der Ge: 
meindebehörde jagt, ebenfo derjenige, weldyer auf fremden Grundftücden, ohne eine Berehtigung 
dazu zu haben, die Jagd ausübt, wird wegen MWildviebftahls oder Jagbfontravention nad) ben 
allgemeinen Geſetzen beitraft. 

$. 18. Die Beitimmung der Hege- und Scenzeit erfolgt nad) den zur Zeit der Verkün— 
dung des ©. v. 31. Oft. 1848. geltend gewefenen Gefegen. 

Die V. v. 9. Dec. 1842. $$. 1. und 2. (G. S. 1843. ©. 2.) und das Bublif. v. 7. März 
1843. ©. ©. 1843. S. 92.) treten wieder in Kraft. Sonſtige Uebertretungen der Borfchriften 
über Hege- und Sconzeit werben mit einer, nady richterlichem Ermeſſen zu beftinnmenden Gelb: 
buße bis zu funfzig Thalern geahndet. OR 

$. 19. Wer zur Begehung einer Sagdpolizei-Mebertretung ſich feiner Angehörigen, Dienft: 
boten, Lehrlinge oder Tagelöhner als Theilnehmer oder Gehülfen bedient, haftet, wenn biefe 
nicht zahlungsfähig find, neben der von ihm felbit verwirften Strafe, für die von denfelben zu 
erlegenden Geldſtrafen und den Schabenerfaß. 

$. 20. Wegen einer JagbpolizeisMebertretung Toll eine Unterfuchung nicht weiter eingelei- 
tet werben, wenn feit dem Tage der begangenen That bis zum Gingange der Anzeige am bie 
Staatsanwaltfhaft oder den Richter drei Monate verftrihen find. 


8. 21. Durch Klappern, anfgeflellte Schreckbilder, ſowie durch Zäune, kann Jeder das 
Wild von feinen Befigungen abhalten, aud wenn er auf biefen zur Ausübung des Jagbredts 
nicht befugt ift. Zur Abwehr des Roth-, Danım- und Schwarzwildes fann er fi) auch Fleiner 
oder gemeiner Haushunde bedienen, 


$. 22. Auf gemeinfhaftlichen Su, auf welden Wildſchäden vorkommen, barf bie 
Gemeindebehörbe, wenn aud nur ein einzelner Grundbeſitzer Widerſpruch dagegen erhebt, die 
Ausübung der Jagd nicht ruhen laffen. 


$. 23. Menn bie in der Nähe von Forften belegenen Grundftüde, welche Theile eines 
gemeinfchaftlichen Jagdbezirkes bilden, oder ſolche Waldenklaven, auf welden die Jagdausübung 
dem Gigenthümer des fie umſchließenden Waldes überlaffen ift ($. 7.), erheblichen Wildſchäden 
durch das aus der Forft übertretende Wild ausgeſetzt find, fo ift der Landrath befugt, auf Anz 
trag der beſchädigten Orundbefiger, nad) vorhergegangener Prüfung des Bebürfnifles und für 
bie Dauer befjelben, den Jagdpaͤchter ſelbſt während der Schonzeit zum Abſchuſſe des Wildes 
aufzufordern. Schüßt der Jagdpächter, dieſer — ungeachtet,« die beihädigten Grund⸗ 
ſtücke nicht genügend, fo kann der Landrath den Grundbeſitzern ſelbſt die Genehmigung ertheis 
len, das auf dieſe Grundſtücke übertretende Wild auf jede erlaubte Weife zu fangen, namentlid 
aud mit Anwendung des Scießgewehrs zu tödten. 

Das Nämliche gilt rücfichtlich der Befiger folcher Grundftüce, auf welchen fih die Kanin: 
hen bis zu einer, ber Feld- und Gartenfultue fhädlihen Menge vermehren, in Betreff biefer 
Thiergattung. Wird gegen. bie Berfügung bes Landraths bei ber vorgefegten Verwaltungs 
Behörde der Rekurg eingelegt, fo bleibt erftere bis zur eingehenden höheren Entfheidung interis 
miſtiſch gültig. 

Das von den Grundbefigern in Folge einer folben Genehmigung des Landraths erlegte 
oder gefangene Wild muß aber gegen Bezahlung des in der Gegend üblichen Schußgeldes bem 
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Jagdpächter -überlafen und bie desfallfige Anzeige binnen vier und zwanzig Stunden erftattet 
werden. 

$. 24. Auch der Befiger einer ſolchen Waldenklave, auf welder die Jagd nah $. 7. gar 
nicht ausgeübt werden barf, ift, wenn das Grundſtück erheblichen Wildſchäden ausgejegt iſt und 
der Befiger des umgebenden MWald-Jagdreviers der Aufforderung des Landraths, das vorhandene 
Mild felbft während der Schonzeit abzufchießen, nicht genügend nachkommt, zu forderm bered)- 
tigt, daß ihm der Landrath nad worhergegangener Prüfung des Bebürfniffes und auf die Dauer 
deffelben die Genehmigung ertheile, das auf bie Enklave übertretende Wild auf jede erlaubte 
Weiſe zu fangen, namentlich auch mit Anwendung des Sciefgewehrs zu töbten. 

In dieſem alle verbleibt das gefangene oder erlegte Wild Eigenthum des Enflavenbefigers. 

In den in den $$. 23. und 24. gedachten Fällen vertritt die von dem Landrathe zu ers 
theilende Legitimation die Stelle des Jagdſcheins. 

$. 25. Ein gefeglicer Anfpruh auf Erfab bes durch das Wild verurfadhten Schadens 
findet nicht ftatt. 

Den Jagbverpächtern bleibt dagegen unbenommen, hinfichtlicd des Wildfchadens in den Jagd: 
pacht-Kontraften vorforglihe Befimmung zu treffen. 

$. 26. Wenn die jegt beftehenden Jagdpadıt: Kontrafte der Bildung der in den $$. 4. 
und 7. vorgefchriebenen gemeinfchaftlicen Jagdbezirke hinderlic find, fo treten diefelben mit dem 
1. Suli 1851. von felbit außer Kraft, 

$. 27. Im denjenigen Städten, welche zu feinem lanbräthlihen Kreife gehören, werben 
die in diefem Gefege den Landräthen übertragenen Befugniffe von den Drtspolizei : Behörden 
ausgeübt, und in Stelle der Kreis-Kommunalfaffe tritt die jtädtifche Kaffe. 

$. 28. Mer die Jagd innerhalb des abgeftedten Feſtungs-Rayons von 1300 Schritten 
ausüben ‚will, muß vorher feinen Sagbfchein von dem Feftungs> Kommandanten befonders vifl: 
ren” laflen. 

— Uebertretung dieſer Vorſchrift wird mit einer Strafe von zwei bis fünf Thalern 

eahndet, 
: $. 29. An die Stelle der in den $$. 16., 17., 18. und 28. angebrohten Gelbftrafen tritt 
für den Fall, daß der Webertreter zu deren Bezahlung unvermögend ift, eine verhältnißmäßige 
Gefängnißſtrafe. 
8.30. Alle dieſem Geſetze entgegenſtehenden Vorſchriften werben hiermit aufgehoben. 

F. 31. Unſer Miniſter fuͤr landwirthſchaftliche Angelegenheiten wird mit der Ausführung 
dieſes Geſetzes beauftragt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem Königl. Inſiegel. 


Gegeben Charlottenburg, d. 7. März 1850. ; 
. Friedrich Wilhelm, 


P — ) 
Gr. v. Brandenburg. d. Ladenberg. v. Manteuffel. v. d. Heydt. 
v. Rabe. Simone v. Schleinitz. v. Stockhauſen. 


G., betr. den außerordentlichen Geldbedarf der Militär⸗Verwaltung für, 
das Jahr 1850., fo wie die Beſchaffung der zur Deckung deſſelben erfor: 
derlichen Geldmittel, U, 7. März 1950.*) 
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Wir Friedrich Wilhelm ıc. ıc. verorbnen, unter Zufimmung beider Kammern, was folgt: 

$. 1. Unferen Kriegsminifter wird zu den im Jahre 1850. etwa erforberlich werbenden 
außerorbentlichen Bebürfnifien der Militärs Verwaltung ein Krebit bis zum Betrage von acht— 
zehn Millionen Thaler eröffnet. | = 

$. 2. Unſer Finangninifter ift ermächtigt, den Geldbebarf, ſoweit er aus anderweitig dis⸗ 
poniblen Staatsfonds nicht gedeckt werden kann, nach dem eintretenden Bedürfniß durch eine, 
wenigſtens mit Einem Prozent jährlich zu amortifirende verzinglice Staats-Anleihe zu beſchaffen. 

F. 3. Die Ausführung dieſes —28— wird dem Kriegsminiſter und dem Finanzminiſter 
übertragen uud iſt darüber den Kammern fofort bei ihrer nächſten Bufammenkunft Rechenſchaft 
zu geben, welchen ſodann über bie Fortdauer dieſes Kredits, fo weit er mod nicht erſchöpft iſt, 
die Beſchlußnahme vorbehalten bleibt. J 

urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem Königl. Inſiegel. 

Gegeben Charlottenburg, d. 7. März 1850. (L. 8) Friedrich Wilhelm. 

Graf v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. d, Heybt. 

v. Rabe Simons v. Schleinitz. v. Stodhaujen. 





*) Berg, G. v. 7, Mai 1851, 
22” 
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G., betr. die auf M 


ühlengrundftücken baftenden Neallaften. 
V. 11. März 16550 : 


[G. ©. 1850. &. 146. No. 3237., Nitiſch G. S. II. ©. .277.] 


G., betr. die Berichtigung der Kaufgelder für dad, dem Minifterium der 
geiftlichen, Unterrichtö: und Medizinal:Angelegenheiten überwiefene 
Grundftüd. DB, 21, März 1850 . 


[®. S. 1850. &. 198. No. 3249.) ’ 


Wir Friedrich Wilhelm sc. ». verorbnen, unter Zuftimmung beider Kanımern, was folgt: 
. 1. Das, bei Grwerbung bes zu Berlin unter ben Linden No. 4. belegenen Gruudſtücks 
für das Minifterium ber geifliden, Unterrichts: und Medizinal-Angelegenheiten rückſtaͤndig ge: 
bliebene Kaufgeld von Einhunderttaufend Thalern ift aus den Staats:Ginnahmen des Jahres 
1850. zu berichtigen, 
—8. 2° Die Minifter der geiftlihen, Unterrichts- und Mebizinals Angelegenheiten und ber 
Finanzen werben mit ber Ausführung biefes Gefepes beauftragt. 
Urkundlic unter Unferer Höcfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrucktem Königl. Inſiegel. 
Gegeben Charloitenburg, d. 11. März 1850. (L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Graf v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. d. Heydt. 
v. Rabe. Simons. v. Schleinitz. v. Stockhauſen. 


* 


G., die Zoll: und Steuerſätze vom ausländischen Zucer und Syrup und 
vom inländischen Nübenzucer betr, V. 11. März 1850.) 


[®. ©. 1850. ©. 198. Ro. 3250.] 


Wir Frievrid Wilhelm ıc, sc. verorbnen, unter Zuftimmung beider Kammern, wag folgt: 
$. 1. Der $. 2. der proviforifhen V. v. 18. Suni 1848. (G. ©. ©. 163.) wird auf? 
. gehoben. Dagegen wird ber durh die V. v. 1. Juli 1844. (G. S. S. 182.) für den Zeit: 
raum vom 1. Sept. 1844. bis dahin 1847. feftgefegte und in Gemäßheit des Grlaffes v. 25. 
Juni 1847. (G. ©. ©. 241.) bis Ende Auguft 1848. zur Anwendung gefommene Steuerjag 
vom inländifhen Rübenzuder mit 15 Sgr. vom Zollgentner der zur Zuckerbereitung beflimmten 
sohen Rüben auch für den Zeitraum vom 1. Sept. 1848. bis Ende Auguft 1850. beibehalten. 
8. 2. Die Regierung wirb ermächtigt, für den Zeitraum vom 1. Sept. 1850. bis Ende 
Aug. 1853., unter Forterhebung der in der proviforifhen V. v. 18. Juni 1848. $. 1. (9. ©. 
©. 163.) normirten Gingangszollfäge vom ausländifhen Zuder und Syrup, bie Steuer vom 
inländifhen Rübenzuder mit 3 Sgr. vom Zollzentner der zur Zuckerbereitung beflimmten rohen 
Rüben erheben zu laffen. 
$. 3. Unfer Finangminifter wird mit der Ausführung des Gefehes beauftragt. 
Urkundlid unter Unferer Höhfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrucktem Königl. Infiegel. 
Gegeben Charlottenburg, d. II. März 1850. (L. 8.) Friedrich Wilhelm. 
£ Graf v. Brandenburg. v. Ladenberg. von Mantenffel. v. d. Heydt, 
v. Rabe Simons v. Schleinitz. v. Stodhaufen. 


@., betr. die Verpflichtung der Gemeinden zum Erſatz des bei öffentlichen 
Auflänfen verurfachten Schadens. B. 11. März 1850. | 


[G. ©. 1850. ©. 199. No. 3251.]. 


Wir Friedrich Wilhelm ıc. ıc. verorbnen, unter Zuftimmung beider Kammern, was folgt: 
$. 1. Finden bei einer Zufammenrotlling oder einem Zufammenlaufe von Menfhen durch 
. offene Gewalt, oder durd Anwendung der dagegen getroffenen gefeglihen Maafregeln, Beſchä— 
digungen bes Gigenthums, oder Verlegungen von Perſonen ftatt, fo haftet die Gemeinde, in 
deren Bezirk biefe Handlungen geichehen find, für den dadurch verurfachten Schaden. 
$. 2. Die im $. 1. fefigeftellte Verantwortlichkeit tritt nicht ein, wenn bie Beſchädigung 
durch eine von außen her in den Gemeindebezirk eingedrungene Menfhenmenge verurſacht wors 
ben und in biefem Falle bie Ginwohner des letzteren zur Abwehr des Schadens erweislic außer 
Stande gewefen find. 


- *) Berg. D. v. 19: Zuni 1850, 
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8. 3. Im Falle bes 8. 2, liegt die Entfchäbigungspflicht der Gemeinde oder den Gemein: 
den ob, auf deren Gebiet die Anfammlung, oder von beren Bezirk aus der Ueberfall ftattgehabt 
bat, es fei denn, daß auch diefe Gemeinden erweislich nicht im Stande gewefen wären, ben 
verutfahten Schaden zu verhindern. j 

Mehrere nach den vorftchenden Beftimmungen verpflichtete Gemeinden ($$. 1. und 3.) 
haften, dem Beſchaͤdigten gegenüber, folidarifch. 

$. 4. Hat in einer Gemeinde eine Beihädigung der im $. 1. gedachten Art ftatt- gefuns 
den, fo it der Vorſtand ber Gemeinde berechtigt und auf Anfuchen des Beſchädigten verpflichtet, 
den angerichieten Schaden vorläufig zu ermitteln und feitzuftellen, 

Bei diefer Grmittelung find die Interefienten, fo weit als möglich, zuguziehen. 

$.5. Wer von der Gemeinde Schadenerfaß fordern will, muß feine Forderung binnen 
14 Tagen präflufivifcher Frift, nachdem das Dafein des Schadens zu feiner Wiffenfchaft gelangt 
ift, bei dem Gemeinde-Vorſtande anmelden und binnen 4 Wochen präklufivifcher Frift mach dem 
Tage, an welchem ihm der Beſcheid des Gemeinde: Borftanbes zugegangen ift, erforberlihen Falls 
gerichtlich geltend machen. 

$. 6. Bezüglid der Entihädigungspflidyt derjenigen Perfonen, melden eine foldhe nad 
Maafgabe der bejonderen Gefege obliegt, wird durch vorftehende Beftimmungen nichts geändert. 
Der Gemeinde, welche ihrer Entfchädigungspflidt Genüge geleiftet hat, fteht der Regreß an bie 
für den Schaden nad allgemeinen Grundſätzen DBerhafteten zu. 

. 7, Bis zum Erlaß eines allgemeinen Gefeges über eine Gemeindes, Bürger: oder 
Schupwehr find die Bezirfsregierungen ermächtigt, auf den Antrag der Gemeinden bie Errich— 
tung eines bewaffneten Sicherheits:Vereins anzuordnen! i - 

Urkundlid unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigebruchtem Königl. Infiegel, 


Gegeben Charlottenburg, d. 11. Mär; 1850. (L.S) Friedrich Wilhelm. 


Graf v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. d. Heydt. 
v. Rabe Simons v. Schleinitz. v- Stockhauſen. 


Gemeinde⸗Ordn. für den Preuß. Staat. V. 14. März 1850. 
[G. ©. 1850. ©. 213, No. 3254., Nififh G. S, II. ©. 280.] 


Kreiss, Bezirfs: und Provinzial: Drdn, für den Preuſt. Staat. 
3. 11. März 1850, 


[®. S. 1850. S. 251. No. 3255., Nifiih ©. S. I. S. 299] 


&. über die Polizeis:Verwaltung V. 11. März 1850, 
[®. ©. 1850. ©. 265. No. 3256] 


Mir Friedrih Wilhelm sc. sc. verorbnnen, unter Zuftimmung beider Kamnıern, was folgt: 

$. 1. Die örtliche Polizeis:Berwaltung wird von den nad den Vorſchriften der Gemeinde: 
Ordnung dazu beflimmten Beamten (Bürgermeiftern, Kreis-Amtmännern, Oberfchulgen) im Na: 
men des Königs geführt — vorbehaltlicd der im $. 2. des gegenwärtigen Geſetzes vorgejehenen 
Ausnahme. 

Die Ortspoligei-Beamten find verpflichtet, die ihnen von ber vorgefegten Staatsbehörbe in 
Bolizei: Angelegenheiten eriheilten Anweifungen zur Ausführung zu bringen. 

Jeder, der fih in ihrem Berwaltungss:Bezirfe aufhält oder daſelbſt anſäſſig it, muß ihren 
polizeilihen Anordnungen Folge leiften. 

$. 2. In Gemeinden, wo fid, eine Bezirksregierung, ein Lande, Stabts ober Kreisgericht 
befindet, fo wie in Feſtungen und in Gemeinden von mehr als 10,000 Ginwohnern, kann bie 
örtlihe Bolizei- Verwaltung durch Beſchluß des Miniſters des Innern befonderen Staatebeamten 
übertragen werben. Auch in anderen Gemeinden Fann aus dringenden Gründen diefelbe Eins 
richtung zeitweife eingeführt werben. 

$. 3. Die Koften der örtlihen Polizei-Verwaltung find, mit Ausnahme der Gehälter ber 
von der Staatsregierung im alle der Anwendung des $. 2. angeftellten befonderen Beamten, 
von ben Gemeinden zu beftreiten. 

$. 40 Ueber die Einrichtungen, welche bie örtliche Polizei-:Verwaltung erfordert, kann bie 
Bezirksregierung befondere Vorfchriften erlaffen. Die für den Bezirk des Appellationsgerichts- 
Hojes zu Köln beftehenden gefeglichen Befimmungen wegen Anftellung von Bolizeisfommiffarien 
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werben hierdurch nicht berührt. Ebenſo bleiben vorläufig die Diftrifts-Rommiffarien in der Pro: 
vinz Poſen in MWirkfamfeit. 
Die Ernennung aller Polizei: Beanten, deren Anftellung ben Gemeinde: Behörden zufteht, 
bedarf der Beftätigung der Staatsregierung. 
$. 5. Die mit der örtlihen Polizei-Verwaltung beauftragten Behörden find befugt, nad) 
Beratung mit dem Gemeindevorftande, ortspoligeilihe, für den Umfang der Gemeinde gültige 
Vorſchriften zu erlaffen und gegen die Nichtbefolgung derſelben Geloftrafen bis zum’ Betrage 
von 3 Rthlr. anzndrohen. 
Die Strafandrohung fann bis zu dem Betrage von 10 Rtihlr. gehen, wenn bie Bezirke: 
Megierung ihre Genehmigung dazu ertheilt hat. Re 
Die Bezirksregiernngen haben über die Art der Verfündbigung ber ortspolizeilihen Vor: 
fchriften, fo wie über bie Formen, von deren Beobadhtung die Gültigkeit derfelben abhängt, die 
erforberlichen Beſtimmungen zu erlaflen. z 
8. 6. Zu den Gegenftänden ver orspolizeilihen Vorſchriften -gehören : 
a) der Schuß der Perſonen und des Eigenthums; 
b) Ordnung, Sicherheit und Leichtigfeit des Verkehrs auf öffentlihen Straßen, Wegen 
und Plägen, Brüden, Ufern und Gewäſſern; 
ec) der Markiverfehr und das öffentliche Feilhalten von Nahrungsmitteln ; 
d) Ordnung und Gefeßlichfeit bei dem öffentlichen Zufammenfein einer größeren Anzahl 
von Berfonen ; i 
ii e) das öffentlidye Interefie in Bezug auf die Aufnahme und Beherbergung von Fremden; 
die Mein, Bier: und Kaffee-Mirthfchaften und fonitige Einrichtungen zur Berabrei: 
Kung von Speifen und Getränfen; 
f) Sorge für Leben und Gefimbheit; 
£) Fürforge gegen Feuersgefahr bei Bau-Ausführungen, fowie gegen gemeinfhäbliche 
und gemeingefährlihe Handlungen, Unternehmungen und Greigniffe überhaupt; 
h) Schuß der Felder, Wiefen, Weiden, Wälder, Baumpflanzungen, Weinberge u. f. w.; 
i) alles andere, was im bejonderen Intereſſe der Gemeinden und ihrer Angehörigen po— 
lizeilich geordnet werden muß. 
$. 7. Zu Verordnungen über Gegenftände der landwirthfchaftlichen Polizei it bie Zuftim: 
mung der Gemeindevertretung erforberlih. Die Berathung erfolgt unter dem Vorſitze bes mit 
ber örtlichen Polizei-Berwaltung beauftragten Beanıten. 
$. 8. Von jeder ortspoligeilicen Verordnung ift fofort eine Abjchrift an bie zunächſt vors 
geſetzte Staatsbehörde einzureichen. 
$. 9. Der Negierungspräfident iſt befugt, jede ortspolizeiliche Borfchrift durch einen fürms 
lichen Beſchluß unter Angabe der Gründe außer Kraft zu jegen. 
Dem Beſchluſſe muß, mit Ausnahme dringender Falle, eine Berathung mit dem Bezirfss 
rathe vorhergehen. Die Grflärung des Leßteren iſt entſcheidend: 
1) wenn eine ortspolizeilidye Vorfchrift außer Kraft gefeßt werden foll, weil fie das Ge: 
meindewohl verlegt; 
2) wenn es fid darum Handelt, eine Verordnung über Gegenftände ber landwirthſchaft— 
—Ulichen Polizei wegen ihrer Unzweckmäßigkeit aufzuheben. 
$. 10. Die Beitimmungen der $$. 8. und 9. finden auch anf die Nbänderung oder Auf: 
hebung ortspolizeilicher Vorſchriften Anwendung. 
$. 11. Die Bezirksregierungen find befugt, für mehrere Gemeinden ihres Verwaltungs: 
Dezirfs oder für den ganzen Umfang befielben gültige Poligei-Borfchriften zu erlaffen und gegen 
bie Nichtbefolgung derfelben Geldftraien bis zu dem Betrage von 10 Rthlr. anzudrohen. . 
Der Minifter des Innern hat über die Art der Verfündigung folder Vorſchriften, ſowie 
über bie Formen, von deren Beobadytung die Gültigfeit derfelben abhängt, die erforberliden 
Beftimmungen zu erlaffen. 
$. 12. Die Vorschriften der Bezirfsregierungen ($. 11.) können fit auf die im $. 6. 
biefes Geſetzes angeführten und alle anderen Gegenftände beziehen, deren polizeiliche Regelung 
durch die Verhältniffe der Gemeinden oder bes Bezirks erfordert wird. 
$. 13. Zum Erlaſſe joldyer VBorfhriften der Bezivfsregierungen, welche die landwirthſchaft⸗ 
liche Polizei betreffen, ift die Zuſtimmung des Bezirfsrathes erforderlich. 

S. 14. Die Befugniß der Vezirksregierungen, fonftige allgemeine Verbote und Strafbe: 
ſtimmungen in Ermangelung eines bereits beftehenden gefeplichen Verbotes mit höherer Geneh: 
migung zu erlaffen, ift aufgehoben. . 

$. 15. Es dürfen in die poligeilihen Vorfchriften ($$. 5. und 11.) feine Beftimmungen 
“aufgenommen werben, welche mit den Gefeken oder den Berorbnungen einer höheren Snflanz im 
Widerſpruche ftehen. 

S. 16. Der Minifter des Innern if befugt, foweit Gefege nicht entgegenftehen, jede polis 
zeiliche Vorſchrift durch einen förmlichen Beſchluß außer Kraft zu ſetzen. 

Die Genehmigung des Königs iſt hierzu erforderlich, wenn die polizeiliche Vorſchrift von 
dem Könige oder mit deſſen Genehmigung erlaffen war. 


. 1850, (8. 11. Mir.) 343 


$. 17. Die Bolizeirichter haben über alle Zuwiberhandlungen gegen polizeiliche Vorſchrif⸗ 
ten ($$. 5. und 11.) zu erfennen, und dabei nicht die Nothwenbigfeit oder Zweckmäßigkeit, fon: 
dern nur die gefeglidye Gültigkeit jener Vorfhriften nad den Beſtimmungen ber $$. 6., 11. 
und 15. dieſes Gefepes in Erwägung zu ziehen. 

$. 18. Für den Fall des Unvermögens des Angefhuldigten ift auf verhältnifmäßige Ges 
fängnißftrafe zu erkennen. Das höchſte Maaß derfelben ift 4 Tage flatt 3 Rthlr. und 14 Tage 
ftatt 10 Rthlr. f 

8. 19. Die bisher 'erlaffenen polizeilihen Vorfchriften bleiben fo lange in Kraft, bis fie 
in Gemäßheit diefes Geſetzes aufgehoben werben. 

$. 20. Die den Polizeibehörben nad den bisherigen. Gefegen zuftehende Erefutionsgewalt 
wird durdy bie vorftehenden Beſtimmungen nicht berührt. \ 

Jede Polizeibehörde iſt berechtigt, ihre polizeilichen Berfügungen durch Anwendung ber ge: 
fegliben Zwangsmittel durchzuſetzen. 

Wer es unterläßt, dasjenige zu thun, was ihm von der Polizeibehörbe in Ausübung diefer 
Befugniß geboten worden tft, hat zu gewärtigen, daß es auf feine Koften zur Musführung ge: 
bracht werde — vorbehalilidy der etwa verwirften Strafe und der Berpflihtung zum Scha— 
denerfaße. Ä 

$. 21. Alle diefem Gefepe entgegenftehenden Beſtimmungen find aufgehoben. 

Urkundlich unter Unferer Höchteigenhändigen Unterfchrift und beigedrucktem Königl. Inftegel. 

Gegeben Eharlottenburg, d. 11. März. 1850. 

(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Gr. v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Mantenffel. v. d. Heybt. - 
v. Rabe. Simons v. Schleinig. v. Stodhanfen. 


%. iiber die Verhütung eines die gefeßliche Freiheit und Ordunug gefähr: 
denden Mifbranchs des Verfammlungs: und Vereinigungsrechtes, 
V. 11. März 1850, _ 


[®. ©. 1850. ©. 277. No. 3261.] 


Wir Friedrih Wilhelm sc. 2c. verorbnen für. dem ganzen Umfang der Monarchie, unter 
Zuſtimmung beider Kanımern, was folgt: 

$.1. Bon allen Verfammlungen, in welchen öffentliche Angelegenheiten erörtert ober bes 
rathen werben follen, hat der Unternehmer mindeftens vier und zwanzig Stunden vor dem Be— 
ginme der Berfammlung, unter Angabe des Drtes und der Zeit berfelben, Anzeige bei ber Orts— 
Polizeibehörbe zu machen. Dieſe Behörde hat dariiber fofort eine Beſcheinigung zu ertheilen. 

Beginnt die Verſammlung nicht fpäteftens eine Stunde nad ber im ber Anzeige angege— 
benet Zeit, fo ift die fpäter beginnende Berfanmlung als vorfchriftsmäßig angezeigt nicht anzu⸗ 
fehen. Daffelbe gilt, wenn eine Verfammlung die länger als eine Stunde ausgeſetzten Bers 
handlungen wieder aufnimmt. — 

$.2. Die Vorſteher von Vereinen, welche eine Einwirkung auf öffentliche Angelegenheiten 
bezwecken, find verpflichtet, Statuten des Vereins und das Verzeichniß der Mitglieder binnen 
drei Tagen nach Stiftung des Vereins, und jede Aenderung der Statuten oder der Bereinsmit- 
lieber binnen drei Tagen, nachdem fie eingetreten ift, der Ortspolizeibehörbe zur Kenntnißnahme 
einzureichen, »derfelben aud auf Erfordern jede darauf bezüglihe Auskunft zu ertheilen. 

Die Ortspolizeibehörde hat tiber die erfolgte Ginreihung der Statnten und der Verzeichs. 
niffe, oder der Abänderungen derfelben, fofort eine Beſcheinigung zu ertheilen. 

Die Beftimmungen bdiefes und des vorhergehenden Paragraphen beziehen fh nicht auf 
kirchliche und veligiöfe Vereine und deren Verfammlungen, wenn diefe Vereine Korporationg: 
rechte haben. 

. $. 3. Wenn für die Verfammiungen eines Vereines, welcher eine. Ginwirfung auf öffent 
liche Angelegenheiten bezwedt, Zeit und Ort ftatutenmäßig oder durch einen befonderen Beſchluß 
im Boraus feftiteht, und diefes wenigitens vier und zwanzig Stunden vor der erfim Verſamm— 
fung zur Kenntniß der Ortspoligeibehörbe gebracht worden ift, fo bedarf es einer befonderen 
Anzeige, wie fie der $. 1. erfordert, für die einzelnen Berfammlungen nicht. | 

$. 4. Die Ortspolizeibehörde ift befugt, in jede Verfammlung, in welcher öffentliche Ans 
gelegenheiten erörtert oder berathen werben follen, einen oder zwei ‘Polizeibeamte oder eine ober 
zwei andere Perfonen als Abgeoronete zu ſenden. 

Die Abgeordneten dürfen, wenn fie Polizeibeamte find, nur in ihrer Dienftkleivung oder 
unter ausdrücklicher Kundgebung ihrer dienftlihen Eigenschaft erfcheinen. Sind fie nicht Polis 
zeibeamte, fo müflen fie durch befondere Abzeichen erkennbar fein. 

Den Abgeordneten muß ein angemefjener Platz eingeräumt, ihnen auch auf Erfordern durch 
ben Borfigenden Auskunft über die Perſon der Redner gegeben werden. 

$. 5. Die Abgeordneten dev Polizeibehörde find, vorbehaltlich des gegen bie Betheiligten 
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gefeglich einzufeitenden Strafverfahrens, befugt, fofort jede Berfammlung aufzulöjen, bezüglid- 
deren die Befceinigung ber erfolgten Anzeige ($$. 1. und 3.) nicht vorgelegt werben fann. 
Ein Gleiches gilt, wenn in der Verſammlung Anträge oder Vorfchläge erörtert werden, die eine 
Aufforderung oder Anveizung zu fteafbaten Handlungen enthalten; oder wenn in dev Verſamm⸗ 
fung Bewaffnete erfcheinen, die der Aufforderung des Abgeordneten ber Obrigfeit entgegen, nicht 
entfernt werben. i 

8. 6. Sobald ein Abgeordneter der Polizeibehörde die Verſammlung für aufgelöft erklärt 
hat, find alle Anwefenden verpflichtet, fidy fofort zu’entfernen. Diefe Erklärung kann nöthigen: 
falls duch die bewaffnete Macht zur Ausführung gebracht werden. 

$..7. Niemand darf in einer Berfammlung bewaffnet erjcheinen, mit Ausnahme der im 
Dienfte befindlichen Polizeibeamten. z 

$. 8. Für Bereine, welche bezwedten, politifche Gegenftände in Verſammlungen zu wrörs 
tern, gelten außer vorfiehenden Beftimmungen nachſtehende Beſchräukungen; 

a) fie dürfen feine Frauensperfonen, Schüler und Lehrlinge ald Mitglieder aufnehmen; 

b) fie dürfen nicht mit anderen Vereinen gleicher Art zu gemeinfamen Zweden in Ber: 
bindung treten, insbefondere nicht durch Komite's, Ausſchüſſe, Gentral: Organe oder 
ähnliche Einrichtungen oder durch gegenfeitigen Schriftwechſel. 

Werden dieſe Beſchränkungen überfchritten, fo ift die Ortspolizeibehörbe berechtigt, vorbe⸗ 
haltlicy des gegen die Berheiligten gejeglich einzuleitenden Strafverfahrens, den Verein bis zur 
ergehenden richterlichen Eniſcheidung ($. 16.) zu fchließen. 

‚  Branensperfonen, Schüler und Lehrlinge dürfen den Verſammlungen und Sigungen ſolcher 
politiihen Vereine nicht beiwohnen. Werden diefelben auf die Aufforderung. des anweſenden 
Abgeordneten der Obrigfeit nicht entfernt, fo ift Grund zur Auflöfung der VBerfammlung ober 
der Sigung ($$. 5., 6.) vorhanden. 

$. 9. Deffentlidhe Verſammlungen unter freiem Himmel bebürfen der vorgängigen fhrift: 
lien Genehmigung der Ortspolizeibehörbe. 

Die Genehmigung it von dem Unternehmer, Vorfteher, Ordner ‚oder Leiter berfelben min: 
beftens acht und vierzig Stunden vor der Zufammenfunft nadızufuchen, und darf nur verfagt 
werden, wenn aus Abhaltung der Berfammlung Gefahr fir die öffentliche Sicherheit oder Ord— 
nung zu befürchten ift. 

Sofl die Berfammlung auf öffentlihen Plägen, in Städten und Ortfchaften, oder auf 
öffentlihen Etraßen ftattfinden, fo hat die Ortspoligeibehörde bei Ertheilung ber Erlaubniß auch 
alle, dem Verkehr fchuldige Rüdfichten zu beachten. Im Uebrigen finden auf folhe Verſamm⸗ 
lungen die Beitimmungen der 88. 1., 4., 5., 6. und 7. Anwendung. 

$. 10. Den in den vorhergehenden Paragraphen erwähnten VBerfammlungen werben öffents 
liche Aufzüge in Städten und Ortfchaften eder auf öffentlidhen Straßen gleichgeftellt. Bei Ein: 
holung der Genehmigung iſt der beabfichtigte Weg anzugeben. Gewöhnliche Leichenbegängniffe, 
fo wie Züge der Hodyzeitd: Verfanmlungen, wo dieſe hergebradht find, kirchliche Progeffionen, 
Wallfahrten und Bittgäange, wenn fie in der hergebrachten Art ftatt finden, bedürfen einer vor: 
gängigen Genehmigung und felbft einer Anzeige nicht. 

$. 11. Innerhalb zweier Meilen von dem Drte ber jebesmaligen Mefivenz bes Königs, 
oder von dem Orte des Siges beider Kammern dürfen Volksverſammlungen unter freiem. Him- 
mel von der DOrtspolizeibehörbe nicht geftattet werden. Das leptere Verbot befteht nur für bie 
Dauer der Sigungsperiode der Kanımern. 

$. 12. Wenn eine Berfammlung ohne die in $. 1. vorgefchriebene Anzeige flatt gefun: 
ben hat, fo trifft den Unternehmer eine Geldbuße von fünf bis funfzig Thalern oder Gefäng— 
nißftrafe von acht Tagen bis zu ſechs Wochen. Derjenige, der den Plag dazu eingeräumt hat, 
und Jeder, welcher in der Verſammlung als Vorſteher, Ordner, Leiter oder Redner aufgetreten 
ift, hat eine Geldbuße von fünf bis funfzig Thalern verwirft. 

$. 13. Wenn, der Vorſchrift des $. 2. entgegen, die Statuten eines Vereins oder das 
Verzeihniß der Mitglieder, oder Die eingetretenen Menderungen in der beftimmten Brift zur 
Kenntniß der Ortspolizeibehörbe nicht. gebracht worden find, oder wenn eine von’ der Ortspoli— 
zeibehörde erforderte Auskunft nicht ertheilt worden ift, fo wird jeder Vorſteher des Vereins mit 
Geldbuße von. fünf bis funfzig Thalern beitraft, infofern er mit nachweiſen kan, 
daß die Anzeige oder bie Einreihung des Verzeichniſſes ganz ohne fein Verſchulden unterblieben 
ift. Diefer Strafe tritt eine Gefängnißflrafe von adıt Tagen bis ſechs Wochen hinzu, wenn die 
Vorſteher wiſſentlich unrichtige Statuten oder Verzeichniffe eingereicht oder wiſſentlich unrichtige 
Auskunft ertheilt haben. i 

$. 14. Wenn in einer Berfammlung, der Vorfchrift des $. 4. entgegen, ‚ben Abgeordne⸗ 
ten ber Drtöpolizeibehörbe der Zutritt oder die Einräumung eines angemeſſenen Plages verweis 
gert worden ift, fo trifft den Unternehmer und Jeden, welder in der Verſammlung als Vor—⸗ 
fteher, Ordner odeg Leiter aufgetreten ift, Geldbuße von zehn bis Eiuhundert Thalern oder Ges 
füngniß von vierzehn Tagen bis zu ſechs Monaten, Diejelbe Strafe hat: der. Borfigenbe ver- 
wirft, wenn er fich weigert, den Abgeordneten der Polizeibehörde Auskunft uber die Berfon der 
Redner zu geben, oder wenn er wiflentlich unrichtige Auskunft ertheilt. 


\ 
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+8: 15. Wer fid nicht fofort entfernt, —— ber Abgeordnete ber Ortöpoliger: Behörde 
bie Berfammlung für aufgelöft erflärt hat ($$. 5., 6., 8.), wird mit Gelbbuße von fünf bis 
zu fünfzig Thalern oder mit Gefüngniß von acht Zagen bis zu drei Monaten beftraft. 

$. 16. Wenn ein politifher Verein die in $. 8. zu a. und b. gezogenen Beichränfungen 
überjchreitet, fo haben Borfteher, Ordner und &eiter, bie diefen Beſtimmungen entgegen gehan: 
beit haben, eine Geldbuße von fünf bis funfzig Thalern oder Gefängniß von adıt Tagen bis 
zu drei Monaten verwirft. Der Nichter fann außerdem nad der Schwere ber. Umftände auf 
Schließung des Bereins erfennen. Auf diefe Schließung muß erfannt werden, wenn Borfteher, 
Ordner oder Reiter fi ch wiederholt ftrafbar gemacht haben: 

Mer fich bei einem auch nur vorläufig ($. 8.) geſchloſſenen politiſchen Vereine als Mitglied 
ferner betheiligt, wird mit Geldſtrafe von fünf bis zu fünfzig Thalern oder Gefaͤngnißſtrafe von 
acht Tagen bis zu drei Monaten belegt. 

Mer der Vorſchrift des $. 8. a. entgegen fid) als Mitglied aufnehmen läßt, hat eine Geld: 
buße von fünf bis zu fünfzig Thalern verwirft. 

Wenn die Polizeibehörde einen politifhen Verein vorläufig, nefchloffen hat ($. 8.), fo ift 
fie gehalten, binnen acht und vierzig Stunden nadı der Schliegung davon und von ben Geſetz⸗ 
wibdrigfeiten, welde zur Schließung Anlaß gegeben haben, der Staatsanwaltichaft Anzeige zu 
machen. Findet die Staatsanwaltſchaft die angeblichen Gefegwidrigfeiten nicht geeignet, eine 
Anklage darauf zu gründen, fo hat bie Ortspolizeibehörde auf bie ihr durch die Staatsanwalt: 
fchaft Binnen weiteren acht Tagen zu ertheilende Nachricht die Schliefung des Vereins aufzuhe⸗ 
ben. Anderenfalls muß die Staatsanwaltſchaft ebenfalls binnen acht Tagen entweder die An— 
klage erheben oder binnen gleicher Friſt die Vorunterſuchung beantragen. Alsdann iſt vom Ge— 
richte ſofort Beſchluß darüber zu faſſen, ob die vorläufige Schließung des Vereins bis zum Er— 
kenniniſſe in ber Hauptſache fortdauern foll. 

$. 17. Wer an einem Aufzuge oder an einer Verſammlung unter freiem Himmel Theil 
nimmt, zu weldem die nad) dem gegenwärtigen Geſetze erforberliche Genehmigung nicht ertheilt 
ift, wird mit einer Geldbuße von Einen bis fünf Thaler beftraft. 

Wer zu einer ſolchen Verſammlung oder zu einem folden Aufzuge vor Eingang ber obrig⸗ 
keitlichen Erlaubniß aufferdert oder auffordern läßt, oder darin als Ordner, Leiter ober Redner 
thätig ift, wird mit Geldbuße von fünf bis funfzig Thalern ober mit Gefängniß von adıt Tas 
gen bis zu brei Monaten beftraft. . 

Diefe Strafen find jederzeit verwirkt, wenn bie Berfammlung oder ber Aufzug in Etäb- 
ten und Orifchaften oder auf öffentlichen Straßen, oder wenn’ eine Volksverſammlung in den 
Fällen des $. 11. ftatt gefunden hat. Im allen anderen Fällen find die Theilnehmer und ſelbſt 
diejenigen, welche als Redner aufgetreten find, nur dann ſtrafbar, wenn die Verſagung der Ge— 
nehmigung oder das nachtraͤgliche Verbot vorher öffentlich oder den Theilnehmern beſonders be— 
kannt gemacht war. Wird die Nichtgenehmigung oder das Verbot während der Verſammlung 
ober während des Aufzuges ſelbſt befannt gemacht, fo kann ſich wegen feiner ſpäteren Betheilis 
gung Niemand mit Unfenntniß. der Nidtgenehmigung ober des Verbotes entfchuldigen. 

$. 18. Wer gegen das Verbot des $..7. in einer Berfammlung bewaffnet erfcheint, wird 
mit Gefängniß von vierzehn Tagen bie zu ſechs Monaten beftraft. 

$. 19. Wer auffordert, in einer Verſammlung mit Waffen zu erſcheinen, ober bie Auffor⸗ 
derung hierzu verbreiten laͤßt, oder in einer Verſammlung Waffen ——— wird mit Gefang⸗ 
niß von ſechs Wochen bis zu einem Jahre beſtraft. 

$. 20. Die in dieſer Verordnung mit Strafe bedrohten Sandlungen find, unbefchabet der ‘ 
Zuftändigfeit der Schwurgerichte in Anfehung der in. Verſammlungen begangenen politischen 
Vergehen, von ber Kompetenz der Schwurgerichte ausgefchloffen, ſelbſt wenn fie durch bie Prefie 
begangen find. 
$. 21. Auf die durch das Geſetz oder die gefeglichen Autoritäten angeordneten Verſamm⸗ 
fungen und bie Berfanmlungen der Mitglieder beider Kammern während ber Dauer der Sißungs: 
periode finden die vorftehenden Beftimmungen Feine Anwendung. j 

Mahlvereine unterliegen den Beſchränkungen bes $. 8. nicht.. 

8,22. Zuwiderhandlung gegen: die. Vorſchrift des Artikels 38. ber Befofums; Urkunde 
v. 31. Jan. 1850., welcher alſo lautet: 

a Die bewaffnete Madyt darf weder: in noch außer dem Dienfte berathſchlagen, oder 
ſich anders, als auf Befehl verfammeln. Berfammlungen nnd Bereine der Lands 
wehr zur Berathung militairiſcher Einrichtungen, Befehle und Anordnungen find 
auch dann, wenn diefelbe nicht zufammenberufen ift, unterfagt. — 

wird nach den Beftimmungen bes $. 125. des erften Theiles der Militair-Strafgefegbuches beftraft. 
$. 23. Gegenwärtiges Gefetz tritt an die Stelle der Verordnung v. 29. Jumi 1849. (©. 
©. ©. 221—225.). 

Urfundlic unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrucktem Königl. Inſiegel. 

Gegeben Charlottenburg, d. 11. März 1850. (L.S) Briedbrid Wilhelm. 
Gr. v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. d. Heydt. v. Rabe 

Simons v. Schleinig. v. Stodhaufen. 
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&., betr. die Vereinigung der Fürftentbümer Sohenzollern: Hechingen 
und Hohenzollern: Sigmaringen mit dem Preußiſchen Staatsgebiete, 
B. 1%, März 1850, 


[®. ©. 1850. ©. 289. Ne. 3263.]- 


Mir Friedrich Wilhelm sc. sc. verorbnen, unter Zuftimmung beider Kammern, was folgt: 
Die Vereinigung der Fürſtenthümer Hobenzoflerns Hechingen und Hohenzollern: 
Eigmaringen mit dem Preußiſchen Staatsgebiete wird auf Grund des Mertrages v. 7. Der. 
1849. genehmigt. 
$. 2. Das Staatsminifterium wird mit ber Ausführung dieſes ©. beauftragt. 
Urfundlih unter Unferer Höchiteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem Königl. Inflegel, 
Gegeben Charlottenburg, d. 12. März 1850. 
| (1.8) Friedrich Wilhelm. 
Gr. v. Brandenburg. v. Ladenberg vw. Mantenffel. vd. Heydt. v. Nabe 
Simons v. Schleinig. v. Stodhanfen. 


Vertrag zwifchen Seiner Maj. dem Könige von Preußen und Ihren 
Durchlauchten den regierenden Fürften von Hohenzollern= Hechingen und 
von Hohenzollern - Sigmaringen wegen Abtretung der Fürftenthümer Ho: 
benzollerusHechingen und Hohenzollern: Sigmaringen. V. 7. Dec. 1849, 


[®. S. 1850. S. 289. No. 3264.] 


Allerh, Erl. v. 25. März 1650,, betr. die Umgeftaltung des Poſtweſens. 
[S. bei den Erl. v. 19. Sept. 1849.] ' 


— VERS EEE 





Allerb. Erl. v. 3, April 1850., betr. die HUmgeftaltung des Poftwefens. 
[S! bei dem Erl. v. 19. Sept. 1849.] 


Aller. Erl. v. 15, April und 7, Mai 185®,, betr. die Aufnahme einer 
Staats: Anleihe von achtzehn Millionen Thalern. *) 


[®. ©. 1850. S. 321. No. 3272.] . ‘ ’ 
Auf den Bericht des Staatsminifteriums v. 14. d. M. genehmige Id hiermit, daß auf 
Grund des ©.,v. 7. v. M. zur Aufnahme einer Anleihe im Betrage von achtzehn Millionen 


Thalern gefchriften werde, und fehe demnächſt dem Berichte des Finanzminifters über bie Be: 
dingungen biefer Anleihe entgegen. 


Potsdam, den 15. April 1850. Friedrih Wilhelm. 
Gr. 9. Brandenburg. v. Labenberg. v. Manteuffel. v. db. Heybt. 
An v. Rabe Simons v. Schleinitz. v. Stodhanfen. 


das Stantsminifterium. 


Nach Ihrem Antrage in dem Berichte v. 6. d. M. beflimme Ich, daß bie in Gemäßheit 
des ©. v. 7. März d. I. und Meiner D. v. 15. v. M; nufzunehmende Staats: Anleihe von 
achtzehn Millionen Thalern zum Zinsfuße von vier und einem halben Prozent jährlih in Schuld⸗ 
verfchreibungen zu hundert, zweihnndert, fünfhundert und taufend Thalern ausgegeben und v. 
1. San. 1851. ab innerhalb der nächſten ſechs Jahre jährlich mit Einem Prozent, fowie mit 
dem Betrage der durch die fortfchreitende Amortifation »erfparten Binfen bes Gefammtlapitals 
getilgt werde. Bon 1. Jan. 1857. ab foll dem Staate das Recht vorbehalten bleiben, den 
— zu berechnenden Tilgungsfonds zu verſtärken, wogegen derſelbe niemals verringert wer⸗ 
den darf. 

Ich beauftrage Sie, hiernach die weiteren Anordnungen zu treffen und ermächtige Sie zus 
gleich, die’ dieferhalb erforberlihen Verträge endgültig abzufhließen. 

Bellevue, d. 7. Mai 1850. Friebrih Wilhelm, 

An v. Rabe 
den Finanzuiniſter. 


2) Vergl. G. v. 7. Mai 1851. 
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Vertrag wegen Abtretung der mitlandesherrlichen Mechte über Lippftadt 
an die Krone Preußen, B. 9. Mai 1850; ratifizirt en 1851, 


[®. S. 1850, S. 90. Ne. 3373.] 


—— 


Allerh. Erl. v. ©. Mai 1850., betr. die Errichtung einer befonderen 
Central: Kommiffion für die "Angelegenheiten der Hentenbanfen. 


[®. ©. 1850, ©. 334. No. 3280.] 


Auf den Antrag.des Staatsminifteriums in dem Berichte v. 16. d. M. will Id genehmis 
gen, daß für die Bearbeitung aller Angelegenheiten, welche das ©. v. 2. März d. J. über die 
Erridtung von Mentenbanfen (©. S. ©. 112.) den Minifterien für bie Finanzen und für bie 
landwirthfchaftlihen Angelegenheiten überträgt, eine beſondere Central⸗Kommiſſion bis auf Weis 
teres errichtet werde. Ich beftimme demgemäß was folgt: 

1) 68 wird eine „Central-Kommiſſion für die —J———— ber Rentenbanken“ gebil— 

det. Dieſelbe hat ihren Sitz in Berlin und beſteht aus dem interimiſtiſchen Unters 
Staatsſekretair, Wirklichen Geheimen Ober-Juſtizrath Bode als Vorſitzendem und je 
einem oder zwei vortragende Räthen des Finanz-Miniſteriums und des Miniſteriums 
für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten, welche von den betreffenden Miniftern 
zu diefem Zwecke beauftragt werben. 
Der Central: Kommiffion fteht. die Bearbeitung aller Angelegenheiten zu, welde bie 
Ausführung des ©. 2. März d. J. über ‚die Errichtung von Rentenbanken, insbe: 
ſondere die erſte Ginrhtnng ber Mentenbanfen und bie Oberaufficht über biefelben, 
in Gemäßheit des $. 5. biefes Befeges zum Gegenftande haben. Den Miniftern für 
die Finanzen und für die landwirthfchaftlihen Angelegenheiten bleibt es überlaflen, 
derfelben bie obere Leitung und Aufficht über bie für einzelme Landestheile bereits bes 
ſtehenden Renten: Tilgungs-Kaſſen, nämlıd) 

a) die burd die K. O. v. 20. Sept. 1836. (G. ©. 1836. S. 235.) errich⸗ 

tete Tilgungskaſſe zur Erleichterung der Ablöſung der Reallaſten in den 
Kreiſen Paderborn, Büren, Marburg und Hörter; 

b) die in Gemäßheit des G. v. 22. Der. 1839., betr. bie Rechtsverhältniſſe 
ber Grundbeſitzer und bie Ablöfung der Reallaften in den Grafſchaften 
Wittgenftein + Berleburg und MWittgenftein-Wittgenftein (G. S. 1840. ©. 
6.) bei der Regierungs-Hauptkaſſe in Arnsberg beftehende Wittgenfteinfche 
Tilgungsfaffe; 

c) die gemäß O. v. 18. April 1845. (©. ©. 1845. ©. 410.) errichtete Til: 
gungsfafle zur Erleichterung ber —**8* der Reallaſten in den Kreiſen 
Heiligenſtadt, Muͤhlhauſen und Worbis 

— vor beren- Vereinigung mit den Provinzial-Rentenbanken zu übertragen. 

3) Die Gentral:Rommiffton erledigt die ihr ibertrageneh Gefchäfte in befonderen Auf: 
trage des Finangminifters und des Minifters für die landwirthſchaftlichen Angelegens 
heiten, gemäß der von feßteren ihr ertheiften Inſtruktion, übrigens felbititändig und 
in ihrem eigenen Namen. Ausgenommen hiervon find nur foldye Angelegenheiten, in 
welchen es Meiner Genehmigung bebarf, oder welde von dem vorgefegten Miniftern 
ausdrücklih ihrer Entſcheidung vorbehalten werben. Anträge der Behörden umd 
Privatperfonen find ohne Ausnahme unmittelbar an die Gentral:Kommifften zu 
richten. 

4) Dem Vorfigenden der Central-Kommiſſion liegt die Leitung der Vertheilung ber Ge: 
fhäfte ob. Derfelbe ift befugt, die Ansführung eines Beſchluſſes bis zur Entſchei⸗ 
dung der vorgefegten Minifter zu fuspendiren. Das erforderliche Subalternen: Ber: 
fonal wird von dem Finanzminifterium und von dem Miniftertum für die landwirths 
ſchaftlichen Angelegenheiten gewährt. 

5) Der Finanzminiſter und der Minifter für bie landwirthfhaftlihen Angelegenheiten 
find mit der Ausführung diefes Erlaſſes beauftragt. Sie haben auch den Zeitpunkt 
befannt zu maden, mit welchem bie Beftimmungen zu 1. und 2. in Wirkſamkeit 
treten. 

Diefer Mein Erlaß ift durch die G. ©. zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 


Gharlottenburg, d. 21. Mai 1850. Friedbrih Wilhelm 
Gr. v. Brandenburg. v Labenberg. v. Manteuffel vw d. Heydt. 
Au v. Rabe. Simons. v. Schleinitz. v. Stockhauſen. 
das Staatsminiſterium. | 
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B., betr. die Zollſätze vom —— gi md Syrup und den Steuer: 
fat vom — a Hübenzucker für den Zeitraum vom 1. Sept. 1850. 
bis Ende Aug. 1853, Vom 19. Juni 1650, *) 


[G. &. 1850. ©. 339. No. 3283.] 


Mir Friedrich Milhelm sc. sc. verorbnnen auf Grund bes $. 2. des ©. v. 11. März d. 9, 
die Zoll: und Zune vom ausländifhen Zuder und Syrup und vom inländifhen Rüben: 
— betr., was folgt: 


‚1. Während bes breijährigen Zeitraums vom erften September dieſes Jahres bis Ende 
uk 1853. ift an Gingangszoll vom ausländifhen Zuder und Syrup zu erheben, und zwar vom 


‘ 





Nah dem | Nad dem 
14 Thaler: | 24% Sul: 
Fuße den» Fuße 


Für Tara wird vergütet 
vom Zentner 
Brutto⸗Gewicht: 


Pfund. 





Rthl. | Sur. 


1) Zuder: | | 
a) Brod- u. Hut-, Kandie-, 
Bruch- oder Lumpen- und 
weißer geftofiener Zuder, 
von Zentner . ..... 


14 in Fäſſern mit Dauben von Eichen⸗ und 
anderem harten Holze. 

10 in anderen Faſſern. 

13 in Kiften. 


10 | — I ı7 | 30 |) 


b) Robzuder i und (Farin 


Budermehl) vom Zentner 


c) Rohzuder für inländische 
Siedereien zum Raffiniren 
unter den beſonders vor: 
zufchreibenden Bedingun— 
gen und Kontrollen, vom 


13 in Fäſſern mit Dauben von Eichen» unb 
anderem harten Holze. 

10 in andern Käflern. 

16 in Kitten von 8 Zentnern und barüber. 

13 in Kiften unter 8 Zentnern. 

10 in aufereuropäifchen Rohrgeflehten (Ka⸗ 
nafers, Kranjans). 

7 in andern Körben, 


‚Gr. v. Brandenburg. 


Zentner ... ech | 45 8 in Ballen. 


2) Syrup, vom Zentner. . . 41 — 7 — I 11 in Raäffern. 


$. 2. Während des im $. 1. bezeichneten Seitraums wird die Steuer vom inländifchen 
Nübenzuder mit drei Silbergroſchen vom Zollzentner der zur Zucerbereitung beftimmten rohen 
Nüben erhoben. 
Unfer Finanzminifter wird mit Ausführung ber gegenwätigen B. beauftragt. 
Urkundlich unter Unferer Höhfteigenhändigen Unterjchrift und beigedrucktem Rönigf. Inftegel. 
Gegeben Sansfouei, den 19. Juni 1850. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v.d Heydt. v. Rabe. 
v Stofhaufen. 


v. Labenberg. 


Simons v. Schleinitz. 


Allerh. Erl, v. 24, Juni 1850,, betr, die Errichtung von Neutenbanfen. 
[G. ©. 1850. ©. 341. Ro. 3284.] 


Auf Ihren Antrag v. 13. d. M., betr. die Ausführung der $$. 1. und 5. bes ©, v. 
2. März d. J. über die Errichtung von Nentenbanfen (G. ©. ©. 112.), beftimme Ich mit 
Nücfiht darauf, daß die Rentenbanfen jedenfalls mit dem 1. Oft. d, 3. in ihre volle Wirk: 
famfeit treten müſſen, was folgt: 
1) Die Rentenbanfen werben für jede Provinz an bem Orte errichtet, an welchem fid 
das Ober: PBräfidium ber Provinz befindet, mit Ausnahme der Reutenbank für bie 
Provinz Brandenburg, welche ihren Sig in Berlin erhält, 
Die Geſchäfte der Rentenbanf für die am rechten Rheinufer befegenen Theile der 
Rheinprovinz werben der Mentenbanf für bie ‚Provinz Meftphalen übertragen. 
2) Die Direktion einer jeden Rentenbank wird einer Gonegmlifigen, aus einem Direktor 


& 


*) Bergl. B. v. 7. Aug. 1846. 


\ 
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und zweien Mitgliedern beflehenden Behörbe übertragen, welche ihre Beichlüffe nach 
Stimmenmehrheit faßt. 

Dem Direktor gebührt die obere Leitung und Beauffihtigung des Geihäftsganges ; 
er ift befugt, die Ausführung eines Befchluffes bis zur Entſcheidung der vorgefegten 
„Central-Kommiſſion für die Angelegenheiten der Rentenbanken zu fuspendiren. 

Das zweite Mitglied verficht zugleidy die Funktionen eines Juftitiarius. Dem 
dritten Mitgliede, welches den Amtstitel „Provinzial-Rentmeiſter“ erhält, liegt bie 
ſpezielle Leitung. der Buch- und Kaffenführung und des Rechnungsweſens ob. 

3) Die Stellen des Direktors und des zweiten Mitgliedes find nur an Beamte, welde 
zum höheren Verwaltungsdienfte qualifiziert find, und im der Megel nur als Neben: 
ämter nach Maafgabe der K. D. v. 13. Juli 1839. (G. S. S. 235.) zu verleihen. 
Der Provinzial-Rentmeiſter, welcher ausfchließlic für diefes Amt anzuftellen ift, hat 
als folder den Rang der. bei den RegierungssHauptfaffen angeftellten Randrentmeifter, 
fofern ihm nicht ein höherer Rang bereits beigelegt ift. ’ 

4) Wird der Direktor oder eines der Mitglieder vorübergehend an ber Verwaltung feines 
Anıtes verhindert, fo fann deflen DBertretung von dem Ober: Präfidenten der Provinz 
angeorbnet werben. 

5) Die Ernennung des Direftors, des zweiten Mitgliedes und des Provinzial Ment: 
meifters erfolgt durch die Minifter für die Finanzen und für die landwirthichaftliden 
Angelegenheiten. 

Das erforderliche Hülfs: und Subaltern:PBerfonal iſt auf den Vorſchlag des Di: 
reftors durch die vorgefegte Central-Kommiſſion anzuftellen. 

6) Wegen der Befoldung und Nemuneration ber Mitglieder der Direktion, wie des Sub: 
altern-Perfonals, bleibt die definitive Feitfegung in dem Staatshauehalis- Etat für 
1851. vorbehalten. 

Bis. dahin find die bei den Mentenbanfen Anzuftellenden nad Verhältniß ihrer 
Dienftleiftungen außerordentlich zu remuneriren. 

Diefer Mein Erf. ift durch die ©. ©. zur öffentlihen Kenntniß zu bringen. 
Sansfouci, d. 24. Juni 1850. Friedrih Wilhelm. 
An v. Manteuffel. v. Rabe. 
das Minifterium für landwirthſchaftliche Angelegenheiten 
und ben Finanzminifter. 


Allerh. Erl, v. 29, Juni 1850,, betr. die Grundzüge einer Gemeinde: 

Drdnung für die evangelifchen Kirchengemeinden der dftlichen Provinzen 

und die Einfegung des Evangelifchen Ober: Kirchenrathbs nebft Nefjort: 
Hegl. für die evangelifche Kirchenverwaltung. 


[G. ©. 1850. ©. 343. No. 3285.] 


Auf den, in Gemäßheit Meines Erl. v. 26. Jan. v. 3. von Ihnen und der Abtheilung 
des Minifteriums der geiſtlichen Angelegenheiten für bie. inneren evangelifchen Kirchenſachen er: 
ftatteten Bericht, ertheile Ich hierburd, dem vorgelegten Entwürfe einer Gemeinde:Orbnung für 
die evangelifhen Kirchengemeinden ber öftlihen Provinzen und den Behufs der Einführung der— 
felben vorgefchlagenen Maafregeln Meine Genehmigung. Hiernächſt beftimme Ich, daß die Abs 
theilung des Minifteriums der geiftlihen Angelegenheiten für die inneren evangelifchen Kirchen: 
fachen, unter Beibehaltung der von ihr bisher ausgeübten und durch das anliegende Neflort- 
Reglement näher bezeichneten amtlichen Befugniffe, in Zufunft die Bezeihnung „Evangeliſcher 
Ober⸗Kirchenrath“ führen fol, Es ift Mein Wille, daß die Einführung der Gemeinde-Orbnung 
in den evangelifchen Kirchengemeinden der öftlihen Provinzen nad den von Mir genehmigten . 
Grundfägen unverzüglid) angebahnt werde, und Ich, beauftrage demgemäß den evangeliſchen 
DOber:Kichenrath, in Bereinigung mit Ihnen, das diesfalls Erforderliche ungefäumt zu bewir: 
fen, demnädft aber für die Begründung der weiteren Gntwidelungsftufen einer ſelbſiſtändigen 
evangelifchen Kirhenverfaflung mit Ihnen ferneren gemeinfchaftlichen Bericht zu erftatten. — 
Der gegenwärtige Erlaß ift nebft dem von Mir genehmigten Reſſort-Regl. durd) die G. ©. zur 
Hffentl. Kenntniß zu bringen. 

— d. 29. Juni 1850. Friedrich Wilhelm. 


v. Ladenberg. 
ben Minifter der geiftlichen sc, Angelegenheiten. 


Meffort = Meglement 
für 
bie evangelifhe KirdhensBerwaltung. . 
$. 1. Der evangeliſche Obers Kirhenrath tritt an die Stelle ber durch den Allerh. Erl. 
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v. 26. Jan. v. J. mit der Leitung ber inneren evangeliichen Kichenfachen beaufiragten Abtheilung 
des Minifteriums der geiftlihen Angelegenheiten. Es gehören mithin ‚zum Reſſort beffelben 
folgende nad der Inſtr. v. 23. Dft. 1817., der Allerh. DO. v. 31. Dec. 1825. und der V. v. 
27. Suni 1845. $. 1. den Konfifterien überwiefene Angelegenheiten: 

1) das Synodalweſen; 

2) die Aufſicht über dem .‚Gottesdienft in dogmatiicher und liturgijcher Beziehung, bie 
Aufficht über den Meligions-Unterridt nad Maafgabe des zur Ausführung bes 
Art. 24. der Verfaſſungs-Urkunde v. 31. Jan. 1850. ergebenden Unterrichtsgeſetzes, 
die Anorbnung kirchlicher Hefte, der Ginweihung von Kirden und ber Ginräumung 
von Kirchen zu anderen als den fliftungsmäßigen Zweden; 

3) die Aufficht über das kirchliche Prüſungsweſen und die Vorbereitung zum geiftlichen 
Stande, einfcließlich der Aufficht über das Prediger-Seminar zu Wittenberg ; 

4) die Beichwerden über Pfarrbeſetzungen und bie Belebung nieberer kirchlicher Memter, 
fowie die Streitigkeiten über kirchliche Präfentations: und Wahlrechte, vorbehaltlich 
des Rechtsweges. — In den Angelegenheiten des landesherrlichen Batronats.verbleibt 
aber vis zur Heritellung einer ſelbſtſtändigen Kirchenverfaflung das Recht der Ent: 
ſcheidung dem Minifter unter der in $. 5. No. 5. und 6. näher bejtimmten Mit: 
wirkung des evangelifchen Ober⸗-Kirchenraths; 

5) die Aufſicht über Ordination, Ginführung und Vereidigung ber Geiftlichen ; 

6) die Aufficht und Disziplin über die Geiftlichen; 

7) die Emeritirungs: Angelegenheiten, die Verfügung über das Sterbeyuartal und das 
Gnadenjahr, foweit dabei nicht die Staatsmittel in Anfprud genommen werden, fos 
wie die vifarifche Verwaltung erledigter Aemter; | 

8) die Beſchwerden über Anmaaßung oder Verweigerung pfarramtliher Handlungen 
Seitens evangelifcdyer Geiftlidyen, die Ueberhebung von Stolgebühren und die Streis 
tigfeiten über Parochialberechtigungen; 

9) die Betätigung der nicht für Die Bermögensverwaltung beftimmten niederen Kirchen: 
bedienten, insbefondere der Presbyter und Gemeindevertreter, wo foldye erforberlid, ift; 

10) die Ertheilung kirchlicher Dispenfationen; 

11) die Aufrechihaltung der Kirhenzucht innerhalb der Tandesgefeglihen Grenzen ; 

12) — Kirchenviſitationen und die Beaufſichtigung ber Pfarr- und ber Superintendentur⸗ 
rchive. 

In allen vorſtehend bezeichneten Angelegenheiten übt ber evangeliſche Ober-Kirchenrath die 
Befugniffe der höheren Inftanz umd das Mecht der allgemeinen Anordnung innerhalb ber bes 
ſtehenden Gefeße und Verordnungen aus. s 

$. 2. Der evangeliſche ObersKicchenrath verwaltet Die in $. 1. genanuten Sachen kolle— 
gialiſch. Er fteht in direktem Verkehr mit den übrigen Behörden und berichtet unmittelbar an 
des Königs Majeftät. ı Derfelbe hat jedoch General: Berfügungen im Konzept, und Immediat— 
berichte in Konzept und in der Meinfchrift dem Miniſter vorzulegen, weldyer auf der Reinſchrift 
vermerfen wird, daß er davon Kenntniß genommen habe, 

Sämmtliche Ausfertigungen ergehen unter der Firma: 

„der Evangelijche Ober⸗-Kirchenrath“ 
und werben von dem Vorſitzenden allein vollzogen. 

$. 3. Dem Minifter der geiftlichen Angelegenheiten verbleibt bis zu dem in ber Allerh. 
D. v. 26, San, 1849. (6. S. ©, 125.) bezeichneten Zeitpunkte der Herſtellung einer ſelbſt⸗ 
fändigen Kirchenverfaflung die höhere Verwaltung ber gegenwärtig den Provinzial-Regierungen 
übertragenen äußeren Angelegenheiten der evangelifhen Kirche, fowie die zur Beit noch zu fei- 
ner verfaffungsmäßigen VBerantwortlichfeit gereichende Verwaltung und Verwendung der Staats 
fonds zu den beftinmten kirchlichen Zwecken. 

In erfterer Beziehung gehören zu dem Meflort des Minifters folgende Angelegenheiten: 

1) vi Regulirung Des Interimiftitums in ftreitigen Kirchen, Pfarr- und Küfterbaus 
achen; 

2) die Aufſicht über die Kirchenbücher; 

3) die Sorge für die Anlegung. und die Unterhaltung. ber Kirchhöfe; 

4) die Aufficht über: das Vermögen der dem landesherrlichen Batronat nicht unterworfes 
nen Kirchen, firdliden Stiftungen und Imjtitute, fowie die Ausübung der landes— 
herrlichen Aufſichts- und Verwaltungsrechte in NAnfehung des Vermögens ber bem 
laudesherrlihen Patronat unterworfenen Kirchen, kirchlichen Stiftungen und Inftitute; 

5) die Ernennung oder Beftätigung ber für die Verwaltung des kirchlichen Bermögens 
anzuftellenden weltlichen Kirdjenbebienten, ſowie die Aufficht über deren amtliche und 
fittliche Führung und die damit: verfafiungsmäßig verbundenen Disziplinarbefugnifle. 

$. 4. In den zu der Verwaltung bes Minifters gehörenden Fällen, weldye für den evange: 
liſchen Ober-Kirchenrath ein befonderes Intereffe darbieten, bleibt es dem Ermeflen des Minifters 
vorbehalten, demſelben die ihm wiünfchenswerthe Kenntniß zu gewähren, beziehentlid fein Gut⸗ 
achten zu erfordern, fowie es dem Ober⸗Kirchenrathe vorbehalten fein foll, in foldhen außen Ans 
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gelegenheiten, won denen er eine weentliche Einwirkung auf die ihm übertragene Seite der kirch— 
lihen Verwaltung annehmen zu müſſen glaubt, Anträge an den Minifter zu ftellen. 

$. 5. Im folgenden Fällen wird ein Zufammenwirfen des Minijiers der geiſtlichen Ange: 
legenheiten und des evangelifchen Ober-Kirchenraths flattfinden: - 

1) in ben Angelegenheiten, in benen nad) der V. v. 27. Juni 1845. $. 3. die Megie: 
rungen -angewiefen find, fih mit den Konfiftorien in Ginvernehmen zu feßen, mithin 
wenn über das Vorhandenfein eines Firhlichen Bebürfniffes oder die Abmeſſung fei: 
nes Umfangs Zweifel entitehen, ingleihen wo es fih um die Verwendung ber bei 
ber Bermögens:Berwaltung einzelner Kirchen, kirchlichen Stiftungen und Imftitute 
ſich ergebenden Ueberfchüffe handelt; 

2) in. den nad) derſelben Verordnung $. 5. zum gemeinfhaftlihen Reſſort der Regie: 
rungen und Konfiftorien gehörenden Angelegenheiten, aljo: 

a) bei der Veränderung beftehender oder Ginführung meter Stolgebühren und 
Taren, 
b) bei der Veränderung beftehender oder Bildung neuer Pfarrbezirfe; 

3) bei Anftellungen oder bei Anordnung Fommifjarifcher Beihäftigungen in ben Kon: 
fitorien, bei der Befegung erledigter Superintendenturen, fowie bei Anftellung ber 
Direftoren unb Lehrer am Prediger-Seminar zu Wittenberg; 

4) bei. dem Antrage auf Grtheilung von Orden und Auszeichnungen an Geiſtliche; 

5) in ben Angelegenheiten. des landesherrlichen Patronats ; 

6) bei der Bewilligung von Unterftügungen an Geiftliche aus den dazu beftinimten Fonds. 

In allen diefen gemeinfcaftlic zu erledigenden Sachen hat der evangeliſche Ober-Kirchenrath 
den ihm refiortmäßig gebührenden Standpunft. in Beziehung auf bie inneren Angelegenheiten 
der Kirche wahrzunehmen und zu vertreten. 

$. 6. Im den in $. 5. aufgeführten Fällen erfolgen die Enticheidungen im Namen bes 
Minifters, nach vorgängig erflärtem Ginverftändniffe des evangelifchen Ober: Kircyenraths, und 
unter ausdrücklicher Erwähnung dieſes Einverſtändniſſes. 

$. 7. Der evangeliſche Ober-Kirchenrath hat in Bereinigung mit dem Miniſter die Ors 
ganifation der Kirchengemeinden anzubahnen und das zur Begründung einer felbfiftändigen 
evangelifchen Kirchenverfafiung weiter Erforderliche zu beantragen. 


Allerh. Erl. v. 6, Juli 1850., betr. die Beftimmung, daß zur Haltung 

Der Gejeg:- Sammlung und des Negierungs:Amtöblattes, außer den Näthen 

and Meferendarien der Appellationsgerichte, auch die Mitglieder der Stadt: 

und Kreisgerichte, einfchließlich der Einzelrichter, ſowie die Gerichtd- 

Aſſeſſoren nud die Beamten der Staatsanwaltfchaft verpflichtet fein jollen. 
[G. ©. 1850. S. 362. No. 3296.) 


Auf Ihren gemeinfhaftlihen Beriht v. 13. Mai d. 3. will Ich, da die Vorſchriften im 
$. 5. Buchſtab e der V. v. 27. Oft. 1810. (G. ©. ©. 1.) und im $. 8. d. V. v. 28. März 
1811. (©. ©. ©. 165.) mit Rüdfiht auf die gegenwärtige Gerichtsverfaſſung einer Abänderung 
bebürfen, für fänmtlihe Provinzen der Monarchie, mit Ausſchluß des Bezirks des Appellationg: 
Gerichtshofes zu Köln, für welden es bei den gleichförmigen, ber daſelbſt beſtehenden Gerich ts⸗ 
Verfaſſung entſprechenden Vorſchriften der V. v. 9. Juni 1819. (©. ©. ©. 148.) verbleibt, 
hierdurch beſtimmen, daß zur Haltung der Gefeg-Sammlung und des Regierungs-Amtsblattes, 
außer den Räthen und Neferendarien der Appellationsgerichte, aud bie Mitglieder der Stabt: 
und Kreisgerichte, einfchließlich der Ginzelrichter, fo wie die Gerichts-Aſſeſſoren, desgleichen bie 
Beamten der Staatsanwaltichaft verpflichtet fein follen, 

Sie haben diefen Erlaß durch die G. ©. befannt zu maden. 


‚‚Sausfouci, d. 6, Juli 1850, Friedrich Wilhelm. 


An: 9 Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. 
die Minifter des Innern, für — Gewerbe * 
und öffentliche Arbeiten und der Juſtiz. 


Patent, die Erneuerung des Luiſenordens betr. V. 15, Juli 1830. 
[®. ©. 1850. S. 355. No. 3292.] 
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Allerh. Erl. v. 15. juli 185®., betr. die Nevifion der Jahres⸗Mechnun⸗ 
B% w. gen der Preuß. Bank. 


[®. S. 1850. ©. 417. No. 3321.] 


Auf den weiteren Bericht des Staatsminifteriums v. 4. db. M. erkläre Ih Mid bamit ein: 
verftanden, daß es nicht bie Abſicht geweſen iſt, durch die Beſtimmungen ber $$. 50. und 95. 
der Banf:D. v. 5. Oft. 1846. (G. S. ©. 435 seq.) die Mevifion der Jahres-Rechnungen der 
Preußiſchen Banf durd eine außerhalb der Verwaltung dieſes Inflituts ſtehende Staats behörde 
auszufcließen. Da indefien die dem Chef ber Bank durch die 89. 50. und 95. der Banf-D. 
ertheilte Befugniß, ausfchließlic die Form der jährlihen Rechnungslegung zu beftimmen und 
dem Hauptbanf:Direftorium die Dedyarge zu ertheilen, eine anderweitige Beflimmung wegen ber 
bisher durch das Praͤſidinm der Ober: Necdnungsfammer bewirkten Revifion notbwendig macht; 
fo beftinnme Id auf den Antrag des Staats: Minifteriuns, was folgt: ö 


1) Das Präfidium der Ober-Rechnungskammer wird von der ihm durch die DO. v. 12. . 
Febr. 1820. übertragenen Revifion der Jahres: Rechnungen der Banf hierburdy ent: 
bunden, 


2) Die Nevifion der Jahres: Rechnungen ber Banf erfolgt fortan durch die Ober: Red: 
nungsfanımer in dem für beren Wirkfamfeit durch $. 1. ber Inſtr. v. 18. Dez. 1824. 
: allgemein beftimmten Umfange. Diefelbe ift zu biefem Zwecke befugt, von ber Bank: 
— Verwaltung Auskunft zu erfordern und von ſämmtlichen zu den Jahres-Rechnungen 
gehörigen Belägen, insbefondere von ben Büdyern und Akten der Banf, Einfiht neh: 
men zu laflen. Cine Entfcheidung in Anfehung bes Formellen des Rechnungsweſens, 

fo wie die Erteilung der Decharge, fteht der Ober-Rechnumgstammer nicht zu. - 


Der Chef der Bank beftimmt die Form, in welcher bie jährliche Nechnungslegung ber 
Bank zu erfolgen bat ($. 50. der Bank-Ordn.). Auch bleibt derfelbe befugt, aus: 
fhlieglih auf Grund ber in feinem Central-Buͤreau nad den Büchern und Belägen 
bewirften Prüfung der Nehnungen und unabhängig von der Reviſion der letzteren 
durch die Ober: Rehnungsfanımer dem Haupt: Bank: Direktorium in Gemäßheit des 
8. 95. der Bank-Ordn. die Decharge zu ertheilen. 


Die von dem Chef der Bank erlaffenen Beftimmungen über das Formelle bes 
Rechnungsweſens, insbefortdere über die Form der jährlihen Rechnungslegung, find 
außer dem Banks Kuratorium ($. 48. der Bank⸗Otdnung) zugleid der Ober'- Red 
nungsfammer mitzutheilen. A 


4) Die Mefultate der Mevifion. der Jahres: Mechnimgen, jo wie etwaige Bemerkungen 
über das Fornielle des Rechnungsweſens, insbefondere: über: die Form der jährlichen 
Rechnungslegung, find von der Ober-Redininigsfammer dem Finanzminiſter vorzu le⸗ 

- gen, welcher biefelben nöthigen Falles nad; vorgängigen Vernehmen mit dem Chef 
der Banf in dem Bank:Kuratorium zum Vortrag zu bringen nnd deſſen Beſchluß— 
nahme in Gemäßheit des $. 42. det Bank-O. herbeizuführen hat, 

Ueber Meinmmgsverfchiedenheiten zwifcen der Ober - Redinungsfammer und ber 
ir een: enifcheidet das Banf: Kuratorium auf den Vortrag des Finanz: 
iniſters. 

Dieſer Mein Erl. iſt durch die G. ©. zur allgemeinen Keunkniß zu bringen. 

Sansſouci, d. 15. Juli 1850. Friedrich Wilhelm. 

Graf v. Brandenburg v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. d. Heydt. 
An v. Nabe Simons v. Schleinitz. v. Stockhauſen. 
das Staatsminifterium. | | 


3 


— 


Allerh. Erl. v. 4. Sept, 1850., betr. den Amtscharakter und das Nang⸗ 

verhältniß der Vorſteher der Poſtämter erſter und zweiter Klaſſe. 

un [®. S. 1850. &, 399. No. 3314.] | 

Auf Ihren Bericht v. 27. Nug. e. beitimme Id, daß den BVorftehern der Poſtämter erfter 
Klafle der Amtscharakter als „Poftdireftor“ mit dem Range der fünften Klaſſe der höheren Pros 
vinzialbeamten, und ben Vorftehern der Poftämter zweiter Klaffe bie bisherige Benennung 
„Poſtmeiſter“ mit dem Nange ber dritten Klaffe der Subalternen beigelegt werde. « : 

Sansfouri,,d. 4. Sept. 1850. ’ . 

Friedrich Wilhelm. 


v. d. Heydt. 


An 
den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
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Bekanntmachung, betr. die Auperkuräfegung von Papiergeld. 
V. 6, Sept. 18550 


18. ©. 1850. ©. 399. No. 3315.] 


Die Negiertingen von Preußen, Baden, Großherzogthum Heſſen, Braunfchtweig, Medlenburg: 
Edwerin, Naffau, Eahien: Weimar und Gifenah, Sahlen-Meiningen, Sadyfen-Koburg-Gotha, 
Sachen» Altenburg, Oldenburg, Anhalt: Defian imd Köthen, Anhalt: Bernburg, Schwarzburg⸗ 
Sondershanfen, Schwarzburg: Rudolſtadt, Neuß älterer und jüngerer Linie, Lippe, Schaumburg: 
Lippe, Walde, Lübe, Bremen und Hamburg find, Behufs Abwendung der Nebelftände, welde 
für ihre Angehörigen entfichen, wenn ausgegebenes ‘Papiergeld ohne Feſtſetzung einer geräumi— 
gen Frift und ohne eine in weiter Ausdehnung erfolgende öffentliche Bekanntmachung dieſes 
Termins außer Kurs gefegt wird, durch Erklärungen ihrer Bevollmächtigten zum Protofolle des 
Berwaltungs »Rathes der auf Grund des Vertrages v. 26. Mai 1849. verbündeten deutſchen 
Regierungen, beziehungsweife des provijoriihen Fürſten-Kollegiums, über die folgende Beſtim— 
mung übereingefommen: 

Sie verpflichten ſich wechſelſeitig, eine Außerkursſetzung des von ihnen ausgegebenen oder 
auszugebenden Papiergeldes nicht anders eintreten zu laſſen, als nachdem eine Einlöſungsfriſt 
von‘ mindeitend vier Moden feftgefegt und wenigftens drei Monate vor ihrem Nblanfe Sowohl 
im ‚eigenen. Staate öffentlich bekaunt gemacht, als auch dem übrigen verbündeten Regierungen 
Behufs der Berfündiguug in ihren Staaten amtlidy notifigirt worden ift. 

Dies wird hierdurch zur öffentlihen Kenntniß gebradıt. 

Berlin, d. 6. Eept. 1850. 


Das Staatminifterium. 
Gr. v. Brandenburg v. Kadenberg. v. Wanteuffel. v.d. Heydt. v. Rabe 
Simons v. Stodhaufen. . 


Allerh. Erl. v. 18, Sept. 1850., betr. die Srganifation der Fort: Ver: 

waltung bei den Hegierungen und das Rang-Verhältniß der zu Forjtmei: 

ftern ernannten, als Mitglieder eines Regiernugs-Kollegiums fungirenden 
Forft:Infpettions: Beamten. 


[&. &.-1850. ©. 489. Ro. 3326] 


"Auf — Bericht v. 3. d. M. genehmige Ich: 

I) daß zur Bearbeitung der Forſtſachen bei denjenigen Regierungen, wo * * & 
meflen des Departements:Chefs‘ die Verhältniffe dazu gerignet fi nd, neben dem Obers 
Forftbeamten nicht mehr ein befonderer Forſtrath angeitellt werde, fondern For ſt— 
Inſpeftions⸗Beamte als Mitglieder in. das Regierungs-Kollegium eintreten dürfeu; 

2) daß diejenigen unter dieſen Forftinfpeftioren, welde nach ihrer bewiefenen Dualififas 
tion und mit Rüdjidyt auf die Anciennetäts=-Berhältniffe und vorzüglice Dienftrüh: 
rung fih dazu empfehlen, Mir demnächſt zur Ernennung als „Forftmeifter” mittelit 
einer, von Mir zu vollziehenden Beſtallung vorgejclagen werden, und 

3) daß bie in jolder Meife ernannten Forſtmeiſter dadurch in den Rang der — 
Sana eintreten. 

Fonaſonch 6 „18. Eu 1850. Friedrid Wilhelm ©; 
— v. Manteuffel. 
Für den abweſenden Finanzmigiiter: 
An v..2adenberg.. v4 
hie, Mhpaleminiier bes Innern uud der. Finanzen, j 


I 4 


werh, ee.» . 30. Dec. 1850., betr. die auderweite Einrichtung der Gen: 
darmerie in den Fürftenthümern Hohenzollern. *) 


G. S. 1851: ©: 703. No. 3455.] 


—9* Das durch die landeoherrlichen DB. v. 28. Aug. 1840. und 6. Nov. 1835. in den 

ehemaligen Fürſtenthümern Hohenzollern «Hedingen und Hohenzollern: Sigmaringen 

- eingeführte Inititut der Gendarmerie wird hierdurch aufgehoben und dagegen das in 

den übrigen Theilen ber Monatchie beſtehende Inſtitut der Landgendarmerie auf jene 
karteeneiſe uͤbertragen. 


j j 





*) Bergl. V. v. 30. Dec. 1820., über die Organifation der Gendarmerie. 
Sf. ©. f. Verw. B., Bd. II. 23 
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2) Alle geſetzliche Befugniſſe und Obliegenheiten der ehemaligen. Hohenzolleruſchen Ges 
darmen, welche nicht blos bie. innere Organifation der Gendarmerie und bad Ber: 
hältniß der Gendarmen ihren Vorgeſetzten gegenüber betreffen, bleiben, fo lange dar⸗ 
über nicht abändernde Beſtimmungen erfolgen, nach den in den genannten Fürſten— 
thümern beftehenden Gefegen und Verordnungen aud) ferner. in Kraft und geh auf 
die daſelbſt. zu ftationirenden Gendarmen über. , 

Sie haben diefe DB. auszuführen und durd die ©. ©, zur öffentl. Kenniniß zu bringen. 
GhHarlottenburg, d. 30. Dec, 1850, Friedrid Wilhelm. 

An v. Manteuffel. v. Stodhanfen 
die Minifter des Innern und des Krieges, J 





1851. 


G., betr, die Aufhebung der Beſtimmung im $. 4. des Negl. für die All-⸗ 
emeine Wittwen⸗Verpflegungs-Auſtalt v. æs. Dec. 1995., wegen Aus: 
chliegung der MilitairsBedienten in Kriegszeiten. V. 22, März 1851, 


IG. ©. 1851. S. 90. No. 3372.) 


Mir Friedrich Wilhelm sc. sc. verorbnen unter Zuftimmung der Kammern, was folgt: 
Die Beftimmung im $. 4. des Negl. für die Allgemeine Wittwen-Verpflegungs-Anſtalt v. 
28, Dec. 1775., wonad) 
wirkliche Militair-Bebiente in Kriegszeiten von dem Beitritt zur gedachten Anflalt 
ausgefchlofen uud, wenn fie in Friedenszeiten eingetreten, bei ausbrechendem Kriege 
aus berfelben zu ſcheiden gemöthigt fein follen, | 
wird in Anfehung der zur Aufnahme in die Allgemeine Mittwen-Berpflegungs:Anftalt beredy- 
‚ tigten Staatsbeamten, welde bei ausbrechendem Kriege zum Militairdienft einberufen werben, 
oder bemfelben freiwillig fi widmen, ‚aufgehoben. 0 
Urkundlich unter Unferer Höcfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrucktem Königl. Inflegel. 
Gegeben Berlin, d. 29. März 1851. 
(L. 8.) Friedrid Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. v. Rabe Simons v. Stodhaufen. v. Raumer. 
v. Weſtphalen. 


®., die Anflöfung der Darlehuskaſſen und die ht a der unverzinds 
lichen Staatsfchuld betr, V. 30. April 1851, 


[G. ©. 1851. ©. 191. No. 3380.] 


Mir Friedrich Wilhelm sc. ꝛc. verorbnien, mit Zuftimmung ber Kammern, was folgt: 

$. 1. Der Termin, bis zu welchem die Auflöfung der durch das ©. v. 15. April 1848. 
(8. S. S. 105.) gegründeten Darlehnskaſſen erfolgt fein muß, wird auf den 31. Dec. 1852. 
mit der Maaßgabe feftgefegt, daß neue Darlehnstafien nicht zu errichten und von ben zur Zeit 
beftehenden Darlehnsfaffen nad dem 30. April 1851 feine Darlehne weiter zu bewilligen find. 

Die Einziehung der Darlehnskaſſenſcheine findet nicht flatt. Die betreffende Beftimmung 
des 8. 18. des ©. vw. 15. April 1848, ift aufgehoben. 

$. 2. Der Gefanmmtbetrag der ausgefertigten Darlehnskaffenfheine mit zehn Millionen 
Thalern ($. 17. 1. c.) bildet einen Theil der unverzinslichen Staatsfhuld, und tritt dem durch 
$. 1. des ©. v. 7. März 1850. (©. S. S. 163.) auf 20,842,347 Rihlr. feftgeftellten Beirage 
der letzteren hinzu. oe 

Alle gefeglichen Beſtimmungen, welche wegen ber Kaſſenanweiſungeu, insbefohbere wegen , 
der Annahme in öffentlihen Kaflen und wegen der Realifation derfelben, forte wegen des Um: 
taufches befcäbigter und font unbrauchbar geworbener Kaflenanweifungen ergangen find, finden 
auch auf die Darlehnsfaffenfceine Anwendung. F 

$. 3. Die bei den Darlehnskaſſen vorhandenen Darlehnskafſenſcheine, ſowie bie ſonſtigen 
baaren Beftände berfelben, einfchließlich des Zinsertrages ($. 16. 1. c.), find in dem Maaße, 
als fie mit der fortfchreitenden Abwidelung der Gefhäfte der Darlehnsfaffen disponibel werben, 
nad Anordnung des Finanzminifters an die General:Staatsfafle abzuliefen. — 

$. 4. Es bleibt vorbehalten, bei der bevorftehenden Ausfertigung neuer Kaffenanweifun: 
— auch die Darlehnskaſſenſcheine einzuziehen, und deren Betrag in Kaſſenweiſungen auszu⸗ 
ertigen. * 


! 
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Bis dahin iſt die Hauptverwaltung: der Staatsihulden ermächtigt, ‚den Umtaufh befchädig: 
ter oder font unbrauhbar gewordener Darlehnskafienicheine aus dem vorhandenen Referve— 
beftande an Darlehnskaſſenſcheinen und Kaffenanweifungen zu bewirken. . 

$. 5. Der Finangminifter ift mit Ausführung diefes G. beauftragt. 

Urkundlid unter Unſerer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrucktem Königl. Infiegel 

Gegeben Charlottenburg, d. 30. April:1851. 

(L. S,) Friedrich Wilhelm, 
v. Manteuffel, v.d. Heydt. v. Rabe Simone v. Stodhaufen v. Raumer. 
v. Weſtphalen. 


G., betr. die Abänderung des Art. 69. und die Ergänzung der Art. 66. 
und 115, der Verfaſſungs-Urkunde. V. 30. April 1851. 


[®. ©. 1851. €. 213. No. 3382.] 


Mir Friedrich Wilhelm sc. ic. verorbnen, mit Zuftimmung der Kammern, was folgt: 

Art, J. Die zweite Kammer befteht fortan aus 352 Mitgliedern. 

Art, 2. Den Mahlgefegen v. 6. Dec. 1848. und v. 30. Mai 1849. treten die G. v, 
30, April 1851. hinzu, 

Urfundlid unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrucktem Königl. Infiegel. 

Gegeben Charlottenburg, d. 30. April 1851. 

(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. Manteuffel. v. d. Heydt. v. Rabe. Simons v. Stodhaufen. v. Raumer. 
v. Weſtphalen. 


Interimiſtiſches Wahlgefek für die Wahlen zur Zweiten Kammer in den 
Fürftentbümer Hohenzollern, V. 30, April 1851, 


[®. ©. 1851. ©. 216. Ro. 3384, 


Mir Friedrich. Wilhelm ıc. ac, verordnen, mit Zuflimmung der Kammern, was folgt: _ 

S. 1. Bis zum Erlaffe des in Art. 72, der Verfaffungs Urkunde vorbehaltenen Wahlges 
ſetzes für die Zweite Kammer erfolgen die Wahlen zu diefer Kammer in den Fürftenthümern 
Hohenzollern auf Grund der B, 30. Mai 1849. über die Ausführung der. Mahl der Abgeorb> 
— 5 Zweiten Kammer, ſoweit dieſelbe nicht durch die nachſtehenden Beſtimmungen abgeän⸗ 
dert iſt. 


$.2. Zu Art. 2. und 3. der V. v. 30. Mai 1849. 


1). Die Fürftenthümer Hohenzollern werben nad Maaßgabe der Bevölkerung in zwei 
—— getheilt, in deren jedem ein Abgeordneter für die Zweite Kammer zu 
wählen iſt. 


Zu Art. 5. ebendaſelbſt. 


2) Gemeinden von weniger als 750 Seelen, ſowie nicht zu einer: Gemeinde gehörende 
5 5. bewohnte Befigungen, werben mit einer oder mehreren möglichit nahe gelegenen Ge⸗ 
meinden zu einem Urwahibezirke vereinigt. 
In Urwahlbezirken, weldye aus mehreren Gemeinden beitehen, fann je nad) der 
Dertlicfeit und dem Bebürfniffe von einer Wahlverfammlung für den ganzen Bezirk 
abgefehen., und fünnen MWahlverfammlungen für einen Theil deffelben oder für jebe 
einzelne Gemeinde angefegt werben. 


Zu Art. 10. ebenbafelbft. 


3) Die direften Staatsftenern, nad Maafgabe deren bie Abtheilungen der Urwähler ge 

bildet werben, find im Fürflenthume Hohenzollern⸗Hechingen die Kapitalien-, Grund⸗, 

‚Gebäude, Befoldungs: und Patent:Steuer; im Fürſtenthume Hohenzollern⸗Sigma⸗ 

ang die Grund», Gefälle:, Gebäudes, Gewerbes, Kapitalien= und -Dienftertragss 
‚ Steuer. 


Zu Art. 29. der B. v. 30. Mat 1849. 


4) Die Zeit, während welcher Jemand dem früheren Staatsverbande eines ber beiden 
Hohenzollernfhen Fürftenthümer angehört hat, wird bei dem im $. 29. der V. v. 
30. Mai 1849. bezeidineten einjährigen Zeitraume in Anrehnung gebradt. 
0 853, Die, zue Ausführung diefes Geſehes erforderlichen Anordnungen, insbejondere bie 
23* 
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Beſtimmung dev: mit den Wahlangelegenheiten zur beanftragenden Behörden, hat Unfer Staats: 
minifterlum in. einem befonderen Reglement u erlaffen. J 
Urkundlich unter Unſerer Höch — unterſchrift und beigedrucktem Koͤnigl. Inſiegel. 
Gegeben Charlottenburg, d. 30. April 1851. 3 
LS.) Friedrich Wilhelm 
v. Manteuffel. v. d. Heydt. v. Rabe. Simons. v. Stockhauſen. v. Raumer. 
v. Weſtphalen. 





G., betr. die Einführung einer Klaſſen- und klaſſifizirten Einkommenſteuer. 
V. 1. Mai 1851, 


[®. S. 18516. 1p3 N6.-3BL]- 4 = ua cu 


Mir Friedrich Milhelm se. ꝛc. verordnen, unter Zuftiimmung der Kammern, was folgt: 

$. I. Die im $. 1. des allgemeinen Abgaben : Gefepes v. 30. Mai 1820. unter g. an— 
georbnete Klaſſenſteuer, fowie die auf Grund der- proviforifhen B. v. 4. April 1848. wegen 
Aufhebung der Mahlfteuer und deren Erſatz durch eine birefte Stener eingeführten Erfagfteuern, 
werden vom 1. Juli-d. I, ab aufgehoben. 

In den Orten, welche in dem anliegenden Verzeichniſſe benannt find, wird die Mahk und 
Schlachtſtener nad Manfgabe des ©. v. 30. Mai 1820. und der daffelbe erläuternden, ergän: 
zenden oder abändernden Beſtimmungen forterhoben, Beziehungsweife die Mahlftener, foweit fie 
dafelbit zur Beit nicht befteht, von dem 1. Inli d. J. ab wieder eingeführt. 

Den mahl: und ſchlachtſteuerpflichtigen Gemeinden wird, wie bisher, ein Drittheil des Roh— 
ertrages ber Mahliteuer zur Verwendung. für Kommmunalzwede überwieien. 

$. 2. Statt der aufgehobenen Steuern und beziehungsweife neben der Mahl: und Schlacht⸗ 
fteuer wird vom 1. Juli d. 3. ab erhoben: 

a) in allen nicht mahl- und ſchlachtſteuerpflichtigen Orten eine neue Klafienftener von 
denjenigen Ginmohnern, deren jährlices Ginfommen den Betrag von 1000 Rthlrn. 
nicht. ũberſteigt, und on. 
gleihmäßig im ganzen Staate eine. Haffifizirte Ginfommenfteuer von allen Einwoh— 
nern, deren gejammitgs jährliches Ginfonmmen die Summe von 1000 Rthlrn. über- 
fteigt, von. ben Einwohnern mahl: und fchlachiftenerpflichtiger Orte jedoch unter ber 
Beidränfung, daß jedem Steuerpflichtigen für die gleichzeitig zu entrichtende Mahl: 
und. Schladytftener jährlich die Summe von 20 Rthlrn. in Anrechunng gebracht und 
nur ber mad dieſem Abzuge übrig bleibende Steuerbetrag zur Ginziehumg geſtellt 
wird. 

F. 3. Einwohner mahl: und ſchlachtſteuerpflichtiger Orte werden durch den zeitweiſen Aufs 
enthalt in einem Flafjenfteuerpflictigen Bezirk nicht klaſſenſteuerpflichtig; andererfeits erlangen 
Einwohner eines Haffenfteuerpflichtigen Bezirks durch den zeitweifen Aufenthalt in einem mahl: 
und ſchlachtſteuerpflichtigen Oxte weder auf den Erlaß der Klaffenftener, noch, foweit fie einfoms 
menftenerpflichtia find, auf die Bewilligung des Abzugs ander. Haffifizirten Einkommenſteuer 
für die gleichzeitig zu entridhtende Mahl: und Schlachtſteuer einen Anſpruch. Wer einen dop⸗ 
pelten Wohnſitz in einem klaſſenſteuerpflichtigen und in einem mahl: und fchladytfteuerpflichtigen 
Drte hat, iſt ftets zur Entrichtung des ganzen Jahresbetrags der auf ihn veranlagten Klaffens 
beziehungsweife klafſifizirten Einkommenſteuer verpflichtet. . 

$. 4. Die Einführung der Klaffenftener in Stelle der Mahl- und Scladhtfteuer, ſowie ber 
legteren in Stelle der Klaffenftener, Fann nur durdy ein Geſetz gefchehen. 


| Erſſter Abjdnitt 8 
Vorſchriften für die Veranlagung und Erhebung der Klaffenfteuer. 


$. 5. Der Klaſſenſteuer find unterworfen diejenigen Ginwohner in nicht mahls und ſchlacht⸗ 
fteuerpflichtigen Orten, deren jährliches Einkommen den Betrag von 1000 Rıhlın, nicht überfleigt. 
$. 6.. Befreit von der Klaffenfteuter find: er 5 

a) Perſonen vor vollendetem fehezehnten Yahre; 

b) alle beim. Heer und bei den Landwehrftämmen in Reih und Glied-- befindlichen Uns 
teroffigiere umd gemeine Soldaten, nebit den in ihrer Haushaltung lebenden Mitglies 
bern ihrer Familie, forern fie felbft oder diefe ihre Angehörigen weder eigenes Ge⸗ 
werbe, noch Landwirthſchaft betteiben; Be 

c) die Unteroffiziere und gemeinen Eoldaten der Landwehr und ihre Familien für bie 
Monate, in welchen fie zur Fahne einberufen, fowie die Dffigiere des ſtehenden Hee⸗ 
res. und der Landwehr, desgleihen die Militair-Beanıten für die Zeit, während wel: 
dyer fie mobil gemad)t find; des SO DE, - 

d) diejenigen zur erften Stufe der erften Hauptklaſſe und zwar zur Unterftufe a. ($. 9.) 


b 


— 
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— Perſonen, welche am 1. Januar desjenigen Jahres, für welches die Veran: 
lagung gejchieht, ihr 6Oſtes Lebensjahr bereits zurückgelegt haben; 

e) Arme, die im Wege der öffentlichen Armenpflege eine, fortlaufende Unterftügung er; 
halten oder in öffentlichen Anftalten auf öffentlide Koften verpflegt werben; 

f) Ausländer, welche ſich nody nicht ein volles Jahr an demfelben Orte: des Inlandes 
aufgehalten haben, mit Ausnahme derjenigen, welde bes Erwerbs wegen ihren Auf⸗ 

enthalt im Inlande nehmen; 

g) die Inhaber des eifernen Kreuzes und bie zu ihrem Hausftande gehörigen Familien: 
glieber, foweit fie zur erften Hauptklaffe ($..9. zu a.) gehören; 

h) diejenigen, weldye, auch ohne befondere Auszeichnung erlangt zu haben, in dem vater: 
ländifhen oder als Gingeborme eines damals noch nicht: zum Preußiſchen Staate ge: 
hörenden Landestheils in einem verbündeten: oder anderen Heere an einem der Feld: 

‚züge von 1806. bis 1815. Theil ‚genommen. haben, für ihre Perſon und ihre Ange: 
hörigen, foweit fie zu den beiden erſten Stufen ber erſten Hauptflafie gehören. 


Zu + 7. Die Steuer wird in drei Hauptflaffen und in jeder Hauptklaffe nad Abftufungen 
erhoben, in welche bie einzelnen Steuerpflichtigen unter Berückſichtigung der für die Hauptklaffen 
egebenen allgemeinen Unterfcheidungsmerfmale einerfeits, andererfeits aber unter Berüdfihtigung 
ihrer Bein Berhältniffe und der durch diefe bedingten befonderen Leiftungsfähigfeit einzu: 
ſchaͤtzen find 
di niedrigfte (erfte) Hauptklaſſe umfaßt im Allgemeinen diejenigen Grundbefiper und Ge: 
werbetreibenden, welde nad dem Umfange und ber. Beſchaffenheit ihres Beſitzthums oder Ges 
werbes durch das hierdurch gewährte Einkommen nicht ſelbſtſtändig beſtehen können und ſich da— 
her noch Nebenverdienſt, namentlich durch Tagelohn oder dieſem ähnliche Lohnarbeit ſuchen müſ— 
ſen; außerdem die gewöhnlichen Lohnarbeiter, die Handwerksgeſellen, das gewöhnliche Geſi nde und 
die. Tagelöhner, 

Zur zweiten Hauptfläffe gehören diejenigen Fleineren Grundeigenthiimer und Gewerbetrei⸗ 
benden, welche von dem aus ihrem Beſitzthume oder Gewerbe ihnen zufließenden Ertrag ſchon 
— — zu beſtehen im Stande find; die ihnen in ihren Geſammt-Verhältniſſen gleichſte- 
henden Grundſtücks⸗ Pächter; die in fcemdem Lohn und Brot jtehenden Verfonen, welche nad) der 
Art ihrer Dienfte und der dafür gewährten Belohnung nidt als Tagelöhner oder Geſinde ans 
gefehen werden können; endlich diejenigen Staats: und Gemeinde: Beamten, Nerzte, Notarien 
u. ſ. w, von benen nad ihrem Einfommen und ihren jonftigen Berhältniffen angenommen wer— 
ben darf, daß fie, ben oben gedachten Steuerpflichtigen hinſichtlich ihrer Leiftungsfähigfeit unge— 
fähr gleihftehen. 

Die dritte Hauptflaffe endlich umfaßt diejenigen, welche zwar im Vergleich zu den der zweis 
ten Hauptflaffe Angehörigen auf einer höheren Stufe der Wohlhabenheit. ſich befinden, deren 
Gefammt:Ginfommen jedod, nod immer mehr oder meniger hinter demjenigen Betrage zurüd: 
bfeibt, welcher ihre Heranziehung zur Haffifkzirten Einfommenftener bedingen würde. 


$. 8. a): Die Hebung ‚gefhieht in der Negel nad), Haushaltungen: 

b) zur Haushaltung gehört der Haugherr, oder, wenn Frauen felönftändig .e ‚eine Wirth 
daft ‚führen, die: Hausfrau. mit ihren Angehörigen, denen fie Wohnting und Unter: 
halt geben; 

“e) Berfönen, die mit Gehalt oder Lohn zu. Dienftleiftungen angenommen: find, fowie 
Koſtgänger werden nidyt zu den Angehörigen einer Haushaltung gezählt; 

d) Steuerpflichtige, welche weder einer befteuerten Haushaltung angehören, noch eine eis 
gene Haushaltung führen, zablen den vollen Steuerfag ihrer — 


$. 9. Die Steuer beträgt monatlich: 
a) in. der erſten Hauptklaffe, und zwar: 
p in der erſten Stufe: 
in der Unterftufe a. 1 Sgr. 3 Bf. 
‚ für. jede fteuerpflichtige Perſon, jedody mit. ber Maaßgabe, daß in biefer Stufe 
aus derfelben Hanshaltung niemals mehr als zwei Berfonen zur Steuer herans 
gezogen werben ge 
in ber Unterftufe. b ‚zu weldyer jedoch nur Ginzelnftenernde veranlagt wers 
den bürfen, 2 Eyr. 6 Pf. 
- 2): in ber zweiten Stufe 5 “er. — Bf. 
3) s =: Veiten = 7 6 > 
b) in! ber — Haupiklaſſe, und — 


— 


4) in ber vierten Stufe 10 Sgr. — Pi. 

5) = = fünften =»: 12 ⸗ 6 se. 

6) 5 sehen = 15.70 

7) '=1 si: flebenten = : 20 | = 5 ‚ 
ir sahen: a2 — 2 . 
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e) in ber dritten Haupiklaſſe, und zwar: ‚ 
9) in der neunten Stufe 1 Rthlr. — Sur. 
10) = » zehnten + 1 : 10 : 
11) = s eilften ⸗ 1 20 ⸗ 
12) = = zwölften = 2 ⸗ 
für die Haushaltung wie für deu Einzelnſteuernden. — 
$. 10. a) Die Einfhägung in die $. 9. bezeichneten Stufen nad) ben im $. 7. vorge: 
zeichneten allgemeinen Merkmalen gefchicht von einer Kommiſſion, melde aus dem 
Gemeindevorftande und Mitgliedern, die von ‘der Gemeindevertretung gewählt find, 
befteht, unter Aufficht ber Landräthe, denen and die Vorreviſton obliegt. Die Feſt— 
ftellung ber Steuerbeträge erfolgt durch bie Bezirksregierung ; 

b) von den Gemeinbevorftänden werden unter der Leitung der Lanbräthe auch die Jah: 
resrollen und-die Ab» und Zugangsliften anfgeitellt; 

ec) ·die Erhebung gefchieht durch die geordneten Steuerempfänger ; — 

d) die Formen der Gefdäftsführung werden nach Verſchiedenheit der örtlichen Berhält: 
niffe durch beſondere Inſtruktionen vorgezeichnet. 

: Die vorfhriftsmäßige Veranlagung und Einziehung der Steuern haben bie 
Bezirfsregierungen zu leiten und zu überwachen. 
$. 11. Diejenigen, weldye wegen Verlegung ihres Wohnſitzes aus einer mahl: und fdlacht: 
fleuerpflichtigen Stadt oder aus dem Nuskınde in einen Flafienfleuerpflichtigen Ort oder aus an- 
deren Gründen fteuerpflichtig werten, haben die Klaffenfteuer von dem nächſten auf den Eintritt 
der Steuerpflichtigfeit folgenden Monate ab zu entrichten. Der Gemeindevorftand Hat in biefen 
Fällen vorläufig den Satz zu beſtimmen, nad, welchem die Klaffenfteuer entrichtet werden muß 
und welcher demnächſt von der Bezirksregierung definitiv feitgefegt wird. 

Ebenso find die wegen Vollendung des ſechszigſten Lebensjahres, wegen Berlegung ihres- 
MWohnfiges in eine mahl: und fchlachtftenerpfichtige Stadt oder iu das Ausland, ober aus ande— 
ren Gründen gefeglic von der Klaſſenſteuer zu befreienden Perfonen von dem Monate ab von 
der Steuer frei zu laffen, welcher auf den Eintritt des die Steuerbefreiung veranlaſſenden Gruns: 
des zunächſt folgt. 

- Bei Umzügen aus einem klaſſenſteuerpflichtigen Orte in einen anderen ift bie Klaffenftener 
für den Monat, in welchen der Umzug erfolgt, noch an dem bisherigen Mohnorte des Berzie: 
henden zu entrichten. ; 

$. 12. a) Jeder Gigenthümer eines bewohnten Grundſtücks oder deffen Stellvertreter. haf: 

tet der Behörde, welde das Verzeihniß der fteuerpflichtigen Hanshaltungen und Gin: 
‚ zeinfteuernden aufnimmt, für die richtige Angabe derfelben; 

b) —* Familienhaupt iſt für die richtige Angabe feiner Angehörigen und, aller, zu ſei— 
nem Hausftande gehörigen fleuerpflichtigen Berfonen verantwortlich; 5 

ec) jede bei der Aufnahme des Verzeichniſſes oder auf ſonſtige besfalfige Anfrage der 
Steuerbehörbe im Laiıfe des Jahres unterlaffene Angabe einer ftenerpflichtigen Per: 
fon foll, außer der Nachzahlung ber rüdfländigen Steuer,. mit einer Geldbuße bis 

zum vierfachen Jahresbetrage berfelben belegt werben; »  " 

d) die Unterfuchung gegen biejenigen,. welche füd) ‚einer Mebertretung biefer Befimmungen 
fhuldig machen, gebührt dem Gericht, infofern der Steuerpflichtige nicht binnen einer 
von der Behörde zu beſtimmenden Frift die Zahlung ber verkürzten Steuer, bes von 
berfelben feitgefegten Strafbetrages, jowie der durch das Verfahren gegen ihn ent: 
ftandenen Koften, freiwillig feiftet. 

$. 13. a) Die Bekanntmachung der Steuerrollen erfolgt das erfte Mal in einer angemej: 

fenen Frift nach Berfündigung diefes Gefeges, weiterhin mit dem Anfange jedes Jahres; 

b) fobald die Bekanntmachung geſchehen ift, muß der Steuerpflichtige in den erften acht 
Tagen jedes Monats feinen Beitrag voraus entrichten. Es hängt von ihm ab, ben: 
felben auch für einen längeren Zeitraum bis zum ganzen Jahresbetrage zu bezahlen ; 

c) die Säumigen werden von dem Steuerempfänger aufgefordert, die Zahlung binnen 
drei Tagen zu leiften, nah deren fruchtlofem Ablauf mit der erefutiviihen Beitrei: 
bung verfahren wird; 

d) fpäteftens fünf Tage vor dem Ablauf jedes Monats muß die eingehobene Steuer 
nebft der Nachweiſung der etwa umvermeiblihen Ausfälle und der Mefle an die zum 
weiteren Gmpfange bejtimmte Kafle abgeliefert fein. Die Feftftellung beflimmter 
Bahlungstage für die verfchiedenen Steuer: Empfänger innerhalb diefer Frift ift Hier: 
durch nicht ausgeſchloſſen; 

e) ber Steuerempfänger ift für diejenigen Steuern ſelbſt verantwortlich, bei denen er 
ben wirflihen Ausfall oder bie fruchtlos verhängte Exekution nicht fofort nachweiſen 
fan, und muß ſolche vorſchußweiſe zur Kaffe entrichten. 

$. 14. a) Reklamationen gegen bie Klafienfteuer-Beranlagung müffen binnen einer Präklu— 

fiofrift von drei Monaten nad) ber im $. 13. zu a. vorgefchriebenen Bekanntmachung 
ber Steuerrolle, ober bei Beranlagungen im Laufe des Jahres, nady erfolgter Be 


— ⸗ 


* 


1851. (2. 1. Mai.) Ä 359 


nahrihtigung des Steuerpflichtigen von dem- Steuerbetrage bei bem Landrath einges 
geben werben. 
Die Zahlung der veranlagten Steuer darf durch die Reflamation nicht aufgehalten 
werben, muß vielmehr mit Vorbehalt der fpäteren Erftattung des etwa zu viel Be: 
zahlten zu den beftimmten Terminen ($. 13. zu b.) erfolgen. 
€) Ueber die angebradten Reklamationen entfcyeidet, nach — eingeholtem Gutach⸗ 
ten einer von ber Kreisvertretung zu wählenden Kommiſſion, die Regierung. Dieſe 
Entfdheidung muß, wenn dem Gutachten ber Kreisvertretung nicht beigetreten * 
durch Plenarbeſchluß erfolgen. 
Gegen die Entſcheidung der Regierung ſteht dem Reklamanten der in einer Pralu⸗ 
ſivfriſt von ſechs Wochen nah dem Empfange ber erſteren bei dem Landrath einzus 
gebende Rekurs an das Finanzminiſterium offen. 
e) Die Beſtimmungen des Geſetzes tiber die Berjährungsfriften bei öffentlichen Abgaben 
- vom 18. Juni 1840, finden, foweit nicht das gegenwärtige Geſetz etwas ‚Anderes bes 
ſtimmt, aud auf die neue Klaflenfteuer Anwendung. 

$. 15. Hinfichtlich der örtlichen Erhebung der Steuer verbleibt es bei den beſtehenden 
Beſtimmungen. 

Die für die Erhebung zu bewilligenden Gebühren, aus welchen auch alle Nebenkoſten der 
Beranlagung für Papier, Drudfornnlare u. a. m. zu beftreiten, dürfen den Betrag von vier 
Prozent der eingezugenen Steuer nicht überfteigen. 


b 


— 


d 


— 


Zweiter Abſchnitt. 


Vorſritlen für die Veranlagung und Erhebung der tlaſſtfizirten Einkom— 
menſteuer. 


8. 16. Der kaſſifizirten Einkommenſteuer ſind mit Ausnahme der Mitglieder des König— 
lichen Hauſes und der. beiden Hohenzollernſchen Fürſtenhäuſer alle Einwohner des Staats, ſowie 
die im Auslande ſich aufhaltenden Staats⸗Angehörigen unlerworfen, welche ſelbſtandig bezie⸗ 
hungeweife unter Hinzurechnung des etwaigen beſonderen Einkommens der zu ihrem Haushalte 
gehörigen Familienglieder, ein jährliches Ginfonmen von mehr ald 1000 Rthlen. beziehen, 

17. ‚Wegen des Einkommens aus Ahrgm, im Auslande belegenen Grundeigenthum find 
Preu iſche Staats. ‚Angehörige von der klaſſifizirten Einkommenſteuer freizulaſſen, wenn ſie den 
Nachweis führen, daß ſie wegen jenes Grundeigenthums im Auslande einer gleichartigen Bes 
ſteuerung unterliegen. 


8. 48. Auch ‚Ausländer, welche im Inlande ——— befigen, find, fofern die Ges 
fammtpeit deſſelben ein Einkommen von mehr als 1000 Rthlen. gewährt, in Aniehung bes leg: 
teren zur Entrichtung ber klaſſifizirten Einkommenſteuer verpflichtet. Daſſelbe gilt von Auslän— 
dern, welche im Inlande gewerbliche oder Handels-Aulagen beſitzen oder Theilnehmer an jols 
chen find. 

Andere Ausländer. find. Diefer Steuer nur dann unterworfen, wenn fie ſich des Erwerbes 
wegen. oder ‚länger als Gin Jahr im Preußischen Staate aufhalten. 


$. 19. Die Veranlagung der klaſſifizirten Ginfommenjteuer erfolgt Tebiglih nad Maaß— 
gabe des Geſammt⸗Einkommens, welches dem Steuerpflichtigen aus Grundeigenthum, aus Ka: 
pitalz Vermögen "oder aus Mechten auf periodifche Hebungen ‚oder auf Vortheile irgend welcher 
Art, aus dem’ Ertrage eines Gewerbes ober irgend einer Art gewwinnbringender Beihäftigung 
zufließt, Nach diefen Einkommen wird jeder Steuerpflichtige zu einer der ım $. 20, bezeihnes 
ten Steuerfiufen dergeftalt eingefhäßt, daß der Jahresbetrag feiner Steuer drei Prozent feines 
Einkommens nicht überfteigt. 


$. 20. Die Steuer beträgt monatlich: 


in der 1. Steuerftufe 2 Rthlr. 15 Sgr 
ii: 2% ⸗ 3—⸗ 
83. ⸗ 3 18°", s 
— 4. ⸗ 4 — ⸗ 
2 ⸗ 5. 3 5 z — s 
— 6. ⸗ 6 — — P 
3 5 T- 3, 7 8: — s 
%- 3 8. : 8 ⸗ — ⸗ 
a 7 ⸗ 9 — “⸗ 
: s 10. ⸗ 10 — — 
—. ⸗ 12 — 4 
aa Ne, 5 .' — ; 
— — ⸗ 18 — ⸗ 
⸗⸗ 14. 24 —2 
— —2 — ⸗ DD eig 


360 1851. (2. 1. Mai) 


in der 16. Steuerſtufe 40 Rihlr. — Sgr 
3. 39, ⸗ 0: — — 
* ⸗ 18. z 60 z und 5 
: 19. ⸗ 0: — — 
20. ⸗ 100 — ⸗— 
21 ⸗ 130 : — : 
22 160 — 
23 200 — ⸗ 
24 2350 : — ⸗ 
25 300 — 5 
» 26 ⸗ 30 .s. — 
2. ⸗ 400 — — 
: 28. ⸗ 50 : — — 
: 929. P 500 ⸗ 


⸗⸗30. ⸗ 600 — — 

$. 21. Behufs der Cinſchätzung zur klaſſizirten Einkommenſteuer wird alljährlich für jeden 
landraͤthlichen Kreis, ſowie für jede zu einem Kreisverbande nicht gehörige Stadt unter, dem 
Vorſitz des Landraths oder eines befonderen, von der Bezixksregierung zu ernenuenden Konmiſſars 
eine Kommifſion gebildet, deren Mitglieder von der Kreie: beziehungsweiſe Gemeinde: Vertretung 
zu einem Drittheil aus Mitgliedern derielben, zu zwei Drittheilen. aber aus den einfonmenfteuers 
pflichtigen Ginwohnern des Kreifes oder der Stadt gewählt werden. 

Bei der Wahl der legteren iſt baranf zu fehen, daß die vericiebenen in dem Kreife ober 
in der Stadt vorhandenen Arten des Ginfommens (aus Grundeigenthum, Kapitalbefig und Ge: 
werbebetrieb) moͤglichſt gleihmäßig vertreten werben, 

Die Wahl darf nur aus Gründen, weldye zur Ablehnung einer Vormundſchaft „gerechtigen, 
oder in dem Falle abgelehnt werden, wenn der Gewählte bereits drei Jahre Hinter einander 
Mitglied der Einſchätzungs-Kommiſſion geweien ift. 

Die Zahl der Mitglieder diefer Kommifften wird für tie einzelnen Kreife und Städte mit 
Mücdficht auf deren Größe und auf die Einkommens-Verhäliniſſe ihrer Ginwohner von der Be: 
zirferegierung beſtimmt. ' 

Der Tegteren fteht and die Befugniß zu, innerhalb teffelben landräthlichen Kreifes für ein: 
zelne größere ftäbtifche oder ländliche Gemeinden die Bildung befonderer Einſchätzunge-Kommiſ— 
flönen, nad) den in Verftehendem gegebenen Beſtimmungen anzuorbnen. In großen Städten 
fönnen mehrere Unter-Rommiffionen gebildet werben. 

$. 22. Der Vorfigende der Ginfhägunge-Rommifften, welcher zugleich‘ die Antereffen des 
Staates zu vertreten hat, leitet innerhalb bes Kreifes oder des Fleineren Bezirks, für welchen bie 
Konnuiſſion errichtet ift, das Beranlagungs:Geihäft, und ift befonders dafür verantwortlich, daß 
das legtere überall nad den in dem gegenmärtigen Geſetze aufgeftellten Grundſätzen zur Aus: 
führung gelange, e ' Kae ae De 

Gr hat vor Allem die Nufnahme einer volltändigen Nachweiſung aller derjenigen Einwoh—⸗ 
ner umd der im Auslande ſich aufhaltenven Grundbefiger feines Einſchätzungs-Bezitks zu bewir— 
fen, weldye auf Grund der Klaffenfteuerliften nd fonft vorhandenen Nadhrichten fire einkommen⸗ 
ſteuerpflichtig zu erachten find, | R 

Zugleih hat der Vorfigende über die Beligs, Vermögens -, Erwerbs: und ſonſtigen Ein- 
fommens:Berhälimiffe der Steuerpflichtigen, joweit dies ohne tieferes Eindringen in bie eriteren, 
aeichehen kann, möglichſt vollſtändige Nachrichten einzuziehen; überhaupt alle Merkmale, welche 
en — über das in Anſatz zu bringende Einkommen näher zu begründen vermögen, zu 
ammeln. 

Bei der Aufnahme der Nachweiſung der Steuerpflichtigen ſowohl, als zur Beſchaffung "der: 
erforderlichen Nachrichten über deren Vermögens: und Einkommens-Verhältniſſe hat fih der Bor: 
figende der Einſchätzungs-Kommiſſion nad) feinem Ermeſſen der Mitwirkung der Gemeinde-VBorz 
jtände, welche allen feinen Nufforderungen Folge zu leiten fhuldig find, zu bedienen. 

Die Ergebniffe der von ihm eingezogenen Nachrichten überträgt er in die Einkommens— 
Nacweifung feines Bezirks und bezeichnet dann in der dazu beftimmten Spalte diefer Nachwei— 
fung gutadtlidy für jeden Steuerpflichtigen diejenige Steuerflufe, in welde derſelbe nad dem 
ihm beisumeffenden Gefammt:Einfommen einzufchägen fein dürfte. Hierbei find bie in den 88. 
235— 30. vorgefchriebenen Abſchätzungs-Grundſätze zur Anwendung zu bringen, 

Der Borfigende hat außerdem noch die zur Beſchlußnahme der Einfhägungs- Konmilfion, 
beren AZufammenberufung von ihm ausgeht, erforderlichen Vorbereitungen zu treffen und bie 
Beſchlüſſe der legteren, ſoweit er felbit nicht dagegen die Berufung an die Bezirks: Kommiffion 
.($. 23.) einzulegen fid veranlaft findet, zue Ausführung zu bringen. 

$. 23. Die Einfhägungs: Kommiffion unterwirft die von ihren Vorfigenden aufgeftellte 
Einkommens-Nachweiſung unter Benugfing aller ihr zu Gebote ftehenden Hülfsmittel einer ges - 
nauen Prüfung. Dabei ift zwar ebenfalls ($. 22.) jedes läftige Gindringen in die Vermögens: 
und Einfommens-Berhältniffe der einzelnen Steuerpflichtigen zu vermeiden; jedoch hat die Kom: 
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miſſion das Recht, wenn fie zur Erlangung einer näheren Kenntniß won den Einkommens-Ver— 
bhältwiffen eines Steuerpflichtigen es für nöthig erachtet, von den Verhandlungen der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit und den Hypothekenbüchern Ginficht zu nehmen. 

Nachdem die Prüfung vollzogen ift, hat. die Kommiſſion nad den ftattgefundenen Grmit: 
telungen oder anderweit befannten Verhältniſſen des einzelnen Steuerpflictigen die Steuerftufe 
feitzuftellen, in weldye derfelbe zu veranlagen iſt. a 

Jedem Steuerpflichtigen ift die erfolgte Feſtſtellung der Steuerftufe, in welche er eingefchägt 
worben ift, mit dem Betrage der von ihm zu entrichtenden Steuer burd eine verſchloſſene Zu— 
fhrift unter dem: Gröffnen befannt zu machen, daß ihm dagegen die bei dem VBorfigenden der 
Einſchätzungs-Kommiſſion einzureihende Reklamation an die Bezirfs:Kommiffion ($. 24.) binnen 
drei Monaten präfluftvifcher Friſt offen stehe. Innerhalb der eriten. ſechs Wochen diefer Frift 
fteht es dem Steuerpflichtigen auch frei, nach feiner Wahl, entweder durch fchriftliche oder münbd: 
lihe Verhandlungen, perfönlid oder durch Vermittelung von höchſtens zwei Vertrauensmännern, 
oder burd andere Beweismittel der Kommiſſion bie erforberliche Ueberzeugung von der vorgeb- 
lichen Ueberbürdung turdy die erfolgte Abſchätzung zu verfhaffen, um foldergeftalt von derſelben 
eine, berichtigte Stenerveranlagung zu ‚erwirfen. 

‚ Die Beichlüffe- der Kommmiffion werden nad) einfaher Stimmenmehrheit gefaßt. Dem Bors. 
figenden ſteht ein Stimmrecht nur im alle einer Stimmengleichheit der übrigen Kommiflions: 
Mitglieder zu, und giebt diefenfalls ‚feine Stimme den Ausſchlag. 
Gecgen die Beſchlüſſe ter Einſchätzungs-Konimiſſion iſt der Vorſitzende berechtigt, bie Be: 
rufung an die Bezirks-Kommiſſion einzulegen, bis zu deren Entſcheidung der Steuerpflichtige, 
sera der Madyzahlung, nur den von der Kommiſſion feftgefegten Steuerfag zu entrich— 
ten ‚hat. * 

Die Ausfertigungen und Entſcheidungen ber Kommiſſion find von dem Vorſitzenden und 
mindeſtens zwei Mitgliedern zu vollziehen. 

$. 24. , Für jeden Megierungsbezirk, beziehungsweife für die Haupt- und Refidenzitabt 
Berlin, wird unter dem Vorfig eines von dem Finanzminifter zu ernennenden Regierungs-Kon- 
miflars. eine Bezirfs-Kommiffion gebildet, welche in. demfelben Verhältniß, wie die Einſchätzungs— 
Kommilfionen, aus im Bezirke wohnenden Mitgliedern.der Provinzial-Vertretung und aus Eins. 
— —— des Bezirks zuſammenzuſetzen und von der Provinzial-Vertretung zu 
wählen. ift. j 

Die Bahl der Mitglieder dieſer Kommifften "wird für jeden Bezirk mit Rückſicht auf feine 
Größe. und auf die Einfommens-BVerhältniffe feiner Einwohner von dem Finanzminijter beftimmt. 
Auch bei diefer Kommiſſion ift daranf zu adıten, daß die verfchiebenen Arten des Einkommens 
möglihft gleihymäßig. darin vertreten werben. In Bezug auf die Zuläffigkeit der Ablehnung 
ber Wahl. gilt die im $. 21. getroffene, Beſtimmung. 3 
14 $+ 29. Der Vorfigende der Bezirks-Kommiſſion ift in Bezug auf bie richtige Feſtſtellung 
ber Steuer der Vertreter der Staats-Interefien für feinen Bezirk. Ihm liegt die obere Leitung, - 
des gefammten Beranlagungsgefdäfis im Bezirf ob, Er hat die gleihmäßige Anwendung ber 
Beranlagungsgrumbfäge zu. überwahen, die Gefhäftsführung ber Vorfigenden der Einſchätzungs— 
Kommiſſſonen zu beauffidtigen und für die redtzeitige Vollendung des Veranlagungsgefhäfts 
zu forgen. An ihn gelangen alle Beichwerden und Reklamationen, fowie die Berufungen ber 
Borfigenden der EinfhägungssKommilfienen gegen bie Entfcheidungen ber. letzteren. Er hat bie 
Bezirks-Kommiſſion zufammenzuberufen und deren Beſchlüſſe zur Ausführung zu bringen. 

$. 26. Die. Bezirks: Konmiffion .entfceivet über alle gegen das Berfahren und bie Ent 
fheibungen ber Einſchätzungs-Kommiſſionen angebrachten Beſchwerden und Reklamationen, fo 
wie über die von den Borfigenden der Einſchaͤtzungs-Kommiſſionen eingelegten Berufungen, 
Bei Grörterung der zulegt gedachten Berufungen ftehen den Bezirks-Kommiſſionen biefelben Be: 
fugniffe wie den Einſchätzungs-Kommiſſionen zur. 

Behufs Prüfung der. von den Stenerpflidtigen angebradhten Reklamationen hat bie Bezirkes: 
Kommiffion zuvörderſt ebenfalls auf dem $. 23. nadgelaffenen milderen Wege den Verſuch zu 
maden, bie Wahrheit zu ergründen, demnächſt aber die Befugniß, eine genaue Feſtſtellung ber 
Vermögens- und. Ginfommens:Berhältniffe des Reklamanten zu veranlafen und zu biefem Be: 
huf das Recht, Zeugen, äußerſten Falles eidlich durch das betreffende Gericht, vernehmen. zu 
lafjen, dem Reklamanten beftimmte Fragen über feine Vermögens: und Einkommens: Berhältnifie 
vorzulegen, beziehungsweife ihm aufzufordern, bie in feinem Befige befindlihen Urkunden, Pacht— 
Kontrakte, Schuldverfcreibungen, Handlungsbücer u. f. w. zur Ginficht, vorzulegen. Wenn 
binnen der zu beftimmenden Friſt die erforderte Auskunft nicht ertheilt wird ober die betreffenden 
Urfunden u, f. w. nicht vorgelegt werben, fo wird — was dem Reklamanten jedesmal bei ber, 
Aufforderung. zu eröffnen iſt — angenommen, daß er die angebrachte Neklamation zu begründen 
außer Stande fei, und die letztere zuruückgewieſen. Auch ift die Bezirks: Kommifflon, wenn es 
an anderen Mitteln, die Wahrheit zu ergeünden, fehlt, berechtigt, den Reklamanten zur Erklaͤ⸗ 
rung an Eidesſtalt uͤber die in ‚Betreff ſeines Ginfommens von ihm ſelbſt gemachten Angaben 
aufzufordern. Sie hat für einen ſolchen Fall in einer darüber zu erlaſſenden Eutſcheidung bie, 
eivesftattliche Erklärung wörtlid porzufchreiben, auch bie indellene achttägige Friſt zu beſtim⸗ 
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men, nach deren Ablauf diefe Erklärung abzugeben ift, mwidrigenfalls die angebrachte Reflamas 
tion als unbegründet zurüczumeifen fein würbe. 

Gegen die Entfcheidungen der Bezirks-Kommiſſion findet ein Mekurs nicht flatt. 

Diefelbe hat außerdem die von den Einſchätzungs-Kommiſſtonen feftgefteflten Veranlagungs: 
Nahmeifungen forgfältig zu prüfen und ihre Erinnerungen dagegen zu ziehen, welde bei ber 
Veranlagung der Steuer des folgenden Ihhres beachtet werden müſſen. 

In Betreff der Faſſung und Ausfertigung ihrer Befchlüffe gelten die für die Einſchätzungs⸗— 
Kommiffionen gegebenen Beſtimmungen. i 

$. Dei der genanen Feitftellung der Vermögens: und Einkommens-Verhältniſſe eines 
Steuerpflichtigen, behufs Entſcheidung über bie von bemfelben erhobene Neklamation, find für 
die verjhiedenen Arten des Einkommens nachfolgende ($$. 28., 29. und 30.) leitende Grund: 
fäße zu beachten. 

$. 28. Das Einfommen aus Grundvermögen umfaßt die Griräge ſämmtlicher Liegenheiten, 
welche dem Steiterpflichtigen eigenthümlich gehören , oder aus denen ihm in Folge von Berech— 
tigungen irgend welcher Art ein Einkommen zufließt. 

Von Grundftücen, weldye verpadhtet ober vermiethet find, iſt der jeweilige Pacht- ober 
Miethzins, eimerfeits unter Hinzurechnung etwaiger Matural: oder fonftiger Nebenleiftungen, fo: 
wie der dent Verpächter etwa vorbehaltenen Nußungen, andererfeits unter Abrechnung der dem 
Berpächter verbliebenen Laſten, als Ginfommen zu beredinen. 

Bei Berechnung des Einkommens aus nicht verpachteten Befikungen int der im Durchſchnitt 
ber brei letzten Yale durd) die eigene Bewirthfchaftung erzielte Reinertrag zum Gründe zu 
legen. 
Ländliche Fabrikationszweige (Branntweinbrennereien, Brauereien, Mühlen, Ziegeleien und 
andere mehr) find, foweit fie nicht bei der Ertragsermittelung des Hauptguts, zu welchem fie 
gehören, fchon berücfichtigt worden, ebenfo wie Stein-, Schiefer- Kalk- oder Kreibebrüde, fer— 
ner Gruben: oder Hüttenwerfe, nach dem durchſchnittlichen Meinertrage der Tegten drei Jahre zur 
Berehnung zu ziehen. — 

Für nicht vermiethete, fondern von dem Eigenthümer ſelbſt bewohnte oder ſonſt benutzte 
Gebäude ift das Einfommen nady den ortsüblihen Miethöpreifen zu bemeffen. 

Die auf dem Grundbefig ruhenden Laften und Steuern, ingleihen die Zinfen für hypo— 
thefarifc, eingetragene und andere Schulden werden in Abzug gebracht, müflen jedoeh auf Er: 
fordern, und zwar die Schulden unter Angabe des Namens und Wohnorkes des Gläubigers, 
fowie des Datums der Schuldurkunde, fpeziell nachgewiefen werden. | 

$. 29. Das Ginfommen aus dem Kapitalvermögen befteht in den Zinfen aller Korberuns 
gen, welche dem Steuerpflichtigen gegen Privatſchuldner oder gegen ben Staat oder bie Gelb: 
Inftitute des Staats, gegen öffentliche Geſellſchaften oder Aftienunternehmungen, gegen auswär—⸗ 
tige Staaten u. ſ. w. zuſtehen. Auch gehören hierher alle Einnahmen in Geld, Naturalien- oder 
fonftigen goldwerthen Vortheilen, welde Jemandem aus Leibrenten oder ähnlichen Berträgen 
ober Berfchreibungen zufließen. | 

Die zugeficherten Jahreszinfen oder Renten bilden ſowohl bei dem in öffentlichen Papieren 
als bei dem in Privatforderungen beftehenden KapitalsVermögen das zu befteuernde Ginfommen. 

Gehen. biefe Zinfen oder Renten nicht regelmäßig unverkürzt ein, oder unterliegen fie, wie 
bei Dividenden aus Aftienunternehmungen, jührlihen Schwankungen, fo ift ber für das vorher: 
gegangene Fahr gezahlte Betrag in Anfatz zu bringen. Hinfichtlic der von dieſem Ginfommen 
abzuziehenden Zinfen etwaiger Schulden gilt die am Schluffe des $. 28. gegebene Beflimmung. 
Forderungen und Schulden, welde im faufmännifcen Verkehr und überhaupt im Verkehr unter 
Gemwerbetreibenden beftehen, werben bei Feftitefflung des im $. 30. behandelten Ginfommens be: 
rückſichtigt und find daher hier außer Adıt zu laflen. 

$. 30. Hinſichtlich der dritten Art des Einkommens, welches aus Handel, Gewerbe, Pad: 
tungen ober irgend einer Art gewinnbringender Beihäftigung — 3. B. als Staats: oder Ges 
meindebeamter, als Arzt, Advofat, Schriftfteller u, |. w. — fließt und zugleih die Penftonen 
und MWartegelder, überhaupt diejenigen fortlaufenden Ginnahmen, welde nicht als die Jahres; 
. a unbeweglichen oder beweglichen Vermögens zu betrachten find, umfaßt, ift Folgendes 
zu beachten: 

Der Gewinn aus Handel, Gewerbe, Pachtungen u. f. w. iſt nad dem Durchſchnitt der brei 
legten Jahre, fofern das Gefhäft oder die Pacht ſchon fo lange gebauert hat, zu berehnen. Als 
Ausgaben dürfen dabei, außer ‚dev üblichen Abfegung für jährlihe Abnugung von Gebäuden 
und Utenftlien, nur folhe in Abzug gebracht werben, welche behufs der Fortführung des Hans 
dels⸗ oder Gewerbebetriebes u. f. mw. in bem bisherigen Umfange gemacht worben find, mithin 
nicht folhe Ausgaben, welde fi) auf die Beſtreitung bes Haushalts des Steuerpflihtigen und 
bes Unterhafts feiner Angehörigen beziehen, oder welche in einer Kapitalanlage zur Erweiterung 
des Geſchaͤfts oder zu Berbeflerungen aller Art beflehen. | . 

Feftfiehende Einnahmen find mit dem vollen Betrage zur Berehnung zu ziehen. Die auf 
Grund einer geſetzlichen Verpflichtung zu leiftenden Penfionss und gBihwenfaffeh Beiträge müfjen 
von den Befolbungen ober Benfionen in Abzug gebracht werben. 
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Dienſtwohnungen und Dienſllandereien, für welche nicht ſchon ein Abzug an der Beſoldung 
ſtattfindet, find dabei nad den ortsüblichen Mieths-, beziehungsweife Pachtpreiſen in Anſatz zu 
bringen. 

nthärt das Dienfteinfommen jedoch zugleich bie —— für den Dienſtaufwand, 
fo ift der dafür zu berehnende Betrag außer Anfag zu laflen. 

Hinfihtlidy der in Abzug zu bringenden Sinfen von’ Privatfchulden gilt die im $. 28. am 
— gegebene Beſtimmung. 

8. 31. Die oberſte Leitung des geſammten Veranlagungsgeſchäfts im Staate gebührt dem 
Finanzminiſter, welcher zugleid über die gegen das Verfahren der Bezirks-Kommiſſionen und ber 
Borfigenden derfelben angebrachten Beſchwerden zu entfcheiden hat. 

$. 32. Die bei dem — — betheiligten Vorſitzenden der Kommiſſionen und 
ſonſtigen Beamten ſind kraft des von ihnen geleiſteten Amtseides zur Geheimhaltung der Ber: 
mögens: und Einkommens-Verhältniſſe, weldye bei diefem Gefchäft zu ihrer Kenntniß gelangen, 
verpflichtet. Die Mitglieder der Kommiſſionen haben diefe Geheimhaltung dem Borfigenden 
mittelt Handfchlags an Eibesftatt zu geloben. 

$. 33. Wer bei der Erörterung einer von ihm erhobenen Reklamation auf die bieferhalb 


an ihn ergangene befondere Aufforderung wiflentlidy einen Theil feines Ginfommens verfchwie: , 


gen oder zu gering angegeben hat, verfällt in eine Strafe zur Höhe des vierfahen Jahresbe: 
trages der Steuer, um weldhe der Staat verkürzt worden ift oder verfürzt werden follte, 

Die Entiheidung hierüber gebührt dem Gericht, infofern der Steuerpflichtige fich nicht frei- 
willig zue Bezahlung der verkürzten Steuer, bes vierfachen Jahresbetrages berfelben und ber 
duch das Verfahren gegen ihn entftandenen Koften bereit erflärt. Eine ſolche in verbindlicher 
Form vor dem Landrathe oder dem Gemeindevorſtande abgegebene Erflärung hat im Nichtzah— 
lungsfalle die a. eines gerichtlichen Grfenntuifles. 

$. 34. Die Koften der Steuer-Veraulagung fallen der Staatsfaffe zur Laſt. Ausnahme: 
weife find jedoch diejenigen Koften, weldye buch bie nähere Feftitellung des Ginfommens eines 
Sieuerpflidhtigen bei Gelegenheit ber von ihm erhobenen Reklamation veranlaßt werden, von 
diefem zu tragen, wenn feine eigenen Angaben in weſentlichen Punkten als unrichtig befunden 
werden. Die Mitglieder der Kommifftonen erhalten bis zum er anderweiter Beltimmungen 
bie nad) $. 3. des Koften:Regul. v. 25. April 1836. — ©. . 1836,, ©. 181. — feſtzu— 
fegenden Reife: und Tagegelber. 

$. 35. Die veranlagte Steuer if in Monatöraten in ben erften adıt Tagen eines jeden 
Monats im Voraus an die von der Stenerbehörde zu bezeichnende Empfangsitelle abzuführen. 
Es fieht den Steuerpflichtigen frei, die ihnen anferlegte Steuer. audy für einen Jängeren Zeitz 
raum bis zum ganzen Jahresbetrage zu bezahlen. 

Die zu bemwilligenden Hebegebühren, aus welchen auch alle Nebenfoften des Beranlagungss 
geihäfts für Papier, Druckformulare u. ſ. w. zu beflreiten find, werben durch die von dem Fi— 
nanzminifter zu erlaſſenden Inſtruktionen näher beſtimmt, dürfen jedoch nirgend den Betrag von 
drei Prozent der eingegangenen Steuer überfteigen. 

$. 36. Die Zahlung der von der Einfhägungs:Kommiffien veranlagten Steuer darf wes 
gen einer Reflamation gegen bie feftgeftellte Steuerſtufe nicht aufgehalten werden, muß vielmehr, 
—* Vorbehaltung der Erſtattung des zit viel Bezahlten, ſtets zu den beſtimmten Terminen ers 
olgen. 

Die klaſſiſizirte Einkommenſteuer von ben Befoldungen, Emolumenten, Martegeldern und 
Penfionen kann von den Kaflen, aus’ welhen die legteren gezahlt werden, in Abzug gebracht 
und der Empfangftelle überwiefen werden. 

Ab: und Zugänge am Einfommen während des Jahres, für welches die Veranlagung er: 
folgt .ift, ändern an der einmal veranlagten Steuer nichts. Nur wenn nacdhgewiefen werben fann, 


daß durch den Verluſt einzelner Ginnahmequellen das veranfdlagte Gejammt » Einkommen eines 


Steuerpflichtigen um mehr als den vierten Theil vermindert worden, darf eine verhältnißmäßige 
Ermäßigung der veranlagten Steuer gefordert werben. Erliſcht ein fteuerpflidtiges Ginfommen 
durch den Tod feines Inhabers oder in anderer Art gaͤnzlich, fo iſt die ganze davon veranlagte 
Steuer in Abgang zu ſtellen. 

Sn allen. Fällen müſſen jedoch die bis dahin, alfo einſchließlich dees Monats, in welchem 
ber Antrag auf Ermäßigung der Steuer. geftellt,. oder das fraglihe Ginfommen gänzlid, erloſchen 
ift, fällig gewordenen Steuerraten entrichtet werben. 

$. 37. Die Borfhriften des ©. über die Berjährungsfriften bei öffentlihen Abgaben v. 
18. Juni 1840. finden, foweit nicht das gegenwärtige Geſetz etwas Anderes beitimmt, auch auf 
tie Flaffifizirte Gintommenfteuer Anwendun 

8. 39. Die zur Ausführung biejes 6. erforderlichen ‚Anorbnungen und Inſtruktionen er: 
läßt der Finanzminifter. 

Urkundlich unter Unferer la Sr ie Unterfhrift und beigedrucktem Koͤnigl. Inſiegel. 

Gegeben Charlottenburg, d. 1. Mai 1851. (L. S.) Friedrich Wilhelm, 

v. Manteuffel. v. v. Heydi- v; neh Simons v. Stodhaufen. 
v. Raumer 9 Weftphalen. 


* 
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Veerzeichniß 
der 
Städte, in welchen bie Mahl: und Schlachtſteuer zu erheben iſt. 


Provinz Preußen: in 1) Königsberg, 
2) Memel, * 
3) Billau, 
4) Tilfit, 
5) Danzig, 
e 6) Gibing, 
7) Marienburg. 
. 8) Graudenz mit Feſtung, 
9) Marienwerder und 
10) Thorn. 


⸗ Poſen: 11) Poſen, 
12) Liſſa, 
13) Rawitſch, 
14) Frauſtadt, 
15) Bromberg, 
16) Krotoſchin, 
17) Kempen, 
18) Gnefen, 
19) Inowraclaw, 
20) Dftrowo, 
21) Gräg und 
22) Zaborowo. 


e Brandenburg: = 23) Berlin, 
24) Charlottenburg, 
25) Potsdam, 
26) Brandenburg, 
27) PBrenzlow, 
28) Spandow, 
29) NeusRuppin, 
30) Wriegen, 
31) Rathenow, 
32) Schwebt, 
33) Wittſtock, 
34) Frankfurt, 
35) Landsberg a. d. W., 
36) Küftrin, 
37) Kottbus, 
38) Königsberg i.d.Neumarf, 
39) Kroſſen und 
40) Buben. 


: Pommern: : 41) Stettin, 
42) Alt:Damm, 
43) Stargard, 
44) Anklam, 
45) Demmin, 
46) Kolberg, 
47T) Köslin, 
48) Stolpe, 
49) Stralfund und 
50) Greifswald. 


« Schlefien: ‚: 51) Breslau, 
52) Brieg, 
53) Dels, 
54) Groß⸗Glogau, 
55) Liegniß, | 
56) Gorli | : 
. 57) Sagan, Ä a 
58) Neiße, 


1851, (8. 7. Nai) 365 


59) Matibor, 
60) Neuitadt, 
61) Oppeln, 
62) Schweibnig, 
63) Glatz, 

64) Hirfhberg, 
65) Jauer und 
66) Franfenftein, 


Provinz Sadfen: in 67) Magdeburg, 

7 68) Halle, 
69) Wittenberg, 
70) Zergau, 
71): Merjeburg, 
72) Naumburg, 
73) Zei und 
74) Weißenfels. 


Nheinprovinz: = 75) Köln mit Deug, 
76) Bonn, | 
177) Düfleldorf, 
78) Wefel, 
79) Kleve, 
80) Koblenz mit Chrenbreitftein, 
81) Trier,” 
82) Saarlouis und 
83) Aachen mit Burtfcheid. 


G., die Tilgung der —— rg Anleihe vom jahre 1848. und. der 
Staats: Anleihe vom Jahre 1850., fowie die Meberweifung der leßteren 
an die Hauptverwaltung der Staatsfchulden betr. B. 7. Mai 1851. 


[G. ©. 1851. ©. 237. No. 3386.] 


Mir Friedrih Wilhelm sc. ic. verorbnen, mit Zuftimmung der Kammern, was folgt: 

$.1. Zur Tilgung ber nad Unferem Grlafle v. 25. April 1848. (G. S. S. 117.) als 
Staatsfhuld verbrieften freiwilligen Anleihe wird der Hauptverwaltung der Staatsfhulden v. 
1. San. 1851. ab alljährlih Ein Prozent des urfprüngliden Schuldfapitals von 15 Millionen 
Thalern überwiefen. b ö 

Dem bierburdy gebildeten Tilgungsfonds treteri die Mentenablöfungs-Kapitalien Hinzu, welche 
nah den Beflimmungen ber $$. 59. bis 62. bes ©. v. 2. Mär; 1850. über die Grrichtung 
von Rentenbanfen (G. ©. ©. 112.) in den Fällen zur Staatsfaffe baar eingezahlt werben 
müflen, in weldyen die Abfindung des Berechtigten in Rentenbriefen durch Wermittelung bes 
Staats Feg — 

S. 2. Zur Tilgung der auf Grund des ©. v. 7. März 1850. (G. S. S. 173.) und Unſe⸗ 
rer Erl. v. 15. April und 7. Mai 1860. (G. ©. ©. 321. und 322.) aufgenommenen Staatss 
Anleibe im Betrage von 18 Millionen Thalern, deren Verwaltung hierdurch ber Hauptverwal⸗ 
tung der Staatsfhulden übertragen wird, wird der legteren vom 1. Jan. 1851. ab alljährlid 
Ein Prozent des Schuldkapitals überwiejen. | 1er’ 

8.3 Es werden ferner zur Tilgung. beider Anleihen (88.1. und 2.) die durch allmäh⸗ 
lige Abtragung der, Schuldfapitafe erfparten Zinſen in der Art verwendet, daß dieſe Zinserſpar⸗ 
niffe dem betr. Tilgungsfonds — und zwar, fo lange nicht durd ein fpäteres Geſetz anders bear 
Kimmi wird, in ununterbrodener Zeitfolge — zuwachſen. 

Die Zinfen von demjenigen Theile des Schuldkapitals der freiwilligen Anleihe vom Jahre 
1848., welder nad. $. 1. dur Berwendung von Rentenablöfungs»Kapitalien getilgt wird, 
wachſen jebod dem Tilgungsfonds nit zu. 

Die Beftimmung des $. KV. der 8. v. 17. San. 1820,, durch weldye der Verjährungs« 

Termin bei Zinsrüdfänden von Staatsfhulds Dokumenten auf vier Jahre, von der Berfallzeit 
an gerechnet, feſtgeſetzt ift, findet aud auf eiwanige Zinsrücftände der Anleihen vom Jahre 
1848. und vom Jahre 1850. Anwendung. Die auf folhe Art präffudirten Binfen fallen dem 
betreffenden Tilgungsfonds zu. 
—8. 4. Die zum Tilgung beider Anleihen erforberlihen Beträge müſſen ebenjo, wie biejeni- 
gen zu- ihrer Berzinfung, aus ben bereiteften Staatseinfünften im monatlichen Raten an bie 
Stustfulden’Lilgngetar abgeführt werden. 

$:5. Die Tilgung beider Anleihen gefchieht in der Art, daß die für jedes Jahre dazu beftimms 
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ten Bonds ($$. 1. bis 3.) zum Anfauf eines. entfprechenten Betrages von Schulddokumenten 
verwendet werben. 

Infoweit jedoch der Ankauf nicht unter dem Nennwerthe bewirkt werben kann, werden die 
in dem beir. Jahre einzulöjenden. Schulddolumente in halbiährigen Raten in den Monaten 
- März und September — im Jahre 1851. jedoch für das ganze Jahr im Monat September — 
öffentlich ausgeloofet und die gezogenen ‚Nummern zur öffentlichen Kenntniß gebradt. 

Sechs Monate nach erfolgter Befannimahung der gezogenen Nummern fönnen bie Inha— 
ber ber audgeloofeten Schuldbofumente den Kapitalbetrag bei der Staatsfhulden » Tilgungsfafle 
baar im Empfang nehmen. Ueber diefen Termin hinaus werben bie 5 unabgehoben geblie⸗ 
benen Kapitalbeträge nidyt weiter verzinfet, 

‚$ Der Finanzminifter ift mit der Ausführung dieſes ©, — 

Urkundlich unter Unſerer a gt ie Unterfchrift und beigedrucdtem Königl. Infiegel. 

Gegeben, Charlottenburg, d. 7. Mai 185 

CL. 8.) Friedrich Wilhelm. 
v. Manteuffel. v. db. Seydi. v. Rabe. Simons. v. Stockhauſen. v. Raumer. 
- 9. Weſtphalen. 


G., betr. den ferneren —— — Geldbedarf der Militair⸗Verwal⸗ 
tung für die Jahre 1850, und 185 fo wie die —— > zur 
Dedung defielben erforderlichen 1 Beipmittel. DB. 7. Mai 


[®. ©. 1851. ©, 239. No. 3387.) 


Mir Friedrih Wilhelm sc. sc. verordnen, mit Zuftimmung ber Kammern, was folgt: 

$. 1. Unferen Miniftern des Krieges und ber ig 4 wirb zu den im Jahre 1850, er- 
forberlich gewordenen aufßerordentlihen Bebürfniffen der Militair- Verwaltung ein Krebit zum 
Betrage von act Millionen fünf Hundert taufend Thalern, und zu gleihem Zwede für bas 
— 1851. ein Kredit zum Betrage von drei Millionen Thalern eröffnet. 

2. Zur Deckung des Geſammt-Betrages von elf Millionen fünf — tauſend Tha⸗ 
lern * der ne Staatskaſſe aus den baaren Beſtänden des Staats chatzes Eine Million 
fünf hundert tauſend Thaler, und ferner die nach dem ©, v. 30. Aptil 1851. im Laufe „biefes 
Jahres verfügbar werdenden Beſtände ber Darlehnokaffen bie auf Höhe von zehn Millibnen 
Thalern zu überweiſen. 

ſ $. 3. Mit der Ausführung diefes ©. fi nd ber Kriegeminifer und der Finanzminiſter bes 
auftragt. 
Riundlich unter Unſerer Söäfteigenfänbigen Unterfchrift und beigebrucktenn Königl. Inftegel. 


Gegeben Charlottenburg, d. 7. Ma 
(LS) —Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v.d. Heydt. v. Rabe Simons v. Stofhaufen. “v. Raumer. 
| n* u v. Weftphalen. 





®,, wegen, der x Aregslefinngen — und deren Vergütung, V. 11. Mai 1851. 
1 IG. S. 18561. ©. 362. Ro. 3402) 
li Friedrich Wilhelm 1. verorbrien, mit Zuflitmung, der Kanımern, was folgi? 


Allgemeine Verpflichtung zu Kriegsleitungen. 
$: 4, Bondem Tage ab, an welchem die’ Armee auf Befehl des Könige‘ nobil gemacht 


ieh, tritt die Verpflichtung des vanvo⸗ zu allen Leiſtungen * Kriegezwedte nah den Veſtim⸗ 
mungen dieſes Geſetzes ein - u 


Entſchädigungspflicht des Staats, ee: 
8. 2, ‚Diefe Leiſtungen follen nur inſoweit, als die Beſchaffung der Bebiirfuife nicht durch 
freien Ankauf refp. Barzahlung erfolgen fann, in Anjpruc genommen uud, ih — Aus⸗ 
nei ber im 85 3. aufgeführten, aus „Staatsfonds vergütigt werden. 


Unentgeltliche Leiſtungen. 
8. F Aus Slaaiskaffen erfolgt Feine Verguͤtigung: 
1) für bie Gewährung bes Naturalquartiers für Offiziere, Miltairbeanite,. Manufhaften 
„und, Pferde, ſowohl der mobilen als auch ber acht mobilen Truppen, Mr Märchen 
| und in Kantonnirungen; 
u für die Geftellung der erforberlichen Wegweifer, Boten, des Borfpanue und, fonftiger 
Frangpyrimiuel, ſofern ſolche nicht ‚zur Fortichaffung der Beſtaͤnde eines Magazins in 
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ein. anderes benutzt werden; ingleichen für die, Geſtellung der zum. Wege: und 
Brückenbau und zu fortifikatoriſchen Arbeiten für vorübergehende Zwecke erforderlichen 
Mannichaften und Geipanne. _ 
Doc, find andy diefe Leitungen, und zwar nah Vorſchrift des 8. 10. und $, 
11. dieſes Gefebes zu vergütigen, ſobald und infoweit 8 
a) Menfchen und Pferde ber 4 Meilen von ihrem Wohnorte entfernt 
werben; 
b) die Handarbeitstage innerhalb Monatsfrift den zehnten Theil der Gefammt: 
bevölferung der aufgebotenen Gemeinde tiberfteigen ; y 
ec) die Geipannarbeitstage in derfelben Friſt über die doppelte Zahl der vor: 
handenen Geſpanne hinausgehen; u 
3) für die Ueberweifung von disponiblen oder Teer Hehenden Gebaäuden zur Anlegung 
von Magazinen und Lazarethen, ſowie derjenigen Mäumliczkeiten, weldhe für Wachen, 
Handwerfaftätten und zur Unterbringung von Militaireffeften erforderlich find; ferner 
für die Gewährung, freier Plätze und unbeftellter Grundftüde — bis zur Zeit ber 
Saatbeftellung — zu Lügern und Bivouaks, zu den Hebungen der Truppen; und zur 
Aufitellung der Geſchütze und Fahrzeuge, s 


Leiftungen gegen Entjhäbiguing. 
a Landlieferungen in Magazine 
—8.4. Durch Sandlieferung ift der Bedarf an Brodmaterial, Hafer, Heu und Stroh und, 
fofern die. Umftände es erfordern, auch am Fleiſch zur Verſorgung der Magazine zu beſchaffen, 
deren Anlegung und Füllung nad Zeit und Ort von der oberiten Militairbehörbe beſtimmt 
wird. 
$. 5. Die Bertheilung des Bedarfs erfolgt: 
1) auf die Provinzen, durch den Minifter bes Innern unter Berückſichtigung der Leis 
fungsfähigfeit und Lage derſelben; dabei ift auf eine möglichſt billige Ausgleihung 
Bedacht zu nehmen; 
2) innerhalb der Provinzen auf die Kreife, durch die Oberpräfidenten unter Zuziehung 
eines von ber Provinzialvertretung gewählten Ausſchuſſes; BEST NS 
3) innerhalb der Kreife auf die Gemeinden, durd die Landraͤthe unter Zuziehung eines 
von ber Kreisvertretung gewählten Ausfchuffes. 

ı .$. 6. ‚Die Höhe der Bergütigung für die nad $$. 4. und 5. bewirkten Landlieferungen 
an Lebensmitteln und Fourage wird nad den Durchſchnittspreiſen der legten zehn Briedensfahre 
— mit Weglaffung des theuerften und wohlfeilften Jahres — beftimmt. Dabei werden: bie 
BPreife nad den in Folge bes ©. v. 2. März 1850. (G. S. 1850. ©. 86.) feitgefegten Nor 
malmarktorten für die danach gebildeten Bezirke, und in den Landesfgeilen, in denen jenes Ge 
feg nicht zur Ausführung gekommen ift, für jeden Kreis bie Preife des Hauptmarktortes des 
Kreifes zum Grunde gelegt. | DL 

$. 7. Die Berwaltung der Magazine, deren Beftände mit ber Einlieferung in das Eigen: 
thum des Staats übergehen, ift Sadye der Staatsbehörden; die der Gtappenmagazine fann je: 
body aud; den Kommunalbehörden übertragen werben, infofern am Orte Königlide Magazine 
. Magazinverwaltungen nicht vorhanden find, welche zu bdiefem Zwecke benntzt werben 
Önnen. ’ | 
b. Sonftige Fourage-Lieferungen. ve 
$. 8. Die Kourage für die Mobilmahungspferde, von dem Tage der Uebernahme berfel- - 
ben Seitens der Militairbehörbe, und für die Pferde der auf dem Marſche und in Kantonni- 
zungen befindlihen Truppen ift von den betreffenden Gemeinden zu liefern, infofern. der Empfang 
derfelben nicht aus Magazinen follte ftattfinden können, und wird nad den im $. 6. für Landz 
Tieferungen beftimmten Sägen vergütigt, Ä 
| c. Naturals-Berpflegung. , — 
$. 9. Für die Naturalverpflegung an Offiziere, Militairbeamte und Soldaten, die auf 
Märihen und in Kantonnirungen gewährt werben muß, infoweit bie. Verpflegung nidt aus 
Magazinen ftattfinden fanu, wird den Gemeinden reſp. Duartierträgern. eine: Entſchädigung ges 
währt, pro Kopf. ünd Tag, Hi 
a) wenn das Brod aus den Magazinen in natura empfangen werben fanı, von 3 Sgrs 


9 Pf; — 
b) wenn auch das Brod vom Quartierträger verabreicht werben muß, von 5 Sgr. 
Die Hälfte diefer Säge mwirb gutgeihan, wenn bei eiligen Märfchen, bei Benupung ber 
Gifenbahn und ähnlichen Beranlaffungen, nur ein. Theil der Verpflegung, z. B. das Mittags: 
efien allein oder eine Abenbmahlzeit und das Frühſtück ‚allein verabreicht werben. fann. Dabei . 
wirb für alle vorftehenden Fälle beitimmt, daß der Ginguartierte — fowohl der Offizier und, 
Beamte als. aud der Soldat — ſich in der Megel mit dem Tiſche feines Wirths zu begnügen 
bat. Dei etwa vorfommenden Streitigkeiten muß demfelben dasjenige. gewährt werden, was er: 
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—* dem Zenlegangerehilaitr bei einer Verpflegung ans dein Magazine zu fordern berechtigt 
ein würde 


d. Vorſpaun. + » 
$. 10. Für den Porfpann, foweit er nah $. 3. ad 2. nicht unentgeltlich zu leiſten ill, 
finden. die für Friedenszeiten geſetzlich beſtehenden Bergütigungs-Säge Anwendung. 


e. Sonftige Transportmittel, Arbeiten x. 


$. 11, Für die Gewährung der Arbeitskräfte und Transportmittel, mit Ausnahme des 
Borfpanns ($. 10.), ſoweit feldhe das im $. 3. sub 2. feſtgeſtellte Maaß zu umentgeltlihen 
Leitungen überfleigen, — ferner für die Gewährung des Holzes zur Erbauung von Hütten und 
DBaraden, bes Lagerftrohs und des Kody: und Märmeholzes für bie Läger und Bivouafs, ſowie 
ber Materialien zum Brückenbau, wird bie Vergütigung nach den in — Zeitverhaͤlt⸗ 
niſſen ortsuͤblichen Preiſen gewährt. 


ſ. Grundſtücke unv Gebäude, 


$. 12. Außer den Gebänden, Näumlicfeiten und Grundſtücken, welche die Gemeinden nad 
$. 3. No, 3. unentgeltlid herzugeben haben, find diefelben zur Meberweifung der fonftigen für 
den Kriegsbedarf erforderlichen Gebäude, Lager, Bivouals- und Lebungepläge, ſowie der zur Ans 
legung von Wegen erforderlichen Grundſtücke und Materialien, gegen eine durch Kommillarien 
feitzuftellende Bergütigung verpflichtet. Im gleicher Weiſe wird die Gutihädigung für entzogene 
Beuutzung ber Grundſtücke, welche zur Ergaͤnzung fortiſikatoriſcher Anlagen im. Falle, der Ar⸗ 
mirung einer Feſtung erforderlich find, unter. Beruͤckſichtigung des verminderlen Werths, feſtge⸗ 
ſtellt, ſofern die Nayon-Geſetze nicht ſchon den Anſpruch auf Entſchaͤdigung ausſchließen. Wers 
den die Grundſtücke nad) eingetretener Desarmirung der Feſtung nicht zurüdgegeben, fo erfolgt 
die Entſchädigung nach den für Expropriationen beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften. 

$. 13. Uebet die nad, $$. 4—12, zu gewährenden Vergütigungen ſtellt der Staat Auer⸗ 
fenntniffe aus, welche vom erſten Tage des auf bie Lieferung folgenden Monats mit vier Pro: 
zent jährlid, verzinfet werden. Die feftgeftellte Bergütigung wird freisweije gewährt, und bleibt 
a den Kreifen rejp. Gemeinden überlaſſen, bie Ausgleihung unter ben Gingejeflenen zu be— 
wirfen, 

g. Mobilmachungs-Pferde und deren Erſatz. 


$. 14. Die Geftellung der Mobilmahnngspferde für bie Gardetruppen (einfchließlich der 
Garde » Landwehr) für die Linientruppen. und. die Trains findet nach Maaßgabe der B. v. 24, 
Febr. 1834. (©. ©. 1834. ©. 56.) ftatt. Die Beſtimmungen berfelben über die Bergütigung 
finden aud Anwendung auf den Grfag bes Abgangs au Pferden zur Zeil des Krieges, : welcher 
Grfag von denjenigen Bezirken geleitet werben muß, wo der Abgang.eingetreten ifl. 

Die Geſtellung der Mobilmadyungspferbe für die Provinzial andwehr erfolgt im Gemäß: 
heit der vorgedachten Verordnung und auf Grund der Landwehrordnung v. 21. Nov. 1815. von 
ben zu ben betreffenden Landwehr: Batailonsbezirken gehörigen Kreifen umentgeltlid. ‚Den Gr: 
faß des Abganges während. des mobilen Zuftandes übernimmt bie. Staatsfafje Beim Eintritt - 
der Demobilmahung find dem betreffenden Rreijen zejß. Landwehr: Bataillonsbezirken bie von 
ihnen früher geftellten, effeltiv nod vorhandenen ober vom Staate erfegten Pferde in nalura 
zurüdzuliefen. Sind Landwehrpferde wegen Unbrauchbarfeit zum Dienft verfauft und naht er⸗ 
ſetzt worden, jo gebührt der volle Erlös den ‚betreffenden Kreiſen. 


bh. Sonftige Kriegsleiftungen. 
— 8.15. Alle anderen Kriegsleiftungen, 3. B. die Lieferung von Armatur:, Beeibungs, 
Keders und Reitzeng:Stüden, Schanz- und Handwerkszeug, Feldequipage— Gegenftänden, Hufbe: 
ſchlag, Arzneien, Verbandmitteln umd fonftigen extraorbinairerr Bebürfniffen zur Heilung und 
Pflege der Kranken und Berwundeten, — die Anfertigung von Bekleibungs- und Ausrüſtungs- Ge⸗ 
genftänden u. ſ. w. werben nad) den am Orte zur. Zeit der Lieferung oder Anfertigung beftes 
henden Durdfchnittspreifen aus den bereiteten Beitänden der Kriegskaſſe vergütigt, 


Rechke und Pflichten ber Kreife und Gemeinden. 
$. 16. Für die vollſtändige und rechtzeitige Gewährung der Landlieferungen ($$. 4—7.) 
find die Kreife, für alle anderen Leiftungen (8$. 3. und 8. bis 12. und 15.) bie Gemeinden 
dem Staate verpflichtet. 
$. 17. Die Gemeinden find dagegen beredtigt, foweit dies zur Grfüllung diefer Oblie: 


“ genheiten erforderlich ift, die in ihren Bezirke" belegenen- Grundftüde und Gebäude zu — 


und ſich nöthigenfalls zwangsweiſe im deren Beſitz zu ſetzen. 
Eine gleiche Berechtigung fteht den Gemeinden gegen ihre Mitglieder zu, im’ Bezu 
- alle Gegenftände- ber Kriegeleiftungen, wenn fie ſolche auf andere Art nicht beſch 
nnen. 
In’ allen diefen Fällen find die Gemeinden den Gigenthümern zur ak: verfge 
tet, deren Feſtſtellung nad $. 12, erfolgt. 
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818. Sollten in’ Ausführung vortehender Beitimmungen einzelne Gemeinden ober Kreife 
im Berbältniß ihrer Leitungsfähigfeit zu hart betroffen werben, fo iſt eine Ausgleichung eintre: 
ten zu laſſen, Sache der Kreise reſp. Provinzial: Vertretungen, gegen deren Entſcheidung der 
Rechtsweg nicht ftattfindet, M 

$. 19. Die dem Staate gehörigen Gebäude und Anjtalten, welde zur Zeit des Friedens 
zur Kafernirung der Trupven und Unterbringung der Pferde berfelben, zu Militairlagarethen, 
Magazinen, Depots, Wachen, Handwerfsftätten und fonftigen Barnifonverwaltungszweden be: 
ftimmt find, follen auch zur Zeit des Krieges von dem zurücbleibenden nidyt mobilen Truppen, 
desgleichen von den Erſatz- und Befapungstruppen zu gleihen Zweden benugt werben. 

Truppentheile, weldye vor dem @intritte der Mobilmachung fajernirt waren, verbleiben auch 
nach der Mobilmahung Bis zum Ausmarſche in ihren Kaſernen. Ofſiziere und Mannfchaften ‘ 
bereits mobiler Truppen aus anderen Garnifonen können in der Megel nur dann Eafernirt wer: 
den, wenn fie an dem Drte des Kantonnements länger als brei Tage verweilen, wenn ferner im 
ben Kaſernen neben den gehörig ausgeftatteten Wohnraumen auch vollftändig eingerichtete Koch— 
und Menage-Anftalten vorhanden find, und wenn der tägliche Bebarf an Verpflegungsgegen: 
ftänden aller Art nad) den für mobile Truppen beftehenden Vorſchriften denfelben entweder aus 
den Magazinen oder durd; Vermittelung der betreffenden Ortsbehörden regelmäßig geliefert wer: 
den kann. a 

Die Königlichen Dienitpferde find dagegen foviel als möglich immer in den vorhandenen 
und bisponiblen öffentlichen Ställen unterzubiingen, fobald höhere Rückſichten nicht eine Aus— 
nahme Hiervon gebieten. 

- $. 20. Wo eine Servisvergütigung für das den mobilen und nicht mobilen Truppen und 
Militairbeamten nad. $. 3. 1. verabreichte Naturalquartier von dem Tage der Mobilmachung 
ab ben Gemeinden aus der Staatskaſſe nicht gewährt wird, fönnen auch die Forderungen ber 
Duartierbedürfniffe nicht in dem Umfange geltend gemacht werden, wie fie das Servisregulativ 
v. 17. März 1810. geftattetz namentlich muß bei Durchmärſchen, in engen Kantonnements und 
in belagerten Feſtungen das, Militair ſich mit demjenigen begnügen, was nad) Maaßgabe ber 
Orts: und, ſonſtigen Verhältniffe angewiejen werden fann, umd was die Duartierwirthe zu ges 
währen vermögen. 


Präkluſivfriſt für die Anmeldung der Bergütigungs:-Anfprüde. 
$. 21. Alle Anfprücde auf Vergütigung von Kriegsleiftungen find, mit den nöthigen Bes 
fcheinigungen verfehen, bei dem betreffenden Landrathe innerhalb eines Jahres nad) erfolgter 
Demobilmahung anzumelden. 
Die bis dahin nicht angemeldeten Anſprüche werden mit breimmonatlicen Präkluſivtermine 
öffentlich aufgerufen und nad) Ablauf bes legteren, wenn fie auch bis dahin nicht angemeldet 
worden find, von jeder Befriedigung ausgeſchloſſen. ; x 


Suspension aller entgegenftehenden Beſtimmungen. 

$. 22. Diefes Geſetz gilt nur für die Dauer des mobilen Zuflandes der Armee; es tres 
ten daher während dieſer Zeit alle entgegenftehenden und namentlich die auf den Friedenszuſtand 
gerichteten Beitimmungen außer Kraft. 

$. 23. Gegenwärtiges Gefeb tritt an die Stelle der V. v. 12. Nov. 1850. Auf alle 
Leiftungen, welche nad) Vorſchrift jener. B. erfolgt find, finden auch nur die Beitimmungen ber 
felben Anwendung. Jedoch gelten für die daraus zu erhebenden Vergütigungs-Anſprüche bie 
in $. 21. angeorbneten Präflufivfriften. 

$. 24. Mit der Ausführung diefes G. und mit der dazu erforderlichen Inftruftion find 
die Minifter des Innern, der Finanzen und des Krieges beauftragt. 

Urkundlic unter Unferer Höcfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtem Königl. Inſiegel. 

Gegeben Potsdam, d. 11. Mai 1851. 

(L. S.) Friedrid Wilhelm. - 
v. Manteuffel. v. d. Heydt. v. Rabe Simons v. Stockhauſen. v. Raumer. 
v. Weſtphalen. 


G. über die Beiteuerung der. Bergwerte für den ganzen Umfang der Mio: 
narchie, mit Ausnahme der auf dem Linken Rheinufer belegenen Landes: 
theile. V. 12%. Mai 1651, 


[G. ©. 1851. ©. 261. No. 3390.] 


Wir Friedrich; Wilhelm »c. sc. verorbnen, mit Zuftimmung der Kammern, für den ganzen 
Umfang der Monarchie, mit Ausnahme der auf dem linfen Rheinufer belegenen Landestheile, 
was folgt: 

$. 1. Der Behute von dem Grirage der Bergwerke wird, foweit derſelbe nad ben beites 


Gef. ©. f. Berw. B., Bd. II. | 24 


370 1851.. (8. 12. Mai.) 


benden Gefegen in Geld oder in natura an den Staat’ zu entrichten ift, vom Anfange des 
dritten Rechnungs-Quartals 1851. an, auf den Zwangigiten ermäßigt. 

$. 2. Bei der Berehnung des Zwanzigften kommen die nämlichen Grundſätze, wie bieher 
bei der Grmittelung des Zehnten, zur Anwendung. 

Bei Erzbergwerken trägt der Staat zu den Poch-, Waſch-, Hütten- und ‚fonftigen Zuberei- 
tungsfoften nad) Verhältniß des Zwanzigften bei. 

$. 3. Mo gegenwärtig fatt des Zehnten eine feſte Abgabe entweder nad beftinmten 
Säten von der Maaß- oder Gewichtseinheit der Produktion oder in eintm feiten Jahresbetrage 
entrichtet wird, foll auf den Antrag des Vergwerfsbefigers der nadı den Beſtimmungen dieſes 
Geſetzes ($. 2.) zu beredinende Zwanzigfte an die Stelle einer ſolchen Abgabe treten. 

$. 4. Auf den Betrag bes Neunten, welchen Bergwerfe an Grbftoffen entrichten, bleibt bie 
Herabfegung des Behnten ($. 1.) ohne Einfluß; bei diefen Bergwerken ift auch ferner won ber 
Geldeinnahme für Produfte der zehnte Theil in Abzug zu bringen und nur von dem Reſte der 
Stollen:Neunte zu zahlen. 

$. 5. An Mezeßgeld wird ven dem in $. 1. beſtimmten Zeitpunfte an für ein jedes von 
dem Staate verlichene Bergwerk, dafjelbe mag im Betriebe fichen oder nicht, jährlid Ein Tha— 
ler entrichtet. 


8. 6. Bon demfelben Zeitpunfte an find alle übrigen, an den Staat bisher von Berg 
werfen entrichteten Abgaben aufgehoben, insbefondere: 
1) die landesherrlihen Freifurgelder (Cleve-Märkiſche Bergordnung v. 29. April 
1766. Kay. 30. $. 1.), . 
2) die Quatembergelder, i 
3) = abbitionellen Duatembergelder, 
4) = Meßgelder, - 
-Gedingeſtuffengelder, 
6) ⸗Fahrgebühren, 
7) : Rechnungs-Reviſionsgebühren, 
8) = Aufſichts- und Direftionsgebühren, 
9) = Gewerfihaftsgebühren, 


10) - Generalbefahrungs: Protofollgebühren, 
11) = Friſtengebühren, 
12) = Aufftandsgebühren, 
13) = Bubuß-Anlagefoften, 
14) = Verpflichtungs- und Bereidigungsgebühren, 
15) = Bergichreibergebühren, 
16) = Ntteftationss und Holzatteftgebühren, 
17) s Brobir: und Probenahmegebühren, 
. 18) = Grzbefihtigungsgebühren, , 


19) = Geztarirungs:, Erzmeß- oder Erzwiegegebühren, und Gebühren für die bar: 
über aufzunehmenden Protokolle, — 
-Giſenſtein-Meßgebühren, 
-Kobalt-Waagegebühren, 
-Kupfer⸗Verkaufsgebühren, 
23) ⸗ Kupfer-Borkaufsgelber, 
: Kupfer-Zählgelver. 


$. 7. Die im $. 6. nicht namentlid, aufgeführten feiten Abgaben der mit Beredtigungs- 
titeln von der Bergbehörde verfehenen Hüttenwerfe und Aufbereitungs - Anftalten werden aud 
noch ferner erhoben; ebenjo bie unter veufchiedenen Namen beflehenden Abgaben von Stein 
brüchen, Thongruben, Kalköfen wc. oder anderen Gewinnungen von Mineralien, welde nicht Re: 
galitäts:Gegenftände find. 

Auch wird in den Gebühren für die unmittelbare Erwerbung von Bergwerfseigenthum und» 
für die Berichtigung des Berghypothefenbud,s durch das gegenwärtige Gefeg nichts geändert, 

88. Bon allen Bergwerfen wird, wenn fie im Betriebe fiehen und fo lange dafelbft ein 
nn. von Produlten ftattfindet, ftatt der nadı $. 6. aufgehobenen Abgaben eine Auffichtsftener 
entrichtet. 

Diefe Steuer beträgt Ein Prazent von dem Grlöfe, beziehungsweife dem. Werte der Pro; 
bufte des Bergwerks zur Zeit des Abſatzes der leßteren, za — 

Dei Erzbergwerken werden die Poch-, Waſch-, Hütten: und ſonſtigen Zubereilungskoſten von 
dem Grlöfe, beziehungsweife dem Merthe der Produfte in Abzug gebradıt. 

Dergwerfsbefiger, weldye den Zwanzigſten in natura abführen, haben die Auffihtsfteuer 
aud von dem Werthe diefes Zwanzigften, alfo von dem ganzen Werthe der Produktion und 
zwar in dem Maafe, wie die legtere zur Nbfuhr gelangt, zu entrichten. " 

$. 9. Bergwerfe, melde zur Entrihtang von Neunten an einen Grbftolfen verpflichtet 
find, haben zwar die Muffichtsjteuer von ihrer ganzen Geldeinnahme für Probufte zu zahlen, 


* 
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find jedoch berechtigt, den auf den Stollen-Neunten fallenden Betrag dieſer Steuer dem Erb⸗ 
foffenbefiger in Anrechnung zu bringen, 

$. 10. Kommt bei einem vom Staate verliehenen Grbftollen eine Gewinnung von Mine: 
ralien vor, welche Gegenftände des Bergregals find, fo ift von dem Merthe dieſer Mineralien 
die Auffichtsftener ebenfo zu entrichten, wie bei anderen Bergwerken. 

$. 11. Sowohl für den Zmwanzigiten, als für die Aufſichtsſteuer, oder für beide zugleich, 
fann von dem KHandelsminifter ein Abonnement bewifligt werben, und zwar entweder in feften 
Vierteljahrs- Beträgen oder nah Sägen, welde für die Maaß- oder Gewichts-Einheit der Pro: 
dukte feitzuftellen und nach dem wirklichen Abfage vierteljährlih zu entrichten find. Solche 
Abonnements find jedoch nur auf höchftens drei Jahre einzugehen. 

$. 12. Hinfictlih der Termine zur Abführung des Zwanzigiten. und der Auffichtsfteuer, 
fowie hinfictlih der Beitreibung von Nüditänden, finden überall die in Betreff des Zehnten 
gegebenen Borfchriften Anwendung. 

$. 13.. Alle von dem Staate abgeidrloffenen Verträge über Bergwerfs:Abgaben, fowie alle 
font auf gefegliche Weiſe hinfichtlich der Bergwerls -Nbgaben erworbenen PBrivatrechte und be- 
ftehenden Befreiungen von folden Abgaben werden durch das gegenwärtige Geſetz nidt berührt. 

Es bleiben demnach namentlich die zwiſchen dim Staate und den Mansfelvfchen Gewerk— 
haften abgeſchloſſenen Webereinfünfte, fowie die beitehenden Abgaben-Freiheiten ber Gruben des 
Grundes Seel: und Burbach in dem Bergamtsbezirfe Siegen in unveränderter Geltung. " 

$. 14. DBleierz: und Gifenftein-Bergwerfe entrichten bis zum Grfceinen eines allgemeinen 
Bergwerksgefeßes den Zwanzigiten ($. 1.) und die Aufjichtsjteuer ($. 8.) nur in dem falle, 
wenn fit, am Jahresſchluſſe ergiebt, daß neun Zehntheile von dem rehnungsmäßigen MWerthe 
der im Laufe des Jahres fertig geitellten und von der Behörde abgegebenen Probufte den Ber 
trag der rehnungsmäßigen Ausgabe deffelben Jahres überfteigen. 

$. 15, Mit der Ausführung des gegenwärtigen Gefeges wird der Minifter für Handel, 
Gewerbe und öffentlidie Arbeiten beauftragt. 

Urkundlich unter Unferer Höcfteigenhändigen Unterfchrift und beigebrucktem Königl: Infiegel. 

Gegeben Bellevue, d. 12. Mai 1851. 

(L. S.) Friedrih Wilhelm. 


v. Manteufjel. v. d. Heydt. v. Rabe Simons v. Stodhaufen. 
v. Raumer v. Weftphalen. 


G. über die Verhältniſſe der Miteigenthümer eines Bergwerks für den 
ganzen Umfang der Monarchie, mit Ausnahme der auf dem linken Rhein— 
Ufer belegenen Landestheile.. U. 1%. Mai 1851. 
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G. über die Preſſe. B. 1%, Mai 1851. 
[G. ©. 1851. ©. 273. No. 3392.) 
Dir Friedrich Wilhelm ır. ꝛc. verordnen, mit Zuftimmung der Kanımern, was folgt: 


abidnitt IL 
Dom Gewerbebetriebe 


$. 1. Zum Gewerbebetriebe eines Buch- oder Steindruckers, Bud: oder Kunſthändlers, 
Antiquars, Leihbibliothefars, Inhabers von Lefefabinetten, Verkäufers von Zeitungen, Flug: 
fchriften und Bildern ift die Genehmigung der Bezirks-Regierung erforderlich. 

Diefe darf nicht verfagt werden; wenn derjenige, der Das Gewerbe betreiben will, unbeſchol— 
ten ift; überdies müfen Buchhändler und Buchdrucker vor einer Prüfungs-Kommiſſion, die nad) 
Anleitung der allgemeinen Gewerbeorbn. v. 17. Jan. 1845. und der Berorbnung, betreffend bie 
Errichtung von Gewerberäthen sc., v. 9. Febr. 1849. zu bilden ift, ben Nachweis ihrer Befähis 
gung führen. Die näheren Beſtimmungen über die Bildung der Prüfungs Kommiffionen und 
die abzulegende Prüfung erläßt der Minifter des Innern im Einvernehmen mit dem Minifterium 
für Handel und Gewerbe. 

Der $. 48. der Gewerbeordn. v. 17. Jan. 1845. wird aufgehoben. 

$. 2. Denjenigen Perſonen, welche fi) beim Erlaß diefes Geſetzes bereits im Befig bes 
Gewerbebetriebes ohne Genehmigung der Bezirks: Regierung befinden, foll die Grlaubniß zur 
Fortführung deflelben, welche fie innerhalb dreier Monate, von Tage des erlafienen Gefeges ab, 
einzuholen Baden, nicht verfagt werden.” 
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83 Die tm $. 1. aufgeführten Gewerbe fünnen durch Stellvertreter ausgeübt werben; 
diefe müflen jedoch den dafelbft für dem felbitftändigen Gewerbebetrieb vorgefchriebenen Erforber: 
niffen genügen. 

$. 4. Nadı den Tode des Gewerbetreibenden darf das Gewerbe für Rechnung ber Wittwe 
während des Wittwenftandes, oder, wenn minderjährige Erben vorhanden find, für deren Ned: 
nung durch einen nad $. 1. befähigten Etellverter betrieben werben. 

Daffelbe gilt während der Dauer einer Kuratel, oder Nadylaß » Regulirung, oder während 
einer vom Gewerbetreibenden zu verbüßenden Haft. 


Abſchnitt U. 


Ordnung der Preffe 
I. Allgemeine Beftimmungen über bie Ordnung ber Preſſe. 


$. 5. Bon jeder Nummer, jedem Hefte oder Stüde einer Zeitung, ober einer in’ monat- 
lihen oder Fürzeren Friften erfcheinenden Zeitfchrift, weldye inı Inlande herausfonmen, muß ber 
Verleger, ſobald die Austheilung oder Verſendung beginnt, ein mit feiner Unterfchrift, bei kau— 
tionspflichtigen Zeitungen mit der Unterjchrift des verantwortlichen Redakteurs verfehenes Exem⸗ 
plar gegen eine ihm zu eriheilende Beicheinigung bei der OrtspoligeisBehörbe hinterlegen. 

ie Ausfheilung und Verſendung der Zeitung oder Zeitfchrift foll durch die Hinterlegung 
nicht aufgehalten werben. 

Bon jeder anderen, die Prefie verlafienden Drudjcrift unter zwanzig Bogen, mit Ausnahme 
der nur zu den Bedürfnifien des Gewerbes und bes Verkehrs, des hänsliden und gefelligen 
Lebens dienenden Drudfaden, als: Formulare, Preigzettel, Bifitenfarten u. dgl., ift der Druder, 
oder, wenn von ihm die Ausgabe nicht erfolgt, der Verleger, Selbfiverleger, Kommiffionair vers 
pflichtet, ein Gremplar vier und zwanzig Stunden vor ihrer Ausgabe oder Berfendung ber Orts: 
polizeibehörde gegen Empfangsbeſcheinigung einzureihen. Das Gremplar ift, wenn inmittelft 
eine, Beſchlagnahme nidyt verfügt worden, nach vierzehn Tagen zurüdzugeben oder der Preis da: 
für zu entrichten. . 

$. 6. An der bisherigen Verpflichtung des Verlegers, zwei Exemplare feiner Berlagsar: 
tifel, und zwar eines an bie Königl. Bibliothek in Berlin, das andere an bie Bibliothef der 
— derjenigen Provinz, in welcher er wohnt, unentgeltlich einzuſenden, wird nichts ge— 
ändert. 

$. 7. Auf jeder Drucdfichrift muß der Name und der Wohnort des Druders genannt fein. 

Ausgenommen hiervon find die nur zu den Bebürfniffen des Gewerbes und Berfehrs, des 
häuslichen und gefelligen Lebens dienenden Druckſachen ($. 5.). . 

Auf Drudfhriften, welde für den Buchhandel oder fonft zur Verbreitung beftimmt find, 
muß außer dem Namen und Wohnort des Druders auch der Name und Wohnort besjenigen, 
bei dem die Drucdichrift als Verlags: oder Kommiffionsartifel erfheint, oder — beim Eelbft- 
verhiebe der Druckſchrift — der Name des Verfaſſers oder Herausgebers genannt fein. 

$. 8. Drudfchriften, welche den vorfiehenden Vorſchriften nicht entfpredhen, dürfen von 
Nieniandem verbreitet werden. 

Diefe Beſtimmung findet auf Drucichriften Feine Anwendung, wenn fie den Geſetzen über 
die Drbnung der Preſſe entiprechen, welche zu der Zeit ihres Grfdheinens an dem Orte befiel- 
ben in Kraft wären. 

$. 9. Anſchlagezettel und Plafate, welde einen anderen Inhalt haben, ald Ankündigungen 
über gefeßlich nicht verbotene Verſammlungen, über öffentlidye VBergnügungen, über geftohlene, 
verlorene oder gefundene Sachen, über Verkäufe oder ‚andere Nachrichten für den gewerblichen Ber; 
fehr, dürfen nicht angefchlagen, angeheftet oder in fonftiger Weife öffentlich ausgeftellt werben. 

Auf die amtlichen Bekanntmadungen öffentliher Behörden find die vorftehenden Beftim: 
mungen nicht anwendbar, 

$. 10. Niemand darf auf öffentlihen Wegen, Straßen, Plägen oder an anderen öffent: 
lihen Orten Drudfchriften oder andere Echriften oder Bildwerfe ausrufen, verfaufen, verthei- 
Ien, anheften oder anjdylagen, ohne daß er dazu die Grlaubniß der Ortspolizei-Behörde erlangt 
hat, und ohne daß er den Grlaubnißfchein, in weldem fein Name ausgedrüdt fein muß, bei fich 
führt. Die Erlaubniß kann jederzeit zurücdgenommen werben. 


1. Befondere Befimmungen über bie periodifde Preſſe. 


$. 11. Ber eine Zeitung oder Zeitfhrift in monatlichen oder kürzeren, wenn aud unre⸗ 
kg Friſten heransgeben will, it verpflichtet, vor ber Herausgabe eine Kaution zu bes 
ellen. 
$. 12. Dieſe Kaution beträgt: 
a) in Etäbten, welde nadı den G. v. 30. Mai 1820. wegen Entrihtung der Ge: 
werbefteuer (G. ©. ©. 147.) zur erften Nbtheilung gehören . 5000 Rthlr. 
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b) in Stäblen ber zweiten Abtheilung . 2 2 2 2 2.2.2... 3000 nun. 
ec) in Stäbten der britten rn: r Er RE 
d) an allen anderen Orten . . . 1000 =: 
Vorſtehende Kautionsſatze gelten nicht blos für die beizeifenben Städte, fondern aud) für ihren 
jweimeiligen Umkreis. 

$: 13, Für Zeitungen oder Zeitfchriften, weldye dreimal oder weniger als breimal in ber 
Mode ericheinen, wird die Kaution auf die Hälfte der im $. 12. feftgefepten Summe beftimmt. 

8. 14. Den Zeitungen ober Zeitichriften ſtehen lithographirte oder auf irgend eine andere 
Art tehnifch vervieljältigte Schriften gleich, welche in monatlicyen oder Fürzeren, wenn auch un: 
regelmäßigen Friſten erfcheinen. 

$. 15. Die Kaution muß bei ber GeneralsStaatsfaffe oder bei der Regierungs-Hauptkaſſe 
bes Bezirks in banren Gelbe niedergelegt werben. 

Die Kautionen werben gleich denen der Kaſſen- und Magazinbeamten der Hauptverwaltung 
der Staatsjchulden zur Verwaltung nad) Maaßgabe der Allerh.- K. O. v. 11. Febr. 1832. 
(8. ©. ©. 61.) überwiefen und mit vier Thalern vom Hundert auf das Jahr in halbjährigen 
Zahlungen verzinft. 

$. 16. Die Zurüdgabe der Kaution, welde bei der betreffenden BezirfssMegierung, bezie: 
hungsweije dem Polizei-Prafidium in Berlin, zu beantragen ift, darf nicht früher erfolgen , ala 
nad) Ablauf von ſechs Monaten, von dem Tage an gerechnet, an welchem das legte Blatt der 
betreffenden Zeitung ober Zeitfchrift erſchlenen iſt, und nicht anders, als gegen eine Beſcheinigung 
der zuſtändigen Staatsanwaltſchaft, Daß eine gerichtliche Verfolgung wegen des Inhalts des 
Blattes nicht im Gange fei. 

Ceſſtonen, Berpfändungen oder Nrrefifchläge der Kautionen find den betreffenden Bezirke: 
Regierungen, für Berlin dem Polizei-Präſidium dafelbft, auf die geſetz lich vorgeſchriebene Weiſe 
befannt zu machen. Dieſe Behörden haben. bei Zurückgabe der Kautionen nach Anleitung ber 
Beitimmungen zu $. 2. der Allerh. Kab.:D. v. 15. April 1837. (©. ©. ©. 73.) zu verfahren. 

Die Beſtimmung zu $. 3. ebendafelbit gilt aud in Betreff der für Zeitungen und Zeit 
fchriften. beftelften Beutionin. 

8. 17. Bon der Kautionsbeftellung befreit find: periodifche Drudfchriften, weldye 

1) lediglich amtliche Befanntmadungen, Bamiliennachrichten, Anzeigen aus den Gewerbe: 
Verkehr, über öffentliche VBergnügungen, Verkäufe, geſtohlene, verlorene ober gefundene 
Sachen oder ähnliche Nachtichten des täglichen Verkehrs enthalten, oder, unter Aus: 
ſchluß aller politifchen und fozialen Fragen, für rein wiſſenſchaftliche, techniſche oder 
gewerbliche Gegenftände beſtimmt find; 

‚2) von den Kammern oder Königlichen Behörden herausgegeben werben. 

$. 18. Der Berpflihtung zur Kautionsbeitellung unterliegen auch die Herausgeber der 
beim Erlaſſe dieſes Geſetzes beſtehenden Blätter. Es wird ihnen jedoch zur Beſtellung der Kaus 
tion ein Zeitraum von vier Wochen, vom Tage des erlaffenen Gefeges an gerechnet, bewilligt. 

$. 19. Wird gegen eines ver nad) $. 17. No. 1. von der Kantionspflicht befreiten Bläts 
ter ein Strafurtel wegen eines begangenen Preßvergehens oder Verbrechens erlaffen, fo verfällt 
daffelbe der Kautionspflicht, und es iſt die Kaution innerhalb vier Wochen, vom Tage des rechts: 
fräftigen GErfenntniffes ab, nad den Beſtimmungen ber $$. 11. ff. zu beitellen. 

$. 20. Iſt wegen des Inhalts eines Fautionspflichtigen Blattes auf Strafe erfannt, fo 
haftet die bejtellte Kantion vor aflen anderen Forderungen für die Unterſuchungskoſten und für 
die Geldftrafe, ohne Rückſicht auf die Perſon des Vernrtheilten. 

Die Vollſtreckung erfolgt, wenn Koften und Strafe nicht innerhalb vierzehn Tage nad) ber 
Rechtskraft des Erkenntniſſes eingezahlt find, in die niebergelegte Geldſumme. 

$. 21. Die durd) Zahlung von Strafen oder Koften verminderte Kaution muß innerhalb 
vierzehn Tagen nach der Vollſtreckung des Grfenntniffes in die Kaution auf den gefeglicyen Be: 
trag ergänzt werden, ohne daß es dazu einer befonderen Aufforderung bedarf. 

$. 22. Zeitungen und Zeitichriften, die fautionspflihtig find, dürfen nur unter dem Na: 
men und der Verantwortlicyfeit eines beftimmten Redakteurs erfcheinen., 

Verantwortliche Redakteure dürfen nur foldye einzelne Perſonen fein, die unbedingt diepo— 
fitionsfähig find, ſich im Vollbefige der bürgerlichen Rechte befinden und im Bereiche der Preu: 
Bifchen Gerichtabarfeit ihren perfönlihen Gerichtsitand haben. 

Militairperfonen vom Dienftftande bedürfen, wenn fie die Redaktion ober Herausgabe von 
Beitungen und. Zeitfchriften übernehmen wollen, der Grlaubniß ihrer vorgelegten Dienitbehörbe. 

Diefer Erlaubniß bedürfen auch die unmittelbaren und mitteldaren Stantsbeamten, auch 
folche, die ihr Amt umentgeltlicd) verwalten, wenn fie die Redaktion oder Herausgabe fautiong: 
pflichtiger hr oder Zeitfchriften übernehmen wollen. 

$. 23. Deffentliche Aufforderungen zur Nufbringung der wegen eines Preßvergehens oder 
Verbrechens verwirften Strafen find verboten. 

$. 24. Jede Nummer, jedes Stück oder Heft einer kautionspflichtigen Zeitung oder Zeit— 
fhrift muß, außer dem Namen und Wohnorte des Druckers und Verlegers, den Namen und 
Mohnort des verantwortlichen Redakteurs enthalten. 
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$. 25. Der Herausgeber einer — oder einer in monatlichen oder kürzeren Friſten 
erſcheinenden Zeitſchrift, welche Anzeigen aufnimmt, iſt gegen Zahlung der üblihen Einrückunge— 
gebühren verpflichtet, jede ihm von einer öffentlihen Behörde mitgetheilte amtliche Befanntmas 
chung auf deren Verlangen in eines ber beiden nächſten Stüde des Blattes aufzunehmen. 

$. 26. Der Herausgeber einer Zeitung oder einer in monatlichen oder Fürzeren, wenn aud 
unregelmäßigen Friften ericyeinenden Zeitfchrift ift verpflichtet, die Entgeguung zur Berichtigung 
der in ihr erwähnten Thatſachen, zu welcher id die betheiligte öffentliche Behörde, die angegrifs 
fene Brivatperfon oder die Vorfteher einer mit Rorporationsrechten verfehenen Geſellſchaft veran: 
laßt finden, in eine der beiden näcften nah Eingang der Entgeguung erfcheinenten Nummern, 
und wenn bie Zeitfchrift in größeren Zwifchenräumen, als dem einer Woche erfcheint, in bie 
nächte, der Gntgegnung folgende Nummer, und zwar in denjenigen Theil ber Zeitung ober 
Zeitfchrift aufzunehmen, in weldem fid) der Artikel, welcher zu der Entgegnung Veranlaflung 
gab, befunden hat. 

Die Entgegnung muß von dem Betheiligten unterfchrieben fein. 

Die Aufnahme muß foftenfrei gefchehen, foweit der Umfang der Entgegnung bie Länge des 
Artikels, welcher dazu Veranlaflung gab, nicht überfteigt. 

Für die über diefes Maaß Hinausgehenden Zeilen find bie üblichen Ginrüdungsgebühren 
zu zahlen. 


Abſchnitt UIl. 
Von dem Strafverfahren. 


$. 27. Die mittelſt der Preſſe verübten Vergehen, welche mit Freiheitsſtrafe von mehr als 
drei. Jahren bedroht find, gehören zur Kompetenz der Schwurgerichte. Im Uebrigen regelt ſich 
die Kompetenz der Gerichte zur Aburtheilung der mittelit der Preſſe begangenen firafbaren Hand: 
lungen nad den Nrtifeln XIII. bis XV. des Geſetzes über die Einführung des Strafgeſetzbuchs 
vom 14. April 1851. 

Hinfichtlid des Militairgerichteftandes verbleibt es bei den beſtehenden Vorſchriften. 

$. 28. Der Gerictsftand, die Einleitung und Führung des DBorverfahrens oder der Vor: 
Unterfuhung, fowie das Verfahren in ber Hauptverhandlung wirb durch bie allgemeinen Straf: 
> chriften beitimmt. 

29. Wenn eine zur Verbreitung beftimmte Drudihrift den Borfchriften der 88. 7. 
und 3 nicht entfpricht, oder wenn fid der Inhalt einer zur VBeröffentlihung gelangten Drud: 
ſchrift als Thatbeftand einer firafbaren Handlung darftellt, fo. find die Staatsanwaltfhaft und 
deren Organe berechtigt, die Druckſchrift, wo fie folde zum Zwed der Berbreitung vorfinden, 
fowie die zur Bervielfältigung derſelben beftimmten Platten und Formen vorläufig mit Beſchlag 
zu belegen. Die Organe der Staatsanwaltſchaft ſind verpflichtet, innerhalb vier und zwanzig 
Stunden nad der Beſchlagnahme der Staatsanwaltſchaft die Verhandlungen vorzulegen, und 
dieſe ift, wenn fie die Beſchlagnahme nicht jelbit unmittelbar wieder aufhebt, gehalten, innerhalb 
vier und zwanzig Stunden nad erfolgter Borlegung, ihre Anträge bei der zuftändigen Gerichte: 
Behörde zu flellen, welde über die Fortdaner oder Aufhebung ber verhängten vorläufigen Bes 
ſchlagnahme innerhalb acht Tagen zu beſchließen hat. 

$. 30. Auf Drudfchriften, weldye von den Kanımern, oder von Königlichen Behörden aus: 
gehen, finden die Vorfchriften bes vorhergehenden Paragraphen feine Anwendung. 

$. 31. Drgane der Staateanwalticaft im Sinne diefes Geſetzes find die Polizeibehörben 
und andere Sicherheitsbeamte, welchen die Pflicht obliegt, Verbrechen und Vergehen nadyzuforfcen. 

Im Bezirke des Nheinifchen Appellationsgerictshofes zu Köln find es die Beamten und 
Hülfsbeamten der gerichtlichen Polizei, mit Ausnahme der Unterfuhungsridter. 

Ueber die Aufhebung oder Fortdauer der Beſchlagnahme hat der Unterſuchungsrichter an 
die Rathskammer zu deren Beſchlußnahme zu berichten. 

An der Befugniß der Gerichte und der Unterfuchungsrichter zum jelbfijtändigen Ginfchreiten 
in den geſetzlich beftimmten Fällen wird nichts geändert. 


Abfhnitt W. 


‚Bon der Beftrafung der durch die Preffe verübten Gefepesübertretungen. 


$..32. Die Strafbarfeit wegen eines durch die Preffe begangenen Vergehens oder Ber: 
brechens beginnt mit der Veröffentlihung des Preßerzeugniſſes. 

$. 33. Die Veröffentlihung des Preßerzeugnifies ift erfolgt, fobald die Druckſchrift wer: 
fauft, verfendet, verbreitet, oder an Orten, welche dem Publikum zugänglich find, ausgeftellt ober 
angefchlagen worben ift. 

$. 34. Für das durd eine Drudichrift begangene Verbrechen oder Vergehen iſt Jeder 
verantwortlic,, welcher nad) allgemeinen ftrafrechtlihen Grundfägen als Urheber oder Theilneh: 
mer ftrafbar erfcheint. 

$. 35. Derjenige, weldyer eine Druckſchrift in Verlag oder Kommiffions- Verlag übernom- 
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men, unterliegt twegen bes ftrafbaren Inhalts berfelben, in allen Fällen, wo er nicht in Gemäß: 
heit des $. 34. als Urheber oder Theilnehmer ftrafbar erfcheint, fofern die Drudfchrift ein Preß— 
vergehen enthält, einer Gelbbufe bis zweihundert Thaler, infofern fie aber ein Preßverbrechen 
enthält, einer Geldbuße von fünfzig bis fünfhundert Thalern, wenn entweder 
a) er bei feiner erften gerichtlichen Vernehmung den Berfaffer oder Herausgeber nicht 
nachweiſt, oder 
b) der nachgewieſene Verfaſſer oder Herausgeber zur Zeit der Webernahme ber Drud: 
fhrift in Verlag oder Kommiffions:Verlag im Bereiche der Preußiſchen Gerichtebars 
feit feinen perfönliden Gerichtsſtand hatte. 

$. 36. Der Drucker eines ftrafbaren Preferzeugniffes, welcher nicht in Gemäßheit des $. 
34. als Urheber oder Theilnehmer ftrafbar erfcheint, foll außer der etwa nach 8. 40. verwirkten 
Strafe, ſofern die Druckſchrift ein Preßvergehen enthält, mit einer Geldbuße bis Ginhundert 
Thaler, jofern ein Preßverbredien in ihr enthalten ift, mit einer Geldbuße von zehn bis zweis 
hundert Thalern beftraft werben, wenn 

a) die Vorfchriften in den 88. 7. und 24. wegen Bezeihnmg der Drudichriften nicht 
befolgt oder die Bezeichnungen mit feinem Wiſſen fülfcylich angegeben find, oder 
b) wenn er bei feiner erften gerichtlichen verantwortlichen Vernehmung weder den Ber: 
faffer, noch den Herausgeber, noch den Verleger nachweiſt, oder 
c) wenn ber nachgewiefene Verfaſſer oder Herausgeber oder Merleger zu der Zeit, wo 
der Druck erfolgt, im Bereiche der Preußiſchen Gerichtsbarkeit feinen perfönfichen Ge: 
richteftand hatte, oder ö 
d) wenn die Druckſchrift ſich als eime folche barftellt, welche zu Plafaten beitimmt ift. 
$. 37. Der Medakteur eines fantionepflichtigen Blattes unterliegt wegen des ftrafbaren 
Inhalts defielben in allen Fällen, wo er nicht in Gemäßheit des $. 34. als Urheber oder Theils 
nehmer firafbar ericheint, wenn in dem von ihm vebigirten Blatte ein Preßvergehen begangen 
worben, einer Geldbuße bis fünfhundert Thaler, wenn ein Preßverbrechen begangen worden, einer 
Geldbuße von junfzig bis Eintaufend Thaler. 

Diefer Beftimmung bleibt der Redakteur auch dann unterworfen, wenn er durch Abiwefen: 
heit oder andere Gründe an der Beſorgung der Redaktion gehindert ift, fo lange nicht ein ans 
derer verantwortlicher Stellvertreter nadı ben Aeftimmungen des $. 22, beitellt worden. Es 
muß ein folder beftellt werben, wenn und fo lange ber erftere eine Freiheitsftrafe zu verbü— 
Ben hat. a 

T 38. Berichte von ben öffentlihen Sitzungen beider Kammern,  infofern fie wahrheits: 
getreu erftattet werben, bleiben von jeder Verantwortlichfeit frei. 

8. 39. Eine Geldbuße bis funfzig Thaler hat der Herausgeber einer Zeitung ober Zeits 
ſchrift verwirkt, welder den Beftimmmngen des $ 5. zuwiderhandelt. Ebenſo der Budypruder, 
Steindrucker oder Inhaber einer anderen, zur mechaniſchen Vervielfältigung von Schriften oder 
Bildwerken beftinnmten gewerblichen Anftalt, welcher den Beftimmungen des angeführten $. 5., 
ſowie der 8$. 7. und 24. zuwiderhandelt. 

Derſelben Strafe ift der Verleger, Seldftverleger, Kommiſſionair verfallen, weldyer den Ans 
forderungen des $. 5. nicht Genüge leiltet. 

$. 40. Gine wifientlich falfche Angabe der in den $$. 7. und 24. vorgeichriebenen Bers 
merke zieht gegen den Zuwiderhandelnden eine Geldbuße von Einhundert bis dreihundert Tha— 
lern nach ſich. 

Dieſe Strafe wird im Rückfalle verdoppelt. 

F. 41. Wer den Vorſchriften der $$. 8., 9. und 10. zuwiderhandelt, hat eine Strafe bis 
funfzig Thaler oder eine Gefängnißftrafe bis zu fehs Wochen verwirkt. 

$. 42. Wer eine Zeitung oder Zeitfchrift redigirt oder verlegt, bevor bie gefeglihe Kaution 
erlegt oder nach $. 21. rechtzeitig ergänzt ift, hat eine Strafe von zwanzig bis vierhundert Tha⸗ 
lern oder eine Gefängnißftrafe von vier Wochen bis zu Ginem Jahre verwirft. Diefelbe Geld: 
oder Gefängnißftrafe trifft denjenigen, der eine Zeitung oder Zeitfchrife redigirt oder herausgiebt, 
ohne nad den Beftimmungen —* Geſetzes ($. 22.) dazu befugt zu fein, ſowie den Verleger 
ber fautionspflihtigen Zeitung, welche ohne vorgängige Beitellung eines verantwortlidhen Nebaks 
teures ($$. 22. und 37.) erfchienen iſt. 

Diefe Strafe wird im Nüdfalle verdoppelt. 

$, 43. Wer eine Drudfchrift verkauft oder verbreitet, deren Beichlagnahme verfügt wor: 
den, hat, wenn die Beſchlagnahme öffentlich befannt gemacht oder zu feiner bejonderen Kenntniß 
gebracht worden ift, eine Geldbuße von fünf bis Ginhundert Thalern oder eine Gefängnißftrafe 
von Einer Wodye bis zu Einem Jahre, im NRüdfalle das Doppelte biefer Strafe verwirft. 

Iſt unter vorftiehenden Borausfegungen die Verbreitung gewerbsmäßig erfolgt, oder hat ber 
. Gewerbetreibende die in Beichlag genommene a 3 zum Berfauf ausgeftellt, jo trifft ihn eine 

im Rückfall zu verboppelnde Strafe von funfzig bis fünfhundert Thalern oder eine Gefängniß- 
ftrafe von Ginem bis achtzehn Monaten. 


$. 44. Der Herausgeber einer Zeitung oder Zeitichrift, welder ben Beſtimmungen ber 


* 
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88. 25. und 26. zuwiderhandelt, hat eine Geldbuße bis zu funfzig Thalern ober eine Gefäug— 
nißſtrafe bie zu ſechs Wochen verwirkt, 4 

Das Recht, den Zuwiderhandelnden im Wege der Erefution zur Erfüllung ber ihm nad) 

den $$. 25. und 26. obliegenden Verbindlichkeit zu zwingen, wird burd bie Strafe nicht auf: 
ehoben. 

ar $. 45. Zuwiderhandlungen gegen die Beftimmungen bes $. 23. biefes Gefeges werben - 
mit einer Geldbuße von zehn bis fünfhundert Thalern oder einer Gefängnißſtrafe von ſechs 
Wochen bis zu Einem Jahre beftraft. 

Diefe Strafe wird im Rückfalle verdoppelt. 

$. 46. Die Strafe des Rückfalls tritt in den Fällen der $$. 40., 42., 43., 45., 53. nidt 
ein, wenn feit der legten Verurtheilung fünf Jahre veritriden find. ; 

$. 47. Die wegen einer Preßpolizei-Uebertretung angebrohte Strafe ift, abgejehen von ben 
durch den Juhalt der Drudfchrift etwa fonft verwirften Strafen, zu erfennen. 

8. 48. Die Namen der Gejchworenen bürfen in Zeitungen nur bei der Mittheilung über 
die Bildung des Schwurgerichts genannt werben. 

Zuwiderhandlungen gegen diefe Beſtimmung ziehen eine Gefangnißftrafe von Einer Woche 
bis zu Ginent Jahre nach fic,. 

Gleiche Strafe trifft denjenigen, der eine Anklagefchrift oder ein anderes Schriftftüd eines 
Kriminal-Prozeſſes veröffentlicht, bevor die mündliche Verhandlung fattgefunden oder der Pro« 
zeß auf anderem Wege jein Ende erreicht hat. 

8. 49. Das Recht zur Verfolgung der in dieſem Geſetze vorgefehenen, durch bie Preſſe 
begangenen ſtrafbaren Handlungen verjährt, infofem das Strafgeſetzbuch Feine fürzere Verjäh— 
rungsfriſt vorschreibt, in fehs Monaten, von dem Tage ab gerechnet, an welchem bie VBeröffent: 
lichung ftattgefunden hat. ($$. 32. und 33.) 

Die Verjährung wird unterbrochen durd jeden Antrag der Stuatsanwaltichaft, jeden Be: 
ſchluß oder jede fonftige Handlung des Richters, welche die Eröffnung, Portfegung oder Been- 
tigung der Unterfudung oder die Verhaftung des Beſchuldigten betreffen. 

Die Unterbrebung der Verjährung gegen eine der verantwortlichen oder mitfhuldigen Ber: 
fonen gilt, als folde, auch denjenigen Berantwortlichen oder Mitſchuldigen gegenüber, gegen 
welche der Antrag, Beſchluß oder die fonftige unterbredyende Handlung nicht gerichtet war. 

Bon dem Tage der legten unterbrechenden Handlung au beginnt eine neue Verjährung von 
ſechs Monaten. 

Dieſe Beſtimmupgen berühren nicht die Klagen auf Schabenerfag vor den Givilgerichten, 
noch die im Wege des Givilprozeffes wegen Beleidigung anhängig gemachten Klagen. . 
$. 50. Wird in einer Schrift der Thatbeftand einer Arafbaren Handlung erfannt, fo: ift 
durd das Strafurtel die Vernichtung aller verfindlihen Exemplare und der dazu beftimmten 
Platten und Formen auszufprehen. Die Vernichtung ift auch dann im dem Urtel auszufpre- 
hen, wenn zwar der Angeklagte freigefprechen, in der Schrift jedoch der Thatbeſtand einer ftraf- 
baren Handlung von dem Richter erfannt worden iſt. Iſt die Schrift, Abbildung oder Darftel: 
Img ihrem Hauprinhalte nady eine erlaubte, fo wird nur auf Vernichtung ber geſetzwidrigen 
Stellen und desjenigen Theils der Platten und Formen erkannt, auf weldem fi diefe Stellen 
befinden. 

Diefe Vernichtung bezieht ſich auf alle, noch im Befibe des Verfaſſers, Druders, Her: 
ausgebers, Verlegers, Buchhändlers befindlichen, oder an öffentlidhen Orten ausgelegten Erxem⸗ 
plare. 

Hat wegen einer Schrift, weldye den Ihatbeftand einer jtrafbaren Handlung darſtellt, eine 
gerichtliche Verfolgung, weil es an einer verantwortlihen Perfon im Bereiche der richterlichen 
Gewalt fehlt, nicht eingeleitet werben fünnen, fo hat das im Bezirke der Beſchlagnahme nad) 
$$. 27. und 28. für das Kontunmzialverfahren zuſtändige Gericht die Bernidtung zu erfennen, 

Diejenigen Perſonen, bei welden die Beſchlagnahme erfolgt ift, müſſen zur Sitzung vorges 
laden und auf ihre Berlangen gehört werben. 

$. 51, Die Beftinimungen des vorftehenden Paragraphen finden feine Anwendung auf bie 
im $. 38. gedachten Berichte von den Sigungen beider Kammern. R 

$. 52. Iſt gegen eine Nunmer, ein Stück oder Heft einer ausländifchen Zeitung od 
Zeitfchrift auf dem Wege des im $. 50. bezeichneien Verfahrens und auf Grund ‚ver hierbei 
zur Anwenbung kommenden inländifigen Strafgefege tie Vernichtung erkannt worben, ſo kann 
das Minifterium des Innern gleidizeitig das Verbot der ferneren DBerbreitung der betreffenden 
Zeitung oder Zeitichrift ausſprechen. 

$. 53. Mer einem folden, öffentlic oder ihm beſondere befannt gemachten Verbote eni: 
gegen, eine Druckſchrift verkauft, ausſtellt oder fonft gewerbsmäßig vertheilt oder verbreitet, wird 
mit Geldbuße von zehn bis Ginhundert Thalern oder mit Gefängnifftrafe von vierzehn Tagen 
bis zu einem Jahre beftraft. 

Die Anwendung der durch die Verbreitung von Schriften firafbaren Inhalts etwa ſonſt 
verwirften Strafen wird durch die Beſtimmungen diefes Paragraphen. nicht ausgeſchloſſen. 
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$. 54. Gegen bie im $. 1. dieſes Gefehes genannten Gewerbetreibenden kann von bem 
zuftändigen Richſer auf den Verluft der Befugniß zum Gewerbebeiriebe erfannt werben, wenn 

1) die zeitige Wüterfagung der Ausübung der bürgerlichen Ehrenrechte ausgefprocen 
wird, , 

2) wegen eines mittelft der Preſſe begangenen Verbrechens zum erſſen Dale, — uber 
wegen eines folhen Vergehens innerhalb eines Zeitraums von fünf Jahren zum zwei— 
ten Male eine Berurtheilung erfolgt; 

ed muß dagegen auf den Verluft der Befugniß zum Gewerbebetriebe erfannt werben, wenn 

1) der Verluſt der bürgerlichen Ehreurechte ausgefprodyen wird, 

2) innerhalb eines Zeitraums von fünf Jahren, wegen eines mittelt ber Preffe began- 
genen Verbrechens zum zweiten Male, — oder wegen eines foldyen Vergehens oder 
Verbrechens zum dritten Male eine VBerurtheilung erfolgt. 

$. 55. Den Erzeugniffen der Preſſe im Sinne dieſes Geſetzes flehen gleich: alle auf 
ähnlichen mechanischen Wege bewirkte ımd zur Verbreitung beſtimmte VBervielfältigungen von 
Schriften, bildlichen Darftellungen mit oder ohne Schrift, Mufitalien mit Text oder fonfligen 
Erläuterungen. 

- 8.56. Nlle diefem Geſetz entgegenftehende Beftimmungen find aufgehoben. Diefes Geſetz 
tritt insbeſondere an die Stelle ter V. v. 5. Juni 1850., betr. Die Ergänzung der V. über bie 
Brefle, v. 30. Juni 1849. (G. ©. ©, 329—332.), fowie der ®. v.30. Juni 1849., beit, die Ber: 
vielfältigung und Verbreitung von Schriften und verſchiedene durd Wort, Schrift, Drud, Zei: 
hen, bildlihhe und andere Dariteflung begangene ftrafbare Handlungen (G. S. ©. 226--236.). 
Die $$. 13—29., 31., 34—36 und 39. der letzteren Verordnung fommen jedod, infomweit fie 
diefem Geſetze nicht entgegenftehen, bis zum Gintritte der Gefegesfraft des Strafgeſetzbuchs für 
die Preuß. Staaten (G. ©. 1851. ©. 93. ff.) audy ferner zur Anwendung. 

Urfundlic unter Unferer Höchſteigenhaͤndigen Unterfehrift und beigebrucdtem König. Infiegel. 


Gegeben Bellenue, d. 12. Mai 1851. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. Manteuffel. v. d. Heydt. v. Nabe Simons v. Stodhaufen v. Raumer. 
v. Weitphalen. 


Ä 


* a 


G. wegen wi u a geh neuer Kaffen:Anweifungen. 
ai 1851, 


[®. . 1851. S. 335. No. 3398.) 
Wir Friedrich Wilhelm x. ꝛc. verordnen unter Zuftimmung der Kammern, was folgt: 


$. 1. An die Stelle der durch $. 1. des ©. v. 7. März 1850. (G. ©. ©. 163.) als 
unverzinsliche Staatsſchuld anerkannten Kaffen. Anweifungen im tes von 


20,842,347 Rihlr. 
und der nad) 88. 2. und 17. des ©. v. 15. April 1848. (G. ©. ©. 105.) 
ausgejertigten, nad $. 2. des ©. v. 30. April db: J. der umverzinsliden 
Staatéſchuld Hinzugetretenen Darlchns.Kafleniceine ins Betrage von . . 10,000,000 „ 
im Ganzen 30,842,347 Rihlr. 
folfen neue Kaffen:Anweifungen und zwar: 
für 7,500,000 Rthir. in Apoints zu 100 Rtihlr. 
” 7,500,000 13 ” "” „ 50 " 
# 5,000, 000 " " " ” 1 0 " 
“ 4,500, 000 " " ” " 5 ” 
" 6, 342, 347 " ” " ” 1 


30,842,347 Nblr. 
angefertigt und in Umlauf gefeßt werben, 

Die Ausfertigung und Nusreihung der neuen Kaſſen⸗ Anweiſungen liegt der Haupt⸗ 
verwaltung der Stantefchulden ob, melde vor der Ausgabe eine. genaue Beſchreibung öffentlich 
befannt zu madıen hat. 

$. 2. Gegen Ausgabe diefer neuen Kaſſen-Anweiſungrn werben die Kaſſen-Anweiſungen 
vom 2. Jan. 1835. und die Darlehns:Kaffenfcheine vom 15. April 1848. eingezogen. 

 &3 Die Aufforderung zum Umtauſch erfolgt zu drei verſchiedenen Malen, in Zwiſchen⸗ 
räumen von drei Monaten, durd die Mmtsblätter und durch Beitungen ſaͤmmtlicher Provinzen, 
ſowie durch mehrere auswärtige Deutſche Zeitungen. Nach Ablauf von drei Monaten, von der 
lehten Befannimachung an gerechnet, wird ein räflufivtermin auf jehs Monate hinaus ange:, 
fegt, und in jedem Monate einmal durch die gedachten Blätter bekannt gemacht. Mit Eintritt 
bes Präflufiotermins werden alle alsdann nicht eingelieferte Kafflen-Anwerfungen und Darlehns: 


9 
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Kaffenfcheine vom Jahre 1835. und beziehungsmweife 1848. ungültig, und alle Anfprüde aus 
denfelben an ben Staat erlöfchen. 

Anmeldungen zum Schutze gegen die Präkluſion find unftatthaft. Alle bis zum Präflufiv: 
termin nicht eingelieferte alte Kaflen: Anmweifungen und Darlehns » Kaffenfheine find, wo fie 
etwa noch zum Vorfhein kommen, anzuhalten und an die Hattptverwaltung ber Staateichulden 
abzuliefern. 
$. 4. Die nach $. 3. eingegangenen alten Kaſſen-Auweiſungen und Darlehne: Kaſſenſcheine 
werden nach Vorſchrift des F. 17. bes ©: v. 24. Febr. 1850. (G. ©. €. 57.) vernichtet und 
die Geldbeträge derſelben öffentlich befannt gemacht. 

$. 5. Füͤr befihädigte oder unbraudbar gewordene Erenplare der nach $. 1. andgegebe: 
nen Kaſſen-⸗Anweiſungen wird Grfag geleitet, wenn 

I) die gedruckte Litera, Serien: und Folienzahl, 

2) die gefchriebene Nummer und 

3) die neben derjelben ſtehende Namensunterfchrift 
noch vollſtandig ſichtbar find, 

Ob in anderen Fällen ausnahmeweiſe ein Erſatz geleiſtet werden kann, bleibt dem pflicht: 
mäßigen Ermeffen der Hauptverwaltung der Staatsſchulden überlafien. 

Beſchnittene oder zerfchnittene Kaſſen-Anweiſungen dürfen in Zahlung nidt angenommen 
werden, ſondern find anzuhalten und an die Hauptverwaltung der Staatejhulden abzuliefern, 
welche nur dann Erſatz dafür Leiftet, wenn madıgewiefen wird, daß das Befchneiden ober Zer— 
ichneiden zufällig erfolgt iſt. 

$. 6. Alle gefegliche Beſtimmungen, welche wegen ber Kaflen: Anweifungen bieher ergan⸗ 
gen find, finden auch auf die neuen Kaflen- Amveifungen Anwendung, injoweit fie ie biefes 
&. nicht abgeändert worden, 

8. 7. Der Finanzminiſter ift mit Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 

Urfundlic unter Unſerer — a Unterfchrift und beigedrucktem Königl, Jnſiegel. 

Gegeben Warſchau, d. 19. Mai 1851. 

(L. 8.) Friedrich Milhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. v. Nabe. Simons v. Stodhaufen v. Raumer, 
v. Weſtphalen. 


nn mn 


&., beir die Verſorguug der Militair-Juvaliden vom Oberfenerwerker, 
Feldwebel und W nn abwärts. V. 4, Juni 1851, 


[®. ©. 1851. &. 404. No. 3407.) 


Mir Friedrich Wilhelm ıc. ꝛc. verorbnen, mit Zuflimnung der Kanımern, was folgt : 

$. 1. Diejenigen Soldaten vom Oberfenerwerfer,, Feldwebel und MWachtmeifter abwärts, 
welde im aktiven Militairbienfte oder in Folge deffelben invalide geworben find, ſollen, nady 
den näheren Beftimmungen diefes Geſetzes, angemeſſen verforgt und alle Invaliden des Heeres, 


ohne Unterfchied der Maffengattung ober bes Truppentheils, nach Er Grundfägen behan⸗ 
beit werden. 


abfdhnitt 1. 


Soldaten, — unmittelbar aus dem aktiven Dienſte als Invalide ent— 
laffen werden. 


8. 2. Die unmittelbar aus dem aktiven Dienfte ſcheidenden Invaliten find entweder: 
A. Halbinvalide, d. h. folde, die nody zum Garnifondienfte fühig, oder 
B. Ganzinvalide, d. h. foldhe, die zu feinerlei Militairdienſten mehr tauglich ſind. 


A. Halbinvalibe. 
$. 3. Soldaten, welde entweber 
1) nad einer Dienftzeit von mindeftens-12 Jahren, ober 
2) bei dem Befige eines im Kriege erworbenen Preußifchen Wilitait⸗Chrengeichene, oder 
3) durch 
a) Verwundung vor dem Feinde, 
b) Befhäbigung bei unmittelbarer Ausübung bes Dienſtes, oder 
ec) eine während des aktiven Militairbienftes überftandene Tontagiöfe Augen: 
franfheit 
halbinvalide geworben find, werden mad) ihrer Mahl und unter Berückfichtigung ihrer Charge 
‚($. 17.) entweder einem Garniſon⸗Truppentheile überwiefen' ober mit. ber Penfion vierter Klafle 
für rer ($. 6.) entlaffen. 


$. 4. Halbinvalide, welche nad) mindeftens 12jähriger Dienftzeit ausſcheiden umnd ſich ſtete 
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gut geführt haben, Fönnen auch lediglich durch Verleihung bes Anſpruchs anf eine Verſotgung 
im Givildienft mittelft Ertheilung tes Civil⸗ Verſorgungsſcheins abgefunden werden, wenn fie 
eh Abfindung demjenigen Arten, der Berforgung vorziehen, auf weldye fie nach 8. 3. Anſpruch 
haben. 


B. Ganzinvalide 


$. 5. Ganzinvalide, denen ein Anrecht auf Verforgung zufteht, erhalten entweber eine 
Snvalidenpenfion und daneben, Walls fie ſich ftets gut geführt haben, den Civilverſorgungsſchein, 
oder fie werden in eine Invalidenanſtalt reſp. eine Juvalidenkompagnie aufgenommen. 
$.6. Die Invalidenpenfionen zerfallen in vier Klaflen und betragen monatlid): 
in der 1. Klafie. 2. Klaſſe. 3. Klafle. 4, Klaffe. 
Rthlr. Sgr. Rtihlr. Sgr. Rthlr. Sgr. Rihlr. Ser. 
1) für Oberfeuerwerker, Feld— 


webel und Wachtmeiſter . . 8 — 6 — 5 — 3 — 
2) für Vicefeldwebel und Ser— 

geanten . . 6 — 5 — 4 — 2 15 
3) für Feuerwerker und unter⸗ 

offiziere . . . 5 — 4 — 3 — 2 — 
4) für die übrigen. Soldaten . 93 15 2 3 2 — 1 — 


$. 7. Die Invalidenpenſion erſter Kaffe darf nur ſolchen Ganzinvaliden, welche völlig 
erwerbsunfähig,. diejenige zweiter Klaffe nur folden, welche größtentheild ober völlig erwerbs— 
unfähig, und diejenige dritter Klaſſe nur ſolchen, welde mindeftens theilweife erwerbsunfähig 
geworben find, bewilligt werben. 
Bei nody vorhandener vollftänbiger Erwerbofahigkeit iſt nur die Bewilligung der Penſion 
vierter Klaſſe zuläffig. 
Mit biefe Maaßgabe wird der Anſpruch auf eine Penſion entweder: 
1) durch eine gewiſſe Dienſtzeit ($$. 8.— 11. unter No. 1.) ober 
2) auch ohne Ruͤcficht auf die Dauer der Dienſtzeit ($$. 8.— Il. unter No. 2. und 3.) 
erworben. 
$.8. Die Invalidenpenſion erfter Klaſſe erhalten Ganzinvalide, wenn ſie entweder 
I) nad) einer Dienſtzeit von mindeſtens 21 Jahren, oder 
2) bei dem Befige eines im Kriege erworbenen Preußifchen Militair- Ehrenzeichen, 
oder 
3) durch 

a) Berwundung vor bem Feinde, 

b) Beihäbigung bei unmittelbarer Ausübung des eigentlihen Militairs 
dienftes (alfo mit Ausschluß von Defonomies oder Mufwartedichften), 
ober 

e) gänzliche Grblindung in Folge einer während bes aftiven Militair: 
dienftes überftanbenen fontagiöfen Augenkrankheit 

völlig erwerbsunfähig geworden find. 
$. 9. Die Invalidenpenfion zweiter Klaſſe erhalten Ganzinvalide, wenn fie entweder 
1) nadı einer Dienftzeit von mindeftens 15 Jahren, oder 
2) in dem Beſitze eines im Kriege erworbenen Preußiſchen Militair-Ehrenzeichens, 


“ 3) Durch 
a) Verwundung vor dem Feinde, 
b) Beſchaͤdigung bei unmittelbarer Ausübung des Dienſtes, oder 
c) eine während bes aktiven Dienftes überftandene kontagiöſe Augen: 
franfheit . 
größtentheife erwerbsunfähig geworben find. 


$. 10. Die Suvalidenpenfion dritter Klaffe erhalten Ganzinvalide, wenn fie entweder 
1) nad) einer Dienftzeit von mindeſtens 12 Jahren, oder 
2) bei dem Beſitze eines im Kriege erworbenen Preußifhen Militair: Ehrenzeichens, 
oder 
3) durch eine der im F. 9. unter No, 3. a. b. c. bezeichneten Urfachen 
cheilweiſe erwerbsunfähig geworben find. 


$. 11. Die Invalidenpenfion vierter Klaffe erhalten Gunzinvalide, wenn fie eutweder 
I) nad) einer Dienftzeit von minbeftens 8 Jahren, oder 
2) bei dem Befi ige * im Kriege erworbenen Preußiſchen Militair-Ehrenzeichens, 
3) durch eine der im $. 9. unter No. 3 a, b. c. bezeichneten Urſachen 
Ganzinvalide geworden ſind. 


$. 12. Invalide, welche verſtümmelt oder ganz erblindet ſind ($. 13.), werben unter allen 
Umftanden als völlig erwerbsunfähig angefehen, 
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$. 13. Invalide, denen die erſter Klafie zuſteht, erhalten, wenn fle verffümmelt 
ober ganz erblindet find, ohne Unterſchied der Charge, eine Penfionszulage und zwar: 


beim Berluft beider Arme von : Rue 15 Sgr. monatlid) 
⸗ ⸗ des rechten Armes — 8 ⸗ 
⸗ des linken Armes ⸗ : 15 : P 
beider Füße : 2 ⸗ 15 =: 
⸗ eines Fußes : 1 ⸗ — 2 ⸗ 
bei völliger Blindheit beider Augen : 2 15 ⸗ 


8. 14. Tritt der Dienſtzeit, welche den Anſpruch auf ER der Gößeren Penſionsklaſſen be- 
gründet ($$. 8— 11. No. 1.), micht der für diefe Benfionsflaffe erſorderliche Grab der Erwerbs: 
unfähigfeit ($. 7.) hinzu, fo wird nad dem Maaße der legteren die Penjion einer geringeren 
Klaffe bewilligt. 

$. 15. Diejenigen Oberfeuerwerfer, Feldwebel und Wachtmeiſter, welche zur Penſion erfter 
Klaffe berechtigt find, erhalten ſtatt derfelben 

nad) ze a a de RR Penſion von 10 ia 
⸗ ⸗ : 12 
0 ⸗ ⸗ ⸗ : 15 ⸗ 

§. 16. In die Invalidenhäufer und Invalidenfompagnieen werben nur folhe Gaminva— 
lide aufgenommen, welce Anfpruc auf die Penſion erfter Klaffe haben. Worzugsmeife find 
darunter biejenigen zu berückſichtigen, welche einen Arm oder Fuß, oder beide Arme oder Füße 
verloren haben, oder auf beiten Augen erblindet find, Kür die Aufnahme in ein Invaliden— 
Haus ift maafgebend, daß die Invaliden nur zum vierten Theile der etatemäßigen Mannfcaft 
des Hatıfes verheirathet fein und Kinder über 14 Jahre nicht bei ſich haben dürfen. 


C. Betimmungen für Halb- und Oanzinvalide. 


$. 17. Neben der Erfüllung der in den 88. 3. und 8. — 11, unter No. 1. beflimmten 
Dienftzeit überhaupt, müflen die im $. 6. unter No. 1., 2. und 3. genannten Militairperfonen 
die von ihnen erbiente Charge beziehungsweife ($. 8. No. 1.) 10 Jahre, ($. 9. No. 1.) 6 Jahre, 
($. 10. No. 1.) 4 Jahre und ($$. 3. und 11. No. 1.) 1 Jahr lang im Etat bekleidet haben. 
Bei Bicefeldwebeln und Sergeanten gemügt es jedoch, wenn biefelben nur reſp. 10, 6 und 4 
Jahre lang als Avancirte und darunter J Jahr lang ale Vicefeldwebel oder GSergeanten im 
Gtat gedient haben. Wird bie für die Charge beftimmmte Dienfzeit nicht erreicht, jo erfolgt die 
Bewilligung der Penfion der nächftfolgenden geringeren Charge. 

$. 18. Nuf- Soldaten, welde bei den Uebungen ber —— durch Beſchadigung bei 
unmittelbarer Ausübung des Dienſtes halb: oder ganz invalide werden, finde die Beſtimmungen 
ber $$. 3. bis einschließlich 17. ebenfalls Anwendung, jedoch nur dann, wenn bie Beichäbigung 
während oder am Schluſſe der Uebung feftgejtellt und die darauf zu gründenden Anfprüde ins 
nerhalb der naͤchſten 6 Monate nach beendigter Uebung angemeldet werden. 

$. 19. Soldaten, welde fid in der zweiten. Klafie des Eolvatenftandes befinden, haben, 
wenn fie invalide werden, feinen Anſpruch auf die MWohlthaten dieſes Geſetzes. Jedoch kann 
benfelben, wenn bei ihnen eine der Vorausſetzungen vorhanden ift, welde für andere Invaliden 
den Anſpruch auf eine Penſion der eriten oder zweiten Klaffe begründen ($$. 8. und 9.), eine 
Unterflügung von Einem Thaler monntlid) gewährt werben. 

$. 20. Die Berforgungsanfprüce, welde ein Soldat nad den vorftehenden Beftimmungen 
($$. 3. bis 17.) zu haben glaubt, muß derjelbe vor feiner Entlaffung zur Prüfung und Weit: 
flellung anmelden. Geicieht dies nicht, fo Fönnen Anfprücye, welche ſpaͤter etwa erhoben wer: 
den möchten, nur nad den Beitimmungen des Abfchnitts II. dieſes Geſetzes beurtheilt und be: 
handelt werden. Gine Verzichtleiſtung auf Invaliden-Wohlthaten darf bei der Entlaffung aus 
dem Soldatenitande weder geforbert, mod angenommen werben. 


Abſchniti IL 
Soldaten, welde erſt nah ihrer Entlaffung ganz invalide werden. 


$. 21. Soldaten, weldye erft nad ihrer Entlaſſung ganz invalide werben, erhalten die In: 
validenpenſion vierter Klaſſe ($- 6.), jedodh nur dann, wen fie entweber: 
1) im Befige eines im Kriege erworbenen Preußiſchen Militair-Ehrenzeichens find, 
oder wenn 
2) ihre Invalidität durch 
2) Berwundung vor dem Feinde, 
b) Beihädigung durd unmittelbare Ausübung. des Dienites im Kriege, 
ober 
c) eine während - bes aktiven Dienites überftandene fontagiöfe Augen: 
franfheit 
verurſacht iſt. 
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Inſofern dieſelben entweder bei dem Beſitze eines Militair- Ehrenzeihens (oben No. 1.) 
oder aus einer ber vorfiehend unter No. 2. a. b. c. bezeichneten Urſachen völlig erwerbsunfähig 
geworben find, wird ihnen die Penfion dritter Klafje gewährt. 

Sind ſolche Ganzinvaliden in Folge einer ber oben unter No. 2. a. b. c. genannten brei 
Urſachen verflümmelt oder gang erblindet, fo erhalten fie neben der Penſton britter Klaffe die 
im $. 13. beftimmte Znlage. 

$. 22. Außer der Benfion ($. 21.) kann diefen Invaliden, wenn fie fich ftets gut geführt 
haben, aud der Givilverforgungsfchein eriheilt werden. 

i Die Invalidenverforgungs:Anfprüche bereits entlafiener Soldaten müſſen entweder 
durdı den Entlaffungsfchein, oder durd Auszüge aus den Razareıh:Krantenliften, oder durch ans 
dere amtliche Urkunden, und in Beziehung auf erworbene Militair : Ehrenzeichen durch die von 
der General⸗Ordens-Kommiſſion ertheilten Beſitzzeugniſſe begründet werben. 


Abfdhnitt IM. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


$. 24. Diejenigen Perſonen des Solbatenftandes, welde beziehungsweife 

1) mit den Oberfeuerwerfern, Feldwebeln und Wadhtmeiftern, 

2) mit den Bicefeldwebeln und Sergeanten, 

3) mit den Fenerwerfern und Unteroffizieren, 

4) mit den übrigen Soldaten 
in gleihem Range flehen, haben viefelben Invalidenverforgungs: Ansprüche, welche den Militair— 
— dieſer vier Kategorien zuſtehen. Den ganz invalide gewordenen Regiments-, Bataillonss 
und Zeughausbücfennucern wird jedoch, auch wenn fie nicht völlig oder größtentheils erwerbss 
unfähig geworben find: 

nach Zljähriger Dienftzeit eine monatlihe Penſion von 5 Rthlen. 

: 15 ⸗ ⸗ ⸗ 5 J 3 ⸗ 


bewilligt. 
. 25. Der Civilverſotgungsſchein ($$. 4., 5., 22., 24.) darf ſolchen Halb: oder Ganz⸗ 

invaliden nicht ertheilt werden, welche an der Gpilepfle leiden. 

$. 26. Alle bisherigen Beſtimmungen, welche nicht im Ginflange mit dem gegenwärtigen 
Geſetze ftehen, find aufgehoben. Das legtere hat keine rückwirkende Kraft, und findet mithin nur 
auf diejenigen Soldaten Anwendung, welde von jegt ab als invalide anerfannt werben. 

$. 27. Mit der Ausführung dieſes Geſetzes ift der Kriegeminifter beauftragt. 

Urkundlich unter Unferer Höcfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrucktem Königl. Infiegel. 

Gegeben Potsdam: Magdeburger Eifenbahn, d. 4. Juni 1851. 

(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. Manteuffel. v. d. Heydt. v. Rabe Simons v. Stodhaufen v. Raumer, 
v. Weſtphalen. 


®. über den Belagerungszuftand, DB. 4. Juni 1851, 
[®. S. 1851, ©. 451. No. 3419.] 


Mir Friedrich Wilhelm ꝛc. ıc. verordnen, mit Zuftimmung der Kammern, was folgt: 

Für den Fall eines Krieges ift in den, von dem Feinde bedrohten oder theilweife 
ſchon befegten Provinzen jeder Feſtunge-Kommandant befugt, bie ihm anvertraute Feflung mit 
ihrem Rayonbezirke, der fommanbdirende General aber ben Bezirk des Armeecorps oder einzelne 
Theile deffelben zum Zwec der Vertheidigung in Belagerungszuftand zu erklären. 

$. 2. Auch für den Fall eines Aufruhrs kann, bei dringender Gefahr für die öffentliche 
Sicherheit, der Belagerungszuftand fowohl in Kriege: als in Friedenszeiten erklärt werben. 

Die Erklärung des Belagerungezuftandes geht alsdann von Staats.Minifterium aus, kann 
aber proviforifch und vorbehaltlic der fofortigen Beftätigung oder Befeitigung durch daffelbe, in 
dringenden Fällen, rüdfihtlidy einzelner Orte und Diftrikte, durch den oberfien Militairbefehle: 
haber in denfelben, auf den Antrag des Berwaltungscefs des Regierungsbezirfs, wenn aber Ger 
fahr im Verzuge ifl, aud ohne diefen Antrag erfolgen. 

In Feftungen geht die proviforifche Erklärung des Belagerungszuftandes von bem Feſtungs— 
fommandanten aus. 

$. 3. Die Erklärung des Belagerungszuftandes ift bei Trommelfhlag oder Trompeten: 
fall zu verfünden, und außerdem durch Mittheilung an die Gemeindebehörbe, durch Anſchlag 
an öffentlihen Plägen ımd durch öffentliche Blätter ohne Verzug zur allgemeinen Kenntniß zu 
bringen. — Die Aufhebung des Belagerungszuftandes wird durch Anzeige an die Gemeinde— 
behörde und durch die öffentlichen Blätter zur allgemeinen Renntniß gebragt. 


382 | 1851. (8. 4. Iuni.) 


$. 4. Mit der Bekanntmachung be Erklaͤrung des Velagerungszuftandes geht bie voll- 
ziehende Gewalt an die Militairbefehlshaber über., Die Givilverwaltungs: und Gemeindebehörs 
ben haben den Anordnungen und Aufträgen ber Militairbefehlshaber Folge zu leiften. 

Für ihre Anordnungen find die betreffenden Militairbefchlehaber perfönlih verantwortlid. 

$. z Mird bei Grflärung des Belagerungszuftandes für erforderlich erachtet, die Artikel 
5., 6., 7., 27., 28., 29., 30. und 36. ber Verfaflungs : Urkunde, oder einzelne derſelben, zeit⸗ 
und Bifteiftweife außer Kraft zu feßen, fo müſſen bie Vetimmungen darüber ausdrüclid in die 
Bekanntmadung über die Erflärung des Belagerungszuftandes aufgenommen, ober in einer be— 
fonderen, unter der nämlichen Form ($. 3.) befannt zu madıenden Verordnung verkũndet werben. 

Die Suspenfion der erwähnten Ariikel oder eines derſelben it nur für den Bezirk zuläffig, 
ber in Belagerungszuſſand erklärt ift und Nur für die Dauer des Belagerungszuftantes. 

$. 6. Die Dilitairperfonen ftehen während bes Velagerungezuftandes unter den Geſetzen, 
welde für den Kriegezuftand ertheilt find. — Auch finden auf diefelben die 88. 8. und 9, die 
fer DB. Anwendung. 

$. 7. In den, in Belagerumgszuftand erklärten Orten oder Diftriften hat der Befehlsha— 
ber der Beſatzung (in den Fellungen der Kommandant) die höhere Militairgerichtsbarkeit über 
m. zur Defagung gehörende Militaivperfonen. 

Auch fteht ihm das Recht zu, die wider dieje Perſonen ergehenden kriegsrechtlichen Grfennt- 
niſſe zu beftätigen. Ausgenommen hiervon find nur in Friedenszeiten die Todesurtheile; dieſe 
unterliegen der Beſtätigung des kommandirenden Generals der Provinz. 

Hinfihtlih der Ausübung der niederen Gerichtsbarkeit verbleibt es bei den Vorfchriften des 
Militair-Strafgefepbuches. 

j Wer in einem in Belagerungszuftand erflärten Orte oder Diftrifte der vorfägliden 
Brandſtiftung, der vorſätzlichen Verurſachung einer Ueberſchwemmung, oder des Angriffs oder 
des Miderftandes gegen die bewaffnete Macht oder Abgeordnete der Civil- oder Militairbehörbe 
in offener Gewalt und mit Waffen oder geführlihen Werkzeugen verfehen ſich ſchuldig macht, 
wirb mit dem Tode beftraft. 

Sind mildernde Umſtände vorhanden, fo kann, ftatt der Todesitrafe, auf zehn: bis zwan- 
zigjährige Zuchthansftrafe erfannt werden. 

$. 9. Wer in einem in Belagerungszuftand erflärten Orte oder Diftrifte 

a) in Beziehung auf die Zahl, die Marfchrichtung oder angeblichen Siege der Feinde 

oder Gufrübrer wiffentlih falſche Gerichte ausſtreut oder verbreitet, welche geeignet 
find, bie ‚Eivil- oder Militairbehörden hinſichtlich ihrer Maafregeln irre zu führen, 
oder 

b) ein bei Grflärung des Belagerungszuftandes oder während befielben von Militairbe⸗ 

fehlshaber im Intereffe der öffentlidyen Sicherheit erlaffenes Verbot übertritt, ober zu 
foldyer Mebertretung auffordert oder anreizt, ober 

ec) zu den Verbrechen bes —— der thaͤtlichen Widerſetzlichkeit, der Befreiung eines 

Gefangenen, oder zu andern $. 8. vorgefehenen Berbrenen, wenn aud ohne Erfolg, 
auffordert oder anreizt, oder 

d) Perfonen des Soltatenftandes zu Verbrechen gegen bie Suborbination oder Berges 

hungen gegen die militairifche Zucht und Ordnung zu verleiten fucht, 
foll, wenn die Teak Geſetze feine höhere Freiheitsftrafe beftimmen, mit Gefängniß bie zu 
Einem Jahre beftraft werben. 

$. Wird unter Suspenfion des Nrt. 7. der Verfaſſungs-Urkunde zur Anordnung von 
Kriegsgerichten gefchritten, fo gehört: vor. biefelben bie: Unterfuhung und Aburtheilung ber Ber: 
bredyen bes Hochverraths, des Landesverraths, des Mordes, des Aufruhrs, ber thätlihen Wider: 
feßung, der Zerftörung von Eifenbahnen und“ Tefegraphen, der Befreiung von Gefangenen, ber 
Meuterei, des Maubes, der Plünderung, der Erpreſſung, der Berleitung der Soldaten zur Uns 
trete, und ber in den $$. 8. und 9. mit Eirafe bedrohten Verbreden und Vergehen, infofern 
alfe genannten Verbrechen und Vergehen nad) der Grflärung und Bekanntmachung des Belage: 
rungszuftandes begangen oder fortgefegte Verbrechen find. 

Als Hodyverrath und Landesverrath ſind, bis zur rechtlichen Geltung eines Slrafgeſetzbuchs 
für die ganze Monarchie, in dem Bezirke des Rheiniſchen Appellationshofes zu Köln die Ver— 
brechen und Vergehen wider die innere und äußere Sicherheit des Staats (Art. 75. bis 108. 
des Rheiniſchen Strafgeſetzbuchs) anzuſehen. 

Iſt die Suspenſion des Art. 7. der Verfaſſungs-Urkunde nicht vom Staatsminiſterium er⸗ 
klärt, ſo bleibt in Friedenszeiten bei den von dem Kriegsgerichte eingeleiteten Unterſuchungen die 
Vollſtreckung des Urtheils ausgeſetzt, bis die Enspenfion vom Staatsminiſterium genehmigt iſt. 

$. 11.* Die Kriegsgerichte beftehen aus fünf Mitgliedern, unter benen zwei von dem Bor: 
ftande des Givilgerichtes des Ortes zu bezeichnende richterlidye Givilbeamte, und drei von dem 
Militairbefehlshaber, weldher am Orte den Befehl führt, zu ernennende Dffiziere fein müflen. 
Die Dffiziere follen minbeftens Hauptmannsrang haben; fehlt e8 an Offizieren dieſes höheren 
Ranges, ſo iſt die Zahl aus Offizieren des nächſten Grades zu ergänzen. 

Sofern in einer von Feinde eingeſchloſſenen Feſtung die erforderlihe Zahl von xichterlichen 
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Givilbeamten nicht vorhanden ift, foll diefelbe won: dem fommandirenden Militairbefehlshaber 

aus ben Mitgliedern der Gemeindevertretung ergänzt werden. Iſt fein richterlicher Eivilbeamte 

in der Feſtung vorhanden, fo ift ftets ein Aubiteur Givilmitgliev des Kriegsgerichts. 

Die Zahl der Kriegsgerichte richtet fich, wenn eine ganze Provinz oder ein Theil derfelben 
in Belagerungszuftand erklärt ift, nach bem Bedürfnis, und den Gerichtefprengel eines jeden 
diefer Gerichte beſtimmt in derartigen Fällen der kommandirende General. 

$. 12. Den VBorfig in den Sigungen der Kriegsgerichte führt ein richterlicher Beamte, 

Von den Borfigenden werben, bevor das Gericht feine Geſchäfte beginnt, die zu Mitglie: 
dern defielben beſtimmten Offiziere und eintretenden Falls diejenigen Givilmitglieder, weldye dem 
Micyterftande nicht angehören, dahin vereibigt, , 

daß fie die Oblienenheiten des ihnen übertragenen Michteramtes mit Gewiſſenhaf— 

tigfeit und Unparteilichfeit, den Geſetzen gemäß, erfüllen wollen. 

Der Militairbefehlshaber, weldyer die dem Offizierſtande angehörigen Mitglieder des Kriegs: 
gerichts ernennt, beauftragt ald Berichterftatter einen Auditeur, oder in deſſen Ermangelung einen 
Offizier. Dem Berichterftatter liegt ob, über die Anwendung und Handhabung des Geſehzes zu 
waden, und durd Anträge bie Grmittelung der Wahrheit zu fördern. Stimmrecht hat derfelbe 
nicht. 

Als Gerichtsfchreiber wird zur Führung des Protofofls ein von dem Vorfigenden des Kriegs: 
gerichts zu bezeichnender umd von ihm zu vereidigender Beamter der Givilverwaltung zugezogen. 
G. 13. Für das Verfahren vor den Kriegsgerichten gelten folgende Beitimmungen: 

1) Das Verfahren ift mündlich und öffentlidy ; die Oeffentlichkteit kann vom Kriegsgerichte 
durch einen öffentlich zu verfündigenden Beihluß ausgeicloffen werden, wenn es dies - 

—aus Gründen des öffentlichen Wohls für angemeflen erachtet. 

2) Der Beſchuldigte kann ſich eines Vertheidigers bedienen, — Mählt er keinen Ber: 
theitiger, fo muß ihm ein foldyer von Amtswegen von dem Vorfigenden des Gerichts 
beitellt werben, infofern es ſich um folde Verbrechen oder Vergehen handelt, bei wel: 
chen nad dem allgemeinen Strafrecht eine höhere Strafe, als Gefängniß bie zu Eis 
nem Sahre, eintritt. 

3) Der Berichterftatter trägt im Anweſenheit des Befchuldigten die demfelben zur Laft 
gelegte Thatfadye vor. 

Der Beſchuldigte wird aufgefordert, ſich darüber zu erllären, demnächſt wird zur 
Erhebung der anderweiten Beweismittel gefchritten. 

Sodann wirb dem Berichterftatter zur Neuerung über die Nefultate der Ver— 
nehmungen und die Anwendung des Gefebes, und zulegt dem Beſchuldigten und fei- 
nen Vertheidiger das Wort geitattet. - 

Das Urtheil wird bei fofortiger nicht öffentlicher Berathung des Gerichts nad) 
Stimmenmehrheit gefaßt und unmittelbar darauf den Befchuldigten verfündigt. 

4) Das Gericht erfennt auf die gefeglidye Strafe, oder auf Freiſprechung, oder Verweis 
fung an den ordentlichen Richter. — 

Der Freigefprochene wird fofort der Haft entlafien. Die Berweifung an ben 
orbentlicdyen Richter findet ftatt, wenn das Kriegegericht fid) für nicht fompetent erach— 
tet; es erläßt in dieſem Falle über die Fortdauer oder Aufhebung der Haft im Urs 
theile zugleidy befondere Verfügung. | 
Das Urtheil, weldies den Tag der Verhandlung, bie Namen der Richter, bie fum: 
marifhe Erklärung des Beihuldigten über die ihm vorgehaltene Beſchuldigung, die 
Erwähnung der Beweisaufnahme und die Entſcheidung über die Thatfrage und den 
Rechtspunkt, ſowie das Geſetz, auf welches das Urtheil begründet ift, enthalten muß, 
wird von den fämmtlichen Nichtern und dem Gerichtsichreiber unterzeichnet. . 

Gegen die Urtheile der Kriegegerichte findet fein Nechtsmittel ſtatt. Die auf Todes: 

firafe lautenden Erkenntniſſe unterliegen jebod der Beftätigung des im 8. 7. bezeich- 

neten Militaicbefehlshabers, und zwar in Friedengzeiten der Beſtätigung des komman— 
direnden Generals ber Provinz. ‚ 

7) Alle Strafen, mit Ausnahme der Tobesftrafe, werben .binnen 24 Stunden nad) der 
Verkündigung des Erkenntniſſes, Tobesitrafen binnen gleicher Frift, nad) Bekanntma⸗— 
hung ber erfolgten Betätigung an den Angeichuldigten zum Vollzug gebradt. 

8) Die Todesitrafe wird durch Erſchießen vollitredt. Sind Erfenntniffe, welhe auf To- 

besftrafe lauten, bei Aufhebung des Belagerungszufandes nod nicht vollzogen, fo 

wird dieſe Strafe von den orbentlihen Gerichten in diejenige Strafe umgewandelt, 
weldye, abgefehen von dem Belagerungszuftande, bie geiegliche Folge der von dem 

Kriegsgerichte als erwiefen angenommenen That gewefen fein würde. 

a 8 * Die Wirkſamkeit der Kriegsgerichte hört. mit der Beendigung des Belagerungszu—⸗ 

andes auf. i 

$. 15. Nach aufgehobenem Belagerungszuftande werben alle vom Kriegsgerichte erlaffenen 
Urtheile fammt Belagftüicen und dazu gehörenden Berhandlungen, fowie bie nod). ſchwebenden 
Unterfuhungsfachen an die ordentlichen Gerichte abgegeben; dieſe haben in ben von bem Kriege: 


5 
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gerichte .. nicht abgeurtelten Sachen uach den ordentlichen Strafgeiegen, und fur in ten Faͤl⸗ 
len des $. 9. nach den in diefem getroffenen Strafbeftimmungen zu erfennen. 

$. 16. "Auch wenn der Belagerungszuftand nicht erflärt it, können im Halle des Krieges 
ober Aufruhrs, bei dringender Gefahr fire die öffentliche Sicherheit die Artikel 5., 6., 27., 
29., 30. und 36. der Verfaftungs:Urfunde oder einzelne derſelben vom Staatsminifterium zeit: 
und diftriftweife außer Kraft gefegt werben. 

$. 17. Ueber die Erklärung des Belagerungszuſtandes, ſowie über jebe, fei ed neben ber: 
felben ($. 5.) oder im tem Falle des $. 16. erfolgte Suspenfien auch nur eines ber $$. 5. 
und 16. genannten Artifel der Verfaſſungs-Urkunde, muß den Kammern fofort, beziehungsweile 
bei ihrem nächſten Zufammientreten, Rechenſchaft gegeben werben. 

$. 18. Alle diefem G. entgegenftehenden Vorſchriften werden aufgehoben. 

Das gegenwärtige G. tritt an bie Stelle der V. v. 10. Mai 1849. und der Dekl. v. 4. 
Juli 1849. (8. ©. ©. 165. und 250.) 

Urkundlich unter Unferer Höcfteigenhändigen Unterfchrift und beigebrudtem Königl. Inflegel. 

Gegeben Potsdam: Diagdeburger te d. 4. Juni 1851. 

(L. 8.) Friedrid Wilhelm. 
v. Manteuffel. v. d. Hevdt. v. Nabe Simons v. Stodhaujen. 
v. Raumer. v. Weſtphalen. 


B., die Ermäßigung des Eingangszolles für Reis und die Aufhebung des 
Eingangszolles und Feitfekung eines 1... ne für denaturirtes 
Baumöl betr. V. 12, Juni 18 


[G. ©. 1851. ©. 369. No. 3403.] 


Wir Friedridd Wilhelm sc. ꝛxc. verordnen in Folge ber, unter ben Regierungen ber zum 
Zollverein gehörenden Staaten getroffenen Uebereinfunft, unter Borbehali der Genehmigung der 
Kammern, auf den Antrag Unferes Staatsminifteriums, was folgt: 

$. 1. Die Beitimmungen der Bofition 25. s. und ber Anmerkung 1. zur Pofltion 26. der 
zweiten Abtheilung des nad Unferer V. v. 8. Nov. 1848.. vom 1. Januar 1849. an bis auf 
— in Kraft gebliebenen Zolltarifs für die Jahre 1846. bis 1848., werden dahin abgeän⸗ 
dert, da 


1) Reis, und zwar 
a) geſchälter dem Eingangszofle vonn. 22. . +. 1 Rtble., 
b) ungejchälter dem ⸗ a ——— 20 Silbergroſchen 


für den Zentner Bruttogewicht ee und 
2) Baumöl in Fäflern eingehend, wenn bei ber Abfertigung auf den Zentner ein Pfund 
Zerpentinöl zugefept worden, vom Gingangszolle frei bleibt, bei der Ausfuhr Dagegen 
einem Ausgangszolle von 5 — —— für den Ar unterworfen ift. 
$. 2. Diefe Nbänderungen treten mit dem 1. Augufi db. 3. in Wirkſamkeit. 
. $. 3. Unfer Binanzminifter wird mit ber Ausführung Yale V. beauftragt. 
Urkundlid, unter Unferer Höchſteigenhaͤndigen N und beigebrudtem Königl. Inſiegel. 


Gegeben Sansfouci, d. 12. Juni 1851, (L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. Manteuffel. v. d. Heydt. v. Rabe Simons v Stodhaufen. 
v. Raumer v. Wehphalen * 





G., die Unterhaltung, Verpflegung und Erziehung der Oberſchleſiſchen 
—— — V. 13 —— s51. f 


[G. ©. 1851. ©. 462. No. 3425.] 


Wir Friedrih Wilhelm ze. ꝛc. verordnen, mit Zuftimmung der Kammern, was folgt: 

Erſter Art. Die Staatsregierung wird hierburd ermächtigt, zur Unterhaltung, Berpfles 
gung und Erziehung der aus dem Moethftande des Winters 1847—48. in einigen Kreifen Ober: 
Ichlefiens zurücgebliebenen Typhus-Waiſen die Summe von 600,000 Thalern, in Worten: 
Sechshunderttauſend Thalern, innerhalb der zehn Jahre vom 1. an. 1851. bis zum 1. Ian. 
1861. in angemeflenen jährlichen Raten zu verwenden. 

Zweiter Art. Den Kammern wirb bei ihrem jährlidyen Zufammentritt über. die Berwen- 
„bung der vorftehend bereit gefteflten Gelbmittel, forwie über die Einrichtung und den Erfolg der 
zu dieſem Zwede getroffenen Beranftaltungen Rechenſchaft abgelegt. 

Mit der Ausführung dieſes G. und mit der bazır erforderlichen Snfratiton find die Mir 


*) Bergl. Bekanntmach. v. 29. Febr. 1852, 
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— ber Finanzen, der geiſtlichen, Unterrichts: und Medizinal-⸗Angelegenheiten und bes Innern 
eauftragt. 
Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterfchrift und beigedrucktem Königl. Infiegel. 
Gegeben Sansſouei, d. 13. Jumi 1851. 
(L. S.) Friedrih Wilhelm. 
v. Manteuffel. v. d. Heydt. v. Nabe Simons. v. Stodhaufen v. Raumer. 
v. Weſtphalen. * 


Allerh. Erl. v. 30. Juni 1851., betr. die Einfegung einer Königl. Eifen: 
babusDireftion zu Stettin, - 


[G. ©. 1851. ©. 458. No. 3421] 


Nachdem die am 12. Juni d. 3. abgehaltene Generalverfammlung ber Stargard: Pofener 
Gifenbahngefellihaft beichloffen hat, die Verwaltung der Bahn und des Betriebs ſchon vom 
1. Juli d. 3. ab nad Maafgabe der Beſtimmungen des unterm 4. März 1847. beftätigten 
Nachtrags zum Statut (G. ©. 1847. ©. 177.) an den Staat abzutreten, will Ich hierdurch 
nadı Ihrem Antrage genehmigen, daß die Verwaltung der Stargard:PBofener Gifenbahn mit dem 
1. Juli d. I. vom Staate übernommen werde. Um bem Verkehr die Vortheile einer einheits 
lichen Leitung bes Betriebs auf den zufammenhängenden öftlichen Bahnen zu Theil werden zu 
lafien, genehmige Ich ferner, daß die Verwaltung der Stargard: Pofener Eifenbahu der Diref: 
tion der Oſtbahn übertragen und daß zur Führung diefer Verwaltung ſowie zur Leitung bes 
Betriebs auf den zunächſt zur Gröffnung gelangenden Sireden der Oſibahn eine befondere Be: 
hörde, als eine Deputation der Direktion der Oflbahn, mit der Firma „Königliche Gifenbahn- 
Direktion“ eingefeßt werde. Diefe Direktion foll bis auf Weiteres in Stettin ihren Sig neh: 
men und alle Rechte und Befugniſſe einer öffentlidien Behörde haben. 

Der gegenwärtige Erlaß it durd die ©. ©. zur öffentlihen Kenntniß zu bringen. 

Sansfouci, d. 30, Juni 1851. Friedrich Wilhelm. 


An v. d. Heydt. 
den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten, 


Bertrag zwifchen Prenfen und mehreren anderen deutichen Regierungen 
wegen gegenfeitiger ii et ——— Male der Auszuweiſenden. 
477 + Su + 


[®. ©. 1851. S. 711. No. 3463.] 


Die Regierungen von Preußen, Bayern, Sachſen, Sadıfen- Weimar, Oldenburg, Sadıfen- 
Meiningen, Sadyıfen:Goburg:Gotha, Sachen Altenburg, Anhalt:Deflau, Cöthen und Bernburg, 
Schwarzburg-Rudolftabt und Sondershaufen, Reuß: Plauen älterer und jüngerer Linie, Waldeck 
und Lippe, find in Bericdfihtigung der bei Anwendung der bisher zwiſchen ihnen abgeichlofie: 
nen Konventionen wegen der Ausgewiefenen hervorgetretenen Edmwierigfeiten, fowie in der Ab- 
ficht, das in Bezug auf die Uebernahme von Auszuweifenden oder Heimathlofen zwifchen ihnen 
befiehende Verhältniß auf möglichſt einfache und leicht zu handhabende Grundfäge zurückzufüh— 
ren und dadurch zugleid, ſoviel an ihmen ift, ein allgemeines deutſches Heimathsrecht vorzube: 
reiten, übereingefommen, eine neue Vereinbarung über die gegenfeitige Verpflichtung zur Ueber: 
nahme von Auszuweifenden abzufchließen, und haben zu diefem Zwede Bevollmächtigte ernannt, 
und zwar: Pr 

(Folgen die Namen der Bevollmächtigten.) 


welche, vorbehaltlidy der Genehmigung ihrer Negierungen, über nachftehende Beſtimmungen über: 
eingefommen find. 
$. 1. Jede der fontrahirenden Megierungen verpflichtet ſich, 
a) diejenigen Individuen, welche noch fortbauernd ihre Angehörigen (Untherthanen) find, 


un 
b) ihre vormaligen Angehörigen (Untershanen), auch wenn fie die Unterthanjchaft nady 
der inländifche Geſetzgebung bereits verloren haben, fo lange, ale fie nicht dem an⸗ 
dern Staate nad) deſſen eigener Gefebgebung angehörig geworben find, 
auf Verlangen des andern Staates wieder zu übernehmen. 

8. 2. Iſt die Perfon, deren fid der eine der fontrahirenden Staaten enilebigen will, zu 
feiner Zeit einem ber fontrahirenden Staaten als Unterthan angehörig geweien ($. 1.), fo ift 
unter ihmen derjenige zur Uebernahme verpflichtet, in deſſen Gebiete der Auszuweiſende 

a) * zurückgelegtem 2lften Lebensjahre ſich zuletzt fünf Jahre hindurch aufgehalten, 
oder 
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h) ſich verheiralhet und- mit feiner Chefrau unmittelbar. nadı der. Eheſchließung eine ger 

meinſchaftliche Wohnung mindeitens ſechs Wochen inne gehabt hat, oder 

ec) geboren iſt. 

Die Geburt (c.) begründet eine Verpflichtung zur Urbernahme nur dann, wenn feiner ber bei: 
den andern Fälle 6 und b.) vorliegt, Treffen biele zufanmen, fo ift das neuere Verhältniß 
entſcheidend. 

$. 3. Ehefrauen find in den Fällen bes $. 1. uud 2, ihre Uebernahme möge gleichzeitig 
mit derjenigen ihres Ehegatten oder ohne dieſe in Frage kommen, von demjenigen Staate zu 
übernehmen, weldem ber Ehemann nach $. 1. ober 2. zugehört. | 

Bei Wittwen und gefdiiedenen Ehefrauen ift, jedoch nur bis zu einer in ihrer Berfon 
eintretenben,.. die Uebernahme- Berbindlichkeit begrüundenden Verinderung, das Berhältniß des Ehe 
mannes zur Zeit feines Todes und beziehungsweife der Eheſcheidung maaßgebend. 

Die Frage, ob eine Ehe vorhanden ſei, wird im Falle des. 8. 1. nad) den Geſetzen desje: 
nigen Staates beurtheilt, welden der Ehemann angehört; im alle des $. 2. aber nad den 
Geſetzen besjenigen Staates, wo die Eheſchließung erfolgt it. 

$. 4. Gheliche Kinder find, wenn es fih um deren Uebernahme wor vollendetem 21ſten 
Lebensjahre handelt, in den Fäffen des $. 1. und 2. nicht nad) ihrem eigenen Verhältnifie, fon: 
dern nach dem des Vaters zu beurtheilen. Kinder, weldye durch nachfolgende Che der Eltern 
legitimirt find, werben den ehelich geborenen gleich geachtet. 

$. 5. Unehelihe Kinder find nad demjenigen Unterthang: Verhältniffe zu beurtheilen, in 
welchem zur Zeit der Geburt derſelben deren Mutter ſtand, auch wenn ſich ſpaͤter eine Veraͤn⸗ 
derung in dieſem Verhältniſſe der Mutter zugetragen hat. 

Gehörte die Mutter zur Zeit der Geburt ihres ımehelichen Kindes keinem ber tontrabicens 
den Staaten als an, fo entfcheiden über die Berpflichtung zu feiner Nebernahme die 
Beitimmungen des $. 2 
Auch auf uneheliche Kinder findet die Vorſchrift des zweiten Abſatzes des $. 6. Ans 
wendung. ae 

$. 6. Sit feiner der im $. 2. gedachten Fälle vorhanden, fo muß der Staat, in welchem 
der Heimathlofe ſich aufhält, denfelben behalten. 

Doch follen weder Ehefrau noch Kinder unter 16 Jahren, falle fie einem andern Staate 
nach $. 1. oder 2. zugewieſen werben Fönnten, von ihren Ehemännern und beziehungsweiſe El— 
tern getrennt werben, 

$. 7. Wenn diejenige Regierung, welde ſich einer läftigen Perfon entledigen will, bie 
Uebernahme derfelben von mehreren deutſchen Bundesftaaten ans ber gegenwärtigen ober einer 
andern Uebereinkunft zu fordern berechtigt iſt, fo hat fie denjenigen Staat zunächſt in Anſpruch 
zu nehmen, weldjer in Beziehung auf den Verpflihtungsgrund oder die Zeitfolge näher ver 
pflichtet ift. 

Hat dieſer Staat, audy nad) vorgängigem Schriftwechſel der oberften Landesbehörden, bie 
Uebernahme verweigert, fo kann bie aueweifenbe "Megierung auch von demjenigen Staate, wel: 
dyer nad gegenwärtiger Uebereinfunft hiernächſt verpflichtet ift, die Uebernahme fordern und 
eh die Geltendmadung feines Nedts gegen den vermeintlich näher verpflichteten Staat 
überlaflen. 

- 8.8. Ohne Zuftimmung der Behörde- des zur Mebernahme verpflichteten Staates darf 
biefem * aus dem andern Staate ausgewieſenes Individuum zugeführt werden, es ſei 
denn, bu 

a) ber Rüuͤckkehrende ſich im Beſitze eines von der Behörde ſeines Mohnortes auegeftell⸗ 

ten Paſſes (Wanderbuchs, Paßkarte), ſeit deſſen Ablauf noch nicht ein Jahr veritri- 
chen iſt, befindet, oder 

:b) daß ber Ausgewieſene einem in geraber Richtung rückwaͤrts llegenden dritten Staate 

zugehört, weldem er nicht wohl anders als durch das Gebiet des anderen: kontrahi⸗ 
renden Staates zugeführt werden kann. 

$. 9.. Sollte ein Individuum, welhes von dem einen fontrahirenden Staate bein anderen 
zum Weitertransport in einen rücwärts liegenden Staat nad) Maafigabe des $. 8. Litt. b, 
überwiefen worden ift, von dem legteren nicht angenommen werben, fo kann daflelbe in denje— 
nigen Staat, aus welchem e8 ausgewieſen worden war, wieder zurüdigeführt. werbeil, 

. 10. Die Ueberweifung der Ausgewieſenen geſchieht in ber Regel mittelft Transportes 
und Abgabe derſelben an bie SBolizeibehörbe desjeniges Ortes, wo der Transport als von Sei: 
ten bes ausweijenden Staates beendigt anzufehen it. Mit dem Ausgewiefenen werben zugleid, bie 
Beweisſtücke, worauf ber Transport fonventionsmäßig gegründet wird, übergeben. In folden 
Faͤllen, wo feine Gefahr zu beſorgen iſt, können einzelne Ausgewiefene auch mittelſt eines Paſ⸗ 
ſes, in welchem ihnen die zu befolgende Route genau vorgeſchrieben iſt, in ihr Vaterland ge⸗ 
wieſen werden. 

& $. 11. Die Koften ber Ausweilung trägt innerhalb feines Gebietes der, ausweiſende 
taat. 

Wenn der Ausgewieſene, um feiner Heimath in einem dritten Stante auge u werben, 


* 
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buch das Gebiet eines anderen kontrahirenden Theiles transportiet werden muß, ſo hat dem 
—— der ausweiſende Staat die Hälfte der bei dem Durchtransporte entitehenden Koften zu 
erjtatten. 

Muß der Ausgewiefene im alle des $. 9. in den Staat, aus weldem er ausgewieſen wor: 
den: war, wieder zurückgebracht werben, fo hat Diefer Staat ſaͤmmiliche Koſten des Rücktranspor⸗ 
tes zu vergüten. 

$. 12. Können die betreffienten Behörden über die Verpflichtung des Staates, welchem die 
Vebernahme angefonnen wird, ſich bei dem darüber Hattjindenden Schriftwechiel nicht einigem und 
ift bie Meinungsverfchiedenheit audy im ‚diplomatischen Mege nicht zu bejeitigen geweſen, fo 
wollen bie betheiligten Megierungen den Streitfall zur fdriedstichterlichen Entſcheidung einer 
dritten deutſchen Megierung ftellen, welde zu den Mitfontrahenten des gegenwaͤrtigen Vertra⸗ 
ges gehört. 

"Die Mahl der um Nbgabe des Schiedsſpruchs zu erſuchenden dentſchen Regierungen 
— gemenigen © Staate überlaſſen, der zur Uebernahme des Ausgewieſenen verpflichtet wer: 
den ſoll 

An dieſe britte Rigitrmg hat jede der betheiligten Regierungen jebesmal nur eine Dars 
legung der Sachlage, wovon der anderen Regierung eine Abſchrift machrichtlid, mitzutheilen ift, 
in fürgeiter Friſt einznfenden, 

Bis die ſchiedsrichterliche Entſcheidung erfolgt, gegen welche von feinem Theile eine weitere 
- Ginwenditng zuläfftg_ift, hat derjenige Staat, im befien Gebiet das_anezuweifende Individuum 
beim Gntitehen der Differenz ſich befunden, die Berpflihtung, bafjelbe in feinem Gebiete zu 
behalten. 

$. 13: Gegenwärtige Uebereinfunft tritt vom 1. Jan. 1852. an und zwar dergeftalt in 
Wirkſamkeit, daß alle Fälle zweifelhafter Mebernahnie-Berbindlidyfeit, welche bis zu diefem Zeit: 
punfte zwijchen den beiverfeitigen Behörden noch nicht zur Grörterung gelangt, oder, falls, dies 
bereits der Fall gewefen, ‚bis eben dahin durch ein bündiges Anerfenntniß oder durch ſchieds— 
richterliche Entſcheidung noch nicht definitiv erledigt worden find, nad dei neu vereinbarten Bes 
flimmungen beurihetlt werben follen. 

Mit dem 1. Jan. 1852, treten ſämmtliche Vereinbarungen wegen der Hebernahme von Aus: 
gemwiejenen, welche bisher zwiſchen ben kontrahirenden Staaten beftanden, außer Kraft. 

$. 14. Jedem fontrahirenden Theile fteht das Recht zu, ein Jahr nad) der von ihm mus: 
gefprodhenen Kündigung von der gegenwärtigen Uebereinfunft zurückzutreten. 

$. 15. Allen deutſchen Bundesftanten, welche die gegenwärtige Uebereinfunft nicht mit ab: 
geſchloſſen haben, ſteht der Beitritt zu derfelben offen, Diefer Beitritt wird. durch eine, bie 
Uebereinkunft geriehmigende und einer der fontrahirenden Regierungen, behufs weiterer Benach— 
richtigung der übrigen Kontrahenten zu übergebende Erklärung bewirft. 

Zu Urkund deſſen haben die Bevollmächtigten die gegenwärtige Uebereinkunft unterzeichnet 
und unterfiegelt. 

Gotha, d. 15. Juli 1851. 
(L. S.) Friedr. Carl Frank. «(L. 8.) Friedrid Ber (L. * Albert 
Roesgen! (J. S.) Carl Ludwig Kohlſchütter. (L. S.) Guſtav Adolph Schmith. 
(L. S.) Gar! Heinrih Ernſt von Berg. (L. S.) Dr. ee Eduard Oberländer. 
(L. S.) Karl Chriſtian Kudolf Brüdner. (L. 8.) Herrmann Schuderoff. 
(L. S.) Franz Walther. (1.S.) Wolrad Schumacher. (L.S.) Theodor Heldman, 


Vorſtehender Vertrag wird, nachdem berfelbe von fämmtlichen fontrahirenden Regierungen 
ratifizirt worden iſt, hierdurch mit dem Bemerken zur öffentlichen Kenntniß gebracht, daß demſel— 
ben in Gemäßheit des 8. 15. die Regierungen 

I) des Herzogthums Naſſau mittelft Erflärung v. 4. Oft. d. 
2) des Großherzogthums Hefien unter d. 25. Oft. d. J., 
— 3) des Kurfürftentf hums Heſſen mittelſt Grffärung v. 17. Nov. dv. 3. 
beigetreten find. 

Berlin, d. 27. Nev. 1851. 

Der  Rinier-Psäfbent, Minifter der auswärtigen Angelegenheiten. 
v. Manteuffel, 


® wegen: Abänderung des Vereind-Zolltarifes. V. 21, Juli 1534. *) 
vs [®. ©. 1851. ©. 511. No. 3429.] 


Mir Friedrich Wilhelm x. ꝛc. Nachdem die Regierungen der zum Bollvereine gehörenden 
Staaten übereingefommen find, den für die Jahre 1846., 1847, und 1848, exlaffenen Zolltarif 
*) Vergl. Bekanntmach. v. 20, Zebr. 1852, 
* 25* 
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und bie denfelben ergänzenden Erlaſſe, welche in Gemaͤßheit Unferes Erlaſſes v. 8. Nov. 1848. 
bis auf Meiteres in Kraft bleiben, in einzelnen Beſtimmungen abzuändern umd weiter zu er: 
ganzen; fo verorbnen Wir, umter Vorbehalt der Genehmigung der Kammern, auf den Antrag 
Unferes : Staats-Minifteriums, was folgt: 

$.1. Vom 1. Oft. 1851. an treten folgende Abänderungen und Zufäge zu dem Zollta- 
elf für die Jahre 1846., 1847. und 1848. und zu den, denjelben ergänzenden Grlafien bis auf 
Weiteres in Wirffamfeit, 


Erfie Abtheilung des Tarifes. 


Den Gegenftänden, welde feiner Abgabe unterworfen find, treten folgende, bisher 
in den Tarife nicht namentlid aufgeführten Nrtifel hinzu: 
Gifenroftwafler, Moos, Eronfiffe. (Erdpiſtazien), Kupferaſche, Streulaub und Kleie. 
Außerdem werben folgende, dermalen in ber zweiten Abtheilung des Tarifes ſtehenden Ars 
tifel der erften Den Kuprkfen, mithin von jeder Abgabe befreiet: 


aus 11, Poſ. 5. lit. gelbe, grüne, rothe Farbenerde, Braunroth, rohe Kreide, 
Ocker, Rothſtein, Umbra, roher Flußſpath in Stücken; 
es: 6b. > F 3. Fledten; 
⸗ ⸗ : 5 : . Weinftein; 
s =» 16. gebrannter Kalf und Gips; 
» = zB. > oa. Bruchſteine und behauene Steine aller. Art, Mühlfteine 


(mit Ausſchluß der mit eifernen Reifen verfehenen), 

grobe Scleif: und Wetzſteine, Tuffteine, Traß, Ziegel: 

und Backſteine aller Art, bein Transporte zu Wafler, 

auc beim Landtransporte, wenn die Steine nad einer 
. Ablage zum Verſchiffen beftimmt find. 


Zweite Abtheilung bes Tarifen. 


Bei den Gegenftänden, welche bei der Einfuhr oder bei der Ausfuhr einer Abgabe unters 
worfen find, treten folgende Aenderungen ein: 


A. In ben Bettfähen. 


I. Bom Ausgangszolle bleiben frei: 
Knodyen, jeewärts von der Ruſſiſchen bis zur Mecklenburgiſchen Grenze ausgehend 
(Pof. 1. Abfälle :c.). 


I. Bon folgenden, bisher in dem Tarife nicht namentlich aufgeführten Artifeln find 
die beigefügten Gin: oder Ausgangszollfüge zu erheben, und zwar von 
1) Grünjpan, raffinirtem (deftillirtem, kryſtalliſirtem) oder gemahlenem, beim Gin- 
gange 1 Rthlr. oder 1F1. 45 Kr. vom Zentner (Pof. 5. Droguerie- x. Maaren); 
‚2 Alkanna; Alfermes; Avignonbeeren; Berberisholz; VBerberiswurzeln;, Catechu (jas 
paniſche Erde); Gitronenfaft in Fäſſern; Godenille ; Derbuivath: Glephanten: 
und anderen Thierzähnen ; Faͤrberginſter; Färbe- und Gerbewurzeln, nicht beſon— 
ders genannten; Flohſaamen; Fraueneis (Gipsſpath); Gummi arabicum; Gummi 
ſenegal; Gutta percha, roher ungereinigter; Hornplatten; Indigo ; Kino; Knochen 
platten, rohen blos geſchnittenen; Rofosnüflen; Lac de; Meerfcaum, rohen; 
Muſchelſchalen; Orlean; Perlmutterfhalen; Rohr, ſpaniſchem, oftindifhem, mar: 
feiller; Pfefferrofr; Stuhlrohr; Salep; Scildkrötenfhalen, rohen; Tragant; 
Wallfiſchbarden (rohes Fiſchbein), nur beim Ausgange 5 Sgr. oder 17% Kr. vom 
Zentner (Poſ. 5. Droguerie- ıc. Waaren; 
3) Gutta perda, mehr oder weniger gereinigter, beim Eingange 6 NRihlr. oder 10 El. 
30 Kr. vom Zentner (Poſ. 21. Leder ıc.). 


II, Bon nahfolgenden Artikeln find, anftatt der bisherigen Eins ober Ausgangszollfäge 
ober anftatt beider, die beigefügten Säge zu erheben, und zwar von: 
1) Roher Baumwolle, beim Ausgange 5 Sgr. oder 17% Kr. vom Zentner (Pof. 2. 
Baumwolle ıc.); : 
2) Mennige, zur Weißglasfabrifation auf Grlaubnißfceine wingehend; ein Biertheil 
der tarifmäßigen Gingangsabgabe (Poſ. 5. Drogueries x. Waaren) ; 
3) Krapp, beim Gingange 25 Sgr. oder 8% Kr. vom Zentner (Poſ. 5. Droguerie- 
'ı. Waaren); 
4) Bott: (Waids) Afche, beim Gingange 5 Sgr. oder 17% Kr, vom Zentner (Bof. 5. 
Droguerier ıc. Waaren); 
5) Farbehölgern: 
1) in Blöden, beim Ausyange 24 Sgr. oder 8% Kr. vom Zeniner; 
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2) gemahlen ober geraspelt, beim Gingange f Sgr. ober 175 Kr. vom Zentner 
(Poſ. 5. Droguerie: ıc, Waaren); 

6) Aloe; Galläyfeln; Harzen aller Gattung, europäiſchen und außerseuropäifchen, roh 
oder gereinigt; Kreugbeeren; Kurfume; Duereitron; Saflor; Salpeter, gereinig— 
tem und ungereinigtem ; falpeterfaurem Natron; Sumach; Terpentinz Waid; Wau, 
beim Ausgange 25 Sgr. oder 85; Kr. vom Zentner (Pof. 5. Drogneries x. 
Waaren); 

7) Buchsbaum; Cedernholz; Korkholz; Pockholz; Gummi elafticum, in der urfprüng- 
lien Form von Schuhen, Flafchen u. f. w.; Hölgern, aufßereuropäifchen, für 
Dredysler, Tifchler ꝛc. in Blöcken und Bohlen, beim NAusgange 5 Sgr. ober 
17% Kr. vom Zentner (Poſ. 5. Drogueries x. Waaren); 

8) Getreide und Hülfenfrüchten, auf der ſächſiſch-böhmiſchen "Grenze bei dem Trans⸗ 
porte zu Lande eingehend, 

a) linfs der Elbe, diefe ausgeſchloſſen: 
1) von Weizen, Spelz oder Dinkel 2 Sgr. vom Dresdener Scheffel, 
2) von Roggen, Gerfte, Hafer, 
Bohnen, GErbfen, Hirfe, Linfen, 


Heideforn und Wilden . . 2.4 s ‚ ⸗ 

b) rechts der Elbe, dieſe ausgefchloffen: 
1) von Weizen, Spelz oder Dinfel 2 — ⸗ ⸗ ⸗ 

2) von Roggen, Gerſte, Bohnen, 
Erbſen, Hirſe, Linſen und Wicken 1 > ⸗ ⸗ 
3) von Hafer und Heidekorn..4 ⸗ 


(Pof. 9. Getreide x. Anmerfung 2); 

9) Holz in gefchnittenen Fournieren, ohne Unterfchieb bes Urfprungs, ſowohl beim 
Waſſer- als beim Landtransporte, beim Gingange 1 Rthlr. oder 1 El. 
45 Kr. vom Zentner (Poſ. 12. Holz 1c.); 

10) feiner Korb: und Holsflechterarbeit ohne Unterſchied, und von Fournieren mit eins 
gelegter Arbeit, beim Eingange 10 Rtihlr. sder 17 Fl. 30 Kr, vom Zentner 
(Poſ. 12. Holz ıc.); 

11) Waaren aus Shiliyatt; nıetallenen Häfelnadeln (ohne Griffe) und gefaßten 
Brillen aller Art, beim Eingange 50 Rihlr. oder 87 Fl. 30 ar. vom Bentner 
(Poſ. 20. Kurze Waaren x.); 

12) Gummiplatten, beim Gingange 6 Rthlr. ober 10 Fl. 30 ar. vom Zentner 
(Poſ. 21. Leber ꝛc.); 

13) Gummifabrifaten außer Verbindung mit anderen Materialien: 

a) nicht ladirten, beim Gingange 10 Rtihlr. oder 17 Fl. 30 Kr. vom Zentner, 
b) ladirten, beim Gingange 22 Rthlr. oder 38 Bl. 30 Kr. vom Zentner 
WPoſ. 21. Leder ıc.); 
14) — (Talg-, Wachs-, Wallrath- und Stearin-), beim Eingange 6 Rthlr. oder 
0 Fl. 30 Kr. vom Zentner (Poſ. 23. Lichte ıc.); 

15) cn und Schmupftabad, beim Gingange 20 Nthlr. oder 35 Fl. vom Bent: 
ner (Bor. 25. Material: ıc. Waaren); 

16) Mühlfteinen mit eifernen Meifen, ohne Unterfcdieb des Transportes, beim Ein: 
gange von einem Stüd 3 Rthlr. oder 5 Fl. 15 Kr. (Poſ. 33. Steine); 

17) Bafl- und Streohhüten, ohne Unterfdyied, beim Gingange 50 Rihlr. oder 87 EI. 
30 Kr. vom Zentner (Pol. 35. Stroh⸗ ıc. Waaren); 

18) Wachstafft, beim Gingange' 11 Rthlr. oder 19 Fl. 15 Kr. vom Zeniner (Pof. 40. 
Wadsleinwand ır.). 


B. In den Tarafäsen. 


1. An Tara wird bewilligt für: 
1) Bier ꝛc. (Pof. 25. a.) in Meberfäflern, 11 Pfund vom Zentner Bruttogewicht; 
2) Gigarren (Pof. 25. v. 2. ß.), außer der Tara für die äußere Umſchließung eine 
Zufagtara von 12 Pfund, wenn folhe in Pappfäftchen verpadt find; 
3) Zuder, Brod: und Hut⸗, Kandis-, Bruch⸗ oder Lumpen⸗- und weißen geitoßenen 
Zuder (Poſ. 25. x. I. a.) in Körben, 7 Pfund vom Zentner Bruttogewicht. 
11. Die Tara wird herabgefebt bei 
Kaffee, rohem ıc. (Bof. 25. m.) in Ballen und Säden, auf 3 Pfund von Zent: 
ner Bruttogewicht. 
C. In ber Bezeichnung und Beſchreibung ber ein-oder ausgangézoll— 
pflichtigen Gegenſtände. 
HBei Poſ. 4. b., feine Bürſtenbinder— x. Waaren, und 12. f., feine 
BSolzwaaren, find die in Parenthefe ſtehenden Worte: „mit Ausnahme von 
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edlen Metallen, feinen Metallgemiſchen, Bronze, Perlmutter, echten Perlen, Ko: 
rallen oder Steinen‘ zu erſetzen durch folgende Worte: „(mit Ausnahme von edlen 
Metallen, feinen Metaflgemiichen, echt vergeltetem oder verfülbertem Metall, 
gg Perimutter, echten Berlen, Korallen oder Steinen)“. 

2) Bei Bol. 6. f. 2. Grobe Giien- w. Waaren, it hinter dem Worte „gefir⸗ 
nißt“ supufegen: „serfupfert“, 

3) Bei Bol. 6. f. 3., Feine Eifen sc. Waaren, find bie iu Barenthefe ſtehen⸗ 
den Worte: „mit Ausſchluß der Nah- und Strickuadeln“, zu erſetzen durch: „(mit 
Ausſchluß der Nähnabelır, metallenen Stricknadeln, metallenen Häfelnabeln ohne 
Griffe). 

4) Bei Pol. 20,, Kurze Waaren, Duincaillerien ı, if der Tert folgender: 
maßen abzuändern: 

a) im Gingange: 
„Waaren, ganz oder theilweife aus edlen Metallen, aus feinen Wetallge: 
- miihen; aus Metall, echt vergoldet oder verfülbertz aus Schildpatt, Berl: 
mutter, edyten Perlen“ u. ſ. w.; fodann 
b) nad den Werten „unedhten Steinen und dergleichen“: 
„feine Galanterier und Quincaillerie-Waaren (Herren: und frauen: 
ſchmuck, Toiletten: und fogenannte Nippestiſchſachen »c.) aus uneblen Me: 
tallen, jedoch fein gearbeitet und. entweder mehr wber weniger vergoldet 
oder verfilbert oder auch vernirt, oder in n Berbindun; g mit Alabaſter“ u. ſ. w.; 
endlich 
e) nad) dem Worte „Reonlendhter"; 
„in Verbindung mit echt yergoßdetem ober verfülbertem Metall; Gold: und 
Silberblatt (echt oder unecht) u. f. w. 
5) Ber. Poſ. 22. Leinengarn, Leinwand uud —— iſt 
unter e. das Wort „(unappretirte)“, unter 1. das Wort „(appretirte)“ zu löfchyen, 
6) Bei Por. 24, Lumpen und andere Abfälle zur AREERRNUG UN: 
tritt Hinzu: 
„and, macerirte Lumpen (Halbzeug)“. 

7) * Poſ. 25. ĩ. a, Friſche Apfelſinen u. ſ. w., tet ver legte Sag künftig 

auten: 


„Im. alle der Auszählung bleiben verborbene umverfteuert, wenn fie in 
Gegenwart von Beamten wweggeworfen werden”. 
8) Bei Pol. 25. p, Konfitüren u. ſ. w., it nah den Worten „Vüchſen und 
dergleichen“ der Tert abzuändern in: 
„eingemarhte, eingebämpfte oder aud) eingejalgene Früchte“ u. ſ. w, 


9 ee Pol. 33., Steine ꝛc., find unter b, Waaren aus Nlabafter ı., die 
orte: 
RR „unechte Steine in Verbindung nit uneblen Metallen“, 
owie 
die ganze Anmerkung 2. 
zu ſtreichen. 


10) en Poſ. 43. a, Grobe Binuwaaren ir das Wort: „Löffel in Wegfall zu 
ringen. 


* 


Dritte ii bes Tarifes. 


1) Die allgemeine Durchgangsabgabe (Poſ. 2. und 3.) wird herabgefegt auf 10 Sur, 
oder 35 Kr. vom Zentner, 

2) Bon Heringen fin nd als Durchgangsabgabe nicht mehr ale 3 Sgr. 9 Pf. oder 
13 Kr. für bie Tonne zu erheben. 

3) Die Beltimmungen des: I. Abichnittes unter 10. und 1. gelten auch bei dem 
Eingange des Getreides auf ber Warthe und bei dem-Anegauge über den Hafen 
von Stettin. 

4) Die im I. und II. Abſchnitte für die Siraße über Neu⸗Berun getroffenen Beſtim⸗ 
en auf bie. durch bie, Gifenbahn über Miyslowis gebildete Strafe 
ausgedehn 

5) — — Abſchnitt Il. ‚aufgeführten Durhgangs » Abgabenfüge werben ermäßigt, 

e ofgt: oa 


unter J auf Sgr. oder 17% Kr. vom Zentner; 5 
⸗ — 2. und 4. auf 25 Sur. oder 8% Rr. vom Bentiter; 
_ 3. auf 1% Sgr. oder 4} Kr. vom Zentner. 


— 
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Fünfte Abtheilung bes Tarifes. 


Die allgemeinen Beſtimmungen werden vervollſtändigt: 
a) durch den Zufaß: 
„Der Ein-, Aus: und Durchgangszoll wird nad) denjenigen Tariffägen und Vor⸗ 
ſchriften entrichtet, welche an dem Tage gültig ſind, an welchem: 
1) die zum Eingange beſtimmten Waaren bei der kompetenten Zollſtelle zur 
Verzollung oder zur Abfertigung auf Begleitſchein IL, 
2) die zum Ausgange beftimmten ausgangszoflpflihtigen Waaren bei einer 
zur Erhebung des Ausgangszofles befugten Abfertigungsitelle, 
3) die zum Durchgange beftimmten Waaren: 
a) im Falle der unmittelbaren Durdyfuhr, bei dem Grenzeingangsamte 
zur Durchfuhr, 
b) im Falle der mittelbaren Durchfuhr, bei dem Niederlageamte zur 
Berfendung nad) dem Auslande 
angemeldet und zur Abfertigung geftellt werden“ 
b) durch die Abänderung der Gekintniung unter II. d. „Bei Ballen von einem Bruttoge— 
wichte” u, f. w. in folgender Meife: 

„Bei Waaren, für welde der Tarif eine vier Pfund überfteigende Tara für Ballen 
vorfchreibt, ift es, wenn Ballen von einem Bruttogewichte ber adyt Zeittner zur 
Verzollung angenelde werden, der Wahl des Zollpflichtigen ũberlaſſen, entweder ſich 
mit der Taravergüfung für acht Zentner zu begnügen, oder auf Ermittelung des 
Nettogewichtes durch Verwiegung anzutragen. 

Bei baummollenen und wollenen Geweben (Tarif Abth. 11, 2. c. und 41. c.) 
findet dieſe Beſtimmung fchon Anwendung, wenn Ballen von einem Bruttogewichte 
über ſechs Zentner angemeldet werden, dergeftalt, daß dabei nur, von ſechs Zentnern 
eine Tara bewilligt, wird“, 

$. 2.. Unfer Finangminifter wird mit der Ausführung biefer V. Beauffrägt. 
Urfundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterfchrift und beigebructem Königl. Inflegel. . 


Gegeben Sansfouci, d. 21. Juli 1851. TE er 
. (6.&) Friedrid Wilhelm. 
v. Manteuffel. v. d. Heydt. v. Rabe Simons v. Naumer v. Weſtphalen— 


V. Anegei An endung der ermäßigten Durchgaugs:Zolfäge, für Getreide, 
auf den Eingang anf der Warthe und den. Ausgang über Stettin. 
V. 28, Juli 168514. 


a [®. ©: 1851. ©. 519. No. 3430.) 


Wir Friedrich Wilhelm 16. 3. verordnen, unter Vorbehalt der WERTEN der Kammern, 
auf den Antrag Unferes Staatsminifteriums, was folgt: 
$. 1. Die durch Unfere Erl. v. 3. März 1843. und 24. Nov. "1845, angeordneten Durch⸗ 
gangs⸗ Zollſatze für die auf der Weichſel und dem Niemen ein- und durch die Häfen von Dan⸗ 
9 Pillau * Memel ausgehenden Getteidearten und Hülfenfrücte, nämlich: 
* ve Roggen, Gerſte und Hafer von zZ Sgr., 
. 2) für Weizen und andere unter No. 1. nicht genannte Getreidearlen, Besgkeigen für 
Bohnen, Erbſen, Linfen, Wirken und andere. Hülfenfrüchte, von 2 Sgr. 
für den. Breußifhen Scheffel, ſollen vom 1. Oft. 1851. an bis auf Weiteres auch bei dem Ein: 
gange diefer Getreidearten und Hülfenfrüchte auf der Warthe und bei dem Ausgange über den 
Hafen von Stettin Anwendung finden. 
SG. 2. Unſer Finanzminifter wird mit der Ausführung biefer 2. beauftragt. 
Urfundlid, unter Unferer Höhfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrucktem enigl. Iufegel 


Gegeben Sansfoud, den 21. Juli 1851, (L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. Manteuffel. v. d. — v. Rabe. Simone vw Raumer. v. — 


44 . r r eo. * = 
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Allerb. Erl. v. 410. Sept. 1851., betr. die Herabſetzung des Zinsfages der 
fünfprozentigen Staats-Anleihe vom Jahre 1848. auf 45 Prozent, 


[®. ©. 1851. ©. 606. No. 3444.) 


Auf Ihren Bericht v. 6. d. M. will Id die Herabfegung des Zinsfapes der fünfprozen: 
tigen Staats: Anleihe vom Jahre 1848. auf 4% Prozent hiermit genehmigen. Zu biefem Be: 
hufe find durch die mit dem Konvertirungsgefhäft zu beauftragende Haupt: Berwaltung der 
Staatsſchulden fümmtliche verzinsliche Schulöverfcreibungen jener Anleihe, mit Ausſchluß derje: 
nigen, welche in der at 5. d. M. ftattgehabten Verlooſung, Behufs der planmäßigen Tilgung, 
gezogen worden find, zur baaren NRüdzahlung am 1. April 1852. zu Fündigen. Die Kündis 
gung, welche vor dem 1. Dft. d. 3. durch eine in dem Staats:-Anzeiger, den Anıtsblättern und 
den Berliner Zeitungen zu erlaffende Bekanntmachung zu bewirken ift, hat mit der Maafgabe 
zu gefchehen, daß denjenigen Gläubigern,. welde in die Zinsherabfegung auf 4% Prozent vom 
1. April 1852. ab willigen und dies durch Einreihung ihrer Obligationen bei der Kontrole ber 
Staatspapiere oder den Regierungs-Hauptkaſſen zur Abftenipelung auf 4% Prozent bis fpäteftens 
zum 30. Nov. d. 3. zu erkennen geben, aud nod der volle Genuß des legten am 1. Dft. 
1852. zahlbaren fünfprozentigen Kupon der erften Zins-Serie verbleiben foll. Die zu konver— 
tirenden Obligationen find mit dem Reduktionsſtempel zu bevruden und ben Einreichern dem: 
uächſt zurüczugeben. Von allen übrigen Obligations:Befigern diefer Anleihe, welhe ihre Oblis 
gationen bis zum 30. November d. 3. in obiger Weife nicht eingereicht haben, wird angenom: 
men, daß fie den Rüdempfang ihrer Kapitalien der Zinsermäßigung vorziehen, und haben bie: 
felben daher den Nominalbetrag ihrer Obligationen gegen Rückgabe berfelben nebft den am 1. 
Oft. 1852. fällig werdenden Zinskupons bei der Staatsfhulden-Tilgungsfafle, refp. den Regie 
rungs: Hauptfaffen am 1. April 1852. in Empfang zu nehmen, da von biefem Tage an jebe 
weitere Verzinfung der nicht fonvertirten Obligationen aufhört. — Die durd das ©. v. 7. Mai 
d. I. (G. S. ©. 237.) angeordnete Tilgung der freiwilligen Anleihe behält ihren Bertgang, 
foweit nicht das Schuldfapital in Folge des jegigen Erlafles zur Rüdzahlung gelangt. Für bie 
Ausführung diefes Erlaffes, welcher dur die G. ©. zur öffentliden Kenntniß zu bringen ift, 
haben Sie Sorge zu tragen, “ 

Sansjouci, d. 10. Sept. 1851. Friedrid Wilhelm. 

An v. Bodelfhwingh. | 
den Finanzminifter. 


Allerh. Erl. v. %8, Nov. 1854,, betr, die in Gemäßbeit des G. v, 7. Dec. 
1849. aufzunehmende Staatsanleihe von fechszehn Millionen Ihalern. 


[®. ©. 1851. S. 758. No. 3472.) | 


- Dem Antrage in Ihrem Berichte v. 27. d. Mis. entfprechend, beſtimme Ich hiermit, daß bie 
in Gemäßheit des ©, v. 7. Dec. 1849., betreffend den Bau der Oftbahn, der MWeftphälifhen 
und der Saarbrüder Eifenbahn, fowie die Beihaffung der dazu erforderlichen Gelbmittel (G. ©. 
©. 437.), nad) Maafgabe des gegenwärtigen Bedarfs jetzt aufzunehmende Staatsanleihe von 
fehszehn Millionen Thalern zum Binsfuße von vier und einem "halben Prozent jährlich ‚in 
Schuldverfcreibungen über hundert, zmweihundert, fünfhundert und taufend Thaler ausgegeben, 
und vom 1. Jan. 1852. ab innerhalb der nächſten fünf Jahre jährlich mit Einem Prozent, fo: 
wie mit dem Betrage der durch die forsfchreitende Amortifation erfparten Zinfen des Geſammt⸗ 
Kapitals, getilgt werde. Dem 1. Januar 1857. ab foll dem Staate das Recht vorbehalten 
bleiben, den hiernady zu beredhnenden Tilgungsfouds zu verftärfen, wogegen berfelbe niemals 
verringert werben darf. Ich ermächtige Sie, hiernach die weiteren Anordnungen zu treffen. 
Dieſer Mein Erf. ift durd die G. ©. zur öffentl, Kenntniß zu bringen. 

Berlin, d. 28. Nov. 1851, Friedrich Wilhelm. 

An v. Bodelſchwingh. 

den Finanzminifter. 


Allerh. Erl, v. 28. Nov. 1851., betr. die nachträgliche Heranziehung der 

als Ernährer ihrer Familien bei den Erfag:-Aushebungen dreimal zurück 
eftellten und in Folge deſſen der allgemeinen Erſatz- Reſerve überwiefenen 
ndividuen zum Dienft im ftehenden Heere, wenn fie den Zweck der ihnen 
gewordenen Berückfichtigung nicht erfüllen. 


[®. ©. 1852. ©. 1. No. 3474.) v 


Auf den Bericht v. 16. Nov. d, J. beſtimme Ich unter Mobififation ber O. v. 3. Nov. 
1833. zu 4., daß Dienfipflichtige, welche als Grnährer ihrer Familien dreimal zurüdgeftellt und 


* 
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in Folge defien der allgemeinen Erſatz⸗ Reſerve überwieſen worden ſind, den Zweck der ihnen 
gewordenen Bexückſichtigung aber nicht erfüllen, bis zum vollendeten 25ſten (in Weſtphalen 26ſten) 
Lebensjahre auf Antrag der Erſatz-Behörden von ben oberen Provinzial-Behörden zur Erfüllung 
ihrer Meilitairdienfipflicht dem ftehenden Heere aus der allgemeinen Erſatz-Reſerve auch in ges 
wöhnlihen Friebensverhältnifien überwiefen werben fönnen. 

Sie haben diefe Order durch die G. ©. zur allgemeinen Kenntniß zu bringen und darnach 
das weiter Erforderliche zu verfügen. 

Berlin, d. 28. Nov. 1851. Friedrich Wilhelm. 

An v. Stockhauſen. v. Weftphalen. 

die Minifter des Krieges und des Innern. i 


Allerh. Erl. v. 17. Dec. 1851., betr. den Wang und die Anftellung der 
Departements:Kafjen: und Nechnungs-Neviforen der Dbergerichte.*) 


[®. ©. 1852. ©. 26. No. 3478.] 


Auf Ihren Bericht v. 8. Dec. 1851. beftinıme Ich hierdurch, daß den Departements:Kaffens 
und Rednungs:Meviforen der Obergerichte der Rang der fünften Rangklafle der höheren Beam: 
ten ber ProvinzialsKoflegien zufommen und die Anftellung berfelben durch Sie erfolgen fol. 

Gharlottenburg, d. 17. Der. 1851. Friedrich Wilhelm. 

An Simons, 
ben ZJuftizminifter. 


482. 


V. über die Se der Berwaltungsbehörden der Hohenzollernfchen 
Lande. DB. 7. Tan. 1852. 


[®. S. 1852. ©. 35. No. 3485.] 


Wir Friedrihd Wilhelm sc. ꝛc. Nachdem durch das ©. v. 12. Mär; 1850. (8. ©. ©. 
289.) die Bereinigung ‚der Fürftenthümer HohenzollernHedingen und Hohenzollern: Sigmaringen 
mit dem Preußischen Staatsgebiete ausgeſprochen und durch das G. v. 30. April v. J. über 
bie Gerichts⸗Organiſation u. ſ. w. in ben Fürſtenthümern Hohenzollern: Hechingen und Hohen: 
gollern-Sigmaringen (G. ©. ©. 188.) die Rechtspflege von der Verwaltung getrennt und bei 
Gerichtsbehörden übertragen worden ift, fo verorbnen Wir über die Organijation der Verwal: 
tungsbehörden der neu erworbenen Landesiheile, was folgt: 

$. 1. Die Gebietstheile der beiden Fürftenthümer Hohenzollern bilden unter dem Namen 
„Hohenzollernfhe Lande“ einen befonderen Verwaltungsbezirk, welchem 

1) eine Regierung, die in der Stadt Sigmaringen ihren Sig nimmt, 
2) das Konfitorium, das Provinzial» Schulfollegium, das Medizinalfollegium und das 
Dberbergamt der Rheinprovinz in den Angelegenheiten ihres Mefforts . 
zunädit vorgefegt And, 

In militairiſcher Beziehung tritt dieſer Verwaltungebezirk in den Berband bes achlen Ars 
meeforps und wird in biefem ber 16ten Landwehrs Brigade zugetheilt. 

Soweit in den MilitairsAngelegenheiten den Oberpräfidenten eine Mitwirfung zufteht, wird 
ſolche für die Hohenzollernſchen Lande durch den Oberpräfidenten ber Rheinprovinz ausgeübt. 

$. 2. Die Hohenzollernfhen Lande werben in abminifttativer Beziehung. in zwei Ober: 
Amtobezirke eingetheilt, welhen die Benennung 

ObersAmtsbezirt Hedingen und 
Ober-Amtsbezirl Sigmaringen 
beigelegt wird. 
Der Ober: Amtsbezirk Hechingen beſteht: 
1) aus dem Fürſtenthum Hechingen, 
2) aus den bisherigen Dber-Amtsbezirten Statt, Haigerloh und Trochtelfingen; 
ber Ober-Amtsbezirt Sigmaringen 
1) aus den bisherigen Dber: Amtsbezirfen Gammertingen, Suraßbecg Sigmaringen, 
Wald und Oſtrach, 
2) aus dem bisherigen Ober: ri Achberg, 
vorbehaltlich der Beſtimmung des $. 12, 





*) Bergl. Rang-Regul. v. 7. Febr. 1817. 
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$. 3, Für jeden Ober: Amtsbezirk wird ein Ober-Amtmann beftellt, der von Uns ermannt 
wird und feinen Amtefig in dem Hauptorte des Ober⸗Amtebezirls erhält. 

4 Die Regierung befteht aus einem Präfiventen und ber erforberlicyen Anzahl von 

Rüthen und techniſchen Mitgliedern. 

In denjenigen VBerwaltungszweigen, in welden ber Regierung ein techniſcher Beirath tınzs 
mittelbar nicht zugeoronet ift, wird durch die Behörden der Rheinprovinz Aushilfe gewährt. 

$. 5. Der Wirfungsfreis der Regierung umfaßt die Berwaltung afler derjenigen: Augeles 
genheiten, weldye in dem übrigen Theile der Monarchie den Oberpräfdenten zu. eigener Verwal⸗ 
tung oder in Stellvertretung der oberſten Staatsbehörden, den Regierungen, Provinzial-Steuer: 

Direktionen und Auseinanderfegungsbehörben überwiefen ſind, fofern nicht durch die gegenwärs 
tige Verordnung ein Anderes ausdrücklich beftimmmt iſt. 

Die Bildung eines Spruchtollegiums für landwirthſchaftliche Angelegenheiten zur Entſchei— 
hu in erſter Iuſtanz über Streitigkeiten unter den Auseinanderſetzungs-Intereſſenten ‚bleibt 
vorbehalten. 

8.6, Die Regierung verwaltet die ihr übertragenen Geſchäfte nadı Vorſchtift der Im: 
ftruftion zur Sefchäftsführung der Meglerungen vom 23. Oft. 1817., und ber zu berfelben er: 
— erlaäuternden, ergänzenden mad abandernden Beſtimmungen, mit nachfolgenden Mo: 
difikationen: 

1) der Praͤſident verſieht zugleich die Funktionen des Ober: Negierungsraths; für Behin: 
derumgsfülle wird ein Nitglied der Megierung dauernd mit feiner Stellvertretung 
durch die Minifter des Innern und ber Finanzen beauftragt; 

2) der Präſident it ermächtigt und verpflichtet: 

a) bei außerordentlihen Greigniffen und bei Gefahr im Verzuge die augenblicklich 
erforderlichen Anordnungen zu treffen, imgleichen 

b) bei eingetretenen Kriege oder vorhandener Kriegsgefahr für den Bezirk, ſowie in 
dem Falle des Aufruhrs, bis zu etwanigen anderweiten Anordnungen, die ge— 
ſammte Civilverwaltung zu übernehmen; 

3) die Trennung der Negierung N) in Abtheilungen findet nicht ſtatt; die Beſtimmungen, 
welche den Geſchaͤftsgang mit Rüuͤckſicht auf eine ſolche Trennung des Mefforts erden, 
fommen nur mit den hierdnnrd) gebotenen Modifikationen in’ Anwendung; 

4) bei einer Meinungsverfehledenheit zwiſchen dem’ Präftdenten und dem Juftitiar, im 
Prozeß, und Rechtoſachen der indireften Steyerverwaltung, ift die Entſcheidung bes 
Finanzminiſteriums einzuholen. 

F. 7. Die Regierung iſt den Miniſterien unmitlelbar untergeordnet. Mir in den Mili: 
tair⸗ Angelegenheiten tritt ſie zunächſt unter das Oberpräſidium der Rheinprovinz, welches hierin 
die gleiche Stellung, wie gegen die Regierungen der Rheinprevinz, einzunehmen hat. 

Die Bildung ber Departements:Kommifiten zur Prüfing der zum einjährigen Militairbienft 
ſich meldenden Freiwilligen für die Hohenzollernfchen Lande wird dem fönmtandirenden Generat 
‚des achten Armeekorps und deur Oberpräſidenten der Rheinprovinz? übertragen. 

8. 8. Die Organe der Regierung find a 

1) die Ober⸗Amtmanner, 

2) die für einzelne Zweige des öffentlihen Einkommens angeitellten unterbehörden⸗ 

3) die Kirchen- und Schnlbeamten, die Ober-Amtsphyſiler, Baubedienten ud ale andere 
techmifche Beamte, 

4) bie einzelnen Ortsvorftände, ſoweit das Geſetz diefelben dazu beruft. 

$. 9. Der Dber-Amtmann ift das Organ, deſſen die Regierung in allen Theilen der Ver⸗ 
waltung zur Vollziehung ihrer Verfügungen ſich bedient, inſoweit nicht beſondere, von ihm nicht 
abhängige Behörden dazu berufen find. 

Die übrigen, den Hohenzollernſchen Landen vorgeſetzlen Behörden können demſelben ciũgelne, 
innerhalb des Ober⸗Amtsbezirks auszurichtende Anftraͤge ertheilen. 

VUeber' die Stellvertretung des Ober-⸗Amtmanns bei ae kai 3 beftimmt 
die Negierung. 

$. 10. Im Befonderen gehen auf den Ober-Amtmann tiber: 

a) die Funktionen, welche feither den Ober:Nemtern als Berwaltungsbehörben jugeftanden, 
) die Wahrnehmung bes Auffihtsrehts über die Kommunal- und EStiftungs-Waldungen 
in dem gleichen Umfange, wie daſſelbe bisher dutch die Forftämter ausgeübt wurde, 

e) tie Funklionen der Kreisfandräthe in denjenigen Fällen, in welden nad dar in den 
Hohenzollernſchen Landen eingeführten Gefegen,' Verordnungen und Einrichtungen des 
übrigen Teils der Monardie die Mitwirkung des Kreislandraths eintritt. 

CUBE - Die befonderen Organe, welde in’ Bezug ‚auf die Verwaltung des Kirchen⸗ und 
Schulweſens und der Medizinalpolizei beſtehen, werden in ihrer bisherigen Wirkſamkeit beiber 
halten. Der Minifter ber Unterrichts: und Medizinal: Angelegenheiten if jedoch befugt, bie 
Schulkommiſſions- und Phyſikats-Bezirke zu verändern. 

$. 12. Hinfihtlicd, der Gerechtſame, welche der Fürft von Fürftenberg und der Fürſt von 
Thurn und Taris in den bisherigen Ober: Amtsbezixken Trochtelfingen und Oſtrach ausgeübt 
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haben, bleibt mit Rückſicht auf die Seitens der gedachten Fürften abgegebenen Geflärungen vom 
29. März 1848. und vom 12. Auguſt 1848. die weitere Beitimmung vorbehalten. 

Bis. dahin behalten bie Bezirke Trochtelfingen und Oſtrach ihre bisherige befondere Ber: 
waltung. „Die Megierung iſt jedoch ermächtigt, einzelne Geſchäfte in biefen Bezirken Unferen 
Ober: Amtmännern zu übertragen. 

$. 13. Die neuen VBerwaltungsbehörben erheben auch ferner für Rechnung der Staatskaſſe 
diejenigen Sporteln, Taren und Stempel, welde von den Behörden, an deren Stelle fie treten, 
nach den hierüber in den Hohenzollernſchen Landen beftehenden befonderen Gefegen und Verord— 
nungen erhoben find. 

‚14. Die zur Zeit beftehenden Behörden bleiben bis zur Ginfegung der neuen Behörden 
in if bisherigen Wirkſamkeit. 
. 15. Das Staatsminifterium it mit dem Vollzug diefer V. beauftragt. 

ee Erlaß der erforderlihen Dienſt- und Geſchäfts-Inſtruktionen bleibt den betheiligten 
Miniiterien überlaifen. 

Urkundlic unter Unferer Hoͤchſtei genhändigen Unterſchrift und beigedrucktem Königl. Juſiegel. 


„Gegeben Potsdam, d. 7. Jan. 1852. (L.S) Friedrich ® h (heim. 
v. Manteuffel. v. d. Heydt. —— v. Stockhauſen. v. Raumer. 
v. Weſtphalen. v. Bodelſchwingh. 





Befanntmachnug der von den Kammern ertheilten Genehmi eig 3 ver V. 
v. 12, [uni 1851,, wegen Ermäßigung des Eingangszolls für Neis, 
fowie Anfhebung des Eingangszolls und Feitie ung eines Aus 


gangszolls für denaturirtes Baumöl, 
v. 21. Juli 1851., wegen Abänderung des Vereins⸗Jolltarifs und 


» 21. Juli 1851,, wegen Anwendung der ermäßigten Durchgangs: 
Zollſätze für Getreide auf den n.. ng auf der Warthe und den 
Ausgang über Stettin. 2 29. Febr. 185%, 


[®. S. 1852. ©. 70. No. 3498.] 


Nachdem die, unter Vorbehalt der Genehmigung der Kammern, erfaflenen V., 
betr, ‚die Ermäßigung -des. Eingaugszolls für Reis und die Aufhebung bes Ein: 
gangszolls und Feſtſetzung eines Ausgangszolls für denaturirtes Baumöl v. 12, Juni 
1851. (©. ©. ©. 369.); wegen Abänderung des Vereins-Zolltariſs v. 21. Juli 
1851. (©. ©. ©. 511.); wegen Anwendung ber ermäßigten Durchgangs-Zollſätze 
für Geireide auf ben Gingang auf ber Warthe und den Ausgang über Stettin v. 
21. Juli 1851. (©. ©. €. 519.), 
von beiden Kammern genehmigt worden find, wird dieſes hierdurch befannt gemacht. 


Berlin, d. 29. Febr. 1852. 
Das Staatsminifterium. 

v. Manteuffel. v. d. Heybt. Simons v. Raumer. v. Weftphalen. 
v. Bodelſchwingh. v. Bonin. 





Allerh. Erl. v. 17. März 165%., betr. die Meberweifung der Gewerbe: 
polizei rückfichtlich gewijjer Gewerbe an das Minifterium des Innern. 


[®. ©. 1852. ©. 83. No. 3508.] 


<., Muf den Bericht des. Stautsminiſteriums v. 10. d. M. beftimme Ich hierdurch, daß. bie. 

nn infoweit Diefelbe, nad. Maafgabe Meines Erl. v. 17. April 1848. (©. ©. 1848. 
109.), ruͤckſichtlich nachſtehend bezeichneter Gewerbe, als: 1) derjenigen, welche in dem $. 1. 

— G. über die Preſſe v. 12. Mat v. J. atıfgeführt find, — 2) der Unternehmer von Tanz: 
und Fechtſchulen, Turn⸗ und Babe: Anftalten ($. 40. zu a., und $.50. ber Gewerbe-O. v. 17. 
Jan. 1845.), — 3) der Schaufpiel-Unternehmer ($. 47. 1. e.), — 4) ber Pfandleiher, derjenigen, 
welche mit Schießpulver handeln, welche menblirte Zimmer oder Scylafitellen gewerboweiſe ver⸗ 
miethen, der Lohnlakaien und derer, welche auf öffentlichen Straßen und PBlägen oder in Wirte: 
häufern ihre Dienfte ambieten ($. 49. 1. c.), sowie 5) des Kleinhandels mit Getränfen, der 
Gaſtwirthſchaft und der Schankwirthſchaft ($. 55. 1; ©.) — gegenwärtig dem Minifterium für 
Handel, Gewerbe und: öffentliche Arbeiten zufteht, von diefem wiederum au das Minifterium des 
Innern übergehen fol. — Auf den Genndehen im Umherziehen findet lau ap Beftim: 
. mung Teine — 


⸗ 
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Diefer Erl. iſt durch die G. ©. zur öffentlihen Kenniniß zu bringen. 
Eharlottenburg, den 17. März. 1852. Friedrich Wilhelm. 
v. Manteuffel, v,d. Heybt. Simone. v. Raumer. v. Weſtphalen. 
An v. Bodelſchwingh. v. Bonin. 
das Staatsminifterium. 


G., betr. die Hcberweifung der in Gemäfheit des ©. v. 9. Dec. 18418, 
anfzunehmenden Staatsanleihe an die Han a Staatsſchul⸗ 
den, ſowie die Tilgyng dieſer Anleihe. V. *2. Mär; 1852. 


[G. S. 1852. ©. 75. No. 3502.] 


‚Bir Friedrich Wilhelm sc. sc. verordnen, unter Zuftimmung, der Kammern, was folgt: 

$. 1, Die Verwaltung der in Gemäßheit des ©. v. 7. Dei, 1849. (©. ©. ©. 437.) zum 
Bau der Oſtbahn, der Meflphälifchen und der Saarbrüder Gifenbahn aufzunehmenden Staate: 
anleihe bis zum Gefammtbetrage von 21 Millionen Thalern, wird der Hauptverwaltung ber 

Staatsfhulden übertragen. 

$. 2. Zur Tilgung biefer Anleihe wirb ber Hanptverwaltung ber Etaatsfhulden alljähr: 
lih Ein Prozent des Schuldfapitals überwiefen, und zwar hinſichtlich der auf Grund Unferes 
Erl. v. 28. Nov. v. I. (©. S. €. 758.) aufgenommenen Anleihe von 16 Millionen Thalern 
vom 1. Jan. 1852. an, für den Reſt der Anleihe nach Ablauf des Kalenderjahres, in welchem 
die Aufnahme erfohgt. 

$. 3. Es werden ferner zur Tilgung biefer Anleihe die durch allmälige Abtragung ber 
Schuldfapitale erfparten Zinfen in der Art verwendet, daß dieſelben dem Tilgungsfonds in uns 
unterbrochener Zeitfolge zuwachſen. 

Die Beſtimmung des $. XVII. d. ®. v. 17. Jan. 1820., durch welche der Verjährungs: 
termin bei Zinsrückſtaͤnden von Staatsſchuld-Dokumenten auf vier Jahre, von ber Verfallzeit 
an gerechnet, feftgefeßt it, findet aud auf etwanige Zinsrücftände der in Gemäßheit des ©. 
v. 7. Dec. 1849. aufjunehmenden Staatsanleihe Anwendung. Die auf diefe Art präfludirten 
Zinfen fallen dem Tilgungsfonds zu. 

$. 4. Die zur Tilgung diefer Anleihe erforberlihen Beträge müſſen ebenfo wie diejenigen 
u ihrer Berzinfung aus den bereiteften Staatseinfünften in mionatlihen Naten an bie Staates 
Knulden-Tilgungstate abgeführt werden. 

$. 5. Die Tilgung geſchieht in der Art, daß bie für jedes Jahr dazu beftimmten Fonds 
(8$. 2. und 3.) zum Ankauf eines entfprechenden Betrages von Schuld Dofumenten verwendet 
werben. Inſoweit jedoch der Ankauf nicht unter dem Mennwerthe bewirkt werden Fann, werben 
bie in dem betreffenden Jahre einzulöfenden Schuld: Dokumente in halbjährigen Raten in den 
. Monaten März und September — im Jahre 1852, jedocdy für das ganze Jahr im Monat Seps 
tember — öffentlich ausgeloofet und die gezogenen Nummern zur öffentlichen Kenniniß gebracht. 
Sechs Monate nad erfolgter Bekanntmachung der gezogenen Nummern fönnen die Inhaber ber 
ausgeloofelen Schuld:Dofumente ven Kapitalbetrag bei der Staatsſchulden-Tilgungskaſſe baar in 
Empfang nehmen. Ueber diefen Termin hinaus werben die etwa unabgehoben gebliebenen Ka: 
pitalbeträge nicht weiter verzinfet. 

$. 6. Der Binanzminifter it mit der Ausführung diefes Gefepes beauftragt. 

Urkundlid unter Unjerer Höchſteigenhändigen Unterfchrift und beigedrucktem Königl. Infiegel. 

Gegeben Bellevue, d. 23. März 1852. 

; (L. S.) Friedrid Wilhelm. 
v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simone. v. Maumer v. Weftphalen. 
v. Bodelſchwingh. v. Bonin. 


G. zur Ergänzung des Mahl: und Schlachtſteuer⸗Geſetzes v. 30, Mai 1820. 
V. *. April 185%, 


[&. ©. 1852. S. 107. No. 3524.] 
Wir Friedrich Wilhelm sc. sc. verorbnen, unter Zuftimmung der Kammern, was folgt: 


$. J. Der $. 1. des G. wegen Entrihtung einer Mahl: und Scladtfteuer. v. 30. Mai 
1820. wird aufgehoben und es treten an bie Stelle deffelben die folgenden Beſtimmungen: 

a) Bäder, Schlächter und andere Perfonen, welde mit Mehl, Graupe, Grüße, Gries, 
geſchrotenem Getreide, gefchrotenen Hülfenfrühten, Brod, Badwerf, Nudeln, Stärke 
und Puder, oder mit Fleifh und Fett von Rindvieh, Schaafen, Ziegen und Schweis 
nen, jowie mit Waaren, bie aus foldem Fleiſch und Fett zubereitet find, als Schin⸗ 
fen, Würften u. ſ. w., einen Handel treiben, haben, wenn fie. in nicht größerer Ent⸗ 
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fernung als. einer halben Meile von bem ſteuerpflichtigen Stabtbezirfe wohnen, von 
den Früchten, welde fie vermahlen laflen, und von dem Vieh, welches fie. ſchlachten 
oder ſchlachten laflen, ingleihen von ben oben genannten Gegenſtänden, wenn fie bie: 
felben in ihren Wohnort einführen, die Mahl: und Schlachtſteuer eben fo zu entridys 
ten, als wenn fie zur Stadt gehörten, ohne deshalb von der Klaffenfteuer ober der 
Haffifizirten Ginfommenftener ihres Wohnortes entbunden zu fein. 

b) Zur gleihmäßigen Gntrihtung der Mahl: und Scladtiteuer find, ohne Rückſicht auf 
die Lage ihres Mohnortes, auch diejenigen Perfonen verpflichtet, welche innerhalb des 
halbmeiligen Umfreifes eines mahl und ſchlachtſteuerpflichtigen Stabtbezirfes 

1) Gegenftände der unter a, bezeichneten Art feilhalten oder gewerbsweife ver: 
faufen, ober \ 

2) dergleichen Gegenjtände niederlegen, im fofern entweder fie ſelbſt deren 
Verkauf gewerbsmäßig betreiben oder die niedergelegten Gegenftände zum, 
gewerbsmäßigen Verkaufe für Nechnung eines Anderen beftimmt ‚find, 

Die Beſtimmung unter lit. b. Nr. 1. findet jeboch auf diejenigen feine Anwendung, welde 
nah Inhalt eines ihnen ertheilten Gewerbefcheins cder eines polizeilichen Grlaubnißfdyeins die 
Befugniß haben, Gegenſtände der in Rede ftehenden Art innerhalb des halbmeiligen Umkreiſes 
einer mahl: und ſchlachtſteuerpflichtigen Stadt zum Berfauf —— = 

$. 2. Der Vorſchrift im $. 6. des ©. v. 30. Mai 1820. unter lit. b. tritt folgende Be: 
ſtimmung hinzu: 

Müller, weldye Reuerpflichtiges Getreide u. ſ. w. ohne einen von der betreffenden Steuer: 
behörbe ausgefertigten, mit dem Mahlgut nad Art und Menge übereinitinnmenden 
Verſteuerungsſchein vermahlen oder, mit Unterlaſſung einer desfallfigen Anzeige bei 
der eg zum DBermahlen annehmen, machen fi einer Defraudation 
ſchuldig. 

Die im $. 17b. des ©. v. 30. Mai 1820. am Schluſſe in Bezug genommenen Bor: 
fchriften der Steuer-O. v. 8. Febr. 1819. finden auf Müller aud) dann Anwendung, wenn bie: 
felben nicht verpflichtet find, als Gewerbtreibende die Mahlfteuer zu entrichten. = 

. Der Finanzminifter ift ermächtigt, wo es den örtlidhen Verhältniſſen und Bebürf- 
niffen entfpricht: . 

1) bei der Verfendung verfteuerter mahls oder ſchlachtſteuerpflichtiger Gegenſtände aus 
einer Stadt nach der anderen, abweichend vom $. 12. des ©. v. 30. Mai 1820,, 
fofern am Drte der Berfendung fein Kommunal-Zuſchlag oder ein geringerer als am 
Befimmungsorte erhoben wird, eine Nacerhebung von Kommmmal:Zufchlag zu Gun: 
ften der Gemeinde des Beflimmungsortes eintreten zu laſſen; 

2) die Steuerpflichtigkeit von Mengen unter einem Sechszehntel Zentner anzuordnen, 
jedoch mit ver Maaßgabe, daß die Steuerpflichtigfeit für geringere Quantitäten als 
zwei Pfund entweder eines einzelnen oder mehrerer zufammen eingebradhter fteuer: 
pflichtiger Gegenftände nicht eintreten darf, und daß bei Mengen von einem halben 
Zentner oder mehr, wenn folhe auf einmal zur Berwiegung fommen, auch ferner 
($. 15b. des Geſetzes) ein Uebergewidht von weniger als einem Sechszehntel Zentner 
unberückfichtigt bleibt. 

Urkundli unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem Königl. Infiegel. 

Gegeben Charlottenburg, d. 2. April 1852. (L.S) Friedrih Wilhelm. 

v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons v. Naumer v. MWeftphalen. 


v. Bodelfhwingh. v. Bonim. . 


®., betr. die Ermäßigung des Durchgangzolls für Zinf auf den in Ab- 
fehnitt J. Abtheilung HER, des Vereins: Zolltarifs verzeichneten Strafen. 
V. 21. April 185%, 


[G. ©. 1852. ©. 143. No. 3534.] 


Mir Friedrih Wilhelm ꝛe. x. verorbnen, unter Zuftimmung der Kammern, was folgt: 

$. 1. Der unter No. 7. im erften Abſchnitt der dritten Abtheilung des nad Unferer V. 
v. 8. Nov. 1848., v. 1. Jan. 1849. an bis auf Weiteres in Kraft gebliebenen Bolltarifs für 
bie Jahre 1846., 1847. und 1848. angeordnete Durdgangs-Zollfag von 5 Ser, vom Zentner 
foll vom 1, April 1852. an bis auf Weiteres aud) auf rohen Zink, Zinfblehe und grobe Binf- 
waaren Anwendung finden. - - 

$. 2. Unfer Finanzminifter ift mit der Ausführung dieſes G. beauftragt. 

Urkundlih unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedructem Königl. Infiegel. 

Gegeben Charlottenburg, d. 21. April 1852. (L. S.) Friedrid Wilhelm. 

v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer v. Weitphalen. 
v. Bodelfhwingh. v. Bonin. 


38 1852. (2. 21. April — 14. Mai.) 


G., betr. die Erweiternug der den Negierungen und Brovinzial-Schnlfol: 
kegien zuftehenden Befugniß zur Beitätigung von Ausdeinanderjeßungs: 
Nezeſſen. DB. 21. April 185%, | 


[G. ©. 1852. ©, 258. Neo, 3553.] 


Wir Friedrih Wilhelm »r. sc. verorduen, mit Zuftimmung der Kammern, was folgt: 

6. 1, Die im $. 39. der B. v. 30: Juni 1834. den Regierungen und Provinzial-Schul- 
follegien beigelegte Befugniß zur Verätigung vom Rezeſſen in Auseinanderjegungs « Angelegen- 
heiten wird hiermit anf diejenigen Fälle ausgedehnt, in welden dieſe Angelegenheiten zwar bei 
den orbentliden Aueinanderjegungs: Behörden anhängig geworden find, aber ohne Dazwiſchen— 
funft von Entſcheidungen der legten Behörden auf eigene Verhandlungen der Regierungen und 
Provinzial-Schulfollegien lediglih im Wege bes -Bergleihs vollftändig zu Stande gebradt 
‚werben. . , 

$. 2. Im der Vorfchrift des $. 14. des ©. über bie Grricdtung von Nentenbanfen v. 2. 
März 1850. wird hierdurch nicht geändert. 

Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrudtem Königl. Infiegel. 

Gegeben Charlottenburg, d. 21. April 1852. 

(L. 8.) Friedrich Wilhelm. 
v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 
v. Bodelſchwingh. v. Bonin. 


Allerh. Erl. v. 3. Mai 1852,, betr, die Reſſort⸗Verhältniſſe der 
Staatödrucerei, 


[®. ©. 1852, ©: 388. No. 3562.] 


Nachdem Ich duch Meinen Erlaß v. 30. April v. J. bie Grridhtung einer Staatsdrucke- 
rei in Berlin genehmigt habe, verorbne Ich auf den Bericht des Staatsminifteriun v. 27. v. 
M. was folgt: . 

1) Die Anftalt, welde zur Anfertigung geldweriher Papiere für den Staat und für Kor: 
porationen beſtimmt äft, und aud mit der Lieferung von Druckſachen für die Staats: 
behörden beauftragt werben kann, wird der Hauptverwaltung der Staatsfchulden zus 
nächſt untergeordnet; 

2) die Hauptverwaltung der Staatsſchulden leitet die Verwaltung der Anſtalt gemäß 
den Anorbmungen und Anweifungen bes Finanzminifters, weldyer ein beionderes Me: 
glement über die Einrichtung und den Betrieb der Auſtalt zu erlaſſen und die fonft 
erforderlichen Inftruftienen zu ertheilen, beziehungsweije zu genehmigen hat, aud ein— 
zelne Angelegimbeiten feiner unmittelbaren Entſcheidung vorbehalten fann; 

3) Aufträge der Behörden, fowie die Anträge der Korporationen, welde die Anitalt bes 
nugen wollen, find an die Hauptverwaltung der Staatsjhulden zu richten; 

4) der Finangminifter it mit der Ausführung diefes Erl. beauftragt. 

Potsdam, d. 3, Maui 1852. Friedrich Milhelm,- 
v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simone v. Raumer. wMeftphalen. 

An v. Bodelſchwingh. v. Bonin. 

das Staatsminiſterium. 





G. über die vorlänfige Straffeſtſetzung wegen Uebertretungen für diejenigen 

Landestheile , in welchen die VB. v3, Jan. 1849; über die,Eiuführung . 

des mündlichen und öffentlichen Berfahrens in NUnterfuchungsfachen Ge: 
fegesfraft bat. V. 24, Mai 185%. 


[®. ©. 1852. ©. 245. No. 3545.] Fr 


Mir Friedrich Wilhelm sc. ꝛc. verordnen, mit Zuftimmung der Kammern, für biejenigen 
Zandestheile, in welchen die V. v. 3. Jan, 1849. über die Ginführung..des mündliden und öf— 
fentlihen Verfahrens in Unterfudiungsfadyen Gefegesfraft hat, was folgt: u" 

g.1. Wer die Polizeiverwaltung in einem beftimmten Bezirke auszuüben. hat, it befugt, 
wegen der in diefem Bezirke verübten, fein Meffort betreffenden Uebertretungen die Strafe vors 
läufig durch Verfügung feitzufegen. Wird Geldbuße feſtgeſetzt, fo iſt zugleid die für. den Fall 
bes Umvermiögens des DBernrtheilten in Gemäßheit $. 335. des Strafgefegbuds an die Stelle 
der Geldbuße tretende Gefängnißitrafe zu beſtimmen. 

Die vorläufig feitzufegende Strafe darf fünf Thaler Geldbuße oder dreitägiges Gefängnis 
nicht überfchreiten. Gradhtet der Bolizeiverwalter eine höhere Strafe für gerechtfertigt, fo muß bie 
Berfolgung dem Polizeianwalte überlaffen werben. 


% 


1852. (8.21. Mai): 399- 


$. 2. Im der $. 1. gedachten Verfügung muß angegeben: fein: 

a) die Beſchaffenheit der Webertretung, ſowie die Zeit umd der Ort ihrer — 

b) Straffeſtſetzung unter Anführung ber Strafvorſchrift, anf: welche dieſelbe ſich 

gründet; 

e) die Bedeutung, daß der Angeſchuldigte, wenn er ſich durch die Straffeftießung be- 
fchwert findet, innerhalb einer zehntägigen Frit, vom Tage der Infinnation derfel- 
ben an, bei dem Polizeiverwatter, dem Polizeirichter oder dem Polizeianwalte ſchrif⸗ 
lich oder zit Protofoll auf gerichtliche Entſcheidung antragen fönne, daß aber, falls 
in dieſer Friſt ein folder Antrag nicht erfolge, die Strafserfügung gegen ihn voll 
ftredbar würde; 

d) die Kaffe, an welche die Geldbuße‘ gezahlt werden ſoll. 

8. 3. Dieſe Verfügung it unter Beobachtung der für gerichtliche Inſi nuationen vorge— 
ſchriebenen Formen, wobei vereidete Verwaltungsbeamte den Glauben der Gerichtsboten haben, 
dem Angeſchuldigten zu inſinuiren. 

$. 4. Für dieſes Verfahren find weder Stempel noch Gebühren anzuſetzen; bie — 
Auslagen aber fallen dem Augeſchuldigten in allen Fällen zur Saft, in welden endgültig - dine- 
Strafe gegen ihn feſtgeſetzt wird. 

Gegen eine foldye Strafverfügumg -($.- 1.) findet die Beſchwerde bei der vorgeſebien 
Behörde nicht Statt; es ſteht aber dem Angeſchuldigten frei, innerhalb zehn Tage, vom Tage 
der Inſinuation der Verfügung an, bei dem Polizeiverwalter, dem Polizeirichter oder dem Po— 
lizeianwalte auf gerichtliche Entſcheidung anzutragen. Iſt dieſer Antrag bei dem Polizeitichter 
oder bei dem Polizeianwalte gemacht worden, ſo haben "diefe hiervon den Polizeiverwalter) wel: 
cher bie Strafverfügung erlafien Hat, zit benachrichtigen. Dem Antragenden muß eine Veſchei⸗ 
nigung über die erfolgte Anmeldung Foftenfrei ertheilt werben. 

'$. 6. Grfolgt ein*folder Antrag ($. 5.) innerhalb. der zehntägigen Friſt, fo tritt dadurch 
die Straffeftfegung außer Kraft. Die Sache wird alsdann dem Polizeitichter vorgelegt, welcher, 
ohne daß es der Einreichung einer Anklageſchrift bedarf und ohne vorgaͤngigen Beſchluß über 
die Eröffnung der Unterſuchung, einen Termin zur Verhandlung anſetzt. Die Erlaſſung eines 
Mandats findet nicht Statt. Im Uebrigen kommt das bei Uebertretungen vorgeſchriebene Ver 
fahren zur Anwendung. Der Richter iſt befugt, auch auf eine andere Strafe zu erkennen, als 
in der Strafverfügung bejtimmt war. 

$. 7. Wenn innerhalb der zchntägigen Frift fein Anirag auf gerichtliche ii ei ($. 
5.) DER fo ift die Strafe zu vollitreden, 

Iſt die Strafverfügung des Bolizeivertwalters vollitredbat geworden, fo “findet wegen 
der nämlichen Handlung eine fernere Anſchuldigung nicht Statt, es fei denn, daß die Handlung 
feine Webertretung, Sondern ein Vergehen. ober- Berbrechen darftellt, und daher der Polizeivers 
walter feine Kompetenz überfhritten hat. 

$. 9. Durch Erlaß der polizeilihen Strafverfügung wird die Verjährung der Uebertretung 
unterbrochen ($. 339. des Strafgelegbud). Iſt der Polizeianwalt eingefchritten, bevor Die vor« 
läufige Strafverfügung dem Augeſchuldigten infinuirt worden, jo it die legtere wirfungslos. 

. 10. In Betreff der von Militairperfonen begangenen Uebertretungen behäft es bei den 
Beftimmungen der $$. 3. und 269. Theil II. des Strafgefesbuds für das Heer das Be: 
wenben. 

$. 11. Infoweit wegen Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften über bie Erhebung öf— 
fentlicyer Abgaben und Gefälle, insbeiondere der Steuern, Zölle, Poſtgefälle und Kommunika— 
tions⸗Abgaben, ein adwminiſtratives Strafverſahren vorgeſchrieben iſt, finden die — 
des gegenwaͤrtigen Geſetzes auf dergleichen Zuwiderhandlungen keine Anwendung. 

$. 12. Unſere Miniſter der Juſtiz und des Innern haben die zur Ausführung dieſes OR 
erforderlichen reglementariſchen Beſtimmungen zu erlaſſen. 

Urkundlich unter 25 — a Unterfchrift und beigedrucktem Koͤnigl. Inſiegel. 

Gegeben Bellevue, d. 14. Mai 1852. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm, 
v. Mantenffel. v.d. Heydt. Simone v. Naumer v. Weſtphalen.“ 

v. Bodelſchwingh. v. Boninm. 





G., betr. die Abänderung der Art. D4. und DS, der Verfaſſungs-Urkunde 
v. 31, San, 1850, DB. S1, Mai 1852, 


[®. ©. 1852. ©. 249. No. 3546.) 


Wir Friedrich Wilhelm 10. ꝛc. verorbnnen, mit Zuftimmung der Kammern, was folgt: 

Art. 1. Die Artikel 94. u. 95, der Verfaffungs «Urkunde v. 31. Jan. 1850, find aufge: 
hoben. 

An deren Stelle treten folgende Beftimmungen: 


400 1852, (9. 22. Mai — 2; Juni.) 


Art. 2. Bei Verbrechen erfolgt die Entfheibung über die Schuld bes Angeflagten durch 
Geſchworene, infolweit ein mit vorheriger Zuftimmung der Kammern erlaflenes Geſetz nicht Aus: 
nahmen beſtimmt. Die Bildung des Gefchwornengerichts regelt das Geſetz. 

Art. 3. Es kann burd ein mit vorheriger Zuftimmung der Kammern zu erlaffenvdes Ge: 
feß ein befonderer Gerichtshof errichtet werden, deſſen Zuftändigfeit die Verbrechen des Hochver⸗ 
ratbs und diejenigen Verbrechen gegen die innere und äußere Sicherheit des Staats, welhe ihm 
dur das Gele überwieſen werdkn, begreift. 

Urkundlich unter Unſerer Höcfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrucktem Königl. Infiegel. 

Gegeben Berlin, d. 21, Mai 1852, 

(L. 8.) Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons v Raumer. v. Weſtphalen. 
v. Bodelſchwingh. v. Bonin. 


— 


Allerh. Erl. v. 2%, Mai 1852., betr. die Auflöſung der bisherigen Kom⸗ 
miſſion für den Bau der Saarbriücer Eiſenbahn und die Einſetzüng einer 
neuen Behörde als „Königl. Direktion der Saarbrücder Eiſenbahn.“ 


[®. ©. 1852, ©. 681. No. 3651.] 


Auf den Bericht v. 17. Mai d. 3. genehmige Ic, daß die in Folge Meines Erl. v. 28. 
Nov. 1847. (G. S. 1848. ©. 13.) eingejepte „Kommijfion für den Bau der Saarbrüder Gi— 
fenbahn“ nunmehr aufgelöfet und zur Verwaltung und Leitung bes Betriebs der gedachten Bahn 
eine neue Behörde unter der Firma „Königl. Direktion der Saarbrüder Eiſenbahn“ eingefeht 
werde. Dieſer Direktion follen alle Rechte und Pflichten einer öffentlidfen Behörde zuſtehen. 

* Der gegenwärtige Erl. ift burdy die ©. S. bekaunt zu machen. 


Berlin, d. 22. Mai 1852. Friedrih Wilhelm. 
An v. d. Heydt. 
den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


®., betr, die a Bag — — il deu Preußischen Poſten. 
+%, Jun ee 


(G. ©. 1852. ©. 300. No. 3570.) . E 


Wir Friedrich Wilhelm »c. 2c. verordnen, mit Zuſtimmung der Kammern, was folgt: 

$. 1. Das Güterporto für Poſtſendungen beträgt 15 Silberpfenntige für jedes Pfund bes 
Gewichts der Sendung auf je fünf Meilen der in gerader Linie zu 6 Entfernung des 
Abgangsorts vem Beſtimmungsorte. 

Ueberſchießende Lothe werden gleich einem Pfunde und Entfernungen unter fünf Meilen für 
volle fünf Meilen gerechnet. 

Als geringfter Sat für eine jebe berartige Sendung ift das doppelte Briefporto zu erhe— 
—— Packetporto ſchließt das Porto für einen einfachen, das Packet begleitenden Brief 
n fid. 

$. 2. Wenn mehrere Padete zu einer Adreſſe gehören, fo wird für jedes einzelne Stück 
‚ver Sendung die Tare felbfiftändig berednet. 

$. 3, Die Beftimmung des $. 2. findet aud Anwendung auf die Geldfendungen und auf 
bie fonftigen Sendungen, deren Werth beflarirt worden ift, und zwar fowohl in Beziehung auf 
das Gewichtsporto, als auf das Werthporto (Affefuranzgebühr). Im Webrigen bleiben bie be— 
ftehenden Vorfchriften über die Tarirung der Geld: und MWerthfendungen unverändert. 

$. 4. Das Porto für Sendungen nadı und aus den zum Poftvereine gehörigen fremden 
oder anderen auslaͤndiſchen Staatsgebieten ridytet ſich nach den mit den betreffenden fremden 
Staaten abgefdyloffenen Poftverträgen. 

$.5. Das gegenwärtige ©. tritt mit dem 1. Juli 1852. in Kraft. 

Urkundlich unter Unferer Hödfteigenhändigen Unterfchrift und beigedructem Königl. Inſiegel. 


Gegeben Sansfonci, d. 2. Juni 1852. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons v. Raumer. v. Weftphalen. 
v. Bobelfhmwingh. v. Bonin. 


*) Vergl. Regul, über das Poſt ⸗Tax ⸗-Weſen, v. 18. Der. 1824. 
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G. wegen Erhebung v.. ————— von —— und Anzeiger ’ 
lättern Juni 1 
ee ©. 1852. S. 301. No. Ar 
Mir Friedrich Wilhelm ıc. sc. verorbnen, mit Zuſtimmung der Kammern, was folgt: 
$. 1. Giner Stempelftener follen unterliegen: 
: 4) von ben im Inlande periobifch in regelmäßigen ober unregelmaͤßigen Friſten er⸗ 
ſcheinenden Blättern, 
a) die nach $. 11. in Verbindung mit 88. 14. und 17. des G. v. 12. Mai 
1851. über die Preſſe (©. ©. ©. 273.) fautionspflihtigen Zeitungen 
und Beiferifen, leßtere, infofern fie öfter als einmal monatlid erſchei— 
nen, um 
b) Nnzeigeblätter affer Art, welde Anzeigen gegen Infertionsgebühren aufs 
nehmen, es mögen biefe Blätter in Verbindung mit anderen fteuerpflid)- 
tigen oder nicht ſteuerpflichtigen Blättern erſcheinen oder ausſchließlich zur 
Aufnahme von Anzeigen beftimmt fein; 
2) diejenigen Blätter der unter No. 1. bezeichneten Art, welche außerhalb des Preuz 
ßiſchen Staats erfcheinen und in Preußen gehalten werben. 
$. 2. A. Die Steuer von den im Inlande erfcheinenden Blättern ift nach acht Abftufungen 
zu entrichten, welde mit Ruͤckſicht auf bie Bogenzahl der Blätter (des Haupt: 
blattes nebit Beilagen) während eines beftimmmten Zeitraumes zu bemeflen, und 
wobei Bogen von vierhundert Duabratzoll angenommen, andere sorman aber nach 
dieſem Normalmaaß zu berechnen find. 
Demgemäß foll die Steuer von jeden Jahrgange eines Eremplars betragen: 
1) für Blätter, welche vierteljährlich weniger als 12 


— 


Bogen liefern . — Rthlr. 4 gr. 
2) für Blätter, weldye vierteljährlich bis auoſchließlich 

30 Bogen liefem . . . — ⸗ 1 : 
3) für Blätter, weldye vierteljährlich bis ausſchüeßlich 

60 Bogen liefern . . — ⸗ WW ⸗ 
4) für Blätter, welche vierteljährlich bis ausfchließlic 

90 Bogen liefen . 1,1 — ⸗ 
5) für Blätter, welche vierteijaͤhrlich bie ausschließlich 

120 Bogen liefern . . „ 0 WM ⸗8 
6) für Dlätter, welche bierteljährlid bis ausschließlich 

150 Bogen liefern - . . l s 20 : 
7) für Blätter, welde vierteljährlich bis ausschließlich 

180 Bogen liefern . . . 22.20 — ⸗ 
8) für Blätter, welche vienijahelia 180 Bogen und 

darüber liefern . . 15 =: 


B. Für die außerhalb des Preuß. "Staats erſcheinenden Blätter ct die Steuer 
zehn Prozent des am Drte ihres Erſcheinens geltenden Abonnementspreifes, mins 
deftens aber 

für Blätter, welde nicht * als einmal wöchent— 


lich erfcheinen . . . — Rthle. 15 Sgr. 
für Blätter, welche zweis oder dreimal wöchentlid) 

erfcheinen , . ll: — ⸗— 
für Blätter, weiche viermal ober öfter wöchentlich 

erfcheinen . . . 2: 25 + 


von jedem Jahrgange eines Cremplars. 
* 3. Bei Berechnung der fuͤr die Beförderung durch die Poſtanſtalten zu erhebenden Ge⸗ 
bühr (Poſtproviſion) iſt von dem Abonnementspreife der einer Steuer unterliegenden Blätter der 
Betrag diefer Steuer in Abzug zu bringen. 
$. 4. Die Erhebung der Stempelftener ($. 2.) beginnt mit em 1. Juli 1862. In Be: 
ziehung auf diefelbe, jowie in Betreff der Beſtrafung des unterlafjenen Stempelgebrauchs, bes 
wendet es bei bem G. wegen ber Stempeliteuter v. 7. März 1822. und den dafjelbe erläutern: 
ben, ergänzenden und abändernden Beftinmungen. Im Uebrigen kommen bie Vorſchriften ber 
Steuerorbnung v. 8. Febr. 1819. in den $$. 55. und 88. bis 93. (©. ©. ©. 102.), fowie 
der Defl. des $. 93. v. 20. Jan. 1820. (G. ©. ©. 33.) zur Anwendung. 
Der Finanzminifter ift mit der Ausführung diefes ©. beauftragt und hat die zu dem Zwede 
erforberlihen Kontrolvorfhriften und Inſtruktionen zu erlaffen. 
Urkundlich unter Unferer — —— —— und beigedrucktem Koͤnigl. Infiegel. 
Gegeben Sansſouci, d. 2. Juni 1852. (L.S) Friedrich Wilhelm. 
v. Manteuffel. v.d. Heydbt. Simons v. Raumer v. Wefphalen. 
v. Bodelfhwingh. v. Bonin. 
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G,, den Diebftahl an ae und anderen Weldore dakte⸗ betr 
2. Juni 1852. 


[®. S. 1852. ©. er Re. 3573,, Nitiih ©. &., Anh. ©. 23.] 


©., betr. die Abändernug * Art. 40. und 44. der Verfaſſungs-Urkunde. 
. 5, Juni 1852. 


[®. F 1852. ©. 319. No. 3574. 


Wir Friedrich Wilhelm ıc. ꝛe. verordnnen, mit Zuftimmung ber Kammern, was folgt: 
; Art. 1. Die Art. 40. und 41, der Verfaſſungs-Urkunde v. 31. Ian. 1850. werben auf: 
' gehoben. 

An ihre Stelle treten folgende Betimmungen : 

Art, 2. Die Errihtung von Lehen it unterfagt. 

Der in Bezug auf die vorhandenen Lehen noch beftehende Lehnsverband foll durch geſetz— 
lihe Anordnung aufgelöft werben. 

Art. 3. Die Beſtimmungen des Art. 2. finden auf Thronlehen und auf bie außerhalb des 
Staats liegenden Lehen feine Anwendung. 

Urkundlich unter m. Hoͤchſtelgenhaͤndigen unterſchrift und beigedruckten Königl. Inftegel. 

Gegeben Bellevne, d. 5. Juni 1852. 

(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons v. Naumer v. Weftphalen. 
v. Bodelihwingh. v. Bonin. ' 


G., betr. den Handel mit Garmütbfällen, Enden und Dräumen von Seide, 
olle, Baumwolle und Leinen. V. 5. Juni 185%, 


IG. ©. 1852. ©. 320. No. 3575.) 


Mir Friedrich Wilhelm sc, sc. verorbnnen, mit Iuflimmung der Kanımern, was folgt: 

Ginziger Paragraph. Die Beſtimmungen des 8. 49. der Allgem. Gewerbeorbn. v. 
17. Jan. 1845. umd des $. 68. der V. v. 9. Febr. 1849., betr. die Grrichtung von Gewerbe: 
räthen und verfchiedene Abänderungen der Allgem. Gew. D., finden fortan Anwendung atıf den 
Handel mit Garn:Abfällen, Enden und Dräumen von Seide, Wolle, Baumwolle und Leinen. 

Urkundlich unter — Höchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem Königl. Inſiegel. 

Gegeben Bellevue, d. 5. Juni 1852. 

C(L. 8.) Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons v. Raumer. v. Weſtphalen. 
v. Bodelſchwingh. v. Bonin. 


G. über das Poſtweſen. V. 5. Juni 185%, 
IG. ©. 1852. ©. 345. No. 3577.] 
Mir Beirri en x. berorbnien, mit Suftmmnung ber Kammern, was folgt: 


q bidni t t J. 
Vom Umfange des Poſtregals und bes Bofzwanas. 


$. 1. Die Befugniß, Perfonen oder Sachen gegen Bezahlung mit unterweges gewechfel- 
ten Transportmitteln oder zwifchen beftimmten Orten mit regelmäßig feftgefegter Abgangs: oder 
Ankunftszeit a befördern, fteht ausichließlid dem Staate zu ımd. macht das Voftregal aus. 
$. 2. Es iſt jedoch einem Jeden geftattet, dergleichen Transportanftalten anzulegen: 
1) auf Waflerfiragen, und zwar fowohl zur Beförderung von Perfonen, als zur Be: 
förderung aller dem Poſtzwange nicht unterworfenen Gegenſtaͤnde; 
2) auf Landſtraßen, entweder: 
a) zur Befoͤrderung von Perſonen zwiſchen beſtimmten Orten, infofern Bei 
derfelben zwar eine regelmäßige Abgangs- und Anfunftsgeit eingehalten 
wird, aber ein Mechfel der Transportmittel umterweges nicht ftattfindet 
und das bon ben Reiſenden, einfchließlih ber Fracht für dreißig Pfund 
—2 zu erlegende Perfonengeld ben Satz von 24 Sgri micht über 
eigt, ober 


* 
* 
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. hy zur Beförderung von Padeten, deren Gewicht Ginhundert Pfund über: 
fteigt, wie auch folder Sachen, welche die Bolten reglementsmäßig ($. 50.) 
mitzunehmen nicht verpflichtet find. Das Gewicht von mehr als Einhun— 
dert Pfund darf nicht dadurch hervorgebradt fein, daß mehrere Padete 
von geringerem Gewichte unter Einer Adreſſe aufgegeben werben, oder daß 
niehrere an verichiedene Empfänger. oder von verfchiedenen Verſendern an 
Einen Empfänger beftimmte Padete zum Gewicht von Ginhundert Pfund 
und darunter in ein Gebind zufammengepadt. oder dem Gegenſtande der 
Sendung andere Gegenjtände lediglich zu dem Zwecke beigepackt werben, 
* für ein Packet das Gewicht von mehr als Einhundert Pfund zu er 
reichen. 


$. 3. Die Unternehmer der in $.2. No. 1. bezeichneten Transportanftalten find verpflich— 
tet, Briefe, Zeitungen, Gelder und alle andere dem Poſtzwange unterworfenen Gegenftände, fo- 
wie bie zur Begleitung dieſer Gegenftände etwa nöthigen- Poftbeanten, unentgeltlich mitzuneh— 
men. Die Unternehmer der im $. 2. No. 2. lit. a. bezeichneten Fuhrgelegenheiten find ver: 
pflicytet, Briefe und Zeitungen unentgeltlich und die zur Begleitung diefer Gegenftände eiwa 
nötbhigen Poftbeamten gegen Zahlung des gewöhnlichen Perſonengeldes mitzunehmen. 


$. 4. Buhrgelegenheiten zwiſchen beftimmten Orten mit regelmäßig feſtgeſetzter Abgangs- 
und. MAnkunftszeit, bei weldyen das von den Reiſenden einfchließlicd der Fracht von dreißig Pfund 
Breigepäd zu erlegende Berfonengeld auf mehr als 2% Sur. für die Meile feitgeitellt wird, 
dürfen nur mit Genehmigung der Boftverwaltung und unter, ben von berfelben zu beitinnmenden 
Bedingungen errichtet - werben. 


$. 5. Dem Poftzwange find unterworfen und bürfen daher ausſchließlich nur durch bie 
Poſt verfendet werden: | ’ 

I) alle verfiegelte, zugenähte oder fonft verichlöffene Briefe; . 

2) alle nach dem ©. v. 2. Juni d. 3. einer Stempelftener umnterliegenden Zeitungen 
und Anzeigeblätter ; 

3) aemünztes Geld und Papiergeld, ungemiünztes Gold und Silber, Juwelen und 
Pretiofen, ohne Unterfcied des Gewichts ; 

4) alfe Packete bis zum Gewichte von zwanzig Pfund einfchließtich, jedoch mit Aus: 
nahme folder Eadyen, welde die Poften reglementsmäßig anzunehmen nidyt ver 
pflicytet find. 

Die Poftzwangspflichtigfeit einer Eendung wird dadurch nicht ausgeſchloſſen, daß mehrere 
Packete von poftzwangspflichtigem Gewichte unter Einer Adreſſe aufgegeben werden, oder daß 
mehrere an verfchiedene Empfänger oder von verfchiedenen Verfendern an Einen Gmpfänger be— 
flimmte Padete von poſtzwangspflichtigem Gewichte in ein Gebind zufanmengepackt, oder dem 
Gegenftande der Sendung andere Gegenftände lediglich zu dem Zwecke beigepadt werben, um 
für ein Padet das Gewicht von mehr als zwanzig Pfund zu erreichen. 

- Die Annahme und Beförderung eines poflzwangspflidtigen Begenftandes darf von ber 
Poſt, fofern die Vorfchriften über Noreffirung, Verpadung u. — w. beobachtet ſind, nicht ver— 
weigert, insbeſondere darf feine poſtzwangspflichtige inländifche Zeitung, jo lange überhaupt der 
Vertrieb der Zeitungen im Mege des Poftdebits erfolgt, von demſelben ausgeſchloſſen und eben 
fo wenig darf bei der Normirung der für die Beförderung und Debitirung der verfchiedenen 
inländifhen Zeitungen zu erhebenden Proviſion nad) verſchiedenen Grundfägen verfahren werden. 


$. 6. Portzwangspflidtige Gegenftände ($. 5.) vom Anslande, welde in Inlande bleibe, 
ober dur das Preußische Gebiet tranfitiven follen, müſſen bei der nächſten inländifchen Poſt— 
anftalt zur Weiterbeförderung: mit der Bolt eingeliefert werden. Jedoch find Gelder und Päcke— 
reien ($. 5. No. 3. und 4.), die durch das Preußiſche Gebiet ohne Umladung und auf. einer! 
Strede, die nicht nıehr als fünf Meilen beträgt, tranfitiren follen, als yollzwaugspflidtig nicht 
zu betradyten. 


8. 7. Boftzwangspflichtige Gegenftände fönnen durch expreſſe Boten oder Fuhren verfandt 
werden. Dod darf ein ſolcher Erpreffer von nur Einem Abfender abgefchidt fein und Gegen» 
ftände für Andere weder mitnehmen, noch zurüdbringen. 


$. 8. Bei Berfendungen und Neifen von Orten, von wo ab, und nad Orten, wohin 
feine Boftbeförderung ftattfindet, bleiben die Beſchränkungen aus dem Poflregale und dem Poft- 
zwange bis zur nädften auf den Wege nad) dem Beſtimmungsorte belegenen Poſtanſtalt aus— 
geſchloſſen. 

$. 9. Hinſichts der. Eiſenbahn-⸗Unternehmungen verbleibt es bei den beſonderen geſetzlichen 
Vorſchriften. Fuͤr die Verbindlichkeit der bereits konzeſſionirten Eiſenbahn-Geſellſchaften zum 
unentgeltlichen Transport von Poſtſendungen ($. 36. No. 2. des G. v. 3. Nev. 1838. ©. ©. 
©. 505.) bleiben die bisherigen Beftinmungen über den Mmfang des Poftzwanges maaßgebendb* 
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abidnitt U. 
Von der Oarantie 


$. 10. Die Poftverwaltung leitet dem Abfender Erſatz für ben Verluſt und die Beſchä— 
digung folgender ihr zur Beförderung reglenentsmäßig eingelieferter Gegenftände: 
1) der Geldſendungen ($. 5. No. 3.), 
2) der Padete mit oder ohne Werthodeklaration, 
3) der Briefe mit deflarirtem Werthe, und j 
4) der refommanbdirten Sendungen, denen in biefer Beziehung Sendungen gleichge— 
ſtellt werden, welche zur Beförderung durch Gftafette eingeliefert worden find. 
Für einen durch verzögerte Beförderung oder Beitellung diefer Gegenſtaͤnde entflandenen 
Schaden leiitet die Poftverwaltung nur dann Grfag; wenn die Sache durd) verzögerte Befoörde— 
rung oder Beitellung verborben ift, oder ihren. Werth bleibend, ganz oder theilweile verleren 
bat. Auf eine Veränderung des Kurfes oder marktgängigen Preifes wird jedoch hierbei Feine 
Nüdfiht genommen. 
Die Verbindlichkeit der Poſtverwaltung zur Grfagleiftung bleibt ausgefchlofien, wenn ber 
Verluft, die Beihädigung oder die verzögerte Beförderung oder Beflellung 
a) durch die eigene Fahrläffigfeit des Abjenders, oder 
b) durdy die unabwendbaren Folgen eines Nafurereigniffes, oder durch einen Zufall, 
wohin jedoh Raub und Diebftahl niemals gerechnet werben follen, herbeigeführt 
worden ft, oder 
ec) auf einer auswärtigen Poftanftalt fich ereignet hat, für welche die Preußiſche Port: 
verwaltung nicht durd Konvention die Grfagleiftung ausdrüdlich übernommen 
hat; it jedoch im dieſem Falle die Ginlieferung bei einer Preußiſchen Poſtanſtalt 
erfolgt und will der Abfender feine Ansprüche gegen die auswärtige Poſtbehörde 
geltend machen, fo hat die Preußiſche Poftverwaltung ihm Beiitand zu leiften. 
Für andere, als die unter No. 1. bis 4. bezeichneten Gegenftäntg und, insbefondere für 
gewöhnliche Briefe wird weder für Verluſt oder Beſchädigung, nod für verzögerte Beförderung 
oder Beſtellung Erſatz geleiftet. 
$. 11. Wenn der Verſchluß und die Emballage der zur Poft gegebenen Gegenftände bei 
der Aushändigung an den Empfänger äußerlich unverlegt und zugleid das bei der Einlieferung 
ausgemittelte Gewicht übereinſtimmend befunden wird, fo darf dasjenige, was bei der Eröffnung 
an dem angegebenen Inhalte fehlt, von der Poftverwaltung nidyt vertreten werben. Die ohne 
Erinnerung geſchehene Annahme einer Sendung begründet die Vermuthung, daß bei der Aus: 
händigung Verſchluß und Gmballage unverlegt, und das bei der Ginlieferung ausgemittelte Ges 
wicht übereinftimmend Befunden worden find. 
$. 12. Iſt eine Werthsdeflaration gefchehen, fo wird biefelbe bei der Feftitellung des Be: 
trages des von der Voftverwaltung zu leiitenden Scadenerfages zum Grunde gelegt. Beweilt 
jedoch die Poftverwaltung, daß der deflarirte Werth den gemeinen Werth ber Sache überfteigt, 
jo hat fie nur diefen zu erfegen. Iſt in betrüglider Abficht zu hoch deflarirt worden, fo vers 
liert der Abfender nicht nur jeden Anfprud auf Scadenerfag, fondern ift aud nad den Vor⸗ 
fchriften der Strafgefeße zu beftrafen, 


$. 13. Iſt bei Padeten die Deflaration bes MWerthes unterblieben, fo vergütet die Poft: 
verwaltung im Falle eines Verluſtes ohne Nüdfidyt auf den wirklichen Werth des verlorenen 
Geaenftandes zehn Silbergroſchen für jedes Pfund der Sendung. Dabei werben Padete, weldye 
weniger als Gin Pfund wiegen, den Padeten zum Gewidte von Einem Pfunde gleichgeftellt 
und überihießende Pfundtheile für Ein Pfund geredet, Bei bloßen Beihädigungen kann die 
BVoftverwaltung nur bis zum Belaufe des wirklich erlittemen Scyadens und niemals über ben 
—— Normalſatz von zehn Silbergroſchen für das Pfund hinaus in Anſpruch genommen 
werben. 


$. 14. Für einen rekommandirten Brief ober eine andere refommanbirte Sendung, fowie 
für einen zur Beförderung durch Eftafette eingelieferten Brief oder anderen Gegenitand ($. 10. 
No. 4.) wird dem Abfender im Falle des Berluftes, ohne Rüdfidt auf den Werth der Sen: 
dung» ein Erſatz von vierzehn Thalern gezahlt. Gine Werthsdeklaration ift bei diefen Gegen: 
ftänden nicht zuläffig. 
$. 15. Bei Neifen mit den ordentlichen Poften leiftet die Poftverwaltung 
1) für den Verluſt oder die Beſchädigung des reglementsmäßiz eingelieferten Paſſa⸗ 
gierguts mit Ginem Thaler für jedes Pfund, im Uebrigen nah Maafgabe ber 
$$. 12. und 13., und 
2) wenn ein Meifender förperlich beſchädigt wird und die Beſchädigung nicht erweis⸗ 
lid durch einen Zufall oder die Folgen eines unabwendbaren Naturereignifies 
ar durch die Schuld des Reiſenden herbeigeführt if, für die erforberlichen Kurs 
often, 
Erſatz. 
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' Eine weitere Verbindlichkeit zur Entſchaͤdigung hat die Poftverwaltung niht. Insbeſondere 
leiftet fie bei der Ertrapoftbeförberung weber für den Verluft ober die Beihädigung an Sachen, 
* der Reiſende bei ſich führt, noch bei einer körperlichen Beſchädigung des Reiſenden Ent: 
häbigung. 
$. 16. "Eine weitere, als die in den $$. 12, 13., 14. und 15. nad VBerfchiedenheit der - 
Fälle beſtimmte Entfhädigung wird von ber Poftverwaltung nicht geleiftet; insbefondere findet 
gegen biefelbe ein Anfpruch wegen eines durch den Verluſt oder die Beihädigung einer Sen: , 
. dung entitandenen mrittelbaren Schadens oder entgangenen Gewinnes. nicht Statt. 
$. 17: Der Anſpruch auf Schadloshaltung gegen die Voftwerwaltung muß-in allen Fällen 
> die Ober-Poſtdirektion gerichtet werden, in deren Bezirke der Ort der Einlieferung der 
enbung oder der Ort ber Einfchreibung des Meifenden liegt. 
$. 18. Der Anſpruch anf Entfhädigung an die Poftverwaltung erliſcht mit Ablauf von . 
ſechs Monaten, vom Tage ber Einlieferung der Sendung oder vom Tage der Beſchädigung des 
eifenden an gerechnet. Diefe Verjährung wird nicht allein durch Anmeldung der Klage, fons 
bern aüch durch Anbringung der Meklamation bei der fompetenten Ober» Boftdireftion unters 
broden. Grgeht hierauf eine abfdlägige Beſcheidung, fo beginnt vom Empfange derfelben eine 
neue Verjährung, welde durch eine Reklamation gegen jenen Beſcheid nicht unterbrochen wird. 
$. 19. In Fällen des Krieges und gemeiner. Gefahr find die Poſtanſtalten befugt, durch 
öffentliche. Bekanntmachung jede Bertretung abzulehnen und Briefe, fowie andere Saden, nur 
auf Gefahr: des Abfenders zur Beförderung zu übernehmen. In ſolchem Falle ſteht jetod dem 
Abſender frei, ſich ohne Rüdficht auf den Poſtzwang jeder anderen Transportgelegenheit zu bedienen. 


Abſchnitt MU. 
Befondere Borredhte der Poften, . 


$. 20. Die ordentlichen Poften nebft deren Beimagen, fo wie bie auf Koften bes Staats 
beförderten Kuriere und Gftafetten, imgleichen die von Poftbeförderungen ledig zurückkommenden 
Boftfuhrmwerfe und Poftpferde, ſowie endlich die Briefträger und Poftboten, find von Entrichtung 
der Ehauffees, Weges, Brüden:, Damm:, Bflafter:, Brahn- und Fährgelder und anderer Kom: 
mimifations: Abgaben befreit. Diefe Befreiung findet auch, jedoch unbeſchadet beitehender Rechte, 
gegen die zur Erhebung folder Abgaben berechtigten Korporationen, Gemeinden oder Privats 
perfonen Statt. . 

8. 21. In befonderen Fällen, wo die gewöhnlichen Poſtwege gar nicht oder ſchwer zu 
paffiren find, können die ordentlihen Poften, fowie die Ertrapoften und Gftafetten fi der Ne— 
ben: und Feldwege bedienen, audy ber ungehegte Wiefen und Aecker fahren, unbefchadet jedoch 
bes Rechtes der Gigenthümer auf Reale 

"8,22. ° Gegen die ordentlichen Poſten, Exrtrapoften und Gflafetten ift Feine Pfändung ers 
Taubt, auch darf diefelbe gegen einen Poſtillon nicht geübt werben, welcher mit dem ledigen Ge— 
fpann zurüdfehrt. 

78,3. Jedes Fuhrwerf muß den ordentlichen Bolten, ſowie den Ertrapoften und Eitafetten 
auf das üblihe Signal ausweichen. 

$. 24. Das Inventarium der Pofthaltereien darf im Mege des Arreftes oder ber Exeku— 
tion nicht mit Beſchlag belegt werben. 

8.25, Wenn die auf einer Poftftation Fontraftlic zu haltende Pferdezahl in Folge un: 
gewöhnlicher Frequenz nicht ausreicht, fo find die Befiger von Aderpferden und bie Lohnfuhr: 
"Teute, und zwar zunächft die am Stationsorte und fodann jene der benachbarten Ortfchaften, der 
Poſt die ———— Hülfepferde gegen die volle und unverkürzte Zahlung der Extrapoſtgebüh— 
ren zu ftellen verpflichtet. 

8.26. Menn den ordentlichen Poften, Extrapoften oder Eilafetten unterweges ein Unfall 
begegnet, fo find die Anwohner der Strafe verbinden, benfelben die zu ihrem Weiterfommen 
erforderliche Hülfe gegen vollftändige Entſchädigung ſchleunigſt zu gewähren. 

$: 27. Die vorfhriftsmäßig zu haltenden Poftpferde und Poftillone dürfen zu den Be: 
hufs der Staats⸗ und Kommunalbedürfniffe zu leiftenden Spanndienften nicht herangezogen 
werben, 

"8,28. Die Thorwachen, Thor, Brücken- und Barrierebeamten find verbunden, die Thore 
und Schlagbäume fchleunigft zu öffnen, fobald der Poſtillon das übliche Signal giebt. Ebenfo 
‚müffen auf daſſelbe die Fährlente die Meberfahrt unverzüglich bewirken. 

$. 29. Auf Requiſition der Poſtbehörden haben die Polizei- und Steuerbeamten zur Ber: 
hütung And Gntdefung von Poftübertretungen mitzumirfen, 

.$. 30. Die Poftanftalten find berechtigt, unbezahlt gebliebene Portobeträge und Gebühren. 
nad) den für die Beitreibung öffentlicher Abgaben beftehenden Vorfchriften im Berwaltungswege 
exelutiviſch einziehen zu laſſen. L 
86,34 Die Beträge, melde in einer Sendung enthalten find, die weder an ben Adreſſa⸗ 
ten beftellt, noch an den Abfender zurücigegeben werben kann, oder melde aus dem Berfaufe 
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ber vorgefundenen Begenftände gelöft werden, fließen nad) Abzug des Porto umb ber fonftigen 
Koften zur Poſtarmenkaſſe. Meldet fid) der Abfender oder ber Adreflat fpäter, fo zahlt ihm die 
Boftarmenkaffe die ihr zugefloſſenen Summen, jedod) ohne Zinfen, zurück. 


Abſchnitktt IV. 
Strafbeltimmungen bei Bott: und Porto-liebertretungen. 


$. 32. Mit Geldbuße von fünf bis fünfzig Thalern wird beftraft : 

1) wer mit unterweges gewechfelten Transportmitteln oder zwifchen beflimmien Orten 
mit regelmäßig feſtgeſetzter Abgange- oder Anfunftszeit — wobei einzelne Unterbre: 
dungen ver fonft regelmäßig ftattfindenden Fahrten nicht in Betradıt fommen — 
Perſonen oder Sachen gegen Bezahlung befördert, ohne nach einer ber in ben $$.2., 
4., 8. und 9. enthaltenen Beftimmungen dazu ermächtigt zu fein; 

2) wer von den Bedingungen, unter denen er von der Poftverwaltung zur Beförberung 
von Perſonen ($. 4.) ermächtigt worden, abweicht; 

3) wer außer den in den $$. 6. bis 8. nadgelaffenen Fällen Briefe oder andere poſt⸗ 
zwangspflichtige Gegenjlände ($. 5.) befördert. 

$. 33. Wird durch mehrere von verfcdyiedenen Unternehmern einzeln eingerichtete nicht res 
gelmaͤßige Buhrgelegenheiten im Ganzen eine Negelmäßigkeit in den Fahrten im Sinne des $. 
32. No. 1. bergeftellt, oder wird das eben bafelbit .ausgefpruchene Verbot des Mechfels ber 
Transportmittel durd den Anſchluß mehrerer für fih mach $. 2. No. 2. lit. a. erlaubter Fuhr⸗ 
gelegenheiten umgangen, fo hat jeder Unternehmer, wenn er auf geſchehene Aufforderung ber 
Boftverwaltung die Negelmäßigfeit oder den: Auſchluß der Fahrten nicht einftellt, die Strafe des 
$. 32. verwirft. 

$. 34. Im eriten Rückfalle wird die Strafe ($$. 32. und 33.) veerboppelt, im zweiten 
Nüdfalle kann der Schuldige zugleic, feiner Befugniß- zur Treibung des Fuhrgewerbes für im: 
mer oder auf Zeit verluftig erklärt werden, 5 

Im Nüdfalle befindet fi derjenige, welcher, nachdem er wegen einer ber in den $$. 32. 
und 33. bezeichneten Uebertretungen vom Gerichte oder im Verwaltungswege zur Strafe rechtes 
fräftig verurtheilt worden iſt, innerhalb der nächſten fünf Jahre, nad) der Berurtheilung eine die 
jer Uebertretungen verübt. 

$. 35. Mit dem vierfachen Brirage des Porto, jedoch niemals unter einer Geldbuße von 
fünf Thalern, wirb beftraft: | 8 
1) wer außer ‚den. in den $$. 6. bis 8, nachgelaſſenen Fällen Briefe oder andere 

poſtzwangspflichtige Gegenftände ($. 5.) auf andere Weiſe, als durd die Pot vers 
ſchickt; 

2) wer bei Verſendungen durch die in $. 2. No. 2. lit. h. nachgelaſſenen Transport: 
anftalten, um das bafelbit vorgefchriebene Padeigewicht von mehr als Ginhundert 
Pfund zu erreihen, mehrere on verſchiedene Empfänger oder von verfdiebenen Ber: 
jendern an Ginen Empfänger bejtimmte Padete in ein Gebind zufammenpadt oder 
dem Gegenftande einer Sendung andere Gegenftände lebiglid zu. dem angegebenen 
Zwede beipadt; 

3) wer Brieft oder andere Gegenftände, für welche ein höheres Porto zu entrichten: if, 
unter andere Sadyen, welde nad) einer geringeren Taxe beförbert werben, verpadt; 

4) wer Gegenftände unter Streifband. oder Krenzband zur Verſendung mit der Poſt 
einliefert, welde überhaupt oder wegen verbotener Zufäge unter Streifband nicht 
verfandt werden dürfen; J 

5) wer ſich zu einem portopflichtigen Schreiben einer, von ber Entrichtung bes Porto be: 

freienden Bezeihnung bedient oder ein- foldyes Schreiben in einen Brief oder in ein 
Packet verpadt, welches geſetzlich unter einer portofreien Rubrik befördert wird; 

6) wer Poftiveimarfen oder geftempelte Brieffouverts nad) ‚ihrer Gntwerthung zur Frans 
firung einer Sendung benugt. Inwiefern in biefem Falle wegen hinzugetretener 
Vertilgung des Entwerthungszeihens eine härtere Strafe verwirkt it, wird nach den 
allgemeinen Strafgefegen beuriheilt. 

7) wer Briefe oder. andere Sachen zur Umgehung der Portogefälle: einem Kondukteur, 

Schirrmeifter oder Poftillon zur Mitnahme übergiebt. | 
$. 36. Im erften Nüdfall wird die Strafe ($. 35.) verdoppelt, und bei ferneren Rück⸗ 
fällen auf das Vierfache erhöht. 

Im Nüdfall befindet ſich derjenige, welcher, nachdem er wegen einer der in dem $. 35. bes 
zeichneten Webertretungen vom Gerichte oder im Verwaltungswege zur Strafe rechtskräftig ver— 
urtheilt worden ift, innerhalb der näcten fünf Jahre nad) der Verurtheilung eine biefer Nieder: 
tretungen verübt. | 

$. 37. Wer wiflentlih, um der Poſtkaſſe das Perfonengelb zu entziehen‘, umeingetra: 
ge mit der Pot reiſt, hat. außer dem Perfonengelde eine Geldbuße von fünf Thalern zu 
erlegen. , er 
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6.38 Sn den $. 35. unter No. 3. bis 6. beftimmten Fällen ift die Strafe mit der 
- Einlieferumg der Sendung zur Poſt verwirft. 

$. 39. Außer der Strafe muß in den Fällen des $. 35. das Porto, weldyes für die Ber- 
förderung der Gegenftände der Poft zu entrichten gewefen wäre, gezahlt werden. In dem $. 
32. unter No. 3. und $. 35. unter Mo. 1, beftimmten Falle haften der Abfender und ber Bes 
förberer für das Porto ſolidariſch. 

$: 40. Kann die verwirkte Geldbuße nidyt beigetrieben werben, fo tritt eine verhältnißmä— 
fige Gefängnißftrafe ein. 

$. 41. Die Pohbehörden nnd Poflbeamien, welche eine Webertretung entdeden, find bes 
fugt, die dabei vorgefundenen Briefe oder andere Sahen, melde Gegenftand- der Uebertretung 
find, in Beſchlag zu nehmen: umd fo fange ganz oder theilweife zurüdzubalten, bis entweder bie 
defranbirten Foitgefälle, die" Geldftrafe umd die Koften gezahlt, oder durch Kaution fiher ge: 
ſtellt ſind. Dieſe Vorſchrift findet auch Anwendung auf die Pferde und Wagen, mit welchen 
* Fuhrmann bei der Verübung einer der in dem 8. 32. bezeichneten Uebertretungen betrof— 
en wird, 

S. 42. Die in den $$. 32. bis 39. beſtimmten Geldbußen fließen zur Poſt-Armenkaſſe. 

8. 43. Die Unterſuchung und Entſcheidung in Poſt- und Porto— Uebertretungsſachen ſteht 
in ben Fällen, wo nah $. 34. Verluſt der Befugniß zur Treibung des Fuhrgewerbes eintritt, 
ben Gerichten zu. In allen übrigen Fällen wird die Unterſuchung ſummariſch von ben Poſt⸗ 
ämtern und Bofterpeditionen oder von den Bezirfs:-Auffihtsbeamten geführt, und darauf im Ders 
waltungswege von den Ober: Poftdireftionen entſchieden. Diefe fönnen jebod, fo lange noch fein 
Strafbeſcheid erlaffen worden ift, die Verweiſung der Sache zum gerichtlichen Verfahren verfüs 
gen und ebenfo fann der Beſchuldigte während der Unterfucung bei der Boftbehörde, und bins 
nen zehn Tagen präflufivifher Friſt, nad Gröffnung des von leßterer abgefaßten Strafs 
— — auf rechtliches Gehör antragen. Der Strafbeſcheid wird alsdann als nicht ergangen, 
angeſehen. 

Das hinſichtlich der Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften über bie Erhebung der Zölle 
vorgeſchriebene Verfahren bei ber Unterfuhung und Entfheitung im Berwaltungswege tritt auch 
bei Bolt-: und: Porto:-Uebertretungen ein. - 

Ar den eingelegten Rekurs hat das General-Boftamt zu entſcheiden. 

e VBorladung des Beihuldigten zu feiner Berantwortung im Berwaltungswege unters 
bricht bie FIR: 


Abſchnitt V. 


— für andere im Beziehung auf.bas Poſtweſen verübte 
Uebertretungen. 


8. 44. Wer ben Anſtand, die Sicherheit oder die Ordnung auf den Poſten und in den 
Paſſagierſtuben verletzt, wird mit Geldbuße bis zu fünf Thalern beſtraft. 


$. 45. Wer der Vorſchrift des $. 23. zuwider den Poſten nicht ausweicht, wird mit einer 
Geldbuße bis zu zehn Thalern beftraft. Mit derfelben Strafe werden Zuwiderhandlungen gegen 
bie Vorſchriften des $. 28. belegt. 


$.46,. Mer es unternimmt, ber Beltimmung des 8. 22, zuwider, eine Poſt oder einen 
Poſtillon zu. pfänden, wird mit Geldbuße bis zu zwanzig Thalern beftraft. 


Abidhnitt VI. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


$. 47. Was ein Briefträger oder Poftbote über die von ihm gefchehene Beſtellung auf 
feinen Dienfteid anzeigt, iſt fo lange. für wahr und richtig anzunehmen, bis das Gegentheil über: 
zeugend nadıgewiefen wird. 

$. 48. Die Poitverwaltung iſt für die richtige Beſtellung nicht verantwortlich, wenu 
der Adreſſat erklärt hat, ſeine Briefe, Begleitbriefe und Formulare zu den Ablieferungsſcheinen 
ober einzelne Kategorien dieſer Gegenſtaͤnde ſelbſt abzuholen oder abholen zu laſſen. Auch liegt 
in dieſem Falle der Boftanftalt eine Prüfung der Legitimation desjenigen, welcher fich zur Ab— 
holung meldet, nicht ob, fofern nicht auf den Antrag des Ndreffaten zwiichen diefem und ber 
Poſtanſtalt ein deafaltfiges befunderes Nbfonmten getteffen worben if. 

$. 49. Die Poftverwältung if, nachdem fie das Formular zum Ablieferungsſchein dem 
Adreffaten hat ausliefern laſſen, nicht verpflichtet; die Mechtheit der Unterſchrift und des Siegels 
unter dem mit dem Namen bes Ndreffaten unterfchriebenen amd unterfiegelten Mblieferungsfcheine 
zu unterſuchen, und bie Legitimation desjenigen zu prüfen, welcher unter Vorlegung bes vollzo⸗ 
genen Ablieferungsfcheines oder bei nicht deflaricten Sendungen unter Borlegung bes Vesleit⸗ 
briefes die en ber Sendung —— 
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$. 50. Die Poftverwaltung iſt ermächtigt, durch ein von ihr zu erlaffendes und durch 
Amtsblätter zur öffentlichen Kenntniß zu bringendes Reglement, deſſen Beſtimmungen als ein 
Beſtandtheil des zwiſchen dem Abſender eder Reiſenden einerſeits und der VPoſtverwaltung ande⸗ 
rerfeits eingegangenen Vertrages erachtet werden ſollen, die weiteren, bei Benutzung der Poſten 
zu Verſendungen und Reifen zu beobadıtenden Vorſchriften zu treffen, insbefondere 

1) die Ginfieferung der abzufendenden Gegenſtaͤnde an die Pot, deren Rüdforberung 
von Seiten des Abfenders und die Beftellung der durch die Poſt beförberten Gegen: 
fände, fowie die Behandlung nicht beitellbarer Sendungen zu vegeln ; 

2) die Gegenftände zu bezeichnen, welde als zur Beförderung mit der Poft nicht geeig— 
net zurückgewieſen werben dürfen, oder zurücgewiefen werben müſſen; 

3) die Bedingungen und Gebühren für baare Ginzahlungen, Borfchußfendungen, Streif: 
oder Kreuzbandjendungen, Sendungen mit Maarenproben oder Muftern und refom: 
mandirte Sendungen, ferner für Beitellung ber Grpreßbriefe, der Stadtbriefe und ber 
Packete durch Faktage-Boten, fowie für die Landbriefbeftellung zu beftimmen ; 

4) die Stafettenbeförderung zu ordnen; 

5) die Bedingungen feilzufegen, unter denen Reijende mit den ordentlichen Poſten ober 
mit Extrapoſt befördert werben und zu beſtimmen, was auf den einzelnen Kurfen an 
Perfonengeld zu entrichten iſt; auch 

6) die zur Aufrechterhaltung ber Ordnung, der Sicherheit und bes Anſtandes auf 
* Poſten und in den Paſſagierſtuben nöthigen polizeilichen Anordnungen zu 
treffen. 

$. 51. Ale bisherigen: allgemeinen und befonderen Bellimmungen über Gegenflände, 

worüber das gegenwärtige Gefeg verfügt, fuweit jene Beflimmungen niht auf Stantsverträgen 
und Konventionen beruhen, werben hierdurch aufgehoben. 

$. 52. Mit Ausführung biefes G. und Griheilung der Inflruftionen ift ber Minifter für 

Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten beauftragt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchfteigenhändigen Unterfchrift uf beigedrudtem Königl. Infiegel, 

Gegeben Bellevue, d. 5. Juni 1852. 

(L. S.} Friedrich Wilhelm. 

v. Manteuffel, v. d. Heydt. Simone v. Raumer v. Weftphalen. 

v. Bodelfhwingh. v. Bonin. 

21 


Allerh. Erl. v. 10. Juni — betr. die Siſtirung der Einführung der 

Gemeinde⸗ —— v. 11. März 1850, und der Bildung der in der Kreis-, 

Bezirks: und — Drdnung v. 14, März 1850. angeordneten neuen 
Kreis⸗ und ProvinzialsVertretungen. 


[G. ©. 1852. ©. 388. No. 3580.] 


Auf den Bericht des Staatsminifttriums v. 17. Juni c. erfläre Ich Mich damit einvers 
ſtanden, daß mit der Ginführung der Gemeinde-D. v. 11. März 1850,, fowie mit der Bildung 
ber in der Kreise, Bezirks: und Provinzial:D. v. 11. Mär; 1850. angeorbneten neuen Kreis: 
und Provinzial: Bertretungen nicht weiter vorzugehen if. Der Minifter des Innern’ hat dem: 
gemäß das Weitere zu veranlaflen, und wird derfelbe beauftragt, biejenigen Anorbnungen zu 
treffen, welche ficd) in Ausführung des gegenwärtigen Erlafles als nothwendi erg eben. Den 
Kammern follen bei ihrem näcften Zufammentritte die geeigneten Borlagen A biefer Angeles 
genheit gemadyt werben. Diefe Meine D, ift durch die G. ©. zur öffentlihen Kenntniß zu 
bringen. 


Sansſoueci, d. 19. Juni 1852. Friedrich Wilhelm. 
v. Manteuffel. ».d. Heydbt Simone v. Raumer. v. Weftphalen. 
An v. Bodelſchwingh. vw. Bonin 


das Staatsminijterium. 





G, betr. die Dienftvergehen der nicht richterlichen Beamten, die Wer: 
feßung. ———— anf — andere Stelle oder in den Ruheſtand. 
. @1. Juli 185%. 


[®. = as ©. 465. No. 3609.] 


Wir Friedrich Wilhelm 2. xc. verordnen, mit Zuſtimmung ber Kammern, was folgt: 
$. 1. Das gegenwärtige G. findet unter ben darin ausdrücklich gemadten Beſchraͤnkungen 
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auf alle in ummittelbarem ober mittelbarem Stantebientte fiehenden Beamten Anwendung, die 
nicht unter die Beſtimmungen bes bie Richter betr. ©. v. 7. Mai 1851. fallen, 


Erfer Abfdnitt 
Allgemeine Befimmungen über Dienfivergehen und deren ——— 


F. 2. Ein Beamter, welcher 
1) — Pflichten verletzt, die ihm ſein Amt auferlegt, 
oder 
2) ſich durch ſein Verhalten in oder außer dem Amte der achtung, des Anſehens oder 
bes Vertrauens, die fein Beruf erfordert, unwürbig zeigt, 
unterliegt ben Borfchriften diefes Geſetzes. 

$. 3. Iſt eine der unter $. 2. fallenden Handlungen (Dienftvergehen) zugleidh in ben 
gemeinen Strafgefeßen vorgefehen, fo können die durch diefelben angedrohten Strafen nur auf 
Grund des gewöhnliden Strafverfahrens von denjenigen Gerichten ausgeſprochen werben, 
welche für bie gewöhnlichen Strafſachen zuſtaͤndig find. 

$.,4. Im Laufe einer gerichtlichen” Unterſuchung darf gegen den Angeſchuldigten ein Dis: 
aiplinarverfahren wegen der nämlihen Thatſachen nicht eingeleitet werben. 

Wenn im Laufe eines Disziplinarverfahrens wegen der nämlichen Thatfadhen eine gericht: 
liche Unterfuhung gegen ben Angefchuldigten eröffnet wird, fo muß das Disziplinarverfahren 
bis zur redhtsfräftigen Erledigung des gerichtlichen Verfahrens ausgefegt werden. 

. Wenn von den gewöhnlichen Strafgericdyten auf Freiſprechung erkannt iſt, fo findet 
wegen derjenigen Thatſachen, welche in der gerichtlichen Unterfuhung zur Erörterung gekommen find, 
ein Disziplinarverfahren nur noch infofern flatt, als diefelben an fi) und ohne ihre Beziehung 
zu dem gefeglichen Thatbeftande der Uebertretung, des Bergehens oder bes Verbrechens, welde 
den Gegenſtand der Unterfuhung bildeten, ein Dienftvergehen enthalten. 

Iſt in einer gerichtlihen Unterfuhung eine Berurtheilung ergangen,- weldhe den Verluſt des 
Amtes nicht zur Folge gehabt hat, fo bleibt derjenigen Behörde, welche über die Einleitung bes 
Disziplinarverfahrens zu verfügen hat, die Entſcheidung darüber vorbehalten, ob außerdem ein 
Disziplinarverfahren einzuleiten oder fortiufegen fei. 

$. 6. Spricht das Gefeg bei Dienftvergehen, welche Gegenſtand eines Disziplinarverfah- 
rens werben, die Berpflichtung zur Wiedererftattung oder zum Scabenerfage, oder eine fonftige 
tivilrechtliche Verpflichtung aus,.fo gehört die Klage der Betheiligten vor das Givilgericht, jes 
doch vorbehaltlid, der Beltimmung des $. 100, 

$. 7. Iſt von dem gewöhnlichen Strafrichter auf eine Freiheitsſtrafe von längerer als 
einjähriger Dauer, auf wine ſchwerere Strafe, auf Berfuft der bürgerlichen Ehre, auf zeitige Uns 
terfagung der Ausübung ber bürgerlichen Ehrenrechte, auf immerwährende oder zeitige Unfähig- 
keit zu öffentlihen Aermtern oder auf Stellung unter. Bolizeiauffict erkannt, „jo zieht das 
ee er den Berluft des Amtes von felbit nad ſich, ohne daß barauf befonders ers 
annt wird 

$. 8. Ein Beamter, welcher fih ohne ben vorfchriftsmäßigen Urlaub von feinem. Anıte 
entfernt hält, oder den ertheilten Urlaub überfchreitet, ift, wenn ihm nicht befondere Entſchuldi— 
a zur Seite ftchen, für die Zeit der unerlaubten Entfernung feines Dienfteinfommens 
verluftig 

$. 9. Dauert bie unerlaubte Entfernung länger als acht Wochen, fo hat_der Beamte bie 
Dienftentlafjung verwirkt. 

Iſt der Beamte dienftlich aufgefordert worden, fein Amt anzutreten ober zu demſelben zu⸗ 
rüdzufehren, fo tritt bie Strafe der Dienfentlaflung ſchon nad) fruchtlofem Ablauf von vier 
Wochen jeit der ergangenen Anforderung ein. 

$. 10. . Die Gutziehung des Dienfteinfommens ($. 8.) wird von ‚berjenigen Behörbe ver 
fügt, welde den Urlaub zu ertheilen hat. Im Falle des Widerfpruchs findet das förmliche Diss, 
ziplinarverfahren ftatt. 
$. 11. ‚Die Dienftentlaffung kann nur im Wege des förmlichen Disziplinarverfahrens aus: 

geſprochen werden. Sie wird nicht verhängt, wenn fi) ergiebt, daß der Beamte ohne feine 
Schuld von feinem Amte fern geweſen iſt. 

8. 12. Die Einleitung eines Disziplinarverfahrens wegen unerlaubter Entfernung vom 
Amie und die Dienſtentlaſſung vor Ablauf der Friſten ($. 9.) iſt nicht ausgeſchloſſen, wenn fie 
durch — erſchwerende Umſtände als gerechtfertigt erſcheint. 

Die in dem $. 9, erwähnte Aufforderung, ſowie alle anderen Aufforderungen, 
Mittheilungen, Zuftellungen und "Borladungen, welde nad den Beſtimmungen dieſes Geſetzes 
erfolgen, find gültig und bewirken den Lauf der Friſten, wenn fie demjenigen, an ben fie erge⸗ 
ben, unter Beobachtung, der. für gerichtliche Inſinuationen ‚vorgefhriebenen Formen in Perfon 
zugeitellt ober wenn fie in feiner legten Wohnung an dem Orte infinuirt werben, wo er feinen 
legten Wohnfig im Inlande hatte. Die vereideten Berwaltungsbeamten Yan dabei den Glau⸗ 
ben ber Gerichtöboten. 
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$. 14. Die Diesziplinarftrafen beitehen in 
Ord mungeſtrafen, 
Entfernung aus dem Amte. 

$. 15. Ordnungsſtrafen find: 

1) Warnung, 

2) Berweig, 

3) Geldbuße, 

4) gegen untere Beamte auch Arreſtſtrafe auf die Dauer von Hödfens adıt Tagen, 
welche jedoch nur in foldhen Näumen zu vollſtrecken ift, die den Verhältniſſen der zu 
beftrafenden Beamten angemeflen find. 

Zu diefer Beamtenflafle werden im Allgemeinen mir gerechnet: Grefutoren, Bo: 
ten, Kaftellane, Diener und die zu ähnliden, fowie die zu blos mechaniſchen Funk— 
tionen beflimniten Beamten. Außerdem ift das Staateminifterium ermächtigt, in ber 
Steuer-, Poſt-, Polizei: und Eifenbahn: Verwaltung diejenigen Beamten:Kategorien 
ſpeziell zu bezeichnen, gegen welche Arreftfirafen verhängt werden Fönnen. 

$. 16. Die Gntjernung aus dem Amte kann beftehen: 

1) in Verfegung in ein anderes Amt von gleichem Range, jedoch mit Verminderung bes 
Dienfteinfommens und Verluft des Anfpruches auf Umzugsfoften, ober mit einem von 
beiden Nachtheilen. 

Diefe Strafe findet nur auf Beamte im unmittelbaren Staatsbienfte Anwen: 
dung; 

2) in Dienftentlaffung. 

Diefe Strafe zieht den Verluſt des Titels umd Penfions⸗ Anſpruches von ſelbſt 
nach ſich; es wird darauf nicht beſonders erkannt, es ſei denn, daß vor Beendigung 
des Disziplinarverfahrens aus irgend einem von deſſen Ergebniß unabhängigen 
Grunde das Amtsverhältniß bereits aufgehört hat und daher auf Dienftentlafiung 
nicht mehr zu erfennen ift. 

Gehört der Angefdiuldigte zu ben Beamten, welche einen Anfpruch auf Penſion 
haben, und lafien befondere Umftände eine mildere Benrtheilung zu, ſo iſt die Diszis 
plinarbehörbe ermächtigt, in ihrer Entſcheidung zugleich feitzufegen,- daß dem Ange: 
ſchuldigten ein Theil’ des reglementsmäßigen Penſionsbetrages auf Eebengzeit oder auf 
gewiſſe Jahre als Unterflügung zu verabreichen fei. 

$. 17. Welche ber in den $$. 14. bis 16. beftimmten Strafen anzumenden ſei, ift nad. 
ber größeren ober geringeren Grheblichfeit des Dienftvergehens mit Rückſicht auf bie gig nr 
re des Aingefhuldigten zu ermeffen, unbefchader der befonderen Beilinimungen ber $$. 8 
"und 9 


.. weiter Abſchniti. 
Bon dem Disziplinarverfahren. 


$. 18. Jeder Dienjtvorgefegte it zu Warnungen und Werweifen gegen feine Untergebe: 

nen befugt. 
19. In Beziehung auf die Berhängung von Geldbußen ift die Befugniß der Dienſt⸗ 
vorgelepien begrenzt, wie folgt: 
Borfteher derjenigen Behörden, welche unter den Provinzialbehörden ftehen , einfchließ- 
lid) vie "Bandräfhe, fönnen gegen die ihnen felbft untergebenen Beamten, ſowie 2 bie Beam: 
ten der ihnen umtergeorbneten Behörden Geldbußen bis zu drei Thalern verfügen, Gleiche Be: 
fugniß haben die Vorſteher der Poſtanſtalten in Bezug anf ihre Untergebenen und die Poſt 
injpeftoren in Bezug auf bie Unterbeamten ihres Bezirks. 

Andere Börgefeßte-der unteren Beamten dürfen ſolche Geldbußen nur infofern verfügen, als 
ihnen die Befugniß zur Verhängung von Geldbußen durch befondere Geſetze oder auf Grund 
folcher Gefege erlaffene Inftruftionen beigelegt ift. 

Den Ober-Poftdireftoren, dem Telegraphendireftor, fowie den von der‘ Staatsregierung ein 
gefegten Behörden der Eiſenbahnverwaltung ſteht bie Befugniß zu, gegen alle ihnen untergebes 
nen Beamten Geldbußen bis zu zehn Thalern zu verhängen. 

Die Provinzialbehörden find ermächtigt, die ihnen uͤntergeordneten Beamten mit Geldbuße 
bis zu dreißig Thalern zu belegen, befoldete Beamte: jedoch nicht über ben Betrag des einmo⸗ 
natlihen Dienfteinfommens hinaus. 

Gleiche Befugniß haben die Vorſteher der Provinzialbehörden in Auſchung der bei letzteren 
angeſtellten unteren Beamten. 

Die Miniſter Haben die Befugniß, allen ihnen unmittelbar oder mittelbar unterhebeiien Be: 
amten Gelvbußen bis zum Betrage des monatliden Dienſteinkommens, mreſownen Beamten 
aber bis zur Summe von dreißig Thalern aufzuerlegen. 

Melde Beaniten im Sinne diefes Paragraphen zu den unteren zu rechnen * wi: "oe 
das Staatsminifterium beflimmt, 
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- 8520 Nur diejenigen Dienftvorgefepten, welche gegen bie, in $. 15. No. 4. bezeichneten 
a Geldbuße verhängen können, find ermächtigt, gegen biefelben Arreſtſtrafen zu vers 
igen. 
Diejenigen Vorgeſetzten, deren Strafgewalt auf Geldbuße bis zu brei Thalern beihränft 
ift, dürfen bei den Arreititrafen das Maaß von drei Tagen nicht überichreiten. 
8. 21. Gegen die Verfügung von Ordnungsfirafer findet nur Beſchwerde im vorgefchries 
benen Inftangenzuge ftatt. 
$. 22. Der Entfernung aus dem Amte muß ein förmliches Disziplinarverfahren vorher: 
gehen. Daflelbe befteht in der von einem Kommiſſar zn führenden fchriftlihen Borunterfuchung 
und in einer mündlichen Verhandlung nad) den folgenden näheren Beſtimmungen. 
$. 23. Die Ginkeitung des Disziplinarverfahren wird verfügt und ber Anterfuchungss 
Kommiflar erttannt: 
1) wenn die Entſcheidung ber Sache vor den Disziplinarhef gehört ($. 24. No. 1.), 
von den Miniſter, welcher dem Angefchuldigten vorgefegt if. 

Iſt jedoch Gefahr im Berzuge, fo fann diefe Verfügung und Ernennung vors 
läufig von dem Borfteher der Provinzialhehörde des Neflorts ausgehen. Es ift als— 
dann bie Genehmigung des Minifters einzuholen und, fofern dieſelbe verfagt wird, 
das’ Verfahren einztiftellen ; 

2) in allen anderen Fällen von dem Morfteher der Behörde, welche die entfcheidende 
Disziplinarbehörde bildet ($. 24. No. 2.), oder von dem vorgefegten Minifter. 
$. 24. Die entfcheidenden Disziplinarbehörben erfter Inftanz find: 
1) der Disziplinarhof zu Berlin ($. 29.) in Anfehung derjenigen Beamten, zu beren 
Anftellung nad den Beftimmungen, welche zur Zeit der verfügten Ginleitung der Uns 
terſuchung gelten, eine von dem Könige oder von den Miniftern ausgehende Ernen: 
nung, Beftätigung oder Genehmigung erforderlich ift; 2 
2) die Provinzialbehörden, ale: 
die Megierungen, 
die Provinzial:Schulfollegien, 
die Brovingial-Steuerdireftionen, 
die Oberbergamter, 
die Generalfommiffionen, 
die Militairintendanturen, 
das Polizeipräfidium zu Berlin, 
die Gifenbahnfommiffariate, 
in Anfſehung aller Beamten, die bei ihnen angeftellt ober ihmen untergeordnet und nicht 
vorfiehend unter 1. begriffen find. ⸗ 
Den Provinzialbehörden werden in dieſer Beziehung gleichgeſtellt die unter den Miniſtern 
ſtehenden Gentral:Berwaltungsbehörden in Dienſtzweigen, für welche feine ProwMzialbehörden 
beitehen, fowie die Generallandfchaftse und‘ Hauptritterfhafts-Direftionen. . 
$. 25. Fr diejenigen Kategorien von Beamten, welde nicht unter den im $. 24. bes 
zeidyneten begriffen find, ift die entfcheideiide Disziplinarbehörbe die Negierung, in deren Bes 
Rn fie fungieren, und für die in Berlin ober in Nuslande fungirenden die Regierung in 
otsdam. 5 ’ 

8. 26. Die Zuftändigfeit der Provinzialbehörden Fann von dem Staatsminifterium auf 
einzelne Kategorien folder Beamten ausgebehnt werben, welche von ben Miniftern ernannt oder 
beftätigt werden, aber nicht zu den etatemäßigen Mitgliedern einer Provinzialbehörde gehören. 

8.97. Für den Fall, daß bei ber zuſtändigen Disziplinarbehörbe die befhlußfähige An— 
zahl von. Mitgliedern nicht vorhanden ift, oder wenn auf den Antrag des Beamten der Staats: 
anmaltfchaft oder des Angefchuldigten der Disziplinarhof das Vorhandenfein von Gründen ans 
erkennt, ans welchen bie Unbefangenheit der zuftändigen Disziplinarbehörbe bezweifelt werben 
— tritt eine andere durch das Staatsminiſterium ſubſtituirte Disziplinarbehörde an deren 

telle. a — 

$. 28. Streitigkeiten über die Kompetenz der Disziplinarbehörden als folder werden 
— Staatsminiſterinm, nad Vernehmung des Guſachtens des Disziplinarhofes, ent⸗ 
chieden. 

$. 29. Der Disziplinarhof beſteht aus einem Präfidenten und zehn anderen Mitgliedern, 
von denen wenigitens vier zu den Mitgliedern des Obertribunals gehören müſſen. 

Die Mitglieder des Disziplinarhofes werden von dem Könige auf drei Jahre ernannt. 
-. Ein Mitglied, welches im Laufe diefer Periode ernanıt wird, bleibt nur bis zum Ende 
berfelben in Thätigfeit. -' 

Die ausfheidenden Mitglieder fönnen wieder ernannt werben. j | 

$. 30. Zur Erledigung der -Disziplinarfadhen ift bei dem Disziplinarhofe die Theilnahme 
von wenigftens ſieben Mitgliedern mit Einfluß des Vorſitzenden erforderlih, von denen we— 
nigftens zwei zu den Mitgliedern des Obertribunals gehören müſſen. | 

8. 31. Bei den Provinzialbehörden werden bie Dieziplinarſachen in befonderen Plenar⸗ 


u” 
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figungen erlebigt, an. welchen mindeftens brei PERS Mitglieder Theil — müffen. 
In diefen Plenarfigungen fteht, bei den Regierungen, den Mitgliebern berfelben nur basjenige 
Stimmrecht zu, welches ihnen durch die allgemeinen Vorfchriften für Verhandlung im Plenum 
beigelegt iſt. Bei ben übrigen Provinzialbehörden nehmen an den zur Erledigung der Diszi- 
plinarfahen beſtimmten Plenarfigungen mur die etatsmäßigen Mitglieder. und diejenigen Theil, 
welche eine etatsmäßige Stelle verfehen. Bei den Gifenbahnfommiflariaten tritt-gur Grlebigung 
der Disziplinarfahen der, ein- für allemal hierzu beftimmte Kommiffarius ber Regierung, in 
„dereg Bezirk das Eiſenbahnkommiſſariat feinen Sig hat, in Berlin der Juftitiarius bes Polizei⸗ 


praͤſidiums ein! Alle in dieſer Weiſe zur Theilnahme Berufenen haben ein volles Stimmrecht, 


auch wenn die Behörde ſonſt Feine kollegialiſche Einrichtung hat. 
$. 32. In der Vorunterſuchung wird der Angeſchuldigte unter Dlittheilung der. Anſchul⸗ 


Fr bigungspunfte vorgeladen md, wenn er erfcheint, gehört; es werden bie Zeugen eidlid vernom⸗ 
“men und bie zue Aufklärung der Sache dienenden fonftigen Beweife herbeigefchafft. 


Die Berricdtungen der Staatsanwalticaft werden durch einen Beamten wahrgenommen, 
welchen die Behörde ernennt, von ber die Ginleitung des Disziplinarverfahrens verfügt wird. 

Dei der Bernehmung des Angefchuldigten und dem Verhöre ber Zeugen ift ein vereibeter 
Protokollführer zuzuziehen. 

. 33. Der dem Angeſchuldigten vorgeſetzte Miniſter iſt ermächtigt, mit Rüchſicht auf den 
Ausfall der Vorunterfuhung, das fernere Verfahren einzuftellen und geeigneten Falles nur eine 
DOrbnungsitrafe zu verhängen. 

Iſt eine fonftige Behörde, welde die Ginleitung der Unterfuhung verfügt hat, ber Anſicht, 
baß das feruere Berfahren einzujtellen fei, jo muß fie barüber an ben Diniker zu defien Be: 
ſchlußnahme berichten. 

In beiden Fällen erhält der Angeſchuldigte Auefertigung des darauf bezügkihen, mit Grün: 
den zu unterftügenden Beſchluſſes. 

$. 34. Wird das Derfahren nit eingeftellt, fo wirb nad) Eingang einer von dem Beam: 
ten der Staatsanwaltfhaft anzufertigenden Anſchuldigungoſchrift der Angeſchuldigte unter ab: 
fhriftliher Mittheilung diefer Anfhuldigungfchrift zu einer, von dem Borfigenden der Disziplis 
narbehörbe zu beftimmenden Sitzung zur mündlichen Verhandlung vorgeladen. 

$. 35. Bei der mündlichen Verhandlung, weldhe in nicht öffentliher Sitzung flattfin- 
bet, giebt zuerft ein von dem Vorſitzenden der Behörde aus der Zahl ihrer Mitglieder ers 
a Neferent eine Darftellung der Sache, wie fie aus ben bisherigen —— her⸗ 
vorgeht 

Der Angeſchuldigte wird vernommen. 

Es wird darauf der Beamte der Staatsanwaliſchaft mit feinem Vors and Antrage, und 
der Angefchuldigte in jeiner Vertheidigung gehört. 

Dem Angefchuldigten fteht das legte Wort zu. 

$. 36. Wenn die Behörde auf ‚den Antrag bes Angefchuldigten ober bes Beamten ber 
Staatsanwaltidaft, oder aud von Amtswegen die Vernehmung eines oder mehrerer Zeugen, ſei 
es durch einen Kommiflar, oder mündlid vor der Behörde jelbft, oder die Herbeifhaffung an: 
derer Mittel zur Aufklärung ber Sache für angemefjen erachtet, To erläßt fie bie —* 


Berfügung und verlegt nöthigenfalls die Fortſetzung der Sache auf einen anderen Tag, welcher 


dem Angeſchuldigten befannt zu machen ift. 

$. 37, Der Angefchufbigte, welcher erſcheint, kann ſich des Beiſtandes eines Advokaten 
ober Rechtsanwalts als Vertheidigers bedienen. Der nicht erſcheinende Angeſchuldigte kann ſich 
durch einen Advokaten oder Rechtsanwalt vertreten laſſen. Der Dieziplinarbehörde ſteht es je: 
doch jederzeit zu, das pexrſoönliche Erſcheinen bes Angefchuldigten unter bee Warnung zu verord⸗ 
nen, daß, bei feinem Ausbleiben, ein Vertheidiger zu feiner Vertretung nicht werbe zugelaffen 
werben. 

$. 38. Bei der Entfcheidung hat bie Disziplinarbehörde, —* an vpoſitive Beweisregeln 
gebunden zu fein, nad) ihrer freien, aus dem ‚ganzen Inbegriffe der Verhandlungen und Be⸗ 
* geichöpften Ueberzeugung zu beurtheilen, An wieweit die Anfanfigung für begründet zu 
erachten. 

Die Entjheidung kaun aud auf eine bloße Drdnungsftrafe lauten. 

Die Entfheidung, melde mit Gründen verfehen fein muß, wird im ber Sihung, in 
welcher die. mündliche Berhandlung beenbigt worden ift, ober in, einer ber mächften Sigun: 
8 re und eine Ausfertigung derfelben dem Angefchuldigten auf fein Verlangen 
ertheilt. 

8. 39. Ueber die mündliche Verhandlung wird ein Protokoll aufgenommen, welches bie 

Nanıen der Anwefenden und die wefentliden Momente ber Verhandlung enthalten muß. Das 
Protokoll wird von dem BVorfigenden und dem Protofoflfährer unterzeichnet. 
8. 40. Das Rechtsmittel des Einſpruches (Meftitution oder Oppofition) findet nicht ftatt. 
8. 41, Gegen dig Entfheidung fteht die Berufung an das Stanteminifterium, fowohl dem 
Beamten der Staatsanwaltihaft, als dem Nngefchuldigten offen. 

8: 42, - Die Anmeldung der Berufung gefhicht zu Protokoll ober ſchriftlich bei der Be: 
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horde, welche bie anzugreifende Entſcheidung viren hat. Bon Seiten des Angefchulbigten tann 
fie auch durch einen Bevollmächtigten geſchehen. 

Die Friſt zu dieſer Anmeldung iſt eine vierwöchentliche, welche mit dem Ablaufe des Tages, 
an welchem die Entſcheidung verkuͤndigt worden iſt, und für den Angeſchuldigten, welcher hier⸗ 
bei nicht zugegen war, mit dem Ablaufe des Tages beginnt, an welchem ihm die Entfcheidung 
zugeſtellt worden iſt. 

8. 43. Zur ſchriftlichen Rechtfertigung der Berufung ſteht demjenigen, der dieſelbe recht⸗ 
zeitig — hat, eine fernere vierzehntägige Friſt offen. 

Dieſe Friſt kann auf den Antrag des Appellanten angemeffen verlängert werben. 

Neue Thatſachen, welche die Orumdlagen einer andern Beſchuldigung bilden, dürfen in zweis 
ter Inftanz nicht vorgebradht werben. 

$. 44. Die Anmeldung der Berufung und- bie etwa eingegangene Appellationeſchrift wird 
dem Appellaten in Abſchrift zugeſtellt, oder dem Beamten ber Staatsanwaltſchaft, falls er Ap⸗ 
pellat iſt, in Urſchrift vorgelegt. 

Innerhalb vierzehn Tagen nach erfolgter Zuſtellung oder Vorlegung kann der Appellat 
eine Gegenſchrift einreichen. 

Dieſe Friſt kann auf den Antrag des Appellaten angemeſſen verlängert werben. 

$. 45. Nach Ablauf der in dem $. 44. beftimmten Frift werden die Aften an das Staate: 
minifterium eingefandt. 

Das Staatsminifterium beſchließt auf den Vortrag eines von dem Vorſitzenden ernannien 
Referenten; in Sachen jedoch, in welchen der Disziplinarhof in erſter Inſtanz geurtheilt hat, 
auf den Vortrag zweier von dem Vorſitzenden ernannten Referenten, von denen einer dem Jus 
— angehören muß. 

ſt die Berufung von der Entſcheidung einer Provinzialbehörde eingelegt, ſo kann das 
en feinen Beſchluß faffen, bevor das Gutachten des Disziplinarhofes eingeholt 
worden i 

Der Disziplinarhof fann bie zur Aufklätung der Sache etwa erforderlichen Verfügungen 
erlaſſen. Gr kann aud eine mündliche Verhandlung anordnen, zu weldyer ber Angefchuldigte 
vorzuladen und ein Beamter der Staatsanwaltfcaft zuguziehen ift. Der un wird im Dies 
fem Falle vom Minifter des Reſſorts bezeichnet. 


$. 46. Lautet die Entfcheidung und das Gutachten des Dieziplinarhofes auf Freifprebung 
des Angefchuldigten, ober nur auf Warnung oder Verweis, fo kann das Staatsminifterium, 
wenn. es ben Angeihuldigten firafbar findet, nicht die Strafe der Dienftentlafjung, fondern nur 
eine geringere Disziplinarftrafe verhängen, ober die einftweilige Berfegung in den Ruheftand 
mit Wartegeld verfügen. 


$. 47. Eine jede Entſcheidung der Disziplinarbehörde, gegen die fein Rechtéemittel mehr 
Rattfindet und durch welche bie Dienftentlaffung ausgeſprochen ift, bedarf ber air and bes 
Königs, wenn der Beamte vom Könige ernannt ober beftätigt worben ift. 


Dritter Abſchnitt. 
Vorläufige Dienſtenthebung. 


$. 48. Die Suspenfion eines Beamten vom Amte tritt: Kraft des Geſetzes ein: 

1) wenn in dem gerichtlichen Strafverfahren feine Verhaftung bejchlofien, oder gegen 
ihn ein noch nicht rechtskräftig gewordenes Uriheil erlaffen ift, weldes auf den Ver— 
luft bes Anttes lautet, ober diefen kraft des Gejeges nad) ſich zieht. 

2) wenn im Disziplinarverfahren eine noch nicht rechtsfräftige (Enifcheidung ergangen ift, 

. welche auf Dienftentlaffung lautet. 


$. 49.: In dem im vorhergehenden Paragraphen unter No. 1. vorgefehenen Falle dauert 
bie Suöpenfion bis zum Ablauf des zehnten Tages nad; Wiederaufhebung des Verhaftungss 
beſchluſſes oder nad eingetretener Rechtskraft besjenigen Urtheils höherer — durch welches 
der augeſchuldigte Beamte zu einer anderen Strafe als der bezeichneten verurtheilt wird. 

Lautet das techtöfräftige Urtheil auf Freiheitsitrafe, fo dauert die Suspenfion bis bas Urs 
theil vollftredt it. Wird die Vollſtreckung des Urtheils, ohne Schuld des VBerurtheilten, aufges 
halten ober unterbrodyen, fo tritt für die Zeit des Aufenthaltes oder der Unterbrediung eine Ge: 
haltsverfürzung ($. 51.) nicht ein. Daffelbe gilt für die im erften Abſatze dieſes Paragraphen 
erwähnte Zeit von zehn Tagen, wenn nicht vor Ablauf derfelben die Suspenfion vom Amte im 
Wege des Disziplinarverfahrens beſchloſſen wird. 

Sn dem $. 48. unter No, 2. erwähnten Falle dauert bie Suspenfion bis zur Rechtskraft 
ber in ber Disziplinarfache ergebenden Entſcheidung. 

$. 50: Die zur Einleitung der Disziplinarunterfuchung ermächtigte Behörde kann die Sus⸗ 
penfion, fobald gegen den Beamten ein gerichtliches Strafverfahren eingeleitet, ober bie Ginleis 
tung: einer Disziplinarunterfuhung verfügt wird, ober auch demnächſt im ganzen Laufe des Ders 
fahrene bis zur! rechiäfräftigen Gutjgeidung — 
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’ $. 5l. Der fuspendirte Beamte behält während ber Suspenſion bie: Hälfte feines Dieuſt⸗ 
einfommens, 

Auf die für Dienftunfoften befonders angelegten Beträge ift bei Berechnung der Hälfte bes 
Dienfteinfommens Feine Rüdficht zu nehmen. 

Der innebehaltene Theil des Dienfteinfommens iſt zu den Koſten, welche durch bie Stell: 
vertretung bes Angeſchuldigten verurſacht werden, der elwaige Reſt zu den Unterſuchungskoſten 
zu verwenden. Einen weiteren Beitrag zu ben Stellvertretungskoſten zu leiſten, iſt der Beamte 
nicht verpflichtet. 

8. 52. Der zu den Koften ($. 51.) nicht verwendete Theil des Binfommens wird dem 
enge nicht nadhgezahlt, wenn das Verfahren die Entfernung aus dem Amte zur Folge ge: 
habt hat 

Erinnerungen über die Verwendung des Einkommens ftehen dem Beamten nicht zu; wohl 
aber ift ihm auf Verlangen eine Nachweiſung über dieſe Verwendung zu ertheilen. 

$. 53. Wird der Beamte freigeſprochen, fo muß ihm der innebehaltene Theil des Dienf: 
einfommens vollländig nachgezahlt werben. 

Mird er nur mit einer Orbnungsftrafe belegt, fo ift ihm ber innebehaltene Theil, ohne 
Abzug der Stellvertretungsfoften, nachzuzahlen, joweit berfelbe nicht zur Dedtung ber Unter: 
ſuchungskoſten und der Drbnungsitrafe erforberlid) iſt. 

$. 54. Wenn Gefahr im Berzuge ift, fann einem Beamten auch von folhen Vorgeſetzten, 
bie feine Susvenfion zu verfügen nicht ermächtigt ind, die Ausübung ber. Amisverrichtungen 
vorläufig unterfagt werben; es ift darüber fofort an bie höhere Behörde zu berichten, 


Bierter Abſchnitt. 


Nähere und beſondere Beſtimmungen in Betreff der Beamten der 
Juſtizverwaltung. 


$. 65. Hinſichtlich ber Beamten ber Jufizverwaltung, welche Fein Richteramt belleiden, 
gelten die nachfolgenden näheren Beſtimmungen. 

$. 56. Der Juftizminifter. fann gegen alle Beamte Orbnungsitrafen jeder Art (8. 15., 
19.) verhängen, vorbehaltlich der in den $$. 66. bis 68. enthaltenen Ginfchränfungen. 


$. 57. Der Staatsanwalt bei einem Appellationsgerichte (Dberftaatsanwalt, —— 
kurator) iſt befugt, gegen alle im Bezirke des Appellationsgerichts angeſtellten Beamten der 
Staatsanwaltſchaft Warnungen und Verweiſe, gegen die Beamten der Staatsanwaltjcaft bei den 
Polizeigerichten (Polizeianwalte) und gegen die Beamten der gerichtlichen Polizei Warnungen, 
Verweiſe und Geldbuße bis zu zehn Thalern zu verhängen. 

Die Art. 280., 281., 282. der Rheiniſchen Strafprozeßorduung ſind aufgehoben... 


$. 58. Der Staatsanwalt bei einem Gerichte erfier Inftanz (Oberprofurator) iſt befugt, 
allen Beamten der Stantsanwältfchaft und der gerichtlidyen Polizei im Bezirke diefes Berichtes 
Warnungen zu ertheilen. 


$. 59. Die Borgefegten, welche außer dem Auftizminifter befugt find, von Amtöwegen 
ober auf den Antrag des Staatsanwaltfhaft gegen Büreau: und Unterbeamte der Geridyte Ord⸗— 
er zu verhängen, find, vorbegaltlid der Beſtimmungen ber $$. 60. und 61.; 
I) Der Erſte Präftvent des Obertribunals in Anfehung der bei demfelben angeſtell⸗ 
PH Beamten. Die Geldbuße darf bie Summe von dreißig Thalern nicht über: 
eigen. 

2) Der Erſte Bräfident eines Appelfationsgerichts, in Anfehung der Beamten inner: 
halb des Appellationsgerichtsbezirfs, mit der nämlihen Beſchränkung in Betreff 
der Geldbußen. 

3) Der Präſident oder Direktor eines Gerichts eriter Inftang in Anfehung der Be: 
amten innerhalb bes Bezirks diefes Gerichts. Die Geldbuße darf bie Summe 
von zehn Thalern nicht überfteigen. 

4) Der Dirigent einer Kreisgerichtsdeputation in Anfehung der bei derſelben anges 
—— Beamten. Die Geldbuße darf die Summe von drei Thalern nicht über: 

eigen 

5) Der Einzelrichter in Anfehung ber ‚bei dem Gerichte (ber Geridytsfommiffion) ans 
geltellten Beamten mit der nämlichen Beſchränkung in Betreff der Geldbuße: 

6) Der Präfident des Revifichsfollegiums in Anfehung der bei diefer Behörde ans 
ara Beamten. Die Geldbuße darf die Summe von dreißig Thalern nicht 
überfteigen. 

7) Der Generalauditeur in Anfehung ber bei dem Generalanbitoriate angeftellten 
ober biefer Behörde untergeorbneten Beamten, Die Geldbuße darf bie Euame 
von breißig Thalern nicht überfleigen. 

$. 60. In Anfehung der Gerichtävollgieher, welde für das Gebiet des Mheiniſchen Rechtes 
verfahrens angeſtellt find, finden die Beſtimmungen bes $. 59. mit der Mobifitation. Anwen 
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dung, daß Arreftfirafen gegen fie: nicht zır verhängen find, und die Befugniß, Warnungen, Ber: 
weife und Geldbuße auszufprecden, nur den Beamten der Staatsanwaltichaft zufteht, und zwar: 

1) Dem Generalflaatsanmwalt bei dem Obertribunal in Anfehung der bei diefem Ge— 
richtshofe angeftellten. Gerichtsvollzieher. Die Geldbuße darf die Summe von 
dreißig Thalern nicht überfteigen. 

2) Dem Generalprofucator bei dem Appellationsgerichtshofe in Anfehung derjenigen, 
welde in dem Appellationsgerichtöbezirfe angeltellt find, mit der nämlichen Bes 
fhränfung in Anfehung der Geldbuße. 

3) Dem Oberprofurator eines Landgerichts in Anfehung berjenigen, welde in dem - 
Bezirke biefes Gerichts angeftellt find. Die Geldbuße darf die Summe von zehn 
Thalern nicht überfteigen. 

$. 61, Die Befugniß, Orbnungsftrafen gegen Parfetfekretaire auszuſprechen, fteht zu: 

1) Dem Generalftaatsanwalt bei dem Obertribunal.und dem Generalprofurator bei 
den Appellationsgerichte zu Göln gegen diejenigen, welche in deren Parket ange: 
ftellt find. Die Geldbuße darf Pie Summe von dreißig Thalern nicht überfteigen. 

2) Den Oberprofurator bei einem Landgerichte gegen diejenigen, welche in feinem 
Parket angeitellt find. Die Geldbuße darf tie Summe von zehn Thalern nicht 
überfleigen, 

$. 62. Die Befchwerde gegen Orbnungsitrafen geht: 

1) in den Füllen des $. 59. No. 1. und 2. an den Juftigminifter; 

2) in den Fällen ‚des $. 59. No. 3., 4. und 5. an den Erſten Präfidenten des Ap- 
pellationsgerichts, und von deſſen Verfügung an den Juſtizminiſter; 

3) von den Verfügungen eines Beamten der. Staatsanwaltfchaft an den höheren Be: 
amten berfelben, und von deſſen Verfügung an den Suftizminifter; 

4) in den Fällen des $. 59. No. 6. an den Minifter für die lanpwirthfchaftlichen 

- Angelegenheiten ; 
5) in den Fällen des-$. 59. No. 7, an den Kriegsminifter. . 
$. 63. Die Beltimmumgen über die Entfernung aus dem Amte ($.23.No.1., $$. 24. ff.) 
finden auf die Beamten der Stantsanwaltidyaft Anwendung. In Anfehung der Polizeianwalte 
und der Beamten der gerichtlichen Polizei it deren fonftige amtliche Eigenſchaft für die Zuftän- 
digkeit der Disziplinarbehörde maaßgebend. 
$. 64. , Hinſichtlich der Bureau- und Unterbeamten bei den Gerichten ($. 59.) treten fol⸗ 
gende Modiftfationen ein: 

1) die Verfügung wegen Ginleitung des Disziplinarverfahrens fteht, auch bei den 
von dem Juftiziminifter ernannten Beamten, dem Appellationsgerichte, und bie 
Ernennung des Unterfuhungsfommiffars dem Erſten Präfidenten des Gerichts zu, 
unbeichadet der Befugniß des Juftizminifters zu diefer Verfügung und Ernennung; 

2) die entfcheidende Disziplinarbehörde erfter Inftanz ift das Appellationsgericht, und 
zwar in derjenigen Abtheilung, in welcher der Erfte Praͤſident gewöhnlich ben 
Borfip führt; % 

3) der Staatsanwalt bei dem NAppellationsgerichte kann die Ginleitung des Diszipki- 
Narverfahrens beantragen. Es werben demfelben vor dem Abſchluſſe der Vor— 
unterfuhung die Aften zur Stellung feines Antrages vorgelegt; 

4) wenn der DBeanite bei dem Nevifionsfollegium. angeitellt it, fo werben bie ben 
Appellationsgerichten und deren Erften Präfiventen unter No. 1. und 2. beige: 
legten Befugniffe von biefer Behörde und deren Präftdenten wahrgenommen, uns 
beichabet der Befugniß des Minifters für die landwirthichaftlichen Angelegenheiten, 
die Einleitung der Unterfuhung zu verfügen und den Kommiffar zu ernennen; 

5) ift der Beamte bei dem Generalaubitoriate angeftellt oder bemfelben untergeorb- 
net, fo werben die unter Mo. 1. und 2. bezeichneten Befugniffe von bem Gene: 
ralauditoriate und dem ©eneralaubditeur wahrgenommen, unbefchadet der Befug: 
niß des Kriegsminifters, die Einleitung der Unterfuhung zu verfügen und den 

Kommiflar zu ernennen, 

. 8.65. Wenn ein Gerichtsſchreiber oder Gerichtsvollzieher im Bezirke des Rheiniſchen Ap⸗ 
pellationsgerichtshofes zu Köln ein. Dienftvergehen begangen hat, weldyes mit fchwererer Strafe 
als Verweis oder Geldbuße zu ahnden ift, ſo findet das durch die B. v. 21. Juli 1826. vor⸗ 
gefchriebene Verfahren ftatt. . 

An der Befugniß der Gerichte, jede ber im $. 3. jener Verorbnung beflimmten Strafen zu 
—— ſowie uͤber die in der Sitzung ſtattfindenden Dienſtvergehen zu erkennen, wird nichts 
geändert. 

. Die $$, 2. bis 7., 48. bis 50. des gegenwärtigen Gefeges finden. ebenfalls Anwendung ; 
in Anfehung der Gerichtsfchreiber and die FF. 8. bis 13. und 51. bis 53. Jedoch fteht die 
Berfügung der Amtsjuspenfion ($. 50.), welche auf dem fchriftlihen Antrag des Staatsanwalts 
erfolgen faun, nur dem Gerichte zu, welches in der Disziplinarjade zu erkennen hat, vorbehalt 
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lic) der von eitter Verfügung des Landgerichtes zuläſſigen Beſchwerde an den Appellationsge⸗ 
richtshof. 
$. 66. Auf die Abvofaten, Rebtsanwalte und Notarien finden nır die Beſtimmungen ber 
$$. 2. bis 7. und der $$. 48. bis 50. diejes Geſetzes Anwendung. 

Im Uebrigen gelten die nahitehenden Vorſchriften ($$. 67. bis 77.). 

$. 67. Hinſichtlich der Notarien im Bezirke des Rheiniſchen Appellationsgerichtshofes zu 
Köln verbleibt es bei der DB. v. 25. April 1822. : 

Megen der Amtsfuspenfion gelten die Beftimmungen des legten Abſatzes des $. 65. 

$. 68. Die V. v. 7. Juni 1844,, beir. die Ausübung der Disziplin über Advofaten und 
Anwalte, umd die B. v. 30, April 1847., über die Bildung eines Ehrenrathes, bleiben mit den 
nachſtehenden Modififationen in Kraft. 

8. 69. Die von einem Disziplinarrathe in Gemäßheit des $. 50. des gegenwärtigen Ge: 
feßes verfügte Amtsfuspenfion bedarf der Beftätigung des Disziplinarfenates, wegen welcher auf 
den. fchriftlihen Antrag des Generalprokurators Beſchluß gefaßt wird. Der Disziplinarfenat 
fann aucd auf den fehriftlichen Antrag des Generalprefurators die Amtsfuspenfion verfügen. 

$. 70. Wenn \ 

1) auf den Antrag der -Staatsanwalticaft oder des Angeſchuldigten das betreffende 
Appellationegericht das Vorhandenſein von Gründen anerkennt, aus welchen bie 
Unbefangenheit des zufländigen Ghrenrathes vder Disziplinarrathes bezweifelt 
werben fann, oder 

2) ein Ehrenrath oder Disziplinarrath eine Disziplinarunterfuhung in Fällen, wo 
fie ftattfinden follte, nicht einleitet, oder die Erledigung einer. eingeleiteten Diszi- 
plinarunterfuhung in einer dem Dienſte nachtheiligen Weiſe verzögert, ” 

fo kann das Nppellationsgeridyt — in den Fällen zu 2. nad) frudtlos erlafiener Aufforderung 
zur Ginleitung, beziehungsweife zur Beſchleunigung der Unterfuhung — durch einen in einer 
Plenarſitzung gefaßten Beſchluß, die Sache zur Unterfuhung und Entfcheidung an fid ziehen. 

$. 71. Wenn das Appellationsgericht die Sache am fich zieht, fo beauftragt deſſen Erſter 
Präfident einen Richter mit der Borunterfuhung, und es kommen die Beftimmungen des zwei- 
ten und dritten Abſchn. des bie Michter beir. ©. v. 7. Mai 1851. zur Anwendung. 

Die Berufung fteht der Staatsamwaltfchaft bei dem NAppellationsgerichte und dem Ange: 
fhuldigten gegen jetes Endurtheil zu. 

$. 72. So lange für die Rechtsanwalte bei dem Obertribunale ein Ehrenrath oder Dis: 
ziplinarrath nicht befteht, werden die Disziplinarfahen von dem Gerichtshofe nah den Beſtim— 
- mungen bes zweiten und dritten Abjchn. des die Richter beir. ©. v. 7. Mai 1851. erledigt. 

— 8. 73. SHinfihtlid der Disziplinarftrafen kommt in Fällen ber 68. 71, 72. und 75. die 
V. v. 30. April 1847. und für das Gebiet des Nheinifhen Nechtsverfahrens die B. v. 7. Juni 
1844. zur Anwendung. 


$. 74.- Die $$. 15., 16. und 17, der V. v. 30. April 1847. werben. aufgehoben. Ge: 
gen jede definitive Entſcheidung des Ghrenrathes fteht fowohl der Staatsanwaltidaft, als dem 
Angeichuldigten, die Berufung an das Obertribunal offen. Die Anmeldung erfolgt bei dem Eh: 
renrathe, der bie angefochtene Entſcheidung erlaffen hat. Im Uebrigen fommen für das Ber: 
fahren die Vorfchriften der $$. 37. bis 43. des die Richter betr. ©, v. 7. Mai-1851. zur An 
wendung. . 


$. 75. Wenn Dienfivergehen eines Advokaten oder Nectsanwalts in ber Sitzung bes 
Obertribunals, eines Appellationsgerichtshofes, eines Schmwurgerichtshofes, eines Landgerichtes, 
Kreisgerichtes oder Stadtgeridytes vorfallen, fo. ift das Gericht, weldes die Sigung hält, felbit 
wenn es nur eine Abtheilung des ganzen Berichtes bilvet, befugt, über diefe Bergehen fofort 
ober in einer fortgefegten Sitzung zu erfennen. Diefelbe Befugniß hat das Gericht oder bie 
Abtheilung deflelben in Anfehung der in der Sigung. ermittelten Dienfvergehen, wenn darüber 
fofort erfannt werden kann. 


$. 76. Gegen die von einem anderen Gerichte, als dem Obertribunale erlaffenen Urtheile 
findet die Berufung an biefes leßtere Gericht flatt. 

Im Uebrigen kommen die $$. 37. ff. des zweiten und dritten Abfchn. des die Richter betr. 
G. v. 7. Diai 1851. zur Anwendung. Der $. 1. der V. v. 7. Juni 1844. ift aufgehoben. 


$. 77. Wenn ein Rechtsanwalt, ein Notar oder ein’ Gerichtsvollzieher durch Blindheit, 
Taubheit oder ein fonftiges förperliches Verbrechen, oder wegen Schwäche feiner förperlichen ober 
geiftigen Kräfte zu der Erfüllung feiner Amtspflichten dauernd unfähig ift, fo hat der Staats: 
anwalt bei dem-Appellationsgerichte ihn oder feinen nöthigenfalls zu beftellenden Kurator fchrifts 
lih unter Angabe der Gründe zur Niederlegung des Amtes aufzufordern. 

Tritt innerhalb ſechs Moden nad) diefer Aufforderung bie freiwillige Nieberlegung bes Am⸗ 
tes nicht ein, fo beſchließt das Appellationsgericht in feiner Plenarverfammlung, nachdem das im 
$. 61. des die Richter betr. G. v. 7. Mai 1851. vorgejchriebene und geeigneten Falls das im 
$. 62. dafelbft zugelaffene Verfahren ftattgefunden hat, nad Anhörung der Staatsanwaltſchaft 
endgültig darüber, ob der Fall der Niederlegung des Amtes vorliege: 
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Beſchließt das Gericht, daß biefer Fall vorhanden fei, fo fann der Juftizminifter die Stelle 
für erledigt erflären. 


Fünfter Abſchnitt. 
BDefondere Belimmungen in Betreffder Gemeinbebeamten. 


$. 78. In Bezug auf folde Gemeindebeamte, die weder von dem Könige, mod) von ber 
Bezirksregierung oder deren Präfidenten ernannt oder beftätigt werben, gilt die nachſtehende be: 
fondere Vorſchrift: 

Außer dem Präfidenten ber Beyinforegierung kam aud) diejenige Behörde, welcher bie Er⸗ 
nennung oder Beſtätigung der Beamten zuſteht, wenn Veranlaſſung zu einem förmlichen Dis— 
ziplinarverfahren vorliegt, die Einleitung deſſelben verfügen und den Unterſuchungs-Kommiſſar 
ernennen. 

* geſchloſſener Vorunterſuchung werben die Akten dem Präfidenten ber Bezirksregierung 
überſandt. 


Sechſter Abſchnitt. 
Beſondere Beſtimmungen in Betreff der Beamten der Militairverwaltung. 


$. 79. Gegen Beamte der Militairverwaltung, welche nicht zu ben im $. 24. bezeichneten 
Kategorien gehören, verfügt der fommandirende General des Armeeforps die Einleitung der Un ° 
terfucdyung und ernennt den Kommiffar. Die entſcheidende Disziplinarbehörde eriter Inſtanz iſt 
die Militair-Disziplinarkommiſſion. 


$. 80. Die Militair- Disziplinarkommiſſion hat ihren Sitz am Garniſonorte des General: 
fommandos und befteht für jedes Armeecorps aus einem Oberſten als Vorfigenden und ſechs 
andern Mitgliedern, von welchen brei zu den Stabsoffizieren, Hauptleuten oder Mittmeiftern, die 
übrigen zu den obern Beamten der Militairverwaltung gehören müflen. Iſt der Angefchuldigte 
ein Militairarzt, ſo müflen bie brei legtgenannten Mitglieder der Kommiſſion ſtets Militair: 
Oberärzte fein. 

Die Mitglieder der Kommiffion werden von dem Kriegeminifter ernannt. 


$. 81. Die Verrihtungen der Staatsanwaltfhaft bei den Militair» Intendanturen und 
Militair⸗ Dis ziplinarkommiſſionen werden von dem Korpsaudileur oder einem anderen durch den 
Kriegsminiſter bezeichneten Auditeur wahrgenommen. 


$. 82. In Betreff der Verfügung von Disziplinarftrafen, d ie nicht in ber Entfernung aus 

dem Amte beitehen, gegen Militairbeamte fommen die auf diefe Beamten bezüglichen befonderen 
Beftimmungen zur Anwendung. 

* Daſſelbe gilt von der Amtsſuspenſion aller Beamten der Militairverwaltung im Falle des 

rieges. 


* 


Siebenter Abſchnitt. 


Beſondere Beſtimmungen in Betreff der Entlaſſung von Beamten, welche 
auf Widerruf angeſtellt find, ber Referendarien u. f. w, 


$. 83, Beamte, welche auf Probe, auf Kündigung, oder fonft auf Widerruf angeftellt find, 
fönnen ohne ein fürmliches Disziplinarverfahren von ber Behörde, welche ihre Anftellung ver: 
fügt hat, entlaffen werben. | 

Dem auf Grund der Kündigung entlaffenen Beamten ift in allen Fällen bis zum Ablaufe 
der Kündigung fein volles Dienfteinfommen zu gewähren. 


$. 84. Referendarien ober Ausfultatoren, welche durch eine tabelhafte Führung zu ber Bes 
laſſung im Dienfte ſich unwürbig zeigen, oder in ihrer Ausbildung nicht gehörig fortichreiten, 
fönnen von dem vorgefeßten Minifter, nah Anhörung der Vorſteher der Provinzial=Dienftbe- 
hörde, ohne weiteres DBerfahren aus dem Dienfte entlaflen werben. 


$: 85. In Anfehung. der Entlaffung der Supernumerarien und ber font zur Grlernung 
des Dienftes bei den Behörden befhäftigten Perfonen fommen bie darauf bezüglichen befonderen 
Beitimmungen zur Anwendung. 


$. 86. In Bezug auf Kanzleidiener, Boten, Kaftellane und andere in gleicher Kategorie 
ftehende oder blos zu mechaniſchen Dienſtleiſtungen beſtimmte Diener, welche bei den oberſten 
Verwaltungsbehörden oder in ſolchen Verwaltungszweigen angeſtellt find, in weldyen feine Pros 
vinzialdienftbehörben beftehen, entſcheidet endgültig der Miniſter, nad) Anhörung des Angeſchul⸗ 
Po ri und auf den Bortrag zweier Meferenten, zu benen ftets ein Juftitiar, oder, wenn ein 
foldyer * der Verwaltungsbehörde nicht angeſtellt iſt, ein Math bes Juſtizminiſterinms gehör 
ren mu 
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Achter Abſchnitt. 


Verfügungen im Intereſſe des Dienſtes, welche nicht Gegenſtand eines 
Disziplinarverfahrens ſind. 


$. 87. Die nachbenannten Verfügungen, welche im Intereſſe des Dienſtes getroffen wer— 
den künnen, find nicht Gegenjtand des Disziplinarverfahrens, vorbehaltlic des im $. 46. vor- 
gefehenen Walles: > 
1) Berfegung in ein anderes Amt von nicht geringerem Nange und ekatsmäßigem 
Dienfteinfommen, mit Vergütung der reglementsmäßigen Umzugsfoften. 

Als eine Verkürzung im Einkommen ift es nicht anzufehen, wenn bie Gele: 
genheit zur Verwaltung von Nebenämtern entzogen wird, oder bie Beziehung ber 
für die Dienftunfoften befonders ausgeſetzten Ginnahmen mit diefen Unfoften ſelbſt 
fortfällt. i - 

Landräthe, welche für einen beſtimmten Krei® auf Grund ihrer Anfäffigfeit 
und in Folge vorgängiger Wahl ernannt worden, fönnen außer im Wege bed 
Disziplinarverfahrens wider ihren Willen in ein anderes Amt nicht verfegt mer: 
den, fo lange die Grforbernifie erfüllt bleiben, durch weldye ihre Wahl bedingt war. 

2) Ginftweilige Verfegung in den Nuheftand mit Gewährung von Wartegeld nad) 
Maafgabe der Vorfchriften der B. v. 14. Juni und 24. Oft. 1848. 

Außer dem dafelbft vorgefehenen Falle können durch Königl. Verfügung jeder: 
zeit bie nahbenannten Beamten mit Gewährung des vorfchriftsmäßigen Warte: 
geldes einftweilig in den Ruheſtand verſetzt werben: 

Unterftaatsjefretaire, 

Minifterialdireftoren, 

Dberpräfidenten, 

Regierungspräfidenten und Bicepräfidenten, 
Militairintendanten, 

Beamte der Staatsanwalticaft bei den Gerichten, 
Borfteher Königl. Polizeibehörben, 

Landräthe, 

die Gefandten und andere diplomatifce Agenten. 

MWoartegeldempfänger follen bei Wiederbefegung erledigter Stellen, für welde 
fie fidy eignen, vorzugsweiſe berücdfichtigt werden. 

3) Gänzlidye Berfegung in den Ruheſtand mit Gewährung der vorfchriftsmäßigen 
Penfion, nad) Maaßgabe der 88. 88. ff. dieſes Geſetzes. 

$. 88. Gin Beamter, welder durch Blindheit, Taubheit oder ein ſonſtiges körperliches 
Gebrechen ober wegen Schwäche feiner Förperlihen ober geiftigen Kräfte zu der Erfüllung ſei— 
ner Amtspflichten dauernd unfähig ift, fol in den Ruheſtand verfegt werben. 

$. 89. Sudt der Beamte in einem folhen Falle feine Verfegung in den Ruheſtand nicht 
nad, fo wird ihm oder feinem nöthigenfalls hierzu befonders zu bejtellenden Kurator won ber 
vorgefegten Dienftbehörde unter Angabe des zu gewährenden Penflonsbetrages und der Gründe 
der Penfionirung eröffnet, daß der Fall feiner Berfegung in den Ruheſtand vorliege. 

$. 90. Innerhalb ſechs Wochen nach einer ſolchen Gröffnung ($. 89.) fann der Beamte 
feine Ginwendungen bei ber vorgefeßten Dienftbehörbe anbringen. Iſt dies gefchehen, fo werben 
die Derhandlungen an den vorgejegten Minifter eingereicht, welcher, jofern nicht der Beamte von 
dem Könige ernannt ift, über die Penflonirung enticyeidet. 

Gegen diefe Entſcheidung flieht dem Beamten der Refurs an das Staatsminifterium binnen 
einer Frift von vier Moden nah Empfang der Entſcheidung zu. 

Des Nefursrechtes ungeachtet Fann der Beamte von dem Minijter fofort der weiteren Amts: 
verwaltung vorläufig enthuben werben. 

Iſt der Beamte von dem Könige ernannt, fo erfolgt die Entfcheidung von dem Köhige auf 
den Antrag des Staatsminifteriums, 


$. 91. Dem Beamten, deffen Verſetzung in den Ruheſtand verfügt ift, wird das volle 
Gehalt noch bis zum Ablaufe besjenigen Vierteljahres fortgezahlt, welches auf den Monat folgt, 
in * ihm die ſchließliche Verfügung über die erfolgte Verſetzung in den Ruheſtand mitgekheilt 

worben ill. 

$. 92. Wenn der Beamte gegen die ihm gemachte Eröffnung ($. 89.) innerhalb ſechs 
Moden feine Ginwendungen erhoben hat, jo wird in derfelben Weiſe verfügt, als wenn er feine 
Penfionirung ſelbſt nachgeſucht Hätte. 

Die Zahlung des vollen Gehaltes dauert bis zu dem im $. 91. beſtimmten Beitpunfte. 
98%. If ein Beamter vor dem eitpunfte, mit welchem die Penſionsberechtigung für 
ihn eingetreten fein würbe, bienflunfähig geworben, fo kann er gegen feinen Willen nur unter 
Beobachtung derjenigen Formen, welde für die Disziplinarunterfuhung vorgefchrieben find, im 
den Ruheſtand verſetzt werben, 
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Wird es jedoch für angemefien befunden, dem Beamten eine Benfion zu dem Betrage zu 
bewilligen,. welcher ihm bei Grreihung des vorgedachten Zeitpunktes zuftehen würde, jo kann die 
Penſionirung deſſelben nach den. Borichriften der $$. 88. bis 92, erfolgen, 

£ $. 94. Die vorftehenden Beſtimmungen über einitweilige und ganzliche Verſetzung in deu 
Nuheftand finden nur auf Beamte in unmittelbarem Staatsdienfte Anwendung. 

$. 95... In Bezug auf die mittelbaren Staatsdiener ‚bleiben die wegen Penſionirung ber- 
jelben beſtehenden Vorſchriften in Kraft. f 

Wenn jedody mittelbare Staatsdiener vor dem Zeitpunkte, mit welchem eine Benfionsberech: 
tigung. für. ſie eingetreten fein würde, bienftunfähig geworden, ſo können. audy fiergegen ihren 
Willen: nur unter den für Beamte im unmittelbaren. Staatsdienfte, vorgefchriebenen Formen 
($- 93.) in den Ruheſtand verjegt werben. 

F. 96. Auf Univerfitätslehrer finden die Beſtimmungen der $$. 87. bis 95. feine An- 
wendung. 


Neunter Abfdhnitt 
Allgemeine und Hebergangs:Beftimmungen. 


$. 97._ Die Vorſchriften des gegenwärtigen Geſetzes gelten auch in Anfehung ber zur Dis: 
pofition geftellten oder einftweilen in Ruheſtand verfegten Beamten. 

$. 98. NRüdfihtlic der Vergehen der Givilitandsbeamten im Bezirke des Nheinifhen Ap— 
vellationsgerichtshofes zu Köln gegen die Gejege über den Eivilftand wird an den Beitimmungen 
der bisherigen Gefepgebung durch diefes Geſetz nichts geändert. ' 5. 

$. 99. Die gerichtlicyen Unterfuchungen, weldye zur Zeit der Verkündigung ber B. v. 11. 
Suli 1849, bereits eröffnet waren, werben in der bisherigen Weife zu Ende geführt. Die Un: 
terfuhung wird als eröffnet betrachtet, wenn der Beſchuldigte als folder vernommen oder behufs 
feiner Vernehmung vorgeladen ift. Die ergangenen oder ergeheuden Strafurtheile werden ohne 
Nüdfiht auf die aan diefer Verordnung vollſtreckt. 

Die bereits eingeleiteten Disziplinarunterſuchungen werden bis zum Abſchluſſe der Borun: 
terfuchung nad) den zur Zeit der Ginleitung gültig gewefenen VBorfchriften zu Ende geführt. Im 
Vebrigen finden auf das Verfahren die Bejtimmungen diefes Gefeges Anwendung. 

$. 100. Alle diefem Geſetze entgegenftehenden Beitimmungen find aufgehoben. Dagegen 
wird durch dafjelbe in ter Befugniß der Auffichtsbehörden, im Aufſichtswege Beſchwerden Ab- 
hülfe zu verfhaffen, oder Beamte zur Erfüllung ihrer Pflihten in einzelnen Saden anzuhal- 
ten, und dabei Alles zu thun, wozu fie nach den beftehenden Gejegen ermächtigt find, nichts 
geändert. 

$. 101. Inſofern bei Verfündigung dieſes Gefeges die verfaflungsmäßige Vereinigung der 
beiden oberften Gerichtshöfe, des Dbertribunals und des Rheiniſchen Reviſions- und Kaſſations— 
hofes, noch nicht ausgeführt iR, gelten alle in diefem Gefege für ein Obertribunal gegebenen 
Beflimmungen für. die oben genannten beiden Gerichtshöfe in ihren Meflorts, 

$. 102. Diejes Gefeg tritt an die Stelle der vorläufigen V. v. 11. Juli 1849. 


Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem Königl. Inſiegel. 
Gegeben Sansfouei, d. 21. Juli 1852, 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. Mantenjfel. v. d. Heydt. Simons v. Raumer v. Weitphalen. 
v. Bodelfhwingh. v. Bonin, 


Allerh. Erlaß v. 31. juli 1852,, betr. die Verlegung der Dber:Poft: 
direftion für den Negierungss Bezirf Merfeburg von Merfeburg nach Halle. 


[G. ©. 1852. ©. 548. No. 3634.] 


Auf den Antrag des Stantsminifteriums v. 20. Juli d. J. genehmige Ach, daß die zur 
Zeit in Merfeburg befindliche Ober-Poſtdirektion für den Regierungs-Bezirk Merfeburg, rück— 
ſichtlich des vorwaltenden poftdienftlihen Iutereffe, vom 1. Oft. d. I. ab nad Haffe verlegt 
und der juridifche Beiftand dem Ober: PBoftdireftor durch einen rehtsfundigen Beamten des Orts 
gewährt werde. Ich beauftrage den Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten mit 
der Ausführung dieſer Beſtimmung. 

Sansſouci, d. 31. Zuli 1852. Friedrich Wilhelm. 

u Manteuffel. v.d. Heydbi. Simons. v. Raumer v. Bonin. 


das Staatsminifterium. 
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Allerb. Erl. 9. %. Ang. 1852., durch welchen die halben und Viertel⸗Kro⸗ 
nenthaler, foweit diefelben in den Hohenzollernfchen Landen noch gefeß- 
lichen Kurs haben, vom 4. Sept. 185%, ab dort anfer Kurs gefegt werden. 


[G. S. 1852. S. 492. No. 3613.) 


Aus Veranlaſſung der hinſichtlich der Verrufung der halben und Viertel-Kronenthaler in 
den Nachbarſtaaten in jüngfter Zeit getroffenen Anordnungen, beſtimme Ich für die Hohenzollern: | 
fhen Lande, auf den Antrag des Staatsminifteriums v. 30. v. M., was folgt: 

1) Die halben und PViertelsKronenthafer, foweit folhe nad) den für die ehemaligen 
Fürftenthümer Hohenzoffern-Hediingen und Hohenzollern Sigmaringen erlaffenen 
landesherrlicen Verordnungen noch jet gefeßlichen Kurs haben, find vom 1. Sept. 
d. 3. an außer Kurs geſetzt und von dieſem Beitpunfte am weder bei den öffent: 
lihen Kaſſen noch im PBrivatverfehr ale Geldmünzen mehr anzunehmen. 

2) Die Landeskafle zu Sigmaringen ift ermächtigt, die außer Kurs geſetzten halben 
und Biertel-Kronenthaler bis zum 1. Oft. d. 3. nady dem Gewichte, das Loth zu 
1 #1. 19% SKrı einzulöfen. 

3) Der Finanzminifter ift mit der Ausführung diefes Meines Erl. beauftragt. 

Sansſouci, d. 2. Aug. 1852. —Friedrich Wilhelm. 

v. Manteuffel. v, d. Heydt. Simons v. Raumer. v. Bonin. 

An 

das Staateminifterinu. 


V. über die Bildung der erjten Kammer. V. 4. Aug. 1852, 
[G. ©. 1852. ©. 549. No. 3635.] 


Pe Friedrich Wilhelm sc. sc. verordnnen, unter Vorbehalt ber Zuftimmung der Kanımern, 
was folgt: 

$. 1. Die nad Art. 65. Litt. d. und e. der Verfaffungs-Urfunde v. 31. Ian. 1850. 
hinfichtlid der Wahlen zur Erften Kammer annoch zu treffenden Beftimmungen werben provis 
forifch für die Dauer eines Jahres vom 7. Aug. 1852. an, wie nadyfteht, erlaffen. \ 

$. 2. Die Bezirke für die Wahl der im Art. 65. unter d. aufgeführten Abgeorbneten 
werben nad dem unter A. hier anliegenden VBerzeichniffe, mit Ausſchluß der in dem unter B, 
anliegenden Verzeichniffe benannten Städte, gebildet. 

$. 3. In jedem Mahlbezirfe ($. 2.) beträgt die Zahl der Wähler das Dreißigfadhe ber 
in demfelben zu wählenden Abgeordneten. , 

$. 4. Im jedem Wahlbezirfe haben, in der nah $. 3. zu berehnenden Zahl, biefenigen 
Einwohner des Wahlbezirks das Wahlrecht, welche die höchſten direften Steuern zahlen. 

$. 5. Als Einwohner des Bezirks ($. 4.) gelten diejenigen, welche in- demſelben einen 
Wohnſitz im rechtlichen Sinne haben. 

Mer in mehreren Wahlbezirfen einen Wohnfig hat, it mit dem ganzen Betrage ber von 
ihm zu zahlenden direften Staatsfteuern in demjenigen Mahlbezirfe in Anjag zu bringen und 
eintretenden Falls wahlberechtigt, in weldem er für den Monat, in dem die Mahl erfolgt, die 
Klaffen: oder Flaffifizirte Einkommenſteuer zu zahlen hat. , 

$. 6. Bei Grmittelung der Höchftbefteuerten it der für das laufende Jahr zu zahlende 
Steuerbetrag maafgebend ($. 4.). Zahlen mehrere Perfonen eine Steuer gemeinfhaftlid, fo 
ift deren Betrag zu gleichen Theilen auf fie zu berechnen. 

$. 7. Meberfteigt, weil mehrere der Höcjftbefteuerten einen gleihen Steuerbetrag zahlen, 
die Anzahl der Hochbefteuerten die nach F. 3. in dem Wahlbezirke zuläffige Zahl der Wähler, 
fo hat derjenige unter den gleich hoch Befteuerten den Vorzug, welder an Grumdfteuer, oder, 
it aud) diefe glei, an Klaſſen- oder klaſſifizirter Ginfommenfteuer den höheren Betrag zahlt, 
— Falls auch danach die Entſcheidung nicht getroffen werden könnte, der den Jahren nach 

eltere. 

$. 8. Die für jeden Wahlbezirk nach 88. 4. und 5. aufgeſtellte Wählerliſte it in. dem⸗ 
En unter Beitimmung einer Friſt zu eiwanigen Reklamationen zur öffentlihen Kenntniß zu 

ringen. 

$.9. Der Tag der Wahl ift durch den Minifter des Innern, der Wahltommiffar, ſowie 
ber Drt ber Wahl durd den Oberpräfldenten zu beftimmen, Ä 

$. 10. Die Wähler können fid in den Wahlterminen durch Andere nicht vertreten laſſen. 

$. 11. In der Wahlverfammlung dürfen weder Diskuffionen ftattfinden, noch Beſchlüſſe 
gefaßt werben. 

Wahlſtimmen, unter Proteft oder Vorbehalt abgegeben, find ungültig. 

Die Wahl erfolgt durch mündliche Abſtimmung über jeden zu wählenden Abgeorbneten und 
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> abfoluter Stimmenmehrheit der anweſenden Wähler; bei Stimmengleichheit entſcheidet das 
008. 
AnnahmesGrklärungen über die Wahl unter Vorbehalt oder Proteft gelten als Ablehnung 
und haben eine Neuwahl zur Folge. 
$. 12. Die imter e. Art. 65. der Berfaffungs: Urkunde v. 31. Jan. 1850. aufgeführten 
dreißig Mitglieder der Erſten Kammer werden von den Gemeinde-Näthen ber in ber Anlage B. 
verzeichneten Städte gewählt, / 
$. 13. Mählbar ($. 12.) iſt jeder Preuße, welcher ; 
a) das 40. Lebensjahr vollendet hat, 
b) bereits fünf Jahre lang dem Preußiſchen Staatgverbande angehört hat und 
ec) in derjenigen Stadt, für welche die Mahl ſtattfindet, feinen Wohnſitz * und die 
Befaͤhigung zu den Gemeindewahlen beſitzt. 
$. 14. Die Wahl findet an dem naͤmlichen Tage, an welchem die Mahl ber neunzig Ab: 
georbneten erfolgt ($. 9.) und unter Leitung eines vom Oberpräfidenten zu ernennenden Wahls 
fommiffarius, fowie nad Maaßgabe der Vorfchriften des F. II. flatt. 
$. 15. In den Stäbten, in welchen die Gemeinde-O. v. I1. März 1850. nicht eingeführt 
ift, erfolgt bie Wahl nad) ben vorftehenden Worfchriften von den Mitgliedern der’ Stabtverorb: 
neten-Berfammlung, in der Stabt Stralfund von dem bürgerſchaftlichen Koflegium. 
Unfer  Staatsminiftertum hat die zur Ausführung diefer B, erferderlighen näheren Beſtim— 
mungen zu treffen. 
Urfundlih unter Unferer Hödfteigenhändigen Unterfchrift und beigedruckiem Königl. Inflegel. 
Gegeben Berlin, d. 4. Nug. 1852. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm, 
v. Mantenffel. v. d. Heydt. Simone v. Raumer v. Weftphalen. 
v. Bodelſchwingh v. Bonin. 


A. DVerzeichniß der Bezirke zur Wahl der nach Urt. 65, Litt. d. der 


Verf.⸗Urk. v. 31. Tan, 1850, wählbaren neunzig Abgeordneten der 
Erften Kammer. 
1, Brovinz Preußen. 


Ifter Bezirk umfaßt die Kreife: Heidekrug, Memel, Niederung, Tilft, 
Ragnit, Billfallen, Stallupönen, Gum: 
binnen, Infterburg, REIFEN, Gol⸗ 


dapp wählt 3 Abgeordnete 
2 208 Dlepfo, Angerburg, Lügen, Ind, Jo: 
hannisburg . 1 
3. 0.4 ⸗ Sensburg, Ortelsburg, Neibenburg, 
Dfterode, Allenftein .. : 1 s 
4, ⸗ ⸗ ⸗ ⸗ Röffel, Raſtenburg, Gerdauen, Heils 
berg, Braunsberg . FR ee ⸗ 
5 —4 un ‚ Königsberg, Fifchhaufen, eb. 
6 —W ⸗ Heiligenkeil, Pr. Eylau, Friedland, 
Pr. Holland, Mohrungen . . 4A s 
‚T% _.035 : Danzig, Neuftabt, Garthaus, Berent, 


Pr. Stargard, Marienburg, Elbing. = 2 s 
8. z 5 : B Stuhm, Marienwerber, Refenberg, 
Graudenz, Schwetz . . ⸗ 


— — 
“ 


9, P B 2 Löbau, Strasburg, Thorn, Gulm . 2 ⸗ 
10. ⸗ ⸗ ⸗ ⸗ Conitz, Schlochau, Flatow, — 


Be 44 : 1 ⸗ 


I, Provinz Peſen. 
iſter Bezitk umfaßt die Kreiſe: Schildberg, Adelnau, Krotoſchin, Frau— 


ſtadt, Kröben, Koſten, Schrimm . . wählt 2 Abgeordnete 
2. . ⸗ ⸗ ⸗ Pleſchen, Wreſchen, Schroda . . . = 1 ⸗ 
3, ; : s. * Polen, Obornif, Samter, mit Auss- 
fhluß der zum Aten Bezirke gefchla: _ 
genen neun Ortihaften . . ;s 1 ⸗ 


4. ⸗ ⸗ ⸗ ⸗ Birnbaum, Meſeritz Bomſt, But, 
und aus dem Kreife Samter die Ort: 
ſchaften Pinne, Kikowo, Lubofin, 


* 
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Ster Bezirf umfaßt die Kreife: 
6. # — 2⸗ 


7. ⸗ 
8. 


u Dan — die Re: 


3 ⸗ 


Iiter Bezirk umfaßt die Kreiſe: 


2. ⸗ 


Ifter Bezirk umfaßt die Kreiſe: 


Iſter Bezirk umfaßt die Kreife: 


2. 


3 


5 


* 


* 


3 


* 


— 


* 
— 
= 


⸗ 


* 


2 
EZ 


— 


0 


EZ 
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Gruſzyn, Dufhnif, Turowo, Nies 
wierz, Plarsfie und Chelmno 
Gzarnifan, Chodziefen, IM. 
Bromberg, Shubin. . . ur 
Inowraclaw, Mogilno i 
Gnefen, Wongromiec 


Provinz Brandenburg. 


Oft: und MWeftprieguiß . . - . 
Templin, Prenzlau, Angermünde . 
Dft:, Werhavelland, Ober:, Nieder: 
Barnim, Ruppin, Teltow, Zauch— 
Belzig, Jüterbogf, Ludenwalde, Beess 
fow, Storfow  .- 

Königsberg, Soldin, Arnswalbe, Fries 


deberg, Landsberg, Sternberg, Zülli: 


bau, Grofien, Cottbus, Lebus z 
Guben, Sorau, Lübben, Luckau, Ga: 
lau, Spremberg . - 2». ; 


IV, Provinz Pommern, 


Demmin, Andam, Uſedom, Wollin, 
Uedermünde, Raudow > 
Greifenhagen, Pyritz, Sankig, Han: 
gardt, Gammin, Greifenberg, Regen: 
walbe : 

Schievelbein, Dramburg, Meuſteitin, 
Belgard, Fürſtenthum 

Schlawe, RNummelsburg, Stolp, Saunen: 
burg, Bütow . 

—— Branzburg, Sreifewalb, Grim⸗ 
mi... Be . 


V. Provinz Shleſien. 


Glogau, Grünberg, Freiſtadt, Sprot⸗ 
tau, Sagan . 
Liegnitz, Lowenberg, Bunzlau, Bol: 
berg: Saynau und Lüben . . 
Schönau, SHirfhberg, Bolfenhain, 
Jauer, Landeshut ß 


Schweidnig, Striegau, Waldenburg, i 


Reichenbach 
Glatz, Habelfchiverbt, Frankenſiein, 
Münfterb erg 


Breslau, Neumarkt, ‚Sirehlen, Nimpiſch, 


Ohlau . . 

Dels, Trebnig, Namolau, Warienberg 
Vrieg, Oppeln, Kreuzburg, Falkenburg 
Groß⸗Strehlitz, Toſt, Lublinitz, Roſen⸗ 
berg, Coſel 

Ratibor, Pleß, Beuthen, Hybnit, 
Neiße, Neuſtadt, Grottkau, Leobſchütz 
Hoyerswerda, Rothenburg, Görlitz, 
Kauban- . 

Wohlau, Steinau, Guhrau, Militfch 


V. Provinz Sadjen. 


Stendal, Salzwebel, Gardelegen, 
Ofterburg —J 
————— Gefartöberga, Weißen: 
fels, Querfurt, Naumburg, Beiß, 
Meigenfee, Langenfalza, Siegencüd, 
Schleufingen, Erfurt .. 


Abgeordnete 
* 


2 
1 
1 ⸗ 
—1 
1 


“ 


. wählt 1 Abgeorbn. 
: 1 


P} 
— 


⸗ 3 ⸗ 
: 4 B 
⸗ 2 2 


. wählt 2 Abgeorbniete 


4 

: 2% ⸗ 
2 
ı 


. wählt 1 Abgeordn. 


;s 1 s 
⸗ 1 ⸗ 

1 
: 1 ⸗ 
⸗ 1 ⸗ 
1 B 
x 1 x 

1 : 
⸗ 3 
⸗ 1 ⸗ 
⸗ 1 ⸗ 


. wählt 1 Abgeordu. 


# 


Zier Bezirk umfaßt die Kreife: 


Ifter Bezirk umfaßt die Kreife: 


2 L 2 6 >» 

3. 2 z z 
. 4. | ⸗ 2 * 

5. ⸗ ⸗ 

6. ⸗ ⸗ 


VIII. 
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Wittenberg, Liebenwerda, Schweinig,  ” 


Torgau, Bitterfeld, Delitzſch, Merſe⸗ — 

burg . . wählt 2 Abgeordnete 
⸗ Mansfelder— Se:, Mansfelder: -&e: . 

birgskreis, Saaltreis re : 1 s 


⸗ Calbe, Wanzleben, Wolmirftädt, Men 
haldensleben, Serihow J., Jerihow IL. : 2 ⸗ 


⸗ Halberſtadt, Afdyersleben, "Si chersleben, 


Mernigerode, Mühlhaufen, Worbis, 
Nordhaufen, Heiligenftadtt . » » .. 5 2 ⸗ 


VII. Provinz Weſtphalen. 


Minden, Lübbede, Herford, Biele: 
feld, Halle . . 
MWiedenbrüd, Baberborn, Höxter, Bar: 
burg, Büren. ; 2 2 
P Lippftabt, Brilon, Mittgenftein, Sie: 

gen, Olpe, Meſchede, Arnebrg . . » 2 ⸗ 
⸗ Soeſt, Hamm, Dorimund, Bochum, 

Hagen, Iſexlohn, Altena . : 2 ⸗ 
⸗ Tecklenburg, Münſter, Warendorf, 


Beckum, Lüdinghaufen - . ;: 1 P 
⸗ Recklinghauſen, Borken, ahaua, Ge . 
feld, Steinfurt . . . : 32 ⸗ 


Rheinprovinz und — abe 


Iſter Bezirk umfaßt den Regierungs-Bezirk Coblenz und bie Hohen: 


Pre? Sande . . . wählt 2 Abgeordnete 


2. ⸗ ⸗ ⸗ ⸗ ice . —— — ⸗ 
3. — ⸗ ⸗ Bir ur ee . 
4 ⸗ ⸗ ⸗ ⸗ Maden » » « 2. 85,2 ⸗ 
5. die Kreiſe: Düſſeldorf, Elberfeld, Lennep, Solin— 
gen, Neuß, Grevenbroich, Gladbach. 1 ,: 
6. E58 s e Gleve, Rees, Geldern, Kempen, Gre: 
feld, Duisburg . » » oe. 2 1.35 
B. Berzeihuiß derjenigen Städte, von deren Gemeinderäthen die n 


ach 
Jan. 1850. wählbaren dreißig 


Abgepränete der Erſten Kammer zu wählen find, 


Königsberg 
Danzig 
Elbing 
Poſen 
Berlin 
Pots dam 
Frankfurt 
Brandenburg 
Stettin 
Stralſund 
Breslau 
Gobörlitz 


wählt zwei Abgeordnete. 
: einen Abgeorbneten. 
besgleichen. 
begleichen. 
wählt drei Abgeordnete. 
s einen Adgeorbneten. 
beögleichen. 
desgleichen. 
desgleichen. 
desgleichen. 
wählt zwei Abgeordnete. 
: einen Abgeorbneten. 


Magdeburg, nebft den Vorftäbten Neuftadt und Sudenburg, wählt 


Erfu 
Halberſtadt 
Münſter 
Cöln 
Düfleldorf 
Elberfeld 

* Barmen 
Grefelb 
Goblenz 
Trier 
Aachen 


desgleichen. 


einen Abgeordneten. 
desgleichen. 
besgleichen. 
desgleichen. s 
desgleichen. 
wählt zwei Abgeordnete. 
s einen Abgeorbneten. 
besgleihen. 
desgleichen. 
desgleichen. 
desgleichen. 


desgleichen. 


— — — 
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Allerh. Erl. v. 14, Ang. 185®., betr. die Nechtsverhältniffe der Fürftlich 
SHohenzollerfchen Häuſer. 


[G. S. 1852. S. 771. No. 3677.] 


In Ausführung des G. betr. die Vereinigung ber Hohenzollern-Hedingen und — 
genſchen Landen v. 12. März 1850. und des Art. 12. des darin erwähnten Vertrages v. 7. 
Dec. 1849., verorbne Ich auf die Berichte des Staatsminifteriuns v. 16. März und 29. Juli 
d. J. was folgt: 

1) Das Minifterium Meines Königlichen Haufes tritt fortan als Gerichtsftand für die 
im Art. III. No. 1. Abſch. 3. des ©. v. 26. April 1851., die Zufäge zu ber V. 
v. 2. Jan. 1849. über die Aufhebung ber Privatgerichtsbarfeit u. ſ. w. betr. (©. 
S. ©. 181.), bezeichneten Rechtsangelegenheiten der Fürftlih Hohenzollernfhen Häu: 
fer, an die Stelle der betr. vorntaligen Fürftlichen Behörden. 

» 2) Die Fürftlihe Hofkammer in den Hohenzollernfhen Landen und überhaupt die Be: 

hörben, welche das dorlige Fürfllihe Stammvermögen verwalten, genießen bie Rechte 

N öffentlicher Behörden in gleihem Maaße wie die Hoffammer der Königlihen Fami— 
liengüter und deren Unterbehörben. 

3) Die Mitglieder der Fürftlihen Häuſer Hohenzollern-Hechingen und Sigmaringen wer: 
den im Bezug auf Steners und Abgabenbefreiungen, fowie hinfichtlich der Portofreis 
heit den Mitgliedern Meines Königlichen Hauſes gleichgeſtellt. 

Das Staatsminifterium hat hiernach das Erforderliche zu verfügen und dieſen Grlaß durch 
die ©. ©. zu publiziren. 


Putbus, d. 14. Aug. 1852. \ Friedrid Wilhelm. 
v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons v. Weftphalen: 
An v. Bodelſchwingh. v. Bonin. 


das Staatsminifterium. 


- 


Allerh. Erl. v. 21. in 1858., betr. die Einfegung einer Behörde nn: 
ter dem Namen ‚Königliche Een der Niederfchlefifch: Märfifchen 
enbahn.“ 


[G. ©. 1852. ©. 577. Ro. 3639.] 


.. bie Niederſchleſiſch-Märkiſche Eiſenbahn-Geſellſchaft durch den Vertrag v. 24. und 25. 
Juni db, 3. ihr gefammtes Beſitzthum nebft allen Rechten und PBflihten vom 1. Jan. d. 3. ab 
an den Staat zum vollen Gigenthum abgetreten hat, und in Gemäßheit des in der Generals 
Verſammlung vom 16. Oft. 1851. für diejen Fall gefaßten , von Mir beftätigten Beſchluſſes 
die Auflöfung biefer Gefellfchaft erfolgt it, ermäctige Ich Sie, fün die Verwaltung und den 
' Betrieb diefer Gifenbahn unter dem Namen’ „Königliche Direktion der Niederſchleſiſch— Maͤrkiſchen 
Gifenbahn“ eine von Ihnen unmittelbar reſſortirende beſondere Behörde einzuſetzen, welche bis auf 
Weiteres in Berlin ihren Sitz haben und in Angelegenheiten ihres Geſchäftsbereichs alle De: 
fugniffe einer öffentlihen Behörde haben fol. 


Diefer Erl. ift durch die G. S. zur öffentlihen Kenntniß zu bringen. 


Putbus, d. 21. Aug. 1852. Friedrich Wilhelm. 
An v. d. Heybt. 
den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


Allerh. Erl. v. 198. Sept. 1852., betr. die Publikation der Geſetze in den 

Hohenzollernfchen Landen, die Einführung eines befonderen Amtsblattes 

für den — der Regierung in Sigmaringen und die Verpflichtung zur 
Haltung der Geſetz-Sammlung und des Amtsblattes daſelbſt. 


[®. ©. 1852. S. 588. No. 3645.] 


Nach den Anträgen des Staatsminiiteriums in bem Berichte v. 14. d. M. beftimme Ich in 
Ka an die DB. v. 7. Jan. d. J. (G. ©. ©. 35.) hierburd), 
1) daß in Bezug auf die Publikation der Gefege und auf ben Zeitpunkt, mit dem ein 
durd die Geie- Sammlung verfündetes, für die Hohenzollernfhen Lande erlafienes 
Geſetz oder Verordnung Geſetzeskraft erlangt, bie Lande — als zur Rhein⸗ 
provinz gehörig betrachtet werden ſollen (F. 2. des G. v. 3. April 1846. G. S. S. 
151. 


); 
2) daß für den Bezirk der Negierung zu Sigmaringen in eben der Art, wie foldhes für 
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bie verfhiebenen Regierungsbezirke ber Rheinprovinz buch $. 3, ff. dee V. v. 9. Juni 
1819. (6. ©. ©. 148. ff.) vorgefchrieben ift, ein Amtsblatt erfheinen foll, und 
3) daß die im $. 2. "ber ebenerwähnten B. bezeichneten Derwaltungsbehörben und Admini⸗ 
ſtrativbeamten, ſoweit fie in den Hohenzollernſchen Landen fi vorfinden, zur Haltung . . 
der ©. ©. und des Regierungs-Amtsbl. verbunden fein follen. . 
Das Staatsminifterium hat diefen Erl. durch die G. ©. zur allgemeinen Kenntniß zu 


bringen. 
Berlin, d. 19. Sept. 1852. + Friedrihd Wilhelm. 
v. Manteuffel. v. ee ydt. Simons v. Raumer v. Weftphalen. 
Au | - Bodelfhwingh. v. Bonin, 


das Stnatsminifterium, 


ww 


Allerh. Erl. v. 24. Sept. 1852., betr, die Auflöfung der Königlichen 
Eifenbahn: Direktion zu Stettin. i 


[®. ©. 1852. ©. 772. No. 3678.] 


Nachden vor Kurzem der Betrieb auch auf der Strede ter Oſtbahn von Bromberg bis 
Danzig eröffnet worden und noch im laufenden Jahre die Eröffnung auf einer weiteren Strede 
jenfeits der Nogat bevorfteht, auch die einheitlihe Organifation des Betriebs auf der Stargard» 
Bofener Eifenbahn und auf der Oſtbahn als vollendet zu betrachten ift, will * nach Ihrem 
Antrage'v. 16. Sept. d. J. genehmigen, daß bie auf Grund Meines Erl. v. 30. Juni v. J. 
als Deputation der Oftbahn zu Stettin eingefegte befonbere Eifenbahn- Direktion aufgelöfet und 
mit der Direktion der Oftbahn zu Bromberg vereinigt werde, Demgemäß joll die Direftion der 
Oſtbahn, neben der weiteren Bauausführung, aud die Leitung bes Betriebs ſowohl auf ber 


Stargard: Bofener Eifenbahn, als auf der Oftbahn übernehmen. 5 
Diefer Erlaß ift durch die ©. ©. befannt zu maden. 
Sansfouci, d. 24. Sept. 1852. Friedrihd Wilhelm. 


An v. d. Heydt. 
den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


Allerh. Erl. v.15. Okt. 1852., betr. die Neorganiſation des St, Johan⸗ 
niter = Drdens, 


[G. ©. 1853. ©. 1. Ro. 3680.) 


Allerh. Erl. v. 8. Nov. 185%,, betr. die Ausprägung von Guldenftücken 
und Toeiliücen von Gulden M ug ——— für die Hohenzollern⸗ 
en Lande. 


[G. ©. 1853. ©. 13. No. 3688.)1 


Nachdem Ich der, Seitens der ehemaligen Fürſtlich Hohenzollernſchen Regierungen unterm 
25. Aug. 1837. in Münden mit abgeſchloſſenen Münzkonvention, die Ausführung des 245 Gul⸗ 
denfußes betr., Meine Beiftimmung ertheilt habe, follen Ausmünzungen, jener Münzfonvention 
entfprechend, in folgenden Münzjorten eintreten: 
1) Kurantmüngen im 24% Guldenfuße: 
im Mifchungsverhälinifie von 9 Theilen Silber und 1 Theil Kupfer: A 
a) Ginguldenftüde zu 60 Kreuzern, davon 24% eine Mark feinen Gil: 
bers enthalten umd 22,05 eine Marf wiegen, mit einem Durchmeſſer von 30 
Millimetern. 
b) Halbeguldenftüde zu 30 Kreuzern, davon 49 eine Mark feinen Sil: 
bers enthalten und 44,10 eine Mark wiegen, mit einem Durchmeſſer von 24 
Millimetern. 
Dieje beiden Münzen zeigen auf ber Hauptfeite Mein Bildniß mit der Um⸗ 
fhrift: Friedr. Wilhelm IV., König v. Preussen, nebft den Münzzeichen 
A; und auf der Kehrfeite einen Eichenkranz, darin die Angabe des Werths 
(bezüglich: 1 Gulden, 24% eine feine Mark, und: % Gulden, 49 eine — 
Mark) nebſt der Jahreszahl. 
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Als Fehlergrenze wird am ben einzelnen gangen und halben Gulden eine 
Abweihung von „iz im Feingehalt und „4, im Gewicht geftattet. 
2) Stiberfheidemünge nad dem 27 Buldenfuße: 
im Mifhungsverhältniffe von 1 Theil Silber und 2 Theilen Kupfer (5flöthig): ' 
a) Sechskreuzerſtücke, davon 270 eine Mark feinen Gilbers enthalten und 
90 eine Mark wiegen, mit einem Durdmefler von 20 Millimetern. 
b) Dreifreugerftücde, davon 540 eine Marf feinen Silbers enthalten und 
180 eine Dark wiegen, mit einem Durchmefier von 17% Millimetern. 

Diefe beiden Münzen zeigen auf der Hauptfeite den Preußiſchen Reiche: 
abler mit dem Hohenzollernſchen Bruftichilde und der Umfchrift: Hohenzollern ; 
auf der Kehrfeite einen Gichenkrang, darin die Angabe des Werths nebft der 

„ Jahreszahl und dem Münzzeihen A. 
Als Fehlergrenze wird für eine Mark diefer Sechs- und Dreifreuzerftüde 
eine Abweihung ven „cz im Feingehalt und von „45, im Gemwidt geftattet. 
Außer diefen Silbermünzen follen audy noch in gleichem Durdmefier und gleichem Gewicht, 
‚wie die bisher für das Fürftenthum Hohenzollern: Sigmaringen gemünzten, — jedoch im Ges 
präge den oben bezeichneten Silberfheidemüngen ähnlih — aus Kupfer: 
Einkrenzerſtücke ala Scheidemünze geprägt werben. 
Der Minifterpräafident umd ber Finangminifter find mit der Ausführung diefes, durch die 
G. ©. zur öffentlichen Kenntniß zu bringenden Erl. bemuftcagt. 
Sansfouci, d. 8. Nov. 1852. 
Friedrih Wilhelm. 


v. Mantenffel. v. d. Heydt. Simons v. Raumer v. Weſtphalen. 
v. Bodelſchwingh. v. Bonin. 


An 
das Staateminiſterium. 


Anhang, 
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die — der wichtigeren, in dem Werke nicht abgedruckten oder 
allegitten, die Verwaltung betreffenden, in die Geſetz-Sammluug aufgenomme- 
nen Gefehe, Verordnungen, Erlafe a. f. w. 
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Vertrag mit Walde, den Beitritt Pyrmont's zum Zollverein beit, 
Vertrag mit Waldeck wegen Belteuerung innerer Erzeugniffe und. 
wegen des Salzbebits in Pyrmont, AL ‚mie A. 
Vertrag mit Hannover und Oldenburg, betr. die fteuerlichen Ber: 
hältniffe verſchiedener Brauuſchweigſcher Landestheile. | 


Vertrag mit Hannover und Oldenburg, betr. die Erneuerung bes 


Vertr. v. 1. Nov. 1837. wegen Beförderung gegenfeitiger Ber- 
fehrs: Berhältmijle. 
Bertrag mit Hanmover, betr. die Ernenerung ber Uebereinf. v. 
1. Nov. 1837. wegen gleicher Beftenerung innerer niſſe 
im einigen Hannoverſchen Landestheilen. 
Vertrag mit Frankfurt, Braunſchweig, Luxemburg und Naſſau 
wegen Anſchluß Luremburgs an den Zollverein 
Uebereinf. wegen Getheilung ven Grfindungs-Patenten und Pri— 
vilegien. 


JBekannim. die fernere Gültigkeit der mit Braunfchtveig, Hanno» 


ver und Oldenburg tmterm 16. und 17, Dec. 1841. abgeichlof- 
fenen Verträge betr., * (abgedrudt Jahrg. 1843. ©. 3.). 
Vertrag mit Vraunfchweig, Hannover und ven übrigen Staaten 
des Steuervereins wegen Beförderung gegenf. Berk.» Berhältn, 
Vertrag mit Braunfchweig und Hannover wegen Unterbrüctung 
Schleichhandels. 
Bertrag mit Hannover wegen Anſchluſſes verſchiedener Theile des 
leßteren an den Zollverein, a 
Uebereinf. zwiſchen Hannover und Braunſchweig wegen Beltene- 
rung innerer Erzeugniſſe einiger Hannoberfcher Gebietstheile 
Uebereink. zwiſchen Braunſchweig, Hannover und den übrigen 
Staaten des Steuervereins wegen aha verfchiebener 
ſchweigſcher Gebietstheile an den Steuetverein. 
Uebereinf. zwiichen Hannover und Braunſchweig, bie in dem ⸗ 
munion⸗Beſitungen zu erhebenden indireften Abgaben bete. 
Webereinf. mit Hannover und den —— Staaten des er⸗ 
vereins wegen Erleichterung des gegenſeitigen Verkehrs. | 
Vertrag wegen Fortdauer des Anſchlu es bes Großherzogth. eurem⸗ 
burg an den Zollverein. 1 FORT RE u 
Dertrag Preußens mit Hannover wegen, Bereinigung bes Bolt: 
und Steuervereins. | ne re vs 
* 
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Anhang. 431 
- Dritte Mbtheilung. 


— — — — — 


Anderweitige Staatsverträge Preußens mit anderen Staaten. 


\ 


— — — — 


L. Staatöverträge mit anderen Deutfchen Staaten. “er 





Des Geſetzes 





Jahr) Datum | Ro. 


1812 
1815 


1818) 
1818 


1821 


1832 
1839| 


1840 
1850 
1850) 





1851 


1511 
1817 


1818| 


1818 
1821 


1812 
1816 


1818 


1818 
1821 


' 1822 
1847 


1811 





f 
| 


8. April.) 91 


23. 


22. Oct. 


12. 


Mai 285 





495 


Nov. 514 


23. uni 697 
18. Febr. 1348 





5. Sept.! 2045 
9. Sept. 9118 
27. Sept. 
4. Kebr.! an. 
unten 
2. März 
11. Sept. 3320 
22. Yebr.| 3361 
20. Nov. 65 
28. Sept. 447 
6. Nov.| 496 
12. Nov.) 515 
17. Der. 
23, Juni] 697 
22. uni] 113 
23. Dec.| 398 
12. Nov.| 516 
16. Dee.) 503 
23. Junil .697 
22, Juni! 745 
26. Nug.| 2882 
30. Dee.| 73 


Inhalt. 


Anbalt: Bernburg. 


Uebereinf, wegen Aufhebung des Abſchoſſes. 

Ausdehnung der feit 1811. beftehenden Freizügigkeits— Anbenin 
auf fünmtl. Preuß. Staaten. 

Belanntm. über die Gartel-Gonvent. 

Durchmarſch- und Etappen:Gonvent,, * (Abgebruct Jahrg. 1819, 
S. 25.). 
Elbſchifffahrts-Acte, * (abgedrudt Jahrg. 1822. ©. 9.). 
Additional:Acte uud Nachträge dazu f. unter Hannover. 
Uebereinf, wegen gegenf. Gerichtsbarkeits-Verhältniſſe. 

Grflär, wegen der Verhütung und Beitrafung der Forſtfrevel. 

Miniſt. Erflär. wegen getr. Webereinf. über gegenf. Gerichtsbar- 
keits⸗Verhaͤlmiſſe. 

Miniſt. Erklaär. betr. die Erweiterung der Uebereink. wegen Ver: 
hütung und Beftrafung der Jagd und Forfifrevel. 

Vertrag wegen Uebertragung der Leitung ber "Grm einhbitstgeis 
lungs- und Ablöſungs-Geſchäfte auf die Königl. — Aut: 
Kinanderjegungs- Behörden. 

St. B. wegen Beftellung des Ob.-Tribunals zu Berlin zum bes 
ſten Gerichtshofe in Straf: und Disziplinarſachen. 


Anhalt: Cöthen. 


Uebereinf. wegen Aufhebung des Abicoffes, 

Grflär. wegen Ausdehnung der feit 1811. beftehenden greigägig? 

keits-Uebereink. 

Befanntm. über die Cartel-Convention. 

Ta und Gtappen:Gonvent., *, (abgedrucdt Safıgı 1819. 
3 

Elbſchifffahrts-Aete, * (abgedrudt Jahrg. 1822. ©, 9.). 

Additional-Acte und Nachträge ſ. unter Hannover. 


Anhalt: Dejjau, 


Verordn. wegen Aufhebung des Abſchoſſes und Abiahrtsgeldes. 
Grflär. wegen der feit 1811. en Freizügigfeits-Hebereinf. 
* (abgedrurft Jahrg. 1817. ©. 14.). 

— und Gtappen-Gonvent,, * (abgedruckt Jahrg. 1819. 


year über die Gartel-Gonvent. 

Elbſchifffahrts-Aecte, * (abgedrudt Jahrg. 1822, ©. 9). 
AdditionalsNcte und Nadıträge ſ. unter Hannover, 

Grflär, wegen der getr. Uebereinf., daß in Krim.⸗S. nur baare 
Auslagen eritattet werben follen. 

ya wegen der Maßregeln zur Verhütung ber Forft und Jagd- 
freve 


% 


Baden, 


Uebereinf. wegen Aufhebung des Abfchoffes, * (abgedruckt Jahrg, 
1812. ©. 7.). 


a Anhang. 


1 
—— — —ñ —ñ— 
Des Geſetzes EGeſ. 


©. 
"Zahe) Datum | No. [Seite 


1819| 17: Suni | 5551192] Gartel-Gonvent. 

1831| 19. Mai | 1295| 71] Rheinſchifffahrts⸗Aele. 

1831-31. März 1296 | 73 ——— 
1835 14. Juni | 1696 | 121 

1837| 4. Dct. 11973] 68 

1838| 6. Sept. 2161 | *) * (abgebr. dahis. 1841. S. 81.). 
1840| 235. Oct. | 2162| *) .% "83 
1841 —8.-Dct. | 2234 | ) ->Ndditional:Akte u. Nachträge, *( > + 1842. 29). 
1845| 4. Juli | 26171587 

1846| 30, April) 2714] 227 
1849| 10. Seyt. 31711375 * 
1851|. 21. Juli | 34311520 2 
1852) 17. Nov. | 3668 | 717 


Bayern, 


1811! 4. Juni 481248] Uebereinf. wegen Aufhebung des Abſchoſſes. . 
1817| 12. Febr.| 403] 31] Grflär. wegen Aufhebung des Abſchoſſes und. Abfahrtögeldes. 
1818| 6. Juni | 485]145 | Matific.-Urf. der am.16. Dec. 1817. abgeihl. Gartel Tonvent. 
1822 4. Mai | 720 1144| Erklaͤr. wegen Verhütung und Beſtrafung der. Forfifrevel, 
1831| 19. Mai | 1295| 711 Rheinfhifffahrts:Acte, Additional:Acte und Nachträge ſ. bei Baden. 
1834| 17. Mai | 1526| 71] Abk. wegen Gorrespondenz beiderf. Gerichte, 

24. Juli 2375 3091 Miniſt. Grelär. wegen der getroff. Uebereink. über den wech ſel⸗ 


"27. Aug. feitigen Schug der Waarenbezeichnungen. 
"30. März Staats-Bertrag über die Fortfegung der Pfähifchen — 
— Suni — — 9— weſtlicher Richtung von Saarbrücken. 


Braunſchweig. 
1817| 23. Dec. | 508 *) Duuhmarii‘ und Gtappen-Gonvent., * (abgedrustt Jahrg. 1819. 
©. 


5.). 
1818| 16. Dec: | 517 | *) | Grkfär. wegen der Freizügigkeit, * (abgedructt Jahrg. 1819. 
©. 52.). 


1819| 23. Febr. 530] *) | Gartel-Gonvent., * (abgedruckt Jahrg. 1819. ©. SL). 
1823) 10. Sert.| .,. .) Weier-Schifffahrte-Acte, * (abgedruct Jahrg. 18%. &r 25.). 


1824| 28. Jan, Additional-⸗Akte und Nadyträge f. unter Bremen. 
1827 a 1070] 59 | Grflär. wegen Verhütung und Beſtrafung der Forftftevel. 


1835| 8. Seht. 11646 [199 | Minift. Erklär., betr. die abgefchl. anderweite Diurhmarjd + und 
* Etappen⸗ ‚Gonvent. 
1839 — m 1994 | 108] Grflär. wegen Abänder. der Uebereinf. zur Verhüt. v. Forfifrenel. 
1841| 10. April! 2242 | *) | Staats: Vertrag über die Ausführung einer Gifenbahn von Mag- 
deburg, Braunſchweig, Hannover nad Minden, * (abgebrust 
Jahrg. 1842. ©. 46.). 
1841| 10. April| 2243] ;*) | Stants:Bertrag über die Herftellung einer Gifenbahn von Mag: 
deburg nadı Braunfchweig, * (abgedr. Jahrg. 1842. ©. 51.). 
1841 4. Der, 39971 >) Minift, Grfläw, über die getroff. Webereinf. * Ausübung der 
 Dee.\: Necytspflege, * (abgedrudt Jahrg. 1842. ©. 1.). Jr 
1842 3 Juli 23341 +) | Staats:Bertrag * (abgedruckt Jahrg. 1843. S. 78) md 
1843| 3. März | 2333 A. K. D. wegen Ausführung des unterm 29. Juli 1842. mit 
den Megierungen von Hannover, Kurheſſen und, Braunft 
abgefchloffenen Staats: Vertrages, die, Regulirung der € 
Schuld: Berhältniffe des cr Konigreiche Weſtphalen bett. 
Cabgedruckt Jahrg. 1843. ©. 77.). 
15. Aug. 2377 1320 Mini. Erflär. wegen der getroff. Uebereinf. über ben werhfel- 
27. Aug. ſeitigen Schuß der Waarenbezeichnungen. 
5, Aug. Miniſt. Erklär.. über d. Erneuerung reſp. Mobificat, der am 14. Aug. 
208 25. Aug. 25107568 u. 8. Sept. 1835. abgeſchloſſ. Durchmarſch⸗ u. —— 


* 





Zap] Datum. | Mo. 


1847 


1848| 17. 


1851| 14. 


1818 
1823| 10 


1824| 28. 
1823| 10. 
1825) 21. 


19. 
. Sept. 


Des Geſebes 


März 


Der. 


Mai 


Fan, 
Sept. 
Der. 


Febr, 


1826| 14. 
. Aug. 


1089 22. Det. 


16 


1828| 4. 


1852| 3. 


1815| 29. 
1815| 3, 
1816) 16, 


1816| 6. 
1818 1. 


1821| 23, 
1821| 20. 


1825| 8. 


1828| 2. 
1831| 17. 
1831| 17. 


1834| 10. 
1843| 30. 


1844| 17. 


1844| 13, 
13. 


1844 
1844| 13. 


Gef. ©. f. Verw. B., Bd. I. 


Det, 
April 


1. April] 2821 


2939 


3473 


471 


846 





Inhalt: 


Beitritt zum Vertrag mit Groß: Britannien v. 13, Mat 1846, 
zum Schup gegen Nadydrud, 
Minift, Erklär. v „18/2. Febr. 1848., betr. die Ausbehmung ber 


Gonvent. v. » an 1839. auf die Sagbfrevel. 


Beitritt zum- Vertrag v. 15. Juli 1851. wegen —— der 
Ausgewieſenen, (vide im —_ Br. IL, ©. 385 4 





Bekannim. wegen ber mit —— "mb Luͤbeck abgefchloffenen 
Eartel:Gonvent., 


MeferihifffahrtssNfte, * (abgebrudt Jahrg. 1824. ©. 25.). 
* (abgedr. Jahrg. 1824. ©. 54.). 
2 :e 1826. : 25.). 


0,5 : 1840. » 89.). 


Schiff.» und Handels: Vertrag, rafifizirt und ansgewechjelt am 
18. Nov. 1828 


Beitritt zum Vertrag v. 15. Juli 1851. un Uebernahme der 
Ausgewiefenen, (vide im Werke Bd. IL, ©. 385.). 


Frankfurt. 
Erflär, wegen Aufhebung des Abſchoſſes und Abfahrtsgeldes, 


Hamburg. 


Additional:Afte u. Nachträge, 


Gartel-Eonvent. 

Bekanntm. über bie mit Kübel u. Bremen abgeſchl. Gart.:Gonv, 
Elbſchifffahrts⸗Acte, * (abgebrudt Jahrg. 1822. ©. 10). 
Additional:Acte und Nachträge f. bei Hannover. 

Eonvent. wegen Aufhebung drs Abfchofies und Abfahrtsgelbes. 


Schifffahrts- und Handels: Vertrag. 


Vertrag, eine Gifenbahn: eh ya Fi und Ham: 
burg betr., * (abgedrudt Jahrg. 1 . 
Vertrag, bie Feſtſtellung der — Der Gens ige 
fer Eiſenbahn und ber — —— Eiſenbahn betr., * (ab⸗ 
gedruckt Jahrg. 1845. ©. 206.). 


an 
Traktat, * (abgebrudt Jahrg. 1818. Anh. S. 14.). 
Traftat, * (abgebrudt Jahrg. 1818. Anh. S. 57.). 
Erflär. wegen Aufhebung des Abſchoſſes und Abzuges, * (abgebr. 
Jahrg. 1817. ©. 9.). 
Durchmarſch⸗ und — * (abgebr. Jahrg. 1817. ©. 77.). 
Belanntm. über bie Gartel-Gonvent. 
Elbſchifffahrts-Aecte“ (abgebrudt Jahrg. 1822. ©. 10.). 
* (abgedr. Jahrg. 1822. S. 9.) 


* (s; : 1828. » j 20.) 
Additional⸗Aete und Nachträge 
zur Eiöfehifffahrts-Afte. - 18921. 146) 
| "(2,2 1844. + 571.) 
28 


u 2 


Des Geſetzes 


Jahr) Datum | Re. Seit 


1821| 20; 


1823| 15. 


1823| 10. 
1837| 25. 


1838| 25, 
-1841| 10. 


1842 29. 
. März 


1843| 3 


® 1843| 13. 
1843| 17. Mai 
1845) 4. 


Febr. 


1846| 2 


1845| 4. 


1846| 2 


.Febr. 
1852 26. 


1815| 16. 
1817| 9. 
1818| 25. 
19, 


1821| 3. 
1823| 10. 


1818 


1833 28. Sevpt. 
DOet. 


. März 1928]: 
. Der. 


. Juli 
. März | 2333 


. Dee. 
1846| 2, Febr. 









698 
818 


816 
1864 


Ms. 
Aug. 


Sept 
Mov. 


1929 
2242 


Mai 
April 


Juli 
2333 
Marz 
Der. 


Det, 2681 


März 3512 


Oct. 
Mai 
Juni 
De. | 


11 
423 
476 
504 


660 
846 


Juni 
Sept. 


Sept. 1459 


2495 


2680 


| 2334 


2334| 


Gef, : 


S 


) 


157 
J 


Anhang. 


Inhalt. 


— — — — —— 


Ertl wegen Berhüt. d. Forſtfrevel (abgedr. Jahrg’ 1822. S 39.). 
Befanntm. über die getroff. Uebereinf. wegen der Koftenerftattung 
bei negenfeitiger Auslieferung von. Berbredern. 
Weſerſchifffahrts-Acte, * (abgedrudt Jahrg. 1824. ©. 25.). 


JAdditional-Acte und Nactrage ſ. bei Bremen. 


*) 





Staats-Vertrag, beir. die Berichtigung der freitigen Soheitsgernge 
auf dem rechten und linfen Mejerufer, * (abgedr. Jahrg. 1838, 
©. 17.) . 

Erneuerte Diichmarjdyr und Etappen⸗Convent. 

Staats-Vertrag über die Ausführung einer Eiſenbahn von Mag— 
deburg, Braunſchweig, Hannover nad) Minden, * (abgebr. Jahrg. 
1842. ©. 46.). 

A. K. O. und Staats:Vertrag wegen Ausführung des unterm 
29. Juli 1842. abgefchloffenen Staats: Bertrages, die Regulis 
rung der Gentral: Schulden: Verhältmiffe des vorm, Königreichs 
Weſtphalen betr., * (abgebr. Jahrg. 1843. ©. 78.). 

Vertrag, die Erweiterung der Emsſchiffſahrt und bie auf der Ems 
zu erhebenden Scifffahrte: Abgaben betr, 

Staats-Vertrag über die Ausführung einer Gifenbahn von Han: 
nover nad Minden, * (abgedruckt Jahrg. 1846. ©. 77.). 

Staats:Vertrag über den Bau und Betrieb der Preuß. Sirede 
der Gijenbahn von Hannover nad Minden, * (abgedr. Jahrg. 
31846. ©. 83). 

Beitritt zum Bertrag ®. 15. Juli 1851. wegen Uebernabme ber 
Auegewieſenen, (vide im Werke Bd. II. S. 385.). 


Kurfürſtenthum Heſſ⸗ eu. 


Territorial:Bertrag, * * Jahrg. 1818. Anh. S. 59.). 
Durdmarich: und Gtappen:Gonvent, 
Bekanntm. wegen der Gartel-Gonvent. 
—— wegen verabr. Breizügigfeit, 
1 
Erkl. wegen Beſtrafung der Forſtfrevel. 
Weſerſchifffahrts-Acte, * (abgedruckt Jahrg: 1824. ©. 25.). 
Additional-Acte und Nadträge f. bei Bremen. 


Minift. Erklär., die ernetterfe Durchmarſch- nnd Et.Conv. betr. 


* (abgedr. Jahrg. 1819. 


Mini. Erflär. wegen Erneuerung der beftehenden Durdhmarfch: 


und Gtappen:Gonvent. 

Vertrag die Herſtellung einer Eiſenbahn von Halle nach Gaflel - 

beir., * (abgedrudt Jahrg. 1844. &. 438.). 

Staats: Vertrag und A. K. D. wegen Ausführung bes unterm 
29. Juli 1842, abgeſchloſſenen Staats:-Bertrages, die Regulirung 
der Genirals Schulden: Berbältniffe: bes vormaligen — 
Weſtphalen betr., * (abgedruckt Jahrg. 1843. S. 78.). 

Staats⸗Vertrag über die Ausführung einer Eiſenbahn von Hans 
nover nady Minden, * (abgedrudt Jahrg. 1846. ©. 77.). 


Großherzogthum Hefien. 


Traltat wegen — Herzogth. Weſtphalen, * (abgebr. Jahrs 
1818. Anh. S. 46.). en 

ee er Territorial + Berhältniffe, x ‚Cabgebr. Zahıy. 1818. 
n 


Durchmarſch⸗ und Gtappen-Gonvent. 


Eonvent. wegen * we Weſtphalen, E Jahrg. 


1818, Anh. ©. 1 
Nachtrag zur nl v. 12. Mär 1817, ” (abgebr. Jahrg. 


1818. Anh. ©. 141.). 





Anhang. 
——— U U U u u —_— u — — 
Des Geſetzes Je er 
inhalt. 
Jahre] Datum. > 





| 
1818 31. 
1818; 3. Juli 
1822| 24. Mai 
1828 7 Du 
1832| 10. San. 
1833| 29. Nov. 1981 
1839| 16. Febr. 
‚1841| 10. April) 2156 
4. Juni | 973 
1841 6. Auli | 
1844| 16. Oct. | 9996 
1845| 19. Aug. 
1847) 20. April] 2844 
18. Mai 
1818| 20. Suli | 481 
1819| 16. April] 529 
— 15. Aug. 1024) 
| 
| 23. Sept. 
1849) 7. Der. — 
| | 
1817 31. Oct. | 457 
js1g 18 Iunt| 579 
\ 15. Aug. 
1519| 6. März) 521 
1822! 31. Juli | 744 
1823 25. Febr. 782 
1823| 10. Sevt,, 846 
1824) 28. Jan. 
1827| 19. Juni | 1073 
1850| 17. Mai | 3373, 
{ 
| 
1818| 4. Mai | 472 
1819, 20. Febr | 518 
1924 23, Febr. 851 
1845| 4 Dee. 
— 2680 
1846 2. Webr.| 
1852| 14. April) 3528 
ısıs 19. Mai | 47 







März 








562] 217 


‘Befanntne.. in Bezug) auf bie unterm 11. Febr. 1818. 1abgefhl!  * 


Cartel⸗· Convent. 

Erklar. wegen verabr. Freizügigkeit. 

Erklaͤr. wegen Verhũtung der Forſtfrevel. 
Handels Vertrag. x 

Miniſt. Grflär: au Stelle: einen erneuerten Durchmarſch- um 
Gtappen:Gonvent,, * (abgebrudt Jahrg. 11832. 17.) 4 
Erneuerte Durchmarſch⸗ und Etappen:Gonbent., * (abgedr. Jahrg. 
1839. ©. 85.). 

Minift. Grflär. über die getroffene Mebereinf. wegen gegenfeitiger 
Verfolgung der Verbredyer über die Landesgrenze, 

Minift. Erklär., betr. die abgeſchl. Uebereinf. wechfelfeitiger Voll 
ſtreckbarkeits-Erklaͤr. det fich im Bezirk des Npp.-Ger.Hofes zu 
Cöln und in dev; Provinz Nheinheflen ergebenden Gioilirtheile 
Vertrag, die Regulirung der Echifffahrts : Verhältniffe auf ber 
Lahn betr. “| ’ % 
Minift. Erflär., betr, die Erneuerung der unterm. 17. Jam, 1817. 
abgeſchl. Durchmarſch⸗ und Etappen-Convent. 


Heſſen⸗Homburg. 
Bekannim über die Cartel⸗Convent. E tie 
Erllär. wegen verabr. Freizügigfeit. 
Grklär. wegen Verhütung dev Forſtfrevel. 


Hohenzollern: Hechingen und Sigmaringen. 
Erklaͤr. wegen verabr. Freizügigfeif.! .. 4 


Vertrag wegen Abtretung ber Fürftenthümer Hohenzollern⸗Hechin⸗ 
gen und Sigmaringen, (abgedt. Jahrg. 1850. ©. 289.). 


Lippe. | 
Gart-Gonvent., * (abgedruckt Jahrg. 1818. ©. 2.). 
Uebereinf. wegen einer Hülfemilitaieitraße, * Cabgedrudt Jahrg. 
1819. ©. 53.). A ‘u. 
Grflär. wegen .verabr. Freizügigkeit, ; 
Erflär.. wegen Verhütung der. Forſtfrevel. 
Grflär. wegen. Erneuerung ber unterm 18. Juni, und 15. Ang. 
1818. abgeſchloſſenen Durchmarſch⸗ und Etappen⸗Convent. 
Weſerſchifffahrts⸗Acte, * (abgedruckt Jahrg 1824. ©. 25.). 
Additionai⸗Acte und Nachtrage ſ. unter Bremen. 
Erklar. wegen Erneuerung der unlern 18. Juni und 15. Aug. 
1818. abgeſchloſſenen Durhmarfcha und Etappen⸗Convent. 
Shaals Berirag wegen Abtr. der mitlandesherlichen Rechte über 
Lippſtadt für eine jährliche Rente von 9120 Thlr., *Kabgebr: 
Jahrg. 1851.S. 90) Ion 4799 er 


Lippe-Schaumburg. | 


Bekannim. über bie Cartel⸗ Gonvent. 
Grklär, wegen verabr. Freizügigfeit. 1; 
Grflär. wegen Verhütung der Forſtfrevel. 


PP) 


Staate-Vertrag ber, die Ausführung einer Eiſenbahn von Han: 
never nad Minden, Aabgedruckt Jahrg. 1846. S. 77.). 
Beitritt zum Vertrag v. 15. Juli 1851., betr. die Nebernahme 
der Nusgerviefenen, (vide in Werke Dr II. ©. 385.). 
Lübeh | 
Bekanntm. über die mit Hamburg 3 Bremen abgeſchloſſene 
Cartel⸗ Convent. *814 we 
— 





Des Geſetzes 
Sabre) Datum | No; 
1821 23. Juni| 697 
1828 4. Det. | 1166 
1841| 8. Nov. | 2564 
1841) 8. Nov. | 2565 

3. März 
—24 
* 19. März * 
108 20. Zuni * 
9. Febr. * 
—0—— 
1849 — 3107 
1811| 16. Okt. 59 
1811» 14. Nov. 61 
1816| 18. Nov.| 382 
1817| 28. Oct. 450 
3. Mai 
isis · ̃ 469 
1821| 23. Juni 697 
1826| 19. Dec. | 1049 
1828| 5. Nov, | 1165 
1831| 28. Febr. 1276 
1841| 8. Nov. | 2564 
1841) 8. Nov. | 2565 
1811| 6. Aug. 49 
1813| 7. Suli | 187 
"18161 18. Sept.| 18 
1817| 17. Mai | 424 
1818| 25. Juni | 477 
1819| 7. Mai | 543 
1819| 21, Mai | 548 
1824| 26. San, | 848 
1838| 6. Jan. | 1865 
1812| 8, April] 90 


Bej.: 
©. 


Seite 


) 


Inhalt. 


ElbſchifffahrtsActe, * (abgedruckt Jahrg. 1822. ©, 10.). 

Additional:Ncte und Nachträge f. unter Hannover. 

Schifffahrts » und Handels: Vertrag, tatifi. und ausgewechſ. am 
18. Nov. 1828. 

Vertrag, eine Gifenbahn » Berbindung zwifchen Berlin und Ham: 
burg betr., * (abgedruckt Jahrg. 1845. ©, 195.). 

Vertrag, die Feitftellung der Berhältnige ber Hamburg: Bergebor: 
fer Eifentahn und der BerlinsBergedorf. Eifenbahn betr., * (ab: 
gedruckt Zahrg. 1845. ©. 206.). 

Minift. Erflär, über die getroff. Uebereink. wegen Ausdehnung 
der Freizůgigkeit. 


Luremburg. 
Vertrag wegen Auslieferung flühtiger Verbrecher. 


Vertrag wegen Verhütung und Beflrafung ber Forſtfrevel. 


Mecklenburg: Schwerin, 


Vebereinf. wegen Aufhebung des Abſchoſſes. ’ 

Gonvent wegen wecfelfeitiger Anhaltung unb Auslieferung ber 
Bagabonden. ; 

Dffiz. Erflär., betr. die beftehende Freizügigkeit. 

Felanntm. in Betreff der weitern Declaration der Convention v. 
14. Nov. 1811. 


Gartel:Gonvent. 


Elbſchifffahrte-Acte, * (abgedrudt Jahrg. 1822. ©. 10.). 

Noditional.Acte und Nadyträge f. unter Hannover. 

Vertrag wegen gegenfeitiger Aufhebung alles Unterſchiedes in ber 
Behandlung der beiderfeitigen Schiffe und deren Labungen in 
Euah und Mecklenburgſchen Häfen, * (abgebrudt Jahrg. 1827. 

. 21.). 


Grflär. wegen Verhütung und Beftrafung der Forſtftevel. 


'Erklär. wegen Abänderung des $. 3. ber im Jahre 1811. geſchl. 


Gonvent. über Auslieferung der Vagabonden. 

Vertrag, eine Gifenbahn:Berbindung zwiſchen Berlin und Ham: 
burg betr., * (abgebrudt Jahr. 1845. S. 195.). 

Vertrag. die Feftftellung der Berhältniffe der Hamburg: Bergebor: 
fer Gifenbahn und der Berlin:Bergeborf. Eiſenbahn betr., * (abs 
gebruct Jahrg. 1845. S. 206.). 


Mecklenburg:Strelig. 


Uebereinf, wegen Aufhebung des Abfdofite. 

Gartel:Gonvent. 

Traftat über Gebietsabtretung, * (abgebr. Jahrg. 1818.0.S.111.). 
Grflär, wegen Ausdehnung der beftehendeh Freizügigkeits-Ueber— 
einf. v. 6. Aug. 1811. 

Befanntm. über die Gartel:Bonvent. 

Uebereinf. wegen gegenfeitiger Uebernahme der Vagabonden. 
Staats-Berivag über das durch den 3. Art, des Staats-Vertrages 
v. 18. Sept. 1816. vorbehaltene fernere Abkommen. 

Bekanntm. über die nachträglich getroff.. Uebeteink. bezüglich "auf 
Staatsangehörigfeit bei gegenf, Weberweifung der Bagabonden. 
Erflär, wegen Verhütung der Forftfrevel. 


Naſſau. 
Uebereink. wegen Aufhebung des Abſchoſſes. 


Anhang. 87 





Des Geſetzes 


Jahr Datum 


1815| 31. 
1815| 31. 
1816| 19. 


1816| 31. 
1817| 17. 
1819| 18. 
1821) 10. 
1828| 27. 
1831| 19. 


1844| 16. 


1845| 19. 


1815 
1815 


1815 
1815; 20, 


Juli 


No. 


Traktat, Territorial-Verhältn. betr.,* (abgedt. Jahrg. 1818.A. S. 30.) 
Separat-Artikel dazu, * (abgedruckt Jahrg. 1819. Anh. ©. 97.). 
Rezeß unterm 14. und 19. Dec. 1816. abgeſchloſſen und ratifis 
zirt ben 24. Ian. 1817., * (abgedr. Jahrg. 1819, A. ©: 98.). 
Erklär. wegen der feit. 1812. beftehenden Freizũgigkeits-Uebereink., 
* (abgedrudt Jahrg. 1817. ©. 11.): 

Durchmarſch- und Etappen-Convent. 

Bekanntm. der am 16. Aug. 1818. abgeſchl. Cartel-Convent. 
Erklaͤr. wegen Verhütung ber Forſtfrevel. 
Erklar. des Abkommens wegen gegenſ. Aufhebung der Koſtenver⸗ 
gütung in Unterſuchungs-Sachen gegen Arme. 
Rheinſchifffahrts⸗Atte, 

Additional-Acte und Nachträge ſ. unter Baden. 

Vertrag, die Regulirung der Schifffahrts-Verhältniſſe auf der 
Lahn betr, 


eſterreich 


Beittetungs- Arfunde v. 4. Mai 1815. wegen Warſchau. 
Vertrag in Betreff ber Stadt Krafau nebft 
Berfaffungs:Urfunde ber leßteren.. 


Traftat, die 7 Joniſchen Iufeln bete., * (abgedruckt Jahrg. 1818. 
Anh. ©. 66.). 

Konvent, gefhloffen in Gemaͤßheit des 9. Art. des Haupttrakt. 
in Betreff der, aus der Nichterfüllung des 19. Nrt des Trakt. 
v. 30. Mai 1814. herrührenden Borberungen, * (abgebr. Jahrg. 
1816. ©. 42.). 

Allianz Traftat, * (abgedruckt Jahrg: 1816. ©. 66.). 

Handels: und Schifffahrts: Vertrag in Bezug auf die beiberfeitis 
gen ehemals zu Polen gehörigen Provinzen, * (abgebr. Jahrg. 
1819. ©. 213.). 

Gattel:Bonvent., * (abgedruft Jahrg. 1819. ©. 61... 
Elbſchifffahrts-Acte, * (abgebrucdt Jahrg. 1822. ©. 10). 
Additional⸗Acte und Nachträge |. unter Hannover, 

Minift Grflär. über die verabredete Aufhebung alles Unterfchie- 
des in der Behandlung ber beiderfeitigen Schiffe und deren La— 
dungen in den Preuß. und Defterreid. Häfen. 

Publif.sPatent wegen ber getroff. Stipulation hinfichts der Aus: 
lieferung politiſcher Verbrecher. 

Erklaͤr. wegen gegenſeitiger Aufhebung des Abſchoſſes und Mb} 
fahrtsgeldes, 

Erklär. wegen Aufhebung bes Abſchoſſes des von Militairperfo: 
nen hinterlaffenen Vermögens, 

Vertrag wegen Unterbrüdung bes Handels mit Afrikanifchen 
Megern, * (abgedruckt Jahrg. 1844. ©. 371.). - 

Erflär. wegen der Seftehenden Webereinf. zur Verhütung ber 
Forſtfrevel. 

Miniſt. Erklär, über bie getroff. Uebereink. zur Beförderung ber 
Rechtspflege in Concursſachen. 

Erklar. wegen gegenfeitiger koſtenfteier Erledigung gerichtlicher 
Requiſ. in Armen-Saden, 


Miniſt. Grflär. Wegen Erneuerung der Uebereink. v. A. März 


1842. zur Verhuͤtung der Forſtfrevel. 
Revidirter Deutſch-Oeſterteichiſcher Poſt-Vereins-⸗Vertrag, * (ab: 
gedruckt Jahrg. 1852. ©. 401.). 
Minift. Erklär., bett. die Ausdehnung der abgeſchl. Uebereink. v. 
24/30. Juli 1835. wegen Aufhebung bes Abfchoffes und Ab⸗ 
fa ttsgelbes auf Ungarn. 


Andang. 


mm mm en nm 




















Des Geſetzes Geſ.⸗ 
Jahr Datum | No, [Seite 
1817| 12. Febr. 404] 32 
1819| 12. Ian. | 507 4 
1819| 28. Sept! 538] 125 
1821) 8. Dec. | 695] *) 
1823| 23. Sam. ’ 
1824 28. 28. Jan. * ) 
1830|: 26. Juli 1260 | 114 
1831) 22. Aug. ! 1311 | 184 
1837 10. Mai | 18101125 
1838| 26. Mai | 1902 | 349 
1845 12. Juli | 2615 1583 
1818| 6. Nur. a 174 

22. Bu — 72 
1834 1. Mai | 1530] 79 
134,5. Ju | 1546 | 124 

4. Aug. 
1842|_ Det. 23111 34 

8. Nov. 

1845 25. Nov. ı 2659 1819 
! 
1815| 18. Dai | 281l 53 
1816| 20. Febr. 1] *) 
1817| 18. April! 421] 125 
1817} 17. Mai | 422132 
1817) 3. Juni | 426] 146 
1817| 23, Juli 1] *) 
| 
| ! *) 
1819| 20. Mai | 542] 136 
1819| 28. Ang. A. 11 1 
| 
1821| 15. März 634| 39 
' 


Inhalt. 


Oldenburg. 


Aufhebung des Abſchoſſes uud Abfahrlegelter, Zn 

Bekanntm. tiber die Cartel-Convent. 

Durchmarſch- und Etappen-Eonvent. 

Etl. wegen Verhütung der Forſtfrevel, * (abgedr. Jahrg. 1822. 
S. 8.). 

Weſerſchifffahrts-Acte, (abgetr. Jahrg. 1824. ©. 25.). 

Additional-Aete und Nadyträge ſ. unter Bremen. 

Schifffahrts-Vertrag, ratifizirt amı 8, und 16. Aug. 1830. 

Grflär. über die Fortdauer refp. Mopdififation der am 28. Sent. 
1819. abgefihl. Durchmarſch- und Gtappen:Gonvent. 

Vertrag wegen Beſtimmung der aus dem Anſchluſſe der katholi⸗ 
ſchen Kicchen im Großherzogth. Oldenburg au die Diözeſe Mün: 
fter hervorgehenden ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe. 

Erklär, wegen Verhütung der Forftfrevel, 

Miniſt. Erklaͤr. über Erneuerung reſp. Modififation der am 28. 
Sept. 1819. abgeſchl. Durchmarſch⸗ und Etappen: Gonvent. 


Reuß Plauen (ältere und jüngere einie). 


Bekanntm. über die Cartel-Convent. 
Erklaͤr. wegen der Abfahrte⸗ und Abſchoß-Angelegenheiten. 


Uebereink. mit Reuß— Plauen jüngere Linie wegen Verhütung und 
Beſtrafung der Forftfrevel. 


Uebereint. mit Neuß: Plauen jüngere Linie wegen ber Redjtspflege. 


Miniſt. Erflär. über die abgefdloffene Uebereinf. hinfichtlich des 
gegenfeitigen Schuges der gewerblihen Waarenbezeihnungen, 


Minift. Erklär. über die mit Neuß: Plauen ältere Linie getroffene 
Uebereinf. zur Beförderung der Rechtspflege. 


Königreich Sachfen. 


Friedeng: und Freundſchafte-Traktat. 

Gonvent. wegen Abgabe und Fortſetzung ver anhaͤngigen Rechts⸗ 
ſachen, * (abgedruckt Jahrg. 1819. Anh. S. 33.). 
Cartel⸗Convent. 

Erklaͤr. wegen Abſchl. eines Freizügigkeits-Vertrages. 

Verordn. wegen Zurückgabe der Nächſteuer an bie Interefſenten 
in ben Saͤchſiſchen Landen. 

Gonvent. über bie Peräquations:Lieferunge-Aquivalentgelber- und 
Gentral= Steuer » Angelegenheiten v. 23. Juli 1817., * (abgedt. 
Jahrg. 1819. Anh. ©. 69.). 

Gonvent. wegen ber Kaſſen-Billets, * (dbgebrudt Sahrg. 1819. 
Anh. ©. 76.). 

Sonvent. zum Behuf der Auseinanderſetzung der Etiftungen. 
* (abgebrudt Jahre. 1819. Anh. ©. 93.). 

Bekanntm., betr. die Auslegung bes in der Freizügigfeits-lleber: 
einf. mit Sachſen vorkommenden Ausdruds „anhaͤngige Fälle.“ 
Haupt⸗Convent. zur Vollziehung des. am 18. Mai 1815. zu Wien 
abgeſchloſſenen Friedens-Traktats und zu näherer Beſtimmung 
der durch dieſen Traktat veranlaßten Auseinanderjegungen und 
Ansgleihungen. 

Uebereinf. in Rückſicht auf die Großjährigfeits: Erklärungen fol: 
her Minorennen, die im Königreid) und Herzogthum Sachſen 
Vermögen beſitzen. 


Des Geſetzes 


I Ä Inhalt 





Jahr) Datum | No. 


! : 
1821) 23. Juni | 697 | *) | Gisjchifffahris-Acte, * (abgedrudt Jahrg. 1822. €. 10.); 
Addiional-Aete und Nadyträge f. unter Hannover. . 
1823 12. März 790] 37] GErflär. wegen der verabr. Aufhebimg der gegenfeitigen aoften 
| vergätigung in Armen-Kriminal-Unterſuchungs-Sachen. 


1825 4. Avril *) | Gonvent. wegen Anseinanderfegung mehrerer milden Stiflungen, 
ratifil. I 1. und 7. Juli 1825., * (abgedruct Jahrg. 1626. 
Anh. ©. 45.). 

1835| 12. Det. 116621223] Grflär, wegen verabr. Maßregeln in Betreff ter Berhätung ber 

| Forſtfrevel. 
iss 206435301 nebereink. zur Beförderung der Rechtspflege. 
12. Febr. | Mini. Erflär. wegen der getroff. Uebereink. über den wechfelfei- 
a März, 2145). 44 tigen Schuß der MWaarenbezeichnungen. 


1843| 24. Juli |2400|403 | Staats:Vertrag, die Herftellung eier Gifenbahnverkindung zwi⸗ 
ſchen Breslau und Dresden betr. 
1846| 27. Aug. 2744394 Beitritt zum Vertrage mit Groß-Britannien v. 13. Mai 1846., 
Schutz gegen Nachdruck betr. 
1848| 6. Maärz | 29815139] Vertrag, die Herſtellung einer Eiſenbahnverbindung zwiſchen Ber⸗ 
lin und Dresden betr, 


- Sachfen-Altenburg. 


1814) 27. Nov. | 256 [141 | Grklär. wegen der mit Preußen und Sachſen⸗ Gotha verabe, 
Freizügigkeit. 

1818| 22. Det. | 492] 169 | Bekannim. über die Cartel-Convent. 

1819| 8. Mai | 540133] Erflär. wegen verabr. Aufhebung der gegenfeitigen Kofkenvergäs 
tung in Kriminal-Unterſuchungs-Sachen. 


Sachſen⸗Coburg-Gotha. 


1812 10. Febr. 751, 11] Uebereink. wegen Aufhebung des Abſchoſſes. 

1814| 27. Vov. 2561141} Erklaär. wegen der Freizügigkeits-Uebereinkt. 

1816| 6. Det. | 394] *) | Grklär. wegen der reizügigfeits:Uebereinf., * (abgedrudt Jahrg. 
1817. ©. 10.). 

1817| 3. Jan. | 414] 93] Durchmarſch- und Gtappen-Gonvent. 

1818) 19. Sept.i 49051601 Befanntm, über die Cartel-Convent. 

1818| 16. Der. | 502] 198 | Bekanntm. über die Gartel-Gonvent. 

1819| 8. Mai | 540|133 | Grflär. wegen verabr. Aufhebung der gegenf. Koftenvergütung 

in Kriminal⸗Unterſuchungs-Sachen. 
1821! 4. Der. | 701] *) re —* Verhütung der Forſtfrevel, * (abgedruckt Jahrg. 
. 22. ©. 41.). 

1824| 15. Dee. | 9021223 | Erflär. wegen Verhütung ber Forftfrevel.: | 

1833| 23. Dec. /1503] *) — — gegenſ. Gerichtsbarkeits-Verh., * (abgedr. —— 

1834| 31. Mai 15561591 Staats-Vertrag wegen‘ Abtretung des Fürftenth. Lichtenberg. 

1841| 20. Dec. | 2495| *) | Vertrag, die Herftellung- einer Eiſenbahn von Halle nach Caſſel 
betr., * (abgedrudt Jahrg. 1844. ©. 438.). 

1842| 10. Jan. | 2239] 35) Minift.- Grklär. wegen Erneuerung ber unterm 8/22. Det, 3m 
abgeſchl. Durchmarſch- und Etappen-Conent. 

1844| 19. April) 2495 [444 | Vertrag, die Thüringſche Eiſenbahn betr, 

1847| 21. Dec. 12917]. ) | Erklär. wegen ber verabr. Mafregel zur Verhütung und Beſtra⸗ 

og ber Forft- und Jagdfrevel, Baal Jahrg. 1848! ' 

10.). 


Sahfen- Meiningen. 


- 1817) 3, Mai | 420123] Grflär. wegen Abſchließung eines Freizügigkeits-Vertrages, 
1818| 26. Aug. | 4871154 | Bekannim. über die Gartel-Gonvent. 

1818| 22. Dct. | 4931 170 | Belanntm, über die Gartel:Gonvent. 

1819 22. Jan, ! 5101 204 Grllär, wegen verabr, Freizügigkeit. - 


440 Anhang. 
Des Brfepes gef. — n — 


— — — ($, 
Zahr Datum | No. Seite 


1824 28, Oct. | 891] 79 
1831| 28. Juli 11302] 158 


1815| 1. Juni 8 *) 
1815| 22. Sept. 
1616 23. Be 397] *) 


1816| 31. Dec. | 413] *) 


1818| 22. Oct. | 492] 169 
1819| 31. Mär; 528] 7 


1824| 25. Juni 8781149 
1826| 1. Mai 1* 


Erklär. wegen Verhütung ber Forſtfrevel. * 
Miniſt. Erklär. über Ausdehnung der 1824, abgeſchl. Uebereink. 


auf den gegenwärtigen Länderbeſtand. 
Großherzogthbum Sachen. 


1. Traftat, * (abgedrudt Jahrg. 1818. Anh. ©. 50.). 

2. Traftat, * (abgedruckt Jahrg. 1815. Ant. ©. 53.). 

Publifat. wegen Aufhebung bes Abſchoſſes und Abfahrtsgeldes. 
* (abgedrudt Jahr. 1817. ©. 13.). 

— und Gtappen:Gonvent. * (abgedruckt Jahrg. 1817. 

. 85.). 

Bekanntm. über die Gartel-Gonvent. 

Betreffend das Abfommen, dab in unvermög. Unterfuhungsfaden 
nur baare Auslagen eritattet werden follen. 

Abkommen, die Mechtspflege betr. 

Gonvent. zur Bollziehung ber abgefhl. Staats: Berträge d. d. 
Mien 1. Juli 1815. und Paris 22. Sept. 1815. und zu nä- 
herer Beftimmung der hierdurch veranlaßten Auseinanderſetzun⸗ 
gen und Ausgleihungen in Beziehung auf bie vormals Königl. 
Sid. Gebietstheile, * (abgedr. Jahr. 1826. Anh. ©. 1.). 

Minift. Grflär. an Stelle einer "erneuerter Durchmarſch- und 
Gtappen:Gonvent., * (abgedrudt Jahr. 1832. S. 30.). 


Minift. Erflär. über Erneuerung der beftehenden Durhmarfch- 
und Gtappen:Gonvent., 

Dertrag, die Herftellung einer Gifenbahn von Halle nad Eaffel 
betr., * (abgebr. Jahrg. 1844. ©. 438.). 

Vertrag, die Thfiringfche Eifenbahn betr. 

Minift. Erflär., betr. die Erneuerung der am 12/19. Jan. 1830. 
abgefchl. Durchmarſch- und Etappen-Convent. 

Uebereinf, zur Beförderung ber Rechtspflege. 

Mebereinf. zur Verhütung und Beflrafung ber Forſt- und Jagd⸗ 
frevel. 


Schwarzburg⸗Rudolſtadt. 


Staats-Vertrag, * (abgedr. Jahrg. 1818. Anh. ©, 74.). 
Separat »Nrtifel zu dem unterm 19, Juni 1816. geſchl. Staats: 
Vertrage, * (abgedr. Jahrg. 1819. Anh. ©. 29.). 

Erflär. wegen ber verabr. Freizügigkeit. 

Bekannim. über die Gartel:Gonvent. 

Erflär. wegen Verhütung der Forſtfrevel. 

Minift. Erklär, über die getroff. Uebereinf, wegen gegenf. Ges 
richte: Berhältitifie. 


‚Schwarzburg-Sonderöhanfen. 


Stnats-Bertrag, * (abgedruckt Jahrg. 1818. Anh. S. 71.) nebſt 
dazır gehörige Artikel, * (abgebr. Jahrg. 1818. Anh. ©. 74.). 
Bekanntm. über die die Gartel-Gonvent. 

Erklär. wegen verabr. Freizügigkeit. 

Abkommen wegen gegenfeitiger Aufhebung ber Koftenvergütung 
in Kriminal-Unterfudhungs-Sachen gegen Arme. 

Erflär. wegen Berhütung der Forſtfrevel. 

Minift. Erflär, über die getroff. Mebereinf, wegen ber gegenfeitis 
gen Gerichtsbarkeits-Verhältniffe, * (abgebr. Jahrg. 1844. S. 1). 


Waldeck. 


Publikat. wegen Aufhebung des Abſchoſſes und Abfahrtsgeldes 
* (abgedr. Jahr. 1817. ©. 11.). 
Erklät, wegen Berhütung dev Borftfrevel, 


Anhang. | 441 







Des Geſetzes 
Jahr 





Datum | Mo, 





1831) 12. März Nachträgliche Erflär. in Betreff der im Jahre 1822. verabrebeten 
Mafregeln zur Verhütung der Foritfrevel. 

Erflär. wegen Aufhebung des $. 108. No. 6. der Prozeß⸗Ordn. 
für die Untergeridyte der Fürftenthümer Waldeck und Pyrmont, 
v. 4. Juli 1836. 

Nachträgliche Erflär. in Betreff. ber 1822, verabr. Maßregeln zur 
Verhütung der Forftfrevel. 

Staats: Vertrag wegen Beltellung des Königl. Preuß. Ober: 
er zu Berlin zum oberſten Gerichtshofe in. Straf: 
achen. 


. März 
6. Mai 
1846) 27. Dt. 


1840 
1851| 1. Febr. | 3 


Wiürtemberg. 


Erflär. wegen der verabr. Freizügigkeit, * (abgebrudt Jahrg. 
1818. ©. 8.). 

Gartel:Gonvent, 

Uebereinf. wegen Uebernahme von Ausgewieſenen. 


1817) 8. Der. 


1819) 31. März 
1845| 5. Der. 


u. Staatsverträge mit nicht Deutfchen Staaten. 


| | Belgien. | 

29. Juli 11735] 221 | Vertrag wegen Auslieferung ber Verbrecher. 

1. Sept.) 250515771 Handels; und Scifffahrts Vertrag ‚mit dem Deutfchen Hanbels- 

"19. Det. und Zoll:Bereine. 

26. Juni) 2788] *) | Uebereinf, mit dem Boll: Berein on ————— des Schleich⸗ 
handels, (abgedr. Jahrg. 1847. ©. 5.). 

18. Febr. 3517| 93] Add.-Eonvent. zu dem Handels: und Schifffahrts-Dertrage v. 1. 

Sept. 1844. mit dem Deutſchen Zoll- und Handels-Verein. 


Braſilien. 


9. Juli 1162) *) un und Handels» Vertrag, ya am 21. April 
* (abgebr. Jahrg. 1828. ©. 75.). 


Dänemark. 


25. Aug. | 2551137] Priedens-Traftat. 

4. Juni 51 *) | Traftat, Taufch von Neuvorpommern und Rügen betr., * (abgebr. 
Jahrg. 1818. Anh. ©. 35.). 

7. Juni 6] *) une und geheimer Artikel dazu, * (abgebr. Jahrg. 1818. 
Anh. ©. 44.). 

20: Aug. | 3721209 | Bertrag wegen Aufhebung ber Retorfion der Niederländifchen und 
Dänifhen Kollateralftener. 

a 501 | *) | Handels-Traftat, * (abgedr. Jahrg. 1818. 17 183.). 

25. Der. | 642] *) | Gartel-Eomvent., * (abgebr. Jahrg. 1821. ©. 33.). 

23. Juni | 697] *) | Elöfchifffahrts-Acte, * (abgebr. Jahrg. 1822. ©. 10.). 
Aoditional-Acte und Nachträge f. unter Hannover, - 

2. Mai 7301 173 en wegen gegenf. Aufhebung bes Abſchoſſes und Abfahrte- 
geldes, 

11. Der. |1124] *) | Minift. Erklär. über die abgeſchl. Mebereinf. zum Schuß. gegen 

) Nahdrud, * (abgebr. Jahrg. 1828. ©. 17.). 

8, Nov. | 2564| *) | Vertrag, eine Gifenbahnverbindung zivifhen Berlin umd Hamburg 
betr., * (abgedr. Jahrg. 1845. ©. 195.). 

8. Nov. | 2565| *) Vertrag, die Feftftellung der Verhältniffe ber Hamburg: Ber ergedor⸗ 

fer Eiſenbahn und der — ———— Eiſenb. betr.(ab⸗ 

gedr. Jahrg. 1845. ©. 206.). 


* 
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Des Geſetzes 


Jahr] Datum | No. 
26. Dai 
18482734 
6. Ju 6 u 
1811| 6. Aug. 47 
1812| 3. März 135 
1814| 30. Mai | 254 
1815| 20. Nov. | 318 
1815| 20. Nov. | 319 
1815| 20. Nov. | 320 
1815| 20. Nov. | 321 
1817| 15. Sept) 445 
1827| 21. Zuli | 1079 

1839| 17. Sept. 
12. Aug. 
1815| 5. Nw.| 13 
1815| 20. Nov.| 322 
2. April 
1824_I | 868 
* 20. Mai 
1826 20. Mai | 1008 
1841| 2. März | 2157 
1841| 20. Dec. | 2488 
1846| 13:_Mai | 9738 
16. Juni 
1831} 18, Febr. 1585 
1835| 27. Febr. | 1585 
1814| 21. Zuli 
1815| 31. Mai 3 
1816| 26. Suni| 16 
1816| 20. Aug. 372 
1816| 7. Det. 19 
1816| 8. NRov.| 20] *) 
‚1817 3. Juni) 428] 149 


G er 


— 


327 


297 


254 | 


* 
* 


Anhang. 
Inhai % 


Ueberfegung der Gonvent. wegen Grneuerung des Sandtts-Bkr 
trages v. 17. Juni 1818, 


Frankreich. 


Berorbn. wegen Aufhebung bes Abſchoſſes. 

Abkommen in Betreff der Abjchoßfreiheit. 

Friedens: und Freundſchafts-Traktat. 

Traftat, * (abgebr. Jahrg. 1816. ©. 13.). 

Eonvent. zur Regulirung der Zahlung der leiſtenden Geld⸗ 
entſchaͤdigung, * (abgedr. Jahrg. 1816. ©. 2 

Gonvent. über die Beſetzung einer iliteieeine, * (abgedr. Jahrg. 
1816. S. 29.). 

Convent., geſchl. in Gemaͤßheit des 9. Art, des Haupt-Traftats 
in Betreff der, aus der Nichterfüllung des 19. und ber ff. Art. 
des Traft. v. 30. Mai 1814. herrührenden Forderungen, ” (ab: 
gedr. Jahrg. 1816. ©. 42.). 

Aller. Deklaration wegen der Freizligigfeits-Uebereinf. 

Uebereinf. wegen Wiederaufnahme der mit Heimathöfcheinen zu 
verjehenden reifenden Handwerker. 


Griechenland. 


Erflär. wegen verabr, Vermögens-Freizügigkeit. 
-. und Schifffahrts » Vertrag, * (abgedrudt Jahrg. 1840. 
. 65.). 


Groß-Britannien. 
Traftat, die 7 Joniſchen Infeln beir., * (abgebr. Jahrg. 1818. 
Anh. ©. 66.). 


Traftat, * (abgebr. Jahrg. 1816. ©. 66.). 
Handels:Vertrag, ratifiz. ben 15. April 1824. 


A. K. D. über die gegenfeitigen Begünftigungen biefjeitiger unb 
Großbritannifcher Unterthanen für den Handel’und die Schifff. 
Handels: und Scifffahrts:-Gonvent. mit den Zoll: Vereins: Staaten, 
Vertrag wegen Unterbrüdung des Handels mit rn Me: 

gern, * (abgebr. Jahrg. 1844. ©. 371.). 


Dertrag zum Schup gegen Nachdruck. 


Merico. 
2). und Schifffahrts: Vertrag, * (abgebrudt Jahrg. 1835. 


Zufag- Artikel. 


Niederlande. 


Acte, die Annahme der Landeshoheit u. der Oberherrlichfeit in den 
Belgiſchen Provinzen betr., *(abgebr. Jahrg. 1818. Anh. S. 28.). 
Zerritorial: Vertrag, * (abgebr. Jahrg. 1818. Anh. ©. 22.). 
Traftat, betr. ungehinderte und ——— Ein- und Ausfuhr 
roher Probufte 1c., * (abgedr. Jahrg. 1818. Anh. ©. 77. u. 95.). 
Bertrag wegen Aufhebung ber Netorfion ber Nieberländifhen und 
Daniſchen Kollateralſteuer. 
Traftat, * (abgedr. Jahrg. 1818. Anh, ©, 113.). 
Erganzungs:Traftat, * (abgevı, Jahrg. 1818. Anh. ©. 128.). 
Erklär, wegen Aufhebung des Sisfhofes und Abfahrtögeldes. 


Des Geſetzes 


Jahr Datum | mo. 5 


1818 
1823 


1828 
1828 
1831 
1837 
1839 
1850 
1851 


1851 


1822 
1828 


1844 


1812 
1812 


1810 
1815 

1815 
1815 


1815 


1815 


1815 
1816 


2820.20 
1818 


11. 
« Juni 


11. 


Suni 


. Juni 


. Aug. 


. Kebr. 
. Juni 


; Niy 
. Juni 


509 
814. 


1156 
1210 


1183 


2453 


136 
106 





112 
509 


181 


151 


Inhal t. 


— ber Gartel-Eonvent., * (abgedr. Jahrg. 1819. ©. 13.). 
—— wegen Erſtattung baarer Auslagen in Unterſuchungs⸗ 
achen 
Deklaration, bie Verlängerung ber unterm 11. Juni 1818. geſchl., 
Cartel⸗Convent. 
Convent. . Berhütung ber ie * (abgebrudt Jahrg. 
1829. ©. 101.). 
Aheinfeiffahtte- Acte. 
Additional-Acte und Nachträge ſ. unter Baden. 
Schifffahrts-Vertrag. 
Handels⸗-Vertrag mit dem Zoll-Verein. 
— des Vertrages wegen Auslieferung flüchtiger Verbre— 
er 
Uebereink. wegen Unterdrückung des Schleichhandels, * ( abgebr. 
Jahrg. 1852. ©. 177.). 
er und Eq un des * (abgebrurft Jahrg. 1852. 
145.). 


Nordamerikaniſche Freiſtaaten. 


Convent. wegen gegenſeitiger Aufhebung des Abſchoſſes und Ab— 
fahrtsgeldes. 

Handels- und Schifffahrts-Vertrag, ratifizirt und — 
am 14. März 1829,, * (abgedr. Jahrg. 1829. ©. 25.). 


Portugal. 
Handels: und Schifffahrts-Vertrag mit Portugal und Algarbien. 


Nom. 


Abkommen in Betreff der Abſchoßfreiheit. 
Verordn. über Abſchoßfreiheit. 


Rußland. 


Natif. Urkunde der Convent. wegen gegenſeitiger Befreiung von 
dem bisher beſtandenen Abſchoß- und Abfahrtsgelde. 

Befanntm,, betr. die über die Aufhebung der Bayonner Convent. 
am 30. März 1815. geſchloſſenen Verträge. 

Bertrag in Betreff des Herzogthums Warfhau nebft Ratif. Urk. 
v. 9, Mai 1815. 

Bertrag in Betreff der Stadt Krakau nebit 

Verfaſſungs⸗Urkunde dev legteren und 

Natififations-Urfunde v. 9. Mai 1815: 

Traftat, die 7 Joniſchen Infeln betr., * (abgebr. Jahrg. 1818. 
Anh. S. 66 4 

Convent., geſchloſſen in Gemäßheit des 9. Art. bes Haupt-Trakt. 
in Betreff der, aus der Nichterfüllung des 19. Art. des Traft. 
v. 30, Mai 1814. herrührenden Forderungen, * (abgebr. Jahrg. 
1816. ©. 42.). 

Allianz: Traktat, * (abgedr. Jahrg. 1816. ©. 66.). 
Gartel-Gonvent. nebit 

Add.Artifel v. 5. April und 24. März 1817., * (abgebr. Jahrg. 
1817. ©. 209.). 


Grenz⸗Vertrag, * (abgebr. Jahrg. 1818. ©. 11.). 


Handels: und — — Br ratifiz. d. 18, Febr. 1819., 
* (abgebr. Jahr. 1819. 166.). 


ı 
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Anhang. 


Des Geſetzes 








Sahr| Datum 


1819| 22. Mai 


1822 i 
1824| 3. Mai 
1825 


1830 
1834) 15. Mär; 


1835| 4 Mit | [sog 


1835 = Dec. 


1841| 20. Dee, 


. Ma 
1844 27. Sept. 


1815| 20. Mai 


1820| 18. Febr. 
1845| 23. Juni 


1851| 20. Mai 


1815| 7. Juni 
1815|; 7. Suni 


1826| 31. Juli 
1827| 14. Mär; 


1812| 3. März 
1817| 25. Oct. 


1818| 16. Mai 


20. Febr. 


No. 


556 


718 


855 
934 


1251 
1509 


1686 
2488 


—__| 2463 


2514 


De 


129 
456 


489 


Seite 


197 


inhalt. | — 


Convent. in Betreff der Forderungen zwiſchen Preußen und dem 
Königreich Polen und den damit verwandten Angelegenheiten.“ 
Gonvent. wegen Forderungen Königl Polniſcher Unterthanen aus 

alten Schleſiſchen Schuldverſchreibungen. 


Convent. wegen Abſchoß⸗ und Abfahrtsgelder-Aufhebung, 
Handeld> und Schifffahrts-Vertrag, ratifg. und anogewechfelt d, 
17. April 1825. 


Gartel-Gonvent., * (abgedr, Jahrg. 1830. ©. 85.). 


Publif;-Batent, wegen der getwoff. Stiyulätien hinfihts der Aus: 
lieferung. politifdyer Verbrecher, 

Definitiv-Traftat zur Beftftellung der Grenzen zwifchen den Preuß. 
Staaten und dem Königreich Polen von der Grenze des Groß: 
herzogth. Polen bis zur Grenze des Freiſtaats Krakau. 

Deklaration des XX. Art. des zu Wien am 3 Main, 22. April 
1815. hinſichtlich des Herzogth. a nr Traftats. 
Publ. 18. Jan. 1836., * (abgedr. Jahr: 1 1.). 

Vertrag wegen Unterbrücung des Handels mit adienen Ne: 
gern, * (abgedr. Jahrg. 1844, ©. 371.). 


Gartel-Gonvent. — 


A. K. O., beit, die Beſtrafung der Verheimlichung oder Fort: 
fhaffung von Defertenren. ıc. 


Sardinien. 


Traftat, * (abgebr. Jahrg. 1818. Anh. ©. 1.). 
Beilage, beir. die Bedingungen, welche der Vereinigung der 
Genueſiſchen mit den Sardiniſchen Staaten zur Grundlage die⸗ 
nen ſollen, * (abgedr. Jahr. 1818. Anh. ©. 6). 

Abtretung Seitens des Königreihe Sardinic am den Kanten 
Senf, * (abgedr. Jahr. 1818. Anh. ©. 10.). 

Gonvent. wegen gegen]. Aufhebung tes Abfchoſſes u. Abfahrisg. 

Handels: und Schifffahrts-Vertrag mit den Staaten des Deutfchen 
Boll: und Handels Vereins. 

Ueberfeßung der Add.Convent. v. 20, Mai 1851. zu dem au 
dels- und Scifffahrtss-Vertrage 9. 23, Juni 1845. mit der 
Dentfchen Zoll und Handels-Vereins⸗Staaten. de 


+ 


” 


Schweden und Norgvegen, r 


Traftat wegen Neuvorpommern und Rügen, * (abgedrudt a 
1818. Anh, ©. 39.). 

Beſonderer u. geheimer Artifel, * (abgedr. Jahrg. 1818. A. ©. “4; 
Gonvent. wegen Aufhebung bes — 

Handels: und Schifffahrts⸗Vertrag, ratifiz, umb ausgewechſelt am 


10. Mai 1827.). 
Schweiz. 
Convent. über Freizügigkeit. 
— wegen Ausdehnung derſelben, * (abgedr. — 1818. 
©. 1.). 
Sicilien, fe IE Sr 


Gonvent. wegen Aufhebung des Abfchoffed und ——— 


JMWUeberſetzung des Handels⸗ nnd Saſabſte⸗ Betacn Et dom 


Deutſchen Zoll⸗Verein. 









ee, en | ts up 
Hairdels - Vertrag zivifchen ben Zoll-Vereins⸗Staaten und der Ot⸗ 
tomaniſchen Pforte, * (abgedr. Jahtg. 18341. ©. 157.). ara: 
794 Bekanntm., betr. den nad. Art. X, des vorſtehenden Hanbeles 
. Vertrages feitgefteflten anderweiten Zolltarif. 
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Vierte Abtheilung. 
Befignahme» Batente 2% 


1815] 5. April] 267] 21] Patent wegen Beiignahme der Herzogth. Cleve, Berg, Geldern, 
bes Fürftenth. Mörs und der Grafſch. Eſſen und Werben. . 

1815| 5. April 268] 23] do. do. des Großherzogth. Niederrhein. 

1815| 15. Mai | 277] 45] te. do. des an Preußen zurückfallenden Theils des Herzogthums 


u ' Warſchau. 
1815| 22. Mai 2831 771 do. do. des mit bes Preuß. Monarchie vereinigten Antheils von 
| Sachſen. 
1815| 21, Juni | 294 126] vo. do. der Oraniſchen Erbländer oder für dieſelben erhaltenen 
Nequivalente, 


1815| 21. Juni} 3025193] do. do. der mit dem Preuß. Staate wieder "vereinigten vormals 
| Preuß. Provinzen im Nieder- und Oberſächſiſchen Kreife, 
1815| 21. Juni] 303195 | do. do. der mit der Preuß. Monarchie wieder vereinigten Welt 
phaͤl. Länder, mit Einſchluß der dazwiſchen liegenden Enflaven. 
1815| 19. Sert.)| 3091203 | Bat. wegen des Herzogth. Pommern und Fürftenty. Rügen, 
1815| 27. Rov.| 323] *) | do. wegen ber Stabt Saarbrüden und der übrigen von Frankreich 
durch den Friedens: Traftat v. 20. Nov. 1815. abgetretenen Ges 
. biete, Aecker und Plätze, * (abgedrudt Jahrg. 1816 ©. 73.). 
1815| 30. Nov. | 324} *) | do. wegen der Städte Saarbrüden und St. Johann und dazu 
gehörigen Landgemeinden, * (abgebrudt Jahrg. 1816. S. 74%: 
1815] 2. Dec. | 327 | *) | do. wegen der Stadt und Feltung Saarlowis und ber übrigen 
*von Franfreih durch den Friedens: Traftat v. 20. Nov. 1815, 
abgetretenen Gebiete, Derter und Pläge des Mofel-:Departements; 
* (abgebrudt Jahrg. 1816, ©. 75.). 
1834| 15. Aug. |1557 J 161 | do. wegen der unter dem Namen bes Fürftenth. Lichtenberg von 
a Er. Durdylaucht dem Herzoge zu Sachſen-Koburg-Gotha bisher 
- innegehabten Landestheile am linfen Rheinufer. 
1850| 12. März| 3265 1295 | Pat. wegen Befignahme der Fürftenth. Hohenzollern =» Hechingen 
i und Hohenzollern-Sigmaringen. 


— — — — 


Fünfte Abtheilung. 


Publications-Patente. 


1814) 8. Aug. | 2531061 Pat. wegen Wiedereinführung des A. 2. R. und der A. G. O. 
in die von den Preuß. Staaten getrennt geweſenen und wieder 
vereinigten Provinzen. 
1815| 4. vs. 271 29] "an zur Bublif, der neuen Auflage der A. G. DO. und beren 
L Anhang. ; 
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Inhalt 





Jahr | Datum | Mo. 


1815| 22. Mai | 298185] Pat. wegen Ginrihiung des Hypothelenweſens in den mit ben 
Preuß. Staaten wieber vereinigten Provinzen jenfeits der Elbe 

und MWefer. 
1815) 23. NAug.] 308201] Pat., betr. die Ginführung allgem. Gebühren: Taren für Ober: 
i und Untergerichte und für Zuftizfommiffarien und Notarien in 

ben Preuß. Staaten. 

1816| 22. April| 3485124 | Pat. wegen Einführung der. A. G. O. und Krim.-D. in bie mit 
den Preuß. Staaten vereinigten ehemals Sächſiſchen Provinzen 
und Diftrifte und Umleitung der nach ben Vorſchriften der Sächſ. 
s — bereits anhängig gemachten Prozeſſe in die Form ber 


1816| 9. Nov. 3791217 | Bat. wegen Wiedereinführung des A. 2. M. und der A. ©. ©: 
in die mit der Provinz Weſtpreußen vereinigten Diftrifte, ben 
Kulm: und Michelauſchen Kreis und die Stadt Thorn mit ih: 

rem Gebiete, 

1816) 9. Nov. 3801225 | Pat. wegen Miedereinführung ber Preuß. Gefebe in bas Groß: 

herzogth. Poſen. 

1816) 15. Nov.| 3821239 en Bit des N. 8. MR. im die ehemals Sächſ. Provinzen. und 

iſtrikte. 

1818| 4. April) 464) 201 Bat. wegen Wiederherſtellung des Hypothekenweſens in dem Groß: 

herzogih. Poſen, dem Culm- und Michelauſchen Kreis und ber 
Stadt Thorn. 

1818| 25. Mai | 475] A5| Berorbn. wegen Einführung des A. L. R. und der 9. G. D. in 
ben mit den Preuß. Provinzen vereinigten, zwiſchen ben älteren 
Provinzen belegenen Diftriften und Ortfchaften und wegen Gin- 
richtung des Hypothekenweſens in benfelben. 

1820| 28. März! 597 | 62| Deflarat. des $, 12. des Pat. v. 9. Nov. 1816. wegen Wieder: 
einführumg des A. L. M. und ber A. ©. D. in die mit Weſt⸗ 
preußen vereinigten Diftrikte, den Gulm: und Michelauſchen Kreis 
und die Stadt Thorn mit ihrem Gebiete. _ 

1825| 21. Juni | 950] 153] Pat. wegen Sinführung des A. L. R. und dr’ A. G. O. in das 

Herzogth. Weſtphalen, Fürſtenth. Siegen mit den Aemtern Bur⸗ 
bach und Neuenkirchen, Freie: und. Huͤckengrund und die ⸗Graf—⸗ 
ſchaften Wittgenſtein-Wittgenſtein und MWittgenfteins Berleburg. 

1825| 21. Okt. 236 | Drudfehler-Berihtigung in Beziehung auf das Pat. v. 21. Juni, 

1826| 20. Juli 11016 | 64| K. D. in Beziehung auf das Publif.-Pat. v. 21. Juni 1825. 

1827| 31. Quli [1082] 85] be, - bo. 2 

1835| 30. Juni 1624 | 141} Bat. wegen Ginführung derjenigen Geſetze, Verordn. und Be: 
flimmungen, welde im Reg.:Bez. Trier feit dem 5. April 1815. 

. Gültigkeit erlangt haben, in dem Kreife St. Wendel. 
1844| 19. April 2439 | 103 | Pat. wegen Publif. des Provinzialrehts für Weftpreußen. 


Sechste Abtheilung, 
Die ftändifhe Gefeggebung. 
I. Land-, Provinzial: und Mreisftändifche Angelegenheiten. 


| a. Allgemeine Verordnungen. 


1823| 5. Juni 810129] Gef. wegen Anorbnung der Provinzial-Stände. 

1830| 27. San. 11227] 71 K. O. betreffend das Verfahren der Kreis-Stände bei Abfaffung 
und Weberreihung ihrer Petitionen und Eingaben. 

1830| 27. Febr. 1237| 46| K. O., betr. die Dauer der Wirkſamkeit der Orts⸗ und Bezirke: 
wähler bei den Wahlen der Provinzial: Landtags: Abgeordneten. 
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1833 2. Nov. 1539 


1835 


1835 
1837 


1842 
1844 


1844 


1845 
1846 
1847 
1847 
1847 
1847 
1847 
1848 


1823 
1828 


1828 
1842 


1842 


1843 


1843 


1 


11. Jan. 1578 


25. April 1601 
1806 


22. Juni 2285 
29. Nov. 2528 


2536 


2607 
2785 
3. Febr. 2791 
3. Febr. 2792 
3. Febr. 2793 
3. Febr. 2794 
23. Juli 2872 
24. uli 


1. Juli 812 
17. März| 1133 


17. März | 1134 
21. Suni | 2286 


22, Juni | 2284 


2. Febr. | 2330 


24. Webr. | 2327 


02 


8. D., betr. den Abdruck der ſtändiſchen Gutachten und Petitionen, 
* (abgevr. Jahrg. 1834. ©. 91.). 

K. D., betr. das Verfahren bei Löſchung folher Nittergüter, 
welche die Ritterguts-Eigenſchaft dur Zerflüctelung oder Ver— 
minderung der Subftanz verloren haben, in den Nitterguts- 
Matrifeln, 

Geſ., betr. die Real-Jurisdiction über die von einem erimirten 
Landgute abgeirennten Theile. 

Gef., über die perfönliche Fähigfeit zur Ausübung der Rechte der 
Standſchaft, der Geridytsbarkeit und des Patronats, und den 
Verluſt diefer Fähigfeit. 

Neglement über das Berfahren bei den ſtändiſchen Wahlen. 

Verordn. wegen Bufammenrejnung der Befitzeit der Erblaſſer 
und der Grben bei der, zur Ausübung ftändifcher Rechte erforz 
berlihen. Dauer des Grundbeſitzes. 

K. O., beir. die Stellung der Landtags-Kommiſſarien zu ben 
ftändifhen Ausſchüſſen und die Ernennung der Stellvertreter für 
die Landtags-Kommiffarien, * (abgedr. Jahrg. 1845. ©. 33.). 

K. D. wegen Bepfandbriefung der nur bedingt mit Nittergutss 
Dualität belichenen Güter, 

K. D., betr. die Drucichriften, welche Veröffentlihungen über die 
Derhandlungen der Preuß. Stände: Berfammlungen enthalten, 
* (abgebr, Jahrg. 1847. ©. 2.). 

Pat., die ſtändiſchen Einrichtungen betr. 

DB. über die Bildung des vereinigten Landtages. 

B. über die periodiiche Zufammenbernfung des vereinigten flän- 
diſchen Ausſchuſſes und deſſen Befugniffe. 

B. über die Bildung einer ſtändiſchen Deputation für tas Staats: 
Schuldenwefen. 

Gef. über die Entziehung oder Suspenfion ftändifher Nechte wer 
gen befcholtenen oder angefochtenen Nufes. 

Geſ., betr. die Aufhebung der Verordnungen über das Recht der 
Kreis-Stände, Ausgaben zu beſchließen und die Kreis: Eingefefler 
nen dadurch zu verpflichten. 


b, Provinzielle Verordnungen. 


4. Provinz Preußen. 


Gef. wegen Anorbnung der Provinzial» Stände für das Königs 
reich Preußen. 

DB. wegen der nad dem Gef. v. 1. Juli 1823. vorbehaltenen 
Beſtimmungen für das Königreid Preußen. | 


„Kreis: Ordnung fürdas Königreih Preußen. 


DB. über die Bildung eines Ausfhufies der Stände bes König- 
reichs Preußen, 

B. über die Befugniffe dev Kreis-Stände, Ausgaben zu befchließen 
und die Kreis-Gingefeflenen dadurch zu verpflichten. 

K. D., betr die fünftigen ftändifchen Verhältniffe der in ben 
Kreifen Darkehmen und Infterburg liegenden, bisher in ftändi- 
ſcher Beziehung mit dem Alt-Raftenburger Kreife verbundenen 
Nittergüter und Landgemeinden. | 

K. D. wegen Verleihung einer Kollektiv⸗Stimme an die Grafen 
zu Dohna, als Fideikommiß-Beſitzer der vereinigten Grafſchaft 
Dohna, und wegen Stiftung einer Kolleftiv-Stimme im erften 
Stande für die Befiger größerer Familien-Fideikommiſſe. 


* 
* 
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Des Geſetzes 


Iahe] Datum | no. 


Gef.: 
©, 
Seite 


Anhang. 
— Lg 
2. Provinz Brandenburg. — 


1823 
1825 


1841 
1842 
1845 


1847 


1823 


1, Juli 
17. Aug. 
17. Aug. 


17. Aug. 
26. Nov. 


18. Nov. 
18. Nov. 
27. Dec. 


9. Sept. 


29, April 


11. Juli 
26. Det. 
26. Dt. 


28, Nov. 
22. Juni 
25. März 


21. Juni 
7. März 


28. März 


811 
963 
964 


965 
978 


1035 
1036 
1044 


1094 


1184 


1203 


1667 
1668 


2028 
2033 
2150 


2287 
2557 


2820 


818 
966 
967 


130 
193 
200 


203 
233 


110 
114 


) 


127 


38 


64 


229 
229 


226 


53 


218 
159 


119 


146 
210 
215 


Geſ. wegen Anordnung der Provinzial: Stände für die Mark 
Brandenburg und die Nieder-Lauſitz. —— 
V. wegen der nach dem Gef. v. 1. Juli 1823. vorbehaltenen 
Beſtimmungen für die Kur: und Neumark und die Nieder-Lauſitz. 
V. wegen zufünftiger Verfaffung des Kommunal: Landtages ber 
Kur: und Neumarf, 

Kreis: Ordnung für die Kurs und Neumarf nebſt Verzeichniß. 
K. D. bezüglid) auf das der Kreis Ordnung für die Kur: und 
Neumark beigefügte Verzeichniß. 

D., betr. die Verfaffung der Kommunal-Land- und Kreis: Tage 
des Marfgrafthums Nieder-Lauſitz. 

B. wegen Befähigung zur Wahl und Mählbarfeit als Provin- 


zial-Landtags-Abgeordneter der Mitterfchaft in der Nieder-Laufis. 


K. D., enthaltend nähere Vorfchriften zu Art. II. u. XIII. der 
Verordn. v. 17. Aug. 1825. und zu dem $. 6, der Kommunal: 
Landtags-Ordn. für die Kur: und Neumark von demfelb. Tage, 
* (abgedrudt Jabra. 1827. ©. 7.). 

Deklar. des $. 17, No. 6., betr, die Berfaffung des Kommunal: 
Landtages des Markgrafthums Nieder: Laufig, hinſichtlich des 
Spremberger Kreifes. 

K. D., betr. die Hinguziehung der für den Kommunal: Lanttag 
der Nieder: Laufig gewählten Abgeordneten der Vaſallen-Guts— 
befiger in den Herrſchaften Sorau, Triebel, Forft und Pförten 
zu dem Kreis-Conventen des alten Gubener Kreifes. 

K. D. wegen Zuziehung der bäuerlichen Abgeorbneten zu ben 
DafallensKonventen der Herrfchafteen Sorau und Triebel. 

K. D. wegen der ftändifchen Medyte der Städte Lebus, Alt-Lands⸗ 
berg, Buckow, Müllrofe und Görik. 

K. O., betr. die Wahl der Abgeordneten zu bem Kommunal: 
Landtage der Kurmarf Seitens der mit altmärfifhgen Städten 
zu einer Kollektiv: Stinnme verbundenen Städte der Priegnig. 

K. O. wegen Verleihung einer Viril⸗Stimme im erſtem Stande 
ber Provinzial-Stände an den Grafen v. SolmssSonnenwalbe, 
* (abgedrudt Jahrg. 1839. ©. 221.). 

K. D. wegen der nadträglihen Bekanntmachung ber Beftimmun: 
gen, wodurch in Betreff der Berechtigung zu Landtags-⸗Stimmen 
oder ber Theilnahme an folden, wie fie in den Stände-Gefegen 
normirt worden, etwas abgeändert iſt. 

V. ber die Befugniffe der Kreis-Stände, Ausgaben zu befchließen 
und die Kreis:Gingefeflenen dadurch zu verpflichten. 

DB. über die Bildung eines Ausſchuſſes der Stände der Kurz u. 
Neumark Brandenburg und des Markgrafth. Nieder⸗Lauſitz. 

Ergänzung der B. v. 25, März 1841. über die Defugnint ber 
Kreis:Stände ber Kur: und Neumarf Brandenburg und bem 


Markgrafth. Nieder-Laufig, Ausgaben zu beſchließen. 


K. D., betr. die Verleihung eines Theilnahme-Rechtes am ber 
für die Befiger adeliger Majorate und Fideifommifle beftehen: 
den Kollektiv: Stimme auf dem Brandenburgfhen Provinzial: 


Landtage an den Wirflihen Geheimen Rath Grafen v. Mebern. 


3. Provinz Pommern, . 


= wegen Anorbnung der Provinzial-Stände für Pommern u. 
gen. 

BD. wegen der nad) dem Edikt v. 1. Juli 1823. vorbehaltenen 
Beitimmungen für Pommern und Nügen. 

V. wegen zukünftiger Berfaflung des Kommunal: Landtages in 
Pommern und Rügen. ee 


ER 
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Des Sefe es 
ſer yo Inhalt. 
Jahr Datum. | No. Seit 
- 1825| 17. Nug. | 9685217 | Kreis-Ordnung für Pommern und Nügen. 
1836) 19. Juni | 1720 [200 | 8. D. wegen Abänderung des Art. XIII. der Verordnung v. 
17. Aug. 1825.,- beir. die Aufbringung der Landtags:Koften in 
. Neu: Vorpommern, 
1841| 25. März 2151 | 55 FR. über die Befugniffe der Kreis: Stände Ausgaben zu beſchlie— 
— ßen und die Kreis-Eingeſeſſenen Dadurch zu verpfljchten. 
1841) :13.. Dee. | 2229| *) | B. wegen näherer Beftimmung der im $. 5: ber Kreis-Drbnung . 
v. 17. Aug. 1825. enthaltenen Borfcriften über die Vertretungen 
im Stande ber Nitterfchaft, * (abgebr. Jahrg. 1842. ©. 15.). 
1842| 21. Juni | 2288 | 221 | V. über die Bildung eines Ausſchuſſes der Stände der Provinz 
Pommern. 
1844| 14. Sept.) 2531| *) f Allerh. Beſtätigung des beigefügten Negulativs für bie Geſchaͤfts⸗ 
Wirkſamkeit der Landkaſten-Bevollmächtigten von Neu-Vorpom— 
mern dv. 20. Nov. 1843, d. d. den 14. Sept, 1844., * (abgedr. 
Sahıg. 1845. ©. 13). 
4. Provinz Schlefien. 
1824| 27. März] 854] 62] Gef. wegen Anordnung der Provinzial-Stände für Scylefien und 
die Ober-Lauſitz. 
1827| 2. Zuni 1071) 61] 9. wegen der nach dem Gef. v. 27. März 1824. vorbehaltenen 
Beſtimmungen für Schlefien und die Oberstaufig. 
1827) 2. Inni 1072| 711 Kreis: Oronung für Schleften, die Grafichaft Glatz und die Ober: 
Lauſitz. 
1827| 9. Sept. 1093 127 | 8. DO, über die Theilnahme der Ritterſchaft des Roſenberger Kreis 
ſes und der Stadt Dels an den Wahlen ber Abgeorbneten zum 
’ ſchleſiſchen Provinzial:Landiage, 
1833| 24. Det» | 1469 127 | 8. D. wegen Ausſcheidens der Stadt Halbau aus dem ftädtifchen 
Mahl Berbande. 
1839| 22. Juni | 2033 1226| 8. D. wegen nachtraͤglicher Bekanntmachung der Beitimmungen, 
wodurd in Betreff ber Berechtigung zu Landtags-Stimmen ober 
- der Theilnahme an foldyen, wie fie in den Stände-Gefegen nor⸗ 
mirt worden, etwas abgeändert iſt. 
1842| 7. Ian. 2238] 381 V. über die Befugniſſe der Kreis-Staͤnde Ausgaben zu beſchlie⸗ 
J Ben und die Kreis: Gingefeffenen dadurch "zu. verpflichten, 
1842) 21, Zuni ! 228912245 B. über die Bildung eines Ausſchuſſes der Stände der Provinz 
Schleſien. 
1844) 8, Juni | 2457 179] ®., einige Modififationen ber Gejepe v. 27. März. 1824. und 
2. Juni 1827. betr. . 
5. Provinz Posen. 
1824 27. Mär 877141 Sr. wegen Anordnung ber Provinzial: Stände für dag Großher⸗ 
zogthum Bofen, 
1828| 20. Dec. | 1168] *) | Kreis-Ordnung für * Großherzogthum Bofen, * (abgedr. Jahrg. 
1829. ©. 3.). 
1830 15. Dee, 11338 | I DB. wegen der nad) * Geſetze v. 27. März 1824. vorbehalte⸗ 
nen Beſtimmungen für das Großherzogthum Poſen, * (abgedr. 
Jahrg. 1832. S. 9.). 
1837| 21. Nov: | 1850 [217 | V. betr. die Abänderung des $. 9. der Kreis-Ordnung v. 20 
° Der. 1828. 
1841| 25. März) 2152] 58] B. über die Befugniß der Kreis: Stände Ausgaben zu beſchlie⸗ 
fen und die Kreis: Eingeſeſſ ſenen dadurch zu verpflichten. 
1842| 21. Juni 2290 2271 3. über die Bildung eines Ausſchuſſes ber Stände der Provinz 
a Bofen. 
3844| 10. Juni | 2458 K. D., betr. ergänzende Beſtimmungen zum $. 18. der Kreis—⸗ 


Ordnung v. 20. Dec. 1828., in Anfehung ber Bertretung ders, 
jenigen bei Abwicklung von Kommunal- Gegenftänden früherer 
Kreis-Verbände betheiligten Ortfhaften, welche nad der jegigen 
Kreis: Berfaflung von — früheren Verbaͤnden getrennt ſind. 
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Des Geſetzes 





Geſ.⸗ 


Jahr) Datum | 80. Seite 


| 
1845 


Ben 
1842 
1846 





19. 


27. 


| 


Der. | 2667 


März) 835 


9, Febr. | 916 


17. 


17. 
2. 


1: 
15. 


Mai | 1068 


Mai | 1069 
Sept.) 1088 


Aug. | 1307 
Suni | 1438 


. Suni | 2033 


. März| 2154 
. Suni | 2291 


. Mär;| 865 
. Juli | 1086 
. Suli | 1087 


Febr. 1174 
Aug. | 1307 


. April | 1707 


Suni | 2032 


Juni | 2033 


. März] 2154 
- Juni | 2292 
» Juni | 2719 


4847) 4. April 2828 





*) 


237 


— — —— 





Inhalt., 


B., beir. das Verfahren bei ſtändiſchen Wahlen in dem Staude 
der Randgemeinden des Großherzogthums Poſen, * (abgebrudt 
Jahrg. 1846. ©. 18.). 


6 Provinz Sachien. 


Gef. wegen Anordnung der Provinzial: Stände für die Provinz 

Sachſen. 
K. D., betr. die Wahl der ſtädtiſchen Landtags-Deputirten in 
Sadjen. 


„B., betr. die nadı dem Geſetz v. 27. März 1824. vorbehaltenen 


Beitimmungen für die Provinz Sachſen. 

Kreid-Ordnung für die Provinz Sachſen. 

K. D., betr. die Mobififation der Verordnung v. 17. Mai 1827. 
in Beziehung auf die Stadt Debisfelbe. 

K. D., betr. die Erhaltung der Landtagsfähigkeit ritterſchaftlicher 
Güter in Sachſen und Weftphalen nach Ablöfung der Real-Laſten. 

K. D., beir. die Wahl der ritterſchaftlichen Abgeorbneten des Thü— 
ringer Wahlbezirks. 

K. D. wegen nachträglicher Bekanntmachung der Beitimmungen, 
wodurd in Betreff der Berechtigung zu Landtags-Stimmen ober 
der Theilnahme an foldyen, wie fie in den Stände:Gefegen nor: 

. mirt worden, etwas abgeändert ill. 

V. über die Befugniffe der Kreis-Stände, Ausgaben zu befchlie: 
fen und ‚die Kreis-Eingeſeſſenen dadurch zu verpflichten. 

DB. En die Bildung eines Aueſchuſſes der Stände der Provinz 
Sachſen. 


7. Provinz Weftphalen. 


Se. wegen Anordnung der Provinzials Stände für die Provinz 
Meftphalen. 

DB. wegen ber nad) dem Geſetze v. 27. März 1824. vorbehaltenen 
Beftimmungen für die Provinz Meftphalen. 

Kreis: Ordnung für Meftphalen und die Rhein-Provinzen. 

K. D., betr. die Modififationen der Beflimmungen im $. 24. der 
Kreis:Orbnung v. 13. Juli 1827. 

K. D., betr. die Erhaltung der Lanbtagsfähigfeit ritterfchaftlicher 
Güter in Sahfen und Weitphalen nad Ablöfung der Real:Laiten. 

K. D., betr. die Ergänzung der $$. 12. und 13. der Kreis-Drb: 
nung für Weftphalen v. 13. Juli 1827. . 

V., die Mobdificationen des $. 12. des Gefeßes v. 27. * 1824. 
und der Art. VIII. und IX. der Verordnung v. 13. Juli 1827. 
betreffend. 

K. D. wegen nadhträglicher Bekanntmachung der Beſtimmungen, 
wodurd in Betreff der Berechtigung zu Landtags:Stimmen ober 
der Theilnahme an folhen, wie fie in den Stände:Gefegen nor—⸗ 
mirt worden, etwas abgeändert iſt. 

BD. über die Befugniffe der Kreis:Stände, Ausgaben zu befchlie- 
Ben und die Kreis-Gingefeflenen dadurch zu verpflichten. 

BD. über die Bildung eines Ausſchuſſes der Stände ber Provinz 
Meftphalen. 

V. wegen Abänderung einiger Borfchriften der Gefege über bie 
Anordnung der Provinzial-Stände für die Provinz Weſtphalen, 
v. 27. März 1824. und 13. Juli 1827. 

K. D., betr. bie interimiftifche Hebertragung ber Bübrung der 
den Herrjchaften Kappenberg und Scheda auf dem Weitphälifchen 
Landtage beigelegten Biril- Stimme an ben Grafen Ludwig v. 
Kielmannsegge. 


Anhang. 451 







Des Geſetzes 


Datum 

1847| 14. Mai |2847|228| 8. O. bezüglich auf die durd den Alferh. Erl. v. 4. April 1847, 

ausgeſprochene interimiftifche Mebertragung der Führung ber ven 

Herrihaften Kappenberg und Scheda auf dem Weſtphäliſchen 

Landtage beigelegten Viril-Stimme an den Grafen Ludwig v. 
Kielmannsegge. ‚ 

1824| 27. März | 864 


s. Rhein⸗Provinz. 


Gef. wegen Anordnung der Provinzial-Stände für die Rhein: 
Provinzen, 


1827| 13. Juli | 1085 B. wegen der nach dem Gef. v. 27. März 1824. vorbehaltenen 
Beſtimmungen' für die Rhein-Provinzen. 

1827| 13. Juli | 1087 Kreis: Ordnung für Weftphalen und die Mhein:Provinzen. 

1829| 7. Febr. 1174 K. O., betr. die Mobifif. der Beftimmungen im $. 24. der Kreis: 


Ordnung v. 13. Juli 1827. , 

K. ©., betr. die Erhaltung der Landtagsfähigfeit ritterfchaftlicher 
Güter nad Ablöfung der RealsLaften. 

K. D.,. betr. die Ergänzung der $$. 12. 13. der Kreis:Drbnung 
v. 13. Juli’ 1927. 

V. zu Bervollftändigung der Zufammenfegung ber Kreis-Stände 
in der Rhein: Provinz. 

V., die Theilmahme des Kreifes St. Wendel am RMheiniſchen 
Provinzialstandtage betr. 

V. wegen Aufnahme des Orts Neuftadt in den Stand der Stäbte, 

8* über die Bildung eines Aueſchuſſes der Stände ber Mheins 

vovinz. 

V. über die Befugniffe der Kreis:Stände in der Nhein-Provinz, 
Ausgaben zu befchließen umd die Kreis:Eingefeffenen dadurch zu 
verpflichten. ; 

V., betr. einige Abänderungen des Art. VIEL. der V. v. 13. Juli 

1 1827. wegen der nad dem Gef. über die Anorbnung ber Pro: 

vinzial-Stände für die Rhein-Provinz v. 27. März. 1824. vor 

behaltenen Beflimmungen. i 


1831 
1836 
1839 


3. Aug. | 1307 
5. April! 1707 
26. März] 1989 
26. März | 1990 


15. Ian. | 2240 
21. Juni 2293 


1839 


1842 
1842 


1846| 9. April | 2699 


1846) 19. Juni 1.2718 





II. Landfchafts:Angelegenbeiten, Iand- und ritterfchaftliche 
Kredit: Syfiteme und Pfandbriefe. 


1808| 24. Der. | 611551} Revidirtes Oftpreuß. Landſchafts-Reglement. 2 

1810| 16. Ian. | 102]921| V. wegen Abfürzung des Verfahrens bei Amortifation verlorener 
Pfandbriefs:Zinsfoupons oder Zins-Rekognitionsſcheine. 

1810| 24. Juni | 120 |1045| Deflar. einiger im revidirten Oftpreuß. Lanbichaft: Reglement v. . 
24. Dec. 1808. im 5. Kapitel des 3. Theils enthaltenen Vor⸗ 
fchriften wegen Beitreibung ber zurüdgebliebenen Zinfen. 

1810| 30. Aug. | 130 |1067] Publifandum, betr. die Sequeftration und Subhaftation berjenis 
gen Güter in Scylefien, welde ihre landſchaftl. Sozietäts » Ber: 
bindlichkeiten nicht erfüllen. , ; 

1814| 5. Mai | 231] 61] K. DO. Bei hypothefarifchen Forderungen follen die Domainen: 
Dfandbriefe gleich ven ritterfhaftlihen in Zahlungsftatt ange: 

j nommen werben. 

1816| 8. Mg. | 385] *) | NAllerh. Beſcheid auf die Befchlüffe des Oftpreuß. Generalsfand: 
tages wegen ber abgelöften Pfanbbriefe, * (abgedrudt Jahrg. 
1817. ©. 3.). » 

1820| 17. Ian, | 578| 19] DB. wegen Aufhebung des bisher unter ber Benennung Kür 
markſche Landſchaft beftandenen Krebit:Inftituts des Staats und 
der Mitterfchaft und Städte in ben Marken. 
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—ä— ME 


Jahr) Datum | No. [Seite 


1821| 13, Dec, | 688] 213 


1821| 15. Dec. | 690] 217 


1824) 15. Aug. | 886] 169 
1824] 10. Sant.) 887175 
1825| 12. Febr. 920] 16 
1825| 9. Ayrit| 9283| 24 
1825| 26. Zuti | 961191 
1827| 31. 3an. | 1066| 39 
1827| 12. Juli | 1081] 84 


1828| 4. Nev. | 1164| 131 
1829| 14. Febr.) 1179| 22 
1830) 7. Sept. 1266 | 128 


1831] 8. San, | 1274 1 


1831| 15. Nov. | 1326 | 253 
1831| 17. Dec. | 1328 | 254 
1832] 13. Sept. 1391 | 215 


1832] 26. Dec. | 1403] *) 


1833| 23. Jan, [1406| 5 
1833) 11. Febr / 1410| 15 


1834| 21. Suni | 1532] 82 


1834| 28. Juni 1535| 88 


1834| 1. Juli |1536] 88 


Andang. | | : 


Subalt 


V. wegen Verlängerung des Indults bei den Pfandbrieſen der 
Provinzen Dit: und MWeftpreußen und von ben, zu der legten 
Provinz gehörigen Diftriften des Großherzogth. Poſen, dem Kulm⸗ 
und Michelauſchen Kreis und der Stadt Thorn. 

K. O. Beſtatigung der landſchaftl. Kredit:O. für das Großher: 
zogth. Pofen und die Grnennung eines Königl. Kommiſſarii, 
wie auch eines General-Landſchafts-Direktors. 

Laudſchaft Kredit-O. für das Großherzogth. Poſen v. 4. Oct. 
und 2. Nov. 1821. nebſt dem 

Tilgungs-Regulativ und den 

Targrundſätzen. 

Statuten der ritterſchaftl. Privalbank in, Pommern mit dev, Allerh. 
Bejtätigung. 

V., dab die Bommerfche ritterfchaftl. Privaibank Feine Bupilfens 
und Depofiten: Gelder annehmen fol, 

K. D. wegen Abtragung ter von ben Grundbeſihern an die 
Weſtpreuß. Landſchaft noch rücjtändigen Binfen, 

K. D., die Erleicpterung des. Beitritis zum lanbfehaftlichen Kre⸗ 
viiſpfiem im Großherzogth. Poſen betr. 

V. über die einſtweilige Fortdauer des Kapital Indulis Dft: und 
Teftpreup. PBfandbriefe. 

K. O., betr. die Inkorporation der Görliger Fürſtenthums ⸗ Land⸗ 
ſchaft in den Schleſ. landſchaftl. Kreditverein. 


vs 


K. D,, enthaltend die Beftätigung des von ber Generalverſamm⸗ 


lung der Aktionairs der ritterſchaftl Privatbank in Pommern zu 
$- 36.. der Statuten gefaßten Befchluffes, nach weldem - 
Hıtsbefiger von Neuvorpemmern als Mitglieder der Gocietät 
zugelaffen werden follen, wenngleich noch fein Hypothefenbud 
von ihren Gütern angelegt ift. 

DB, über die einitweilige Fortdauer bes Kapitalien: Indults für die 
Kreditſyſtene von Oſt- und Weſipreußen. 

K. O., die Befugniß der landſchaftl. Kredit-Inſtitute zur Aus: 
wirfung der gerichtl. Subhaftation bepfandbriefter Güter betr. 
K. D. über das. Berfahren der Krebitfpfteme zur Ausmittelung 
des unbefannten Inhabers eines von Schuldnern — 
Pfandbriefes (559. 397— 390. des Reglem. v. 24. Dec, 1 

V. über die Maafgaben, unter welchen bie Tarafionsgrund 
der Poſenſchen Landſchaft bei Aufnahme gerichtlicher Taxen der 
Mittergüter im Großherzogthum Poſen anzumenden find... 

K. D. wegen Wiederaufnahme der affociationsfähigen Güter ber 
Altmark in den Kreditverband der Kur: und Neummf. ; . 

K. D. wegen verlängerten Kapitals-Indults für die Oft? u. Ref: 
preuß, Landichaft. nr 

K. D., das Aufhören des der Oftpreuß. Landfchaft bisher bewil: 
(igten Kapital Indults, fowie die Erhöhung des Dit 
— Behufs der Bildung eines Tilgungsfonds betr, / 
Desgleihen „für die Weſtpreuß. Landſchaft. *Cabgedruckt Jahrs. 
1833. S. 

Neue — der ritterſchaftl. Bant in — 

K. D. wegen Abänderung der 88. 43., 44, 304. seq, u. 313. 
der landichaftl. Kredit-O. für das Grofherzogth. Poſen. 

K. O., betr. den Seitens der ritterſchaftl. Privatbanf in Pom— 
mern zu erlaffenden öffentl. Aufruf zur Einlieferung ber noch 
nicht geitenmelten Fuͤnfthaler-⸗Bankſcheine. 

K. D., betr, die Abänderung der Statuten der rituceſchafit er 
vatbanf in Pommern v. 23. Jan, 1833. 

K. D. betr, die Taration — ABER Aus hr 
die Kredit: Direktion. 





Des Geſetzes 






Juni 
. Sept. 
28. Der. 
. März 
. Dich, 
Dee 
. Den 
. Febr 
. Juli 
. Juli 
Jan. 
. Mai 
. Suli 


. Aug. 
. Aug. 


Nov 


. April 


. März 


Juli 








2270 


2352 


2374 





RK. On ber, die Errichtung eines Königl. Kredit⸗Jnſtituts für 
Schleſien. 

K. D., beit. das Verfahren bei den gerichtlich aufzunehmenden 
Taren adeliger Güter im Großherzogth. Bofen. - 
K. D. über die Anwendbarkeit der K. O. v. 8. Juni 1835. auf 

die Ober:Laufig, * (abgedrudt Jahrg. 1836. ©. 7.). 

Deklar, der: Vorſchrift im $. 264. der landſchaftl. Kredit:O, für 
das Großherzogth. Poſen. 

Deklar. des $. 277. des Oſtpreuß. Landſchafts-Reglements v. 
24. Dee. 1808. 

KR. DO. wegen Konvertirung und Amortiſation dev Pommerſchen 
PBrandbriefe: 

8. ©. wegen Konvertienng und Einlöſung der DOftpreußifchen 
Pfandbriefe. 

K. O. wegen Konvertirung und Einlöſung der Weſtpreußiſchen 
Pfandbriefe. 

RK. D., betr. die Form und Wirkung der Kündigung Oſt- und 
Meftpreuß. Pfandbriefe, imgleichen. die Emiſſion der Zins-Coup. 

Desgleichen in Bezug der’ Pommerſchen Bfandbriefe. 

K. D., betr. die Abänderung des im $. 227. der landwirthſchftl. 
Kredit:D, für das Großherzth. Pofen v, 15. Mai 1821. wegen 
Ausreihung der neuen Zins⸗Coup. vorgefcriebenen Verfahreus. 
K. D., betr, die Konvertirung der Pfandbriefe des Schleſiſchen 
Kreditſyſtems. 

K. D. wegen Anwendung einer revidirten Tax-O. für die zu 
den landfchaftl. Kreditverein im Großherzogth. Pofen gehörigen 
Güter ftatt der bisherigen nebſt der revidirten Tard.; ſelbſt v. 
6. Juli md 3. Det. 1840. 4 . 

K. D., betr. das rechtliche Verhältniß der Schlef. Pfandbriefe zu 

den hierzu befonders ausgeferligten Zinsrefognitionen. 

K. D., betr. das-abgeänderte Berfahren zur Herbeiſchaffung auf 
gefündigter Schleſ. Pfandbriefe. 

K. D., betr. die Anwendung der revidirten Tax⸗-⸗O. und der dazu 
gehörigen Spezialgrundfäge bei der Aufnahme gerichtl. Taren 
von den Mittergütern im Großherzogth. Poſen, * (abgedruckt 
Jahrg. 1841. ©. 1.). PR; 

DB. über die Erweiterung des nad) der landſchaftl. Kredit:D, für 
das Großherzogth. Prien v. 15. Dec. 1821. beftehenden land» 
ſchaftl. Kreditvereins. 


K.D., betr. die Ermächtigung des Kredii⸗Inſtituts für Schleſien, 


die ferner zu bewilligenden Pfandbriefe B. zu 35 Proc. jührli- 
cher Sinfen auszufertigen, die jährlihe _Amortifation derfelben 
jedody auf 1% Proc. zu erhöhen. s 

K. D., betr, die Abänderung der bisherigen Form der Berufung 
der NAftionairs der vitterfchaftl. Privatbank von Bonmern zu 
außerorbentlihen Berfammlungen. 

K. D. wegen Herabfegung der von den Pfandbrief- Schuldnern 
der Oſtpreuß. Landſchaft zu zahlenden Beiträge von 45 Pror. 
auf 4 Proc, * (abgedrudt Jahrg. 1844. S. 49). 

K. D. wegen Erweiterung. der Grefutionsbefugniß der Pofenfchen 
Landſchaft gegen die Pächter bepfandbrieftee Güter, 

K. O. wegen HR: der von den Pfandbrief: Shulbuern 
der Weſtpreuß Sandichaft zu zahlenden. Beträge von 4% Proc. 
auf 4 Proc., * (abgedr. Jahrg. 1845. ©. 1.). 

K. D., betr. das Nufgebots: und Amortifations- Verfahren folder 
Schleſ. Pfandbriefe, weldye während der geſetzlichen Verfährungse 
feift nidyt zum Vorſchein gekommen find, Doc. 

K. D, wegen der von den Pommerſchen Pfandbriefen für den Zeit 
raum von fünf Jahren auszugebenden Zinsfoupens und Talons. 


‘ 
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Des Geſetzes 





Datum | Mo, 


1845| 7. Juli | 26071515 | 8. DO. wegen Bepfandbriefung der nur bedingten mit Nittergutss 
qualität beliehenen Güter. - ' 
1845) 11. Juli | 2597 [457 | &. D., betr. die Ermächtigung des Kredit-Inſtituis für Schlefien, 
die ferner zu bewilligenden Pfandbriefe B. nah der Wahl der 
Antragenden entweder zu 4 oder 3% Proc. jährlicher Zinfen 
auszufertigen. 
1845| 3. Aug.) 2618594 | V., beir. eine Abänderung bes $. 1. der K. O. v. 30. Nov, 
1840. wegen Anwendung der revidirten Tar-D. bei ber Auf 
nahme gerichtlicher Taren von den Mittergütern im Großher— 
| zogth. Polen. 
1846| 28, Mai | 2710211 | 8. O., betr. Aenderung in der Organifation. und Berwaltung 
—5 Re des landſchaftl. Krebit:Inftitnts in: der Provinz Pofen, 
1847| 17. Mai | 2848229 | Deflar. der B. v. 8. Juni 1835., betr. die Einrichtung: des Kö: 
2 nigl. Kredit: Inftituts fie Schleften. 
1847| 23. Sept.) 2921| *) | K. D., betr. die Aufnahme der Taxen derjenigen adeligen Güter 
im Großherzogth. Poſen, welde weder zum Berbande des Po- 
fenfhen ned des Weſtpreuß. Kreditſyſtems gehören, * (abgebr, 
k Jahrg. 1848, ©. 17.). 
1847| 10. Nov. 12922] ) 1K. DO., betr. das bei Kündigung der vierprocentigen Pofener 
—— zu beobachtende Verfahren, (abgedr. Jahrg. 1848. 
18. 


1848| 11. Mai |2979| 137 | Goikt, betr, die Aufhebung bes von den Pfandbriefsfchuldnern 
der Pomm. Landichaft feither mit + Proc. gezahlten Duittungss 
grofhens und Aufhebung der Prandbriefs-Amortifation bie zur 
Berftärfung des eigenthünf. Fonds der Landihaft um 700,000 
Thlr. durch die Zinserfparniß. . 
1848| 29. April 3022| 223] Goikt, betr. die Aufhebung der durd die K. O. v. 28. Mai 1816. 
proviforifch angeordneten Aenderungen in der Organifation und 
— des landſchaftl. Kredit⸗Inſtituts im ber Provinz 
oſen. 
1848| 13. Nov. 3070 | 410 | Gditt, betr. die der Schleſ. Landſchaft geſtattete Errichtung einer 
Darlehnskaſſe und die Genehmigung des Regulativs für dieſelbe 
1848| 7. Dec. 13094 | *) | Goift, betr. die Ginführung von Binsfoupons zu den Schlefüfchen 
landfchaftl. Pfandbriefen und das bei Auffündigung diefer Pfand: 
briefe zu beobashtende Verfahren nebit dem zu bemfelben gehös 
rigen Regulatis, * (abgebr. Jahrg. 1849. S. 76.). | 
3129| 182 | Goift, betr. die Beftätigung des von der Oſtpreuß. Landſchaft 
gefaßten Beſchluſſes wegen Aufnahme bäuerlicher.Grunditüde in 
den landſchaftl. Kreditverband. 
3130 [183] Goift, betr. die Genehmigung des von dem 7, General-Landiage 
der Schleſ. Landſchaft gefaßten Beſchluſſes wegen Belei 
| des von dem Krebitverbande bisher ausgeſchloſſenen ländlichen 
Grundeigenthums mit „Neuen Sclefiihen Pfandbriefen“ nebſt 


1849| 4. Mai 


1849 11. Mai 


dent demfelben angeſchloſſenen Megulativ. 
3170] 359 | Statuten für die ritterfchaftlidhe Privatbanf in Pommern. 
31951433 | Gift, betr. die Abänderungen einiger Beilimmungen des Welt 
preuf. Menlements v. 19. April 1787., in Bezug auf die Aus- 
fertigung und Eintragung der Pfandbriefe. 


1849| 24. Aug. 
1849| 5 Nov. 


1850| 4. März | 3259] 272 | Edikt, betr. die durch die veränderte Staatsverfaffun 28* ge 
wordenen Abänderungen in der Organifatien des Königl. "res 
dit-Inftituts für Scylefien. 

3273| 323 | Goift, betr. die Abänderung der Beſtimmungen bes Sch 
Landſchafts-⸗Reglements v. 9. Juli 1770, über die Ausfert g 


1850| 25. Mär; 


und Eintragung der Pfandbriefe. a 
33961312 Grift, betr. das Verfahren bei Intabufationen Ponm. Pfanbbr. 
34141440] Goift, betr. die Veftätigung des von der Oftpreuß. Landfchaft ge: 
faßten Beichluffes wegen Einführung bes Weſtpreuß. Sntahula- 
tions Verfahrens für die Oftpreuß, Pfan dbriefe. | 


1851| 30. April 
1851| 25. Mai 














Jahr 


1851| 25. Juni | 3432 ] 523 


1808 
1810) 


1812 


1815 
1816 


1816 


1818 
1818 
1820 
1820 


1823 
1823 


1826 
1826 


Datım 





23. Jan.| 25 
26. März) 112 
5. Nov. | 142 
15. Mai | 27 

279 
25. April| 353 


9. Nov. | 379 


4. April] 464 


3. Zuli | 486 
28. März| 597 
1. Zuni| 610 


5. San. | 770 
8. April 796 


29. April 1000 
22. Sept.| 1026 







Mo. IS 


Edikt, betr. die Beltätigung des von dem Meftpreuß. General+ 
Landtage im Jahre 1850. revidirten Meglements der Weſtpreuß. 
Landſchaft von 1787. nebit diefen: Meglement und der . 
Beſtätigungs-Urkunde v. 25. Juni 1851. 


Siebente Abtheilung. 
Die die einzelnen Landestheile betreffende Geſetzgebung. 


41 
85 


1. Provinz Preußen, 
a) Im Allgemeinen. 


Patent wegen Aufhebung der bisherigen Einfdhränfungen bei dem 
Handel mit Mühlfteinen rückſichtlich der Provinz Preußen. 

K. D., betr. die Anweifung für die Kreis: Steuer: Behörden ber 
Haupt: und Nefidenzftadt Königsberg, wie fle bei dem ihnen 
übertragenen Geſchäfte zu verfahren haben, 

K. D., betr. die Deklaration des Landes-Cultur-Edikts v. 14. 
Sept. 1811., betr. das bei vorfommenden Gemeinheitstheilungen 
für Landfchuilehrer anzuweiſende Land in der Provinz Preußen 
und Litthauen. 


Patent wegen Beſitznahme der Stadt Thorn, des aulmiſchen und 
Michelauſchen Kreiſes. 


K. D., betr, die Deklaration des Zuſatzes 232. §F. L., daß den 
Gütern in Oſtpreußen, weldhe vor dem 3. Dec. 17 75. mit ad⸗ 
lihen Rechten befeffen worden, die Jagdgerechtigkeit ohne befon: 
dere Erwerbung und in der Megel.aud ohne Ginfchränfung auf 
mittlere oder niebere, mithin auf die hohe Jagd zuſtehe. 

Patent über Wiedereinführung des A. 2. R. und bie A. G. O. 
in bie mit der Provinz Weſtpreußen vereinigten Diftrifte, den 
Kulm: und Michelaufchen Kreis und die Stadt Thorn mit ih: 
rem Gebiet. 

Patent wegen Miederherftellung des Hypothefenwefens in bem 
Kulm: und Michelauſchen Kreife und der Stadt Thorn. 

K. D. wegen Einführung eines Fabrifzeidens für das in ber 
Provinz Preußen verfertigte Stabeifen. 


Kl D., betr. die Deklaration des $. 9. des Patents v. 9. Novi 


1816. 

ef. wegen Löhnung und Umzug der Schäfer und Schäferfnechte 
in den mit MWeftpreußen vereinigten Diftriften des ehemaligen 
Herzogthums Warſchau. 

K. D., betr. die Aufhebung oder beffere Ginricdytung ber öffent: 
lichen Schauanftalten für Tude und andere MWollwaaren. 

K. D., betr. die Aufhebung der Grbunterthänigkeit für die mit 
MWeftpreußen wieber vereinigten Diftrifte, den Kulm und Miche⸗ 
lauſchen Kreis und das Landgebiet der Stadt Thorn. 

K. D., betr. die Gültigkeit der Allg. Gefinde-Orbn. v. 8. Nov, 
1810. in dem Kulm: und Michelauſchen Kreife. 

K. D. über die Nichtanwendung der wegen bes Mühlenweſens 
ergangenen B. v. 28. Def. 1810. und der Def. auf. die bem 
Gvift v. 29. März 1808. unterliegenden Landestheile ber u 
vinz Preußen. 
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Des Geſetzes 


1827 


2. Zuni | 1075 


1833. 3, Febr, | 1409 


1837 


1840 


1841 


1843 
1843 
1843 
1844 


1844 
1845 


1846) 


1850 


11, März! 1789 


30. Nov. | 2133 


11. Dec. | 2250 


2322 
2363 


13. Febr. 
30. Mai 


7. 3umi.)2361 
22. März) 2432 


19.; April) 2439 
11. Der. | 2664 


23. Febr.) 2944 


11x Febr.) 3218 


14. April 1 
14. April 2 
10. Dit. 
30. Jan. 
14. März 
14. März 
7. März 


7. März 
7. März 


2552 
2553 
2554 


10. Aug. | 3298 


Geſ.— 
— —————————— 
Jahr Datum. | No. [Seite 


*) 


g 


86 


43 


14 
59 


857 
21 
59 


96 


114 
121 
139 
363 


Suhbalt, 


B. wegen Herabſetzung des im Oſtpreuß. Provinzialrecht beſtimm⸗ 
ten Zinefußes. 

K. D., betr. die Gültigkeit der K. O. vom 2.. Juni 1827. auch 
in dem Lauenburge Buͤtowſchen Kreiſe und in den beiden dem 
Köslinfhen Reg. Bez. einverleibten Weftpreuß. Enflaven. 

K. O., betr. die Beftrafung von Nebertretungen ber in der Stromz, 
Deich: und Ufer-Ordn. für Oftpreußen und Litthauen v. 14, 
April 1806. enthaltenen Vorſchriften. 

B., betr. die Anwendbarkeit der Prineipia regulativa v. 30. Juli 
1736. und die fpäter ergangenen-diefelben abändernden und er- 
gänzenden Beſtimmungen wegen Einrichtung der Landſchulen 
Königl. Patronats in der Provinz Preußen, * (abgedr. Jahrg, 
1841, S, 11.). IR 

K. D., betr. die Deflaration über die Aufhebung der Beftimmun: 
gen im Th. II. Buch 4. Tit. 5. Art. 9. 88. 4. und 5, bes 
Preuß. L. N. von 1721. für die Provinz Preußen, * (abgedt. 
Jahrg. 1942. ©. 85.). 

B. über die Legitimatione-Attefte zur Veräußerung von Pferden. 

Beftätigungs-Urfunde für die Alleniteiner Kreis: Korporation als 
Unternehmerin von Meliorations-Anlagen, fowie des Statuts der 
legtern. v. 15. März 1843. J ER A 

K. O, betr. die Vertretung der KRusfernefeihen und Linfufeichen 
Deidy-Sorcietäten in Prozeſſen durch Deputirte. 


B. über die Erbtheilungstaren bäuerliher Nahrungen in Weſt⸗ 
preußen, ° > | 
Pat, wegen Publikation des Provinzialrechts für Weſtpreußen. | 


Schul-Oron. für die Elementarſchulen der Provinz. Preußen $. 72. 

— Aufhebung des A.L. R. Th. II. Tit 12. $$. 12—53. und 
des Oftpreuf. Provinzlaltechts, Zufag 215—224. — Nufhebimg 
des Weſtpreuß. Provinzialtechts FF. 62-+67., fowie der Prin- 
cipia regulativa v. 30. Juli 1736. und der DB. 9, 30, Nov. 
1540, * (abgedr. Jahrg. 1846. ©. 16.), 

K. D. wegen des rechisgültigen Fortbeftchens der ®. v. 22. März 
1844,,: betr. die Grbtheilungstoren bänerlicer Nabrungen in 
Weſtpreußen. 

K. D., betr. die Abanderung des $. 44. des Weſtpreuß Provin⸗ 
vinzialredyts wegen Befreiung eines auf Zeit serpachteten Kir⸗ 
chen⸗ oder Pfarrgrundſtücks von. der Deihlaft. 


4 


by’ Ste, Strom, Shifffägrte:, Kanals, Hafens und 


Fifherei:Orbnlingen.' TE ui 
Allgem. Stroms, Deidyr und Ufer-Drbn. für Ofipreußen und 
Litthauen, > | 


Strom⸗Ordn. für den großen und kleinen Friedrichsgraben in 
Dftpreufen. |. . 

Hafen und Lootſen⸗Ordu. für den Sechafen zu Memel, 

Polizei⸗ Ordn. für den Hafen und die —— — 
Polizei-Drbn. für den Hafen von Pillau unter Aufhebung der 


‚berg und die Fahrt auf dem friſchen Haft. 
rt ER au‘ 
bo, do, für das Kurifche Haff. | 


> Hafens und Rootjem Ordn. v. 6..Jch 1789. 9 - 
Fiſcherei⸗Ordn. für die Provinz Preußen.‘ \ al 
Ian ADgor ae ar A 
Berichtigung eines Druckfehlers im $. 32, der Fiſcherei⸗Ordn. für 
das Kuriſche Haff v. 7. März 1845. ſtatt „Buß“ zu leſen 


. Rilke 
Schifff.⸗Polizei⸗Ordn. für die Reſidenz⸗ und Handelsjtabt igs: 
\ 
bo. do, für das friſche Haff. 
„Baden“, 


u I ° | z 437 


Des Geſetzes 2 [4.0 
SE —— Subalt 
Jahr Datum | No, [Seit 


1851) 20. Jam. | 3355] 17] Erl., betr. die Aufhebung des im $. 16. der Schifffahrts-Bolizei: 

Ordn. für die Stabt Königsberg vd. 14. Mär; 1822, und in 

> dem $. 43. der Feuer⸗Ordn. für diefelbe Stadt v. 3, Juli 1770 

enthaltenen unbedingten Verbots des Tabakrauchens und Feuers 

haltens auf den in der Stadt Königsberg Tiegenden Schiffen für 
einzelne Stabttheile. | 

1852| 21. Juni | 3607 1462] Grl., bett, die Aufhebung des $. 16. der Polizei-Ordn. v. 14 
März 1822. für den Hafen in Pillau. 


c) Feuers Polizei: und FeuerSocietätse-Angelegenh. 


1809| 22. April: 785823] Reglement der vereinigten Land⸗Feller⸗Societät im Bezirk der Oft- 
P preuß. Landichaft. — 
1819 10, März, 527] 77] Beſtätigungs⸗Urkunde einiger das Oſtpreuß. landſchaftliche Feuer— 
Sorietäts-Neglement betreffenden Beſtimmungen. 
1830| 21. Nev 1273| IR D,, betr. die Mbänderung der Vorfchtift im $. 11. des Weſt⸗ 
preuß. Feuer-SocietätssMeglements v. 27, Dee. 1785, * (abge 
drudt Jahrg. 1831. ©. 19. ut 6 .& | 
1837| 30. Dee. 11872] *) | Reglement für die FeuersSocietät der Oſtpreuß. Landfchaft, * (ab: 
gedruckt Jahrg. 1838. ©, 97.). 7 * Hei 
1837| 30, Der, | 1973] ) | Reglement für die Feiter-Soeietät ber landſchaftlich nicht aſſocia⸗ 
tionsfahigen landlichen Grundbeſitzer im Neg.-Be;. Königsberg 
mit Ginfdluß des zum Mohrunger Tandfchaftl.. Departement ge: 
hörigen Theils des Marienwerderſchen Reg.Bez., * (abgedruckt 
Jahrg. 1838. ©. 125.). \ 
1837| 30. Dee. 11874 | MReglement für die Ferrer-Sortetät der lan ſchaftlich nicht affoctas 
tionsfähigen ländlichen Grundbeſitzer im Negierungsbezirt Gum- 
binnen, * (abgetr. Jahrg. 1838. ©. 153.). 
1837| 30. Dec. | 1875] .*) | B. wegen Auflöfung der bieherigen Oſtpreuß. Lande Feuer:Socie 
tät und Ausführung des Meglements für die landſchaftlich aflos 


elationsfähigen Gutsbeſitzer des Oſtpreuß. Kreditſyſtens, fowie  ' 


bes Neglements für) die landſchaftlich Nicht afociationsfähigen 
Grundbefiger ii dem- Meg Bez. Königsberg mit Einſchluß des 
zum Mohrunger Tandfcaftlichen Departement gehörigen Theile 
des Darienwerderfchen Megierungsbezirks und in dem Meg Bez. 
Sumbinnenvondemfelben Tage, * (abgetr. Jahrg. 1838. ©. 185.). 
1898 | 231 | Reglement für die Peter: Sorietät | der ſämmtlichen Städte bes 
Meg.: Bez. Königsberg mit Ausſchluß der Stadt Königsberg. 
1899 | 308 | 3. wegen Auflöfung der bisherigen, StädterFeuer-Soctetät und 
Ausführung des Reglem. für die Feuer-Societät der ſämmtlichen 
Städte des Meg.:Bez. Königsberg! v. 29. April 1838. 
1900| 313 | Reglement für die Feuer» Soeietät‘ der fünmmtlihen Städte des 
Reg.:Bez. Gumbimen. | | 
19011344 | B. wegen Auflöfung der bisherigen Städte>Feuer-Societät umb 
Ausführung des Reglem. für die Feuer-Societät der ſaämmtlichen 
Städte des Neg.-Bez. Gumbinnen v. 29. Avril 1838. 
2469] 239] VB. über mehrere Abänderungen uud Ergänzungen des Reglem. 
für die Feuer-Sorietät der landſchaftlich nicht affociationsfäbigen 
ländlidyen Grimdbefiger ini Meg.:Bez. Königsberg mit Einſchluß 
des zum Mohrunger landſchaftlichen Departement gehörigen Theils 
des Marienwerderfchen Neg.:Brz. v. 30. Dee. 1937... | 
2470 1244 | DB: über mehrere Abänderungen und Grgänzungen des Meglem. 
für die Feuer-Societät der landſchaftlich nicht affociationsfähigen 
landlichen Grundbeſitzer im Meg. Bez. Oumibintten v.30. Dec. 1837. 
26481 738 | DB. über mehrere Abänderungen und Grgänzungen des Neglem. 
für die Feuer⸗Societät der ſämmtlichen Städte des Reg. Bez. 
Gumbinnen vw. 29, April 1838, | bi mers 
2649 | 742 | B.über mehrere Abänderungen und Ergänzungen des Neglem. 
‘für die Fener-Societät der fänmtlichen Städte des an -. 
Königsberg mit Ausfchluß der Stadt Königsberg v. 29. April 1838 


”. 
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Jahr] Datum | No. [Seite 


1846| 22. Mai | 2706| 171 | Reglement für die Feuers Societät der Haupt- und Refidenzitabt 
Königsberg. 

1846| 22. Mai | 2707 |194| B. wegen Ausführung des Neglements für die Feuer⸗Societät der 
Stadt Königsberg. 

1846| 21. Der. | 2786| *) | 8. O. betr. die VBergütigung bei Partialbränden bei der Weit: 

preuß. abeligen Feuer⸗Soͤcietaͤt, * (abgedr. Jahrg. 1847. ©. 2). 

1851| 10. März 3366| 37] Grl., betr. die Genehmigung des revibirten Neglements der land: 
—— Feuer⸗Verſicherungs⸗Geſellſchaft für Weſtpreußen vom 
25. Mai 1850. 


d) Provinzial⸗ und Kommunal-Schulden. 


1807) 8. Dee. 23271 Pat, über die Austellung Königsberger Stadt⸗Obligatienen 
Berichtigung des Kriegeichuldenwefens ber Provinz Oſtpreußen 
und Litthauen und des befondern Kriegsſchuldenweſens der Stabt 

6. Königsberg. 

1808| 23. Febr.| 271295] Reglent, das Kriegsſchuldenweſen ber Provinz Oftpreußen und 
Luͤthauen und der Stadt Königsberg insbefonbere betr. | 

1810| 22. März| 111983] K. D., betr. die Deklaration des Oftpreuß. Kriegefhulden-Megle: 
ments v. 23. Febr. 1808. bie abgeänderten Beitimmungsgrund- 

\ füge für die Haupt: umd Nefidenzftadt Königsberg. 

1824| 24. April 860] 82] K. D. über die Grundfäge, nad welden das Schüldenweſen des 
—— Freiſtaats und der Kommune Danzig regulirt wer: 
den ſoll. 

1825| 13. April 9321 55| K. DO. wegen Verlooſung der Danziger Obligationen aus den 
nicht zur Verwendung gelommenen Beftänden des jährlichen Til⸗ 

gungofonds. 
1825| 25. Juni | 953] 161 | 8. O. wegen eines Prakluſiv-Termins rückſichtlich der Forderun⸗ 
gen in dem ehemaligen Freiſtaat Dani. m. 
1831| 19, Febr. 11279] 6] 8. DO. wegen Anfegung eines Präflufiv:Termins Behufs der Ans 
meldung der Forberungen aus fogenannten Frankenſcheinen und 
für Vorfpannsteiftungen an den ehemaligen Freiſtaat Dünzig. 
1837| 15. April 1804| 97] K. D., beter die Geilattung einer Nachfriſt und Feilfegung eines 
Praͤkluſiv⸗Termins zur Einlöſung der nad) ‚in Girculation befind- 
lien Coupons über vüctändige Zinfen von Königsberger Stabt- 
Magiftratss und von Benningſchen Obligationen aus dem Zeit: 
raum v. 1. Ian. 1808. bis zum legten Dec. 1820. 
1839| 30, Mai | 20261217] 8. DO. wegen Kündigung und Komvertiräng der zinsbaren El⸗ 
; binger Stadtſchuld. | 

1841| 17. Mai | 2169] 114 | Privilegium zur Ausgabe Aprorentiger atıf den Inhaber lauten⸗ 
der Obligationen im Gefammtbetrage von 100,000 Thlen. fir 
die Stabt Thorn. 

1843| 4. Nov.) 2410| ) 1K. O, betr. die Amortifation der zinsbaren Kapital Kriegsihub 
der Stadt Eibing, * labgedr. Jahrg. 1844. ©. 10), 

1845| 14. März 2566| 209 | Privilegium zu Ausgabe von 34proc. auf jeden Inhaber Tauten- 
den Obligationen im Gefammtbetrage von: 28,100 Thlrn. ı für 

t die Stadt Memel, 

1848| 3. Mai | 29771135] Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kö- 

’ ' nigsberger Kreis-Obligationen zum Betrage von 160,000 Tälern. 
1848| 22. Aug. |3023]224 | Privilegium für die Austellung aufden Inhaber laufender Schulb- 
—— der Stadt Danzig zum Betrage von 100,000 

halern. 

1849 17. Dec. |3213 | *) JPVrivilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Obli⸗ 
gationen bes Braunsberger Kreiſes ‚Betrage vom 
Thalern, * (abgedr. Jahrg. 1850. ©. 37.). 

1850| 14. Ian. | 3215| 40| Privilegium wegen Austellung auf den Inhaber lautender Dan- 

| ziger Stabt-Obligationen zum Belrage von 100,000 Then, - 

1852| 26. April! 3567 | 294 | Privilegium, betr, die Ausgabe auf den Inhaber lautender Obli⸗ 
gationen der Stadt Königsberg. | 





Anhang. | 459 


Des Ge 8 
x — inhalt. 


Jahr) Datum | No. 





2. A) Alte, Bor: und Hinter-Pommert. 
a) Im Nllgemeinen. 


711793] Pat, wegen Aufhebung der Befchränkungen des Mühlfteinhandels 
in Pommern. 

1421 *) I 8. D., betr. die Deflaralion des Landes: Kultur» Edifts v. 14. 

| Sept. 18114., betr. das bei Gemeinheitstheilungen vorfommende 
für die Landfchullehrer anzumeifende Land, * (abgedruckt Jahrg. 
1812. ©. 194.). 

486] *) | "R. ©;, betr. die Einführung: eines Fabrifzeihens auf dem in ber 
Provinz Pommern verfertigten Stabeifen, * (abgedrudt Jahrg. 
1818. ©. 153.). 

7708: 21 8. O. Betr. die Aufhebung oder. beffere Eintichtung der öffent: / 
lichen Schauanftalten für Tuche und andere MWollwaaren. 

16491212 | 8. O. betr. die Aufgebung der unter den bänerlichen Einſaſſen 

in Pommern zu wecfelfeitiger Unterftüßung bei Neubanten be 

ftehenden Fuhrenverbände. 

2250] ) | K8. D,, betr. die Deflar. über die erfolgte Aufhebung ber Beſtim⸗ 

mungen im Th. I. Bud 4. Tit. 5. Art. 3. $$: 4. u. 5. des 

Preuß. L. M. v. 1721. für die Provinz Pommern, * (abgedr. 

Jahrg. 1842. ©. 85.). 

2332] 75] DB. über die Legitimations-Attefte zur Veräußerung von Pferden. 

25941482] K. O. betr. die Errichtung von Familienfhlüffen für Lehne. 

26281677 | ®., beir. die in NAltpommern über Grundftücde auf ftäbtifchen 

Felpflurem unter Herrſchaft des Kulmifchen Nechts vor dem Jahre 

1808. gefdloffenen antichretifhen Pfandverträge. 


b) See, Strom, Schifffahrts:, Kanals, Hafens und 
Fifherei:Orbnungem 


1456| 88] Polizei: Ordn. für die Häfen und Binnengewäſſer von Stettin 
und Swinentünde. 
17951 69} 8. O. über die Anwendung der ®. v. 8. Aug. 1832. tınd 26. 
Der. 1833. über Geldentfhädigungen für ‚den zu Kanälen umd 
öffentlichen Flußbauten abgetretenen Grund und Boden in der 
Provinz Pommern mit Ausfhluß vn Neuvorpommern. + i 
22801203 | Polizei⸗Ordn. für die Häfen zn Golbergermünde, Stolpmünde und 
Nügenwaldermünde. a 


1809| 20. Mäyj 
1812|: 5. Nov. 


1818) 3. Juli 


1823| 5. Jan, 
1835| 18. Aug. 


‚1841| 11. Der. 


1843| 13. Febr. 
1845| 11. Juli 
1845) 26. Sept. 


1833| 22. Nug. 
1837| 25. Mär; 


1842| 29, Apri 


©) Feuer: Poltzei- und Feuer-Societäts-Angele— 
genheiten. 


20751 331 Feuer:Societäts- Reglement. für ſaͤmmtliche Städte Alt-:Pommerns 
mit Ausfhluß der Stadt Stettin, einſchließlich jedody der Flecken 
Werben, Gülgow und Stepenig. 
2076| 62| DB. wegen Auflöfung der. bisherigen Feutr-Societät bet Alt⸗Pomi⸗ 
merſchen Städte und. Ausführung des Feuer-Societäts-Regle— 
ments von bemfelben Tage. 
21931253 | Bener-Sorietäts-Neglement- für das platte Land von Alt-Pommern. 
2194| 282| B. wegen Auflöfung der bisherigen Immobiliar-Feuer-Societät 
auf dem platten Lande von Alt» Pomniern: und wegen Ausfüh— 
rung des Alt-Bommerjchen KeuersSorietäts-Neglements. 
27311317 | Nachlrags-Verordn, zu dem Fener-Societäts-Neglement der Städte 
Alt⸗Pommerns v. 23. Febr. 1840, ı 


1840| 23, Febr. 
1840| 23. Febr. 


1841| 20, Aug. 
1841| 20. Aug. 


1846| 10. Juli 


d) Provinzial: und Kommunal-⸗Schulden. 


1840| 23. Sept.| 2123| 303] Privilegium wegen anderweiter Ausfertigung auf den Inhaber 
läutender Alt:Steitinfchper Stadt: Obligationen zum Bettage von 
500,000 Thaler. | 





460 


Des Geſetzes 


Jahr 


1843 
1844 
1845 
1846 


1815 
1820 


1821 
1822 
1826 
1830 
1831 


1833 


1843 


1845 
1852 


1826 


Datum | Mo, 


18, Aug. | 2383 

23. Juli | 24921407 
22. Juni | 2601 | 499 
27. März | 2698 159 
26. Juni | 2735 | 334 
23. Oct. 27791518 
30. Juli 2884 | 329 
30. Suli | 28851331 
18. Aug. | 2890 | 351 
29. Dct. | 2906 1 397 
14. Jan. 129341 61 
10. April! 2964 | 119 


18. Oct. |3060 1349 
4. Mai | 3133] 213 


19. Sept.| 3091203 
1. Juni | 610109 


19..Nov. | 6861 193 
8. Sept.| 754|209 
31. Dec. | 1052] *) 
29: Febr.| 1233| 22 
6. Suni | 1294| 68 


17. März 1421| 30 


31. Jan. 12326] 37 


11. April 2580 1391 
9, Mai | 3554 | 259 


23. Jımi | 1015] 63 





Inhalt 


Privil. wegen Ausfertigung auf dem IQubaber (autenber Demminer 


Kreisohligationen zum Betrage von 110,000 Thlr. 
Pivil. wegen Ausfertigung auf den Inhaber — Nügen: 
walder Kreis-Obligationen zum Betrage von 50,000 Th," 
Privil. für die Nusitellung auf den Inhaber lautender Demminer 
Kreis-Obligationen zum weiteren Betrage von 35,000 The.) 
Privil. auf den Inhaber Tantender Belgarber Kreis: Obligationen 
zum. Betrage von 83,500 Thle. 
Privil. für die Austellung auf den Inhaber Tautender Demminer 
Kreis:Obligutionen zum weitern Betrage von 50,000 Thle 7’ 
Privil. wegen Ausfertigung auf ben Inhaber lautender Meu: 
Stettiner Kreis: ‚Obligationen zum Betrage von 97,000 Thlr. 
Privil. wegen Ausfertigung auf. den Inhaber lautender Anklamıdt 
Kreis: Obligationen zum Betrage von 73,000 Ahle. 


do. Uedermünder bo. 27,000 = FL 
do. Stolver bo; 120,000 — 

do. Greiffenhager do, 60,000 = 

do. Greiffenberger de, 128,000 

do, Stettiner Stadt: bo. 500, > ⸗ 

do. Stolper Kreis: do, ⸗ 


80,000 
do. Pommerſcher Provinzial: Chaufſeebau⸗Obligationen zum Bes 
trage von 300,000 Thix, 


Fr a 
BB) Nenvorpommern und Rügen. | 


a) Im Allgemeinen. - 


K. D. wegen Befigergreifung von —— und Pier 
Gef. wegen Löhnung und Umzug der Schäfer und 
in Neuvorpommern und Mügen. 

K. D., betr. die Anwendung des Befteuerungs »Syftems auf die 
Provinz Neuvorpommern. 

K. D., betr, die BVollftretung der Grefution aus Givil-Grfennt: 
niffen gegen Militairperfonen in den Provinzen, wo das A. 2, 
N. und die. N. G. O. noch nicht eingeführt find, nach den Be 
ſtimmungen des Anhanges zur A. ©. O. $$. 155., 165— 170. 
K. D., betr. die Feſiſetzung bes Feene Umfchlags » Termins 
in Neuvorpommern auf den 24. uf. 25 . Juni j. I, * (abge: 
druckt Jahrg. 1827. ©. 25.). 

K. D., betr. die Beitinmung wegen ber. in Neuvorpommern und 
—* im Umlauf befindtihen alten Schwediſch⸗ Bommerfchen 

ünzen. 

war —* die Einführung des Vollahrigteits⸗ Texmine mit ben 
; ahre 

K. D. wegen Anſtellung der Advokaten uud Notarien in. 44 
yommern und Rügen und Zulaſſung von Referendarien und 
Auskultatoren bei dem Königl, Ober: Abpellationegericht n 
Hofgericht zu Greifswald. Lt 

über die Führung der Bichensüche in — 
und Ruͤgen. — 

Geſinde⸗O. für Neuvorpommern und Rügen E64 (abe 

Gef., betr. die Beftellung öffentl, — im Bezirke des Ap⸗ 
pellationsgeridyts Greifswald. 


b) Provinzial: und — 


K. O. wegen der Kriegslaften in Neuvorpommern und Au 
des Schwedifchen —— v. 8. Ian. 181 





Jahr 


1838 


Des Geſetzes 


Datum 


20. März 
5. Nov. 


24. Nov. 
3. Juli 
18. Jan. 


13. Mai 


17. Mai 
8. Zuni 


15. Mai 


19. Sept, 


No. 


zıl 


142 


144 






— — — gr EEE A EEE En Enns —— — 


Gef.: 
©. 


Seite 


1 3. Alt, Kur und. Neumark und: Nieder-Banfits 


449 


- a) Im Allgemeinen. 
Patent wegen Aufhebung der Beichränfungen des Mühlfteinhan 
dels in der Kurs und Neumaf, _ — | 
K. D., betr. die Deklaration bes $. 44. des Landes:Kultur-Ed, 
v. 14. Sept. 1811., betr. das bei vorkommenden Gemeinheits- 
theilungen anzuweiſende Land für die Landfchullehrer in der Kurs 

und Neumark, 

K. D., betr. die Aufhebung des Ed. v. 10. Januar 1754. und 
des Reſer. v. 15. April 1765., betr. die Hausmiethen in Berlin. 

K. D., betr. die Einführung eines Fabrifzeichens auf dem in der 
Provinz Brandenburg verfertigten Stabeifen. 

K. D., betr, die Aufhebung der Erbunterthänigfeit für ben Kott— 
bufer Kreis, die beiden Laufigen und die fibrigen vormals Säch— 
ſiſchen Landestheile, * (abgebr. Jahrg. 1819. ©. 21.). 

Gef. wegen Löhnung und Umzug der Schäfer und Schyäferfnechte 

in dem Kottbuffer Kreife und in den zu den Regierungsbezirken 
Porsdam und Frankfurt gefchlagenen vormals Sächſiſchen Lans 
besiheilen. , er 

K. D., betr. die Aufhebung oder beffere Ginrihtung der Schaus 
anflalten für Tuche oder andere Wollwaaren. 

K. D., betr. die Aufhebung des in der Miederlaufig noch befte- 
henden evangelifhen und fatholifhen Pfarrzwanges. 

Revidirte Meß-O. für Franffürt a. d. DO. | 

K. D., betr. die Deklaration der Beftinmungen bes Ed. v. 18, 
April 1792. $. XVIII. No. 15. Lit. a—i. in Bezug auf die 
Geldentfhädigung für. zum Chanffeebau abgetretenen Grund 
und Boden, 

Modifik. der A. K. O. v. 23. Aug. 1829. wegen Einführung 
gleihen Wagengeleifes. F 

K. D,, betr. die Fortfhaflung der fhädlihen Fiſchwehre in der 
Havel und Spree und Anwendung der K. D. v. 8. Aug. 1832, 

K. D., betr. die Umzugstermine bes Landgefindes in den zum 
fändifhen Berbande der Mark Brandenburg und Niederlaufig 
gehörenden Landestheilen. 3 , 

DB. wegen Theilung gemeinfhaftlicer Jagbdiftrifte für ſaͤmmtliche 
zum ftändifchen Berbande der Kur und Neumark Brandenburg 
und des Marfgrafth. Niederlauſitz gehörigen Landestheile. 

K. D., betr. die Vermögensverwaltung der Kirhen, Pfarren u. 
kirchlichen Stifte nach Märfifchem Provinzialrechte. 

Regulativ über die Verwaltung des Landarmenweſens und das 
Verfahren gegen die zur Korreftion, zu ziehenden Landftreicher, 
Bettler und Arbeitshenen in den Marfgrafth,. Niederlauſitz. 

bo. do, für den Kottbuffer Kreis. ' . R 

K. O., betr. die Beſtätigung des Negulativs v. 17. Mai 1846, 
für die Nieder:Laufig und den Kottbuffer Kreis. 

Gef. wegen Grleidyterung gewiffer Dispofitionen über Kurmärf, 

° Lehen und Anwendung der Vorſchriften des Gef. v. 15. Febr. 

1840. auf die Lehen in der Altmark, Priegnig, Mittel: und 

Udermarf, fowie in ben Kreifen Beeskow und Storkow. 


b) Feuer-Polizei- und Feuer-Sorietäts-Angelegen» 
heiten, 


Feuers Societäts-Reglements für die Städte der Kurs und News 
mark (mit Ausfhluß der Stadt Berlin), fo wie für die Stäbte 


ber Nieberlaufig und die Nemter Senftenberg und Finſterwalde.. 


Anhang. 


nn ———— — nn nen — — 
Des Geſetzes 


Jahr 


1838 
1844 


1846 
1852 


1823 


1829 
1845 


1847 
1847 
1848 
1848 


1849 
1852 


1809 
1810 
1812 
1812 
1812 


1812 


1816 
1818 


1819 
1922 


Datum 


19. 


. Zuli 


. Suli 
« Juni | 3579 


Mo. 


Sept. 1934 
2487 


2740 


13. Juli | 817 
23. Juli | 1208 
4. ne 
2. Aug. | 2886 
1. Nov. | 2908 
20. Febr. | 2943 
4. Dec. | 3072 
14. April! 3126 
22. Mai | 3588 
9. Dee. 97 
24. Dcd. | 137 
11, März| 84 
30, Sept.| 134 
5. Nov. | 142 
6. Febr.| 167 
9. Mai | 355 
3. Juli | 486 
18. San. | 512 
13. Mai | 722 


Geſ. 
S. 
Seite 


480 


334 


351 
385 


157 


Inhalt. 


DB, wegen Nuflöfung der Feuer⸗Societät der Städte ber Kur- 
und Neumark und der Mieberlaufig, fowie der Aemter Senften: 
berg und Finfterwalde und wegen Ausführung des neuen feuer: 
Societäts: Reglemente der genannten Städte. 

Mevidirtes Feuer-⸗Societäts-Reglement der Städte der Kurs und 
Neumark (mit Ausnahme der Stabt Berlin), fowie für bie 
Städte der Niederlaufig und die Aemter Senftenberg und Fin: 
fterwalde und Aufhebung des Neglements v. 19. Sept. 1838. 

Mevidirtes Meglement für die Landsfeuer-Societät der Neumarf. 

Erlaf, betr. den Nadıtrag zu dem revidirten Feuer⸗Societaͤts⸗MRe⸗ 
glement für die Städte ber Kur: und Neumark (mit Ausnahme 
der Stadt Berlin), fowie für die Stäbte der Niederlaufig und 
die Memter Senftenberg und Finſterwalde v. 23. Juli 1844. 


e) Provinzial: und Kommunal:Schulden. 


K. D. wegen Feſtſetzung eines Präflufiv:Termins zur Anmelbung 
aller zur neuen Kriegeſchuld der Provinz Altmark gehörigen 
Forderungen. 

* n die Negulirung bes Kriegsfchuldenweiens ber Nieberlau: 

etr. 

Privil. wegen anderweiter Ausfertigung auf den Inhaber lauten: 
der Berliner Stabt-Obligationen zum weiteren Betrage -von 
150,000 Thlr. 

Patent wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Templi: 
ner Kreis:Obligationen im Betrage von 104,000 Thle. 


bo. Ruppiner bo. 130,000 ⸗ 
do. Soldiner bo, 100,000 ⸗ 
do. Berliner Stadt-Obligationen 1,000,000 ⸗ 
und fädtifcher Kämmtereifcheine 600,000 ⸗ 
do. Arnswalder Kreis:Obligationen 100,000 : 
do. Potsdamer Stadt-Obligationen 300,000 =: 


4. Schlefien, Glas und Oberlaufig. 
a) Jm Allgemeinen. 


Verordn. wegen Aufhebung der Haupt: und Mrbanen:Konmiffto: 
nen in Schleſien. 

Berordn. wegen ber in Sclefien entjtandenen Mißverhältnifle 
über die Dienftleiftungen der Bauern an ihre Grundherrfchaft. 

Verordn. wegen der in Schleſien zu entrichtenden Zehnten und 
Parohial:Abgaben. 

Berordn,, betr. das Recht zur Beſetzung ber Fatholiihen Pfarr: 
ftellen in Scylefien. 

K. D., betr. die Deklaration des $. 44. bes Landes:Eultur-Eb. 
v. 14. Sept. 1811., betr. das bei vorkommenden Gemeinheite: 
theilungen für Landfdhullehrer anzumeijende Land. 

Verorbn, wegen der im Schlefien zu entrichtenden Zehnten und 
Aufhebung der K. D. v. 3. März 1758., * (abgebrudt Jahrg. 
1813. ©. 42.). nie 

K. D., betr. die Aufhebung der Salzkonfcription in Schleſien u. 
der Grafſch. Glatz. 

O. wegen Einführung eines Fabrikzeichens auf dem in der 
Provinz Schleſien verfertigten Stabeiſen. 

K. O., betr. die Aufhebung der Erbunterthaänigkeit f. d. Ober-Laufig. 

Gef. wegen Löhnung und Umzug der Schäfer und Schäferfmecht 
in den zu dem Reg.:Bez. Liegnig gefdh hammer vormals Säd;i. 
Landestheilen, und des Umgugstermines.i. d. Provinz Schlefien. 






Jahr 
1823|. 5. Ian, 
1823| 11. Nov. 


1825) 4. Sept. 
1827| 2. Juni 


1304 
‚1458 


1619 
1638 
1836 4. Juni | 1717 


1836 23. Juni | 1725 
1837, 25. März | 1795 


1837| 25. März] 1795 


1838| 11. Zuli | 1916 


1838| 7. Oct. |1941 


1840| 15. Febr. | 2071 
1844| 26. April! 2442 


1844 13. Nov. | 2520 


1846, 11. April| 2700 


379 
497 

25 
112 


676 


164 






K. D., beir. die Aufhebung oder beffere Einrichtung der öffentlis 
den Scauanftalten für Tuch und andere Wollenwaaren. 

Statut für die Tuchmacer:Korporation zit Grünberg, * (abgebr, 
Jahrg. 1824. ©. 17.). 

K. D. wegen Aufhebung des in der Oberlaufit beftehenden evan⸗ 
gelifhen und katholiſchen Pfarrzwanges. 

Verorbn. über die polizeilichen Verhältniſſe des Leinengewerbes 
in Scylefien und der Grafſch. Glap. 

K. D., betr. die Deklaration der FF. 1. und 2. Kap. XXL der 
Schleſ. Bergordnung v. 5. Juni 1769, betr. die Verwendung 
der Ginfünfte aus den Kirchen: und Schul-Kuren. 

K. D. wegen Miederherftellung ber Schlef. Zehnt:Verfaflung, fo 
wie fie nad der Drdre v. 3. März 1758. bis zum 6. Febr. 
1812. beitanden hat. 

Gef, über die Aufhebung der in der Rudolphiniſchen Polizei⸗O. 
von 1577. enthaltenen Vorſchriften wegen Bürgfchaften der 
Frauen für ihre Ehemänner. R 

K. D. wegen Errichtung eines Königl. Kredit: Inftituts für 
Schleſien. 

K. D., betr. die definitive Berichtigung des Schuldenverhältniſſes 
mehrerer Landgemeinden in Sclehen, welche durch den Anfauf 
von Nittergütern und deren Vertheilung fid) mit Schulden be— 
laftet haben. 

K. D. wegen Aufhebung des fisfaliihen Vorzugsrehts vor den 
entfernten, Seitenverwandten bei ber Inteflat= Erbfolge in dem 
Herzogth. Schlefieh und der Grafſch. Glatz. 

K. D., beit, die Anwendung der 8. O. v. 19. Aug. 1835. auf 
die Gemeinde Klebſch im Kreife Ratibor. 

K.D,, betr, die Anwendung ber Verordn. v. 9. Aug. 1832, über 
— —— für zum Chauſſeebau abgetretenen Grund u. 

oben. 

K. D., betr. die Anwendung der V. v. 26. Dec. 1833. No, 
1502. über Ausdehnung des in ber K. O. v. 8. Aug. 1832, 
vorgefchriebenen Verfahrens auf Geldentihädigungen für den zu 
Kanälen und öffentlichen Flußbauten abgetretenen Grund und 
Boden in der Provinz Schleſien. 2 a 

K. O. betr. die Aufhebung der Chauffeebaubienfte in Schlefien ge 
gen Wegfall der dem dortigen Landſuhrweſen bei Entrichtung 
des Chauffeegeldes bisher zugeftandenen Begünftigungen. 

K. D., betr. die Aufhebung des für er Provinz Schleſien in 
Breslau bisher beftandenen Intelligenzblattes. 

Gef. über die Familien-Fideifomifie, fideifommifarifhe Subftitu- 
tionen und Kamilienftiftungen im Herzogth. Schleſien und der 
Grafſch. Glatz. 

K. D., betr. die Aufhebung des im Markgrafth. Oberlauſitz gel: 
tenden Ober: Amts-Patents v. 18. Aug. 1727., wegen Mäffe- 
rung der Miefen, freien Waflerlatıfes und Räumung der Flüſſe. 

K. O. wegen Aufhebung bes Freitandss oder Vorkaufsrechts bes 
in dem Marfgrafth. Oberlaufig anjäffigen alten Adels auf ie 
an Kommunen oder an Perfonen 'bürgerlidien Standes verfauf- 
ten Lehn⸗ und Mittergüter, | 

K. D,, betr. die Anwendung der Vorſchriften der 88. 710. bis 
756. Thl. II. Tit. 11. des. A. 2. R. bei Beſtimmung ber Bei— 
tragspflicht zur, Unterhaltung von Kirchen⸗, Prarr« und Schul⸗ 

bäuden, Grwerbung und Unterhaltung der Begräbnißpläge u. 

Kirchhofomauern in dem Markyrafth. Oberlaufig. | 





1852] 1. 


1852 1. 


is 


. Aug. 


. Zuni 


Sept.) 3649 


Mai 


Juni 
Mai 


at: 


. März] 


.. 3648 


283 
284 


302 
354 


409 


Aug. |; 431 


418 





144 


591 


b) Feuer⸗Polizei— und Feuer-Societäts+Angelegen: 


464 
—— 1 [000000000 
Fi Suhbalt 





heiten, 


he je AL FR 
Neglement für die Feuer-Societät des gefammten platten Landes 
ber Provinz Schleſien, mit Einſchluß der im Sorauer Kreiſe 
belegenen Dörfer Haaſel und Zilmedorf. 
Reglement für die Provinzial-Städle⸗Feuer⸗Societät der P 
Schleſien mit Ausſchluß der Stadt Breslau. 
Verordn. wegen Auflöfung der für das platte Land der Provin 
Scylejien beitehenden Feuers Societäten und wegen Ausführung 
des Feuer⸗Societats-Reglements für daffelbe von bemf. Tage. 
Berord. der für die Städte in dem: Großherzogihir Schlefien ;- ber 
Grafjh,. Glatz und dem. Marfgrafih. Oberlaufig beſtehenden 
Feuer⸗Socielaͤten und, wegen Ausführung des Feuer-Sorietäts- 
Neglements für ſammtliche Städte „der Provinz Schlefien, mit 
Ausschluß der Stadt Breslau. | 9 
Nevidirted Reglement für die Feuer-Societät ber fämmtl, Städte 
der Provinz Sclefien, der Grafſch. Glatz und des Marfgrafib. 
DOberlaufig, mit Ausſchluß der Stadt Breslau. 
Mevidirtes Meglement für die Feuer-Societät des platten Sand 
der Provinz Schleſien, der Graffd. Olak und des Matfgrafih. 
Dberlaufig. 


J 


c) Provinzial: und Kommunal-Schulden. 3 

Ku, O., betr. die, definitive Berichtigung des Schuldenverhalmiſfes 

mehrerer Landgemeinden in Schleſien, welche durch den Ankauf 

von Nittergütern und deren Vertheilung ſich mit Schulden be- 
faftet Haben, für welche fie als Korrenlverpflictete haften. 


K. D., betr. die Anwendung der A. 8. D. dv. 19, Aug. 1835. 


wegen Berichtigung des Schuidenyerhältniffes mehrerer mil KRöt- 

realverpflichtungen behafteten Schleſ. Landgemeinden, auf bie 
Gemeinde Klebih im Kreife Ratibor. . 

Privil. wegen anderweiter Ausfertigung auf die Inhaber Tauten- 

ber Stabt:Obligationen ber Stadt Breslau zum Betrage von - 
558,800 Thlr. 


bo, Natiborer Kreis:Obligationen | 89,000 + 

bo. Breslauer Stadt de; 1,074,500 — 

do. Glogauer Stadt: do, ı 60,800, ; # 1.7 14 ar 

do. Leobſchũtzer Kreis: do. - 200,000 x 72. 

bo, Kofeler Kreis: do. ‚ 70,000 =  ,* (abgebrudt 

Jahrg. 1853, ©. 15.). J 
5. Sachſen. 


IA IE AOL BER 
a) Im Allgemeinen. n - 


K. D. wegen Befipergreifung bes derzogth. Sachſen. 


K. Or wegen Beſitzergreifung des ‚Herz th. Sachſen. 

K. D,, betr. die Aufhebung der ——— m rech⸗ 
ten. Ufer.der Elbe belegenen Theile des Herzogth. Sa fe i 
K. O. über die Verwaltung der den Gemeinden und öffentlichen 
un Fena in der Provinz Sachſen, * (abgedr. 

Jahrg. 1817. ©. 57.). RE —— | 
Verordn., daß der im Herzogth. SINE geleiftefe ‚Huldigungseib 


auch als Lehnseid angefehen werden fol. 


ſ 
Berorbit. wegen —— — 24jührigen ftatt bes ——— 
ur 


Majorennitätsterming im 


ftenth. Erfurt und dem Amte 
dersleben. 8 





Des Gefepes 


Zahr Datum. | 80. 


1818 
1819 
1819 


1820| 


1822 
1823 
1330 


1832 
1833 


1833 


Gef. ©. f. Verw. B., Bd. II. 


| 





31. 


Juli 


Juni 


Juni 
. Mai 
. Jan, 
+ Zuni 1255 


. Nov. 
. Bebr. 


. Nov, 


. Febr. 
Febr. 


486 
544 
568 
608 
122 


770 


Dt. 


. April) 1358 
. März) 1433 


März, 1434 


+ Febr. | 1587 


„Aug. | 1641 
‚ Mai 


2025 


. 3uni | 2036 
. März) 2342 


2523 
2524 
2546 


2904 


1879 
1880 


1918 






153 


62 


201 


Anhang. 
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inhalt 


8. D, wegen Ginführung seines Fabrikzeichens auf dem in der 
Provinz Sachen verfertigten Stabeifen. 

Berorbn, über das Naumburger Handelsgericht. 

Berorbn, wegen Anwendung der Preuß. Gefege in den ehemal. 
Schwarzburg⸗ Rudolſtadtiſchen Aenitern Heringen und Kelbra. 
8..D. wegen Ginführung des Hypothefenwefens im Herzogth. 
Sachſen. 4 
Gef. wegen Loͤhnung und Umzug der Schäfer und Schäferknechte 

im der Provinz Sadıfen. | 

8. D., beir. die Aufhebung oder befiere Einrichtung der öffentl, 
Schauanftalten für Tuche und andere Wollenwaaren. 

Gel, zur Aufhebung des im $. 21. Kap. 25. der Magdeburger 
Polizei-O. v. 3. Ian. 1688, enthaltenen Verbots des bäuerli- 
Horbenfchlages. 

Gebührentare für die, Superintendenten in der Provinz Sadıfen. 

DBerorbu, über die Ginführung des A. 2. N. in Beziehung auf 
bie Verwaltungsangelegenheiten der Landgemeinden in den’ zum 
Berwaltungsverbande der Provinz Sachſen gehörigen, der Weſt— 
—2 Zwifdyenregierung  überwiefen geweſenen Landes⸗ 
theilen. 

Berorxdn. über die Regulirung der während der Weſtphäliſchen 
Zwiſchenregierung entſtaudenen Verhältnäffe zwiſchen den Domi— 
nien und Gemeinden in den zur Provinz Sachſen gehörigen, 
ehemals Weſtphäl. Landestheilen. 

K. D, über die Rechtsbeſtändigkeit der Geſchäfte, welche bis zur 
Publik. der V. v. 31: März 1833. in VBerwwaltimgsangelegen: 
heiten der Landgemeinden aus dem zur Provinz Sachſen gehöri— 
gen, der Weſtphaäͤl. Zwiſchenherrſchaft unterworfen gemefenen 
Zandestheilen geſchloſſen worden. 

K. D. wegen Feſtſetzung des 24. Juni als Umzugstermin dies 
nender Schäfer und Schäferfnechte im Kreife Hoyerswerda. 

Beroron. wegen. Ermäßigung der in der Holz, Maft: u. Jagd: 
D. jür das Herzogth. Magdeburg und das Fürftenth. Halber- 
ſtadt v. 3. Oft. 1743, auf- die Verlegung der Sconzeit des 
Wildes gelegten Strafen. l 

K. D., betr, die Aufhebung der bisherigen Chauffeebaudienfte in 
ben Neg. Bez. Magdeburg und Merfeburg. 

Berordn. wegen Theilung gemeinfchaftl. Jagddiſtriklte für fämmt: 
liche zum ftändifchen Verbande der Provinz Sachſen gehörigen 
Landestheile. 

Verordn. über die Beitragspflicht der Nittergutsbefiger und ande— 
rer Grundbefiger zur Unterhaltung von Kirchen, Pfarreien und 
Schulen. 

K. D., betr. die Aufhebung der Unfähigkeit von Perfonen bätter 
lichen Standes zur Grwerbung von Lehn-Mittergütern in den 
ehemals Königl. Sächſ. Landestheilen. _ 

Feldpolizei⸗O. $: 75, Aufhebung der Halberftäbter Feld-O. v. 
27. Juli 1759, mit Ausnahme des $. 38. 


b)) Fewer-Bolizeis und Fener-Sotietäts-Angelegen: 
heiten. 


Neglement für die Feuers Societät des platten Landes des Her- 
zogth. Sachſen. 
Verordn. wegen Auflöfung der bisherigen Feuer-Societät in dent 
Herzogth. Sachſen und Ausführung des neuen Feuer⸗Societaͤts⸗ 
Reglements für das platte Land des Herzogth. Sachſen. “ 
eglem, für die Provinzial: Städte» Feuer» Societät der Provinz 
Sachſen. 
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Des ER 


Jahr 


1838 


1852 


1821 
1848 


1815 
1816 


1818 
1818 


1820 
1823 


1823 
1834 


1845 


1829 


Datum 


5. 


[57 
1 


21. 
21. 


28, 


PPZP-F PP 


I 


29. 


No. 


Aug.| 1919 


2344 


2353 
2354 


. | 2647 


* 2653 
113591 


3628 
3629 


Sept.) 680 


April 


März| 2551 


Aug. | 1216 


Sef.: 


S. 
Seite 


416 


540 
542 


185 


107 


120 


Bererbn. wegen Auflöfung der Magdeburgſchen und —— 
ſchen Städte: Feuer: :Eotietäten, fowie des Ausjcheidens ber 
denfelben nicht gehörigen Städte nnd ſtaͤdtiſchen Gebaͤude 
den uͤbrigen Fener- Eocietäten der Proping Sachſen und wegen 
Ausführung des Provinzial⸗ Staͤdle⸗Feuer⸗ Section 
für die Provinz Sachſen. 

Reglem. für die Feuer: Societät bed platten Landes der Graffchi 
Hohenſtein. 

Erneuertes Reglem. für die Magdeburgſche Eand-euersCocietät, 
Berord. wegen Auflöfung der bisherigen Yand-Feuier-Sorietät des 
Fürftenth. Halberftadt, Verfchmelzung derfelben mit der Magbe- 
burgſchen Lands Feuer: Sorietät und Ginführung eines ermenten 
Meglem. für die letere. 

Berord. wegen Ergänzung und Abänderimg einiger Beſtimmun⸗ 
gen des Reglem. für die Feuer⸗Socielät des platten Landes des 
Herzogth. Sachſen v. 18. Febr. 1838. 

Neglem. für die ritterfchaftliche Feuer⸗ Sorietät des Fürftenthums 
Halberftadt: 

Berortn. wegen, Ergänzung umd Abänderung einiger Beftimmuns 
gen des Meglem. für die Provinzial: ‚Städte: ‚Beute, Gosianäkl Ber 
Provinz Sachſen v: 5. Aug. 1838, 

Veroxdn. wegen Abänderumg und Ergänzung einiger — 
gen des Meglem. für die Feuer-Societät des platten Landes bes 
Herzogth. Sachſen v. 18. yebr. 1838., fowie ber daſſelbe er- 
gänzenden und abändernden Verorbn. v. 7. Nov. 1845, 

Gitt wegen Ginverleibung des Fürftenth. Erfurt in die Feuer 
Sorietät des platten Landes des Herzogth. Sachſen. 


ce) Provinzial: und Kommunal-Schulben. 


K.D.,. betr. die Regulirung des Perägnalionss und Gentralfteners 
Rafienichuldenweiens im Herzogth. Sachſen. 

Privil. für die Ausftellung auf den Inhaber lautender Stabi: 
Obligationen von Halle a. ©. zum Bettage von 60,000 Thlr. 


6. Poſen. 
a) Im Allgemeinen. — 


Patent wegen Beſitznahme des Großherzogth. Poſen. — 
K. O. wegen Einführung der Preuß. Geſetze in das Großher⸗ 
zogth. Poſen. 
Patent wegen Wiederherſtellung bes Sypothefenwefens. 
K. D. wegen Einführung eines Fabrifzeihens von dem im ber 
rl Poſen verfertigten Stabeifen. 
Gef. wegen Umzug und Löhnung der Schyäfer und Schäferfneäite 
in der Provinz Pofen. 
K. D., betr. die Aufhebung oder beſſere Ginrihtung ber öffentl. 
Schauanfalten für Tucde und andere Wolliwaaren. har 
K. D., betr. die Aufhebung der Grbunterthänigkeit. 
K. D. wegen Anwendung ber V. v. 26. Dec. 1833. über die 
Ausdehnung des in der K. O. v. 8. Aug. 1832. vorgefchriebe: 
nen Verfahrens auf Geldentihädigung für den zu Kanälen umd 
öffentlichen Flußbauten abgetretenen Grund und —5* 
Fiſcherei⸗O. für die Provinz Poſen. a 
b) Feuer: Polizei: J 
ofherzogth. 
aus der Periode vor dem 1. Juli 1815. an Gere 
Abwidelung betr. 


. P 
[% . a — ur \ 


175 


K. O. das Brand-Entihädigungswefen im 


Jahr 


1832 


1836 
1836 


1852 


1825 


Datum 


24. Dt. | 


. Ian, 
. Jan. 


aa 


24: Der. 


6. Aug. 
20. Febr. 


27. Ian: 
2. Juli 
29. Juni 


27. Sept. 


No. Seite 


1396 


1694 
1695 


1860 


2203 
2683 


1170 
1202 


1631: 


3657 


226 


293 


221 


Anhang. 467 
— —ñ —._—C,S —— —ñ— — — — — 


Des Gefehes Sef.: 
1 6S 


Inhalt. 


| 
| 


K. D. wegen Berlängerung des Präflufivtermines zur Abwicke⸗ 
—* bes älteren Vrand⸗Entſchaͤdigungsweſens in Großherzogth. 
ofen. : 

Neglem. für die Provinzialsffener-Soeietät der Provinz Pofen. 
Verordn. wegen Auflöſung der bisherigen Feuer» Sorietäten in 
ber Provinz Polen und Ausführung des Feuer-Societäts:Megle: 
ments m 5. Jan. 1836. 

K: D., betr. die Verlängerung‘ der Präflufivfrit, welche im $. 
5. No. 2. der B. wegen Nuflöfung der'bisherigen Feuer-⸗Socie⸗ 
täten im Großherzogth. Pofen v. 5. Jam. 1836. für die Abge⸗ 
brannten zum Nadweis der Miederheritellung der Gebäude feſt⸗ 
gefekt worden ift, * (abgedr. ng 3 1838. €. 10.). . 

K. D. wegen Abänderung einiger Beitinunungen des Feuer⸗So— 
cietäte-Megim. für die Provinz Pofen v, 5. Jan. 1836. 
K. D. wegen Abänderung ber K. D. v. 6. Aug. 1841. zu 2. 
in Betreff des Beitpunkts, von welchem ab! die in Antrag ge⸗ 


brachte Verſicherung von Gebäuden bei der Provinzial: Feuers - 


Societät im Großherzogth. Pofen beginnt. 
c) Provinzial: und Communal-Schulden. 


RK. Ds, die noch que Liquidation gegen! die Departementsfonds 
von Pofen und Bromberg zuzulaſſenden Forderungen betr. 

K. D. wegen Liquidation der Anfprüde an das Großherzogthunt 
Bofen aus nüglichen Verwendungen. 

RK. D.; betr, die von des Königs Majeſtät auf die Anträge des 
legten Poſenſchen ProvinzialsLandtaged und in Verfolg bes 
Landtags» Abfcyiedes ergangenen Beftimmungen zur definitiven 
Feftitellung des Netive und Paffiv:Zuftandes der beiden Depar- 
tementalfonds Bofen und Bromberg.+ | 
Privil., die Ausgabe von auf den Inhaber lautenden Obligatios 
nen der Provinz Pofen zum Betrage von 500,000 Thlr. betr. 


a) Im Allgemeinen. 


KR. Di, betr. das Berbot des Tragens ehemaliger Weftphälifcher 
Orden und Ehrenzeichen. + | 

K. O. wegen: Befigergreifung der Weſtphäl. Länder. 

Kli D. Über Verwaltung der’ den Gemeinden und öffentlichen Anz 
ftalten zugehörigen Forften in der Provinz MWeftphalen, Gleve 
und Berg, * (abgedr. Jahtg. 1817. S. 57.). 1 je 

K. O. wegen Aufhebung der Erbunterihänigkeit für die vormals 
un Königreich Weſtphalen, Großherzogth. Berg oder zu den 

anzöfticyehanfeatifdyen Departements gehörigen Landestheilen. 


Gef. wegen Löhnung und Umzug ber Schäfer u. Schaͤſerknechte 


in der Provinz Weftphalen. 


Batent wegen Ginführungdes A. % N, und. der A. © Din, 


das Herzogth. Weſtphalen, das Fürftenth. Siegen mit den Aem— 
tern Burbady und Meuentirhen (Freien: und Hüdengrumd) und 
die Grafſch. Wittgenftein-Wittgenftein und Wittgenſtein-Berle— 
burg mit Ausnahme der: 3 erſten Titel und Tit. 7. im I. Theil 
des A. ER. und Tit.23. Th. L 
Verordnu, daß die Deklar. v. 21; Nov. 1803 , wonad die Kins 
. ber. gemifchter Ehen in dem Glaubensbekenntniſſe des Vaters zu 
erziehen, auch auf bie weftlihen Provinzen angewendet werben 
fell, und Deklar. v. 21. Nov. 1803. 


19918. ©; , Eetr. die Suspenfion des F. 40. im Anhang $ 47. 


Rt. 30 Th. der A. ©. Ds in Bezug auf die Bertretung der 
Gemeinden vor Gericht für das Herzogth. Weftphalen. 
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* 


J 


Des Geſetzes 


Jahr Datum | No. 


. 1834 31. 
1837) 8, 


1838| 14. 


1839| 21. 
1839| 21. 
1840| 30, 
1841| 6. 
1841| 30. 
1841| 31. 
1841| 17. 
1842| 16. 
1842| 22, 


1843| 7. 
1843) 14. 


März| 1513 
Dec. | 1857 


Nov. | 1953 


San. | 1964 
San. | 1965 
Mov. | 2134 
Febr, | 2143 
Mai 2170 
Dct.. | 2205 
Nov. .| 2222 
San. 2245 
Mai | 2277 


März| 2340 
Juli | 2366 


JZuli 2372 
. Nov. 12399 


1844) 14. Oet. 2508 


1818| 4. 


Juni | 2589 


. Yuli | 2600 
. Juli | 2880 
. Aug, | 2888 
. Aug. 13078 


Mor, 3187 


April) 467 


.. ⸗ 


47 
) 


109 


* 
»..> 


Inhalt 


K.:D. wegen Einrichtung des Hypothekenweſens. u 2 

K. D., betr. die Anwendung der V. v. 26. Dec. 1833. wegen 
des in der 8. DO. v. 8. Nug. 1832. Yorgefchriebenen Berfah: 
rens auf: Geldenfchädigung für den zu Kanälen md. öffentlichen 
Flußbanten abgetretenen Grund und Boden auf die Provinz 
Weſtphalen, (abgevr. Yahrg. 1838. ©. 7.). 

K. D., betr. die Abtretung des Gigenthums an Grund und Bo: 
dem zu bergbaulichen — im Vergamts Bez. Siegen, * (ab; 
gedr. Jahrg. 1839. ©. 2). 

Grundileuers@ef. für die Weſtphäl. Provinzen. 


' Grunditeuer-Mevifions:Meglem. 


K. Or betr. die Vertretung der Gemeinden im ‚vermafigen se: 
ea Berg, * (abgebr. Jahrg. 1841. ©. 13. 

KR. D.. betr.’ die Glementar: Erhebung ber Klafens und Ge 
werbefteuer. 

K:D. über die Mechtsbeftändigkeit der Hoi Stadt» und gand- 
gemeinden im Herzogth. Weſtphalen bis zum Schluß des Jahres 
1839. durch die Vertreter derſelben geſchloſſenen Rechtsgeſchäfte. 

Landgemeinde⸗O. 

Regulativ wegen Unterhaltung ber duch bie gen 
in oder Provinz Weftphalen. führenden öffentlichen Mege mit 
Ausschluß der ausgebauten Staatss und Bezirksitraßen. 

B. über die im Herzogth. Berg vor den Jabre 1810. entſtaue⸗ 
er Pfandſchaften. 

K. O. wegen Aufhebung des .$. 594. Tit. 11. TH. 1. n. $12 
Tit..7 7. Th 2. des N. %. MR. über den Verfauf der Früchte auf 
dem Halme und ‚den Verkauf des fünftigen Zuwachſes in der 
Provinz: Weftphalen. 

DB. wegen Theilung gemeinfhaftlicher Jagddiſtrikte. 

K. Ob, betr. die Guͤltigkeit der Rechtsgeſchäfte, welche ſeit dem 
1. Jan. 1840. von den Landgemeinden und Städten bes Her: 
zogth. Weitphalen abgeſchloſſen worden find und bis zur Ein- 
führung der Landgemeinde sD. v. 21. Dit. 1841., und wo bie 
Städte:D. nicht eingeführt worden ift, bis zur- Einrichtung der 
Gemeinde-Verfaſſ. werden abgeſchloſſen werben. 

B. wegen Ginführung eines 'gleihen Haspelmaaßes für Hand⸗ 
geſpinnſt aus Flachs. 

K: D., betr, die Ausdehnung ber KR. O. v 14. Juli 1834. auf 
die vormaligen Aemter Burbady und Neuentirchen (Freien: und 
Hüdengrund). 

KR. DO. wegen periodiſcher Reviſion der Grundftenerfatafler, - 

DB. wegen der erefutiwifchen Beitreibung ber direkten und inbirek 
ten Steuern und anderer öffentliher Abgaben und Gefälle in 
ber Provinz Weſtphalen. 

DB. Uber die neuen Anſiedelungen in Weſtphalen. P © IS 

K. D. wegen Ginführung der Schiedsmänner im Kreife Teckl 

BD. zum Schutze der Fabrifzeihen an Eifens und Stahlwaaren 
der Provinz- Weftphalen. 

B., betr. die bäuerlicye eg in der Provinz Beftppalen und 
Aufhebung bes Gef. v. 13. Juli 1836. 

Bekanntm. der von ben —— extheilten Genehmigung ung zu der 

unter dem 18. Dec. 1848. erlaſſenen B, über bie ER Erb; 

folge in der Provinz Weftphalen. | une TE c 


b) Feuer- Polizei: — u 5 
ten. 


V. wegen ber zu leiftenden Entſchaͤdigungen für bie bei 
rend des Herzogth. Weftphalen verfüherten b 
ebände 


% 











Jahr 


1836 
1836 


1843 
1845 


1852 


Des Geſetzes Gef.: 
— — — — S 


Datum | No, Seite 


5. San. 16921 49 
5. San. 16931 80 


10. Febr, | 2336] 93 
7. Nov. | 2645] 726 


1. Sept.) 3644 | 584 


5; Aprit| 267] 21 
5. April 268] 23 


27. Nov.| 323]: *) 
30. Nov.) 324] *) 
2. Dec. | 3251: *) 
27. Zan.t 334] 9 
24. Dec: | 409] *) 
31: Jan. | 401] 29 
29. Mai | 425] 146 
25. Sept. 6271196 
7 we 708] 49 
9. Dee. | 769] .*) 
7. Dec. | 9011222 
| 
15 3a. 9131 8 


18. Jan. 989] 17 
25. Febr.| 991] 19 
17. April 1245] 65 
9. Juli | 1334] *) 


18. Dec. | 1333| *) 


Anhalt. 


Neglement für die Provinzials Fener-Socletät der Provinz Weſt⸗ 
phalen, ‚Hi ai 

DB. wegen Auflöfung der. biäherigen Feuer-Societäten in ber Pros 
vinz Weſtphalen und Ausführung des Feuers Societäts + Negles 
ments v.5. Sun; 1836. | 

B. wegen einiger Ergänzungen und NAbänderungen bes Feuers 
Sectetäte-Meglemenis v. 5. Jan. 1836. can 

K. DO, wegen Abänderung des $. 109. des Reglements für bie 
tr eng Societät der Provinz Weftphalen v. 5. Jan, - 
836. > 


Erl., betr. die Ergänzungen und Abanderungen bes Reglemente 
für die Weftphälifche ProvinziafsfFeuer-Sorietät v. 5, Jan. 1836, 


8. Rheinprovin. 
a) Im Allgemeinen. 


Pat, wegen Befignahme der Herzogthümer Gleve, Berg, Geldern, 
des Fürftenhums Mörs und der Oraffchaften Eſſen und Werden, 

Pat. wegen Befignahme des Großherzogth. Niederrhein. 

Befigergreifungs: Pat. wegen: der Stadt Eaarlouis und ber übris 
gen von Franfreidydurd den Friedenstraktat v. 20. Nov, 1815: 
abgetretenen Orte und Pläße; (abgedr. Jahrg. 1816. ©. 73.). 

Befigergreifungs:Pat: von den Städten Saarbrüden und St. Jo; 
hann umd dem dazu gehörigen Landgemeinden, * (abgedr. Jahrg. 
1816. ©. 74.). | 

Befigergreifungss Pat, wegen ber Zeitung und Stadt Saarlouis 
und der übrigen abgetretenen Gebiete, Plätze und Orte des 
Mojel:Departemients, *flabgebr. Jahrg. 1816. ©. 75.). 

DB. wegen der Güter ‘der Gemeinden in dem vormals franzöftfchen 
jet preuß. Provinzen am Rhein. | J 

B. über die Verwaltung der den Gemeinden und öffentlichen Anz 
falten gehörigen Forſten der Provinz Gleve, Berg und Nieders 
rhein, * (abgedr. Jahrg. 1817. ©, 57.), X 
B. über das rechtliche Verhältniß ber vormaligen Konſcribirten 
zu ihren Stellvertretern in den Nheinptovingen. 

Berichtigung eines Druckfehlers in der Verordn. v. 31. Jan. 1817, 
Allerh. KR. DO, über die: Gultigkeit der franzöſiſchen Geſetze in der 
Stadt MWefel und deren Rayon. 

Gef. wegen des Sculdenwefens der Gemeinden in ben Landes⸗ 
theilen des linken Nheinufers und! der Stadt Weſel. Ä 
KR. D., die Ernennung der Mäfler in der Nheinprovinz erfolgt 
durch das Minifteritum des Handels, * (abgedr. Jahrg. 1823. ©. 2). 

K. D., Suspenfion des in den u eK bisher angewandten 
Gefepes der ehemaligen franzöfiſchen Nepublit v. 10: vende- 
miaire des Jahres IV, (2. Det. 1795.). 

K. O., betr, das den Polizeibehörden in den Rheinprovinzen ob⸗ 
liegende Verfahren gegen die öffentlicher Unzucht nachgehenden 
Weibsperfonen. 

Allerh. K. O. wegen Wiederherſtellung der Adelsrechte in den am 
linfen Rheinufer belegenen Preuß. Provinzen. 

Allerh. K. D., betr. die Errichtung ber Familien-Fideilommiſſe 
in dem Rheinprovinzen. - 

B. über die Ausfibung der Jagd in den auf dem linken Rhein⸗ 
ufer belegenen Landestheilen % 
Allerh. K. DO. wegen des: durch bie Regierung zu Goblenz zu er 
lafjenden öffentlichen Aufgebots der Anſpruchsberechtigten auf bie 
Polcher Dingtagsbefigungen, * (adgedr. Jahrg. 1832. ©. 63) 


Gef. über die Präklufion ſiskaliſcher ur in den Rheinpro⸗ 


vinzen, :* (abgebr. Jahrg. 1832. ©. 


* 


Des Geſetzes 


Geſ.⸗ 
S 


— ———— 
J 4 , „Bir? 
n a 1 — 

tina? —— 


Jahr Datıım 


1832) 5, 
1835 
— 


29. 
11. 








Sul 


25. März 


Juli‘ 


Dt. 
April 


Juli 
. Sept. 


Mo. 


1370 
1591 


Seite 


197 
43 


168 


\ 


Allerh. KR. D., die gefeglichen Befltage in den Nheinprovinzen bett. 
Allerh. K. D., Organifatiom der adminiftrativen Bir I 
ehemaligen Fürftenthums Lichtenberg. ‘ 
Erläuterung des $. 8. litt. b. der Allerh, K. O. v. 17. Iadelr- 
1830. über den Beſitzer der Jagdgerechtigkeit vor dem Jahre 
1798. in den Provinzen des linken Mheinufere, 7 WI 
Allerh. KR. D., betr, die Grumbdrenten in den Rheinprovinzen. 
Aller. RD. wegen Einführung der WegegelderHebung auf 
ber Vezirfeftraßen des linken Rheinufere, * (abgedr. Jahrg. 
1839. ©. 17.). 

Gef. über bie Befugniß zum Ueberſetzen vom linken zum rechten 
Rhei wi 

Allerh. K. O. wegen des durch bie Megierung zu Goblenz zu er: 
laſſenden —* Aufgebots ſammtlicher Intereſſenten. welche 
auf die in den Beſitz des diesſeitigen Domainen-Fiskus überge: 
gangenen Polher Dingtags » Befigungen: und bie davon aufge: 
kommenen Revenuen einen Anfprud zu haben vermeinen. 
Regulativ wegen Unterhaltung der durch die Staatswalbungen in 
den Rheinprovinzen führenden öffentlichen Wege mit Ausſchluß 
der ausgebauten Staats: und Bezirlsſtraßßen. 
B. über die Vertheilung der Ginfünfte erledigter fatholifher Ku: 


' ratitellen in dem auf dem rechten Era belegenen Theile des 


Erzbisthums Göln und des Bistums Trier. u. 
B. wegen der erefutivifchen Beitreibung | der bireften und indi: 
reften Steuern und anderen öffentlidyer Nbgaben * Gefälle in 
den Rheinprovinzen. N. 65 
Gef. über die Beihränfung ber Nachtweide und. u Einzelnhü; 
hütens in der Mheinprevinz. 

Gefinde-DOrbn. ıfür die Mheinprovinzen, Blei 
B. über die periodifhe Reviſion des Be 


Be ber die Grmittelung des Handelsgewichtes beim Handel mit 


roher Seide in den Handelsgerichtsbezirfen Elberfeld und =. 
Gef. über die Berpflihtung zur Aufbringung der Koften für bie 
kirchlichen Bedürfniffe der Pfarrgemeinden in dem — 
des linken Rheinufers. 

Gemeinde⸗Ordn. für die Rheinprovinz. 
Berorbn. zum Schuß der Fabrikzeichen an Gifenz und Stapimas, 
ren in der Rheinprovinz. 


b) See:, Strom:, Enitffahetb), Kanals, Hafen- und 
gi fderei-Orbnungen. 5. eu) 


Gef. über die Ausübung der Fiſcherei in ben Banbeeiheliche - 
dem linfen Rheinufer. 

B. wegen Beförderung der- Sicherheit der Damplſchiffehet auf vn 
Rhein und der Mofel. 

Neal. über den Lootfendienit auf dem Rpen innerhalb. ber Gren⸗ 
zen des Preuß. Gebietes. 

Verbot der Fiſcherei in den Gewäflern der Mheinprovinz auf dem 
kinfen Rheinufer, in welder bie Forelle die vorherrſchende 
gattung ift, in den Monaten Dectober und November. 


ce). Fener-Polizei: m. Fener-Eocietäte-Angelegenh, 


Regl. für die Provinzial Feuer-Societät der Mheinproving, 777 
V. wegen Auflöfung der bisherigen —S—— in der Rhein: 
provinz' und —— des Prov zial-Feuer-Societats ⸗ Reglem 
v 5. San. 1 
Allerh. RD. in Betreff der. den Birgermeifen in ber 

provinz zu bewilligenden ge für Auszüge aus dem 
ren a E | i 


- 





= | inhalt. 





1844 23. Juli \2486 | 332 | B. wegen Ergänzung und Abänderung einiger Beftinmiigen ul 
Fener-Sorietäts-Meglenn, für die Nheinprovinz v. 5, Jan. 1836, 
1845| 2. Mai | 25761269 | Alferh. 8. D., betr. die Remuneritung der Bürjermeifler in ber 
Mheinproving für die Beſorgung der Geſchäfte der Provinzial 
: Feuer Sorietät. 

‚1847| 11. Ian. [2800| 74] Allerh. K D., bett. die Auflöfung der Mheinpreuß. Weiter; Bir: 
fiherungs: ‚Geiellichaft zu Düffeldorf und die Abwickelung der 

Geſchäfte diefer Geſellſchaft. 
1852! 1. Sept. 3650 1653 | Revidirtes Meglem. für die Provinzial: Feuer-Societät der Rhein⸗ 
provinz, weldes-an Stelle des Reglem. v. 5. Jan. 1836. tritt. 


d) Provinzial: und Kommunal:Shulden. 


1838| 5. Aug. | 1936 [486 | Privilegium wegen Emiſſion auf den Inhaber lautender Obliga- 
tionen über eine Anleihe der Stadt Elberfeld von 250,000 Thir, 


1846| 8. Juni | 2715 [230 | do. der Stadt Düffeldorf von 300,000 =: _ 
1848| 31. Mai | 3016 |203 | do. der Stadt Göln von 200,000 ⸗ 
1848| 4. Dee. |3084 1445 | du. Bo. do. von 1,000,000 =: 
1849| 14. März | 3110 139 | do. do. Neuß von 80,000 — 
1849| 1. Mai |3121 ] 163] do, do. Göln von 1,000,000 = 


1849| 17. Der. |3209 | *) | de. do. Düffeldorf von 400,000 Thlr. unter Aufhebung bes frü⸗ 
heren Privilegiums wegen Gmilfion folder Obligationen zum 
Betrage von 300,000 Thlr. * (abgebr. Jahrg. 1850. ©. 9.). 

1850| 11. Febr. | 3248 1197 | Allah, 82 D,, duch welche das der Stadt Neuß verliehene Pri- 
vilegium v. 14. März 1849, zur Austellung auf den Inhaber 
lautender Obligationen im Betrage von 80,000 Thlr. für er 
loſchen erklärt it. 

1850| 19. Dee. 33421 ) JAllerh. Privil. wegen Ausgabe auf den Inhaber lautender Gupe- 

4 ne Stadbt:Obligationen ‚zum Betrage von 25,000 Thlr., * (ab: 

gebrudt Jahrg. 1851. S. 2.). 

1851| 29. Dec. | 3482] *) | do. der Stadt Aachen von 270,000 Thlr., * (abgebrust Jahrg. 
1852. ©. 30.). 

1852| 1. März | 3494|; 49 | do. do. Glberfeld von 400,000 Thlr. 


Achte Abtheilung. 
Eiſenbahn-Geſetzgebung. 


(Statuten und andere Spezial-Gefeke.) 
IB, Die erfte geſperrte Zahl bezeichnet den Jahrgang, bie zweite bie Pag. der Geſ.Samml.). 


— —— — Eiſenbahn-Geſellſchaft. 1846. 404. 1847., 405. 1850, 76., 151, 
5 


Kaden-Maftrichter G. 3 1846. 20. | 
—B Närkiige ©. ©. 1844., 315. 1848., 315. 1849, 339. 1850., 207. 


Berlin-Anfatiide E. 6. 1839., 177. 1840. 376. 1842. 77. 1845., 601. 1847., 

Berlin-Hamburger E. ©. 1845., 167. 1846., 521. 1848., 215. 1851., 463. 

Berlin: Potsdam: Magdeburger E. ®. 1845., 555,, 572. 1846, 319., 474. 1847., 247. 
1849., 243., 353., 1851., 612. 

-Berlin-Stettiner E. G. 1840, 305. 1843., 96. 1844., 59. 1845., 423,, 1847., 80. 
1848., 194. 1851. 612. . 
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Bont-KRöner&. ©. 1841. 30: 1847. 73, 7848., 263. a 
Breslau:Schweidnig-Freiburger E. G. 143., 53. 1844, 61. 1846, 226,, 1850, 351. 
1851., 584., 586 

Düfleldorf: Elderfelder 6.6. 1847. .„‚ 299 /800., 309., 313, 31 8.; 30. 1850., 400. 





Köln:Mindener E. G. 1843., 21. 1845., . 1846., 77° 1847., 363. "1849, 147. 
Kottbus-SchmwielohrSre@r®. 1845, — 427. — 
Magdeburg⸗Halberſtaͤdter E. ©. 1842. 45, 58. 1848. 2322 18651. * RT 


Magdeburg: KRöthen:Halle-Leipgiger E. G. 1851. 721., 725. 726, 743., 

Magdeburg Wittenbergiihe E. G. 1847., 83. 1850, 201 0, 
ünſter-Hammer E. ©. 1846., 118, 1851. 599. 2 3 
eiße-Brieger E. ©. 1846. 129. 1851. 593, 

Meheftlt6 :Märfifhe G. ©. 1843, 371. 1845. 459. 1846, 238. 1847, 38, 

‚135. 1851., 442. 1852., 89., 573, 577. 
— * —— I844. 677 1846,, 221, 1847., 402. 1848. 3. 168. 
—AA E. ©, 18341233 1842, 81, 1843., 170., 310, 1846,73. , 1847. 
0. .1848., 252. 1851., 66., 67. 

Rhcinifie G. 1840., 295. 1843, 326. 

Muhrort⸗Crefeld⸗Kreis⸗ ‚Slatbader E. G. 1847., 46. 1850., 76., 151., 162., 503., 508. 

Saarbrüfer E. ©. 1852, 

Stargard: Pofener E. ©. 1846,, 89. 1847., 177. 1850. 458. 1852. 772. 1859,86, 

Steele:Bohwinfler (Bring Wilhelm) E ©. 1845, 259, 1847,., 230. 1848, 

Thüringihe E. G. 1844., 419. 1847., 288. 1848,, 30. 1852, 57. 2’ 

Wilhelms: Bahn:G. 1844,, 127. 1847., 203, 1852, 719., 722. PERETN 


| Neunte Abtheilung. 
Gejetgebung über Chauffeen. 


a. Statuten der Chauſſeebau⸗Aktien-Vereine. 


Berlin-Brig-Glafow. 1846;, 434. Krengeldanz⸗Herzlamp. 1846., 476. 
Berlin-Prögel. 1852., 700. Landsberg a. W.:Berlinhen. 1852, 144. 
Bernau-Weißenfe. 1849., 380. Lauban-Kohlfurth. 1848,, 145. 
Bochold-Dinrperloer. 1847., 193. Mayen-Andernady: Neuwied. 1852., 88, 
Boitzenburg⸗Greiffenberg. 1850, Js Memel:Laugallen. 1845, 684. 
Plaswig. et , 604. Menden: Balve. 1847., 259, 

e9:Gülden, 184 ; ; ä j 
Domman-Uderwanger. 1846, 38. — Scharfeneck-Tuntſchendorf. 1852. 
Eckersdorf-Wartha. 1848. 213 Neuſalz-Freyſtadt. 1851., 22 
Eckeſey⸗Schwerter. 1846. 28, | Neuſtadt-Eberswalde-Oderberg. 1849., 357. 
Franfenftein-Silberberg. 1851, 598. Veuſtadt⸗Eberswalde⸗Freienwalde. 1844., 456. 
Frankfurt a. OD. = Droffen » Radad) » Burgwalt, | Niesfy:Meufelwig. 1846., 335. 

1848.. 9.. Nikolai⸗Pleß⸗Goczalkowitz. 1847., 119. 
Freiburg: Bolfenhein. 1 nn ., 705. Peterswaldau-Steinfunzendorf. 1852. 289. 
Glatz-Neiſſe. 1846., Oſchersleben-HSörnhäus. 1850., 272 
ee Kr 1847,, Prenzlau:Boigenburg. , 1850., 516. 
Granzow:PBaffow. 18 L 4., 595. Prenzlau:Wolfshagen. 1845. 214. 
Graubdenz-Altfelde. 1844, — Quedlinburg⸗Halberſtadt. 1844., 19. 
Graudenz:Strafburg. 1844, Reichenbach-⸗MRimptſch. 1845, — 


— ⸗Oſcheroleben⸗ en 1850., | Spremberg:Görlif. 1851. 1 


Strehlen:Münfterberg- Batfan. "1847, 374 | 
406 


Guben-KRotibus. 1852., 109, Steele:Nellinghaufen-Bredeney. 1847, 
Hennen:Billigt. 1846., 475. Templinsgehdenid, 1851. 8. 
Jauer⸗Goldberg. 1851., 414, Trebnig-Sduny. 1845, 162. 


Iſerlohn⸗Weſtig⸗ Sundewig-Deilinghofen. 1846. | Waldenburg-Friebland. 1848., 199. 
"433. Wittftod-Zemig. 1851, 441. 
‚ Königshütte- Schwientohlowig. 1852, 448, | Wriegen-Freienwalbe. 1845., 748. 


Anhang; | 


SFalifcher Vorrechte und Tarife für die von Aktien: 
difchen —— oder Gemeinden erbauten 
un 


Bewilligun 
de — 


Aachen-Crefelder Straße bei Birk⸗Euchen⸗Vor⸗ 
weiden. 1850.; 368. 
Ahlen⸗Freckenhorſt⸗-Warendorf. 1848., 415. 
Aldenhoven:Linnid. 1824., 
Altenberge:Laer:Horftmar: Schöppingen. 1849,, 
162. 


NAlt:Schlage-Reinfeld. 1852., 590. 
Anholt:Dinzperlo. 1851., 21. 
Anholt:Gendringen. 1 849., 161. 
Anklam, Kreis. 1847, 240. 
Arnsberg: Beverunger Strafe bei Bredelar⸗Mad⸗ 
Feld. Bleimäfche: ünnenberg⸗Haaren⸗Salzkot⸗ 
ten. 1850., 
ArnswaldesBernflein. 1848., 193. 
Arnswalde-Neuwedell-⸗Callies. 1848., 193. 
Arnséwalde⸗Reetz. 1848., 193. 
Auguftendorf-Wangerin. 1852., 539. 
Baarholz-Billerbed-Darfeld- Horfimar. 
187. 
Bacharach⸗ Rheinböllen. 1852., 253. 
Bahn⸗Greiffenhagen. 1847. 398, 
Beesfow-Fürftenwalbe. 1 852., 80. 
Bekingen⸗Hanſtadt⸗Reinsbach. 1 852., 101. 
Bensberg: Dürfcheid:Wipperfürth. 1 850., 419. 
Bendorf:Orenzhaufen. 1852., 461. 
Benp- Cremmen⸗Henningsdorf. 1848., 125. 
Berlin = Alt = Landeberg = — Prötzel. 
1852., 581. 
Berlin⸗ Mofenthaler Thor). Gefundbrunnen: 


1848.. 


Reinickendorf, 1849., 351. 1851., 311. 
Bernau:Weißenfee. 18 4 9., 380. 
Betz dorf⸗ Herborf-Meuenticchen. 1852. 257. 


Beuthen s Siemianowig s Laurahütte = Bittfow. 


1852. 537. 
Birk-Guchen:Borweiden. 1850, 368. 
Bleiherode-Dber:@ebra. 1847., 256 


BlumenthalsIngersberg:Eihen, 1853., 4, 
Bochhold⸗Dinxperlo. 1847., 193. 
Böhmershüttenplag = Hohnlen : Langemwiefe «Neu: 
Aftenberg. „ 443. 
Boisheim + Moermonde + Brüggen « Shwalmen. 
1851., 592. 
Bommmern- Wetter. 1849. 162. - 
‚ Brafel-Steinheimer Strafe — Bergheim - Nife- 
bed. 1848,, 188. 
Brandenburg-Rathenow. 1851,, 611. 
Breefi:Klempenow. 1849., 73. 
Breitenworbis:Masterobe, 1 849., 181., 
Brieg-Güldhen. 1847., 114. 
‚Eallies:Neumebell. 1852., 539. 
Boblenzs Trierer Chauffee in der Quint⸗Binsfeld⸗ 
Eifenfhmitt:Manderfcheid:Dam. 1852,, 113. 
Cochem⸗Landkern⸗Kaiſerseſch. 185 2., 77. 
Coesfeld⸗Borken⸗Bocholt⸗Werth. 1852., 261. 
Eofel-Gnabenfelb:Leobfhüg. 1852, 529, 
Eüftrin-Neudamm:Splbinskippehne: Porig- Etet: 
tin. 1848,, 81. 
Culm⸗Grubno⸗Stollno Bis zur Graubenz:Thor: 
ner Strafe. 1851., 457. 
Ezarnifau-Schönlanfe. ı 850., 490. 
ter —— Dedeleben ⸗ Zerrheim. 


352. 


— 


478 


raßen. 


Derſchlag⸗Nespen⸗ Rothennrühle. 1850., 366. 

Dierdorf⸗ Bruckrachdorf⸗ Selters. 1852, 454. 

Dillingen-Hunſeburg. 1852., 29: " 

DramburgsFalfenburg-Neuftettiner Kreisgrenge. 
1852., 539. y 

Driburg: Berghein. 1848. 188. 

— ⸗Odenthal⸗ Altenberg: Dabringhaufen, 
1852 


| Düren: —— Chauſſee — Niederau⸗Creuzau⸗ 


Nideggen-Gemünd. 1852., 195. 
Düren⸗Kettenich⸗ Lindern ⸗ Heineberg 1853., 5. 


Eckersdorf-Wartha. 1848., 212. 
Ellrich⸗Walkenried. 1847., 261. 
re Wolffleben: Nieder Sachowerfen. 1848. 


Blleich’Borge. 1847., 236. 

Gngelsfichen-Aggerftraße — Leppethal⸗Marien⸗ 
beide. 1852, 456. 

Erfurt: Arnftädter Stantsfrape — Egſtedt⸗Wer⸗ 
ningsleben. 1852., 


Erfurt⸗-Hochheim bis * Coburg⸗ Gotha⸗ 


ſchen Grenze. 1851. 
Erfurt-Kerspleben. 1 se — 
Erkelenz: Weoberg Niederkrũchten⸗Brüggen ⸗Kal⸗ 
denkirchen-Straelen. 1852. 28. 
Ermsleben⸗Harzgerode. 1849., 377. 
Errleben=Hörfingen: Werferlingen. 1847., 254, 
Eſchbach-Immekappel-Lindlar. 1852,, 103. 
“it ⸗Rheinbach-Meckenheim⸗Berkum⸗ Mehlem. 
53,,.18. 


Euchen⸗ Meufee, 1850., 368. 


Falfenburg:Löwen. - 1852, 536. 

Branfenftein  Silberberg = Neudorf = Volpersdorf 
(Louiſenhain). 1849., 

—— 185 L. 461, 

Frankfurt a. O.-Droſſen-Radach-Burgwall. 
1848,., a 

—— Hohenfriedeberg⸗ Bolkenhain. 1852., 


—— .1847,1. 

Glogau⸗Beuthen⸗Reuſalz. 847., 36l. 

Goſtyn⸗Rawicz. 1852., k 

Greifswald:Sarmen. 18 — 2., 688. 

Sröningen-Groß-Ofihersleben-Reindorf. 1850, 
296. 


Groß: Strehlitz⸗ Himmlowitz. 1852. 293. 
Groß⸗ a: 1849,, 336. 
Grünberg: Wittgenau. 1851., 718. 
Buben:Gottbus. 1852. 104. 
Buttentag = Mifchline bie zur Peiskretſcham⸗ 
Malapaner Chauſſee. 1850., 66. 
Halberftadt:NRöderhof:Dingelftädt sc. — Oſchers⸗ 
leben⸗Schöninger Chauffee., 1852. 546. 
Hanſcheid⸗Lammersdorf⸗Witzerath. 1852, 254. 
— (Beberberg) Günterode, 1 848, 
144, 


Heiligenftabt-Wannfrieb. 1848, 144. 
Heinsberg: Waflerberg:Erfelenz. 1852, 27. 
Helden⸗-Oberveiſchede. 1850., 363. 
Henne:Billigft. 1846,, 475. 

Herford⸗Enger⸗ Hüdersfreuß: Melle. 1 848,, 346. 
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Herhahn-Dreiborn-Schönefeiffen. 1852., 24. 
Hildhenbah bis zur Althundem-Crombecher⸗ 
Staatsſtraße. 1850., 350, 
Hilden⸗Polniſch⸗Mutze-Vohwinkel. 1850,, 39. 
Hohegeift:BennedtenfteinsHaflelfelde. 1848., 26. 
Hohenfrug:-Schügenaun-Pyrig:Solbin. 1847., 


Jauer-Goldberg. 1851., 4IL: 
Jüterbogk-Luckenwalde. 1849., 161. 


Kettenig:Niederzier-Steintraß. 1853., 5. 

Kettwig:MeifenburgeBredeney. 1849., 75. 

Kirhheip = Buchholz » Oberpleis » Niederdollendorf. 
1852., 263. 


Kichhundem:Oberhundem. 1850., 350; 

Kirchnig⸗Asbach-⸗Linz. 1852., 79. 

Kochem-Kaiſerseſcher Kommunal: Chauffee bei 
Landfern bis zu den Scyieferbrüchen bei 
Müllendah. 1852., 194. 

Köln: Frankfurter Staatsftraße bei Warth-Ei— 
torfsHerhensDattenfeld bis zur Wiehlmünden: 
Rother Chauſſee. 1850, 367. 

Köln = Luremburger Chauſſee — Schleiden: 
Schmittheim. 1853., 4. 1 

I id. N, Kreis:Chauffen. 1847., 


Königsberg i. db. N. GBelliner? Vorwerk) — 
Guͤſtebieſe 1848., 231. 

Königsberg i. d. N. » Nieder-Kränig-Schwebt. 
1848,., 231. i 

——a i. d. N. -Nieder-⸗Wutzow. 1848. 


Koͤnigsberg i. d. N.⸗Schoönfließ⸗Soldin. 1848. 
231. 


Königsberg i. Pr. » Amweiden. 1849., 379. 
Königsberg i. Pr. = Uderwangen. 1851., 460. 
Königshütte-Schwientodlowig. 1852., 442. 
— ⸗Buchholz⸗Lübben. 1851., 


Kösfelder Kreisgrenze⸗Horſtmar⸗Steinfurt⸗Neu—⸗ 
enkirchen⸗Hörſtel. 1848., 186. 
Kösfeld-Lette-Dülmen. 1848. 187. 
Kopenau:Reifigt. 1851., 4. 
Kottbus-Guben-Peig-Forf. 13448. 132. 
Kottbus⸗Tſchernitz. 1848., 132, 
Krengeldanz⸗ Herzkamp. 1846., 476. 


Kreuznad:Thiergarten-Argenthal. 1852., 262. 


Küftrin-Nendamm-Pyrig-Stettin. 1850., 354. 
Küftein-Neudamm:Sopldin:Pyrik. 1848., 231. 


— a. W. bis zur Kreisgrenze. 1852, 

Landsberg = Berlinhen = Bernftein - Stargard. 

. an 81. 

angenfalza = Tennftädt = Heiligenftabt = Gotha. 
184 9. 173. — 

Langerwehe⸗Schevenhütte- Hürtgen. 1850,, 
396, 

Lauban⸗Kohlfurth. 1848., 144. 


Lauenburg-Leba. 1852, 582. 
Lauenburg-Zewitz. 1852,, 582. 


ee a 1852., 704 
eobichüg » Deutfch : Neukirch - Kat tibor. 
rg > ch dh) = Katfcher =» Ratibor 


Leobfhüp-Rofel-Jägerndorf. 1853, 2, 
Lindern⸗Bracheln. 1853,, 5. 


— 





Anhang. 


Lindow⸗ Granfee zur Templiner Kreisgrenze 
186 2. 459. 
Loffeloſcheid⸗Cappel⸗Kirchberg. 1882 102, 
Loßlau⸗Rzuchow. 185 2. 460. 
LüdinghaufensKaftrop. 1850., 297, 
Lychen-⸗Boitzenburg. 1848., 44 
Markliffa-Nieder-tinda, 1852, 433, 
Mayen-MonrealsKaiferseih. 185 2., 447 
Mayen: Plardt:Andernah: Neuwied. 1852. 84. 
Meisdorf : Ballenftebt » Ermöleben » Haraderote. 





1849., 3771 
Mettnich⸗Tholey. 1851., 361 
Minden: Bremen. 1850., 349. 


MindenEoblenzer Staatsitrafe ſ. Dive. 
Montjoie-Höven-Schönefeiffen-Schleiden. 1852. 
24. 


Mora:Ziegenrüd. 1852., 457. * 
Mühlhauſen-Sondershauſen. 18347, 237 
Muͤhlheim-⸗Monzelfeld-Longeamp. 1852. 78. 
Münfter-Linden. 1850., 297. RK 
Nenrode : Scyharfened = Tuntfhendorf. 1852, 
534. ae 


Neufalz:Freyftadt. 1851, 22. ” : 

Neuftadt a. D.⸗Neu⸗ und Alt-Ruppir-Mulfow; 
Herzberg-Rüthnid.  1848,, 98, 

Neu: Tiehaus:Nansfeld. 1847., 275 

Neuvorpommern, Kommmmal-Chauffeen. 1851,, 
704. — 


Nikolai⸗Pleß-Goczallowitz 1347. LIZ 

Nieder-Alme⸗Büren⸗Steinhauſen-⸗Geſeke. 1852 
72 . 

Niedernetphen » Afholderbad) : Kronptinzen» Lidhe. 
1852., 286. 

Nierenhof-Hottingen. 1849,, 138 

Niesky-Meuſelwitz. 1851., 596. 

Nordhaufen:Madenrode:Mivei.  1847., 354 

Oels-Bernſtadt-Namslau-Coeſtadt⸗Creutzburg. 
1852., 687. 

Dhlan:Bergel-Ditag-Jeltfdy-Lasfowiß. 1851., 
16. - 


Olpe-Attendorner Provinzialſtraße bei Walben: 
burg. 1848., 133. 

Dpladen:Neufirhen-Bourfheid. 1848, 131 

Oppeln⸗Czarnowanz ⸗ Groß: Döbern:-Kupp + Karls: 


ruhe. 1852., 449. 
Dfchersleben-Scyöningen:Braunfhweig. 1850, 
37L 


Oudler⸗Reuland⸗Lichtenborn. 1852, 493. , 

Pencun:Storfow:Golbrigow. 1852., 537. 

Peterswaldau:Steinfungendorf. 1852, 285. 

Pinne-Neuftadt-Tirfchtiegel-Bräb. 1852., 535. 

Blefhen:Oftrowo. 1852. 700. 

Blathe: Greiffenberg- Treptow a. R.-Colberg. 
1847., 255. i 


Brenzlau-Boitenburg. 1850., 515. 


Ranis:Grölpa. 1852. 4L 

Ratibor⸗Katſcher. 1852, 686. 

Ratibor:Klingebeutel. 1847., 105. 

Ratingen-Wülfratf. 1851., 65. 

Natiher-Engelau. -1849., 252. 

Rawicz + Hennftadt » Winzig » Steinatt » Lüben. 
1852., 583. 

Rheinbach⸗Gelsdorf⸗ Hemmeſſen. 1853, 18. 

Rheinsberg: Wulfow. 1852, 459... - 


Anhang. . 


Rheins berg⸗ Lindow⸗Neuſtadt⸗ Ruppiner Straße. 

1849., 432. 
Roder-Marmagen:Urft-Dahlbenben. 1852., 25. 
Mofenberg = Wenpdrin + METER Sellowa. 

1852, 451. 
Auhr-Medebad. 1851,, 583, 

Auppiner Kreisgrenze |. Benp. 
Scheuren-Schaumlöffel. 1850. 353. 
Schleiden⸗Sieſtig⸗ Schmittheim. 1852., 453. 
Scyleufingen = Ratjcher = Wiedenbad) > Gigfeld, 

1849., 74. 

Sqhoͤnan⸗ Keifchdorf. 1852., 452. 
Schubin-Nakel. 18652. 703. 
Schwientochlowig-Antenienhütte. 1852., 537, 
Schwuſen⸗Schligtingehain bis. zur Blogan-Po- 

fener Chauffee. 1851., 706, 
Seitlerfchule-Lengerig-Osnabrüd. 1848., 134. 
Siegen Netphen + Beubingen = Saßmannshaufen. 

1852., 

Simmern > Sargenroth + Gemünden. 1852, 

‘389. 


Sömmerda:-Stotterheim.. 1848., 185. 

Soldin » Schönfließ » Königsberg i. N.⸗Schwedt. 
1848., 81. 

Epandau-Schönwalbe. 1851., 403. 

Spremberg: Musfau:Niesky: Görlig. 1851., 9. 

Stallupönen » Billupönen = Brebauer Sandberge. 
1852., 455. 

Stargard: -Dölip Bernftein. 1847., 324. » 

Steina : Sadıfa » Neuhoff = Klettenberg ⸗Holbach. 
1849., 294. 

Steele: Rellingshaufen-Keitwig. 1847., 403. 

Stettin: Grabow-Stolgenhagen-Pölig. 1852.. 
538. 


Stolz: Zepenow. 1851., 311. 
-Storfow:Tantow. 185 2, 538. 
Strehlen-Münfterberg: Batfchfau. 


1847., 374. 
Suhl-Ellingshaufen. 1852., 69. 
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Tannenberg: ⸗Weigelsdorf⸗ Habendorf. 1851., 

Teltow-Zehlendorf. 1852., 287. 

Tennſtädt-Langenſalza. 1849,, 336. 

Trarbadı s Jrmenady und Smeigftraße von bier 
nad) Enfird, 1852., 

Triebfees:- Richtenberg. Ar 688. 
Troisdorf = Sieglar Aheinhafen in Monborf. 
1852., 255. 

Wdermünde, Kreis. 1847., 240. 
Udra⸗Wahlhauſen⸗ Höhengandern. 1848., 144. 
Urft:Steinfeld-Siftig.. 1852.,256. - 
VBelbert-Heiligenhans=Hofermühle. 
Biegig-Schlufhew, 1852., 582. 


‚Biepig:Zepenow. 1852, 582. 


Maldenburg: Friedland. 1848, 199. ' 

Wallenthal⸗Call-Dahlbenden. i852. 256. 

Warendorf = Versmold - Borgolgaufen Melle. 
1852., 298. 

Baferburg bis zur Niederländijchen bb 
1852 

Weiffenfee-Sömmerba; 1852., 489. 

Mefel » Brünne: -Hecheltchen⸗ Rangjeld - Borken, 
1847., 243. 

Weyerdufch Flamershauſen⸗Horhauſen⸗ Heddes⸗ 
dorf. 1852., 71. 

Witt ſtock⸗ Wiedenhag en. 1848, 144. 

Wittſtock-Zerniiz 1851., 439. 

Morbis bis zur Berlin + Gaffeler Chauſſee. 
1851., 482. i 

Morbis- Geberede. 1849. 89. 

Zehdenik-⸗Templin. 1851., 4. 

— Niclasdorf⸗ Freiwaldau. 


Biche ale 1849., 239. 

Zörbig:Stumsborf. 184 9.,837. 

Zorndorf » Duartichen = Bärwalde « Königsberg. 
1848., 231. 


1850, 


Zehnte Abtheilung. 
Tarife für die einzelnen Wege, Brüden und Yähren. 


(Abkürzungen: Br. Brüdengeld; Gh. Chauſſeeg. 


Aldenhoven: Linnich (&h.). 1824., 177. 

ae Stettin (D. u. Br.). 1840,, 135. 

Alt:Liegegöride (W). 1826., 21. 

Blumberg (8). 1835., 217. 1 

Bonn ($.): 1835, 5., 6. 

Borken (Pfl.) 1839., 74. 

Borfow, Warthe ($.). 1824., 157. 

Bünde (Pfl.). 1838,, 492. 

Gamminer Fahrdbamm (B. u. Br.). 1825,, ‚234. 

Goblenz, Rhein (Br.). 1824, 137. 1839;, 
337. 1843., 176. 

Eöln, — (Br. u. $.).. 1839. 337. 
1843., 176. 

Demmin, 1830,, 141. 

Dirſchau, Weichſel. (Br. u.%). 1841, 45. 

Dorlar, Lahn (Br). 1850, 1. 


z0. Damng;; 8. Fahrg.; Pfl. Prlafterg.; 


W. Wegeg.). 


Düffeldorf, a. (Br. u. F). 1839, 347. 
1843, 

Gidendorf en. 1835., 16. 1839., 87. 

Franffurt a. d. O. (Br.u.D.), 1826., 15. 

Fürftenwalde (D.). 1835., 209. 

Guhrau gs u. Br.). 1838, 238. ° 

er 216. 


——— (8). 1836,, 232. 


Be: —* a (38 184 
Klautziſchken, Jura (Br. 
an Oder (Br). 1835, as, 1846, 422. 
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Kurzebrack, ng eg gr 3). 1806/9. m... (PR). 


Gef.:S. 572. Mylius 83 
bo, do, (3.) 1819., 248. 
do. do. (F.) 1835., 219. 
Lauterbach (Br.). 1835., 295. 
Lauterburg (Br). 1838., 445. 
Leeken, pw (5). 1836., 230. 
Lenzen (Br). 1833., 77. 
Lieberofe (Pfl.). 1826,, 74. 
Kouifenhain, Warthe ($). 1823., 162. 
Lübowfhe Mühle (Br.). 1831, 65. 
Lünen (W.). 1825., 19. 
Nettinen, Bregel (F.). 1837. 17. 
Neu⸗-Hardenberg (W.). 1835.,13, 1839., 87. 
Neuwied (Pfl.). 1837., 149. 
do. Rhein (F.). 1845., 594. 
Nieder⸗Schüttlau (Br). 1837., 29. 
Ohlau, Over (Br.). 1835., 209. 
Dppeln, Oder (W. u. Br), 1838, 421. 
1841., 23. 
Palhenbrüd (Br.). 1836., 166, 
Bolenzig (F.). 1824., 10, 
Pinnow, Peene (#.). 1821, 109. 
Prerow, Darf (F.). 1824, 242. 
Duappendorf (W. u. Br.) 1835,, 
1839., 87. j 
Reatiſchken, Gilge (#.).1822., 167. 1824., 62. 


15. 


Anhang. - 


Geeg.⸗Beg. Minden), ‚1824, 


* und deſſen Nebenflüfle Gy. 1835.,5 
1836,, 232. 

Rheinprovinz (#.). 1847., 77. 

Nügen, Bartſchbrücken (Br.). 1832, 41. 

Ruhrort (Br). 1826., 22. 

Schwedt, Oder (Br.). 1840,, 371. © 

Seehaufen (Altın.) (D. u. Br.). 1836,, 310. 

Stirwith, Stirwirh (F.). 1823, 163. 

Spremberg (Pf. u. Br.). 1840, 260, 

Starolenfa, Warte (F.). 1823. 162. 

Stettin, Altdamm (D. u. Br). 1840., 135. 

Szieß, Ruf: (Amathe) Strom (F.) 1824, 61. 

Udermünde (Pfl.). 1836., 227. 

Die, Warthe (F.). 1835, 210. 

Diotho (Pl). 1826., 14. 

Weſel, LippesBrüde am Flahm (Br.) 1843, 


102. 
Weſel, —— (Br. u. F.) 1839., 337. 


1843 
Meftphalen (F.). 1847., 77. 
Wiedenbrüd (Pfl.). 1825, 17. 
Wittenberg, Elbe (Br.). 1824, 161: 
Wollin (D. u. Br.) 1840, 232. 


Bun: Landgraben⸗ Brüde (Br.). 1824, 


Elfte Abtheilung. 
Ranalz, — Bollwerks⸗, Pfahl-, Ufer- und Niederlagegelder 
— und Zoll. 


Bielawer Schleuſe. 1822, 212. 

Breslau, Oderſchl. 1844. 57. 

Brieg, Oderſchl. 1844., 57. 

Bromberger Stadt- u. Ranal: Schl. 
212. 1841., 26. 1842., 210. 

Gleve, Spoy * Ranal. 
578. » 

Eofel, Oderſchl. 1844, 57. 

Erftsanal. 1836, 305. 

BRAUN: Kanalg. 1847., 357. 1852, 


—— Schleuſe. 
Groß⸗Bubainen, Pregel⸗ Echi. 


1822., 212. 
1839., 233. 


1822, 


1847, 357. 1852, 
Plauener Kanal. 1824., 220. 


Loig, (Boll:Pfahlg.) 1835., 37. 
Neufalı, Oder⸗Uferg. 1837., 22. 


bo., Niederl. 1837., 23 
Neuftabt:Eberswalde, (Bollw.). 1835., 98 
Ohlau, Oderfhl, 1844., 57. 


Rhein, Kanalgefälle des alten Rheins. 1843, 
3. 1847., 357. 1852, 578. 
Saale, (Schl.). 1827. 9. 1846, 521. 
. Kanal zu Eleve 1847., 357. 1852, 
578. 


Jarmen, (Bollw.) 1835., 97. 1842, 248. | Wedermünde, Bollw., Hafens u. Winterlageg. 


Keefen, Kanalg. 1847, 357. 1852., 578. 


Wollin, Bollw. u. Pfahlg. 1847., 


1851, 
Unfteut (SäL.). 1827., 9. 1846, 521. 


404. 


Zwölfte Abtheilung. 


Schifffahrts- Abgaben. 


Klobnig » Kanal. 1820, 29, 1836,, .165. 
1840,, 130 
Goblenz. 1852., 682, 


Crievenburg. 1838, 4, 
Danzig. 1838, 517. 1851. 12. 


Deime. 1828., Al. 1844., 400 
Dorſten. 1851., 709. 
Düſſeldorf, Reg. ‚Be. 1838., 4, 
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Eibe Wafierhrafe bis zum Ober, 18285107. Moſel 1836., 325. 1842,18. 


1830. Neufahrwafler. 1838., 117. 1851, 12, 
Elbe. löse. "325. Der, Wafferfiraße bis zur Elbe. - 1828,, 107. 
Eibing. 1838, 517. 1848, 74. 1844.| 1830, 117. 

59. 1845., 1. 1850, 75. Pillau. '1838., 117. 1847., ı1l., 202. 


Feiedrichsgraben , großer und feiner. 1828.,| 1849., 9. j 
41. 1844., 409. Pommern, Provinz. 1840., 323. 1844, 
Fufternberg. 1838., 4. 185 1, 709. 50 


Greifswald, Tiefe. 1824., 15. Potsdam, Neg.:Bez., kl. Waflerftraßen. 1830, 
Haltern, 1849., 407. 1851., 709, 117, 
Hamm. 1849., 407; Rhein. 1836., 325: 1842, 18. 1843, 
Königsberg i. Pr. 1838, 517., 1844.,59.| 324. 1951., 520. 1852., 289. 

1845, 1. 1850, 75. Rufe-Schiffaht. 1839., 45. 1848, 345. 
eippe-Sciffaht 1823, 113., 115. 1838, 852., 86 

1848., 269. 1849., 407. 1851, 44 i848. 247. 1849. 91. 1852., 

709. 1852, 773. 42. 
Lünen. 1849, 407. Stralfund, Tief. 1824, 15. 
Memel. 1844., 120. 1849,, 92. 4 Beier. 1836,., 
Minden, Weferhafen. 185%, 425. 4 Welgeft, Lirfg. ' 1824., 15. 





Dreizehnte Abtheilung. 
-Gefege, betreffend Aktien-Geſellſchaften. 


a. Berficherungsd: Gejellichaften gegen Feners: und Waflersgefahr. 


Berlin Land: u. Waſſer⸗Transport⸗G. 1845, Stettin, Preuß. National:®. ©. 1845,, 789, 
52,572. , 
Bee Marei.e, 1846. Dai Stettiner See-Mf.-®. 1825., 41. 1826, 
Dogbebunger ED. 1848., 216. 1844, 109. 1832. 6. 1848. 314. | 
215. 1848. 122. 1850. Stettiner-Steom:®. G. 1845., 424. 1852., 
Sqhieſiſche $. v. 1848., 169. es. 753.| 547. | 


b. Berg: und Hüttenbans Gefellfchaften. 


Belgifch : Rheinifhe ©. de Kohlenbergwerf an | Mansfeldifche Kupferfchiefer bauende G. 185 2., 
ber Ruhr. 1852, 


Bonn, Metallurgifche u "1849, 381. Dberhaufen, Bergbau⸗G. Concordia. 1850., 
Eöln, Bergwerks⸗⸗V. 1849,, 404. 

Dillinger Hüttenwerfs:®, 1851., 442. — Bergwerfs:B. 1844., 704. 
Eintradt, Hüttenwerf. 1851., 710. Rheiniſch⸗Weſtphäliſcher Bergbau⸗V. 185 2.,47. 


— — der Rhein Bergw. 1848., | Siegener Berggericht. 1837., 134. 
Stollberg, u für Berg: und Huttenbau. 
—*** G. für Berg- und Hüttenbau. 1651., 
1848. 256. 1850., 163. do., — G. 1849., 381. 
Gihweiler Au, Bhönir-®. für Berg: u. Hüts —* * Bergbau und "Zintjabrifation. 
tenbau, 1862., 728. I8as, > 
Hörder Berg: und Hüttenbaut. 1852., 48. | Wurm: — Steinkohlen⸗G. 1862, 40. 


E. Verſchiedene andere Aktien ⸗Geſellſchaften. 


Aachener Draht⸗Fabrik⸗Kompagnie. 1852., 68. MBreslauer »Müben; — Fabrik zu Groß⸗Moch⸗ 

Barmen, un eu 1846., 20.| bern. 1851,, 1 r * 
1848,, Gate Dampffälffahrte,®. 1850., 355. 

Berliner — Sarten⸗Geſ. 1845., 244. Golberger Bade⸗Verein. 1846. 394. 

j — gt. Baugefellihaft. 1848, | Grefeder » Seibens Srodtnunge Aufl 1844,, 


Berliner Kaffenverein. 1850., 301. Däfelborfer ze. Zrevfdimahets⸗ ®. 
Berliner Koloniſatlons⸗G. für Gentral:Amerifa. 1846,, 250, 18 

1852., 45. Glderfelder —— Ei 1844, 
Bonntr Theater ®. 1847. 675. . 


‚, 202. 
Breslauer Basheleuhtungs-®. 1862, 729. Elberfelder Thenter-Berein. 1846., 463. 
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Eulau, Wilhelmshgütte u. Papierfabrif, 1851., | Mühlheim a. d. Ruhe, Matihias Sinnes’fhe 
720. ' Handlungs: Aftien:&. 1849,, 405. 


Groß⸗Mochbern f. Breslau, Mheiniſch-⸗Weſtphäͤliſche V. ©. für Rindvich u. 
Halle, A. V. zur Erbauung von Familien- Pferde. 1848, 

Wohnungen. 1851., 14. re Dampffcifffahrte: G. 1845., 507. 
ir Zuderfiederei - Kompagnie.e 1848.,| 1851., 597. 


Schaafenhaufenſchet Banfverein. 1848., 233. 
— Magdeburger Dampfſchifffahrto— Kom⸗ Stettiner Preuß. Süpfeefifherei-©. für den 


vagnie. 1850., 328. Wallfiichfang. 1846., 430. 
Herforder V. f. Leinen x. 1852. 581. Stettiner Zuckerſiederei/ OG. 1846., 76. 
Koloniſations⸗G. für Gentral-Amerifa. 1852, — — Dampffchiff⸗6 1844, 
45. . 03. 
Lenner,Basbeleuhtungs:G, 1846., 151. — Kredit-V. für Handwerker. 1849., 


Marriner Güter-⸗Ankauf-G. 1846., 211. 


Vierzehnte Abtheilung. 
Statuten und Geſetze, betreffend 
J. Kaufmännifche und gewerbliche Korporationen, Börfen: und Meß—⸗ 


Angelegenheiten. 
Berlin, —— — 1820. 46. — BörſenO. 1825., 137, 
Danzig 1822., 130, — s 1830, 10. 
Eilbing,-, ⸗ ⸗ 1824. Bi. — > 1830. : 73. 


Erfurt, _ Handelsfammer: > 1844, 663. 

Franffurt a. O. Meß-⸗O. 1809. 1013. 1832., 149. 1834., 7. 
Grünberger Tuchmaser- Rorporations-Statut. 1824., 17. 

Hagen, Kreis, Handelsfammer-Statut. 1844., 667. 


Halle u. Saalörter, ⸗ ⸗ 1844., 671. \ 
Königsberg i.Pr., SRH ⸗ 182 3., 92. — Börfen-D. 1827, 128, 
Magdeburg, s 1825. 25. 3 
Memel, s s 1822., 153. 
Stettin, s ⸗ 1820., 19. — ⸗— 1832.,121. 1851., 705. 
zilftt, ⸗ ⸗ 1823. 77. 

I. Melioratious: und Deichverbände. 
Alenfteiner M. 1843., 273. Koppen-Schönauer D. 186%, 751. 
Boder-Heide:M; 1850, 269., 373. Mühlbergr D. 1852 


Brandſchuͤtz⸗ Gloſchkauer v. ‘1852, 344, Neiffe- und —— oberhalb Fürſten⸗ 
Breſſers Anwachs auf dem Reefer Eylande. berg. 1850, 517. 
1852. 81. Nieder: Overbruch⸗ 1849., 408. 
Brotteniß + Teiehemiper ©. 1850, 441. —— unterhalb Fürſtenberg. 1830 
41. 


Brug fcher Bruch-M. 1852., 517. Plotha-Ammelgoßwiger D. 1851. 313. 
Crannichau⸗ Molbitzer D. 1 851. 289. Reipzig⸗Schwetiger D. 1852. 494. 
Culmer Amteniederung. 1851., 63. Riehl⸗Worringer D. 1852, 731. 
Döbelliger D. 1851., 337, Schlüflelburger D. 1852, 361. 
Gloſchkau⸗Maltſcher D. 1850., 465. Warthebrud:Dd. 1852, 516. 
Gradiger D. 1851., 415. Wittenberger D. 1850,, 420. 1852, 557.685. 


Serenproifiß-Branbfehüger D. 1849., 383. T StottausThal-M, 1852, 391. 


HIN. Leib: AUnftalten, wohlthätige Stiftungen ıc. 


Berliner —* Leihamt. 1834., 23. Marienwerder, O. 2. ©. Bepaitsaäuls-Gierse 
Berliner ry — und Schuliehrer ⸗Witiwen⸗ kaſſen⸗V. für 3 1846,, 516 
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Breslauer —8 vank. 1848, Maifen-Verforgungs-Anflalt. 1848,, 93, 
.e An Leihanſtalt. 1848, 17. | Stettiner Rabtfhe Leihanſtalt. 1848. 17. 
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‚Anhang. 


Neberfiht 


der in den Anhang aufgenommenen Geſetze ꝛc. 


abth. 


I. Den Deutſchen Bund betreffend. . . Erz 
I. Den Zoll: und Handelsverein betreffend. ; 
Il, Anderweitige Staatsverträge Preußens mit anderen Staaten. 


l, Staatsverträge mit anderen Deutfhen Staaten, 
Anhalt-Bernburg — Anhalt:Cöthen — ——— — Bo. . 
Bayern — Braunſchweig — 
Bremen — Frankfurt — ‚Hamburg — — Hannover 
Kurfürftenth. Heflen — Großherzogth. Helen . - 

Heflen:Homburg — Hohenzollern — Lippe — Lippe: Schaumburg. — euũbec 
Luxemburg — — — — ———— — — — 
Oeſterreich . 
Oldenburg — Reuß — Königreich Sadıfen . ; 
Sachſen⸗Altenburg — Sadjen: Goburg-Gotha — SadfenReiningen 
Großherzogth. Sachſen — Schwarzburg: —— ar 
Schwarzburg = Sondershatfen — Walved . . —— 
MWürtemderg . j 
II. Staatsverträge mit nit Deutfhen "Staaten. 
Belgien — Brafilien — Dänemarf . 
Frankreich — Griehenland — Großbritannien — Merito — Niederlande 


- Nordamerifanifhe Freiftaaten — Portugal — Rom — Rußland . : 


Sardinien — — und ———— — BON — — 
Türkei. - . — 


IV. Beſitznahme⸗ Patente. Ve a es 
V. Bublicationds Patente. . . 2 2 I ne a nn. 
MM. Die ftändifche Gefeggebung. 


I. Lands, Provinzial: . BEIRERBEINe — — 
a) Allgemeine Verordnungen 
b) een — 
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. Brandenburg 

- Pommern . .. 
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II. Sandfhafte- Angelegenheiten, fand= und ‚sitterfäafttige 


Kredit-Syſteme und Pfandbriefe . ı. . 3* 


abth. | 
VII. Die die einzelnen Lanbestheile —— — 


1. Provinz Preußen ; 

2. a) NAlts, Bor: und Hinterpommern . 

b) Neuvorpommern und Rügen . » 

, Nlt:, Kur: und Neumarf und Nieber: auf 
Schleſien, — — —— u 
. Sadfn . . 

. Bolen =. . . 

. Weftphalen . . 


esanmg — 


vn. Gifenbahn- efepgebung. ie ern 


IX. Gefeßgebung über Ehauffeen. 
a) Statuten deu Chauffeebän Aktien Vereine 


b) Bewilligung fisfalifher Vorrehte und Tarife für die von Aftien-Ber: _ 
einen, ftändifchen Gorporationen oder Gemeinden erbauten Kunſtſtraßen 


X. ‚Tarife für die einzelnen Wege, Brüden u, Fähren, 


XE Kanal, Schleufens, Bollwerfss, Baht, üfe und Rieberlager 


gelber und Zoll, . 
XII. Schifffahrts-Abgaben. . . 2 2 2 2 0. 
XIII. Aktien: Gefellfchaften. 


a) Berfiherungs:Gefellfhaften A und — ur 


2 Berg: und Hüttenbaus:Gefellihaften . 
) Berfchiedene andere Aktien : Gefellfchaften 


XIV. Statuten und Geſetze, betreffend 


Kaufmännifche und gewerbliche RUN und m 


Angelegenheiten . . ; 
II. Meliorations und Deichoerbände re 
III: 2eihs Anftalten, wohlthätige Stiftungen x. . . 
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Gefetz- Sammlung 


für die Ä j 


Pteußiſchen Verwaltungs-Beamten. 


Eine chronologiſche Bufommenftellung 
der in ber 


| Gefet-Sammlung für die Königl, Preußiſchen Staaten für die 
Jahre 1806 bis 1854 incl, 


enthaltenen, 


die Verfoffung und Verwaltung des Dreufifchen Staats 


betreffenden, noch geltenden 


Geſetze, Berprönungen, Kabinets:Drdres, Crlaffe 
und Publikanda. 


Supplement, 
enthaltend: 


4) Die Legidlatur der Jahre 1853 und 1854. 


2) Anhang, enthaltend die Zufammenitellung der wichtigeren, in dem Werke nicht abgebrudten oder alles 
girten, bie Verwaltung betreffenden, in bie Beleg» Summlung aufgenommenen Gefege, Verordnungen, 
Grlafle 10 der Jahre 1853 und 1854. 


3) Ulphabetifches Sachregifter zum Supplement fiehe Band l. pag. XXXI, 
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Supplement, 


enthaltend 


die Zefege aus den Jahren 1853 und 1854. 


1853. 


&,, betr, die Einführung der Klaffenftener in Stelle der Mahl: und Schlacht: 
ftener in den Städten Alt: Damm und Greifswald. V. 5, Febr. 1853,*) 


[®. ©. 1853. ©. 43. No. 3692.] 


en Friedrich Wilhelm, ıc. sc. verorbnen, unter Zuftimmung der Kammern, was folgt: 
‚1. In den Städten Alt: Damm und Greifswald wird mit dem 1. April 1853. bie 
— in Stelle der Mahl: und Schlachtſteuer eingeführt. 
. 2. Der Finanzminiſter Hat die zur Ausführung dieſes Gef. erforderlichen Anordnungen 
zu ern 
Urkundlich unter Unferer —— Unterſchrift und beigedrucktem Königl. Inflegel. 


Gegeben Berlin, den 5. Febr. 1 
L. S. Friedrich Wilhelm. 


) 
v, Manteuffel, v. d. Heybt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 
v. Bodelſchwingh. v. Bonin. 


betr. die fhriften ab der für den Verfehr anf den Kunftftraßen ber 
flehenden en ü je: die Breite der Madfelgen auf andere Straßen 
Wege. V. 1%. März 1853, 


Ts S. 1853. ©. 87. No. 3709.] 


Mir geichri Wilhelm sc. sc. verorbnen, unter Zuflimmung ber Kammern, was folgt: 
Ginziger Paragraph. 

Der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten ift ermächtigt, die in ben 
SS. 1—8., 88. 14., 15., 16., 18. und 19. ber B. v. 17. März 1839. (G. ©. 1839. ©. 80.) 
und in ber Order v. 12. April 1840. (G. S. 1840. S. 108.) enthaltenen Borfchriften über 
die Breite der Mabfelgen bei dem Berfehr auf ben Kunftftraßen, fowie tie darauf bezüglichen 
Beftinmungen des Regulativs, das Verfahren bei Chauffeegeld- und ChauffeepolizeisKontraven- 
tionen betr., v. 7. Juni 1844. (©. ©. 1844. ©. 167.), nebft den fpäteren abändernden ge: 
feglihen Vorſchriften, auf den Antrag einer Provinziale oder einer Kreisvertretung auch auf 
andere Straßen und Wege als die im $. 1. der gedachten V. v. 17. März 1839. erwähnten 
zufammenhängenden Kunfifivaßen für anwendbar zu erflären. 

Die demgemäß erlaffenen befonderen Bekanntmachungen find durch bie Amtshlätter derjenigen 
Regierungen zu veröffentlichen, in beren Bezirken die bezüglihen Straßen und Wege belegen find. 

Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterfchrift und beigedrucktem Königl. Inftegel. 

Gegeben Charlottenburg, den 12. März 1853. 

L. S.) Friedrich Wilhelm. 


( 
v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 
v. Bodelſchwingh. v. Bonin. 





Vergl. ©. v. 1. Mat 1851., betr. die Einführung einer Klaſſen⸗ und klaſſificitten Einkommenſteuer, 
Bf. S. f. Berw. B., Supplement, 1 


2 1853. (2. 14. — 20. Mir) 


Allerh. Erl. v. 14. März 1958., betr. die in Gemäßheit des Ser. ©. 
7. Dec. 1849, aufzunchmende Stantsanleihe von fünf ilionen Thalern, 


[G. ©. 1853. ©. 88. No. 3710.) 


Dem Antrage in Ihrem Berichte v. 11. d. Mts. entſprechend, befimme Ich hiermit , daß 
die in Gemäßheit des Gef. v. 7. Dez. 1849., betr. den Bau der Oſtbahn, ber Weſtphäliſchen 
und der Saarbrücker Ciſenbahn, ſowie die Beſchaffung der dazu erforderlichen Geldmittel (G. ©. 
©. 437.), nady Maafgabe des gegenwärtig eingetretenen Bedarfs jegt aufzunehmende Staats; 
anfeihe über ven Meftbetrag von fünf Millionen Thalern zum Sinsfuße von vier Prozent jährs 
lich, in Schuldverfhreibungen fiber Binhundert, zweihundert, fünfhundert und taufend Thaler 
ausgegeben, am 1. April und 1. Oft. jeden Jahres verzinjet und nad) Maaßgabe des Geſ. v. 
23. Mär; 1852. (©. ©. ©. 75.) vom 1. Jan. 1854. ab jährlid) mit einem Prozent bes 
Schulvfapitals, fowie mit dem Betrage der durch die allmälige Amortifation deſſelben er ſparten 
ZBinſen getilgt werde. Die Berflärfung des hiernach zu berechnenden Tilgungsfonds bleibt vor: 
behalten, bagegen barf berfelbe niemals verringert werben. Ich ermächtige Sie, hiernach bie 
weiteren Anordnungen zu treffen. 

Diefer Mein Erlaß ift durd die G, ©. zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 

Charlottenburg, den 14. März 1853. 

Friedrich Wilhelm 


| v. Bodelſchwingh. 
An den Finanzminifter, 


Allerh. Erl. v. 14. März 1853,, betr. vie Bedingungen für die Aus⸗ 
übang der Wheinfchiffahrt. *) 


[G. S. 1853. S. 156, Ro. 3721.] 


©, Erleichterungen des Verkehrs zwifchen den Staaten des Zollvereind 
und den Staaten des Stenervereind betr. U, 2B. März 18583."") 


[®. ©. 1853. ©. 89. No. 3711] 


Mir Friedrich Wilhelm se. sc. thun fund und fügen hiermit zu willen: , 

Nachdem die zum Zollverein gehörenden Regierungen einerfeits und bie zum Gteuerverein 
gehörenden Regierungen andererfeits übereingefommen find, den unmittelbaren Verkehr zwiſchen 
beiden Bereinsgebieten fhon jegt durch umfaſſende Zollbefreiungen und Zollermäßigungen zu 
begünftigen, fo verordnen Wir, unter Vorbehalt der Zuftimmung dev Kammern, auf den Antrag 
Unferes Staatsminifteriums, was folgt: 

Art. 1. Dom 5. Aprild. 3. an bis zum Schluffe d. 3. werben von ben in der Anlage II. 
bezeichneten Erzeugniffen der Steuervereind » Staaten bei deren unmittelbaren Ginführung aus 
bem Gebiete des Steuervereins ‚in das Gebiet bes Zollvereins feine, beziehungsweije feine höheren, 
als bie in diefer Anlage beſtimmten Gingangs:Abgaben erhoben. 

Die den Erzeugniffen des Zollvereins bei deren unmittelbarer Ginführung aus dem Ge—⸗ 
biete desg Zollvereins in das Gebiet des Steuervereins von Seiten ber Steuervereind + Staaten 
zugeftandenen Zoflbefreiungen und Grmäßigungen find in ber Anlage I. enthalten. 

Die in den Anlagen zum Art. 2. der Webereinfunft VI. v. 16. Oft. 1845. gegenfeitig zus 
geflandenen Zollbefreiungen und Zollermäßigungen find, fomweit fie fortan noch Geltung haben, 
in die Anlagen Tl. und I. mit aufgenommen ;. im Uebrigen bleiben die in der gedachten Leben 
einfunft verabredeten Verfehrs:Erleichterumgen beiteben. 

Art. 2. Unfer Finanzminifter wird mit der Ausführung biefer V. beauftragt, 

Urkundlic Haben Wir gegenwärtige V. vollzogen und mit Unferem Königl. Inſiegel ver 
fehen laſſen. 

Gegeben Berlin, den 29. Mär; 1853. 

L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. Manteuffel, v. d. Heydt. Simons, v. Raumer. v. Weſtphalen 
v. Bodelſchwingh. v. Bonin. 


= —— Regul, wegen Autübung ber Rheinſchlffahrt v. 5 Auguft 1834. 
ee 
a} « ©. 167. No. .). Der rud ber umfangreiben Anlagen biefer DB, ift ent en, 
da ſolche ſich ohnedieß in ben Händen ber betreffenden Benmien befinden. a an 


1853. (8. 4. April — 7. Mai.) 3 


©. über Ne Ein — einer gleichen er rer ist denjenigen Streifen 
der un Schlefien, welche nach der DB, v. 2. April 1838, von derfelben 
ausgefchlofien find. V. 4. April 1853, 


[®. ©. 1853. ©, 157. Ro. 3722.] 


Allerh. Erl, v. 12. April 1853,, betr. die Aufhebung der Beftimmangen 
über das engfte Maaß der Nuffifchen Nauchröhren.) 
x [®. ©. 1853. ©. 753. No. 3840.) 


Auf Ihren Bericht v. 3. April d. 3, will Ich die in ber Order v. 4. Dft. 1821. (©. ©. 
1822. ©. 42.) enthaltene Beftimmung, woburd die engeren Nauchröhren nad Ruſſiſcher 
Art auf ein Maaß bis zu 6 Zoll im Durchmeſſer befchränft find, aufheben und Ihnen, über: 
lafien, unter Aufhebung der anf Grund jener Beftimmung ergangenen Inftruftionen, die Ne: 
gierungen wegen ber in Bezug auf bergleihen Röhren zu erlafjenden Anordnungen mit‘ An: 
—— zu verſehen. 

Dieſer Erlaß iſt durch die G. S. zur öffentlichen Kenniniß zu bringen. 

Charlottenburg, ben 12. are 1853. Friedrich Wilhelm. 

d. Heydt. v, Weſtphalen. 
An ben Minifter für Handel, Grwrhe und öffentlide Arbeiten und ben Minifter des Innern. 


Bekanntmachung, betr... die, von „den? Kammern, ertheilte Zuſtimmung zu 
der V. v. 4, Aug. 1852. über die Bildung der Erften Kanınter, 
DB, 14, April 1858. 


(8.61.1853. &; 1600 Mo— 3725.) 


6. wegen Abänderung des Vereins-Zolltarifs. VB. æ. Mai 1838, 
[®. ©. 1853. ©. 166. No. 3728.] 


Mir Friedrich Wilhelm sc. sc. Nachdem bie NMegierungen der zum Zollverein ‚gehörenden 
Staaten übereingefommen find, den für die Jahre I846., 1847. und 1848, erlaſſenen Soll: 
tarif und bie benfelben ergänzenden Grlaffe, welche in Gemäßpeit Unferes Erl. v. 8. Nov: 1848. 
bis auf Weiteres in Kraft find, in einzelnen Beſtimmungen abzuändere, fo verordnen Wir, 
unter Zuftimmung ber Kammern, was folgt: 

Art. 1. Bom 1, Juli 1853, an, — folgende Abaͤnderungen des Zolltarifs für die 
Jahr⸗ 1846., 1847. und 1848. und ber denſelben ergänzenden Erlaſſe bis auf Weiteres in 
Wirkſamkeit. 

J. Bon nachfolgenden Artikeln find, anftalt ber bisherigen Gingangszollfäge, bie beige- 
fügten Süße zu erheben, und zwar von: 

1) Wein und Moſt, auch Eider, in Fäffern eingehend, 6 Ahle. oder 10 Fl. 30 Kr. vom 

Zentner (Pof. 25. Material: 10. Waaren); 
2) Kaffee, roher, und Kaffee-Surrogate, v Mible. oder 8 Fl, 45 Kr. vom geniner (Bof. 
25. Material: x. Waaren); 
'38) Tabadeblätter, unbearbeitete und Stengel, 4 Rthle. oder 7 FI. vom Bentner (Poſ. 25. 
Material: ıc. Waaren); 

4) There, 8 Rthlr. oder 14 Fl. von Zentner (Pof. 25. Material: sc. Waaten). 

II. Die Beftimmungen unter No. 3. Unferes Erl. v. 10. Oft. 1845., die erhöhten Zoll: 
fäge für einige Maaren-Artifel betr, durch welche der Eingangszollſatz für Franzbranntwein 
einfiweilen auf 16 Rihlr. oder 28 gt. vom Zentner feſtgeſetzt wurde, tritt außer Kraft und es 
tritt an befien Stelle der in bem Zolltarife für die Jahre 1846., 1847. und 1848. vorge- 
ſchriebene Gingangszollfag von 8 Rthlr. oder 14 FI. vom Zentner in Wirkſamkeit. 

Art, 2. Unfer Finanzminifter wird mit ber Ausführung diefes Gef, beauftragt. 

Urkundlich unter Unferer Höcfteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem Rönial, Inſiegel. 

Gegeben Potsdam, den 2. Mai 1853. 

L. Friedrid Wilhelm. 


(L. 8.) | 
v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons v. Raumer v. Weitphalen. 
v. Bobelfhwingh. v. Bonin. 


®., betr. die Einführung des rer v.28, Mai 41810, der K.D. 
v..20, Mär 18°7 und der V. v. 5. Juli 1847 in den Hohenzollernfchen 
Landen. V. 7. Mai 1853, 


[®. S. 1853. ©. 180, No. 3735.] 


*) Bergl. bie Bekanntmachung v. 10. Sept, 1853. (f. unten), 
1* 


4 - 1853. (8.7. Mai.) 


G., betr. die Bildung der Erften Kammer. 8. 7, Mai 1953.) 
[G. ©. 1853. &. 181. No. 3726.) 


Mir Friedrich Milhelm ıc. sc. verorbnen, mit Zuftimmung der Kammern, was folgt: 

Art. 1. Die Erfte Kammer wird durd Königliche Anordnung gebildet, welde nur durch 
ein mit Zuftimmung ber Kammern zu erlafiendes Gefeg abgeändert werden fann. 

Die Erſte Kammer wird zufammengefegt aus Mitgliedern, welche der König mit erblicyer 
Berechtigung oder auf Lebenszeit beruft. 

Art. 2. Mit der Publikation diefer Königl. Anorbnung treten die Art. 65., 66., 67. 
und 68. der Verfaſſungs-Urkunde v. 31. Jan. 1850., und das interimiftifche Wahl efeß für 
bie Wahlen zur Erſten Kammer in ben Fürftenthümern Hohenzollern v. 30. April 1851, 
außer Wirkfamfeit und ber vorftehende Art. 1. diefes Gef. an beren Stelle. 

Art. 3. Bis zu der Publifation der Art. 1. genannten Königl. Anordnung bleibt bie 
V. v. 4. Aug v. I. in Wirkſamkeit für die Wahlen zur Erften Kammer. 

Urfundlih unter Unferer Höchfleigenhäntigen Unterfchrift und beigedrucktem Königl. Infiegel. 

Gegeben Potsdam, den. 7. Mai 1853, 

L. S. Friedrich Wilhelm. 


( ) 
v. Manteuffel, v. d. Heydt. Simone v Raumer v. Weftphalen. 
v. Bodelfhwingh. v. Bonin. 


©., betr. die Beförderung von Auswanderern. V. 7, Mai 1853, 
[G. ©. 1853. ©. 729. No. 3835.] 


Mir Friedrich Wilhelm sc. ꝛc. verorbnen, unter Zufimmung der Kammern, was folgt: 
$. 1. Berträge mit Auswanderern, melde deren Beförderung nad) außerbeutfchen Ländern 
zum Bwede haben, dürfen nur von ſolchen Perfonen abgeſchloſſen oder vermittelt werden, 
welche hierzu von der Bezirksregierung ihres Wohnortes eine Konzeſſion erhalten haben. 
Es macht hierbei feinen Unterſchied, ob die Verträge in eigenem Namen oder im Namen 
und Auftrage dritter Berfonen abgeichlofien ober vermittelt werben. 
$. 2. Die Regierung darf die Kongeffion ($. 1.) nur an Inländer, und erſt dann eriheis 
fen, wenn fie fib von beren Unbeſcholtenheit und Zuverläffigfeit überzeugt hat; fie fann die 
felbe jedoch nad ihrem Ermeſſen aud dann verfagen, wenn ber Bewerber biefer Bebingung 
entfpricht. 
Agenten ober Unteragenten müſſen vor Grtheilung der Konzeffion nachweiſen, daß ihre 
Bollmactsgeber Fonzeffionirt find. 
$. 3. Die ertheilte Konzeffion hat nur für das laufende Kalenderjahr Gültigkeit. Die 
Berlängerung derjelben muß von Jahr zu Jahr nachgeſucht werden. 
$. 4. Ueber die Gründe zur Berfagung der Konzeffion oder der Verlängerung berfelben 
iſt die Regierung nur den vorgefegten Behörden Auskunft au geben ſchuldig. 
$. 5. Die Grtheilung oder Verlängerung der Konzeffion fann von ber vorgängigen Des 
ftellung einer Kaution abhängig gemacht werben. 
Die näheren Belimmungen darüber, namentlid: 
in welden Fällen und bis zu welder Höhe diefe Kaution zu leiften und wieber zu 
ergänzen ift, 
und 
— Bedingungen über deren Haftbarkeit in das Kautions-Inſtrument aufjunehs 
men ſind, 
werden durch ein von dem Miniſter für bandel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten zu erlaſſen⸗ 
des Reglement getroffen. 
F. 6. Das zu erlaſſende Reglement ($. 5.) wird diejenigen Kentrolen vorſchreiben, denen 
bie fonzeffionirten Perfonen ($. 1.) rückſichtlich ihrer Gefdhäftsführung unterworfen find. 
$. 7. Die Grtheilung der Konzeffion an Agenten auswärtiger Auswanderungss Unter: 
nehmer ift nur zuläffig, wenn die Unternehmer bie Erlaubniß des Miniſters für Handel, Ge— 
werbe und öffentliche Arbeiten zur Beſtellung von — in Unſeren Staaten erhalten haben 
(Allgemeine Gewerbeordnung vom 17. Januar 1845. $. 1 
Der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche — kann die Ertheilung dieſer Er⸗ 
laubniß von der vorgängigen Beſtellung einer Kaution abhängig machen, auch kann die Er⸗ 
laubniß von ihm jederzeit widerrufen werben. 

Die allgemeinen gefeglihen Beftimmungen über bie Zurücdnahme ber gewerblichen 
Konzeffionen und das dabei zu beobahtende Verfahren (Allgemeine Gewerbeordnung vom 
17. Januar 1845. $$. 71— 74.) finden auch auf bie, nad) Inhalt bes gegenwärtigen Geſetzes 
zu ertheilenden Konzeffionen Anwendung. 


) Bergl. die ®, v. 12, Oft. 1854. wegen Bildung ber Erſten Kammer, 





1853. (8. 9.— 16. Mai) 5 


8.9. Die Kongeffionen der Agenten und Unteragenten erlöfchen, wenn die Vollmacht von 
dem Machtgeber zurücgenommen it, oder wenn die dem Vollmachtgeber ertheilte Konzeſſion 
($. 1.) oder Erlaubniß ($. 7.) außer Kraft tritt. 

$. 10. Wer ohne Ronzeifion ($. 1.) Verträge mit Answanderern zum Bwede deren Bes 
förderung nad außerdeutichen Ländern abſchließt oder vermittelt, oder wer ohne Konzeffton feine 
Bermittelung zur Abſchließung folder Verträge oder die Ertheilung von Auskunft. über bie 
Beförderung von Auswanderern anbietet, hat Geldbuße bis zu zweihundert Thalern oder Ge⸗ 
fängniß bis zu drei Monaten verwirkt. er 

Urfundlid unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterfchräft und beigebrudtem Königl. Inſiegel. 

Gegeben Potsdam, den 7. Mai 1853. 

L.S Friedrid Wilhelm. 


(L. S. 
v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simone m Raumer. v. Weftphalen. 
v. Bodelſchwingh. v. Bonin. 


®., betr. die Erleichterung des Lootfenzwangs in den Häfen und Binnen⸗ 
gewäflern der Provinzen Preußen und Pommern, + 9, Mai 1853, 


[G. ©. 1853, ©. 216. No, 3745.] 


G., betr. die Einführung des dritten Abſchnitts des Gefekes über die 

Benugung der Privatflüffe v. 28. u. 1843 in den Hohenzollernfchen 

Landen, die Bildung von Genojjenfchaften zu Entwällerungsanlagen, und 

die Anwendung der VERWERPEEIFRE BR! — Waſſerableitungen. 
+ a + 


[G. ©. 1853. S. 182. No. 3737.] 


Mir Friedrih Wilhelm ıc. sc. verorbnen, unter Zuftimmung der Kammern, was folgt: 
Art. 1. Der dritte Abſchnitt des Gefepes über die Benugung der PBrivarflüffe vom 
28. Februar 1843, alfo lautend: 

ff. in Bd. II. S. 109.] 
fol fortan auch in den Hohengollernfhen Landen Anwendung finden. 

Art, 2 Die Artikel 1. angeführten Borfchriften des Geſetzes über die Benutzung der 
Preivarflüffe vom 28. Februar 1843, weldye die Bildung von Genofienfhaften zu Bewäflerungs: 
anlagen betreffen, werben Hiermit aud auf Genoflenfhaften zu Entwäflerungsanlagen ausges 
dehnt, doch follen Genoflenihaften für Drainanlagen für jegt nur bei freiwilliger Zuſtimmung 
aller Berheiligten gebildet werben. 

Art. 3. Die beftehenden gefeglihen Vorfchriften über Anlegung von Entwäflerungsgräben 
durch fremde Grundftüde finden aud Anwendung auf Ableitungen des Waſſers unter der Grde 
in bebedten Kanälen oder in Röhren (Drains). 

Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigebrucdtem Königl. Infiegel. 

Gegeben Berlin, den 11. Mai 1853. 

L. 8 Friedrich Wilhelm. 


.8.) 
v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. "v Weſtphalen. 
v. Bodelſchwingh. v. Bonin. 


G., betr. die Aſſekuranz⸗ Gebühr und die Anwendung des Zollgewichts 
auf den Preußischen Poſten. DB, 16, Mai 1858, 


[®. ©. 1853. ©. 217. No, 3746.) 


Dir Friedrih Wilhelm sc. ıc. verorbnnen, mit Zuftimmung der Kammern, wie folgt: - 
| Für Bapiergeld und Staatspapiere foll bei der Verſendung durch die Poft biefelbe 
Afiefuranggebübr, welde für baares Geld in der Order v. 8, April 1848. (©. ©. 1848, 
S. 99. bis 100.) fegefegt ift, erhoben werben. 

$. 2. Das ZSollgewicht foll auch bei Gütern und Gelbfendungen zur Grmittelung dee 
Gewichts und zur Tarirung derfelben in Anwendung gebracht werden. 
. 83. Das gegenwärtige ©. tritt mit bem 1. Juli d. 3. in Kraft. 

Urkundlic unter Unferer Höchfleigenhänbigen Unterfchrift und beigedrucktem Königl. Inflegel. 

Gegeben Gharlottenburg, den 16. Mai 1853, 

L 8 Friedrich Wilhelm. 


(L, 8.). | 
v. Manteuffel. v.d. Heybt. Simons. v. Raumer. v. Weftphalen. 
= v. Bodelſchwingh. v. Bonin. 





6 ' 1853. (2. 16. Mai.) 


©;, betr. einige Abändernngen des Negulativs v. ®. rn: 1839, über 
die Befchäftigung jugendlicher Arbeiter in Fabriten, DB. 16, Mai 1 


[G. ©. 1853. ©. 225. No. 3750.] 


Mir Friedrih Wilhelm sc. sc. verorbnen, unter Zuflimmung der Kammern, mas folgt: 

$. 1. Die im $. 1. des Megulativs v. 9. März; 1839. (©. ©. 1839. ©. 156.) er 
wähnte Beihäftigung jugendlicher Arbeiter ift v. 1. Juli 1853. an nur nad zurüdgelegtem 
zehnten, v. 1. Juli 1854. an nur nad) zurücgelegtem elften, und v. 1. Juli 1855. an nur 
nad) zurüdgelegtem zwölften Lebensjahre geflattet. 

$. 2. Vom 1. Oft. 1853. ab dürfen junge Leute unter fechszehn Jahren bei den im $.1. 
gedachten Anftalten nicht weiter befhäftigt werden, wenn ihr DBater oder Bormund dem Arbeit: 
geber nicht das. im $. 3. erwähnte Arbeitsbuch, einhänbigt. 

$. 3. Das Arbeitsbuch, welchem eine Zufammenftellung der, die Beichäftigung jugend: 
licher Arbeiter betreffenden Beſtimmungen vorzubruden ift, wird auf den Antrag des Baters 
oder Vormundes des jugendlichen Arbeiters von der Ortspolizeibehörbe ertheilt und enthält: 
I) Namen, Tag und Jahr der Geburt, Religion des Arbeiters, 

2) Namen, Stand und Wohnort des Vaters oder Bormundes, 

3) das im $. 2. des Megulativs erwähnte Schulzeugniß, 

4) eine Rubrik für die beſtehenden Schulverhältniſſe, 

5) eine Rubrik für die Bezeichnung des Eintritts in die Anſtalt, 

6) eine Rubrik für den Austritt aus derſelben, 

7) eine Rubrik für die Reviſionen. - 

Der Arbeitgeber hat diefes Arbeitsbuch zu verwahren, ber Behörde auf Verlangen jeder: 
zeit vorzulegen und bei Beendigung des Arbeitsverhältniffes dem Bater oder Bormunde des 
Arbeiters wieder aussuhändigen. 

$. 4. Jugendliche Arbeiter dürfen bis zum vollendeten vierzehnten Lebensjahre täglih nur 
fehs Stunden bei den im $. 1. des Regulativs gedachten Anftalten befchäftigt werben; für dies 
ſelben genügt ein, im diefe Arbeitszeit nicht einzurechnender breiftündiger Schulunterricht. 

Sollte durch die Ausführung diefer Beſtimmung bereits beftehenden Anftalten die nöthige 
Arbeitskraft entzogen werden, fo ift der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentlihe Arbeiten 
ermächtigt, im Ginvernehmen mit dem Minifter der Unterrichtsangelegenheiten auf beftimmt 
Zeit Ausnahmevorfchriften zu erlaffen. 

Die nadı $. 4. des Megulativs den jugendlichen Arbeitern zu gewährende Muße 
von einer Biertelinnte Vor: und Nahmittags wird auf je eine halbe Stunde feſtgeſtellt. 

$. 6. Die im $. 5. des Megulativs auf 5 Uhr Morgens bis 9 Uhr Abends feftgeftellten 
Grenzen der Tagesarbeit werben auf 54 Uhr Morgens und 8% Uhr Abends beſtimmt. 

$. 7. Jede unter vorftehende Beitimmungen fallende Beihäftigung jugendlicher Arbeiter 
muß von dem Arbeitgeber zuvor der Ortspolizeibehörde angemeldet werden. In Betreff ber, 
beim Erlaß diefes Geſetzes bereits befchäftigten Arbeiter ift diefe Anmeldung binnen vier 
Boden zu bewirken. 

$. 8. Außerdem ift der Arbeitgeber verpflichtet, halbjährlich der Ortspolizeißehörbe vie 
Zahl der beichäftigten Arbeiter unter fechszehn Jahren anzuzeigen. 

$. 9. Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften der 88. 1., 2., 4., 5. u. 6. biefes Gefeges 
werben nad dem erften, Zuwiderhandlungen gegen die Vorfchriften der $$. 3., 7. u. 8. biefes 
Geſetzes nad) dem zweiten Abſatz des $. 8. des Megulativs v. 9. März 1839. beftraft. 

Außerdem kann der Richter Demjenigen, ber binnen. fünf Jahren für drei Uebertretungs: 
falle zu drei verſchiedenen Malen, fei es nach den Beftimmungen dieſes Gefeges ober nach benen 
des Megulativs v. 9. März 1839. beftraft worben ift, bei einer ferneren Webertretung ber Bor 
ſchriften dieſes Geſetzes oder des gedachten Megulativs die Befchäftigung junger Leute unter 
ſechszehn Jahren auf eine beftimmte Zeit ober für immer unterfüugen. Sind in fünf Jahren 
ſechs Vebertretungsfälle beftraft worden, jo muß auf dieſe Unterfagung, und zwar mindeftens 
für die Zeit von drei Monaten, erfannt werden. Zuwiderhandlungen gegen ein derartiges gerichtliches 
Verbot werden mit Ginem bis fünf Thaler für jedes Kind und für jeden Kontraventionsfall beftraft. 

$. 10. Soweit das Regulativ v. 9. März 1839. in Borfiehendem nicht abgeändert. worden, 
bleibt daſſelbe in Kraft. 

$. 11. Die Ausführung dieſer Beftimmungen foll, wo ſich dazu ein Beduͤrfniß ergiebt, 
duch Babrifeninfpeftoren als Organe der Stantsbehörden beauffihtigt werben. 

Tiefen Infpeftoren kommen, foweit es fi um Ausführung. der Vorfchriften diefes Geſetzes 
und des Negulativs v. 9, März 1839. handelt, alle amtliche Befugniffe der Ortspolizeibehörben zu. 

In welcher Weife fie eine ſtehende örtliche Aufficht zu bilden, biefelbe zu unterftüßen und 
zu leiten und mit ber vorgefegten Behörde einen fortgehenden Verkehr zu erhalten. haben, werden 
die Minifter für Handel, Gewerbe umd öffentliche Arbeiten, ber Unterrichtsangelegenheiten und 
bes Innern beftimmen. — 342 28 

Die Befiger gewerblicher Anftalten find verpflichtet, die auf Grund diefes Gefeges auszu⸗ 
führenden amtlichen Revifionen derfelben zu jeder Zeit, namentlidy auch in der Nacht, zu geftatten. 


1853. (8. 16.— 17. Mai.) 7 


8. 12. Die im $. 11. erwähnten Departementschefs find mit der Nusführung des Bes 
feßes beauftragt. £ ’ 
Urfundlic unter Unferer Höciteigenhändigen Unterfhrift und beigedrudtem Königl. Inſiegel. 
Gegeben Charlottenburg, den 16. Mai 1853. 
L. 8 Friedrich Wilhelm. 


5 | 
v. Mantenffel, v. d. Heydt. Simone v. Raumer. v. Weſtphalen. 
v. Bodelſchwingh. v. Bonin. 


G., betr. den Geſchäftsverkehr der Verſicherungsanſtalten. 
V. 19. Mai 1853, 


[G. ©, 1853. ©. 293. No. 3765.] 


Mir Friedrich Wilhelm sc. ıc. verorbnen, unter Zuftimmung ber Kammern, was folgt: 

F. 1. Die Vorfchrift des $. 340. No. 6. des Strafgefegbuces v. 14, April 1851. findet 
auf Unternehmer von Verfiherungsanftalten jeder Art, und eben fo aucd auf biejenigen Anwen: 
dung, welche den Gefchäftshetrieb der vor dem 1. Juli 1851. errichteten, noch nicht red de 
Anftalten fortfegen. Die danady erforderliche Genehmigung der Staatsbehörde ift bei der 
zirfsregierung des Wohnorts bes Unternehnrers nachzufichen und darf nur ertheilt werben, wenn 
die Regierung fih ven der Unbefcholtenheit und Zuverläffigfeit des Unternehmers überzeugt hat. 

$. 2. Ausländifhe Unternehmer von Berfiherungsanftalten ($. 1.) bedürfen, wenn fie im 
Inlande Agenten beftellen wollen ($. 3.), dazu, fofern nicht durch Staatsverträge ein Anderes 
befinmt ift, ber Erlaubniß der Miniſterien (F. 18. Allgem. Gewerbeorbn, v. 17. Jan. 1845.). 
= 8. 3. : Wer Berfiherungen für eine Verfiherungsanftalt ($$. 1. und 2.) vermitteln ($. 7.) 
will (Agent), muß dazu die Konzeffiow der Regierung desjenigen Bezirks nachſuchen, in welchem 
er das Geſchäft zu betreiben beabfichtigt. Die Konzeffion darf nur ertheilt werden, wenn bie 
Megierung fi von der Unbefcoltenheit und Zuverläffiafeit des Bewerbers überzeugt hat. 

"8. 4. Auf Ausländer, welche dieſe Konzeſſion nachſuchen, findet außerdem $.2. Anwendung. 

$. 5. Die allgemeinen geſetzlichen Beſtimmungen über die Zurüdnahme gewerblicher Kon: 

zefflonen und das dabei zu beobadtende Verfahren (Mflgem. Gewerbeordn. $$. 71. bis 74.) 

finden auch auf die nad $$. 1. umd 3. ertheilten Konzeffionen Anwendung. Die an Ausländer 

ertheilte Erlaubniß ($$. 2. und 4.) kann zu jeder Beit ohne Angabe von Gründen widerrufen 
werben. 

$. 6. Die Vorſchriften der $$. 3, und 5. finden auch auf Unteragenten, jedoch mit ber 
Maaßgabe Anwendung, daß die benjelben eriheilte Konzeifion von felbft erliſcht, fobald ihr 
Machtgeber (der Agent) die Konzeffion verliert, 

Ein GleichesAindet hinfichts aller Agenten und Unteragenten einer ſolchen Anftalt Anwen: 
dung, welcher die Genehmigung nah $$. 1. 2. und 5. entzogen ift. 

Agenten und Unteragenten müflen vor Ertheilung der Konzeffion nadjweifen, daß ihre 
Vollmachtgeber konzeſſionirt find. 

F. 7. Wer für nicht konzeſſionirte Unternehmer von Verſicherungsanſtalten, eder für fon: 
zefftonirte Unternehmer, aber ohne eigene Konzeffion, felbft oder durch Andere, gewerbweiſe oder 
doch gegen irgend einen Vortheil Werfiherungsgefchäfte abſchließt oder vermittelt, ober : feine 
Bermittelung zur Abfchließung folder Gefchäfte oder die Ertheilung von Ausfunft iiber biefelben 
anbietet, hat Geldbuße bis zu zweihundert Thalern oder Gefängniß bis zu drei Monaten verwirft. 

8. Mer vor Erlaß dieſes Gefeges auf Grund des $. 49. der Allgem. Gemerbeorbn, 
eine Konzeffion als Agent oder Unteragent einer Berfiherungsanftalt erhalten hat, bedarf, fofern 
der Unternehmer der Anſtalt ſelbſt nad Vorſchrift der $$. 1. und 2. fonzeffionirt it, feiner 
neuen Konzeſſion. 

8. 9. Die von inländifchen Aftiengefellfchaften errichteten oder zu errichtenden Verſicherungs⸗ 
anftalten find den vorſtehenden Beſtimmungen ($$. 1. bis 8.) mit der Maafgabe unterworfen, 
daß es in Betreff der Errheilung und Entziehung der, im $. 1. gedachten Genehmigung bei 
den, dieferhalb beſtehenden befonderen Vorschriften, namentlid ben Beſtimmungen des Gef. v. 
9. Nov. 1843. (G. S 1843 ©. 341.) bewendet. 

$. 10. Das gegenwärtige Geſetz findet auch auf das Feuerverſicherungsweſen, jedoch nur 
in fomweit Anwendung, als das ©. v. 8. Mai 1837. (G. ©. 1837. S. 102.) und die Order 
v. 30. Mai 1841. (G. S. 1841. ©. 122) nidıt abweichende Beflimmungen enthalten. 

Urfumdlidy unter Unferer Höcfleigenhändigen Unterfchrift und beigedrucktem Königt. Inflegel, 

Gegeben Eharlottenburg, den 17. Mai 1853. 

L. 8 Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 
v. Bodelſchwingh. v. Bonin. 





8 1853. (2. 24. Mai.) 


G., betr. die Aufhebung des Artikel 105. der Beuistingt sUrfunde v. 


31. jan. 1850, DB, 24. Mai 
(6. ©. 1853, ©. 228. Nr. 3751.] 


Mir Friedrich Wilhelm ıc. ıc. verordnnen, unter Zuftimmung beider Kammern, was folgt: 
Der Artifel 105. der Berfaflungs-Urfunde vom 31. Januar 1850 ift aufgehoben und tritt 
an die Stelle defielben folgende Beſtimmung: . 
„Die Vertretung und Verwaltung der Gemeinden, Kreife und Provinzen bes 
Preußiihen Staats wird durch befondere Geſetze näher beftimmt.“ 
Urkundlic unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigebrudtem Königl. Inftegel. 
Gegeben Charlottenburg, den 24. Mai 1853. 
L. S. Friedrih Wilhelm. 


) 
v. Manteuffel. v. d. Heydbt Simone v. Raumer. v. Weſtphalen. 
v. Bodelfhwingh. v. Bonin. 


@., betr. die Aufhebung der Gemeinde⸗Ordnung v. 11. Mike InuO. fos 
wie der Kreis⸗, Bezirks⸗ aus a Er aaa v. 14. März 1850, 
T a . 


+ . 


[G. &. 1853. ©. 238. No. 3755.] 


Dir Friedrich Wilhelm ıc. ꝛc. verorbnen, unter Zuftimmung beider Kammern, was folgt: 

Art. 1. Die Gemeinde-Drdnung für den Preußifhen Staat v. 11. Mär; 1850. (G. ©. 
©. 213.), fowie die Kreis, Bezirks: und Provinzial: Ordnung für den Preußiſchen Staat v. 
11. Mär; 1850. (G. ©. ©. 251.), nebft dem ©. v. 24. Juli 1848. (G. ©. ©. 192.) wer⸗ 
den aufgehoben. 

Art. 2. Die früheren Gefege und Verordnungen über die LandgemeindesBerfaffungen in 
ben ſechs öftlihen Provinzen, über die Stäbte-Berfaflungen in Neuvorpommern und Rügen, Tor 
wie über die Kreis: und Provinzials Berfaffungen in fämmtlihen Provinzen der Monardie, 
werben, foweit fie mit den Beſtimmungen der VerfafiungssUrkunde nicht in Widerſpruch flehen 
und durch die im Art. 1. erwähnten Geſetze bereits befeitigt find, wieber in Kraft gefept. 

Art. 3. Zur Fortbildung dieſer Berfaffungen (Art. 2.) follen befendere provinzielle Gefege 
erlaffen werben. 

Art. 4. Stäbte-Drbnungen follen 

1) für die ſechs öftlihen Provinzen der Monarchie, mit Ausfhlug von Neuvorpommern und 


Rügen, 
2) für die Provinz Weftphalen J— 
ergehen. 


Ordnung für die Rheinprovinz erlaſſen werden. 


Uebergangs-Beſtimmungen. 

Art. 6. Im denjenigen Gemeinden, für welche die in den Artikeln 4. u. 5. bezeichneten 
Geſetze ergehen follen, bleibt bis zum Grlaß der legteren die Gemeinde-Ordnung v. Il. März 
1850., wo joldye bereits eingeführt ift, in Kraft. 

Für diejenigen Kreistage, in welchen feit Verkündigung der Kreis-, Bezirks: und Provinzial: 
Ordnung v. 11, März 1850. eine Verftärfung der früheren Zahl der Abgeorbneten der Städte: 
und Landgemeinden ftattgefunden hat, bewendet es bei diefer Einrichtung bis zum Grlaß ber in 
Art. 3. bezeichneten Gefege über bie Kreisverfaflungen. 

Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrucktem Königl. Infiegel. 

Gegeben Charlottenburg, den 24. Mai 1853. 

L. S. Friedrich Wilhelm. 


(L. S.) 
v. Manteuffel. v. d. Heybt. Simons v. Naumer v. Weftphalen. 
v. Bodelfhwingh. v. Bonin. 


G. zur Ergänzung des Gef., betr. die Zerftücelung von Grundftücen und 
die Gründung neuer Anfiedelungen, v. 3. Jan. 1845, DB. 24, Mai 1853, 


[®. ©. 1853, ©. 241. No. 3757.] 


Mir Friedrich Wilhelm sc. se. verorbnen, unter Zuſtimmung der Kammern, für die Pros 
vinzen Preußen, Brandenburg und Pommern, jedoh mit Ausihluß von Neuvorpommern, fowie 
für die Provinzen Schlefien, Bofen und Sachſen, was folgt: 


Art. 5. Eine Landgemeinde-Orbnung foll für die Provinz Weftphalen, und eine Gemeinde: 


1853. (8. 4. Mai.) | g 


$. 1. Dem gegenwärtigen Geſetze find alle Arten von Grundflüden unterworfen, mit 
Ausnahme der Gebäude, Baupläge, Hofftellen und Gärten innerhalt einer Stadt oder Borftadt. 

$. 2. Wenn Grundftüde durd Kaufe oder andere Veräußerungs: Verträge zertheilt, von 
einem Grundftüde einzelne Theile abgezweigt, oder Grundftüde, welde Zubehör eines anderen 
Grundſtückes find, von biefem abgetrennt werben follen, fo muß der Vertrag vor demjenigen 

Gerichte, welhes das Hypothekenbuch des Grundftüces zu führen hat, oder vor einem Koms 
miſſarius biefes Gerichts geſchloſſen werben. 

Tritt bei einem folhen Vertrage die Wirkfamfeit mehrerer Gerichte als Hypothekenbuch 
führender Behörben ein, fo ift jedes diefer Gerichte zur Aufnahme des Vertrages befugt. 

$. 3. Sind diefe Vorſchriften nicht beobachtet, fo ift der Vertrag nichtig und hat demnach 
auch unter den Kontrahenten feine rechtlihe Wirkung. 

$. 4. Die Aufnahme des Vertrages ($. 2.) darf erſt dann erfolgen, wenn ber Ber: 
Außernde entweder: 

1) feinen. Befistitel bereits in das Hypothekenbuch hat eintragen laflen, ober 

2) fhon ein Jahr lang fi im Beſitz des Grundftücds befindet, und bei Aufnahme bes 
Vertrages gleichzeitig die Berichtigung feines Befigtiteld beantragt. 

Der Hypothefenrichter hat alsdann diefe Berichtigung für den Veräußernden erforberlihen 
.- nad) der Vorfchrift der Order vom 6. Dftober 1833. (Gefegfammlung 1833, ©. 124.) 
zu. betreiben. 

$.5. Die Beitimmungen der $$. 2—4. finden feine Anwendung: 

1) bei Grundftücen, welde fih im landesherrlichen oder fisfalifchen Beſitze ober unter ums 
mittelbarer Verwaltung der Staatsbehörden, ingleihen bei folhen Grundfiüden, welche 
ſich im Befige einer Kirche, Pfarre, oder einer anderen geiftlihen Stiftung, fowie einer 
Schule oder Armenanftalt befinden; 

2) bei ben außerhalb einer Stabt oder Vorſtadt ($. 1.), auf der ftäbtifhen Feldmark ge: 
legenen Grundftüden; 

3) bei Theilung von Grundftüden zwifhen Miterben oder folden Miteigenihümern, deren 
Gemeinſchaft fid nicht auf Bertrag gründet ; 

4) bei Meberlafjung einzelner Theile von Grundftüden Seitens der Eltern an ihre Kinder 
oder weitere Abfümmlinge; 

5) bei Grundftüden, welche eine Erpropriation, zum Zweck ber Anlage von Chauſſeen, 
Gifenbahnen, Kanälen u. f. w. unterworfen find, ohne Unterfchied, ob die Veräußerung 
felbft durch Erpropriation oder durch freien Vertrag bewirkt wird; 

6). bei Sheilungen von Grundftüden, welde durch eine gutsherrlich-bäuerliche Regulirung, 
eine Ablöfung von Dienften, Natural: und Geldleiftungen, oder eine Gemeinheitstheis 
lung veranlaßt werben oder bei Gelegenheit folder Geſchäfte ($. 8. der Verordnung 
vom 30. Juni 1834.) vorfommen. 

$. 6. Imfofern eine Zertheilung von Grundflüden, eine Abzweigung einzelner Theile ders 
felben oder eine Abtrennung von Grundftüden, die Zubehör anderer find, im Wege des öffent: 
lihen Ausgebots und der meiftbietenden Verſteigerung ftattfinden foll, darf He nicht eher vors 

enommen werben, als bis ben Vorfchriften des $. 7. Mr. 1. oder $. 20. des Geſetzes vom 
. Sanuar 1845. und $. 4. des Geſetzes vom 24. Februar 1850. wegen befinitiver ober. in⸗ 
terimiftifcher Regulirung und Verteilung der öffentlichen, Sozietäts: und Gemeindelaften auf 
bie zu veräußernden Trennftüde genügt iſt. 

Der dort angeorbnete Regulirungsplan muß vor dem Beginn des Ausgebots: und Ber- 
fleigerungs» Berfahrens vorgelefen und fpäter fi einfindenden Kaufluftigen vor der Zulaflung 
zu einem Gebot nody befonders befannt gemadyt werben. 

$. 7. Auch müflen bei einem folden Ausgebots- und Verſteigerungs-Geſchäft ($. 6.) 
vor dem Zufdlage oder Vertragsabſchluſſe ftets Befimmungen über die Ablöfung, Bertheilung 
ober Uebernahme der auf den Grunpdftücden haftenden Reallaften und Renten in Gemäßheit des 
$. 93. des Geſetzes wegen Ablöfung ber Meallaften und Regulirung der gutsherrlihen und 
bäuerlihen Verhältniffe vom 2. März 1850., desgleichen wegen etwaniger Hypothefenfchulden 
getroffen werben. a 

$. 8. Bei biefen Nusgebots: und Berfteigerungsverhandlungen ($. 6.) ift jebesmal ein 
Richter Dupuirhen, und dieſer von Amtswegen verpflichtet, für die Befolgung der im $. 6 
Abſatz 2. und im $. 7. angeorbneten Beſtimmungen zu forgen. 

$. 9. Wenn die vorftehenden Beftimmungen der $$. 6., 7. und 8. nicht befolgt worben, 
fo ift jeder DBeräußerer mit einer Geldbuße bis zweihundert Thaler zu beftrafen. Auch Hat die 
Ortsbehörde die Berfleigerung zu verbieten, fobald der Vorſchrift des $. 8. wegen Zuziehung 
eines Richters nicht genügt ik. 

} Der $. 31. der Verordnung vom 2. Januar 1849. (G. S. 1849. S. 10.) wird 
aufgehoben. 

$. 11. Anbeſchadet der Befugniß ber zuftändigen Behörden, bie Gründung einer neuen 
Anfievelung innerhalb einer ſtädtiſchen oder ländlichen Feldmark aus den im $.27. des Geſetzes 
vom 3. Januar 1845. angegebenen Urſachen zu unterfagen, darf die Gründung einer ſolchen 
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Anfiebelung in dem Falle nicht geftattet werben, wenn bie Ortsobrigfeit oder Gemeinde derſelben 
widerfpricht, und in biefem Falle der Antragende nicht nachweiſen kann, daß er hinlänglidyes 
Vermögen, fowohl zur Ausführung des Baues, als zur Ginrihtung der Wirthſchaft befigt. 

Beſteht das Dermögen des Antragenden nidt in Grundftüden ober fidyeren Hypothefens 
Kapitalien, fo ift der Nachweis darüber durch die Beſcheinigung "oder Verfiherung zweier acht⸗ 
barer und zuverläffiger Gemeindemitglieder zu führen. 

Bei der Beurtheilung der Zulänglichfeit des Vermögens ift infonderheit au die Höhe bes 
Kaufgelder⸗ Rückſtandes oder der auf das Grundflük übernommenen befländigen Leiftungen zu 
berüdfichtigen. 

$. 12. Bei neuen Anfiebelungen muß die nah Borfchrift der $$. 25. u. 26. des Geſetzes 
v. 3. Jan. 1845. zu bewirfende Regulirung der Aushändigung des Baukonſenſes vorhergehen. 

Die entgegenftehende Vorfhrift in $. 2. des Gefepes vom 24. Februar 1850. wird hier: 
duch aufgehoben. 

$. 13. Wer mit Gründung einer neuen Anſiedelung beginnt, ohne vorher den Bau: 
fonfens erhalten zu haben, ift mit einer Geldbuße bis zu zwanzig Thalern zu beftrafen; aud 
hat die Ortsbehörde bie Weiterführung der Anfiedelung zu verhindern. 

$. 14. Die Schlußbeftimmung bes $. 29. des Gefeßes vom 3. Januar 1845., wonach 
gegen bie Entfheidung der Regierung über die Geftattung oder Berfagung einer neun Ans 

ebelung eine weitere Berufung nicht fattfindet, wird hiermit aufgehoben. Es kann gegen eine 
ſolche Entfcheidung der Regierung fortan eine Befdywerbe bei Unferem Minifter des Innern an- 
gebracht werben. 

Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigebrudtem Königl. Infiegel. 

Gegeben Charlottenburg, den 24. Mai 1853; 

L. S. Friedrich Wilhelm. 


) 
v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 
v. Bodelſchwingh. v. Bonin. 


6. die Stempelung und Beauffichtigung der Waagen im 6 utlichen 
' . Kertehr Ar B. a. Mai 1853. fie 


[G. ©. 1853. ©. 579. No. 3807.) 


Wir Friedrich Wilhelm sc. sc. verorbnen, mit Zuftimmung der Kammern, was folgt: 

$. 1. In allen Fällen, wo nad den Beſtimmungen der Maaf: und Gewichts » Drbn. v. 
16. Mai 1816. (®. ©. S. 142) und der V. v. 13. Mai 1840. (©. ©. ©. 127.) geflempelte 
ade angewendet werben müflen, foll die Berwiegung aud nur mittelft geftempelter Wangen 
geſchehen. 

$. 2. Zur Stempelung ſollen nur zugelaſſen werben: 

1) gleiharmige Balfenwaagen; 

2) die unter dem Mamen: „römifhe Waagen” befannten Schnelfwaagen; 

3) ſolche Brüdenwaagen, bei denen das Gegengewicht zum Gewichte der Laft, im Zuſtande 
des Gleichgewichts, fich wie Eins zu Zehn, oder wie Gins zu Hundert verhält. 

$. 3. In den Fällen, wo es nad) Inhalt des genenwärtigen Gef, ($. 1.) der Anwenbung 
einer geftempelten Waage bedarf, ift die Anwendung von Brückenwaagen nur bein Verwiegen 
folder Laften zuläffig, deren Gewicht zwanzig Pfund oder mehr beträgt. 

Der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten ift ermächtigt, die Anwendung 
von Brüdenwaagen auch für Laften von geringerem Gewichte zu aeftatten, wenn dies nach ben 
Umftänden ohne Gefährdung der Betheiligten fid als zuläffig ergiebt. 

$. 4. An jeder Brüdenwange muß auf einem Schilde das zum Grunde Tiegende Ber- 
haͤltniß durch die Bezeihnung: Dezimalwaage oder Gentefimalwaage, ſowie bie Tragfähigkeit 
derfelben, imgleihen der Name und Wohnort des Verfertigers angegeben fein. 

$.5. Die zu Verwiegungen auf Brüdenwaagen beſtimmten Gewichtsftücde können nah 
der, dem Dezimalſyſteme der Berwiegung entfprechenden Theilung, bis auf das geringfte Gewicht 
von 0,1 Loth, und zwar fowohl im Preußifhen Handelsgewichte, als für den gefeptic nad) Zoll⸗ 
gewicht zuläffigen Verkehr, im Zollgewichte getheilt werben. 

$. 6. Die erfte amtlihe Prüfung und Stempelung ber Brüdenmwaagen muß bei einer 
Provinzial-Cihungsfommiffion oder bei dem Gihungsamte zu Berlin oder einem von biefen Bes 
hörden ermächtigten Sacverftändigen erfolgen. Ueber die gefchehene Prüfung und Stempelung 
it dem Bellger eine Befcheinigung zu ertheilen. 

$. 7. Die Beftimmungen der Maaß⸗ und Gewichtsordn. v. 16. Mai 1816. und ber 
V. v. 13. Mai 1840. 

über das Verbot des Befiges ungeftempelter Maaße und Getoichte, 
über die Erhaltung ter fortdauernden Nichtigfeit der geftempelten Maaße und Gewichte, 
finden aud auf die Wangen Anwendung. 
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Dem :Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten fteht die Beſfugniß zu, bie im 
Gemaͤßheit des $. 18. der Maaß⸗ und Gewichtsordn. v. 16. Mai 1816. aud) auf die geſtem⸗ 
yelten Waagen Anwendung findende jährliche Frift zur erneuerten Prüfung der Richtigkeit bis 
auf drei Jahre zu verlängern. 

$. 8. Der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten ift ermächtigt, ben Ge- 
brauch anderer, als der nad $. 2. flemvelfähigen Wiegevorrihtungen im öffentliden Verkehre 
ausnahmmsweije in folhen Fällen zu geftatten, wo es nad) der Beſchaffenheit der Wiegevorrich⸗ 
* - nn dem Bwede der Verwiegung ohne Gefährdung ber Betheiligten ſich als zu- 
üjfig ergiebt. 

Die Genehmigung einer folden Ausnahme if, unter Darlegung der Konftruftionsverhältz 
niffe durch Zeihnung und Beſchreibung oder durch ein Modell der anzuwendenden Borrictung, 
befonders nachzuſuchen und nöthigenfalls nur mit den geeigneten Ginfchränfungen und Bebins 
gungen zu exrtheilen. 

$. 9. Die wegen Revifion der Maaße ımd Gewichte beftehenden Borfchriften finden auch 
auf die Waagen und auf die fonftigen nad $. 8. zugelaffenen Wiegevorrihtungen Anwendung. 

$. 10. Die Uebertretung ber in den $$. 1., 3., 4. und 7. enthaltenen Beitimmungen, 
fowie der nah $. 8. von dem Minifter für Handel, Gewerbe und öffentlidye Arbeiten etwa für 
befondere Wiegevorrichtungen angeorbneten Einſchränkungen und Bedingungen zieht, wenn fie 
Gewerbetreibenden zur Laſt fällt, die im $. 348. des Strafgefegbuhs beſtimmte Strafe, wenn 
fie dagegen den in den $$. 13. und 14. ter Maaß- und Gewicdtsorbn. v. 16. Mai 1816. ber 
eichneten Behörden und Perfonen zur Laft fällt, die in den $$. 13. und 18. derfelben be: 

immte Orbnungsftrafe nad) ſich. 

Die in dem genannten $. 348. des Strafgefeßbudhs für den Beſitz einer unrihtigen Waage 
angebrohte Strafe findet auf geftempelte Waagen nicht Anwendung. 

g. 11. Der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten ift beauftragt, die zur 
Ausführung dieſes Geſetzes erforderliche nähere Inftruftion zu erlaflen, aud bie Gebührentaxe 
der Eichungsbehörden für die ihnen danach obliegenden Verrichtungen feftzuftellen. 

$. 12. Das gegenwärtige ©. tritt am 1. Jan. 1855. in Kraft. 

Urkundlic unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigebrudtem Königl. Inftegel: , 

Gegeben Gharlottenburg, den 24. Mai 1853. 

L.S Friedrich Wilhelm. 


(L. S.) 
v. Manteuffel. v.d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 
Ä v. Bodelſchwingh. v. Bonin. 


U. 30, Ma 
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Mir Friedrich Wilhelm sc. sc. verordnen, unter Zuftimmung beider Kammern, was folgt: 

$. 1. Die gegenwärtige Städte-Orbnung foll in den bisher auf dem Provinzial-Landtage, 
im Stande der Städte vertretenen Stäbten der Provinzen Preußen, Brandenburg, Ponmern, 
Schleſten, Pofen und Sahfen zur Anwendung kommen, desgleichen in den im Stande der Städte 
nicht vertretenen Ortſchaften diefer Provinzen, in weldhen bisher eine der beiden Städte: Orb 
nungen vom 19, November 1808, und vom 17. März 1831. gegolten hat. 

In Anfehung derjenigen im Stande der Städte auf den Provinzialstandtagen nicht vertres 
tenen Ortfchaften (Pleden), wo bisher weder eine dieſer Städte-Ordnungen gegolten, noch bie 
ländliche Gemeindeverfaſſung beftanden hat, bleibt die nähere Feſtſetzung ihrer Gemeinbeverhält- 
niffe mit Berüdfihtigung der Vorfchriften im Titel VIII. der gegenwärtigen Städte » Orbnung 
der Beftimmung des Königs nad) Anhörung des Provinzialstandtages vorbehalten. 

Wegen ber Städte in Nenvorpommern und Mügen ergeht ein befonderes Gefep. 


Erfter Titel, 
Don den Grundlagen der ftädtifchen Derfaffung. 

$.2. Den ftäbtifchen Gemeindebezirk (Stadtbezirk) bilden alle diejenigen Grundftüde, welche 
demſelben bisher angehört haben. 

Grundftüde, welche bisher noch feinem Gemeinde: oder ſelbſtſtändigen Gutsbezirfe angehört 
haben, fönnen nach Bernehmung der Betheiligten und nad) Anhörung des Kreistages unter Ge⸗ 
nehmigung bes Minifters des Innern mit dem Stadtbezirk vereinigt werben. 

‚ 6ine Bereinigung eines ländlien Gemeinde s oder eines felbfiftänvigen Gutsbezirks mit 
einee Stadtgemeinde kann nur unter Zuſtimmung ber Vertretungen ber er Bei Gemeinden, 
he bes betheiligten Gutsbefigers nad Anhörung des Kreistages mit Genehmigung bes Könige 
erfolgen. 

Die Abtrennung einzelner Grundftüde von einem Stadtbezirk und deren Bereinigung mit 


Städte-Drönnng für die fechs ——— der Preuß. Monarchie, 
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einem angrenzenden Gemeinde ober felbfiftänbigen Gutöbezirk, fowie die Abtrennung einzelner 
bisher zu einer andern Gemeinde oder zu einem felbfiftändigen Gute gehörender Grundſtücke 
und deren Vereinigung mit einem angrenzenden Stabtbezirf kann nad) Anhörung bes Kreistages 
mit Genehmigung des Minifters des Innern vorgenommen werden, wenn außer ben Bertres 
tungen der beiheiligten Gemeinden und den betheiligten Butsbefigern auch die Eigenthümer jener 
Grundftüde darin einwilligen. In Grmangelung der Einwilligung aller Berheiligten fann eine 
Veränderung diefer Art in den Gemeinde- oder Gutsbezirfen nur in dem alle, wenn dieſelbe 
im öffentlichen Intereſſe als nothwendiges Bebürfniß ſich ergiebt, und alddann nur mit Genehs 
PR des Königs nad Vernehmung der Berheiligten und nah Anhörung des Kreistages 
fattfinden. 

In allen vorftehenden Fällen ift der Beſchluß des Kreistages vor Ginholung ber höheren 
Genehmigung den Betheiligten nachrichtlich mitzutheilen. 

Mo und foweit in Folge einer derartigen Veränderung eine Auseinanderfegung zwifchen 
den Berheiligten fi als nothwendig ergiebt, iſt foldye im Berwaltungswege zu bewirken. 

Wird Hierbei eine Uebereinfunft der Betheiligten vermittelt, jo genügt die Genehmigung ber 
Regierung; im Falle des Widerſpruches entſcheidet der Minifter des Innern. 

Privatrechtliche Verhältniffe dürfen durch dergleihen Veränderungen niemals gehört werben. 

Eine jede folde Veränderung if durd das Amteblatt befannt zu machen. Beränderungen, 
welhe bei Gelegenheit einer Gemeinheitstheilung vorfommen, unterliegen biefen Beiims 
mungen nicht. 

$. 3. Alle Einwohner des Stadtbezirke, mit Ausnahme der ferwisberechtigten Militairs 
perfonen des afıiven Dienftftandes, gehören zur Stadtgemeinde. 

Als Einwohner werden diejenigen betrachtet, welde in dem Stabtbezirt nad) den Beftims 
mungen ber Gefeße ihren Wohnfig haben. " 

$. 4. Alle Einwohner des Stabtbezirfs find zur Mitbenugung der öffentlihen Gemeinde: 
Anftalten der Stadt berechtigt und zur Theilnahme an den ſtädtiſchen Gemeindelaften nad ben 
Vorſchriften diefes Geſetzes verpflichtet. 

Die Beſtimmungen befonderer Stiftungen, welche mit dergleichen ſtädtiſchen Gemeinde-An—⸗ 
ftaften verbunden find, ſowie tie hinfichtlid folder Anftalten auf befonderen Titeln beruhenden 
Brivatrechte, werden hierdurch nicht berührt, 

Mer, ohne in dem Stadtbezirke zu wohnen, daſelbſt Grundbefig hat, oder ein flehendes 
Gewerbe betreibt, ift dennoch verpflichtet, an denjenigen Laften Theil zu. nehmen, welche auf ben 
Grundbefig, oder das Gewerbe, oder auf das aus jenen Quellen fließende Einkommen gelegt 
find. Diefelbe Berpflihtung haben juriftiihe Perfonen, welhe in dem Stadtbezirke Grunds 
eigenthum befigen oder ein ftehendes Gewerbe betreiben. 

Wo ſtädtiſche Gemeinde-Abgaben durd Zufcläge zur Klaſſen- oder Haffifizirten Ginfommens 
ſteuer erhoben werden, müflen alle diejenigen, welde im Stadtbezirk fid) aufhalten, um dort 
ihren Unterhalt zu erwerben, fobald fie daſelbſt eine diefer Steuern zu entrichten haben, auch 
die gedachten Zufcläge zahlen. Wo eine Kommunalfleuer anderer Art eingeführt ift, find bers 
gleichen Perfonen bei einem Aufenthalt von mehr als drei Monaten im Stabtbezirf vom Abs 
lauf des dritten Monats an zu jener Steuer beizutragen verpflichtet. Zu den auf den Grund» 
befig oder auf das fiehende Gewerbe gelegten Lajten find aud die in 8. 3. erwähnten Militair- 
perfonen verpflichtet, wenn fie im Stabtbezirf mit Grundeigenthum angefeflen find, oder ein 
fiehendes Gewerbe treiben. Bon anderen direften Gemeinde-Abgaben und Laften find diefelben, 
mit Ausnahme der Militairärzte rüdfihtlid ihres Ginfommens aus einer Givilpraris, frei; von 
Berbraudsfteuern bleiben nur die Militair» Speifeeinrihtungen und ähnliche Anftalten in dem 
bisherigen Umfange befreit. 

Inwieweit zu den Gemeinde : Abgaben und Laften auch Waldungen herangezogen werben 
fönnen, ift nad) den befonderen Verhältniſſen berfelben zu den Gemeinden zu bemeflen. Der 
Provinzial:Landtag hat darüber nähere Beftimmungen zu treffen, welde ber Genehmigung tes 
Königs bedürfen, Bes 

Bis zum Erlaß folder Beitimmungen können Waldbefiger zu den Gemeinde-Abgaben und 
Laften in höherem Maafe als feither nicht herangezogen werden. 

Die im $. 2. des Gefepes vom 24. Februar 1850. (G. ©. ©. 62.) bezeichneten ertrags⸗ 
unfähigen oder zu einem öffentlihen Dienfte oder Gebrauche beſtimmten Grundjtücde find nad 
Maafigabe ver K. O. vom 8. Juni 1834. (G. ©. ©. 87.), die Dienftgrundflüde der Geiſtlichen, 
Kirchendiener und Glementarfchullehrer aber überhaupt von den Gemeinde-Auflagen befreit. 

Beitweilige Befreiungen von Gemeinde: Abgaben und Leiftungen- für neu bebaute Grund: 
Rüde find zuläffig. _ | 

Alle fonftige, nicht perfönliche Vefreiungen können von den Stabtgemeinden abgelöft werben, 
und hören auf, wenn die Entfhädigung feftgeftellt und gezahlt iſt; bis dahin beftehen biefelben 
in ihrem bisherigen Umfange fort, erſtrecken fich jedoch nur auf den gewöhnlichen Zuftand, nicht 
auf außerordentlihe Leitungen. 

Die Befreiung und der Anfprud auf Entſchädigung erlöfdhen, wenn fie in Stäbten,. wo. 
die Gemeinde » Ordnung vom 11. März 1850. bereits eingeführt if, nicht binnen Jahresfrik 
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nach deren Einführung bei bem Gemeindevorftand (Magiftrat) angemeldet find, umb in ben 
anderen Städten nicht binnen Jahresfrift nad @inführung der gegenwärtigen Städte -Orbnung 
bei bemfelben angemeldet worben. Die Entfhäbigung wird zum zwanzigfahen Betrage des 
Sahreswerthes der Befreiung nad dem Durchſchnitt der legten zehn Jahre vor der Verkündung 
biefer Stäbte-Drbnung geleiftet. 

: Steht ein anderer Entihädigungsmanßftab durch fpeziellen Mechtstitel feft, fo hat es hier⸗ 
bei fein Bewenden« Der Entfhädigungsbetrag wird durch Schiedsrichter, mit Ausihluß ber 
orbentliben Rechtsmittel, feitgeftellt; von diefen wird der eine von dem Beſitzer des bisher bes 
freiten Grundſtücks, der andere von ber Gemeinbevertretung ernannt. Der Obmann ift, wenn 
fid) die Schiedsrichter über deffen Ernennung nicht verftändigen können, von der Auffiditsbehörbe 
u. ernennen. 

Die Geiſtlichen, Kirchendiener und Elementarfchuffehrer bleiben von ben bireften perſön⸗ 
lichen Gemeinde:Abgaben hinſichtlich ihres Dienfteinfommens infoweit befreit, als ihnen dieſe Ber 
freiung zur Zeit der Verfündung der Gemeinde-Orbnung vom 11. März 1850. zuſtand. Geifts 
liche und Echullehrer bleiben von allen perfönlihen Gemeindebieniten, joweit diefelben nicht auf 
ihnen gehörigen Grundftüden laften, befreit; Kirchendiener infoweit, als ihnen diefe Befreiung 
zur Zeit der Berfündigung der Gemeinde-Orbnung vom 11. März 1850, zuftand, 

Alle übrige perfönliche Befreiungen find ohne Entihädigung aufgehoben, 

Wegen der Beftenerung des Dienfleinfommens der Beamten find die Vorfchriften des Ges 
feßes vom 11. Juli 1822. (G. S. S. 184.) und der Kabinetsordre vom 14. Mai 1832. (G. ©. 
©. 145.) anzuwenden. 

Duurch die in dieſen Gefegen beftimmten Gelbbeiträge find die Beamten zugleih von pers 
fönlihen Dienften frei. Sind fie jedoch Beſitzer von Grundftüden, oder betreiben fie ein ftehendes 
Gewerbe, fo müflen fie die mit diefem Grunbbefig resp. Gewerbe verbundenen perfönlicen 
Dienfte entweder felbft, oder für den Fall der Verhinderung durch Stellvertreter leiſten. 

$. 5. Das Bürgerrecht befteht in dem Rechte zur Theilnahme an den Wahlen, fowie in 
ber Befähigung zur Uebernahme unbefoldeter Aemter in der Gemeindeverwaltung und zur Ges 
meindevertretung. 

Jeder ſelbſtſtaͤndige Breuße erwirbt daſſelbe, wenn er feit einem Jahre 

1) Einwohner des Stadtbezirks ift und zur Stadtgemeinde gehört ($. 3.), 

. 2) feine Armenunterftügung aus öffentlihen Mitteln empfangen, 

3) die ihn betreffenden Gemeinde-Abgaben gezahlt hat und außerdem 

4) entweber- 

a) ein Wohnhaus im Stadtbezirk beſitzt ($. 16.), ober 
b) ein ſtehendes Gewerbe felbiitändig als Haupterwerbsquelle und in Stäbten 
von miehr als 10,000 Einwohnern mit wenigftens zwei Gehülfen felbftftändig 
betreibt, ober 
ce) zur Haffifizirten Ginfommenfteuer veranlagt ift, oder 
d) an Klafienfteuer einen Zahresbetrag von mindetens vier Thalern entrichtet. Im 
den mahl» und fdrlahtfleuerpflichtigen Städten find ftatt defien die Ginwohner 
von dem Magiftrat nad den Grundfägen der Klaflenfteuer = Veranlagung einzus 
fhäpen; es können jedoch aud die Stabtbehörden beſchließen, an die Stelle des 
Klaffeniteuerfages von mindeftens vier Thalern ein jährlihes Einkommen treien 
zu laſſen, weldes beträgt: 
in Stäbten von weniger als 10,000 Ginwohnern 200 Rihlr. 
in Städten von 10,000 bis 50,000 Einwohnern 250 = 
in Städten von mehr als 50,000 Einwohnern 300 = 

Steuerzahlungen, Ginfommen, Haus und Grunpbefig der Ehefrau werden dem Ghemann, 
Steuerzahlungen, Cinkommen, Haus: und Grundbeſitz der minderjährigen, bejiehungsweife ber 
in väterliher Gewalt befindlihen Kinder, dem Vater angerechnet. 

In den Fällen, wo ein Haus durch Vererbung auf einen andern übergeht, fommt bem 
— bei Berechnung der Dauer des einjährigen Wohnſitzes die Beſitzzeit des Erblaſſers 
zu Gute. 

Als ſelbſtſtaͤndig wird nad vollendetem vierundzwanzigſten Lebensjahre ein Jeder betrachtet, 
der einen eigenen Hausſtand hat, ſofern ihm nicht das Verfügungsrecht über ſein Vermögen oder 
deſſen Verwaltung durch richterliches Erkenntniß entzogen iſt. 

Inwiefern über die Erlangung des Bürgerrechts von dem Magiſtrat eine Urkunde (Bürger: 
brief) zu extheilen tft, bleibt den ſiatutariſchen Anordnungen vorbehalten. 

‚ Berlegt ein Bürger feinen Wohnfig nach einer andern Stadt, fo fann ihm das 
Bürgerrecht in feinem neuen Wohnort, wenn fonft die Erforderniffe zur Erlangung deſſelben 
vorhanden find, von dem Magiftrate im Einverfiändniffe mit der Stadtverorbneten-Berfammlung 
($. 12.) ſchon vor Ablauf eines Jahres verliehen werden. 

Diefe Beſtimmungen finden aud auf den Fall Anwendung, wenn ber Beflger eines, einen 
befonderen Gutobezirk bildenden Gutes oder ein fiimmberedhtigter Ginwohner einer Landgemeinde 
feinen Wohnfig nad) einer Stadt verlegt. | ; 
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Der Magiftrat it, im Ginverftänbniß mit ber Stabtverorbneten » Verfammlung, befugt, 
Männern, welde fih um die Stabt verdient gemadyt haben, ohne Rüdficht auf die oben gebachten 
befonderen Grforderniffe, das Ehrenbürgerredyt zu ertheilen, wodurch feine ſtädtiſchen Berpflichs 
tungen entftehen, 

$. 7. Wer in Folge rechtsfräftigen Erfenntniffes ber bürgerlichen Ehre verluftig geworben 
($. 12. des Strafgefegbuches), verliert dadurch auch bas Bürgerrecht und die Befähigung, daſſelbe 
zu erwerben. 

Wem durch rechtsfräftiges Erkenntniß die Ausübung der bürgerlihen Ehrenrechte unterfagt 
ift ($. 21. des Strafgefegbudyes), der ift während der dafür in dem Grfenntniffe feftgefeßten 
Zeit von der Ausübung des Bürgerrechts ausgefchloffen. 

If gegen einen Bürger wegen eines Verbrechens bie Berfegung in ben Anflageftand, oder 
wegen eines Vergehens, welches die Unterfagung det Ausübung der bürgerlichen Ehrenrechte 
nach ſich ziehen muß oder fann, die Verweiſung an das Strafgerict ausgefproden, ober ift ber; 
felbe zur gerichtlichen Haft gebradyt, fo ruht die Ausübung des ihm zuftehenden Bürgerrechts fo 
lange, bis die gerichtliche Unterfuhung beendigt ift. 

Das Bürgerrecht geht verloren, fobald eines der zur Erlangung befielben vorgefchriebenen 
Grforberniffe bei dem bis dahin dazu Berechtigten nicht mehr zutrifft. 

Berfällt ein Bürger in Konkurs, fo verliert er daburd das Bürgerrecht; bie Befähigung, 
baffelbe wieder zu erlangen, fann ihm, wenn er bie Befriedigung feiner Gläubiger nachweiſi, 
von den Stabtbehörben verliehen werben. 

$.8. Wer in einer Stadt feit einem Jahre mehr als einer ber drei höchftbeftenerten Einwohner 
fowohl an direften Staats: als an Gemeindes-Abgaben entrichtet, if, auch ohne im Stabfbezirke 
im wohnen, oder ſich dafelbit atıfjuhalten, berechtigt, an den Wahlen Theil zu nehmen, falls bei 
hm die übrigen Erfordernifie dazu vorhanden find. 

Daſſelbe Recht haben juriftifche Perfonen, wenn fie in einem folden Maafe in ver Ge 
meinde befteuert find. i 

$. 9. Die Stabtgemeinden find Korporationen; denfelben ſteht die Selbftverwaltung ihrer 
Angelegenheiten nad> näherer Borfchrift diefes Geſetzes zu. 

$. 10. In den Städten wird ein Magiftrat (follegialifher Gemeinbe:Borftand) und eine 
Stabtverorbneten-Berfammlung gebildet, weldye nad) näherer Vorſchrift dieſes Geſetzes biefelben 
vertreten. Der Magiftrat ift die Obrigkeit der Stabt und verwaltet bie ftäbtifhen Gemeinde: 
Angelegenheiten. Die Ausnahmen beftimmt Tit. VIII. 

$. 11. Jede Stadt ift befugt, befondere ftatutarifche Anorbnungen zu treffen, 

1) über folde Angelegenheiten der Stabtgemeinden, ſowie über ſolche Rechte und Pflichten 
ihrer Mitglieder, hinfichtlidy deren das gegenwärtige Geſetz Verſchiedenheiten geftattet, oder 
feine ausdrücklichen Beitimmungen enthält; 

2) über fonftige eigenthümliche Berhältniffe und Einrichtungen, insbefondere hinſichtlich der 
den gewerblichen Genofienfhaften bei Einteilung ber ſtimmfähigen Bürger und bei Bil- 
bung der Wahlverfammlungen und der fäbtifchen Vertretung zu gewährenden angemefjenen 
Berückfihtigung. 

Dergleihen Anordnungen bebürfen der Beftätigung. ber Regierung. 


Zweiter Titel, 
Don der Zufammenfetzung und Wahl der Stadtnerordneten - Derfammlung. 


$. 12. Die Stadtverorbneten-Verfammlung befteht aus zwölf Mitgliedern in Stabtgemein- 
den von weniger ale 2500 Einwohnern, 
aus 18 in Gemeinden von 2,500 bis 5,000 Einwohnern, 
24 


" " " " 5,001 — 10,000 " 
" 30 n " " 10,001 — 20,000 " 
" 36 " 0 " 20,001 a 30,000 " 
" 42 " 2 " 30,001 — 50,000 " 
„ & „ " „ 50,001 — 70,000 Mr 
" 54 " "„ " 70,001 — 90,000 " 


" 60 " " ” 90,001 | 120,000 " 

In Gemeinden von mehr als 120,000 Einwohnern treten für jebe weiteren 50,000 Ein⸗ 
wohner ſechs Stabtverorbnete hinzu. 

Wo die Zahl der Stadtverordneten bisher eine andere geweſen ift, verbleibt es bei diefer 
Zahl, bis durch flatutarifche Anordnung, welcher überhaupt abweichende Feftfegungen über die 
Zahl der Stadtverordneten vorbehalten werden, eine Aenderung getroffen ift. 

$. 13. Zum Zweck der Mahl der Stabtverorbneten werben die flimmfähigen Bürger 
($$. 5. bis 8.) nad) Maafgabe der von ihnen zu entrichtenden direften Steuern (Gemeirides, 
Kreis, Bezirks, Vrovinzials und Staats-Abgaben) in drei Abtheilungen getheill. In ben 
Städten, wo bie Mahl» und Schlachtſteuer befteht, werben diejenigen ſtimmfähigen Bürger, 
welche zur Staats » Ginfommenfteuer nicht herangezogen werben, von dem Magiftrat nah den 
Grundfägen der Klaffenfteuer » Beranlagung eingejayäpt ımb ber Betrag, welcher danach 'als 
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Klaffenfteuer zu. zahlen fein würbe, bei dem vorftehend gebachten Steuern mitberechnet. Doch 
fönnen auch die Stabtbehörden in den gedachten Städten befchließen, die Bildung der drei Nbs 
theilungen nad, Maafgabe des Einfommens der ftimmfählgen Bürger zu bewirken. 

Die erfte Abtheilung befteht aus denjenigen, auf welche die hoͤchſten Beträge bis zum Ber 
lauf eines Drittels des Gefammtbetrages der Steuer aller ſtimmfähigen Bürger fallen, ober 
welche das höchſte Einfommen bis zum Belauf eines Drittels des Gefammteinfommens aller 
flimmfähigen Bürger befigen. Die übrigen ſtimmfaͤhigen Bürger bilden die zweite und britte 
Abtheilung; bie zweite reicht bis zum zweiten Drittel der Gefammtfteuer, beziehungsweife bes 
Gefanmteinfommens aller Rinmfäpigen Bürger. 

In bie erfie beziehungsweile zweite Abtheilung gehört auch derjenige, befien Steuerbetrag 
ober Ginfommen nur theilmweife in das erfte beziehungsweife zweite Drittheil fält. 

Steuern, die für Grundbefig oder Gewerbebetrieb in einer andern Gemeinde entrichtet 
werben, fowie bie Steuern für die im Umherziehen betriebenen Gewerbe, find bei ber Bildung 
ber Abtheilungen nicht anzurechnen, 

Kein Wähler kann zweien Abtheilungen zugleich angehören. 

Läßt fid) weber nad dem Steuerbetrage oder Ginfommen, noch nad ber alphabetifdhen Ord⸗ 
nung der Namen beftinimen, welcher unter mehren Wählern zu einer befimmten Abtheilung zu 
rechnen ift, fo entfcheidet das Loos. 

Jede Abtheilung wählt eim Drittel. der Stabtverorbneten, ohne dabei an bie Wähler der 
Abtheilung gebunden zu fein. -: 

$. 14. Gehören zu einer Abtheilung mehr als fünfhundert Mähler, fo fann die Wahl 
besfelben nach dazu gebilbeten Wahlbezirken gefchehen. Enthält eine Stadtgemeinde mehrere 
Ortſchaften, fo fann diefelbe mit Rüdficht hierauf in Mahlbezirfe eingetheilt werden. Die Ans 
zahl und die Grenzen der Wahlbezirfe, fowie die Anzahl der von einem jeden derfelben zu wäh— 
lenden Stabtverorbneten, werden nach Manfgabe ber Zahl ber ftimmfähigen Bürger von dem 
Magiſtrat feſtgeſetzt. 

$. 15. Bei Stabigemeinden, welche mehrere Ortſchaften enthalten, kann bie Regierung 
nadı Berhältniß der Einwohnerzahl beſtimmen, wie viel Mitglieder der Stadtverorbneten = Vers 
fammlung aus jeder einzelnen Ortfchaft zu wählen find. 

$. 16. Die Hälfte der von jeher Abtheilung zu mwählenden Stabtverorbneten muß aus 
—— (Eigenthũmern, Nießbrauchern und ſolchen, die ein erbliches Beſitzrecht haben) 

eſtehen. 
8. 17. Stadtverordnete können nicht fein: 
1) diejenigen Beamten und die Mitglieder derjenigen Behörden, durch welche bie Aufficht 
des Staats über die Städte ausgeübt wird ($. 76.); 
2) die Mitglieder des Magiftrats und alle befoldeten Gemeinbebeamten; bie Ausnahmen 
beftimmen $$. 72. und 73.; 

3) Geiftlihe, Kirchendiener und Glementarlehrer; 

4) die rihterlihen Beamten, zu denen jedoch die techniſchen Mitglieder ber Handels, Ge: 

werbe⸗ und ähnlicher Gerichte nicht zu zählen find; 

5) bie Beamten der Staatsanwaltfchaft; 

6) die Polizeibeamten. 

Bater und Sohn, fowie Brüder, dürfen nicht zugleich Mitglieder der Stabtverorbnetens Ber: 
fanımlung fein. Sind dergleihen Verwandte zugleich erwählt, fo wird der ältere allein zugelaffen. 

J 18. Die Stadwerordneten werden auf ſechs Jahre gewählt. Jedoch verliert jede Wahl 
ihre Wirkung, fobald einer der Fälle eintritt, in denen nad den Beſtimmungen im $. 7. ber 
Gewählte des Bürgerrechts verluftig geht oder von ber Ausübung deflelben für eine gewiſſe 
Beit ausgefhlofien wird. Tritt einer der Fälle ein, in denen nad; jenen Beitimmungen die 
Ausübung des Bürgerrechts ruhen muß, fo ift der Gewählte zugleich von der Theilnahme an 
ben Geſchaͤften der Stabtverorbnneten-Berfammlung einftweilen bis zum Austrage der Sache aus— 
geihlofien. Alle zwei Jahre fiheidet ein Drittheil der Mitglieder aus und wird durch neue 
Wahlen erfegt. Die das erſte und zweite Mal Ausfcheidenden werben für jede Nbtheilung 
durd; das Loos beftimmt. 

$. 19. Eine Lifte der ftimmfähigen Bürger, welche bie erforderlichen Gigenfchaften der— 
ſelben nacweift, wird von den Magiftrat geführt und alljährlich im Juli berichtigt. 

4 u. wird. nach den Wahlabtheilungen und im Falle des $.14. nad) den Wahlbezirken 
ngetheilt. 

$. 20. Vom 1. bis 15. Juli fhreitet der Magiftrat zur Berichtigung der Lifte. 

Vom 15. bis zum. 30. Juli wird die Lifte in einem oder mehreten zu öffentlicher Kenntniß 
gebrachten Lofalen in der Stadtgemeinde offen gelegt. 

Während diefer Zeit kann jedes Mitglied der Stadtgemeinde gegen bie Nichtigkeit der Lifte 
bei dem Magiftrat Einwendungen erheben, | 

Die Stadtverorbneten » Verfammlung hat darüber bis zum 15. Auguft zu befchließen; ber 
Beſchluß bedarf ber Zuftimmung des Magiftrats; verfagt diefer die Zuffimmung, fo iſt nad) 
Borfchrift des $. 36. zu verfahren. Ze 
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ZA im diefem Falle über die Ginwendungen von ber Regierung entfchieben, fo findet eine 
Berufung an legtere von Seiten besjenigen, welcher bie Einwendungen erhoben hat, nicht weiter 
ftatt; in allen andern Fällen ſteht demjelben innerhalb zehn Tagen nad Mittheilung des Bes 
ſchluſſes der Stadtverorbneten der Nefurs an die Regierung zu, welde binnen vier Wochen ohne 
Zulaſſung einer weiteren Berufung enticheidet. 

Soll der Name eines einmal im die Lifte aufgenommenen Ginwohners wieder ausgeftrichen 
re fo ift ihm biefes acht Tage vorher von dem Magiftrat unter Angabe ber Gründe mit⸗ 
zutheilen. 

$. 21. Die Wahlen zur regelmäßigen Ergänzung ber Stadtverordneten⸗Verſammlung 
finden alle zwei Jahre im November ftatt. Bei dem zunächft vorhergehenden wöchentlichen 
Hauptgottesbienft ift auf die Wichtigkeit diefer Handlung hinzumweifen. Die Wahlen ber dritten 
Abteilung erfolgen zuerft, die der erften Pie 

Außergewöhnliche Wahlen zum Grfage innerhalb der Wahlperiove ausgeſchloſſener Mit 
glieder müflen angeorbnet werben, wenn die Stabtverorbneten-Berfammlung, oder der Magiftrat, 
ober die Megierung es für erforberlic erachten, Der Erfagmann bleibt nur bis zum Ende ber 
jenigen fehs Jahre in Thätigfeit, auf welde der Ausgefciebene gewählt war. 

Alle Ergänzungss: oder Erfagwahlen werben von benfelben Abtheilungen und Wahlbezirfen 
($. 14.) vorgenommen, von denen der Ausgefciedene gewählt war. IR bie Zahl der zu währ 
lenden Stabtverorbneten nicht durch brei theilbar, fo ift, wenn nur einer übrig bleibt, dieſet von 
ber zweiten Abtheilung zu wählen. Bleiben zwei übrig, fo wählt bie erfle Abtheilung ben einen 
und die dritte Abtheilung den andern. 

Die in den $$. 19— 21. beftimmten Termine können durch flatutarifche Anordnungen abs 
geändert werben. 

$. 22. Der Magiftrat hat jederzeit die nöthige Beſtimmung zur Ergänzung ber erforbers 
lihen Anzahl von Hausbefigern ($. 16.) zu treffen. 

IR die Zahl der Hausbefiger, melde zu wählen find, nicht durch die Zahl ber Wahlbezirke 
theilbar, fo wird die Vertheilung auf die einzelnen MWahlbezirke durch das Loos beftimmt. 

Mit diefer Befchränfung fönnen die ausfceidenden Stabtverorbneten jeberzeit wieder ges 
wählt werben. 

$. 23. Bierzehn Tage vor der Wahl werden bie in ber Lifte ($$. 19. und 20.) verzeich⸗ 
neten Mähler durd den Magiftrat zu den Wahlen mittelft fdyriftlicher Einladung ober ori 
übliher Bekanntmachung berufen. 

Die Einladung ober Bekanntmachung muß das Lokal, die Tage und bie Stunden, in welchen 
bie Stimmen bei dem Wahlvorftande abzugeben find, genau beftimmen. 

$. 24. Der Wahlvorftand befteht in jedem Wahlbezirf aus dem Bürgermeifter ober einem 
von dieſem ernannten Stellvertreter als Borfigenden und aus zwei von der GStabtverorbnetens 
Berfammlung gewählten Beifigern. Kür jeden Beiſitzer wirb von der Stadtverordneten-Ber⸗ 
fammlung ein Stellvertreter gewählt. 

$. 25. Jeder Wähler muß dem Wahlvorftande mündlih und laut zu Protofofl erfläs 
—— er feine Stimme geben will. Gr Hat fo viele Perſonen zu bezeichnen, als zu wähs 

en find. . 

Nur die in $. 8. erwähnten juriftifchen ober außerhalb bes Stadtbezirks wohnenden, höchſt⸗ 
befteuerten Perfonen können ihr Stimmrecht durch Bevollmächtigte ausüben. Die Bevollmäd: 
tigten müſſen ſelbſt fimmfähige Bürger fein. IA die Vollmacht nicht in beglaubigter Form 
ausgeftellt, fo entfcheidet über die Anerfennung bderfelben der Wahlvorftand endgültig. 

$. 26. Gewählt find diejenigen, welche bei ber erften Abftimmung bie meiften Stimmen 
und zugleih abfolute Stimmenmehrheit (mehr als die Hälfte der Stimmen) erhalten haben. 

Wenn fid bei der erften Abſtimmung nicht für fo viel Perfonen, als zu wählen find, bie 
abfolute Stimmenmehrheit ergeben hat, wird zu einer zweiten Wahl gefchritten. 

Der Wahlvorftand ftellt die Namen derjenigen Perfonen, welche nädhft den Gewählten bie 
meiften Stimmen erhalten haben, fo weit zufammen, daß die doppelte Zahl der nody zu wähs 
re Mitglieder erreicht wird. Diefe Zufammenftellung gilt alsdann als. die Lifte ber 

ählbaren. 

Zu der zweiten Wahl werden bie Wähler durch eine, das Ergebniß der erften Wahl anges 
bende Befanntmahung bes Wahlvorftandes fofort oder fpäteftens innerhalb acht Tagen aufges 
fordert. Bei der zweiten Wahl ift die abfolute Stimmenmehrheit nicht erforderlich. 

s lan: denjenigen, bie eine gleiche Anzahl von Stimmen erhalten haben, giebt das Loos den 
usſchlag. 

Mer in mehreren Abtheilungen ober Wahlbezirken gewählt iſt, hat zu erflären, welche Wahl 
er annehmen will. 

$. 27. Die Wahlprotofolle find vom Wahlvorftande zu unterzeichnen und vom Magiftrate 
— Der Magiſtrat hat das Ergebniß der vollendeten Wahlen fofort befannt zu 
machen. 

Gegen das ftattgehabte MWahlverfahren kann von jebem ftimmfähigen Bürger, innerhalb 
zehn Tagen nach ber Befanntmachung, bei der Megierung Beſchwerde erhoben werben, x 
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Bei erheblichen Unregelmäßigkeiten Hat die Regierung die Wahlen auf erfolgte Beſchwerde 
oder von Amtswegen innerhalb zwanzig Tagen nach der Befanntmadyung durch eine motivirte 
Entſcheidung für ungültig” zu 'erflären. 

Für einen Ungültigfeitsgrund. ift es nicht zu erachten, wenn bie der betreffenden geiftlichen 
Behörde anheimzugebende Hinweifung auf die Wichtigfeit der Wahl ($. 21.) unterblieben ift, 

$. 28. Die bei der regelmäßigen Ergänzung nen gewählten Stabtverorbneten treten mit 
dem Anfang des nächſtfolgenden Jahres ihre Verrichtungen an; die Ausfceidenden bleiben bis 
zue Ginführung der neugemwählten Mitglieder in Thätigfeit. 

Der Magiftrat hat die Einführung der Gewählten und beren Verpflichtung durch Hands 
fhlag an Eidesſtatt anzuorbnen, 


Dritter Titel, 
Don der Sufammenfelzung und Wahl des Magiſtrats. 


$. 29. Der Magiftrat befteht aus dem Bürgermeifter, einem Beigeorbneten oder zweiten 
Bürgermeiter als defien Stellvertreter, einer Anzahl von Schöffen (Stabträthen, Rathéherren, 
Rathsmännern) und wo das Bebürfniß es erfordert, nody aus einem oder mehreren befoldeten 
Mitgliedern (Syndifus, Kämmerer, Schulrath, Baurath ıc.). Es gehören zum Magiftrat in 
Stadtgemeinden vor weniger als 

2,500 Einwohnern 2 Schöffen, 
2,500 bis 10,000 : 4 s 
10,001 : 30,000 : 6 ⸗ 
30,001⸗ 60,000 8 
60,001 : 100,000 5 10 ⸗ 

Bei mehr als 100,000 Einwohnern treten für jede weiteren 50,000 Einwohner zwei 
Schoͤffen hinzu. 

Wo die Zahl der Mitglieder des Magiftrats bisher eine andere geweſen iſt, verbleibt es 
bei diefer Zahl, bis durch ftatutariiche Anordnung, welcher überhaupt abweichende Feſtſetzungen 
ũber die Zahl der Magiſtratsmitglieder vorbehalten werden, eine Aenderung getroffen iſt. 

$. 30. Mitglieder des Magiſtrats können nicht fein: 

1) diejenigen Bi und die Mitglieder derjenigen Behörden, durch welde die Aufficht 

\ des Staats über die Städte ausgeübt wird ($. 76.); 

2) die Stabtverorbneten, ingleichen Gemeinde:Unterbeamte und in Städten iiber 10,000 Seelen 

die Gemeinde-@innehmer ($. 56. Nr. 6.); 

3) Geiſtliche, Kirdyendiener und Lehrer an öffentlihen Schulen; 

4) die richterlihen Beamten, zu denen jedoch die technifchen Mitglieder der Handels, Ger 

werbe- und ähnlicher Gerichte nidyt zu zählen find; ‚ 

5) die Beamten der Staatsanwaltfcaft ; 

6) die Polizeibeamten. 

Vater und Sohn, Schwiegervater und Schwiegerfohn, Brüder und Schwäger, dürfen nicht 
zugleich Mitglieder des Magiftrats fein. 

Entfteht die Schwägerfhaft im Laufe der Wahlperiode, jo ſcheidet dasjenige Mitglied aus, 
durch welches das Hinderniß herbeigeführt worden iſt. 

Vater und Sohn, Schwiegervater und Schwiegerfohn, ſowie Brüder, dürfen nicht zugleich 
Mitglieder des Magiftrats und der Stadtverorbneten,Verfammlung fein. 

PVerfonen, welche die in dem Gefege vom 7. Februar 1835 (Gejegfammilung S. 18) bes 
zeichneten Gewerbe betreiben, können nicht Bürgermeiiter fein. ; 

».8 31. Der Beigeorbnete und die Schöffen ($. 29.) werben auf ſechs Jahre, der Bürger: 
meifter und die übrigen befoldeten Magiftratsmitglieder dagegen auf zwölf Jahre von ber Stadt: 
verorbnetens®erfammlung gewählt. Auc können Beigeorbnete mit Beſoldung angeftellt werben, 
und erfolgt in diefem Falle deren Wahl gleichfalls auf zwölf Jahre. 

Alle drei Jahre fcheidet die Hälfte der Schöffen aus und wird durch neue Wahlen erfegt. 
Die das erfte Mal Ausiceidenden werden durd) das Loos beſtimmt. Die Ausfcheidenden können 
wieder gewählt werben. Wegen der außergewöhnlichen Erſatzwahlen fommt die Beltimmung 
$. 21. zur Anwendung. j 

$. 32. Für jedes zu wählende Mitglied des Magiftrats wird beſonders abgeftimmt. Die 

Wahl erfolgt durch Stimmzettel. Wird die abfolute Stimmenmehrheit bei der erſten Abſtim— 
mung nidyt erreicht, fo werden diejenigen vier Perſonen, auf welche die meilten Stimmen ges 
fallen find, auf eine engere Wahl gebracht. Wird auch bierdurd die abfolute Stimmenmehrheit 
nicht erreicht, fo findet unter denjenigen zwei Perſonen, welde bei der zweiten Abftimmung die 
meiſten Stimmen erhalten haben, eine engere Wahl ftatt. Bei Stimmengleichheit enticheidet Das Loos. 

$. 33. Die gewählten Bürgermeifter, Beigeorbneten, Schöffen und befoldeten Magiftrats: 
mitglieder bedürfen der Beftätigung. Die Beltätigung fteht zu: 

1) dem Könige binfichtlich der VBürgermeifter und Beigeordneten in Städten von mehr als 

10,000 Ginwohnern; 
2) der Regierung hinfichtlidy der Bürgermeifter und Beigeorbneten in Städten, welche nicht 
Er. S, f. Berw. B. Supplement, 2 
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über 10,000 Ginwohner haben, fowie hinſichtlich der Schöffen und der befoldeten Mas 
giftratsmitglieder in allen Städten, ohne Unterſchied ihrer Größe, 

Mird die Beſtätigung veriagt, fo fchreitet die Stadiverorbneten:Berfammlung zu einer neuen 
Mahl. Wird aud dieſe Wahl nicht beftätigt, fo if die Regierung berechtigt, die Stelle einft: 
weilen auf Koften der Stadt kommiſſariſch verwalten zu laflen. 

Daſſelbe findet hatt, wenn die Stadiverorbneten die Wahl verweigern, ober den nad) ber 
erſten Wahl nicht Beftätigten wieder erwählen follten, 

Die kommiſſariſche Verwaltung dauert fo lange, bie bie Wahl der Stabtverorbneten-Berfamm: 
Jung, deren wiederholte Bornahme ihr jederzeit zufteht, die Beftätigung des Könige, beziehungs— 
weiſe der Megierung erlangt bat. 

$. 34. Die Mitglieder des Magiftrats werden vor ihrem Amtsantritt dur den Bürger: 
meifter in öffentliher Sigung der Stadtverorbneten: Berfammlung in Eid und Pflicht genommen; 
der Bürgermeifter wird von Regierungspräfidenten ober einem von dieſem zu ernennenden Kom: 
mifar in öffentliher Sigung der Stattverorbneten:Berfammlung vereibet. 

Magiitratsmitgliedern, weldye ihr Amt mindetens neun Jahre mit Ehren befleivet haben, 
kann in Uebereintimmung mit der Stadtverorbneten » Verfammlung von dem Magiſtrat bas 
Prädikat „Stabtältefter” verliehen, werden. 


Vierter Titel, 
Don den Derfammlungen und Gefchäften der Stadtverordneten. 


$. 35. Die Stabtverorbneten » Berfanmlung hat über alle Gemeinde: Angelegenheiten zu 
befchließen, foweit diefelben nicht ausſchließlich dem Magiſtrate überwiefen iind. Cie giebt ihr 
Gutachten über alle Gegenftände ab, welche ihr zu dieſem Zwede durch die Auffihtsbehörben 
vorgelegt werden. Aleber andere als Gemeinde-Angelegenheiten dürfen die Stabtversrhneten nur 
dann berathen, wenn folde durch befondere Gejege oder in einzelnen Fällen durch Aufträge ber 
Auffichtsbehörde an fie gewiefen find. 

Die Stadtverorbneten find an Feinerlei Inftruftion oder Aufträge ber Wähler oder der Wahl 
bezirke gebunden. 

$. 36. Die Beſchlüſſe der Stadtwerorbneten bedürfen, wenn fie folde Angelegenheiten be: 
treffen, weldye durdy das Geſetz dem Magiftrate zur Ausführung überwielen find, der Zufim: 
mung des legtern. Verſagt dieſer die Zuftimmung, fo hat er die Gründe dieſer Berfagung der 
Stadiverordneten » Berfammlung mitzutheilen. Grfolgt hierauf feine Verftändigung, zu deren 
Herbeiführung fowohl von dem Magiftrate als den Stadtverordneten die Ginfegung einer ges 
meinfchaftlihen Kommiſſion verlangt werden fann, fo it die Entſcheidung ber Negierung einzus 
holen. — Die Stadiverorbnneien : Berfammlung darf ihre Beſchlüſſe in feinem Falle felbit zur 
Ausführung bringen. 

$. 37. Die StadtverorbnetensBerfammlung Eontrolirt die Verwaltung. Sie ift daher be: 
rechtigt, fi von der Ausführung ihrer Beſchlüſſe und der Verwendung aller Gemeinde-Ein- 
nahmen Ueberzeugung zu verfhaffen. Sie kann zu diefem Zwede von dem Magiftrat die Ein: 
fiht der Aften verlangen, und Ausſchüſſe aus ihrer Mitte ernennen, zu welden ber Bürgers 
meifter ein Diitglied des Magiftrass abzuordnen befirgt if. 

$. 38. Die Stadtverordneten-Verſammlung wählt jährlich einen Borfigenden, fowie einen 
Stellvertreter beffelben, und einen Schriftführer, fowie einen Stellvertreter defielben, aus ihrer 
Mitte; doc fann auch die Stelle des Schriftführers cin von ben Stabtverorbnneten nicht as 
ihrer Mitte gewählter, in öffentliher Sitzung hierzu von dem Bürgermeifter vereideter Protokoll: 
führer vertreten. Diefe Wahlen erfolgen in dem $. 32. vorgeichriebenen Verfahren. 

Die Stadtverordneten verſammeln fi, fo oft es ihre Geſchäfte erfordern. 

Der Magiftrat wird zu allen Verfammlungen eingeladen und fann ſich durd Abgeorbnete 
vertreten laffen. Die Stadtverorbneten können verlangen, daß Nbgeorbnete des Magiftrats das 
bei anweiend find. Der Magiftrat muß gehört werden, fo oft er es veılangt, 

$. 39. Die Zufammenverufung der Stadtverorbneten gefchieht durch den Vorfigenden; fie 
muß erfolgen, fobald es von einem Viertel der Mitglieder oder von dem Magiftrat verlangt wird. 

$. 40. Die Art und Weife der Zufammenberufung wird eins für allemal von ber Stadt: 
verorbnieten:Berfammlung feftgeftellt. 

Die Zufammenberufung erfolgt unter Angabe der Gegenftände der Verhandlung; mit Aus: 
nahme dringender Falle muß diefelbe wenigitens zwei freie Tage vorher ftattbaben. 

$. 44. Durch Beihluß der Stadtverorbneten können aud regelmäßige Sipungstage feh- 
geſetzt, es müſſen jedoch aud dann die Gegenftände der Verhandlung mit Ausnahme bringender 
Fälle mindeflens zwei freie Tage vorher den Stadtverordneten und dem Magiftrat angezeigt 
werben. 

$. 42. Die Stabtverorbnetens Verfammlung fann nur befchließen, wenn mehr als bie 
Hälfte der Mitglieder zugegen ift. Eine Ausnahme hiervon findet flatt. wenn bie Stadtverord⸗ 
neten, zum zweiten Male zur Berhandlung über denfelben Gegenftand zufammenberufen, dennoch 
nicht in genügender Anzahl erfhienen find. Bei ber zweiten Zufanımenberufung muß auf biefe 
Beſtimmung ausdrücklich hingewieſen werden. 
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$. 43. Die Beſchlüſſe werden nah Stimmenmehrheit gefaßt. Bei Stimmengleichheit ent: 
fcheidet die Stimme des Vorfigenden. Wer nicht mitftimmt, wird zwar als anwefend betrachtet, 
bie Stimmenmehrheit wird aber lediglidy nad der Zahl der Stimmenden fegeftellt. 

$. 44. An Berhandlungen über Rechte und Verpflichtungen der Stabtgemeinde barf ber: 
jenige nicht Theil nehmen, defien Interefie mit dem der Gemeinde in Widerfpruch fteht. Kann 
wegen biefer Ausfchließung eine beichlußfähige Verſammlung nicht gehalten werden, fo hat der 
Magiftrat, oder, wenn aud) diefer aus dem vorgedachten Grunde einen gültigen Beſchluß zu 
fafien nicht befugt if, die Auffichtsbehörde fiir die Wahrung des Gemeinde-Interefles zu forgen 
und nöthigenfalls einen befonderen Vertreter für die Stadtgemeinde zu beftellen. 

Sollte ein Prozeß der Stadtgemeinde gegen alle oder mehrere Mitglieder des Magiftrats 
aus Beranlaffung ihrer Amtsführung nothwendig werben, fo hat die Regierung auf Antrag ber 
StadtverorbnetensBerfammlung zur Führung des Prozefies einen Anwalt zu beftellen. 

$. 45. Die Sigungen der Stadtverorbneten find öffentlih. Für einzelne Gegenſtände 
fann durch befonderen Beſchluß, welcher in geheimer Sitzung gefaßt wird, die Deffentlichkeit 
ausgefchloffen werden. Die Sigungen türfen nicht in Wirthshäufern oder Schänten gehal- 
ten werben. 

$. 46. Der Borfigende leitet die Verhandlungen, eröffnet und fchließt bie Sitzungen und 
handhabt die Ordnung in der Verfammlung. Er kann jeden Zuhörer aus dem Gikungszim: 
mer entfernen laſſen, welcher öffentliche Zeichen des Beifalls oder des Mißfallens giebt oder Un— 
ruhe irgend einer Art verurfacht. 

$. 47. Die Beſchlüſſe der Stabiverordneten : Berfammlung und die Namen ber dabei an- 
wefend geweſenen Mitglieder find in ein befonderes Buch einzutragen. Sie werben von bem 
Borfigenden und wenigftens drei Mitgliedern unterzeichnet. 

Dem Magiſtrat müſſen alle Beſchlüſſe der Stadtverorbneten, auch diejenigen, welde ihm 
durch das Geſetz zur Ausführung mict überwiefen find, mitgetheilt werben. 

$. 48. Den Stadtverorbnieten: Berfammlungen bleibt überlaffen, unter Buftimmung bes 
Magiftrats eine Gefhäftsordnung abzufaflen und darin Zuwiderhandlungen ber Mitglieder gegen 
bie zur Aufrehthaltung der Ordnung gegebenen Borfchriften mit Strafen zu belegen; dieſe 
Strafen können nur in Geldbußen bis zu fünf Thalern und bei mehrmals wiederholten Zu: 
widerhandlungen in der auf eine gewiſſe Zeit oder für die Dauer der Wahlperiode zu verhängen: 
ben Ausſchließung aus der Verſammlung beftehen. . 

ge der Muagiftrat feine Zuftimmung, fo tritt das im $. 36. vorgefchriebene Berfah: 
ren ein. 

$. 49. Die Stadtverorbneten bejchließen über bie Benugung bes Gemeindevermögens ; 
die Deflasation vom 26. Juli 1847 (Gefepfanmlung S. 327) bleibt dabei maaßgebend. 

Ueber das Bermögen, weldyes nicht der GemeindesKorporation in ihrer Oefammtheit gehört, 
fann bie Stabtverorbneten:Berfammlung nur infofern beſchließen, als fie dazu durch den Willen 
der Betheiligten oder durch fonftige Rechtstitel berufen ift. 

Auf das Vermögen der Rorporationen und Stiftungen haben bie zur Stadtgemeinde ge: 
hörenden Einwohner ($. 3.) als folde und auf dasjenige Vermögen, welches blos den Haus: 
befigern ober anderen Klafien der Einwohner gehört, haben andere Perfonen feinen Anſpruch. 

In Anfehung der Verwaltung und Verwendung des Vermögens der Gtiftungen bewenbet 
es bei den ftiftungsmäßigen Beſtimmungen. Soweit es hierbei auf den Begriff von Bürger 
anfommt, find die Bellimmungen des gegenwärtigen Gefeßes ($. 5.) an ſich felbft nicht 
maaßgebend. 

$. 50. Die Genehmigung ber Regierung iſt erforderlich: 

1) zur Beräußerung von Grundftüden und ſolchen Gerechtfamen, welche jenen gefeglic 
gleihneRent find; 
2) zur Veräußerung oder wefentlihen Beränderung von Sadyen, welde einen befondern 
wiflenfhaftliden, Hiftorifhen oder Kunftwertb haben, namentlih von Archiven; 
3) zu Anleihen, durch welche die Gemeinde mit einem Sculdenbeftand belaftet, oder ber 
bereits vorhandene vergrößert wird, und 
4) zu Veränderungen in dem Genuffe von Gemeindenugungen (Wald, Weide, Haide, Torf: 
ftih und dergleichen). 

$. 51. Die freimillige Veräußerung von Grunditüden u. f. w. ($. 50. Nr. 1.) darf nur 
im Wege der Lizitation auf Grund einer Tare ftatifinden. 

Zur Gültigkeit der Lizitation gehört: 

1) einmalige Befanntmahung dur das Amtsblatt des Regierungsbezirks und bie für Be 
fanntmadhungen des Magiftrats üblichen öffentlidhen Blätter; 

2) eine Grit von ſechs Wochen von der Bekanntmahung bis zum Lizitationss Ter: 
mine, un 

3) Abhaltung biefes Termins durch eine Juſtiz- oder Magiftratsperfon. 

Das Ergebniß der Lizitation ift ber Stadtverordneten-Verſammlung mitzutheilen und kann 
nur mit deren Genehmigung der Zuſchlag ertheilt werben. 

In befonderen Fällen kann die Regierung auch den Verfauf aus freier Hand, fowie einen 
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Taufch geftatten, ſobald fie fi überzeugt, daß ber Bortheil ber Gemeinde dadurch geför: 
tert wird, 

Für die Hypothekenbehörde genügt zum Nacweife, dab der Borfchrift diefes Paragraphen 
genügt worden, die Betätigung des Vertrages durch die Regierung. 

$. 52. Durch Gemeindebefhluß fann die Erhebung eines Ginzugsgeldes angeorbnet. und 
von deflen Entrichtung die Niederlaffung in der Gemeinde ($. 4. des Gefepes vom 31. Dezbr. 
1842 Nr. 2317.) abhängig gemacht werden. 

Nußerdem kann von Allen, fowohl von ben Neuanziehenden als von denen, welche ber 
Gemeinde bereits angehörig find, bei der Begründung eines felbflitändigen Hausftandes eine 
Abgabe (Wintritts: oder Hausſtandegeld) gefordert und von deren Gntrihtung die Theilmahme 
an dem Bürgerrecht ($. 5.) abhängig gemadt werben. 

Die Theilnahme an den Gemeindenußungen ($. 50. Nr. 4.) fann außerdem von ber 
Gntrichtung einer jährlichen Abgabe und anftatt oder neben berfelben von Gntrichtung eines 
Einkaufsgeldes abhängig gemacht werden, durdy deren Entrichtung aber die Ausübung des Bür— 
gerrechts niemals bedingt wird. 

Alle derartige Beichlüffe bedürfen der Genehminung ber Regierung. Die mit dem Befige 
eingelmer Grundftücde verbundenen oder auf fonftigen bejonderen Rechtstiteln beruhenden 
Nugungsrechte find den Beftimmungen diefes Paragraphen nicht unterworfen. 

Beamte, welde in Folge dienftliher Verſetzung ihren Aufenthalt im Stadtbezirk nehmen, 
find zur Gntricdtung des Ginzugsgeldes und des Hausftandesgeldes nicht verbunden. 

$. 53. Soweit die Ginnahmen aus dem ſtädtiſchen Vermögen nicht binreihen, um bie 
durch das Bedürfniß oder die Berpflihtungen der Gemeinde erforberlidien Geldmittel zu bes 
ſchaffen, fönnen die Stabtverorbneten die Aufbringung von Gemeindeflenern befcyließen. 

Dieje können beftehen: 

1. In Zufchlägen zu ven Staatsfteuern, wobei folgende Befimmungen gelten: 

1) die Steuer für den Gewerbebetrieb im Umherziehen darf nicht belaflet werben; 

2) bei ten Zuſchlägen zur klaſſifizirten Ginfommenfteuer muß jedenfalls das außerhalb 
der "Gemeinde belegene Grundeigenthum außer Berehnung bleiben; 

3) die Genehmigung der Regierung ift erforberlidy: 

a) für alle Zufcläge zur Ginfommenftener; 

b) für Zufcläge zu dem übrigen direkten Steuern, wenn ber Zuſchlag emtmeber 
funfzig Prozent der Staatsfteuern überfteigen, oder nicht nach gleihen Eäpen 
auf diefe Steuern verheilt werden fol. Zur Freilaſſung oder geringeren Be: 
laftung der legten Klafienfteuerfiufe bedarf es diefer Genehmigung nidt; 

ec) für Zuſchläge zu den indirekten Steuern. } 

II. In befonderen direkten oder indirekten Gemeindeſteuern, welche ber Genehmigung der 
Megierung bedürfen, wenn fie neu eingeführt, erhöht, oder in ihren Grundfägen vers 
ändert werden follen. 

Bei befenderen Kommunal: @infommenfteuern ift jedenfalls die sub I, 2. erwähnte Be: 
fhränfung maafgebend. Die beftehenden direkten Kommunal: Ginfommenftenern werden einer 
erneuten Prüfung und Genehmigung der Negierung unterworfen. 

In den über die Erhebung von Konmmnaliteuern zu erlaflenden, von ber Regierung zu 
genehmigenden Regulativen können Drbnungsitrafen gegen die Kontravenienten bis anf Höhe 
von zehn Thalern angeordnet werden. 

$. 54. Die Gemeinde fann durch Beihluß der Stabtverorbneten zur Leiftung von Dien: 
ſten (Hand« und Spanndienften) Behufs Ausführung von Gemeinde: Arbeiten verpflichtet wer: 
den: die Dienite werden in Geld abgefhäßt, die Vertheilung geſchieht nach dem Maaßitabe der 
SGemeinder Abgaben oder in deren Grmangelung nad) dem Maaßftabe der direften Steuern. — 
Abweihungen von tiefer Vertheilungsart bedürfen der Genehmigung der Regierung. Die 
Dienfte können, mit Anenahme von Nothfällen, durch taugliche Stellvertreter abgeleiftet oder 
nach der Abſchätzung an die Gemeindefafle gezahlt werben. 

$. 55. Die in Bezug auf die Behandlung der Gemeindewaldungen für die einzelnen 
Landesıheile erlaſſenen Gefege und Beflimmungen bleiben in Kraft, bis ihre Abänderung im 
gefeglihen Wege erfolgt fein wird. 


Fünfter Titel. _ 
Don den Gefchäften des Magiſtrats. 


$. 56. Der Magiſtrat hat als Ortsobrigfeit und Gemeindes Berwaltungsbehörbe inss 
befondere folgende Geſchaͤfte: 
1) Die Gefege und Berordnungen, fowie bie Verfügungen ber ihm vorgefegten Behörben, 
auszuführen ; 
2) die Beidlüfle der Stabtverorbneten : Berfammlung vorzubereiten und, fofern er fich. mit 
denfelben einverftanden erklärt, zur Ausführung zu bringen. i 
Der Magiitrat ift verpflichtet, die Zuſtimmung und Ausführung zu verfagen, wenn 
von den Stabtverorbneten ein Beſchluß gefaßt iſt, welcher deren Befugniſſe überfchreitet, 
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gefeß: ober rechtswidrig if, das Staatswohl oder das Gemeinde-Intereſſe verlegt. In 
Fällen diefer Art ift nad) den Beitimmungen im $. 36. zu verfahren; 

3) die ſtädtiſchen Gemeinde:Anftalten zu verwalten und diejenigen, für welche befonbere 
Verwaltungen eingefegt find, zu beauffidtigen; 

4) die Ginfünfte der Stedigemeinde zu verwalten, die auf dem Gtat oder befonderen Bes 
fhlüfien der Stadtverorimeren beruhenden Ginnabmen und Ausgaben anzuweiſen und 
das Rechnungs- und Kaflenweien zu überwachen. Bon jeder regelmäßigen Kaflen: 
reviſion ift der Stadtverordneten- Verſammlung Kenniniß zu geben, damit fie ein Mit: 
glied oder mehrere abordnen fünne, um dieſem Geſchaͤfte beizuwohnen; bei außerordent⸗ 
lichen Kaſſenreviſionen iſt der Vorſitzende oder ein von demſelben ein- fir allemal bes 
zeichnetes Mitglied der Stadiverorbneten:Berfanmmlung zuzuziehen; 

5) das Gigenthum der Stadtgemeinde zu verwalten und ihre Rechte zu wahren; 

6) die Gemeindebeamten, nachdem die Etadtverortneten darüber vernommen worden, anzu—⸗ 
ftellen und zu beaufſichtigen. Die Anftellung erfolgt, foweit es ſich nidt um werübers 
gehende Dienttleiftungen handelt, auf Lebenezeit; diejenigen Unterbeamten, welche nur 
zu mehanifchen Dienftleiftungen beflimmt find, können jedeh auf Kündigung angenems 
men werden. Die von den Gemeindebeamten zu leitenden Kautionen beftimnt ver 
Magiftrat nah Anhörung der Etadtverorbneten : VBerfammiung. In Städten bis zu 
10,000 Einwohnern ($. 30. 2.) fünnen tie Geſchäfte des Gemeinde: Ginnehmers nad) 
Vernehmung der Stadtverordneten-Verſammlung und mit Zuftimmung der Regierung 
dem Kämmerer übertragen werben; 

7) die Urkunden und Nften der Stadtgemeinde aufzubewahren; 

8) die Stadtgemeinde nady Außen zu vertreten und Namens derfelben mit Behörden und 
Privatperfonen zu verhandeln, den Schriftwerifel zu führen und die Gemeinde-Urkunden 
in der Urfchrift zu vollziehen. Die Ansfertigungen der Urkunden werden Namens der 
Stadtgemeinde von den Bürgermeifter oder feinem Stellvertreter gültig unterzeichnet; 
werben in denfelben Verpflichtungen der Stadtgemeinde übernommen, fo muß noch die 
Unterfchrift eines Magitrars: Mitgliedes hinzufommen; in Fällen, wo die Genehmigung 
der Nuffichtsbehörde erforderlich ift, muß a. in beglaubigter Form der gedachten 
Ausfertigung beigefügt werben; 

9) die ftädtifchen Gemeinde-Abgaben und Dienfte ned) den Geſetzen und Beſchlüſſen auf bie 
Berpflichteten zu vertheilen und die Beitreibung zu bewirfen. 

$. 57. Der Magiſtrat fann nur befchließen, wenn mindefteng die Hälfte, in Stabtgemein: 
ben, iR mehr als 100,000 Einwohner haben, mindeitens ein Drittheil feiner Mitglieder 
ugegen i 
. Die Beihlüfe werden nah Stimmenmehrheit gefaßt, Bei Stimmengleihheit iſt die 
Stimme des Borfigenden entfcheidend. Den Borfig führt der Bürgermeiſter ober fein Stell: 
vertierer. Der Vorſitzende iſt verpflichtet, wenn ein Beihluß des Magiftrats deſſen Befugniffe 
überfchreiter. geſetz⸗ oder rechtswidrig iſt. das Etaatswohl oder das Gemein-Intereſſe verlegt, 
die Ausführung eines folhen Beicluffes zu beanftanden und die Entſcheidung der Regierung 
einzuholen. Der Beigeortnete nimmt auch außer dem alle der Stellvertretung an den Wer: 
bandlungen und Beſchlüſſen Theil. 

Bei Beratbungen über folhe Gegenflände, welche das Privat-Intereſſe eines Mitgliedes des 
Magiftrats oder feiner Angehörigen berühren, muß daſſelbe ſich der Theilnahme an der Beras 
par und Abſtimmung enthalten, auch fid während der Berathung aus dem Eipungszimmer 
entfernen. 

$. 58. Der Bürgermeifter leitet und beauffihtigt den ganzen Geſchäftsgang ber ftäbtifchen 
Verwaltung. 

In allen Fällen, wo bie vorherige Beſchlußnahme durch den Magiſtrat einen nachtheiligen 
Beitverluft verurfachen würde, muß der Bürgermeifter die dem Magiftrat obliegenden Geſchäfte 
vorläufig allein beforgen, jedoch dem legteren in ber nädhften Sigung Behufs der Betätigung 
ober andermweitigen Beſchlußnahme Bericht erftatten. 

Zur Erhaltung ber nöthigen Disziplin ficht dem Bürgermeifter das Recht zu, ben Ges 
meindebeamten Geldbußen bis zu drei Thalern und außerdem den untern Beamten Arreftitrafen 
His zu drei zn aufzulegen ($$. 15., 19. und 20. des Gefeges vom 21. Juli 1862, Gefep- 
fammlung ©. 465). 

$. 59. * dauernden Verwaltung oder Beaufſichtigung einzelner Geſchäftszweige, ſowie 
zur Erledigung vorübergehender Aufträge können beſondere Deputationen entweder blos aus 
Mitgliedern des Magiftrats, oder aus Mitgliedern beider Gemeindebehörden, oder aus letzteren 
und aus flimmfähigen Bürgern gewählt werden. Zur Bildung gemifchter Deputationen aus 
beiden Stabtbehörben ift der übereinſtimmende Beſchluß beider erforderlich. 

Zu diefen Deputationen und Kommiffionen, welde übrigens in allen Beriehungen dem 
Magiftrate untergeordnet find, werben die Stadtverordneten und ftimmfähigen Bürger von der 
Stadtverorbneten » Berfammlung gewählt, die Magiitrats- Mitglieder dagegen von dem Bürger: 
meifter ernannt, welcher auch unter legteren den Borfigenden zu bezeichnen hat. 


22 1853. (2. 30. Mai.) 


Durch fatutarifche Anordnungen können nad ben eigenthümlichen örtlihen Berhältniffer 
befondere Feftiegungen über die Zufammenfegung der bleibenden Berwaltungs : Deputationen 
getroffen werben, 

$. 60. Städte von größerem Umfange oder von zahlreicherer Bevölkerung werben von 
dem Magiſtrat nad) Anhörung der Stadtverorbneten in Ortsbeziefe getheilt. 

Jedem Bezirk wird ein Bezirksvorſteher vorgejegt, welcher von den Stabtverorbneten aus 
ben ftimmfähigen Bürgern des Bezirks auf fehs Jahre erwählt und vom Magiftrat beftätigt 
wird, Im gleicher Weiſe wird für dem Fall der Verhinderung des Bezirfsvorfichers ein Stell: 
vertreter defielben angeftellt. 

Die Bezirfsvorfteher find Organe des Magiftrats und verpflichtet, feinen Anorbnungen 
Folge zu leiften, ihn namentlid in den örtlichen Geſchäften des Bezirks zu unterftügen. 

$. 61. Jedes, Jahr, bevor fid die Stadtverorbneten:Berfammlung mit dem Haushaltsetat 
befhäftigt, hat der Magiftrat in öffentliher Sigung derſelben über die Verwaltung und ben 
Stand der Gemeinde-Angelegenheiten einen vollitändigen Bericht zu eritatten. Tag und Stunde 
werden wenigitens zwei freie Tage vorher in der Gemeinde befannt gemadıt. 

$. 62. Der Bürgermeifter hat nad näherer Beflimmung der Gefege folgende Geſchäfte 
zu beforgen: 

I. wenn die Handhabung der Ortspolizei nicht Königlihen Behörden übertragen ift: 

1) die Handhabung der Ortspolizei; 

2) die Verrichtung eines Hülfsbeaniten ber gerichtlichen Polizei; 

3) bie Verrichtungen eines Polizeianwalts, vorbehaltlich der Befugniß der Behörde, in 
den Fällen 2. und 3. andere Beamten mit diefen Gefchäften zu beauftragen. 

Dem Bürgermeifter am Site eines Gerichts kann die Vertretung ber Polizei: 
anwaltichaft bei dem Gericht aud für die übrigen Gemeinden des Gerichtsbezirks 
gegen angemefiene Entfchädigung ‚übertragen werden, in deren Hinfidyt nähere Be: 
ftimmungen vorbehalten bleiben. 

II. Alle örtlichen Geſchäfte der Kreis:, Bezirks, Provinziale und allgemeinen Staatsverwal: 
tung, namentlid aud das Führen der Perfonenftandsregifter, fofern nicht andere Behör⸗ 
den dazu beftimmit find. 

Ginzelne diefer unter I. und II. erwähnten Geſchäfte können mit Genehmigung ber Re 
gierung einem andern Magiflrats-Mitgliede übertragen werben. 

$. 63. In Betreff der Befugniß der Stadtbehörden, ortspolizeilihe Verordnungen zu ers 
laſſen, fommen die darauf bezüglidyen Gefege zur Anwendung. 


Sechſter Titel, 
Don den Gehältern und Penfionen. 


$. 64. Der Normaletat aller Befoldungen mwirb von dem Magiftrat entworfen und von 
ben Stabtverorbneten feitgefeßt. 

Iſt ein Normal: Befoldungsetat überhaupt nicht oder nur für einzelne Theile der Berwal- 
—— ſo werden die in ſolcher Weiſe nicht vorgeſehenen Beſoldungen vor der Wahl 
eſtgeſetzt. 

Hinſichtlich der Bürgermeiſter und der beſoldeten Magiſtrats-Mitglieder unterliegt die Feſt— 
ſetzung der Beſoldungen in allen Fällen der Genehmigung der Regierung. Die Regierung iſt 
ebenſo befugt als verpflichtet, zu verlangen, daß ihnen die zu einer zwedmäßigen Verwaltung 
angemeflenen Befoldungsbeträge bewilligt werben. 

Den Beigeorbneten, infofern ihnen nicht eine Befoldung befonders beigelegt ift ($- 31.), 
fönnen mit Genehmigung der Regierung feſte Entfhäbigungsbeträge bewilligt werben. Schöffen 
und Stadtverorbnete erhalten weder Gehalt nech Memuneration, und ift nur die Vergütung 
baarer Auslagen zuläffig, welche für fie aus der Ausrichtung von Aufträgen entftehen. 

$. 65. Den Bürgermeiftern und den befoldeten Mitgliedern des Magiftrats find, fofern 
nicht mit Genehmigung der Regierung eine Vereinbarung wegen der Penfion getroffen iſt, bei 
eintretender Dienftunfähigfeit, oder wenn fie nach abgelaufener Wahlperiode nicht wieder gewählt 
werden, folgende Penjtonen zu gewähren: 

4 des Gehalts u Dienftzeit, 
“=: ⸗ s 12 >= ⸗ 


3 2 ⸗ :24 =: ⸗ 

Die auf Lebenszeit angeſtellten beſoldeten Gemeindebeamten erhalten, inſofern nicht mit dem 
Beamten ein Anderes verabredet worden iſt, bei eintretender Dienſtunfähigkeit Penſton nach den: 
ſelben Grundfägen, welde bei den unmittelbaren Stantsbeamten zur Anwendung fommen. 

Ueber die Penfionsanfprüdhe der Bürgermeifter, der befoldeten Magiftrats-Mitglieder und 
übrigen befoldeten Gemeindebeamten entfcbeidet in ftreitigen Fällen die Regierung. Gegen ben 
Beihluß der Regierung, foweit berfelbe ſich nicht auf die Thatfache der Dienflunfähigfeit oder 
darauf bezieht, welder Theil des Dienfteinfommens ald Gehalt anzufehen fei, findet die Beru- 
fung anf richterliche Entſcheidung flatt. Ungeachtet der Berufung find bie feſtgeſetzten Beträge 
vorläufig zu zahlen. 
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Die Penſion fällt fort oder ruht infoweit, als der Penfionirte durch anderweitige Anſtellung 
im Staats: oder Gemeindedienfte ein Ginfommen oder eine neus Benflon erwirbt, welche mit 
Zurehnung der erſten Penfion fein früheres Einkommen überfleigen. 


Siebenter Titel, 
Don dem Gemeindehaushalte, 


$. 66. Weber alle Ansgaben, Ginnahmen und Dienfte, welche ſich im Borans beſtimmen 

laſſen, entwirft der Magitrat jährlich, fpäteftens im Dftober, einen Haushaltsetat. Mit Zus 
ſtimmung der Stadtverortneten fann die Etatsperiode bis anf drei Jahre verlängert werten. 

Der Entwurf wird act Tage lang, nad vorheriger VBerfündigung, im einem oder mehreren 
von dem Magiſtrat zu beflimmenden Lofalen zur Einfiht alter Binwohner der Stadt offen ges 
legt und aladann von den Stadtverorbneten feſtgeſtellt. Cine Abſchrift des Gras wird fofort 
der Aufſichtsbehörde einyereicht.. - 

8. 67. Der Magiftrat hat dafür zu forgen, daß ber Haushalt nah dem Gtat ges 
führt werde, 

Ausgaben, welche außer dem Etat geleiftet werben follen, bebürfen der Genehmigung ber 
Stadtverordneten. 

$. 68. Die Gemeinde⸗Abgaben und die Geldbeträge der Dienſte ($. 54.), ſowie tie Ab⸗ 
gaben für die Theilnahme an den Nutzungen ($. 52.) und die fonfligen Gemeindegejälle wers 
den von den Säumigen im Stener-Grefutionswege beigetrieben.  . 

$. 69. Die Jahresrechnung ift von dem Ginnehmer vor dem 1, Mai des folgenten Jahr 
res zu legen und dem Magiitrat einzureichen. Diefer bat die Rechnung zu revidiren und foldye 
mit feinen Erinnerungen und Bemerfungen den Stabtverorbneten zur Prüfung, Weititellung und 
Entlaftung vorzulegen. 

8. 70. Die Feftitellung der Rechnung muß vor dem 1. Oktober bewirft fein. 

Der Magiftrat hat der Aufſichtsbehörde fofort eine Abfchrift des Feſtſtellungebeſchluſſes 
vorzulegen. 

Durch ftatutarifhe Anordnungen fönnen aud andere Friften, als vorftehend für die Legung 

und Fefftellung der Redinung beftimmt find, feſtgeſetzt werben. 

$. 71. Weber alle Theile des Vermögens der ‚Stadtgemeinde hat der Magiſtrat ein Lagers 
buch zu führen, Die darin vorfommenden Veränderungen werden den Stadtverorbnetem bei ber 
Rehnungsabnahme zur Brflärung vorgelegt, 


Achter Titel, 
Don der Einrichtung der ftädtifchen Derfaffung ohne kollegialifchen Gemeindevorſtand 
für Städte, welche nicht mehr als 2500 Einwohner haben. 
$. 72. In Etäbten von nicdt mehr als 2500 Ginwohnern kann auf Antrag ber Ges 
meindevertretung unter Genehmigung der Regierung die Einrichtung getroffen werden, daß 
1) die Zahl der Stadtverordneten bis auf fehs vermindert, und 
2) fatt des Magiftrats nur ein Bürgermeiiter, welcher den Vorſitz in der Stadtverordneten⸗ 
Berfammlung mit Stimmrecht zu führen hat, und zwei oder drei Schöffen, welde den 
Bürgermeiſter zu unterftügen und in Berhinderungsfällen zu vertreten haben, gewählt 
werben. 
$. 73. Wird eine Ginmrihtung nad, Maafigabe der Beſtimmung unter 2. in $. 72, ge 
troffen, fo geben alle Rechte und Pflichten, welde in den Vorfchriften der Titel F. bis VIE. dem 
Magiftrat beigelegt find, auf den Bürgermeilter mit denjenigen Modififationen über, welche fi 
ats nothwendig daraus ergeben, daß ber Bürgermeifter zugleich ſtimmberechtigter Vorſitzender 
der Stabtverorbnetens Berfammlung ift. Demfelben fteht infonderheit ein Recht ter Zuftimmung 
zu den Beichlüffen der Stadtverordneten nicht zu; er ift aber in den im zweiten Sage unter 2: 
des $. 56. bezeichneten Fällen die Ausführung der Beſchlüſſe der Stadtverordneten-Verſammlung 
zu beanftanden,. und, wenn biefe bei nodmaliger Berathung bei ihrem Beichluffe beharrt, die 
Enticheidung der Megierung einzuholen verpflichtet. — Im Uebrigen finden bei ten Städten, 
welche die gedachte Ginrictung angenommen haben, die VBorfchriften der Titel T. Bis VII. gleih- 
falle, jedody mit der Maafgabe Anwendung, daß die Schöffen zugleich Stadtverorbnete fein 
können, und daß es genügt, wenn die Beichlüfle der Stadtverordneten-Verſammlung ($. 47.) 
nur von dem Borfigenden und einem Mitgliede unterzeichnet werden. 


Neunter Titel, 


Don der Verpflichtung zur Annahme von Stellen und von dem Ausfcheiden aus den- 
felben wegen Derluftes des Sürgerrechts. 

‚$ 74. Gin jeder flimmfähiger Bürger ift verpflichtet, eine unbefoldete Stelle in der Ger 
meindeverwaliung oder Vertretung anzunehmen, fowie eine angenommene Stelle mindeftens drei 
Jahre lang zu verfehen. 

Zur Ablehnung ober zur früheren Niederlegung einer folhen Stelle berechtigen nur folgende 
Entfhuldigungsgründe: 
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1) anhaltende Krankheit; 

2) Gefchäfte, die eine häufige oder lange dauernde Abwejenheit mit fi bringen; 

3) ein Alter über fechszig Jahre; 

4) die früher ftattgehabte Verwaltung einer unbefoldeten Stelle für die nädften drei Jahre; 

5) die Verwaltung eines anderen öffentlihen Amtes; 

6) Ärztliche oder wundärztlihe Praxis; 

7) ſonſtige befondere Berhältniffe, welde nad) dem Ermeſſen der Stabtverorbneten-Berfanm: 
lung eine gültige Entſchuldigung begründen. 

Mer fih ohne einen diefer Gntihuldigungsgründe weigert, eine unbefoldete Stelle in der 
Gemeindeverwaltung oder Vertretung anzunehmen oder die noch nicht drei Jahre lang verfehene 
Stelle ferner zu verfehen, fowie derjenige, welder fid) der Verwaltung folder Stellen thatſächlich 
entzieht, kann durch Beſchluß der Stadtverorbneten auf drei bis ſechs Jahre ter Ausübung des 
Bürgerrechts verlufig erklärt und um eim Achtel bis ein Wiertel ſtärker zu den bireften 
Gemeindeabgaben herangezogen werden. Diefer Beſchluß bedarf der Beflätigung der Aufſichts— 
behörbe ($. 76.). 

$. 75. Wer eine, das Bürgerrecht vorausfegende Stelle in der Berwaltung oder Ver: 
tretung der Stadtgemeinde befleidet, fcheidet aus derfelben aus, wenn er des Buͤrgerrechts ver: 
luſtig geht; im Falle des ruhenden Bürgerrechts tritt die Suspenfion ein ($. ‚AP 

Die zu den bleibeuden Verwaltungs-Deputationen gewählten ftimmfähigen Bürger ($. 59.) 
und andern von ber Stadtverordneten-Verſammlung auf eine beflinnmte Zeit gewählten uns 
befoldeten Gemeindebeamten, zu denen jedody die Schöffen nicht zu rechnen find, können durch 
einen tlibereinftimmenden Beſchluß des Magiitrats und der Stadtverorbneten aud vor Ablauf 
ihrer Wahlperiode von ihrem Amte entbunden werben. 


Zehnter Titel. 
Don der Oberaufficyt über die Stadtverwaltung. 


$. 76. Die Auffict des Staates über, die ftädtifhen Gemeinde: Angelegenheiten wird, fo: 
weit nicht durch die Vorfchriften dieſes Geſetzes ein Anderes ausdrüdlidy beſtimmt ift, von der 
Regierung, in den höheren Inftangen von dem Dberpräfidenten und dem Minifter des Innern 
ausgeübt. Beſchwerden über Entfcheidungen in &emeinde:Angelegenheiten müſſen in allen Sn: 
Ranzen innerhalb einer Präaflufivfrift von vier Wochen nad der Zuftellung oder Bekanntmachung 
ber Entſcheidung eingelegt werden, infofern nicht die Ginlegung des Mefurfes dur diefes Geſetz 
an eine andere Frift gefmüpft ift ($. 20.). 

$. 77. Wenn die Stabtverorbneten einen Beſchluß gefaßt haben, welcher deren Befugniffe 
überfchreitet, geſetz⸗ oder rechtswidrig ift, oder das Staatswohl verlegt, fo iſt die Auffichtsbehörde 
ebenjo befugt als verpflichtet, den VBorftand der Stadtgemeinde zur vorläufigen Beanftandung 
der Ausführung zu veranlaflen. Diejer hat hiervon die Stabtverorbneten zu benachrichtigen, 
und über den Gegenftand des Beſchluſſes fofort an die Megierung zu kerichten. Die Regierung 
hat jodann ihre Entſcheidung unter Anführung der Gründe zu geben. 

$. 78. Wenn die Stadtverordnneten es unterlaffen oder verweigern, die der Gemeinde ge: 
feglicy obliegenden Leiftungen auf den Haushaltsetat zu bringen oder außerordentlih zu ge- 
nehmigen, fo läßt die Negierung, unter Anführung des Gefeges, die Gintragung in den Gtat 
von Anıtswegen bewirken oder ftellt beziehungsweile die außerordentliche Ausgabe feit. 

$. 79. Durch Königlihe Verordnung auf den Antrag des Staatsminifteriums fann eine 
Stadtverordneten-Verſammlung aufgelöft werden. 

Es ift ſodann eine Neuwahl derjelben anzuordnen, und muß diefe binnen jehs Monaten, 
vom Tage der Auflöfungs: Verordnung an erfolgen. Bis zur Ginführung ber neugewählten 
Etadtverorbneten find deren Verrichtungen dur befondere, von dem Minifter des Innern zu 
bejtellente Kommiflarien zn beforgen. 

$. 80. In Betreff der Dienftvergehen der Bürgermeifter, der Mitglieder des Vorſtandes 
und der jonftigen Gemeindebeanten lommen die darauf bezügliden Gefege zur Anwendung. 


Eilfter Titel. 
Ausführungs- und Uebergangs - Beftimmungen, 

$. 81. Die zur Ausführung biefes Geſetzes erforderlihen Beftimmungen werden von dem 
Minifter des Innern getroffen. 

$. 82. In Städten, wo die Einführung der Gemeinde-Orbnung vom 11. März 1850 be: 
reits beendigt ift, tritt die gegenwärtige Stäbte- Ordnung ſogleich nad) ihrer Verfündigung in 
Kraft und an die Stelle jener Gemeinde: Ordnung; die auf Grund der Iepteren gewählten 
Bürgermeifter, Beigeorbneten, Schöffen und alle anderen befoldeten und unbefoldeten Gemeinde: 
beamten, fowie die Mitglieder des Gemeinderaths, diefe als Stadtverorbneie, verbleiben jedoch 
in ihren Stellen bis zum Ablaufe der Periode, für welche fie gewählt worden find, und behal: 
ten, foweit fie eine befoldete Stelle befleiden, ihre bisherigen Befoldungen und Benfionsanfprüde.' 

8. 83. In Stäbten, wo die Ginführung der Gemeinde-Orbnung vom 11. März 1850 bis 
zur Ginfeßung des Gemeinderaths gediehen ift, bleiben die Mitglieder defjelden in ihren Stellen 
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als Stabfverorbnete bis zum Ablaufe der Periode, für welche fie gewählt worden find; inr Hebri- 
gen ift fowohl bort, als in allen anderen Stäbten, für welche biefe Städte: Drbnung noch ges 
geben ift ($. 1.), nad den Borfchriften bderfelben, mit der Ginführung der ftäbtiichen Verfaſſung 
und Berwaltung zu verfahren. 

$. 84. Die feitherigen nicht gewählten, und nicht ausbrüdlic auf Kündigung angeftellten 
Oberbürgermeifter und Bürgermeifter, weldye bei Einführung der gegenwärtigen Städte-Ordnung 
weder in ihren Aemtern und Ginkünften belafien, nod anderweitig mit gleihem Ginfommen 
angeftellt werben, haben, fofern nicht für Diefen Fall bereits früher eine andere verbindliche Be: 
fimmung getroffen worden ift, einen Anſpruch auf Benfion. 

Diejenigen diefer Beamten, weldye auf Kündigung angeftellt find, von welder jebody obs 
fervanzmäßig niemals oder doch nur aus befonderen Gründen Gebrauch gemadt worden ift, 
find den lebenslänglid angeftellten Beamten gleichzufegen, wenn nicht einer der Gründe eintritt, 
aus welchen die Kündigung vorbehalten it. Blos vorläufig und kommiſſariſch, ohne Zeitbeftim: 
mung angeitellten Beamten fteht diefer Anſpruch erft nad fehsjähriger Dienftzeit zu. Wenn 
ein folder Beamter demnächſt von ber Stadt für diefelbe Stelle auf Zeit gewählt worben ift, 
fo wird feine Dienftzeit, Behufs der Feitftellung feiner Penfionsberedtigung, von ber Zeit des 
Gintritts in die kommiſſariſche Dienftleiftung gerechnet. 

Die Penfion beträgt nach fürzerer als zwölfjähriger Dienfizeit %, nad zwölf: oder mehr 
als zwölfjähriger Dienfizeit $, nad vierundzwanzigjähriger Dienftzeit % des feitherigen reinen 
Dienfteinfommense. Was als ſolches anzufehen, wird im Verwaltungswege endgültig feftaefept. 
Die Penfion füllt infoweit fort oder ruht, als der Penfionirte durch anderweitige Anftellung im 
Staats: oder Gemeindedienſt ein Einkommen oder eine neue Penfion erwirbt, welde mit Zus 
rechnung ber erften Penſion fein früheres Einkommen überfteigen. Die Benfionen werben von 
den Stabtgemeinden, in welden die Beamten gegenwärtig angeitellt find, geleiftet. 

Alle vorfiehend nicht bezeichneten Gemeindebeamten find in ihren Nemtern und Einkünften 
zu belaflen, und behalten ihre bisherigen PBenfionsanfprüde, 

$. 85. Der Zeitvunft, mit welchem in den einzelnen, im $. 83. erwähnten Städten bie 
Einführung gegenwärtiger Städtes Ordnung beendigt fein wird, iſt dur das Amtsblatt des 
Regierungsbezirk zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. Bon biefem Beitpunfte an, treten für 
bie betreffenden Städte die bisherigen Gefege und Verordnungen über bie Verfaſſung ber Stabts 
gemeinden außer Kraft. 

Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrucktem Königl. Infiegel. 

Gegeben Charlottenburg, den 30. Mai 1853. . 

L.S Friedrid Wilhelm. 


v. Manteuffel, v v. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weftphalen. 
v. Bodelſchwingh. v. Bonin. 
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Sinftruftion vom 20. Juni 1853 


zur Ausführung der Städte-Ordnung für die fehs öflihen Provinzen der 
Preußifhen Monardhie vom 30. Mai 1853, 


Auf den Grund des $. 81. der Stäbte-Drbnung für die ſechs öfllihen Provinzen der 
Preußifhen Monardie vom 30. Mai 1853 wird zur Ausführung biefes Gefeges die nachſtehende 
Inſtruktion ertheilt: 

Um das Gebiet der Anwendung des Gejeges beftimmt zu überjehen, ift gemäß tes 
$. 1. deſſelben genau feftzuftellen, welche Städte bisher auf dem Provinzial:tandtage im Stande 
der Städte vertreten gewefen find, und in welchen auf dem Provinzial:Landtage nicht in diefem 
Stande vertretenen Städten eine der beiden StäbtesDrbnungen vom 19. November 1808 und 
vom 17. März 1831 bisher gegolten hat. 

Dabei ift Hinfichtlic der Beftimmungen im zweiten Alinen des $. 1. zu bemerken, daß in 
den Fleden ber status quo ber gegenwärtig beſtehenden Gemeinde: Berfafiung aud) da, wo 
die Gemeinde-Orbnung vom 11. März; 1850 eingeführt worden (vergleiche $. 156. der legteren), 
fo lange aufrecht erhalten werben muß, bis über bie nähere Feſtſetzung ihrer Gemeinde: Ber: 
bältnifte die vorbehaltene Allerhöchſte Beſtimmung erfolgt; 

ferner zum dritten Nlinea, baß wegen der Stübte-Verfaffung in Neuvorpommern und Rü- 
gen das hierüber vorbehaltene befondere Gefeg unter bem 31. Mai d. I. ergangen, und gleich 
zeitig mit ber gegenwärtigen Gtäbte-Orbnung in der Gefeg-Sammlung verfündigt ift. 

U. In Städten, ‘wo bie Einführung der Gemeinde: Ordnung vom 11. März 1850 ber 
reits beendigt ift ($. 156.), tritt die gegenwärtige Städte: Ordnung, in Gemäßheit des $. 82. 
ſogleich nady ihrer Verkündigung in Kraft und an die Stelle jener Gemeinde-Orbnung. Es ift 
daher in diefen Städten, ohne vorgängigen befonderen Ginführungs-Aft, nad ben 
Vorſchriften des gegenwärtigen Geſetzes und biefer Inftruftion fofort die Verwaltung zu hands 
Haben und bie innere Drganifation überzuleiten. 

Diejenigen Städte, welde in biefe Kategorie fallen, find durch das Amtsblatt fofort befannt 
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zn machen. Für die übrigen Etädte erfolgt erit nad Beendigung ber befonderen Ginführungs- 
Arbeiten zur Anwerdimg des gegenwärtigen Geſetzes die Amtsblatts⸗Bekanntmachung hierüber 
nad; $$. 83. und 85, von deren Grlaß mir Anzeige au erflatten if. 

IH. Wo und fo lange ein Magiitrat und eine Stadbtverorbneten » Berfanmlung nach Dem 
Vorschriften der gegenwärtigen Städte s Orbnung nod nicht gebildet if, werben die Berriehtuns 
gen, welche denſelden in diefem Gejege zugemwieien find, fo weit es zur Einführung des legteren 
darauf anfommt, von den bisherigen Gemeintevorfländen und Vertretungen wahrgenommen, mit 
Beachtung der befonderen Vorſchriften in den $$. 82, und 83. 

IV. Nach $. 2. des Gefeges bilden den ſtädtiſchen Gemeindebezirt (Stadtbezirk) alle dies 
jenigen Grumdſtücke, welche a A bisher angehört haben. 

Die Ausführung der weiteren Beſtimmungen des $. 2. über Veränderungen bes beftehen- 
den Stadtbezirfs bildet feine Borbedingung der Ginführung bes Gefepes, fondern fie 
teitt je nadı dem fid) ergebenden Bedürfniffe ein. 

Die zur Bildung ſtädtiſcher Gemeinde-Bezirke von dem Kreis, und Bezirks: Kommifflonen 
nad $. 147. der Gemeinde-Ordnung vom 11. März 1850 gefaßten Beichlüffe, weldhe noch nicht 
die dort vorbehaltene Beftätigung des Minifters des Innern erhalten haben, find al® nicht ge 
fhehen zu erachten. 

In den Fällen, wo diefe Betätigung bereits erfolgt, aber die Ginführung der Gemeinde: 
Ordnung vom 11. März 1850, unter Grlaß der im $. 156. vorgefihriebenen Amtsblatts-Be⸗ 
fanntmadung, nod nicht vollſtändig beendigt ift, behalte ich mir nad Wewandniß der Umſtände 
die Zurücknahme der Beitätigung vor, wenn bei den besfallfigen Beſchlüſſen ber Kreis: und 
Bezirks: Rommiffionen, namentlid was das Verhältniß einzelner Landgemeinden und Dominien 
den betreffenden Stadtgemeinden gegenüber betrifft, VBorausfegungen obgewaltet haben, bie bei 
der gegenwärtig veränderten Rage der Gefepgebung, insbefondere unter Berückſichtigung des Art. 2, 
des Gefeges vom 24. Mai d. J., betreffend die Aufhebung der Gemeindes, ſowie der Kreisz, 
Bezirks: und Provinzial: Ordnung, nidt mehr zutreffen. Die Königliche Regierung hat daher 
über etwaige Bälle der letztgedachten Art, in welchen ganze Landgemeinden oder Dominien. einem 
Stadtbezirk, durch Beſchluͤſſe der Kreis: und Bezirks: Kommifftonen mit diefleitiger Beſtätigung 
zugeſchlagen worden find, baldigſt Anzeige zu eritatten, und ihr Ontachten über die fortdauernde 
Zwerfmäßigfeit, Abänderung oder Aufhebung diefer Beſchlüſſe beizufügen. 

V. Der Magiitrat veranlaßt in denjenigen Etädten, wo tie Einführung der &emeinde: 
Ordnung vom 11. März 1850 nody nicht bis zur Ginfegung des Gemeinderaths gebiehen ift 
(vergl. $. 83.), Behufs Ginführung der gegenwärtigen Etädte-Orbnung die Aufnahme, Offen⸗ 
legung und Feſtſtellung der Lifte der fimmfähigen Bürger (Bürgerrofle) nad den Borfgriften 
der $$. 5., 6., 7., 8., 19. und 20. 

Auf die für die fpäteren regelmäßigen Berichtigungen der Bürgerrolle und Grgänzungs: 
wahlen in $$. 19., 20., 21. und 28. felgefegten MAnfangss Termine fommt es bei der erften 
Feſtſtellung und Wahl zur Einführung des Gefeges nidt an. Damit aber dieie Termine für 
die Folge in Anwendung fommen fönnen, ift davon auszugehen, daß die neugewählten Stadt: 
verorbneten, welche alsbald nad ihrer Wahl in Funktion zu treten haben, fo lange in Thätig- 
feit bleiben, als ob fie im November gewählt wären. 

VI. Bevor in Etädten von nidt mehr als 2,500 Einwohnern zur Wahl der neuen Stadt: 
verortnietens Berfammiung felbit geichritten wird, Ffann die Frage zur Grledigung fonımen, ob 
fhon die gegenwärtige Gemeindevertretung (vergl. die Beftimmung unter IIL) tie Einrichtung 
der ſtädtiſchen Verfaſſung mit einer verminderten Zahl von Stadtvererbneten und ohne kolle— 
gialifhen Gemeinde«Borftand nad) den Borfchriften der 99. 72. und 73. (Titel VIIL) be 
antragen wolle. 

Die Annahme diefer Ginrichtung, welche dem Fleinerem Städten eine ihren Berhältniffen 
im Allgemeinen entfprechende, einfache, wohlfeile und prompte Verwaltung. bietet, ift überhaupt 
zu begünftigen und wird für diejenigen Zandestheile, wo viele Heinere Stäbte vorhanden find, 
der befonderen Aufmerffamfeit bei Anwendung des Gefeges empfohlen. 

VII. Mit Rüdfibt auf die eigenthümlichen Berhältniffe der Städte ift, bevor die Wahl 
ber neuen Vertretung in einer Stabt vorgenommen wird, bie Erwägung ber Frage zu empfehlen, 
ob in Gemäßheit des $. 11. Nr. 2. des Gefeges ſtatutariſche Anordnungen hinſichtlich der den 
gewerblihen Genofienfhaften bei Gintheilung der fimmfähigen Bürger und bei Bildung ber 
Wahlverfammiungen und der ſtädtiſchen Vertretung zu gewährenden angemefienen Berüdfihtis 
gung getroffen werden follen. Die ftatutariihen Anordnungen über biefen Gegenftand können 
vermöge der im 8. 11. Nr. 2, enthaltenen befonderen gefeglihen Grmädhtignng abweidhend 
von den allgemeinen Wahlnormen des Geſetzes getroffen werben. 

Sollten indeß die Verhandlungen über folde ftatutarifchen Beſtimmungen unter der Wirks 
famfeit der gegenwärtigen Gemeinde:-Bertretungen. und Borftände bezüglih ter Ginführung des 
Gefeges (vergl. Nr. UI.) auf erhebliche Schwierigkeiten ftoßen, oder überhaupt feine Ausficht 
auf einen befriebigenben: Erfolg; gewähren, fo find biejelben der weiteren Erwägung. ımb Feſt— 
ftellung mit den zunächſt nadı den allgemeinen Normen des Gefeges zu wählenden Stadt⸗ 
behörben vorzubehalten, 
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Wie überhaupt die Beftimmungen des $. 11. ber gegenwärtigen Städte Ordnung fiber 
das Recht flatutariicher Anordnungen (vergl. $$. 5., 12., 21., 29., 59., 70.) für die erfprießs 
liche organifhe Entwidelung der Stabtverfafiungen, mit Rüdfiht auf bewährte ältere Einrich⸗ 
tungen und wirklich ftädtifdie Elemente und Eigenthümlichkeiten, von großer Wichtigkeit, daher 
bei Anwendung des Geſetzes ber forgfältigiten Benugung zu widmen find, fo gilt dies vorzugs— 
weife von ber gedachten Borfchrift in $. II. sub Nr. 2., melde bei umſichtiger und glücklicher 
Ausführnng dem ftädtiichen Gemeindeleben die fräftigften Stützpunkte darbieten fann, namentlich 
wenn bie fchon beftehenden, fo wie bie fid) weiter ausbildenden Genoflenfchaften in den gemwerbes 
treibenden Einwohnern (Innungen, Zünfte, faufmännifhe Verbindungen sc.) mit der Organis 
fation der ftädtifhen Kommunal: Verhältwiffe zur gegemfeitigen Stärkung und Entfaltung wahr- 
baft ftäbtifchen Weſens in innere Verbindung gebradıt werden. 

Nach dem PVorbilde alter auf ſolchen Grundlagen beruhender bewährter Städte: Verfaflun: 
gen könnten beifpielsweife im Sinne des $. 11. Nr. 2. bei Eintheilung der flimmfähigen 
Bürger und Bildung der Wahlverfamminngen die Kaufmannfchaft und der Handwerksſtand, 
als die vorwiegenden ftäbtifhen Glemente, unterfchieden und in Haupt-Abtheilungen neben eins 
ander geftellt werben. Innerhalb dieſer Haupt-Nbtheilnngen Fönnten alsdann die Kaufleute und 
die Mitglieder des Handwerksſtandes in den durd die vorhandenen gewerblihen Genoſſenſchaften 
an die Hand gegebenen Verbindungen wählen; namentlich in dem Gewerksſtande etwa dergeftalt, 
daß die Genofjen einer Innung oder mehrerer verwandter Innungen zufammentreten. Die übris 
gen fimmfähigen Bürger fönnten Behufs der Wahlen entweder den Kaufmannfchaften und den 
Gewerffchaften, je nachdem fie in ihren gefanımten Berufs: Berhältmiflen der einen oder anderen 
diefer Haupt: Nbtheilungen am nächſten ftehen, beigefellt werben, oder nad Anleitung der alls 
gemeinen Regel des $. 13. abgefondert in drei Abtheilumgen wählen. 

Bei der Bildung der ftädtifhen Vertretung ſelbſt könnten die gewerblichen Genoflenfdyaften 
in der Art eine angemeflene Berüdfihtigung erfahren, daß eine gewille Anzahl Steffen in der 
Stadtverorbnneten-Berfammlung jedenfalls durch Vorſteher oder Mitglieder von Genoffenfdaften 
der Kaufmannfhaft oder des Handwerferftandes nach ihrer befonderen Bedeutung befegt fein 
mußte, und darnad) bei den Wahl:Einrihtungen das Erforderliche feftgefegt würde. 

Bei allen Modalitäten, welche hiernady in der Zuſammenſetzung der Stadtverorbneten: Ver: 
fammlung überhaupt eintreten fünnen, ift aber ftets im Sinne des $. 16. an dem Grundſatze 
feftzuhalten, daß mindeſtens die Hälfte derfelben aus Grundbeſitzern beftehen muß. 

Auch if fonft bei den ftatntarifhen Anorbmungen darauf zu fehen, daß nad; den eigen- 
thümlichen Berhältniffen einer, Stadt jedenfalls die darin bewährt gefundenen konſervativen Ele⸗ 
mente gefchont, und in voller Kraft erhalten werden. Zu dieſem Zwed wird ins Auge zur faflen 
fein, daß den andren wohlhabenden und gebildeten Sinwohnerflaffen neben dem Handwerkerſtande 
ein ausreihender Einfluß geficyert fein muß, um in Gemeinſchaft mit demfelben begründete und 
wahrhaft fonfervative Intereffen gehörig zur Geltung zu bringen, und Berirrungen auf dem 
Gebiete des öffentlichen Lebens und fozialen Uebeln angemeffen entgegenwirken zu fünnen. 

Bei der befonderen Bedeutung, welde die Beftimmung des $. 11. Nr. 2. für die Ent: 
widelung des ftäbtifchen Gemeindemweiens hat, veranlafle idy die Königliche Regierung, in bem 
erften Fällen, wo es fih um besfallfige ftatutarifche Anordnungen handelt, vor Ertheilung ber 
—— darüber unter Vermittelung des Königlicyen Ober-Praͤſidenten an mic Bericht zu 
erjtatten. 

Im Allgemeinen aber werben die Beftimmungen des $. 11. fürforglic zu benugen ſein, 
um die in dem bisherigen Stabtverfaffungen beruhenden, gewohnten und bewährten Ginrichtuns 
gen und Anordnungen, infoweit dadurd den Vorfchriften des gegenwärtigen Geſetzes nicht wider 
fprochen wird, zu erhalten und nad) Bedürfniß und Zmwecmäßigfeit weiter zu entwideln. In 
diefem Sinne werben auch diejenigen Orts Statuten, welde unter der Herifhaft der Städte 
Ordnungen von 1808 und 1831 zu Stande gefommen find, beizubehalten oder den nothwendi⸗ 
gen Modififationen mit Schonung und Vorficht zu unterwerfen fein. 

Da den ftatntarifchen Anordnungen die Beftimmung vorbehalten ift, „inwiefern über bie 
Erlangung des Bürgerrehts von dem Magiftrate eine Urkunde (Bürgerbrief) zu eriheilen fei“ 
($$. 5. und 11. Nr.1.), fo fann mit Berückſichtigung der bisherigen Einrichtungen näher fell: 

eſetzt werden, in welcher angemeſſenen feierlichen Weiſe der Bürgerbrief auszuhändigen, und 

wiefern deſſen Ertheilung auf gewiſſe Vorausſetzungen und Fälle, um vornehmlich dauernde 
und nähere Beziehungen zu den ſtädtiſchen Gemeinde-Angelegenheiten zur beſonderen Anerkennung 
zu bringen, zu befchränfen ift, 3. B. mit befonderer Berückſichtigung derjenigen Perfonen, melde 
durch Hausbefig oder felbfiftändigen Gewerbebetrieb (nad $. 5. Nr. 4.a. und b.) ber Stadt 
angehören, oder als Auszeihnung derjenigen, welche durch regelmäßige oder verdienſtliche Theil 
nahme an ben öffentlidien Gefchäften der Gemeinde (Mahlen, Thätigfeit in Deputationen, Rome 
miffionen, StabtverorbnetensBerfammlungen, Stadtämtern) ihr lebendiges Interefie für die Stadt 
am ben Tag gelegt haben. 

Mebrigens wird das Zuftandefommen zwecmäßiger ftatutarifcher Anorbnungen dadurch über⸗ 
haupt weſentlich erleichtert und gefördert werben, daß biefelben nach ber — des gegen⸗ 
wärtigen Geſetzes nicht als ein vollſtändiger Koder über alle den ſtatutariſchen Anordnungen 
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zugewieſenen Gegenftände ergehen, fondern je nachdem fid gerade bei dem einen oder dem ars 
deren im Laufe der Zeit die Veranlaflung und das Bedürfniß bietet, durch nad einander fol: 
gende Feſtſetzungen getroffen werden dürfen, deren Zufammentragung nad Zeit und Gelegenheit 
vorbehalten bleiben kann. 

VIII. Nach $$. 82., 83. und 84. der gegenwärtigen Städte: Ordnung erfolgt bei Aus: 
führung berielben feine plötzliche Entlaſſung und Erneuerung ber gegenwärtig vorhandenen 
Semeinde:-Beamten, mit Ginihlus der gewählten Ober:Bürgermeifter und Bürgermeiiter, 

Es veriteht ſich jedob von felbft, daß, infoweit mit etwaiger Einrichtung der ſtädtiſchen 
Berfaffung ohne kollegialiſchen Gemeinde-Vorſtand in Städten von nicht mehr als 2,500 Ein: 
wohnern nad den befonderen Vorfchriften des Titels VIII. die bisherige Stellung von Mit: 
gliedern des Gemeinde: Vorftandes überhaupt unverträglic ift, Die durd die Natur der Sadıe 
bedingten Veränderungen ohne weiteren Aufenthalt eintreten müſſen. 

IX. Bon Auffihtswegen iſt darauf zu halten, daß die Wahlen der neuen Magiftrats: 
Perfonen ($$. 31. bis 33. und 72. und 73.) bei Grledigungen durd Nblauf der Dienftzeit in 
der Megel nicht früher als ein Jahr, und nicht fpäter als fedhs Monate vor dem Nblaufe, in 
außerordentlihen Grledigungsfällen aber in Anfehung der Stellen der Bürgermeifter, Beigeord- 
neten und übrigen befoldeten Magiſtrats-Mitglieder fofort vorgenommen werden. 

Megen der außergewöhnlicden Erſatzwahlen bei den Schöffen ift die befondere Vorſchrift 
am Schluß des $. 31. maßgebend. 

Die der Regierung zuitehende Beftätigung ber gewählten Magiftrats+Perfonen ($. 33. 
Mr. 2.) it in Anfehung der Bürgermeilter und Beigeorbneten der Megel nad in der Plenars 
Verſammlung des Kolleniums zur Entſcheidung zu bringen. UWeberhaupt aber ift bei der Be: 
ftätigung der Magiftrats: Perfonen mit der ftrengiten Gewiflenhaftigfeit zu verfahren. Das 
Recht der Berfagung und eventuellen Anordnung einer fommiflarifhen Verwaltung ift in allen 
Fällen, wo es dag Änterefie der Kommunen oder des Staates erheiſcht, ohne NRüdfiht, ob da— 
durd eine augenblickliche Unzufriedenheit hervorgerufen werden möchte, pflichtmäßig in Ausübung 
zu bringen. 

Gine Behörde, welde ohne bie begründete Ueberzeugung, daß der Gewählte den 
Grfordernifien feiner Stellung als Gemeinde: und Staatsbeaniter genügen werde, bie Beſtätigung 
ertheilen oder deren Grtheilung befürworten wollte, würde fid) dadurd einer ſchweren Berant 
wortlichkeit ausſetzen. 

Nach Bewandniß der Umſtände hat bie Regierung zu ermeſſen, auf welche Weiſe bie Ueber: 
zeugung von der Befähigung des Gewählten zu erlangen if. Es fann zu biefem Zwecke 
nöthigenfalls eine Prüfung von ihr angeordnet werden. 

Die Herren Regierungss Präfidenten haben den Angelegenheiten wegen Beſtätigung ber 
Magiftrats:Berfonen ihre befondere Aufmerffamfeit zu widmen und nöthigenfall® von der ihnen 
infiruftionsmäßig zuftehenden Befugniß, Beſchlüſſe des Kollegii zu beanftanden, Gebraud zu maden. 

Die Angabe der Verfagungsgründe bei Verweigerung der Beftätigung ift im Gefege nicht 
vorgefchrieben und deshalb darüber nur der vorgejegten Behörde auf Erfordern Auskunft 
zu geben. 

X. Bei den Vorfchriften des $. 64. über die Normal:Gtats, werin ausgefproden ift, daß 
binfichtlid) der Bürgermeifter und der befoldeten Magiftrats: Mitglieder die Feltfegung der Ber 
foltungen in allen Fällen der Genehmigung der Regierung unterliegt, darf nicht außer Act 
gelafien werden, daß die Befugniß der Regierung, auch die Gehälter anderer fädtifcher Beam: 
ten zu prüfen, und nöthigenfalls auf einen angemefienen Betrag bringen zu laffen, durch bie 
allgemeine Beitimmung in $. 78. geſichert iſt. 

XI. Da die Wahl einer Magiftratsperfon erft durch die nah $. 33. erforberlihe Beftätis 
gung von Seiten bes Staats perfekt wird, fo ift auch, wenn legtere bei einer nach abgelaufener 
Wahlperiode vorgenommenen Wiederwahl nict erfolgt, diefe als nicht geſchehen zu erachten 
und daher die für den Fall der Nichtwiederwahl nad) abgelaufener Dienftzeit für die Bürger: 
meifter und befolbeten Mitglieder des Magiftrats in $. 65. feſtgeſetzte Penſion zu gewähren. 

XH. In $. 56. ift unter Mr. 6. nicht bejonders erwähnt, daß bei Anftellung der Ge: 
meindbe-Beamten die Verſorgungs-Anſprüche der Invaliden berücdficdtigt werden müflen. Dies 
ift, wie die Materialien des Gefeges ergeben, unterblieben, weil die über die Anflellung der 
Snvaliden vorhandenen gefeglichen Vorfhriften, welche als folhe einen integrirenden Theil ber 
Armeeverfafiung bilden, nicht aus dem Bereiche der hierüber beftehenden befonderen Gefepgebung 
in das Gebiet jpezieller Kommunal:Drbnungen haben gezogen werden follen, vielmehr unab: 
bängig von legteren, nady wie vor in Anwendung zu bringen find, wie dies auch bereits ber 
Gemeindeordnung vom 11. März 1850 gegenüber, weldye ebenfalls über die Beachtung der Ber: 
forgungs-Anfprüce der Invaliden bei Anftellung der ſtädtiſchen Gemeinde-Beamten nichts ent 
hält, geichehen if. 

XII. Inſoweit das gegenwärtige Geſetz feine entgegenftehenden ausbrüdlidhen Beſtim⸗ 
mungen enthält, find 

1) bei den Geichäftsorbnungen, welche die StadtverorbnetensVerfammlungen unter Zufim: 

mung des Magiſtrats nad, $. 48. abfaſſen dürfen, die als Anlage zur Städteordnung 
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vom 19. November 1808 (vergl. $. 128. derfelben), ober die ald Anhang zur revidirten 
Städteorbnung vom 17. März 1831 (vergl. $. 78. derfelben) ergangene Inſtruktion zur 
Geihäftsführung der Etadtverorbneten ala Grundlage zu benugen; 

2) für den Geihäftsgang bei der ſtädliſchen Verwaltung ($$. 56. u. folg. des gegens 

wärtigen Befeges) die Vorfchriften der auf Allerhödfte Anordnung unter der Herrſchaft 

der Stäbteorbnungen von 1808 und 1831 ergangene Anftruftion für die Stadt-Magifträte 

in den Provinzen Brandenburg, Pommern, Preußen, Schleſten, Poſen und Sachſen 

vom 25. Mai 1835 beizubehalten. Diefe Inftruftion enthält in den $$. 4. und 20., 

Nr. 5, 26— 31. auch mähere Anordnungen hinfictlid der Gefchäftsverhältnifle der Des 

putationen und Kommiſſionen. 

Für die Kirchen: und Schul-Devutationen, welche fid ihrem Reſſortverhältniſſe gemäß nicht 

blos auf dem ®ebiete ber eigentlichen Gemeinde-VBerwaltung bewegen, bilden die neben den 

älteren Städteorbnungen ergangenen befonderen Beftimmungen fernerhin bie leitenden Normen, 

bie auch bei den im $. 59. am Schluſſe der ftatutarifcen Anordnungen vorbehaltenen befons 

beren Feitiegungen über die Zufanımenfegung der bleibenden Verwaltungs » Deputationen zu 

beachten find. Es verfteht ſich jedoch, daß überhaupt die Zuziehung von Geiftlihen und Schul— 

männern in ihrer Gigenihaft als ftimmfähige Bürger ($. 5.) bei der Bildung von Deputas 

tionen zuläfftg if, wennaleih fie nad $$. 17. und 30. nicht Mitglieder der Siadtverordneten⸗ 
Verſammlung und des Magiftrats fein fönnen. 

Zu der Beftimmung in $. 59. des gegenwärtigen Gejeges, daß aud blos ans Mitglies 
bern des Magiſtrats Deputationen zufammengefegt werben fünnen, hat das Bebürfniß großer 
Städte Veranlaffung gegeben, Behufs der Gefchäftsvertheilung ähnlice Einrichtungen zu treffen, 
wie bei den Regierungs:Kollegien dur die Bildung befondere Abtheilungen beftehen. Es wird 
daher von jener Vorſchrift auch nur in fehr begränztem Umfange bei hierzu entjchieden hervor: 
tretendem Bebürfniffe Gebrauch zu machen, und dabei ein forgfältiges Augenmerk darauf zu 
richten fein, daß fein unficherer und ſchleppender Gefhäftsgang entiteht, und die Ginwirfung 
bes Bürgermeifters mit voller Berantwortlichfeit auf die gefammte ftädtifche Verwaltung nicht 
geihwächt werde, 

XIV, An die gegenwärtige Städteorbnung ſchließen fi bie Vorſchriften des Geſetzes 
über die Polizei: Verwaltung vem 11. März 1850. Diefem Zufamnenhange entfpreden die 
Beſtimmungen des $. 62. über die Gefchäfte des Bürgermeiiters außerhalb der eigentlichen 
Kommunal:Betwaltung und des $. 63, hinſichts der ortspolizeilihen Verordnungen. Im Gin: 
gange des $. 62. iſt unter I. der Vorfchrift, daß der Bürgermeifter die Handhabung der Drtss 
polizei, die Berrichtungen eines Hülfsbeamten der gerichtlichen Polizei und die Verrichtungen 
eines Polizei-Anwalis ıc. zu beforgen habe, die Mabgabe vorangeftellt: 

„wenn die Handhabung der Ortepolizei nicht Königlichen Behörden übertragen ift.“ 

Es darf nicht unbeachtet bleiben, daß auc für diefen Fall der ausgejonderten Handhabung 
ber Drtspolizei durch Mebertragung an’ Königliche Behörden (vergl. 8. 2, des Gefeges über bie 
Polizei: Berwaltung vom 11. Wärz 1850) die allgemeine Vorſchrift im legten Alinea bes 
$. 62. der gegenwärtigen Städte-Orbnung, wonach 

„einzelne der unter I. und II. erwähnten Geſchäfte mit Genehmigung der Megierung 
einem anderen Magiftratsmitgliede übertragen werden können,“ 
Mittel an die Hand giebt, geeignete andere Magiftrats:Perfonen, außer dem Bürgermeifter mit 
ben erwähnten Berrichtungen eines Hülfsbeamten der gerichtlidyen Polizei oder eines Polizei— 
Anwalts, wenn dies fonft durch das Bedürfniß bedingt und angemeſſen fcheint, zu betrauen, 

XV. Durdy die Vorfchriften des $. 52. uͤber die Erhebung des Binzugs:, des Eintritts— 
und Hausftandsgeldes, ſowie des Einkaufsgeldes, find ven Städten Mittel geboten, Teichtfinnigen 
Niederlaffungen und dem Andrange des Proletariats, weldes fih erfahrungsmäßig vorzüglich 
den Städten mit guten öffentliben Anftalten und beträchtlichen Gemeindenugungen zumendet, 
entgegen zu wirken, VBergütigungen für die durch letztere gewährten Vortheile fid zu fihern, 
insbefondere aud die Verlufte, welche durch den Wegfall der nach den älteren Stäbteverfafluns 
gen üblihen Bürgerrechtsgelder entitehen, zu beden. Andererfeits foll jedoh dafür, daß bie 
bezeichneten Abgaben in einer, den Lokal: Verhältniffen entfprehenden Weiſe feitgeftellt werden, 
und die Freizügigfeit feine im jenen nicht motivirte, für die allgemeinen Intereſſen nadtheiligen 
Beihränfungen erleidet, duch die Beflimmung, daß alle derartigen Gemeindebeſchlüſſe die 
Beſtätigung der Negierung bedürfen, die erforderliche Bürgschaft gewährt werden. 

Menn hiernach dem eigenen Ermeſſen der Regierung bei Würdigung der allgemeineren 
und Iofalen Beitimmungsgründe für die Normirung der Höhe der Beträge biefer ftäbtifchen 
Abgaben vertraut wird, fo werden body folgende leitende Momente zur Beachtung empfohlen: 

Es ift bei Bemeſſung ber Beträge des Ginzugsgeldes, fowie des Eintritts- oder Haus— 
ftandsgeldes eine fvezielle Abwägung und Vergleihung der DBortheile, welche der Aufenthalt in 
den Städten gewährt, nicht entfheidend, Zur richtigen Beurtheilung wird es dienen, wenn 
bie Höhe der bis jegt herfümmlichen ähnlichen Abgaben, ferner die- Prüfung der Frage nicht 
außer Acht gelafien wird, ob bie Einfünfte des Gemeinde-Bermögens, nah Abzug der etwa zur 
Verzinfung und zur planmäßigen Abbürdung der Schulden erforderlichen Beiträge, im Durch⸗ 
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fchritt einen Ueberſchuß gewähren, aus welchem ein erheblicher Theil der Konmunal:Bebürfniffe 
beftritten werden fann, und wenn in Betradht gezogen wird, ob Gemeinde: Anflalten beftchen, 
welche aus eigenem Vermögen hülfsbetürftigen Einwohnern Unterftügungen gewähren. 

In denjenigen Städten, wo die Ginführung der Gemeinde» DOrbnung vom 11. März 1850 
bereits beendigt worden, werden die etwa fchon über diefen Gegenftand, nad $.46. ber letzteren 
Rattgefundenen Verhandlungen eine entſprechende Berückſichtigung finden fönnen. 

Infofern das Eintritts- oder Hausſtandegeld, weldes fowohl von Neuanziehenden, als von 
denen, welche der Gemeinde bereits angehörig find, bei ter Begründung eines eigenen Haus: 
Randes gefordert werben fann, gewiflermaßen als Surrogat ber früheren Bürgerrechtsgelder er: 
fheint, ift bei Feſtſtellung der Beträge des Eintritts- oder Hausſtandsgeldes auch bie früher 
übliche Höhe der Bürgerrechisgelder zu beachten. 

Bei Einführung eines befonderen Ginzugsgeldes, von deſſen Entrichtung überhaupt bie 
Nieberlaffung in der Gemeinde abhängig gemadıt werden kann, muß aud ber Umfand in Ber 
teacht fommen, daß die Landgemeinden nicht in der Lage find, durch Ginführung einer ähm: 
lichen Abgabe eine gewiſſe Meziprozität gegen bie Städte zu üben. Es wird fid) daher empfeh: 
len, dergleichen Ginzugsgelder in mäßigen Beträgen zu genehmigen, um in Grwartung ber 
weitern Gntwidelung der Geſetzgebung über das Ländliche Gemeindewefen, zu feiner Zeit, unter 
Mitberüudfichtigung derfelben, die weiteren Anordnungen treffen zu fönnen. 

Die befondere Beftimmung, daß Beamte, welche in Folge dienftlicher Berfepung ihren Auf: 
enthalt im Stabtbezirf nehmen, zur Gntridytung des Einzugs- und Hausftandsgeldes nicht ver- 
bunden find, bezieht ſich Hinfichtlicy der Entrihtung des Hausftandsgeldes nad den Materialien 
bes Geſetzes auch auf den Fall, wenn Beamte nicht fogleidy bei der Meberfiebelung, fondern erft 
nad, längerem Nufenthalt einen Hausftand gründen. 

Die Entrihtung einer jührlihen Abgabe oder eines Ginfaufsgeldes für die Theilnahme an 
ben Gemeindenugungen kann nur nad den vorhandenen einzelnen Arten der im $. 50. 
Nr. 4. bezeichneten Nugungen denjenigen, welche daran wirflid Theil nehmen, als ein ent 
fprechendes Nequivalent auferlegt werben. 

XVI Die Aufficht des Staats über die ftädtiihen Gemeinde-Angelegenheiten, welche nad 
$. 76. ber Megierung und im höherer Anftanz dem Ober: Präfidenten zuſteht, ik in Gemäßheit 
ber Initruftionen vom 23. Dftober 1817 und 31. Dezember 1825 (Gefepfammi. 1817 ©. 248 
und 1826 S. 1 und 5) auszuüben. 

Die Regierung fann, infoweit ihr niht ausdrücdlic die Entfcheidung oder Genehmigung 
in einzelnen Paragraphen der gegenwärtigen Städte-Orbnung, namentlih $$. 2, 11., 15., 20., 
21., 27., 33., 36., 44., 50., 51., 52, 53., 54., 57., 62., 64., 65., 72., 73., 77., 78. vorbes 
halten ift, den Landräthen als ihren beftändigen Kommiffarien, nah Bebürfniß eine 
Mitwirkung bei Ausübung der NAuffiht über die Kommunal: Angelegenheiten derjenigen 
Städte, weldye feine eigenen Kreife bilden, auftragen. 

Zu dauernden Einrichtungen, welde in letzterer Beziehung die Regierung zu treffen beab: 
fidhtigt, it zuvor, durch Vermittelung des Ober:Präfidenten, meine Genehmigung eirizuholen, 

Im Nllgemeinen beftimme ich jedoch, daß die Berichte, welche von den Gemeindes-Behörben 
in Städten von nidyt mehr als. 10,000 Einwohnern an die Megierung zu erflatten find, aud 
dann, wenn dem Landrathe fonft eine regelmäßige Mitwirfung bei der Aufſicht über die ſtädti⸗— 
ſchen GemeindesAngelegenheiten nicht befonders übertragen ift, durch Vermittelung des Landraths 
und mit feinen etwaigen Bemerkungen begleitet, an die Regierung beförbert werden. 

Uebrigens verfteht es fid) von felbit, daß alle Städte, welche feine eigenen Kreife bilden, 
auf Grund ter Verorbnung vom 30. April 1815 (Geſetzſamml. S. 85) der Polizei⸗Aufficht 
bes Landraths unterworfen bleiben. 

Es wird den Regierungen überlafien, in einzelnen Fällen befondere Kommiflarien zum 
Zwed der Ausführung ber gegenwärtigen Stäbte-Orbnung zu ernennen. 

Die Ober: Präfidenten haben die Gefchäfte wegen Ausführung der gegenwärtigen Stäbte: 
Ordnung zu leiten und alle gwei Monate über den Stand der Angelegenheit zu berichten. 

Schließlich bleibt eine befondere Inflruftion der Regierungen über Ausführung des $. 53. 
bes Gefeges, die Gemeinde-Anflagen betreffend, vorbehalten. 


Berlin, ben 20. Juni 1853. Der Minifer des Innern. 
von Weftphalen. 


G., die von ben Eifenbahnen zu entrichtende Abgabe betr. V. 30. Mai 1853, 
[®. S. 1853. ©. 449. No, 3787.] 


Mir Friedrich Wilhelm ꝛc. ıc. verorbnen, mit Zuftimmung der Kammern, was folgt: 

$. 1. Bon fammtlihen Eifenbahn-Aktiengefellihaften ift eine Abgabe zu entrichten, welde 
nad) den näheren Beftimmungen biefet Geſetzes von bem Meinertrage ber Gifenbahnunterneh: 
mungen erhoben wird, 
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Die Abgabe wird zuerſt im Jahre 1854. von dem Reinerirage der Eiſenbahnen in dem 
Beiriebsjahre 1853. erhoben. 

$. 2. Als Neinerirag der Gifenbahnunternehmungen ($. 1.) if derjenige Ertrag anzu: 
fehen, welcher nad; Abzug der Berwaltungss, Unterhaltungs und Betriebsfoften, ferner des 
erforderlichen Beitrages zum Mefervefonds, ſowie der zur planmäßigen Berzinfung und Tilgung 
der etwa gemachten Anleihen erforderlichen Beträge auf das verwendete Aktienkapital zur Ber 
theilung fommt. 

Rapitalien, für welche ein feſter Zinsfag ohne Theilnahme an der Dividende angeorbnet ift, 
werben hierbei, aud wenn fie durch Nusgabe fogenannter Prieritätsaftien aufgebraht worden 
find, zum Nftienfapitale nicht gerechnet, fondern ven Anleihen gleich geachtet. 

$. 3. Die Nbgabe ift für jede Gifenbahn nah tem in jedem einzelnen Jahre auffommens 
den Reinertrage ($. 2.) zu berechnen und Auft ſich nad der Höhe deflelben dergeitalt ab, daß 
von einem Meinertrage bis zu einfchließlich vier Prozent des Aftienfapitals „5 diefes Grtrages; 

bei einem höheren MReinertrage aber außerdem, und zwar: 

von dem Mehrertrage über vier bis zu fünf Prozent einfchließlich „; biefer Ertragsquote; 
von dem Mehrertrage über fünf bis zu ſechs Prozent einschließlich „5 diefer Ertragsquote; 
von dem Mehrertrage über ſechs Prozent „; diefer Ertragsqupte 
zu entrichten find, 
Es beträgt hiernady für ein Aftienkapital von 10,000 Thalern 





ie an bie ber Ertrag, 
en ber Reinertrag } — rei welcher ben Aktionairen 
afür ſich ſtellt auf an Zinſen und 
Abgabe Dividenden verblelbt 

RKthlr. 

100 2% 97% 

200 5 195 

300 7% 2925 

400 10 390 

450 12% 437% 

500 15 485 

550 20 530 

600 25 675 

6% 35 615 

700 45 655 

750 55 695 

500 65 7135 


und fo weiter für jede 50 Rihlr. Neinertrag 10 Rthlr. Abgabe mehr. 

8. 4. Auch diefenigen Eifenbahngefellfchaften, welche fatutenmäßig einen gewiffen Antheil 
von bem über einen beftimmten Prozentfag des Nftienfapitals hinausgehenden Neinertrage dem 
Staate vorweg zu überlaffen haben, unterliegen der Abgabe im der Art, daß biefelbe von dem, 
nad Abzug des flatutenmäßigen Antheils tes Staates, an die Nftionaire zur Vertheilung 
kommenden Reingeminn nad ber Beftimmung des $. 2. erhoben wird. 

Die Erhebung der Abgabe von denjenigen Gifenbahnen, bei denen der Staat ſich durd 
Uebernahme einer Zinsgarantie betheiligt hat, unterbleibt für bie Jahre, in welchen, in Folge 
der übernommenen Zinsgarantie, Zuſchüſſe aus ber Staatsfaffe zu leiiten find, 

$. 5. Der Betrag ber zu entrichtenden Abgabe wird nad Ablauf eines jeden Betriebe: 
jahres für jede Gifenbahngefellibaft mit Berüdfihtigung des von bem betreffenden Gifenbahn: 
fommiffariate, für die unter Staatsverwaltung ftehenden Gifenbahnen, mit Berüdfihtigung des 
son der betreffenden Verwaltungsbehörbe einzureichenden Abfchlufes, nad welchem die Bere: 
nung der auf die Aftien zu vertheilenden Sinfen nnd Dividenden erfolgt, von derjenigen Me: 
.— in deren Bezirf die Direktion der bezüglichen Gifenbahngefellihaft ihren Sig hat — 
ür diejenigen Gifenbahngefellihaften aber, deren Direktionen ihren Sig in Berlin haben, von 
dem Generaldirektor der Steuern feftgefeßt. 

Der feftgefegte Betrag if ſodann innerhalb fehs Wochen nad der Behändigung der dies⸗ 
fälligen Zahlungsaufforberung an die Hauptfafle derjenigen Regierung, welche den Betrag ber 
Abgabe feftzufegen hat, von den in Berlin ihren Sig habenden Gifenbahndireftionen bireft an 
bie General-Staatsfafle, abzuführen. 

‚„ Derienigen Behörde, welde ven Betrag der Abgabe feſtzuſetzen hat, Hegt auch deren exeku⸗ 
tivifche Ginziehung ob, wenn eine ſolche nöthig werden follte, 

$. 6. Der Ertrag der Abgabe ift behufs Amortifation der in dem Eifenbahmınternehmen 
angelegten Altienfapitalien in der Art zu verwenden, daß mittelit deſſelben Stammaftien ber 
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bezüglichen Gefellfchaft im Wege bes freien Verkehrs angefauft und die Zinfen und Dividenden, 
welche auf die angefauften Aktien fallen, zu gleihem Zwede benußt werben. 

Die angefauften Aktien werden für immer außer Kurs geſetzt und bei ber Hauptverwals 
tung der Staatsſchulden niedergelegt. 

$. 7. Die Belimmungen der $$. 1.—6. finden auf fämmtlidhe, im Privateigentkum bes 
findlibe Gifenbahnen Anwendung, foweit nicht für einzelne Bahnen durch Staateverträge ein 
Anderes feitgefegt iſt. 

$. 8. Der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten und der Finanzminifter 
find mit der Ausführung dieſes Gefeges beauftragt, 

Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrucktem Königl. Infiegel. 

Gegeben Charlottenburg, den 30. Mai 1853, 

L.S Friedbrihd Wilhelm. 


v. Manteuffel.. v. v. Heydt. Simone. v. Raumer. v. Weftphalen. 
v. Bodelfhwingh. v. Bonin. 


G., betr. die Verfafiung der Städte in Nenvorpommern und Rügen. 
DB. 31, Mai 1853, 7 


[®. &. 1853. ©. 291. No. 3764.] 


V., betr. den Stenerfag vom inländifchen Rübenzucker und die Eingangs: 
Zollfäge vom ausländischen Zucer und Syrup für den Zeitraum v. 4, Sept. 
1853 bis Ende Ang. 1855. DB. 11. juni 1853, 


IG. ©. 1853. ©. 441. No. 3782.] 


Mir Friedrich Wilhelm sc. ꝛxc. verorbnen, nachdem die Megierungen der zum Zollvereine 
gehörenden Staaten am 4. April d. 3. eine Mebereinfunft wegen Befteuerung des Rübenzuckers 
abgeſchloſſen und fid) über eine Abänderung bes zur Zeit beſtehenden Gingangs: Bollfages vom 
ausländifhen Sprup vereinigt haben, zur Ausführung diefer von den Kammern genehmigten 
Bereinbarungen, was folgt: 

$. 1. Während des zweijährigen Zeitraums v. 1. Sept. d. J. bis Ende Aug. 1855. 
wird die Steuer vom inländischen Rübenzuder mit ſechs Silbergrofchen oder ein und zwanzig 
Kreuzern vom Zoflgentner der zur Zuderbereitung beflimmten rohen Nüben erhoben. 

$. 2. Während des im $. 1. bezeichneten Zeitraums ift an Gingangszoll von ausländi- 
fhem Zuder und Syrup zu erheben und zwar vom 





Nadı dem Nach dem * 
14 Thaler: | 24% Gulden Fuͤr Tara wird vergütet vom 








1) Zuder: Fuße, Fuße. Zentner Brutto⸗Gewicht. 

a) Brod⸗ und Hut⸗, Kandie-, Riblt. Dar 81. & „Mund. 

Bruch- oder Lumpen- und —— 

n Fäaſff t Daub 
weißer geftoßener Zuder \ Gidhen > nr che nr 
vom Zentner. . 2.2... 0 — 17 130 Solze. 

| 1 in anderen Fäflern: 

b) Mohruder umd Karin "7 in Köıhen 
(Zudermehl) vom Zentn. 8 — 14 |— en s : 

e) Rohzucker für inländifche 12 in 8. tern mit: Dauben von 
Siedereien zum Raffiniren N ig und : anbaptı EEE 
unter ben beſonders vorzu⸗ | 10 in anderen Faſſern 
fhreibenden Beringungen | 16 in Xiiien von 9 Su 
und Kontrolen vom Zentner 5 1 8 MdL 13 in Kiffen unter 8 Sentnern. 

a * —— ng ——— 
echten ana \ ; 
2) Syrup: 7 in anderen Rörben, a 

a) indem Zeitraum v. J. Sept. 6 in Ballen, 
bis 31. Dec. 1853. vom | 
Bene „or 000% 4 — 7 — 

b) indem Zeitraum v. 1. Jan. ‚11 in Fäffern. 2 
1854. bis Ende Aug. 1855. \ 
vom enter... 2... 2 — 3 130) 
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8.8. Unſer Finanzminiſter it mit der Ausführung der gegenwärtigen V. beanftragt. 
Urkundlic, unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrucktem Königl. Inſiegel. 
Gegeben Bellevue, den 11. Juni 1853, _ 
L. S Friedrich Wilhelm. 


. 8.) 
v. Manteuffel. v.d. Heydt. Simons v. Raumer. v. Weftphalen. 
v. Bobelfhwingh. In Vertretung: v. Wangenheim. 


V. wegen Siftirung der VBerwandlungen der den Kirchen, Pfarren, 
üftereien nnd Schulen ee Heallaften in Geldrenten. 
V. 13, Juni 1853.) 


[®. ©. 1853, ©. 324. No. 3767.] 


V. wegen erefutivifcher Beitreibung der bireften und indireften Steuern 
and anderer Öffentlicher Abgaben und Gefälle, Koften ze; in den öftlichen 
Provinzen mit Ansfchliegßung Nenvorpommerns. V. 30, Juli 1853, 


[®. ©. 1853. ©. 909. No. 3881.] 


- Bir Friedrich Wilhelm sc. ıc. haben zum Herftellung eines gleihmäßigen möglichft einfachen 
Berfahrens bei Einziehung ber direften und indireften Steuern und anderer öffentlichen Nbgaben 
und Gefälle, Koſten ꝛc. in den Provinzen Brandenburg, Pommern, Preußen, Pofen, Schleſien 
und Sachſen, jedöh mit Ausſchließung Neuvorpommerns, eine Mevifion der darüber feither bes 
ſtandenen Borfchriften veranlaßt, und verordnen nunmehr, auf den Antrags Unferes Staates 
° wminifteriums, für die gedachten Provinzen, was folgt: 

$. 1. [Allgemeine Grunbfäge.] Nach den Vorfchriften diefer B. find fortan beizutreiden: 

1) die bireften Steuern, namentlid bie Grund-, Klaſſen-, Haffifisirte Ginfommen: und Ge⸗ 
werbefteuer, fowie diejenigen Abgaben, welde nah $. 11. des Gef. über die Einrichtung - 
bes Abgabenweiens v. 30. Mai 1820. (& ©. 1820. ©. 134.), als auf einem fpeziellen 
Titel beruhend, zu entrichten find; besgleihen die für Staats-, Provinzial-, Kreis-, 
Kommunal:, Kirchen: oder Schulzwede ausgeſchriebenen Beilhläge zu dieſen Steuern; 

2) die durch die Berichtigung, Umifchreibung und Erneuerung der alten und bie Aufnahme 
neuer Grunbdfteuerfatafter entftehenden Koften, deren Einziehung durch die Steuervers 
waltung erfolgt; 

3) bie für die Provinzial-Fererfogietätsfaflen zu erhebenden Brandverfiherungs:Beiträge; 

4) die indireften Steuern, die Salzablöfungsgelder, die Blei: und Bettelgelver, die Weges, 
Brüden:, Fähr⸗, Wange: und Krahngelder, die Kanal-, Schleufen:, Sciffahrts: und 
Hafenabgaben, die Niederlagegelder, Duarantaines Gebühren und Pachtgelder für vers 
pachtete Abgaben-Erhebungen; 

5) die von den Verwaltungsbehörben innerhalb der Grenzen ihrer Amtsbefugniffe ausges 
fprodyenen Gelditrafen, Koften und Entfhädigungen; 

6) diejenigen öffentlichen Abgaben, welde an Gemeinen, Korporationen, ſowie an ftändifche 
Kaſſen zu entrichten, oder als Provinzials, Kreis: oder Gemeinelaften, oder zur Unter⸗ 
haltung öffentlicher Anftalten aufzubringen find, als: Kommunal, Kirden:, Schul: und 
Armenabgaben, und die nach den Beſtimmungen bes Sei. über das Deichweien v. 
28. Jah. 1848. (G. ©. 1848. ©. 54.) $$. 9., 18. und 19. zu leiftenden Beiträge; 

7) die Gebühren ver Bezirfs:Impfärzte für die in den öffentlich befannt gemachten Terminen 
vorgenommenen Impfungen ; 

8) a den Auseinanderfegungs» Behörden für ihre Kaffen feftgefegten Koften und Ges 
bübren; 

9) die Domanials und Forfigefälle, fofern fle ohne vorgängige gerichtlidye Klage auf Grund 
bloßer Zahlungsbefehle beigetrieben werden fönnen; 

10) tie nad $. 21. des Mentenbanf: Gef. v. 2. März; 1850. (G. ©. 1850. ©. 112.) und 
nad den im $. 58. daſelbſt beftätigten Meglements im derjelben Art, wie die Staats— 
fteuern, beiqutreibenden, den Mentenbanfen und Tilgungskaffen überwiefenen Menten ; 

11) die Voſtgefälle und Poftgebühren ; 

12) bie Gihangsgebühren, Lootfengebühren, Gebühren für Prüfungen aller Art, wenn legtere 
unter öffentlicher Autorität erfolgen; 

13) die Bergwerfsabgaben, Auffihtsfteuern, Hüttenbetriebögefälle und Marffcheidergebühren. 


*) Bon den Kammern genehmigt laut Belanntmahung des Staatsminifter. v. 6. April 1854, (8. ©. 
1851... 160. De genchmis | |; R | 


Geſ. ©. f. Berw. B, Supplement. : 8 
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14) die Gelbbeträge für Leiftungen ober Lieferungen, welche nad fruchtlos gebliebener Aufs 
forderung des Berpflichteten für beffen Rechnung dur Dritte im Auftrage der Behörden 
aufgeiührt worden find (8. v. 11. März 1850. über die Polizeigewalt $. 20. G. ©. 
1850. ©. 265.); 

15) alle — Geldbeträge, zu deren exelutiviſcher Beitreibung die Berwaltungsbehörben 
befugt find, 

Menu A der Leiſtung von Handlungen die Rebe ift, Hat es bei den barüber beftehenben 
gefeplihen Vorſchriften fein Bewenden. 

2. Das Iwangsverfahren wird von den mit der Einziehung ber Steuern oder Gefälle 
beauftragten Behörven oder Beaniten angeordnet und unter ihrer Leitung buch bie ihnen beis 
gegebenen Grefutoren oder diejenigen Beamten, deren fie fi als folder zu bedienen haben, 
ausgeführt. Für die Fälle aber, in welden ben erfteren feine beitimmte, zur Ausführung ber 
Erefution dienende Beamte zugeordnet finde, ober in welchen die Auffictebehörbe felbft die Eres 
fution verfügt, hat dieſe auch die Behörde oder den Beamten zu beflimmen, von welchen das 
Swangsverfahren vollfireeft werden ſoll. 

$. 3. Ueber tie Verbindlichkeit zur Entrichtung ber geforderten Abgaben und bie Befug— 
niß zur Anordnung des eingeleiteten Swangsverfahrens findet der Medtsweg, wo er bisher zus 
läffig war, auch ferner fatt. 

Wegen vermeintlicher Mängel des Verfahrens, biefelben mögen bie Form ber Anorbrung, 
oder die der Ausführung, oder die Frage, ob die abgepfündeten Sachen zu ben pfänbbaren ges 
hören, berreffen, ift dagegen nur die Beſchwerde bei der vorgefegten Dienftbehörde des Beamten 
zuläffig, defien Verfahren angefochten wird. 

$ 4 Die Erefutoren müſſen bei ihren amtlihen Verrichtungen ben empfangenen fchrifts 
lihen Auftrag bei fi führen und dem Schuldner auf Verlangen vorzeigen, 

Ihre amtlichen Verhandlungen und Anzeigen baben inſeweit, als fie fih anf die ihnen 
übertragene Einziehung der Gefälle beziehen, bis zum Beweife des Gegentheils vollen Glauben. 

Die Crekutoren müſſen eidlich verpflichtet werden. 

$. 5. Die Einleitung des Zwangsverfahrens kann fofert nach Ablauf der geſetzlich feſtſte⸗ 
henden oder den Schuldnern beionders befannt gemadten Zahlungs-Termine Rattfinten. 

$. 6. An denjenigen Tagen, an welchen nad) gefegliber Vorſchrift Amtshandlungen ber 
Behörden und einzelner Beamten nicht verrichtet werden jollen, darf fein Grefutionsaft vorges 
nommen werben, ebenfowenig genen Juden am Sabbarh und an jüdiichen Feſttagen. 

Mährend der Saat- und Erndtezeit (uber der Meinlefe) türfen gegen Perfonen, welche ſich 
mit der Lantwirthichaft (oder dem Weinbau) befchäftigen, Grefutionen nur, wenn Gefahr im 
Berzuge it, eingeleitet, fortgefegt und ausgeführt werden. 

Für die Eaat werden im Frühjahre und Herbfi jecesmal vierzehn Tage, für die Erndte vier 
Moden in derjenigen Jahreszeit, in welcher nad der Dertlicyfeit Saat und Erndte haupiſächlich 
zu fallen pflegen, freigelaflen. 

$. 7. Bei der Grefutionsvellfirefung gegen aftive Militairperfonen und penflonirte Offis 
ziere find die über die vorberige Benacrichtinung der Femperenten Dilitairbehörde und über die 
Grefutionevollfiredung in Kafernen oder anderen zu demjelben Zweck beſtimmten Dienfigebäuden 
beftehenden allgemeinen Borfchriften zu beobachten. . 

$. 8. [Mahnung und Grefutions Ankündigung.] Bor Vollſtreckung der Grefution muß 
jeder Schuldner turd einen von der im $. 2. bezeichneten Behörde auszufertigenden Mahnzettel 
anfgeforter, werten, Die darin fpegiell verzeichneten Rückſtände binnen acht Tagen einzuzablen, 
witrigenfalls zur Pfändung oder zu andern zuläffigen Zwangsmittein werde gefcritten werben, 

$. 9. Zu dieſem Behuf werden dem mit ter Zwangsvellftredung beauftragten Beamten 
(Srefutor) die ausgeiertigten Mahnzettel nebit einem mit der fchrifilihen Anweifung zur Mah— 
nung verfehenen und von der beireffenten Bebörde vollgugenen Berzeichniffe der angumahnenden 
Edrultner und ibrer Miidllände (hieitenverzeichniffe) übergeben. Der Grefutor muß jeten Mahn⸗ 
zetiel dem Schultner felbit eter einem eiwacienen Familiengliede oder Hausgenoſſen deflelben 
behäntigen und, mie folder geichehen, unter Angabe des Namens derjenigen, dem der Zettel 
zugeitellt worden, umd des Tags der Behäntigung in dem Mahnzettel und dem Reſtverzeichniſſe 
beicheinian. 

Diejenigen Mahnzettel, deren Anuahme verweigert wird, oder deren Behändigung wegen 
Abweienbeit Der vorgedachten Berfonen nicht bewirkt werten fann, hat der Erefuror an bie Haus 
oder Stubenthür des Schult ners anzuheften. Die achtiägige Friſt wird in diefem Bulle von 
dem Tage gerechnet, an welchem der Erekuſor die Mahnzettel angebefter hat. 

$ 10 |Grefurionz verfhiedene Arten der Zwangemittel,] Nach Ablauf der adttägigen 
Frid find, wegen ber alsdann noch verbliebenen Rückſtände an Abgaben und Mahugebügren, 
bie gefeßlichen Zwangemittel anzuwenden. 

Diefe find: 

a) tie Pfaͤndungz 

b) tie Beſchlagnahme der Frücte auf dem Halme, fowie der gewonnenen Produkte oder 

Babrifate auf den Berg oder Hüttenwerten; — Fu 
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e) die Beſchlagnahme der ausftehenden Forberungen; 

d) die Gequeftration und Verpachtung nad Maaßgabe der Allerh. Order v. 31. Dec. 1825, 
$. 12. Littr. b, (G. ©. 1826. ©. 12.); 

e) die Subhaftation, 

Die Sequeftration und Verpachtung, fowie die Subhaftation der Grundftüde, Berg: ober 
Hüttenwerfe des Schuldners darf nur in dem Falle, wenn auf andere Weife feine Zahlung zu 
erlangen ift, veranlaßt werben, 

Die Anwendung der übrigen Bwangsmittel ift gleichzeitig zuläfftg, im ber Megel muß jer 
doc zunächft die Pfändung und nöthigenfalls die Beſchlagnahme der. Früchte auf dem Halme 
vorgenommen werben, 

- $. 11. [Pfändung] Die Pfändung darf nur auf den Grund eines von ber das Zwangs⸗ 
verfahren leitenden Behörde ausgefertigten Pfändungsbefehls vorgenonmen werben. Kraft des 
felben ift der Grefutor befugt, die im Befige des Schuldners befindlihen pfändbaren beweglichen 
Sadıen, ingleihen die Früdte auf dem vom bem Schuldner benugten Grundflüde in Beſchlag 
u nehmen. 

u $. 12. Bon der Pfändung find ausgefchlofien: 

a) die für den Schuldner, feine Ehefrau und feine bei ihm lebenden Kinder und Eltern nad 
ihrem Stande unentbehrlidien Betten, Kleidungsftücde und Leibwälhe, fowie die Betten 
für das Gefinde und das zur Wirthſchaft unentbehrliche Hauss und Küchengeräthe; 

b) ein zum Heizen und Kochen beftimmter Ofen; 

ec) bei Künftlern und Handwerfern die zur Fortfegung ihrer Kunft und ihres Gewerbes er⸗ 
forderlihen Werkzeuge und anderen Gegenftände mit der in dem Ghewerbefteuergefege v. 
30. Mai 1820. $. 35. (G. S. 1820. ©. 147.) vorgefchriebenen Maaßgabe; 

d) bei Perſonen, welche Landwirthſchaft betreiben, das hierzu nöthige Geräthe, Vieh und 
Feldinventarium, ber nöthige Dünger, fowie bas bis zur nächflen Erndte erforderliche 
Brod:, Saat: und Futtergetreide; 

e) bei Militair- und Givilbeamten die zur Verwaltung ihres Dienftes erforderliden Bücher, 
das unentbehrlichite Hausgeräth, Betten, anftändige Kleider und Wäfche, welche auch den 
penfionirten Beamten und Militairperfonen zu belaflen find; 

f) das Mobiliar dienfithuender Dffiziere, Unteroffigiere und Gemeinen und aller übrigen 
dienftthuenden Perfonen des Soldatenftandes, weldes fih an dem Garniionorte derfelben 
befindet, ingleihen das Mobiliar der mit Inaftivitärsgehalt entlaffenen oder mit Benfion 
zur Dispofition geitellten Diffiziere, an ihrem Wohnorte. Geldwerthe Papiere, baares 
Geld, Schaumünzen, Juwelen und Kleinodien find von der Pfändung nicht ausgenoninıen, 

$. 13. Gegen die Pfändung fann fi der Schuldner nur fügen, wenn berfelbe entweder 

a) die vollftändige Berichtigung der beigutreibenden Summe durch Duittungen oder Bors 
legung eines Poſtſcheins fofort nachweiſt, ober 

b) eine Friftbewilligung der fompetenten Behörde vorzeigt, ober aber 

ce) zur Abführung der beizutreibenden Summe und Bezahlung ber Exelutionskoſten fogleid 
bereit und im Stande ift, N 

In diefen legten Falle, fowie in den Falle, wenn ber Schuldner einen Theil feiner Schuld 
fofort abtragen will, muß die abauführende Summe in Gegenwart bes Grefutors verpadt und 
unter Ndrefie des Grhebungsbeamten zur Pot befördert, oder dem Ortsvorſtande zur weiteren 
Beförderung übergeben werden. 

An den Erefutor dürfen Feine Zahlungen, felbft nicht für Erefutionsfoften, geleiftet werben; 
die Schuldner haben dasjenige, was an biefen gezahlt ift, bei etwaiger Nidytablieferung noch 
einmal zu entrichten. 

$ 14. Die Pfändung felbit wirb in ber Art bewirkt, daß der Grefutor von den vorhans 
benen pfändbaren Gegenftänden einen zur Deckung ber beigutreibenden Summe und der (Grefus 
tionefoften nach feinem Ermeſſen binreibenden Betrag in Beihlag nimmt und fierftellt, und 
zwar zunächit diejenigen Gegenftände, welche am leichteiten trausportirt und veräußert werden 
fönnen Der Eculoner ift, nadıdem ihm der Pfändungsbefehl vorgelegt worden, verpflichtet, 
feine Effekten und Habfeligfeiten vorzugeigen, und zu dem Ende feine Wohnungss und andern 
Däume, fowie die darin befindlichen Bebältniffe zu öffnen. 

Auch Sachen, welde angeblidy dritten Perſonen gehören, müſſen in Ermangelung anderer 
tauglicher- Pfandſtuͤcke in Beſchlag genommen und die angeblichen Eigenrhümer mit ihrem Ans 
fpruch an die Behörde, von welcher der Brändungsbefehl ausgegangen iſt, verwieſen werden. 

$ 15. Sachen, welche auf das Andringen anderer Gläubiger bereits gepfäudet werben, 
find nur in Ermangelung anderer tauglidyer Pfandftüde durch Anlegung eines Superarreftes mit 
Beſchlag zu belegen. Dies gefchieht in der Art, daß der Grefutor den etwa angelegten Eiegeln 
fein Amtsfiegel beifügt und dem Schuldner oder dem etwa beftellten Verwahrer eröfinet, daß 
die Pfendſtücke für die Behörde, von der er feinen Auftrag erhalten, gleihfalls in Beſchlag ge: 
nommen feien. 

Der Behörde, auf deren Berfügung bie frühere Pfändung flattgefunden, iſt bie Anlegung 
‚des Superarreftes anzuzeigen; dieſelbe iſt gehalten, den Verkauf der Pfaudſtücke moöglichſt zu 

“ 3* 
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befchleunigen, auch ber Behörde, die ben Superarreſt hat anlegen laffen, den Berfaufstermin 
befannt zu machen und darauf zu fehen, daß beide Forderungen, nämlich diejenige, 
wegen welcher zuerft die Exekution vollſtreckt, 
und biejenige, 
wegen welcher fpäter ber Superarreſt angelegt ift, 
, aus dem gelöften Kaufgelde nad der gefeglihen Ordnung befriebigt werben. 

Findet der Berfauf nicht flatt, fo dürfen die Pianpftüce nur mit Genehmigung ber Behörde, 
in deren Auftrag der Euperarrefi angelegt worden ift, freigegeben werben, 

$. 16. Bei der Pfändung ift die Zuziehung des Ortsvorflandes, eines ober mehrerer Ges 
meine: oder Polizeibeamten, oder zweier unbefcholtener Männer nur dann erforderlich: 

a) wenn der Schuloner zu ber Zeit, da die Pfändung vorgenommen werben foll, fi ent: 

fernt hat, 

b) wenn. den Anordnungen des Grefutors wegen Definung der Wohnungsräume sc. feine 

Folge gegeben, oder ihm thätlicher Miderftand geleiftet wird. 

In Gegenwart der obgedadten Perſenen fann die Pfändung nöfhigenfalls mit Gewalt 
vorgenommen werden. 

Sf der MWiderftand auch auf diefem Wege nicht zu befeitigen, fo muß der Grefutor davon 
der Behörde, in deren Auftrage er handelt, Anzeige machen, diefe aber das Erforderliche wegen 
der den Grefutor zu gewährenden Hülfe nad den hierüber beftehenden Gefegen veranlaflen. 

8. 17. Abgepfändete baare Gelder und auf jeden Inhaber lautende Papiere müflen, wenn 
die Kaffe fih nicht am Orte felbft befindet, von dem Grefutor in Gegenwart des Schuldners, 
oder der bei der Pfändung zugezogenen Perfonen verpadt und unter der Adreſſe des Kaflen: 
beamten zur Poſt befördert oder dem Drtsvorflande, der zur Annahme und weiteren Beförderung 
verpflichtet if, übergeben werben. ‚ 

Andere Gegenftände find bis zu deren BVerfteigerund dem Schufbner gegen das Verfprechen, 
für deren Aufbewahrung zu forgen, und unter Berweifung auf die Strafen der Bereitelung 
der Pfändung zu belaflen. 

Mur bei Unzuverläffigfeit bes Schuldners find bie gepfänbeten Sachen einem zahlungs: 
fähigen Gemeinemitgliede oder den Drtsvorftande zur Aufbewahrung zu übergeben. 

Werden Sachen, deren Benugung ohne Berbrauh nicht möglih ift, nah flattgefundener 
Pfändung in der Wohnung des Schuldners belafien, fo find folde, fomweit es nach den Umfländen 
geſchehen kann, gegen fernere Benugung Seitens bes Schuldners durch Verſchließung und Bers 
fiegelung ſicherzuſtellen. 

$. 18. Ueber den Hergang bei der Pfändung muß der Grefutor an Ort und Stelle eine 
Berhandlung aufnehmen. und folhe nicht nur felbft unterfchreiben, fondern auch von dem 
Schuldner oder defien Stellvertreter und allen bei der Pfändung zugezogenen Perfonen unters 
ſchreiben lafien, oder aber den Grund der fehlenden Unterfchriften wermerfen. 

Der Erefutor muß zugleich den Schuldner nobmals zur Zahlung der Rüdflände mit dem 
Bedeuten auffordern, daß, wenn ſolche nicht geleifter werben follte, an dem von ihm, in der Megel, 
fofort zu beflimmenden Tage zum Verkaufe der Pfandſtücke geichritten werden würde, 

Dem Schuldner, fowie temjenigen, dem die gepfändeten Sachen etwa in Berwahrung 
gegeben find, if auf Verlangen von dem Grefutor fofort eine Abſchrift des Pfändungprotofolls 
mitzutheilen und, wie ſolches geſchehen, in diefem zu bemerfen. 

Tie Aufnahme einer Verhandlung ift auch dann erforderlich, wenn bei dem Schuldner Feine 
pfaͤndbare Gegenftänre vorgefunden find. 

$ 19. Hinſichtlich der Beſtrafung der Handlungen, durch welche eine im Verwaltungs⸗ 
wege bewirkte Pfändung beweglicher Sachen vereitelt wird, bebält es bei der Beſtimmung des 
8. 272. des Etrafgefegbuches v. 14. Avril 1851. fein Bewenden. 

$. 20. [Berkauf der abgepfänderen Sachen.]) Nach Nblauf einer vom Tage der vollzoges 
nen Pfändung am zu rechnenden vierzehntägigen Friſt ift, wenn ingwifchen feine Zahlung erfolgt, 
und Feine Bigenihumeaniprüce Dritter rechtzeitig angemeldet und befceinigt worden find, ter 
öffentlihe Berfauf der abgepfänderen Sachen von dem Beamten, von weldem die Grefution 
angeortnet worden ift, durch eine unter das Pfändungevrotekoll zu fegende fchriftliche Verfügung 
an dem in dem Brotofolle [hen beitimmten Termine anzuordnen. Die Anordnung eines früheren 
Verfanfstermins if aud ohne Ginmwillignng des Schuldners zuläffig, wenn die abgepfändeten 
Sachen dem Verderben unterworfen find, oder in der Behauſung des Schuldners wegen deſſen 
Unzuvertäffigfeit nicht belaflen, anderweitig aber nur aegen unverhältnißmäßig hehe Koiften 
untergebracht werden fönnen. Der Berfaufstermin ift jedoch aud in vielen alle nicht unter 
acht Tagen zu beflinnmen ($. 21.) und der Schuldner vorher taven zu benachrichtigen. 

$. 21. Dritte Berfonen, welche auf die abgenfändeten Sadyen Gigenthumsanfprühe haben, 
müflen diefe, ohne Unterſchied, ob fle bei der Pfändung angemelder worben find oder nicht, 
binnen acht Tagen nad Befanntmadhung des Berfaufstermins bei ter Behörde, von welder die 
Pfändung angeorbnet worden, unter Borlegung oder Angabe der Titel, worauf fie fih grüns 

„ben, befceinigen. 


Wird der Anfprud nicht beſcheinigt, fo behält der Verkauf feinen Fortgang; if aber eine 
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Beſcheinigung beigebradt, fo ift nad Befinden der Umflände die Freigebung ber Sachen zu 
— ober der angebliche Eigenthümer durd eine fchrijtlihe Verfügung zum Rechtswege 
u verweifen. 

: $. 22. Eollten andere Gläubiger des Schuldners ein Vorzugsreht vor der öffentlichen 
Kaffe, in deren Intereſſe die Pfändung gefchehen ift, behaupten, fo darf der Berfauf der abge— 
pfändeten Sahen dieſerhalb niemals ausgelegt, den Gläubigern muß vielmehr überlaflen werden, 
ihr vermeintlices Vorrecht auf das Kaufgeld geltend zu madıen. 

Ebenfo müflen dann, wenn die auf Andringen anderer Gläubiger gepfändeten Sahen auf 
Antrag dieſer Gläubiger verfauft worden find, die beftrittenen Vorrechte der öffentlihen Kaffe 
für die rücdjländigen Nbgaben und Gefälle auf das Kaufgeld geltend gemacht werden. 

$. 23. Die Nbhaltung des VBerfaufes muß in der Pegel burd den Grefutor auf dem 
Marftplage oder in einem andern, Jedem zugänglichen und zur Auklion geeigneten Lokale des 
Drts, wo die Pfändung flattgefunden, gefchehen. Es bleibt jebod dem Beamten, welder bie 
Einleitung des Zwangsverfahrens angeortnet hat, unbenommen, den Grefutor bei dem Verkaufe, 
fowie bei der Pfändung, zu beauffidtigen und zu leiten, und deshalb bei diefem Grefutionsaft 
gegenwärtig zu fein. 

Es fünnen dem Grefutor zu diefem Zwede auch andere Beamte beigegeben werben. 

Auch ſteht es dem die Grefution leitenden Beamten frei, den Verkauf durd die Ortes 
polizei Behörde bewirken zu laffen. 

Berfpricht der Berfauf an einem benachbarten Orte eine vortheilhaftere Verfilberung der 
Pfandſtücke, ohne die Transportfoften unverhältuißmäßig zu vermehren, fo it dieſer anzuordnen, 

Der Berfanf in der Behaufung des Schuloners if nur dann nachzugeben, wenn nidt 
ohne Verwendung bedeutender Koften der Berfauf anderswo auszuführen ift. 

$. 24. Der Berfaufstermin muß fpäteftens acht Tage vorher durch Ausruf oder Anfdläge 
öffentlich befannt gemacht werden. Grfterer kann ſpäter nocd wiederholt werben. 

Haben die in demfelben Termin zu verfteigernden Gegenftände zufammen einen Werth von 
mindeftens funfzig Thalern, fo muß die Befanntmahung auch dur die öffentlihen Blätter des 
Drts, wo ber Berfauf ſtattfinden foll, oder, wenn daſelbſt feine ſolche Blätter erfcheinen, durch 
die eines zunächſt befegenen Ortes erfolgen. Noch andere Arten ber Befaunimadung, als die 
vorgefchriebenen, können veranlaßt werben, wenn bie Behörde, welde das Zwangsverfahren 
betreibt, ſolche angemeſſen findet. oder der Schuldner rechtzeitig darauf anträgt und bie erforders 
lihen Koflen bezahlt. Kann der Verkauf nicht in dem im Pfändungeprotekolle anberaumten 
Termine abgehalten werden, jo ift der anderweitige Berfaufstermin dem Schuldner und dem 
Verwahrer der abgepfündeten Sadıen befonders befannt zu machen. 

$. 25. Bei der Verfteigerung werden bie Pfandſtücke, foweit es thunlic ift, in der Megel 
einzeln ausgeboten, und nad dreimaligem Ausruf dem Meiftvietenden zugefchlagen. Die zuges 
fhlagenen Pfandſtücke dürfen nur gegen baare Berahlung verabfolgt, und müflen, wenn folde 
vor dem Schluſſe des Termins nicht erfolgt, andermweit ausgeboten werten. Der eıfte Käufer 
haftet im diefen Falle für den Ausfall, welcher von ihm für Rechnung der das Zwangsvers 
fahren a sah Behörde fofort durch Erekution nad Vorſchrift diefer Ordnung beigetrieben 
werden fann. 

Der Drtsvorftand oder ein von’ biefem bezeichneter Gemeines ober Polizeibeamter ift bei 
dem Verkaufe zuzuziehen. 

Dieſer Beamte ſowohl, als derjenige, auf deſſen Betreiben das Zwangsverfahren angeordnet 
iſt, und der Erekutor dürfen auf die zu verſteigernden Gegenflände weder ſelbſt mitbieten, noch 
durd Andere für ſich mitbieten laffen. 

$. 26. Die Berfteigerung muß eingeftellt und bie noch unverfauften Pfandſtücke müſſen 
dem Schulpner zurückgegeben werben, fobald die eingegangenen Kaufgelder bie für die beizus 
treibende Schuld und für fümmtliche Koften hinreichende Deckung gewähren, ober die fehlende 
Summe baar eingezahlt wird. : 

Gewährt die Auftionslofung Feine hinreichende Dedung, To kann die Fortfegung des Grefus 
tionsverfahrens dadurch abgewendet werden, daß vor Ablauf des Berfaufstermins eine bins 
—— Zahl nicht abgepfändeter Sachen übergeben wird, um ſolche gleichfalls öffentlich 
auszubieten. 

Der Beamte, welcher den Verkaufstermin abhält, iſt zur Annahme aller Gelder, welche 
aus der Verſteigerung eingehen, oder an demſelben Tage auf die Rückſtände angeboten werden, 
befugt, muß aber, wenn die Kaſſe, für welche das Zwangsverfahren ſtattgefunden, nicht am 
Orte iſt und. deshalb die Nblieferung am biefe nicht fofort erfolgen kann, biefelben in Gegen⸗ 
wart des Schuldners oder der bei dem Verkaufe zugezogenen Perſonen verpaden und unter ber 
ee Kaflenbeamten zur Poft beförtern oder dem Drtsvorflande zur weiteren Beförderung 

ergeben. 

$. 27. Ueber den Hergang ber Verfleigerung muß von den Beamten, welde babei mits 
gewirkt haben, eine Berhandiung aufg nommen, und folde aud dem Schuldner, wenn derfelbe 
gegenwärtig gewefen ift, zur Unterfchriit vorgelegt werden. 

. 28. Spüteftens binnen acht Tagen nad ber BVerfleigerung muß ber Kaffenbeamte dem 
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Schuldner, welchen anf befonderes Verlangen eine Nahmweilnng über die Verwendung ber 
Auftionslofung, nebſt einer Abfchrift der $. 27. gedachten Verhandlung mitzutheilen it, dem 
etwaigen Ueberſchuß des eingegangenen Geldes durd den Grefutor zuftellen laflen. IA die 
NAuftionslofung ungureichend, fo ift dem Schuldner zugleich die Fortſetzung des Grefutionsvers 
fahrens mit dem Bedeuten anzufündigen, daß bei unterbleibender Berichtiaung des Nüditandes, 
nach Ablauf von act Tagen, zu einer abermaligen Pfändung oder zu andern Zwangsmitteln 
geihritten werden wiirde 
$. 29. Bon den $$. 20. bis 26. aufgeftellten Regeln finden nachſtehende Ausnahmen flatt: 
a) Geldwerthe, auf jeden Inhaber lautende Papiere find, wenn nicht binnen adt Tagen 
nah der Beihlagnahme Gigenthumeanfprüde von Dritten angemeldet worden find, an 
die Regierungs-Hauptkaſſe zur Verſtlberung einzuſenden. 
b) Auegedroſchenes Getreide, Heu, Lebenemiſtel und andere Gegenſtände, welche einen ge: 
meinen Marktverkehr haben, können mit Zuſtimmung des Schuldners, ohne vorherige 
De fteigerung und Bekanntmachung an Ort und Stelle, für den legten Marktpreis vers 
fauft, oder aber, wo möglih mit den Gefpann des Schuldners, auf den nächſten Marft 
aefabren und bafelbfi verfilbert werden, 

€) Goldene und filberne Geräthe dürfen nicht unter ihrem Gold- oder Silberwerthe zuges 
fhlagen werden, Kleinorien und Kunſtſachen nicht unter dem Preife, zu welchem fle von 
Kunftverftäntigen abgefhägt find. Diefe Gegenftände find erforderlihenfalls zur Bers 
fleigerung nach dem Hauptorte des Megierungsbezirfs, oder einer andern großen Stabt, 
zu verfenden. R 

$. 30. [Beichlagnahme der Früchte auf dem Halme.] Früchte auf dem Halme bürfen 
nur in den legten fehs Mocen vor der gewöhnlichen Meife umd nur dann in Beichlag ge: 
nommmen werden, wenn fich feine andere taugliche und fiher aufzubewahrende Pfandftüde vors 
finden Gin Drittel der Erndte jeder Fruchtgattung if von der Beſchlagnahme frei zu laflen. 

Von der beabfihrigten Beſchlagnahme muß tem Schuldner oder feinen Angehörigen mit 
der Aufforderung, dabei gegenwärtig zu fein, Nachricht gegeben werden. Die Beſchlagnahme 
wird demnäcft in der Art vollzogen, daß der Erefutor die Felder, auf welchen die abzupfändenden 
Früchte ftehen, der Obhut des Gemeine-Feldhüters oder eines anderen MWächters überweiſet und 
über den Hergang eine Verhandlung aufnimmt, von welder dem Feldhüter oder Wächter, fowie 
dem Schuldner, auf Verlangen, Abſchrift zu ertheilen if. 

Im Uebrigen fommen die Vorſchriften $$. 11—27. zur Anwendung. 

6. 31. [Beihlagnahme ausftehender Forderungen des Schultners.) Die Befhlagnabme 
ausftehenter, von dem Arreſte gefeglich nicht befreiter Forderungen oder bei einem Dritten bes 
findticher Sachen des Schuldners erfolgt, mit der MWirfung einer gerichtlihen Beſchlagnahme, 
obne taß es einer & flärung über die Gültigfeit des Arreftes bedarf, durch eine fchrifrliche 
Verfügung des die Exekution lei.enden Beamten, durch welde der Dritte zur Ginzahlung der 
fſchuldigen Summe an die Kaffe oder zur Nuchändigung der fhulvigen Sachen an den Grefutor 
zum Zwed des öffentliben Verkaufs angewiefen wird, Der Schuldner muß von der Beſchlag— 
nahme durch Zuftelfung einer Nefchrift der Verfügung und des darüber aufgenommenen Zus 
ftellungsvermerfa mit der Aufforderung benachrichtigt werben, bie über die Schuld vorhandenen 
. Urfunden, bei Vermeidung der zuläffigen Zwangemitttel, dem Grefutor auszuantworten. Die 
Zuftellung ter Beihlagnahme: Verfügung und die Benachrichtigung des Schultners muß durd 
den Erekutor bewirkt und, mie foldes gefchehen, von biefem auf dem Konzepte jener Verfügung 
beſcheinigt werden. 

Die Handlungen, welche der Dritte nach Empfang ber die Beihlagnahme anorbnienden Vers 
fügung in Anfehung der mit Beihlag belegten Summen oder Sachen zum Nactheil der Kafle 
vornimmt, werden in Bezug auf bie leßtere dergeſtalt als nicht gefcheben angefehen, daß ber 
Dritte zur Zahlung der fhuldigen Eumme und Auslieferung der fhuldigen Saden oder ihres 
Mertbs der Kafle verpflichtet bleibt. Der Schuldner muß dagegen nicht nur jede in Folge der 
Beſchlagnahme zum Beſten jener Kaffe geleiftete Zählung oder geſchehene Auslieferung aners 
fennen, fondern fich auch jeder Geffien, Verpfändung oder anderweiten Dispofition über die in 
Beſchlag genemmenen Eummen oder Sachen enthalten. 

Dei verweigerter Zablung oder Ausantwortung ber in Befhlag genommenen Summen 
oder Sadıen ift ber die Grefution anordnende Beamte durch eine Verfügung der betreffenden 
Auffihtsbehörde (Megierung, Generalkommiſſion, des ProvinzialsSteuerdireftors ıc.) zur Klage 
gegen ben Dritten zu ermäctigen. Diefe Ermächtigung vertritt die Stelle einer Seitens bes 

chuldners ertheilten Anweifung und Vollmacht zur Klage; der mit Anftellung der Klage bes 
auftragte Beanite muß jedoch den Schuldner zur Theilnahme an dem zu führenden Prozeſſe ges 
richtlich auffordern laſſen. 

$. 32. Beſteht die Forderung des Schuldners in Renten, deren Uebereignung nach dem 
G. v. 4. Juli 1822. (G. S. 1822. S. 178.) zuläffig iſt, ſo kann der das Zwangeverfahren 
leitende Beamte bei der Aufſichtsbehörde die Uebereignung der Renten in der dafuͤr geſetzlich 
vorgeſchriebenen Form in Antrag bringen. 
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$. 33. Die Beſchlagnahme von Beſoldungen und Penſionen erfolgt dur ein auf Inne⸗ 
behaltung und Abführung des ſchuldigen Betrages gerichtetes Nequifitionsichreiben des Beamten, 
der die Grefution anorbnet, an diejenige Kafle oder Behörde, bei welcher die Beſoldung oder 
Benfion zu erheben ift. Bon dem Nequifitionsichreiben, weldes die Wirkung einer gerichtlichen 
Beihlagnahme hat, ‚muß dem Schuldner Nachricht gegeben werden. > 

$. 34. [Subhaftation der Grundflüde.] Die Sequeftration und Verpachtung, fowie die 
Subhaftation von Grundftücden des Schuldners, if nur mit Genehmigung der im $. 31 be 
zeichneten Behörde zuläffig. Die Sequeftration und Subhaftation muß alsvafln bei dem kom— 
petenten Gerichte in Antrag gebracht werden, 

$. 35. [Erefution gegen Korenfen.] Iwangsmaaßregeln, welche in einem anderen Em⸗ 

pfangsbezirfe zur Ausführung gebracht werben müſſen, als demjenigen, in weldem die Zahlung 
zu entrichten ift, find durd) Mequifition der betreffenden Behörde zu bewirken. i 
$. 36. Koſten des Grefutionsverfahrene,] Die Koſten des Grefutionsverfahrens find 
- hans angehängten Tarif, unter Beachtung der. nachitehenten näheren Beilimmungen, zu 
quidiren: 

a) Die Gebührenfolonne wird durch den Gefammtbetrag der Abgabenrefte und rücftändigen 
. eines jeden einzelnen Schuldners beflimmt, auf welche die betreffende Verfügung 
autet. 

b) Nach dem Beginnen eines Erefittionsaftes müſſen, ſofern in dem Tarife ſelbſt nicht ein 
Anderes beftimmt if, die vollen Gebühren bezahlt werden, auch wenn der Aft wegen ins 
zwifchen einaetretener Zahlung, Ausftantsbewilligung, oder aus anderen Gründen nicht 
zur Ausführung gefommen ift, . 

€) Die Erefutionsgebühren müflen, auch wenn der Gxefutor mehrere Grefutionsafte in bers 
felben Gemeine zu gleicher Zeit vorgenommen ‘hat, von jedem Schuldner befonders ents 
richtet werden, Die Koften für die öffentlihe Befanntmadung und den Berfauf ber 
abgepfänderen Sachen werden jedoch, wenn mehrere Maſſen zufammengenonmen worden, 
nur einmal nach der Geſammtſumme entrichtet und unter Die dabei beiheiligten Schuldner 
nad) Verhältniß des aus jeder Mafle gewonnenen Griöfes vertheilt. 

d) Bei Verteilung der Transportfoften und anderer banrer Auslagen, welde mehrere 
Schuldner gemeinfdaftlih zu tragen haben, muß der das Zwangsverfahren betreibende 
Beamte auf den Werth der Gegenftände, ihren Umfang, ihre Edywere und die fonft ob» 
waltenden Umſtaͤnde billige Nüdficht nehmen. 

e) Neben den tarifmäßigen Gebühren finden befondere Meifes und Zehrungsfoften unter 
feinen Umftänden ftatt, . 

M Die Gebühren der nad $. 29. litt. c. zuzuziehenden Sadwerfländigen werden nad ber 
gerichtlichen Gebührentaxe beftimmt. 

Das Staateminifterium ift ermäctigt, eine Reviſion und anderweitige Feſtſetzung bes Tarife 
im Ganzen, oder für einzelne Lantesıheile vorzunchmen. 

$. 37. Die Gebühren des Exefutors und alle andern Grefutionsfoflen werden von dem 
das Verfahren betreibenden Beamten aus den durd den Verkauf ber verpfünderen Sachen oder 
anderweit eingehenden Geldern gezahlt. . Bei Unzulänglichkeit diefer Gelder werden aus benielben 
zunächſt die Gebühren des Grefutors beridtiat, die übrigen Grefutionsfoften aber, foweit fie 
nicht gebecft werden, auf die dazu geeianeten öffentliben Funds übernommen, oder von derjenigen 
Behörde eingezogen, für welche die Grefution ftattgefunden hat. 

5 $. 38. Alle bisherigen Vorſchriften über Gegenftände diefer B. werden hierdurch auf: 

gehoben. 

$. 39. Die zur Nusführung gegenwärtiger V. erforderlihen Anordnungen haben bie bes 
theiligren Minifterien gemeinſchaftlich zu erlaflen. 

Urfundlic unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedructem Königl. Iuflegel. 

Gegeben Berlin, den 30. Juli 1853. 

u: (L. 8.) — Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons v. Weſtphalen. v. Bodelſchwingh. 
In Vertretung: v. Wangeuheim. 


4 
4‘ “ * 
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@rekutionsgebühren - Tarif. 


bis 1 bis 
1 Rıble. I 5 Rthlr. 


5 bis |. 44; 
50 Rtihlr. ‚ über „. 


einſchi. 50 Rthle. 
fe  pf I Kthl. far Pf. 


1) Kür bie Mahnung ........ 11 —] 2 —| 4 —| —7 res 

2) Kür die Pfändung und Sicherftellung der 
nepfänteren Sachen, fowie für Anlegung 
eines Euperorrefles .. 4d| — 8 —I 16! — 

An dem $. 13. gedachten Falle werden, 
wenn es zu feiner Brandziehung fommt, 
nur die halben Gebühren entrichtet. 
Diefelben Gebühren paffiren für bie 
Freigebung abgepfänterer Sachen, fofern 
biefelbe-nicht bei Gelegenheit eines andern 

”  Grefurionsafts vorgenommen wird. 

3) Für die Anfertiaung und Anbeftung 
ter Anfchläge, fowie für Bewirkung des j 
EEE TE RT 2| — 2! —| 4 —| — |] 7:6 

4) Rür die Verfteigerung . ..0.. 4 — 

6) Kür die Zuftellung eines Zahlungebe: 
fehls an den Edultner des Abgaben 
pflichtigen und bie Benachrichtigung des 
legteren, ſowie für iede ſonſtige Zu: 


einſchl. einſchl. 
A. Gebühren bes Grefutore. fr pf. fer pf. 





— 


ſtellung ....... 2 — 4 —I 12 — - 1201 — 
6) Für * Abſchrift von einem Pfändungs-, 

Auftionss oder anderen Brotofoll ...I| —| 6] —! 6| —| 6] - IF 6 

B. Andere Koften. 

7) Gebühren ber bei einer Pfaͤndung zuges 

zogenen Beugen „uno n0n 21 — | — 4 —1 — I Br 
8) Gebühren des — ————— von Mo: 

biliar:Effeften täglich . — 11 — 2— 31 -I —- I #1 — 
9) Gebühren des Hüters von Früdten auf 

dem Halme, täglih......» I = 21 — 3! —I — — 


Zu 8. und 9. werden, wenn die Auf: 
bewahrung oter Obhut länger als 8 Tage 
dauert, von dem neunten Tage an nur 
die halben Gebühren bewilligt. 

Die Gebühren fönnen dagegen, wenn 
mehr als zehn zerftreut liegente Par: 
zellen zu beauffihtigen find, um bie 
Hälfte, und wenn mehr als zwanzig 
zeritreut liegende Parzellen zu beauf: | 
fihtigen find, um das Doppelte erhöht | 
werben. | 


Gegeben Berlin, den 30, Juli 1853. 
Friedrich Wilhelm 


v. Manteuffel. v. d. Heydbt. Simons v. Weſtphalen. v. Bodelſchwingh. 
In Vertretung: v. Wangenheim. 


G. über die Beſtrafung der Zollvergehen gegen fremde Staaten, im 
welchen durch Handelsverträge die —— —— verbürgt iſt. 
BV. 2%, Aug. 1 
[®. ©. 1853. S. 926. Nr. 3884] 
Mir Friedrih Wilhelm ıc. ac. — —— der Kammern, was folgt: 
tt i 
Wenn von einem fremden Staate, in Erfüllung eines die Gegenfeitigfeit bedingenden 
Handelsvertrages, die Vergehen wider die Preußifhen Bollgefege unter Strafe geſtellt find, fo 
follen zu Gunſten dieſes ie Staats vie nachſtehenden Strafbeftimmungen elutreten, 


non 
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1 Ber es unternimmt, Gegenftände, deren Eins, Aus: oder Durchfuhr In dem fremben 
Staate verboten if, dieſem DBerbote zuwider, eins, aus⸗ oder durchzuführen, hat die Konfisfation 
bet Gegenftände, in Bezug auf welche das Vergehen (die Kontrebande) verübt worden ift, und 
ugleih eine Geldbuße verwirft, weldhe dem doppelten Werthe jener Gegenflände, und wenn 
Foliher nicht zehn Thaler beträgt, diefer Summe gleihfommen fol. 

$. 2. Mer es unternimmt, dem fremden Staate die Eins, Aus: ober Durchgangsabgaben 
zu entziehen, hat die Konfisfation der Gegenſtände, in Bezug auf welche das Vergehen (die 
Bolldefrandation) verübt worden ift, umd zugleich eine, dem vierfahen Betrage der vorenthals 
tenen Abgaben gleihfommende Gelvbuße, welde jedoch niemals unter Ginem Thaler betragen 
foll, verwirft. 

$. 3. In allen Fällen, in welhen die Ronfisfation ber -Gegenflände, in Bezug auf 
welche tie Kontrebande oder Zolldefrandation verübt worden ift, nicht vollzogen werben fann, 
iſt Matt derfelben auf Grlegung des Werths der Gregenflände und, wenn dieſer nicht zu er⸗ 
—— iſt, anf Zahlung einer Geldſumme von fünf und zwanzig bis zu Gintaufend Thalern 

erfennen. 

E $. 4. Mer in anderer, als ber in $$. 1. u. 2. erwähnten Art die Zollgefeße bes fremben 
Staats übertritt, hat wegen diefer Kontravention eine Ordnungeſtrafe von Einem bis zu zehn 
Thalern verwirkt. 

F. 5. Wenn eine Geldbuße von dem Verurtheilten wegen feines Unvermögens nicht beis 
zutreiben üft, tritt am derem Stelle nach den Beitimmungen des Strafgefepbuces eine verhältnißs 
mäßige Gefängnißftrafe, welche jedoch die Dauer 4 Einem Jahre nit überfteigen darf. 

Artikel 
Die Unterfuhung und Beſtrafung der Vergehen und Ueheriretungen wider bie Zollgeſetze bes 
fremden Staats erfolgt durch diefelben Behörden und in denfelben Formen, wie die Unterfuchung 
und Beitrafung der Vergehen und aa hr Den die Zollgefepge des Preußiſchen Stanıs, 
rtike 

Die Maaßgaben, unter welchen dieſes Geſetz zu Gunſten eines fremden Staats zur an⸗ 

wendung kommen ſoll, werden nach jedesmaligem Abſchluß eines Handelsvertrages von Uns im 
Wege der Verordnung beſonders beſtimmt werden. 
Urkundlich unter Unſerer ey Unterfchrift und beigebrudtem Königl. Inſiegel 
853, 


Gegeben Putbus, den 22. Auguſt 1 
L. S. * Briedbrid Wilhelm. 


v. Danteuffel v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Bodelfhwingh. 
v. Bonin. Kür den Minifter des Innen: v. Manteuffel. 


DB. wegen Anwendung des Gef. v. 22. Aug. 1858, auf die — —— gegen 
e Kaiſerlich Defterreichifchen Zollgeſetze. V. 22. Aug. 1858, 
[G. S. 1853. ©. 928. No. 3885.] 

Mir Friedrich Wilhelm sc. sc. verordnen auf Grund des Vorbehalts in dem Art. III. des 
Gef. v. 22. Aug. 1853. über die Beſtrafung ber Zollvergehen gegen fremde Staaten, in 
welchen durch Handelsverträge die Gegenjeitigfeit verbürgt if, was folgt: 

- 8. 1. Die Borfhriften, welde in den Art. I. und II. des Gel. v. 22. Aug. 1853. in 
Bezug auf die Verfolgung und Beitrafung der Mebertretungen von Ein, Auss und Durchgangs⸗ 
Abgabengefegen anderer Staaten erlaflen worden find, finden nad) Maafgabe ber Verabredun⸗ 
gen in den $$. 12. und folgenden des Bollfartels mit Oeſterreich (G. S. 1853. ©. 390. 
v. 1. Jan. 1854. ab für bie Dauer des Zollkartels auf die Uebertretungen der Kaiſerlich Defters 
reichiſchen ins, Aus: und Durhgangs:-Abgabengefege Anwendung. 

$. 2. unſere Minifter der Zuftiz und der Finanzen find mit der Ausführung diefer Vers 
ordnung beauftragt. 

Urkundlich unter Unferer Höhfteigenhändigen Unterfehrift und beigebrudtem Königl. — 

Gegeben Putbus, den 22. Auguſt 1853. 

L. S. Friedrich Wilhelm. 


) 
v. Manteuffel, v. d. Heybt. Simone. v. Raumer. v. Bodelſchwingh. 
v. Bonin. Für den Minifter des Innern: v. Manteuffel. 


Bekanntmachung, betreffend die Aufhebung der Inſtrukt. v. 14. Jan. 189%, 
und der nachträglichen Beftimmung dazu v. 17. Mai 1830, 
V. 10, Sept. 1853, 


(9. ©. 1853, ©. 754. No. 3841.) 


Die Fortfchritte der Tehnif, mamentlih in Bezug auf Feuerungsanlagen, haben es ers 
forderlich erſcheinen laflen, wie in bem Regul. wegen Nufftellung ber Dampfteflel v. 6, Sept. 
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1848. (G. S. 1848. ©. 321.) $. 7. hinfihticd der Dampffeffelfenerungen bereits gefchehen, bie 
bisher beftandenen allgemeinen Vorfhriften megen der Weite der engen Schornfteinröhren aufs 
zuheben. Nadıdem des Königs Majeftät durch vorſtehende Allerh. Ordre*) geruht haben, bie 
Allerh. D. v. 4. Oft. 1821. (G. S. 1822. ©. 42.) in Gemäßheit der Beitimmung des $. 16. 
bes Gef. v. 11. März 1850. über die Polizeiverwaltung (©. S. ©. 265.) außer Kraft zu 
fegen, werben hierdurd die IJuſtr. v. 14. Jan. 1822. (©. ©. 1822. ©. 43.) und die nach⸗ 
träglicen Beltimmungen dazu v. 17. Mai 1830. (G. ©. 1830. ©. 84.) aufgehoben. 

Den Negierungen ift überlaffen, in Betreff der in ter Inſtr. v. 14. Jan. 1822. außer 
ber Beftimmung der Meite der Mauchröhren enthaltenen VBorfchriften hinfichtlih der Konftruftion 
ber Rauchfünge, deren Reinigung ıc., foweit dies im Interrefie der Baupolizei und Feuerſicher⸗ 
heit für nöthig eractet wird, nah Maßgabe des Gef. v. 11. Märg 1850, die erforderlicyen 
° Anorbnungen zu treffen. 

Dies wird hierdurch zur öffentlihen Kenntniß gebracht. 

Berlin, den 10. Sept. 1853. 

Der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentlihe Arbeiten. Der Minifter bes Innern. 
j v. db. Heydt. v. Weftphalen. 


V. wegen fernerer —— in des Verkehrs zwifchen den Staaten 
des Zollvereins und den Staaten des Steuervereind. V. 17. Sept. 1853,*) 


[®. S. 1853. ©. 757. No. 3844.] 


Mir Friedrih Milhelm sc. sc. thum Fund und fügen hiermit zu wiſſen: 

Nachdem tie zum Bollvereine gehörenden Regierungen einerfeits und die zum Steuerverein 
gehörenden Regierungen andererfeits übereingefommen find, den unmittelbaren Verkehr zwiſchen 
beiden BVereinegebieten im Bufammenhange mit den durch die B. v. 29. März d. I. (©. ©. 
S. 89.) befannt gemachten Zollbefreiungen und Zollermäßigungen nod weiter zu begünftigen, 
fo verorknen Wir, unter Vorbehalt der Zuflimmung der Kammern, auf den Antrag Unſeres 
Staatsminifteriung, was folgt: 

Art. 1. Vom 24. diefes Monats ap bis zum Schluſſe biefes Jahres werden bei ber uns 
mittelbaren Ginführung aus dem Gebiete des Ereuervereins in das Gebiet des Zollvereins, 
und umgefehrt folgende Verabredungen zur Ausführung kommen: 
A. Dan wird gegenfeitig zulaffen 
a) zollfrei: 
1) Bleiweiß (Kremferweiß), rein oder verfept; 
2) Chlorkalk; 
3) Soda, gereinigte oder ungereinigte (bei dem Uebergange in ben Zollverein gegen 
beglaubigte Urſprungszeuaniſſe der Verſertiger); ’ 
4) Mennige, Echmalte, KRupfervitriol, gemiſchten Kupfer» und Gifenvitriol, weißen 
Bitriol, Waflerglas, Grünfpan, raffinirten (deftillirten, fryftallifitten) oder ger 
mablenen; 
5) Salzſäure und Schwefelläure; Sn 
6) a. Gebleichtes, desgleihen blos abgefochtes oder gebüftes (geäſchertes) Leinens 
garn, fo wie gefärhtes Leinengarn; 
b. gebleichte und gefärbte Leinwand, biefe Leinwand jedoch nur auf der Grenze 
zwifchen dem Hannoverſchen Landdrofteibezirfe Osnabrück und den angrenzenden 
Koͤniglich Preußiſchen Landestheilen (bei dem Uebergange in den Zollverein 
beſchränkt auf die, mit bem Stempel einer ſteuervereinslaͤndiſchen Legge vers 
fehene Leinwand); 
7) a. Talg und Stenin; 
b. Lichte (Talg:, Made, Wallrath⸗ und Stearin:); 
8) Butter, eingefchlagene; 
9) Biere, Mauleſel, Manlthiere, Eſel; ’ 
10) Rindvieh und zwar: Ochſen und Zuctftiere, Kühe, Jungvieh und Kälber; 
b) zu eimem Bollfage von 2 Rthlr. für den Zentner: 
Meubles, gevoliterte; PEN 
ec) zu einem Zollfage von 3 Rthlr. für den Zeniner: 
Wachstafft; 
d) zu einem Zollfatze von 4 Rthlr. für dem Zentner: 
Papiertapeien, 





*) Vergl, bie Allerb. Orber v. 12. April 1859. (f. oben ©. 3). 


"+, Dieje B. iſt von ben Kammern migt laut Bef n 
a. (art —— zn. genehmigt laut Befanntmahung bes Staatöminifteriums v. 28. Jau. 
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B. Die olfvereinsftaaten werden, nachdem im Steuervereine biefelben Erzeugniſſe des Zoll⸗ 
vereins nad der Anlage I. der V. v. 29. März 1853. bereits die gleiche Grleichterung 
erfahren haben, von ben Erzeugniſſen der Steuervereinsftaaten zulaffen: s 
a) zollfrei: ‘ 

® Hopfen; 

b) zu einem Zofffage von 1 Rihlr. für den Sentner: 
Hohlglas, weißes, ungemuftertes, weldes mit abgeichliffenen Stöpfeln, Böben 
ober Nändern verfehen, fonft aber nicht gefchliffen ift, fofern es von Glashütten im 
Steuervereine mit beglaubigten Urfprungszeugnifien der Berfertiget verfendet wird; 
c) zu einem Zollfage von 2% Rihlr. für den Zentner: 
Gold: und Silberpapier; Papier mit Gold» oter Silbermufter, durchſchlagenes 
Papier; ingleihen Etreifen von diefen Papiergattungen; . 
d) zu einem Zollfage von 3 Rthlr. für den Sentner: 
farbiges, bemaltes oder vergoldetes Glas ohne Unterfhieb ber Form; Glasiwaaren 
in Verbindung mit uneblen Metallen und anderen, nicht zu den Gefpinnfien aehöri: 
e gen Uritoffen,  desgleihen Spiegel, deren Olastafeln nicht über 288 Preuß. [JZoN 
das Stück meflen, fofern diefe Waaren von Glashütten im GSteuervereine mit bes 
glaubigten Urſprungszeugniſſen der Verfertiger verfendet werben. 
Art. 2. Unfer Finanzminifter wird mit der Ausführung dieſer B. beauftragt. 
ke en haben Wir gegenwärtige V. vollzogen und mit Unferem Königl. Infiegel vers 
eben laſſen. 
Gegeben — a 17. Sept. 1853. 


# 


(L. S. Friedrich Wilhelm. 
v. Manteuffel, v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 
v. Bodelſchwingh. v. Bonin. 


V. wegen Abänderung des Vereins⸗Zolltarifs. BV. 31. Okt. 1858.*) 
[G. S. 1853. ©. 873. No. 3870.] 


Mir Friedrih Wilhelm sc. sc. Nachdem bie Megierungen ber zum Zollvereine gehörenden 
Staaten übereingefommmen find, den für die Jahre 1846., 1847. und 1848, erlafienen Zolltarif 
und bie benfelben ergänzenden Grlaffe, weldye in Gemäßheit Unferes GErlaffes v. 8. Nov. 1848, 
bis auf Weiteres in Kraft bleiben, in einzelnen Beſtimmungen abzuändern und weiter zu ers 
gänzen; fo verorbnen Wir, unter Vorbehalt der Genehmigung der Kammern, auf ben Antrag 
Unferes Staatsniinifteriums, was folgt: 

$. 1. Bom 1. Januar 1854. an treten folgende Abänderungen und Zufäße zu dem Boll: 
tarif für die Jahre 1846., 1847. und 1848, und zu ben feit der Publifation defjelben ergans 
genen Erlaffen bis auf Weiteres in Wirffamfeit; 

Erfte Abtheilung bes Tarife. 

- Den Gegenftänden, welde feiner Abgabe unterworfen find, treten aus ber zweiten Abs 

theilung des Tarifs folgende Artifel hinzu: 

—aus Pof. 1. Mbfälle von Glashütten, besgleihen Scherben und Bruch von Glas und 
Porzellan; von der Bleigewinnung (Bleigefräg, Bleiabzug oder Abſtrich und Bleiaſche); 
von der Gold» und Silberbearbeining (Münzgräge); von Seifenfledereien die Unterlauge: 
Blut von geichlactetem Vieh, ſowohl flüffiges als eingetrocknetes. 

aus Pol. 7. Waſſerblei (Meißblei), Kobalt in folgender Faſſung: Graphit (Waſſerblei, 

Meißblei); Kobalterze. 

aus Poſ. 17. Karten oder Weberdiſteln. > 

aus Pof. 38a. Töpferthen für Porgellanfabrifen (Porzellanerbe). 

Außerdem: . 
Abfälle von Seidenfofons, ingleihen Flockſetide (Abfälle vom Haspeln und Spinnen ber 
toben Seide). R 

Zweite Abtheilung des Tarife. 

Bei den Gegenftänden, weiche bei der Ginführ oder bei der Ausfuhr einer Abgabe unters 

worfen find, treten folgende Abänderungen ein: 

. In Bezug auf die Zollfüpe, 

I. Vom Audgangszofl werden befreit: 

Roheiſen aller Art; altes Brucheiſen, Eiſenfeile, Hammerfchlag (Bof. 6. Eifen und Stuhl), 

I. Bon folgenden bisher theils in der erſten Abtheilung des Tariis ſtehenden, theils im 





— a — genehmigt laut Bekanntmachung des Staatsminiſt. v. 9. März 1854. (G. S. 1854. 
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Tarif nicht namentlich aufgeführten Artikeln find die beigefügten Gingangszollfäge zu erheben 

und zwar: 

1) von Gifenbeigen, einfchließlih Gifenroftwarfer 7% Sgr. ober 26% Kr. vom Bentner 
(Bo, 5. Drogueries ıc. Waaren); 

2) von nacftehenden Maaren aud in Verbindung nit Gummi elaftifum ober Gutta perdha, 
als: Maaren ganz oder ıheilweife aus edlen Metallen, aus feinen Metallgemiſchen aus 
Dietall echt vergoldet oder verfilbert; aus Schildpatt, Perlmutter, echten Perlen, Korallen 
oder Steinen gefertigt, oder mit edlen Metallen belegt, 50 Rthle. oder 87 Fl. 30 Kr. 
vom Zentner (Pof. 20. kurze Waaren ıc.); , 

3) von Krogenleder, auch künſtlichem, für inländifche Kragenfabrifen auf Erlaubnißſcheine 
unter Kontrole von Zentner 3 Mthlr. oder 5 Ft. 15 Kr. (Bof. 21. Leder ı0.); 

4) von allen mit Gummi elaftifum oder Gutta percha überzogenen Geweben vom Zentner 
20 Rihlr. oder 35 Fl.; 

5) von Glummitrudtühern für Fabrifen auf Erlaubnißſcheine unter Kontrole vom Bentner 
10 Rihlt. oder 17 Fl. 30 Kr (Po. 40. Wachéleinwand 2c.). 

III. Von nachfolgenden Artikeln find anftatt bre bisherigen Ein- oder Ausgangszollfäge 
beigefügten Eäge zu erheben und zwar; 

1) von ſchwefelſaurem Natron, (gereinigtem, ungereinigtem, Taleinirtem, kryſtalliſirtem) beim 
Gingange vom Zentner 15 Egr. oder 52% Kr. (Bof. 5. Droguerie- ı. Waaren); 

2) von Myrobalanen und Balmnüffen nur beim Ausgange vom Zentner 5 Sgr. ober 
17% Kr. (Pol. 5. Droguerie: ıc. Waaren); - 

3) von Biegenhaaren nur beim Ausgange vom Bentner 5 Sgr. ober 17% Kr. (Poſ. 11. 
Häute ic.); 

4) von Schreibfedern aus Stahl oder Metallfompofitionen bein Gingange vom Bentner 
50 Rıbir. oder 87 Kl. 30 Kr. (Bof. 20. kurze Maaren ıc.); 

5) von Wübhlfteinen mit eifernen Reifen beim Gingange vom Stück 2 Rthlr. oder 3 Fl. 
30 Kr. (Poſ. 33. Steine ı.): j 

6) von rohem Zink beim Gingange vom Sentner 1 Rthlr. oder 1 81. 45 Kr. (Pof. 42. 


Binf x.). 
B. In Bezug auf die Tarafüpe. 
An Tara wirb bewilligt für 
1) Tabarfeblätter, unbearbeitete und Stengel (Poſ. 25. v. 1.): | 
a) in Seronen (nicht von Thierhäuten) 12 Prund vom Zentner Bruttogewidt; 
b) in Thierhäuten 8 Pfund vom Zentner Bruttogewidt; 
2) Tabadesfabrifate (Poſ. 25. v. 2. & und ß) in Kanaflerförben 12 Pfund vom Bentner 
Bruttogewicht. 2 | 
C. In Berg auf die Faſſung einzelner Pofltionen. 
1) In der Pofition 5.f. „Schweielfaures ı. Kali” fallen die Worte: „alle Abfälle von 
der Fabrifation der Salpeterfäure” binmeg. 
2) * die Stelle der Anmerkung 2. zu Poſ. 6. „Eiſen und Stahl“ tritt folgende Be⸗ 
mmung: 
Don RMohſtahl, ſeewärts von ber Ruſſiſchen Grenze bis zur Weichſelmündung eins 
ſchließlich, auf Grlaubnißfheine für Stahlfabrifen eingehend wird nur die allgemeine 
Eingangsabgabe erhoben. 
3) Bei Bo. 6. f. 2, „Grobe Gifen: und Stahlwaaren” fallen bie Worte: „Mafhinen von 
Gifen“ hinwez. 
4) Die Ausnabme zu Pof. 22. e. „Rohe Leinwand ıc.* foll fünftig dahin lauten: 
Ausnahme. Mohe, ungebleichte Leinwand geht frei ein: 
aa. in Preußen: 
auf ben Grenzlinien von Leobfhüg bis Seidenberg in ber Oberlaufiß und von 
Gronau bis Anholt nad Bleichereien oder Reinwandmärften; 
bb. in Sadfen: 
auf der Grenzlinie von Oftrig bis Schandau auf Erlaubnißſcheine. 
Dritte Abrheilung bes Tarife, 
Bei der Durhfuhr von Waaren, welde — 
A. rechts der Oder, ſeewaͤrts oder landwärts über die Grenzlinie von Memel bis Miyslowig 
(die Gifenbahnftraße über Miyslowig ausgefhloffen) eins und über irgend welchen Theil 
ber Vereinszollgrenze wieber ausgehen; desgleichen welche 
B. durch die Odermündungen oder links der Oder eingehen, und redhts der Ober ferwärts 
oder landwärts über die Grenzlinie von Memel bis Myslowig (die Ciſenbahnſtraße über 
——— ausgeſchleſſen) wieder ausgehen; und endlich, welche 
C. auf der Ciſenbahn über Myslowitz eins und rechts der Oder wieder ausgehen, 
wird — mit Ausnahme der unter Mo. 8, 9. und 10, des erften Abfchnirtes genannten Gegens 
re für weiche die bisherigen Säge gültig bleiben — erhoben vom Zentner 34 Sgr. ober 
reuzer. 


di 


1853. (2. 31. Oft. — 14. Nov.) 45 


Fünfte Abtheilung bes Tarife. 

Die Beftimmung im zweiten Sag unter Ziffer V., wonach, im alle eine Waare aus 
Seide oder fFlorerfeide in Berbindung mit anderen Gefpinnften aus Baummolle, Leinen ober 
Wolle befteht, die Deklaration als „halbſeidene Waare“ genügt, findet auf Golds und Silber⸗ 
ftoffe und auf Bänder feine Anwendung. 

$. 2. Unfer Finanzminifter wird mit der Ausführung biefer B. beauftragt. 

Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterfchrift und beigedrucktem Königl. Inflegel, 

Gegeben Sansfouci, den 31. Oft. 1853, 

8 Friedrich Wilhelm. 


8) 
v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 
v. Bodelſchwingh. v. Bonin. 


Allerh. Erl. v. 7. Nov. 1858,, betr. die Nangverhältniſſe der Vizeprä⸗ 
ſidenten des Obertribunals, fowie des General-Staatsauwalts und der 
Dber: Staatsauwalte bei demfelben. 


[®. ©. 1853, ©. 907. No. 3878.] 


Auf Ihren Bericht v. 20. Sept. d. 3. will Ich, wenn es hierzu noch einer ausdrücklichen 
Feſtſetzung bedarf, hierdurch beftimmen, daß die Vize-Präfidenten des Obertribunals, ſowie der 
General » Staatsanwalt bei demfelben, vor ben übrigen Mäthen der zweiten Klaffe jederzeit 
den Bortritt haben follen, und den ObersStaatsanwalten bei dem Obertribunal den Rang der 
Mäthe zweiter Klaffe hierdurch beilegen. 

Sansfonei, den 7. Nov. 1853, Friedrich Wilhelm. 

. Simons. 
An den Zuftizminifter. 


Allerh. Erl. v. 14. Nov, 1853,, betr. die Verwaltung der Marines 
"Angelegenheiten. 


[®. ©. 1853. S. 988. No. 3880.) 


Einverftanden mit den in dem Berichte des Staateminifteriums v. 12. d. M. über bie 
künftige Bermaltung der Marine:-Angelegenheiten enthaltenen Vorſchlägen, beſtimme ih Folgendes: 
1) Die oberfte Leitung der Marine-Angelegenheiten, welche bisher proviforifch mit dem Krieges 
minifterium verbunden war, gebt auf eine, von demfelben getrennte, neu zu bildende 
Gentralbehörde über, welche den Namen „Admiralität” führen und zugleih Kommandos 
und Bermwaltungs:Behörde fein foll. 
2) Die Ndmiralität foll ans drei Abrheilungen: 
a) für Kommando:Angelegenheiten, 
b) für technifche Angelegenheiten, 
c) für allgemeine und Verwaltungs-Angelegenheiten, 


beflehen. 
3) Zum Chef der Admiralität will Ich für jegt den Präfidenten des Staats : Minifteriums 
ernennen. Die fpezielle Leitung ber Geſchäfte foll der Oberbefehlshaber der Marine 
führen. - j 
Mein gegenwärtiger Befehl ift dur die G. ©. zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 
Sansfouci, den 14, Nov. 1853, 
Briedrih Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weftphalen. 
v. Bodelfhwingh. v. Bonin. s 
An das Staatsminifterium. 


Allerh. Erl. v. 14. Nov. 1853, betr. die allgemeinen Beftimmungen für 
Fünftig zu erlafiende Deichftatute,”) | 


[®. ©. 1853. ©. 935. No. 3893.] 
Um die häufige un. der gleihförnigen Beſtimmungen ber Deichflatute in ber 
G. ©. zu vermeiden, auch die Redaktion und Prüfung der Statuten den Beamten und Ins 


Vergl. das ©. über das Deichwefen, v. 28. Jan. 1848, 


46 ? 1853, (2. 14. Nov.) 


tereffenten zu erleichtern, genehmige Ich anf Ihren Bericht v. 5. d. M., daß bie beifolgenden 
Allg. Beſtimmungen für Fünftig zu erlafiende Deichftatute in der ©. ©. veröffentliht und fortan 
in den neuen Deidflatuten in Bezug genommen werben, Die einzelnen Deichſtatuten werben 
nunmehr nur ned die lofalen Beſtimmungen über die auszuführenden Anlagen, das Deichkataſter, 
bie Mahl der Mepräfentanten u. f. w., fowie die etwa esforderlichen Abänderungen des Allger 
meinen Beitimmungen enthalten. 

Diefe Order iſt in der ©. ©. zu veröffentlichen. 

Sansſouci, den 14. Nov. 1853, 

Friedrih Wilhelm. 


* ‚mb Heydt. Simons, v. Meftvbalen. 
An den Minifter für Handel, Gewerbe und öffentl. Arbeiten, den Juſtizminiſter und 
den Minifter für die landwirthſchaftl. Angelegenheiten. 


Allgemeine Beftimmungen . 


für 
fünftig am erlaffende Deihflatute. 


$. 1. Der Deichverband bildet eine Korporation. Der Gerichtsftand beffelben wird im 
Deichſtatut beſtimmt. 

$. 2. Ueber die vom Verbande zu unterhaltenden Deichſtrecken, Hauptgräben, Schleuſen, 
Brüden sc. und über die fonfligen Grundſtücke des Verbandes ift ein Lagerbud vom Deidy 
hauptmann zu führen und vom Deichamte feitzuftellen. Die darin vorfommenden Veränderungen 
werden dem Deichamte bei der jährlichen Rehnungsabnahme zur Erklärung vorgelegt. 

$. 3. Die Höhe. des gewöhnlidyen jährlichen Deichfaffenbeitrages zur Unterhaltung der 
Berbandsanlagen wird im Deichſtatut feitgefegt. 

Menn die Erfüllung der Sozietätszwecke einen größeren Aufwand erfordert, fo muß biefer 
Mehrbetrag als außerordentlicher Beitrag ausgeſchrieben und von den Deidhgenoflen aufgebracht 
werben. Namentlich gilt dies auch für die Koften der erſten normalmäßıgen Herftellung der 
Spyietätsanlagen; bis zur Tilgung diefer Koften it in der Regel jährlich mindeflens der vierfade 
Detrag der gewöhnlichen Deidyfafienbeiträge einzuziehen. 

$. 4. Wenn die gewöhnlichen Deidyfaffenbeiträge, nathdem daraus für die Sozietätezwede 
beffimmungsmäßig geforgt worden, Ueberſchüſſe ergeben, fo follen diefe zu einem Mefervefonde, 
deſſen Höhe das Deichftatut beftimmt, gefammelt und mit guter Sicherheit zinsbar belegt werben. 
Der Meferdefonds darf nicht zu den laufenden und gewöhnliden Ausgaben bes Berbandes, fondern 
alleın für folgende Zwede verwandt werden: A 

a) für die Herftellung der durch Giegang oder Hochwaſſer zerftörten oder ungewöhnlid bes 

fhädigten Deiche, foweit die Herftellungsfoften aus den gewöhnlichen Einnahmen nicht 
beitritten werben fünnen; 

b) für den Neubau der vorhandenen Auslapfchleufen ; 

ec) für Ausführung von Meliorationsanlagen. 

$. 5. Die gewöhnlichen Deichkaſſenbeiträge find zu ermäßigen, wenn fie nach vollfländiger 
Bildung des Mefervefonds Neberſchüſſe iiber das jährlice Berürfuiß des Verbandes ergeben. 

Die Deichgenofien find bei Vermeidung der adminiitrativen Grefution gehalten, bie 
gewöhnlichen Deichkaſſenbeiträge in halbjährigen Terminen, am 2. Jan, und 1. Juls jeden 
Jahres, unerinnert zur Deichkaſſe abzuführen Ebenſo müſſen die außerordentlihen Beiträge in 
ben durch das Ausichreiben des Deichhauptmanns beitinnmten Terminen’ abgeführt werben. 

$. 7. Die Verbindlichkeit zur Entricrung der Deichkafienbeiträge rubt, gleich der fonftigen 
Deichpflicht, als Reallaſt unablöslich auf den Gundſtücken; fie ift den öffentlichen Laſten gleich 
zu achten und bat in Kolliſionefällen vor denſelben den Vorzug. 

Die Erfüllung der Deichpflicht kann von dem Deichhauptmann in eben der Art, wie bies 
bei den öffentlihen Kaften zuläffig iſt, durch Grefution erzwungen werden. 

Die Erefution finder auch ſtatt gegen Pächter, Nugnießer oder andere Befiker des vers 
pflihteren Grundſtücks, vorbehaltlidy ihres Megrefies an den eigentlih Verpflichteten. 

Bei Befigveränderungen fann fich die Deidwerwaltung aud an den im Deichkataſter ges 
nannten Gigenthümer fo lange halten, bis ihr die Befigveränderung zur Berichtigung bes Deichs 
fatafters angezeigt und fo nachgewieſen ift, daß auf Grund diefer Nachweiſe die Berichtigung 
erfolgen fann. 

Bei vorfommenden Parzellirungen müfen die Deiclaften auf die Trennflüde verhältnißs 
mäßig repartirt werben. Auch die Fleinfte Parzelle zahlt mindeitens Ginen Pfennig jährlich. 

$. 8. Eine Berichtigung des Deichfatafters fann, abgefehen von dem Falle der Parzellis 
zung und Befigveränderung, zu jeder Zeit gefordert werben: 

a) wenn erheblide, fünf Prozent überfleigende Fehler in ber der Auffiellung des Deidyfa: 

tafters zum Grunde gelegten Bermefiung nachgewieſen werben ; 

b) wenn die Zwecke der Deihverwaltung eine Verlegung des Deiches nothwendig machen, 
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wodurch bisher eingebeichte Grundſtücke Fünftig außerhalb ber Berwallung, oder außer: 
halb der Verwallung gelegene Grundftüce innerhalb der Berwallung zu liegen fommen; 

c) wenn eingedeichte Grundftücde dem Deichverbande als Gigenihum abgetreten werben; 

d) wenn in Folge von Durchbrüchen eingedeichte Grundſtücke dergeftalt ausaetieft oder vers 
fandet find, daß fid) deren bisherige Ertragsfühigfeit um mehr als die Hälfte verringert 
hat und die Wiederherftellung in den früheren Zufland unverhältnigmäßige Kojlen vers 
anlafien würde. 

Ueber die Anträge auf Berichtigung des Deichfatafters aus den vorgebadten Gründen ent 

fcheidet das Deichamt. 

$. 9. Wegen angebliher Irrthümer im Deicdkatafter und wegen Veränderung in der 
Kulturart oder im Grtragswerthe der Grundftüde fann außer den im $. 8. gedachten Fällen 
eine Berichtigung des Deicdyfatafters im Laufe der gewöhnlichen Verwaltung nicht gefordert, 
fondern nur von der LandespolizeisBehörbe bei erheblichen Veränderungen der Grundftüde nad 
dem Antrage oder nad vorher eingeholtem Gutachten des Deichamtes angeorbnet werben. 

Nach Ablauf eines zehmjährigen Zeitraumes kann guf Antrag des Deidamtes eine all: 
gemeine Revifion des Deichkatafters von der Megierung angeordnet werden; dabei iſt zu vers 
fahren, wie bei der eriten Aufitellung des Katafters, 

$. 10. [Erlaß und Stundung von Deicfafenbeiträgen.] Weber die Anträge auf Erlaß 
und Stundung von Deidfaflenbeiträgen entfcheidet das Deichamt. . 

$. 11. Für Grundflüde, welche in Folge eines Deichbruches ausgetieft oder verfanbet 
worben, kann der Befiger die Stundung aller nad dem Durchbruch fällig werdenden Deich— 
fafienbeiträge von ben beichädigten Flächen bis dahin fordern, daß über feinen Antrag, die 
Deichrolle nah $. 8. abzuändern, ſchließlich entfchieden fein wird, Wird dieſem Antrage Folge 
gegeben, fo find die rücftändigen Beiträge nur nady der berichtigten Veranlagung au berechnen 
und einzuziehen; auch darf die Einzahlung des geſtundeten Rüditandes nur in vier halbjährigen 
Terminen exekutiviſch beigetrieben werden. 

$. 12. Iſt der Antrag auf Abänderung des Deichfatafterd von bem befhäbigten Grund» 
befiger nicht angebracht, aufgegeben, oder ſchließlich zurückgewieſen worden, fo fann ber Ber 
fhädigte einen Ein: bis fünfjährigen Grlaß der gewöhnliden Deichfafienbeitäge von den bes 
ſchädigten Flächen und eine gleichzeitige Stundung ‚der außerordentlichen Beiträge von tenielben 
fordern, wenn die Vorkehrungen zur Herftellung der Ertragsfähigfeit des ausgerieften oder vers 
ſandeten Grumditüds durch Nusfüllung der Mertiefungen, Abfarren oder Unterpflügen bes 
Sandes (Majolen) einen Koftenaufwand erfordern, welder dem Werthe des ungefähren G@ins 
bie fünfjährigen Meinertrages des Grundſtücks nad dem Ermeſſen des Deichamtes gleihfommt. 
"Die Einzahlung der geftundeten Beiträge darf nad) Ablauf diefer Frift nur in vier halbjährigen 
Terminen erefutivifch beigetrieben werden. 

$. 13. [Naturalhülfsteiftungen.] Sobald der-Eisgang nahe bevorfteht, oder das Mailer 
an den Fuß bes Deiches tritt, müfen die Dämme des WBerbandes, fo lange der Waflerftand 
nicht unter dieſes Maag gefallen if, durch Wahmannfhaften unausgeſetzt bewacht werden. 
Die erforderliben Wächter fünnen vom Deihhaup'mann gegen Tagelobn angenommen und aus 
der Deichkaſſe bezahlt, oder aus. den betheiligten Ortſchaften requirirt werden. ' 

$. 14. Wenn die den Deiden durch Gisgang oder Hodwafler drohende Gefahr fo 
dringend wird, daß nad dem Ermeflen des Deihhauptmanns die gewöhnliche Bewachung durch 
eine geringere Zahl gedungener Wächter nicht mehr ausreicht, fo find die Mitglieder des Deich— 
verbandes verbunden, nach Anweiſung des Deichhauptmanns die zur Bewadung und Schützung 
der Deiche erforberliben Mannfhaften, Fuhrwerke und veitende Boten zu geftellen und die zum 
Schutze dienenden Materialien herbeisufchaffen. 

Der Deihhauptmann ift im Falle der Noth befugt, die erforberlihen Materialien überall, 
wo ſich ſolche finden, zu nehmen und diefe müſſen — mit Vorbehalt der Ausgleihung unter 
ben Berpflichteten und der Gritattung des Schadens, wobei jedod der auferordentlihe Werth 
nicht in Anrehnung fommt — von den Befigern verabfolgt werden. 

Jedem Orte ift die Deichftrecfe, welche er bewachen und vertheidigen muß, im 
Voraus zu beſtimmen und durch Steine oder Pfähle abzugrenzen, unbeſchadet des Rechts der 
Deichbeamten, tie Mannfhaften nad) anderen gefährdeten Punkten gu beorbern. 

Der Deichhauptmann fann einen Theil der Deicwertheidigungs » Materialien ſchon vor 
Beginn des Eisgangs oder Hochwäaſſers auf die Deiche ſchaffen luffen. 

$. 16. Bretter, Faſchinen und Pfähle werben aus der Deichkaſſe bezahlt; die übrigen 
Materialien (Mit, Stroh) und die Dienfte werben - foweit als möglich auf die Deichgenoffen 
ausgeichrieben nadı ungefährem Berhältniß der Deichfafienbeiträge der einzelnen Ortſchaften. 

Die Materialien werden Eigenthum des Deichverbandes. ' 

Im Nothfalle muß auf Berlangen des Deichhauptmanns dr Dienſt von allen männlichen 
Einwohnern der bedrohten Gegend, foweit ſolche arbeitsfähig find, perſönlich und unentgelttich 
‚geleiftet werden. Die betreffenden Poligeibehörden find nad) $. 25. des Deichgeſetzes v. 2% Jan, 
1848, verpflichtet, auf Antrag des Deichhauptmanns kräftig dafür zu forgen, daß deſſen Ans 
ordnungen ſchleunigſt Folge geleiftet werde, 
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Schwaͤchliche oder Fränfliche Perfonen, Weiber umd Kinder umter ſechszehn Jahren dürfen 
zum Wachtdienſte nicht aufgeboten oder abgelendet werden, 

Jeder Deihwäcter muß fi mit einem Spaten und einem Beile felbft verfehen. Die 
fonft erforderlichen Geräthfchaften an Karren, Merten, Laternen u. f, w. müſſen, fomweit fie ‚nicht 
in den Magazinen des Verbandes vorhanden find, von den Gemeinden und den Butsbefißern, 
deren Güter einen befonderen @emeindebezirf bilden, mitgegeben werben. 

$. 17. Die aufgebotenen Mannfchaften haben bis zu ihrer Entlaffung die Anorbnungen 
der Deichbeamten und ihrer Stellvertreter genau zu befolgen. Unfolgfamfeit und Fabrläffigfeit 
oder Widerfeglichfeit der Wächter und Arbeiter wird — infofern nach den allgemeinen Gefegen 
nicht härtere Strafen verwirft‘ find — durch Gelbfirafen von fünf Silbergrofhen bis zu drei 
Thalern oder verhälmifmäßige Sefängnibftrafe geahndet. 

Der Berfuch, fi dem Dienfte durd Nichtbefolgung des Aufgebots oder eigenmächtiges Bers 
laſſen der Wachtpoſten zu entziehen, wird durch eine Geldſtrafe von fünf Thalern oder verhält 
nißmäßige Gefängnißftrafe geahndet. 

Für gar nicht oder unvollftändig gelieferte Materialien und nicht geleiftete Fuhren ober 
er reitende Boten find von dem Schuldigen folgende Geldfirafen zur Deichfaflfe zu 
entrichten: 

1) für ein Fuder DR > een nee 6Rthlr. — Sgr. 

2) für im Bund Stoohb - » » 2: 2 0 er nr re eu 6 > 

3) für eine RE: ee a ee TF⸗⸗— — 

4) für einen reitenden Botenn. — a 

5) für unvollfändig oder ſchlecht gelieferte Materialien ad 4. und 2 die Hälfte der oben 
beflimmten Strafen. _ 

Außerdem ift der Säumige zur Naclieferung, event. zum Erſatze der Koften ber für feine 

Rechnung anzufhaffenden Materialien verpflichtet. 

$. 18. [Beihränfung des Eigenthumsrechts an den Grundſtücken.) Die ſchon beftehenden 
Deiche, deren Unterhaltung der Deichverband übernimmt, gehen in deſſen @igenthum und Nutzung 
über; das Deihamt kann indeh bie Grasnugung den angrenzenden Grunbbefigern überlaffen, 
wenn biefelben angemefiene Leiftungen wegen Unterhaltung und Beihüpung der Doffirungen 
und wegen unentgeltliher Hergabe von Erde zu Mevaraturen übernehmen. 

Heden, Bäume und Streidher find auf den Deihen nicht zu dulden. 

* r eingehenden Privatdeiche bleiben Eigenthum derjenigen Interefienten, welden fie bisher 
gehört haben. . z 

$. 19. Im Binnenfande gelten folgende Nusungsbefhränfungen: 

8) die Grundftüde am inneren Rande des Deiches dürfen drei Fuß breit vom Deichfuſie ab 
weder beadert, noch bepflanzt, fondern nur als Gräferei benußt werben; 

b) Stein, Sands, Torfs und Lehmgruben, Teiche, Brunnen, Gräben oder fonflige Fünftliche 
Veriiefungen des Grdreihs dürfen innerhalb zwanzig Ruthen vom inneren Fuße des 
Deiches nicht angelegt, auch Fundamente zu neuen Gebäuden innerhalb fünf Ruthen 
vom Deiche nicht eingegraben werden; 

ec) an jedem Borde der unter Schau gefteflten Hauptgräben müſſen zwei Buß unbeadert 
und mit dem Weidevieh verichont bleiben; 

d) innerhalb drei Fuß von jedem ſolchen Grabenborbe dürfen Bäume und Heden nidi 
gepflanzt oder gebulbet werben; i 

€) die Gigenthümer der Grundfiüde an ben Hanptgräben müflen bei deren Näumung ben 
Auswurf auf ihre Grundſtücke aufnehmen und müflen den Auswurf, deffen Gigenthum 
ihnen dagegen zufällt, binnen vier Wochen nad der Räumung, wenn aber die Räumung 
vor der Erndte erfolgt, binnen vier Mocen nad der Grndte, bis auf Gine Ruthe Ent: 
fernung vom Graben fortfhaffen. Aus befonderen Gründen kann der Deihhauptmann 
bie Frift zur Fortſchaffung des Grabenauswurfs abändern; 

f) Binnenverwallungen, Duellvänıme, dürfen in der Niederung ohne Genehmigung bes 
Deichhauptmanns nicht angelegt oder verändert werden. 

$. 20. Im Borlande gelten folgende Befhränfungen: 

a) jeder Borlandsbefiger muß fib in der Entfernung von zehn Muthen vom Stromufer 
und eben fo weit vorlängs des Deichfußes das Auffegen und Lagern der Baumaterialien 
des Verbandes, wenn geeignete, dem Berbande gehörige Lagerftellen nicht vorhanden 
find, fowie den Transport der Materialien über das Borland unentgeltlih gefallen 
lafien; aud) darf das Borland Eine Ruthe breit vorlangs bes Deichfußes nicht geadert 
oder fonft von ber Mafendede entblößt werden; 

b) Flugeldeiche, hohftämmige Bäume und fonfige Anlagen find im Borlande infoweit nid 
zu dulden, als fie nach dem Ermeſſen der Königlichen Strompolizeibehörde das Hochwaſſer⸗ 
profil und den Gisgang auf ſchädliche Weiſe beichränfen ; 

e) auch Pflanzungen von Weiden umd anderem Unterholg auf vorfpringenden Landecken, 
welche die Jrregularität des Flußbettes befördern würden, können von der Strompolizeis 
behörbe unterfagt werben. i 


Entſcheidungen nörhigenfalls erefutivifh in Vollzug. - 
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Ausnahmen von ben in den $$. 19. und 20. gegebenen Regeln können in einzelnen Fällen 
vom Deihamte mit Genehmigung der Megierung geftattet werben. 
$. 21. Die Gigenthümer der eingedeichten Grundftüde und Vorländer find verpflichtet, 


auf Anordnung des Deihhauptmanns dem Verbande den zu den Schutz- und Melivrationss 


anlagen’ erforberliben Grund und Boden gegen Vergütung abzutreten, desgleichen die zu jenen. 
Anlagen erforderlihen Materialien an Eand, Lehm, Rafen ꝛc. gegen Erfag des durd die Fort: 
nahme berfelben ihnen entitandenen Schadens zu üterlaffen. Für den alten Deidyförper if an 


den bisherigen Befiger eine Entfhädigung nicht zu zahlen. 


$. 22. Wird innerhalb einer Entfernung von zehn Nuthen vom Stromufer ober vom 
Deichfuße eine Pflanzung im Vorlande von der Deidwerwaltung als nothwendig erachtet, fo 
muß ber Eigenthümer auf Anordnung des Deibhauptmanns entweder dieſe Pflanzung binnen 


vorgefchriebener Friſt felbft anlegen und unterhalten, oder den dazu erforderlihen Grund und 


Boden dem Berbande gegen Entihädigung überlaffen. 

$. 23. Bei Feſtſtellung der nach den $$. 21. und 22. zu gewährenden Vergütung ift ber 
außerordentliche Merth nicht in Anrechnung zu bringen ($. 20. des Deichgefeges). 

Der Betrag wird nad vorgängiger, unter Zuziehung des Beligers zu bewirfender Abs 
ſchätzung von dem Deichamte, oder in eiligen Fällen von dem Deihhauptmann, vorbehaltlid 
der Genehmigung des Deihamts, interimiftifch feitgefegt und ausgezahlt. 

Ueber die Höhe der Vergütung ift innerhalb vier Wochen nad erfolgter Befannimadung 
des feftgefegten Betrages der Rechtsweg zuläffig. 

Wer auf diefen verzichten will, fann binnen gleicher Friſt Rekurs an die Regierung 'einlegen. 

' Die Fortnahme der Materialien und die Ausführung der Bauten wird durd die Einwen— 
dungen gegen die vorläufig feitgefegte Entſchädigung nicht aufgehalten. 

$. 24. [Auffihtsrecdt der Staatsbehörden.] Der Deichverband ift dem Oberaufſichtsrecht 
des ‚Staates unterworfen. 

Daffelbe wird von der Berirfäregierung als Landespolizei:Behörde und in höherer Inftanz 
von dem Minifter für Sandwirthfchaftliche Angelegenheiten gehandhabt nadı Maafgabe des Statut, 
in dem Umfange und mit den Befugniffen, weldye den Auffihtsbehörden der Gemeinden 
uftehen. 

Die Regierung hat darauf zu halten, daß die Beſtimmungen des Statuts überall beobachtet, 
die Anlagen gut ausgeführt umd ordentlich erhalten, die Grundſtücke des Verbandes forgfältig 


genutzt und bie etwanigen Schulden regelmäßig verzinft und getilgt werben. 


Die Regierung entfcheidet über alle Beſchmerden gegen die Beſchlüſſe des Deichamtes und 
des Deihhauptmanns, fofern der Rechtsweg nicht zuläffig und eingefchlagen ift, und feßt ihre 
Die Befhwerten an die Regierung fönnen nur 
a) über Straffeftiegungen des Deihhauptmanns gegen bie Unterbeamten bes Verbandes 
binnen zehn Tagen, 
b) gegen Beichlüffe über den Beitragsfuß (efr. $. 8.), über Erlaß und Stundung von 
Deichfaffenbeiträgen, fowie über Entfhädigungen, binnen vier Moden 
nad erfolgter Bekanntmachung des Beichluffes erhoben werden. Diefelben find bei der Megierung 
oder bei dem Deihhauptmann einzureichen, welcher ſolche alsdann, begleitet mit feinen Bemers 
fungen, ungefäumt an die Regierung zu befördern hat. 
Sonftige Befchwerden find an eine beftimmte Frift nicht gebunden. 
$. 25. Der Negierung muß, damit fie in Kenntniß von dem Gange der Deichverwaltung 
erhalten werde, jährlich Abfchrift des Etats, der Deichſchau- und Deichamte-Kenferenzprotokolle 
und ein Finalabfhluß der Deichkaſſe überreicht werden. Die Regierung ift befugt, außerordente 
liche NRevifionen der Deichkaſſe fowohl, als der gefammten Deidyverwaltung zu veranlaffen, Koms 


miſſarien zur Beiwohnung der Deichſchauen und der Deichamtsverſammlungen abzuorbnen, eine 


Gefhäftsanweifung für die Deihbeamten nad Anhörung des Deichamtes zu ertheilen und auf 
Grund des ©. v. 11. März 1850. über die Polizeiverwaltung (G. ©. 1850. ©. 265.) die 
erforderlichen Polizeiverordnungen zu erlaffen zum Schuge des Deiches, des Deichgebietes,' der 
Gräben, Pflanzungen und fonitigen Anlagen des Berbandes. 

N Bei Waffergefahr ift der Kreislandrath — ebenfo wie der eiwa abgefenbete befons 
bere Regierungskommiſſarius — berechtigt,” ſich perfönlich die Ueberzeugung au verihaffen, ob 
und wieweit die erforderliden Sicerheitsmaaßregeln getroffen find. Findet Gefahr im Verzuge 
ftatt, fo kann derfelbe die ihm- nöthig fdheinenden Anordnungen an Ort und Stelle felbft treffen. 


Die Deihbeamten haben in diefem Falle feinen Befehlen unweigerlich Folge zu leiften. 


$. 27. Wenn das Deihhamt es unterläßt ober verweigert, die bem Deichverbande nad) dem 
Statut oder fonft gefeglich obliegenden Leitungen auf den Haushaltsetat zu. bringen oder außers 


ordentlich zu genehmigen, fo läßt die Regierung nad Anhörung des Deichamtes die Eintragung 
'in den Etat von Amtswegen bewirken, oder ftellt beziehungsweife die außerorbentlihe Ausgabe 


feft und, verfügt die Ginziehung der erforderlichen. Beiträge. 
Gegen diefe Entfheidung fteht dem Deichamte innerhalb zehn Tagen die Berufung an ben 
Minifter für landwirthſchaftliche Angelegenheiten zu. 
Gef. ©. f. Berw. B, Supplement. ; 4 
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8.28. Die Regierung hat aucd darauf zu halten, baß den Deichbeamten bie ihnen zukom⸗ 
menden Befoldungen unverfürzt zu Theil averden und etwanige Befhwerden darüber zu ent⸗ 
fiheiden, vorbehaltlich des Rechtsweges. 

$. 29. [Bon den Deichbehörden. 1 Deihhauptmann.] Der Deihhauptmann ſteht an 
der S pipe der Deichverwaltung und handhabt die örtlide Deichpolizei. Er wird von denjenigen 
Diitgliedern des Deichamtes, welche die Vertretung der Deichgenoffen bei demfelben bilden, burd 
abjolute Stimmenmehrheit auf fehs Jahre gewählt. 

Die Wahl bedarf der Beftätigung der Megierung. Wird die Beilätigung verfagt, fo ſchreitet 
das Deichamt zu einer neuen Wahl. Wird aud) diefe Wahl nicht betätigt, oder die Wahl vers 
weigert, fo Reht der Megierung die Ernennung auf höditens drei Jahre zu. 

In derfelben Weiſe iſt gleichzeitig ein ‚Stellvertreter zu wählen, welder bie Geſchäfts— 
führung übernimmt, wenn der Deihhauptmann auf längere Zeit behindert ift. 

In einzelnen Fällen fann der Deihhauptmann fid) durch den Deidyinfpeftor oder ein anderes 
Mitglied des Deichamtes vertreten laſſen. 

Der Deihhauptmann und deſſen Stellvertreter werben von einem Kommiffarius ber Me: 
glerung in öffentlicher Sigung des Deidyanıtes vereibet. 

Der Deichhauptmann feinerfeits verpflichtet den Deichinfpeftor, die übrigen Mitglieder bes 
Deibamtes, fowie die fonftigen Deichbeamten in gewöhnlider Sigung bes Deichamtes durch 
Handſchlag an Gidesfatt. 

z $. 30. Der Deihhauptmann Hat als Verwaltungsbehörde bes Deichverbandes folgende 
eſchaͤfte: 

a) die Geſetze, die Verordnungen und Beſchlüſſe der vorgeſetzten Behörde auszuführen; 

b) die Beſchlüſſe des Deichamtes vorzubereiten und auszuführen. 

Der Deichhauptmann hat die Ausführung folder Beſchlüſſe des Deichamtes, bie er 
für gefegwidrig oder für das Gemeinwohl nadhtheilig erachtet, zu beanftanden und bie 
Entſcheidung der Megierung einzuholen. Geftatten es die Umſtände, fo ift zuvor in ber 
nächſten Sitzung des Deihamtes nodmals eine Verfländigung zu verfuchen ; 
tie Gründſtücke und Einkünfte des Verbandes zu verwalten, die auf dem Etat oder bes 
fonderen Deichamtsbefchlüffen beruhenden Ginnahmen und Ausgaben anguweifen und bas 
Rechnungs- und Kaflenwefen zu überwahen. Die Termine der regelmäßigen Kaſſenre— 
vifionen find dem Deichamte mitzutheilen, damit daffelbe ein Mitglied oder mehrere abs 
ordnen kann, um dieſem Gefdäfte beizuwohnen: bei außerordentlihen Kaffenrevifionen 
if ein vom Deichamte ein- für allemal bezeichnetes Mitglied zuzuziehen; 
ben Deidyverband in Prozeſſen, fowi überhaupt nad Außen zu vertreten, im Namen 
beffelben mit Behörden und Privatperfonen zu verhandeln, den Scriftwecfel zu führen 
und bie Urkunden des Verbandes im der Urfchrift zu vollziehen. Die Ausfertigungen 
der Urkunden werben Namens des Verbandes von dem Deihhauptmann oder feinem 
Stellvertreter gültig unterzeichnet; indeß ift zu Verträgen und Vergleichen über Gegen: 
flände von funfzig Thalern und mehr der genehmigende Beihluß oder Vollmacht des 
Deichamtes beizubringen. Berträge und Vergleiche unter funfzig Thaler fließt der 
Deihhauptmann allein reditsverhinplidy ab und hat nur die Verhandlungen nadyträglid 
dem Deichamte zur Kenntnißnahme vorzulegen; 
die Urfunden und Nften des Verbandes aufzubewahren ; 

f) die Deicykaffenbeiträge und Naturalleiftungen nad der Deihrolfe und den Befchlüffen 
des Deichamtes auszufhreiben, die Deichrollen und fonftigen Hebeliften auf Grund des 
Deichkataſters aufjuftellen und vollſtreckbar zu erflären und die Beitreibung aller Bei: 
träge und Gtrafgelder von den Säumigen im Wege der abminiftrativen Grefution zu 
bewirken durch die Unterbeamten des Verbandes ober durch Nequifition der gewöhnlicdyen 
Drtspolizeis Behörden. Die Hebeliften (Rollen) müfen, bevor fie vollſtreckbar erflärt 
werben, vierzehn Tage offen gelegt fein; 

die Deichbeamten zu beauffihtigen, von dem Gange der tehnifchen Verwaltung Kennt: 
niß au nehmen, die halbjührige Deih= und Grabenfhau im Mai und Oft. nah Bers 
abredung mit dem Deichinſpektor auszufchreiben und jedesmal felbit in Gemeinfhaft mit 
dem Deicinfpeftor abzuhalten. Ueber den Befund und die dabei gefaßten Beſchlüſſe if 
ein Protokoll zu führen; - 

h) nadı den Jahresfhluß den Deichamte einen Jahresbericht über bie Nefultate ber Ber: 

waltung vorzulegen. R , 

$. 3l. Die Gtatsentwürfe und Jahresrehnungen find vom Deichrentmeifter dem Deich— 
hauptmann vor dem 15. Mai zur Borprüfung einzureichen und werden von diefem mit feinen 
Bemerfungen dem Deichamte in der Juniverfammlung zur Fefiftellung vorgelegt. il 

Der Gtat ift vor der Feſtſtellung und die Rechnung nad) der Feſtſtellung vierzehn Tag 
lang in einem von dem Deichamte zu beflimmenden Lofale zur Ginfiht der Deichgenoſſen 
offen zu legen. 5 

Der Deihhauptmann vollzieht alle Zahlungsanweifungen auf die Deichkaſſe. Die Ans 
weifungen, welde von dem Deicyinfpeftor innerhalb der ihm zur Dispofltion geflellten Sum⸗ 


c 


— 


d 


— 


1) 
— 


— 


E 


1853. (2. 14. Nov) 51 


men * die Deichkaſſe erlaſſen werden, ſind dem Heichhauptmann nachtraͤglich zur Einſicht 
vorzulegen. 

$. 32. Berichtigungen des Deichkataſters finden nur ſtatt auf Grund eines Dekreis bes 
Deichhauptmanns, welchem beglaubigte Abſchrift von dem betreffenden Beſchluß des Deichamtes 
‚oder ber Regierung beigefügt fein muß. 

$. 33. Gegen die Unterbeamten ($. 43.) fann ber Deihhauptmann Dieziplinarftrafen 
bis zur Höhe von drei Thalern Geldbuße verfügen, fowie nöthigenfalls ihnen die Ausübung 
der Amteverrichtungen vorläufig unterfagen. 

$. 34. Der Deihbauptmann ift befugt, wegen ber beichpolizeilichen Webertretungen bie 
Strafe — bis zu fünf Thalern Geldbuße oder drei Tagen Gefängniß — vorläufig feilzufegen 
nad) dem ©. v. 14. Maui 1852. (G. ©. 1852. ©. 245.). 

Die vom Deihhauptmann allein, nicht vom Polizeirichter, feſtgeſetzten Geldſtrafen fließen 
zur Deichkaffe. : | 

$. 35. Der Deihhauptmann ift ſtimmberechtigter Vorfigender bes Deihamtes; er beruft 
deſſen Verſammlungen, leitet die Berhandlungen, eröffnet und fließt die Sigungen und hands 
habt die Ordnung in denjelben. 

$. 36. [2. Deichinfpeftor.] Der Deichinfweftor leitet die technifhe Verwaltung des Deich— 
verbantes, mit Einſchluß ber zur Abwehrung der Gefahr bei Hochwaſſer und Eisgang erfors 
berlihen Maaßregeln. Gr muß die Qualififation eines geprüften Baumeiiters befigen. Geine 
Wahl und Beſtätigung erfolgt in der für den Deihhauptmann vorgefchriebenen Weiſe. 

$. 37. Der Deidinfpeftor entwirft die Anfchläge zur Unterhaltung und Herftellung ber 
Soyietätsanlagen und legt folde dem Deihhauptmann zur Prüfung und Einholung der Geneh— 
migung des Deihamtes vor. — 

Die Projekte über den Bau neuer Deiche und Sclenfen, über die Erhöhung oder Abtras 
gung von Deichen und über den Verſchluß von Deihbrüden find ber Megierung zur Genchs 
migung vorzulegen. 

. 38. Wird von dem Deichamte die Genehmigung zur Ausführung einer Arbeit verfagt, 
welche nach ber Erklärung des Deichinfpeftors ohne Gefährdung der Sozietätszwede weder unters 
lafien, noch aufgefchoben werben darf, fo muß die Entiheidung der Megierung (cfr. $. 27.) 
von dem Deichinfpeftor eingeholt und demnächſt zur Ausführung gebradt werden. 

$. 39. Die Aueführung der von dem Deidyamte oder von der Regierung befchloffenen 
Bauten ift von dem Deichinſpektor zu leiten. 

Auch die laufende Beauffichtigung und Unterhaltung ber Deiche, Gräben, Schleufen, Ufers 
deckwerke und Pflanzungen erfolgt unter der Leitung des Deicinfpeftors. 

Die Unterbeamten, Deichſchöppen, Wach: und Hülfsmannfhaften haben dabei und inss 
befondere bei der Bertheidigung gegen Maffergefahr die Anmweifungen des Deichinfpeftors pünkts 
lich zu befolgen. 

Innerhalb der etatsmäßigen Unterhaltungsfonds und der genehmigten Anfchläge fann ber 
Deibhauptmann zur Bereinfahung des Gefhäfts beitimmte Summen dem Deidinfpeftor zur 
— ſtellen, bis zu deren Höhe die Deichkaſſe auf Anweiſung des Deichinſpektors Zahlung 
zu leiſten hat. 

Die Auszahlung der Gelder darf in feinem Falle durch den Deichinſpektor erfolgen. 

Der halbiährigen Schau muß ber Deichinfpeftor beimohnen. 

$. 40, In dringenden Fällen, wenn unvorbergefehene Umftände Arbeiten nothmwendig 
machen, deren Ausführung ohne Gefährbung der Sozietätszwecke nicht aufgefhoben werden fann, 
ift der Deichinfpeftor befugt und verpflichtet, Die Arbeiten unter feiner Berantwortlichfeit anzu: 
ordnen. Gr muß aber die getroffenen Anordnungen und die Gründe, weldye die unverzügliche 
Ausführung nothwendig machen, gleichzeitig dem Deidhhanptmann und, wenn legterer ſich nidyt 
einverfianden erklären follte, der Megierung anzeigen. 

Diefelbe Anzeige ift der nächſten gewöhnlichen Berfammlung des Deichamtes zu maden. 

Können die Nusgaben aber aus den laufenden Jahreseinnahmen der Deichkaſſe nicht bes 
ſtritten werden, fo muß das Deihamt in fürzefter Friſt außerordentlich berufen werben, um von 
Pe Keuntniß zu erhalten und über die Befhaffung der erforderlihen Geldmittel zu 

efchließen. 

$. 41. [3. Deichrentmeifter.] Der Deichrentmeifter, welder zugleih bie Stelle eines 
Deichfefretairs verfehen fann, wird von dem Deicyamte im Wege eines kündbaren Vertrages 
gegen Bewilligung einer Progenteinnahme von den gewöhnlichen Deicdykaffen: Beiträgen, fowie 
unter der Verpflichtung der Kautionsbeftellung angenommen. 

$. 42. Der Deichrentmeiiter verwaltet die Deicyfaffe und führt das Deidyfatafter, 

Er hat insbefondere: 

a) die Etatsentwürfe nad) den Anweifungen des Deihhauptmanns aufjuftellen; 
b) die fämmtlihen Ginnahmen ber Deichkaſſe einzuziehen, die Neftantenliften zu fertigen 
und dem Deihhauptmann vorzulegen; 

c) die gewöhnlidhen und außerorbentlihen Zahlungen aus der Deichfafle nah den An⸗ 

weifungen des Etats und des Deihhauptmanns zu bewirken; er hat namentlich auch bie 
4* \ 
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Gelder an die Lohnarbeiter auf den Bauftellen zu zahlen und darf fih hierbei nur mit 
Genehmigung des Deihhanptmanns durch bie Deichfchöppen vertreten laflen; 
A) bie Sährliche Deichfaffenrehnung zu legen; 
e) das Deichkataſter nah den Defreten des Deichhauptmanns ($. 32.) zu berichtigen ; 
f) wenn er zugleich Deichfefretair ift, die Expeditions-, Kanzlei: und Regiſtratur-Geſchäfte 
. zu beforgen und die Protofolle bei ben Deichſchauen und Deichamtsverſammlungen zu 
führen. 
$. 43. [4. Unterbeamte.] Die erforberlihen Unterbeamten — ald Damm: oder Wall: . 
meifter — für die fperielle Beauffihtigung der Arbeiter, der Deiche, Gräben, Schleufen und 
Grundftücde des Verbandes werden von dem Deichhauptmann nad) Anhörung des Deicyamtes 
gewählt und angeftellt. Das Deichamt beftimmt die Zahl und den Gefchäftsfreis dieſer Ber 
amten und befchließt, ob die Anftellung auf Kündigung, auf eine beftimmte Reihe von Jahren, 
oder auf Lebenszeit erfolgen joll. 
$. 44. Zu dieſen Poften follen nur folhe Perfonen berufen werben, von beren Hins 
reichender technifcher Kenntniß und Mebung fi der Deichinfpeftor verfichert hat, die vollfommen 
körperlich rüftig find und die gewöhnlichen Glementar: Kenntniffe infoweit befigen, daß fie eine 
verftändliche fehriftliche Anzeige erftatten und eine einfahe Verhandlung aufnehmen, aud eine 
gewöhnliche Lohnrechnung führen fönnen. 
$. 45. [5. Deihihöppen (oder Deichſchulzen, Deihgeihworene).] Der Deihhauptmann 
iheilt nach Anhörung des Deichamtes die Deiche in mehrere Auffichtsbezirke. Für jeden Bezirk 
werden zwei Deihichöppen aus ber Zahl der Deidgenofien auf feds Jahre von Deichamte 
erwählt und vom Deichhauptmann beflätigt. Mitglieder des Deihamtes — mit Ausſchluß Des 
Deichhauptmanns und Deidinfveftors — fünnen aud zu Deihihöppen ernannt werben. Die 
Deichſchöppen find Organe des Deihhauptmanns und Deichinfpeftors und verpflichtet, ihren Ans 
ordnungen Folge zu leiften, biefelben namentlich in den örtlihen Gefchäften des Bezirfs zu 
unterflügen, z 
$. 46. Die Deihfchöppen haben in ihren Bezirken im gewöhnlichen Laufe ber Verwaltung 
eine Witauffiht über den Zuftand der Deihe und fonftigen Sozietätsanlagen zu führen; fie 
haben von beren Zuflande fortwährend Kenntniß zu nehmen, ben Deich- und Grabenfhauen in 
ihrem Bezirk und den benachbarten Bezirfen beizuwohnen und die bemerften Mängel, fowie 
auch Anträge und Beſchwerden von Deichgenofien ihres Bezirks, dem Deihhauptmann ober 
SInfpeftor anzuzeigen. Sie fünnen von dem Deihhauptmann und refp. dem Deidinipeftor mit 
Führung und Aufnahme einfacher Unterfuchungen und Verhandlungen, und bei vorfommenden 
Bauten mit ber Kontrolle der Unterbeamten und Arbeiter, mit der Abnahme der zu liefernden 
Baumaterialien, fowie mit der Ablohnung der Arbeiter auf der Bauftelle beauftragt werben. 
Bei den Lohnzahlungen erhalten fie ald Nemuneration fehs Pfennige pro Thaler der aus 
gezahlten Summe. 


$. 47. Sobald die Größe ber Gefahr bei Eisgang oder Hodwafler die Bewahung ber 
Dämme vder das Nufbieten der Maturalleiftungen nothwendig macht, find’ die Deihfchöppen 
unter Leitung des Deichinfpeftors dazu berufen, innerhalb ihres Bezirks die Hülfsleiftungen der 
Wachtmannſchaften und Deichgenoſſen zu ordnen und zu leiten, für die Beihaffung der erfors 
berlihen Schugmaterialien zu forgen und bie Bewadung der Deiche zu fontrofliren. 


$. 48. [6. Das Deihamt.] Das Deidhamt hat über alle Angelegenheiten des Verbandes 
zu beichließen, foweit diefelben nicht ausfcließlih dem Deichhauptmann oder dem Deidinfpeftor 
überwiefen find. Die von dem Deichamte gefaften Befchlüffe find für den Deichverband ver: 
pflictend; die Ausführung der gefaßten Beſchlüſſe erfolgt dur den Deihhauptmann. 
Die Mitglieder des Deichamtes find an feinerlei Snftruftionen und Aufträge der Mähler 
und ber Mahlbezirfe gebunden, 

Das Deichamt Fontroflirt die Verwaltung. Gs if daher berechtigt, fih von der Ausfüh: 
rung feiner Beichlüffe und der Berwentung aller Ginnahmen des Verbandes Ueberzeugung au 
verfchaffen. Es fann zu diefem Zwecke die Nften einfehen und Ausſchüſſe aus feiner Mitte 
ernennen. 

$. 49. Das Deichamt befleht aus 

a) dem Deichhauptmann oder deflen Stellvertreter, als Borfißenden, 
b) dent Deichinfpeftor, und 
KR ben Nepräfentanten der Deichgenoffen. 

Das Deichſtatut beftimmt die Zahl der Mepräfentanten und die Vorfchriften über bie 
Mahl oder die Ernennung derfelben. 

$. 50. Das Deihamt verfammelt ſich alle Jahre regelmäßig zweimal, im Anfange Juni 
and November. ; i 

Im Falle der Nothwendigfeit fann das Deihamt von dem PVorfigenden außerordentlid 
— — Die Berufung muß erfolgen, ſobald es von einem Viertel der Mitglieder vers 
Jangt wird, | - 
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$. 51. Die Art und Meife der Zufanmmenberufung wird von dem Deihamte ein- für 
allemal fegeftellt. Die Zufammenberufung erfolgt unter Angabe der Gegenflände der Ders 
handlung; mit Ausnahme dringender Fälle muß dieſelbe wenigftens fieben freie Tage vorher 
ftaithaben. j 


$. 52. Das Deihamt fann nur befdließen, wenn mehr als die Hälfte feiner Mitglieber 
mit Einfluß des Vorfigenden zugegen find. 

* Eine Ausnahme hiervon findet ftatt, wenn das Deichamt, zum britten Male zur Berhands 
lung über denjelben Gegenftand zufanımenberufen, dennody nicht in genünender Anzahl erſchienen 
ift. Bei der zweiten und britten Zufammenberufung muß auf diefe Beflimmung ausbrüdlic 
bingewiefen werben. 


$. 53. Die Befchlüffe werden nah Stimmenmehrheit gefaßt. Jedes Mitglied hat in ber 
Regel gleiches Stimmrecht. Bei Stimmengleichheit entfceidet die Stimme des Vorfigenden. 


$. 54. An Verhandlungen über Rechte und Pflichten des Deicverbandes darf derjenige 
nicht Theil nehmen, deſſen Intereffe mit dem des Verbandes in Widerſpruch ficht. Karin wegen 
dieſer Ausſchließung felbt mit Hülfe der Stellvertreter eine beſchlußfähige Verſammlung nicht 
gehalten werden, fo hat der Deihhauptmann, oder wenn auch diefer aus dem vorgedachten 
Grunde betheiligt ift, die Megierung für die Wahrung der Interejien des Deichverbandes zu 
forgen und nöthigenfalls einen befonderen Vertreter für denfelben zu beftellen. 


$. 55. Die Befchlüffe des Deichamtes und die Namen der dabei anweſend gewefenen Mits 
glieder find im ein befonderes Buch einzutragen. 

Sie werden von dem Vorfigenden und wenigftens drei Mitgliedern unterzeichnet. Die Stelle 
der Iegteren fann ein von dem Deichamte gewählter, in einer Deihamtsfigung hierzu von dem 
Deihhauptmann vereideter Protofollführer vertreten. 

$. 56. Das Deihamt befhließt indbefondere: 


a) über die zur Grfüllung der Sozietätszwede nothwendigen oder nüglihen Ginrichtungen, 
über die Bauanfchläge und die erforderlichen Ausgaben; über außerordentlihe Deidykaffens 
beiträge und etwaige Anleihen (cfr. $$. 31. 37. 40.); 

b) über Berictigungen des Deichfatafters (eſr. $$. 8. und 9.); 

ec) über Erlaß und Stundung der Deichfaflenbeiträge ($$. 10—12.); 

d) über die Nepartition der NatlralsHülfsleiftungen ($. 16.): 

e) über tie Vergütungen für abgetretene Grundftücde und Entnahme von Materialien ($. 23.); 

f) über Gefhäftsanmweilungen für die Deichbeamten ($. 25.); 

g) über die Wahl des Deichhauptmanns, feines Steflvertreters, des Deicinfpeftors, bes 
Deichrentmeifters und der Deihfchöppen ($$. 29. 36. 41. 45.), fowie über die Zahl der 
Unterbeamten ($. 43); 

bh) über die den Beamten des Deichverbandes zu gewährenden Befoldungen, Penflonen, Diäten, 
oder Memumnerationen für baare Auslagen; 

j) über die Benupung der Grundftücde und des fonfligen Vermögens des Deichverbandes; 

k) über den jährlihen Gtat der Deichkaſſe und die Dedarge der Rechnungen; 

h über m. und Bergleiche, welche Gegenftände von funfzig Thalern und mehr betreffen 
($. 30.d.). 

$. 57. Die Genehmigung ber Megierung ift erforberlidy: 

a) zu Beihlüffen über die Kontrahirung neuer Anleihen, wobei die Regierung auf bie regel: 
mäßige Verzinfung und Tilgung der Schuld zu halten hat; 

b) zu den Projeften über den Bau neuer Deiche und Scleufen, über die Erhöhung, Vers 
legung oder Nbtragung von Deichen und über den Verſchluß von Deichbrüchen; 

c) zur Veräußerung von Orundftüden des Verbandes; 

qh zu den Beſchlüſſen äber die Remuneration des Deihhauptmanns und Deidinfpeftors. 

Sollte das Deihamt ganz ungenügende Befoldungen und Remunerationen bewilligen, fo 

können diefelben von der Regierung nöthigenfalls erhöht werben. 


$. 58. Die Repräfentanten der Deichgenoffen im Deichanıte wählen jährlich zwei Deputirte, 
welche der ganzen Deich: und Grabenſchau beimohnen müffen. Jeder der übrigen Mepräfentanten 
fann der Schau ebenfalls”beiwohneh. 

Die NRepräfentanten find befugt und verpflichtet, als Bezirfsvertreter auch außerhalb ber 
Sitzungen des Deichamtes die Intereffen des Deicverbandes zu überwachen, die Unterbeamten 
u fontrolliren und die wahrgenommenen Mängel, fowie die Wünfdhe der Deichgenoflen ihres 
Beyits, dem Deihhauptmann oder dem Deihamte vorzutragen. 


8. 59. Diefe allgemeinen Beftimmungen gelten nur in denjenigen Deichverbänden, in bevem 
Statuten fie auddrüdlih in Bezug genommen werben. 





54 1853. (3. 30. Nov.) 


Allerh. Erl. v. 30. Nov. 1853,, betr. die Wiedereinführung der er Ya 
Zoll: und Stenergefege in einigen bisher zum Stenervereine gehörigen 
Landestheilen. 


[G. S. 1853. ©. 956. No. 3897.] 


"Da folgende Preußiſche Landestheile: 
a) die rechts der Weſer und der Aue und die am linken -Meferufer von Schlüffelburg bis 
zur Glasfabrif Gernheim belegenen Theile des Kreijes Minden, 

b) das Dorf Würgaffen, und 

c) der nörblic von der Lemförder Chanffee belegene Theil des Dorfes Reiningen, 
welhe in Folge des Etaatsvertrages v. 16. Oft. 1845. (6. ©. ©. 685.) dem Steuervereine 
angefchlofien find, mit dem 1. Jan. 1854. in Gemäßheit des gedachten Vertrages wieder unter 
das biefleitige Zoll» und Steuerfyftem treten; fo werden auf den Antrag bes Staatsminifteriums 
v. 24.-d. M. die gegenwärtig in den vorgenannten Landestheilen zur Anwendung kommenden 
Geſetze des Steuervereins wegen der Gin, Aus: und Durdigangszölle, fowie wegen der Brannts 
wein: und Bierfteuer v. 1. San. 1854. an außer Kraft, und ftatt deren die dieffeitigen Geſetze 
- und Borichriften über die Zölle und Steuern wieder in Wirffamfeit gefegt. Sie haben dem— 
gemäß eine Befanntmadhung und das fonft Erforderliche zu veranlaffen. 

Potsdam, den 30. Nov. 1853. 

Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffet. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 
v. Bodelſchwingh. v. Bonin. 
An den Finanzminiſter. 


V. wegen weiterer Abänderung des .__—._—. 8.30, Nov. 1853, 
[. ©. 1853. S. 958. No. 3899.] 


Wir Friedrich Wilhelm ꝛc. sc. verordnen in Berfolg der V. v. 31. Oft. 1853. (G. ©. 
©. 873.) wegen Beränderung bes Vereins: Zolltarifs, nad) Maafgabe der beim Abſchluß des 
Bertrages v. 4. April d. J. bie Fortdauer und Erweiterung des Zoflvereins betr., unter ben 
betheiligten Regierungen getroffenen und von den Kammern genehmigten Bereinbarungen, was folgt: 

$.1. Bom 1. Jan. 1854. an treten außer den in ber B. v. 31. Dft. 1853. vorges 
fhriebenen nody folgende weitere Abänderungen und Zufäge zu dem Zolltarif für die Jahre 
1846., 1847. und 1848. bis auf Weiteres in Wirffanfeit: 

ij Die in der Anmerkung zu Poſ. 12. b. der zweiten Abtheilung bes Tarifs feſtgeſetzten 
Zollfäge für Holz werden aud auf die Einfuhren im ben Häfen von Hannover und 
Divdenburg. in Anwendung gebradıt. 

2) Alte Fiſchernetze, altes Taumerf und Stride unterliegen and beim Ausgange über 
Hannoverſche und Oldenburgiſche Häfen dem in der Anmerfung zu Pof. 24. der zweiten 
Abtheilung des Zolltarifs für den Ausgang über Preußiſche Seehäfen angeorbneten ers 
mäßigten Ausgangezolle von 10 Sgr. für den Zentner, 

3) Auf der Grenzlinie von Harburg bis Leer, beide Orte eingeſchloſſen, werden zu folgenden 
gegen die unter Pof. 39. der zweiten Abtheilung des Zolltarifs vorgefchriebenen Eingangs⸗ 
zölfe ermäßigten Sägen eingelaflen: 


a) Füllen unter einem Jahre, 1 — ... — RKthlr. 15 Sgr. — Fl. 52% Kr. 
b) magere Ochſen, 1 Stüf. .. — 6663 4 „ 223 „ 
e) magere Kühe, 1Etüd . . ». »:.:... 1 ,. 1b „ 3 „ 875 „ 
d) miagere Rinder, 1 Stück . . 1 1 45 
zu b., c. und d., wenn fie zur Maftung beftimmt find und unter ben erforderlichen 
Rontrolen, 


4) Der unter Pof. 41. a. der zweiten Abtheilung bes Zolltarifs vorgeſchriebene Ausgangszoll 
für rohe und gefämmte Schaafwolle, einfdlieglich der Gerberwolle, wird auf 10 Sgr. 
oder 35 Kr. für den Zentner, und der Ausgangszoll für Haidſchnuckenwolle bei dem Ausgange 
über die Hannoverſche und Oldenburgiſche Grenze auf 23 Sgr. vom Zentner ermäßigt. 

$. 2. Unfer Finangminifter wird mit der Ausführung diefer B. beauftragt. 

Urkundlih unter Unferer Höcfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrucktem Königl. Inflegel. 

Gegeben Potsdam, den 30. Nov. 1853. 

L. S. Friedrid Wilhelm. 


) 
v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. BVeftphalen. 
v. Bodelfhwingh. v. Bonin. ° 


1854. (V. 18. Ian. — 6, Fehr.) De 5 
1854. 


Allerh. Erl. v. 18. Jau. 1854., betr, einige ergänzende Beftimmungen 
zu der V. v. 7, Jan. 185%, über die DOrganifation der Verwaltungsbehörden 
für die Hohenzollernfchen Lande, 

[®. ©. 1854. ©. 47. No. 3924.] 

Auf den Bericht des Staatsminifteriums v. 12. Dec. v. I. beſtimme Ich zur Ergänzung 

ber $$. 2., 9. und 10. der B. v. 7. Jan. 1852., was folgt: j 

1) Die Hohenzolfernfhen Sande werden in adminiftrativer Beziehung. in fieben Oberanıtss 
bezirke eingetheilt, welchen die Benennung 
Oberamtsbezirk Hechingen, 


" Sigmaringen, 

Gammertingen, 
# Haigerloch, 
Wald, 
Trochtelfingen, 
Oſtrach 


beigelegt wird. 

2) Die Oberamtsbezirke Hechingen, Wald, Trochtelfingen und Oſtrach verbleiben in ihrer 
bisherigen Begrenzung. 

Der Dberamtsbezirf Sigmaringen umfaßt den bisherigen Oberamtsbezirk gleichen 
Namens, das Dbervoigteinmt Achberg und die zu dem früheren Oberamtsbezirf Straßs 
berg gehörigen Gemeinden Obers und Unterfchmeien, fowie das Hüttenwerf Thiergarten. 

Der Dberamtöbezirt Gammertingen beiteht aus den bisherigen Dberamtsbezirfen 
Gammertingen und Straßberg, ausfchließlid der Gemeinden Ober: und Unterfchmeien 
und bes Huͤttenwerks Thiergarten, 

Der Dberamtsbezirl Haigerlod, befteht aus den bisherigen Oberamtsbezirken Haigers 
loch und Blatt. 

3) Die Refiortverhältniffe der Oberamtmänner regeln fih nah den Beſtimmungen ber $$. 
9. und 10. der V. v. 7. Jan. 1852. mit der Ausnahme, daß für den ganzen Umfang 
ber Hohenzollernfhen Lande die Militair : Erfaggefhäfte in der bisherigen Ausdehnung 
den Oberamtmännern von Hedingen und Sigmaringen verbleiben. 

Tiefer Erlaß ift durd die G. ©. zur öffentlihen Kenntniß zu bringen. 

Charlottenburg, den 18. Januar 1854. 

Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. vd. Heydbt Simons, v. Raumer. v. Beftphalen. 
v. Bodelſchwingh. v. Bonin. 
An das Staatsminifterium. 


Allerh. Erlaf v. 6. er 1854, betr. die Negelung der Staatsdieners 
Berhältnifie in den Hohenzollernfchen Landen im Auſchluſſe an die für 
die Monarchie gültigen gefeslichen Vorfchriften. 

[G. ©. 1854. ©. 80. No. 3938.] 


Auf den Bericht des Staatsminifteriums vom 13. Dezember v. 3. erfläre Jh Mich damit 
einverftanden, daß, nahdem durd das Gefeg vom 12. März 1850. (G. S. ©. 289.) die 
Vereinigung der Fürftenthümer Hohenzollern-Hehingen und HohenzellernsSigmaringen mit dem 
Preufiihen Staats- Gebiete eingetreten und durch das Gefe vom 30. April 1851. (G. ©. 
©. 188.), fowie durch die Verordnungen vom 7. Januar 1852. (G. ©. ©. 35.) und vom 
18, Januar 1854. (©. ©. ©. 47.) über die Drganifation der Gerichts: und Berwaltungss 
behörden in den Hohenzollernfchen Landen im Anſchluſſe an die für die Monardyie beftehenden 
Ginrihtungen Beſtimmung getroffen it, auch in Anfehung der Verhältniſſe fomohl der unmits 
telbaren als der mittelbaren Staatsdiener in den Hohenzollernfchen Landen lediglih die für 
Meine Monardie gültigen allgemeinen VBorfchriften, Verordnungen und Geſetze, durd welche 
die Bedingungen des Gintritts in den Staatsdienft, fowie die Rechte und Pflichten der Staats: 
biener in Anjehung ihres Amtes und der Hinterbliebenen derſelben beftimmt find, in Anwens 
dung fommen müflen. Alle früheren, die Berhältnifie der Staatsdiener in den ehemaligen 
Fürftenthümern HohenzollernsHedhingen und Hohenzollern-Sigmaringen beftimmenden Berords 
nungen treten damit außer Kraft. Jedoch bleiben denjenigen Beamten, welche früher in Fürfts 
lich Hohenzollernfhen Dienften geftanden haben, bie auf Grund diefer Verordnungen erworbes 
nen, durch fpätere Anftellung nicht ausdrüdlich aufgehobenen Rechte aus dem früheren Dienft- 
verhältniffe vorbehalten. 


56 1854. (B. 6.— 33. Sehr.) 


Diefer Erlaß iſt durch die G. ©. und buch das Amtsblatt der Megierung zu Sigma: 
ringen zut öffentlihen Kenntnig zu bringen. - 
Berlin, den 6. Februar 1854. Friedbrid Wilhelm. 
9 Manteuffel. v. d. Heydt. Simone. v. Raumer. v. Weſtphalen. 
—v. Bodelſchwingh. v. Bonin.. 
An das Staatsminiſterium. 


G., betr, die Konflikte bei gerichtlichen Verfolgungen wegen Amts⸗- und 
Dienjthband — DB. 13. Gebr. 1854. 
[G. ©. 1854. ©. 86. No. 3944.] 


Mir Friedrid Wilhelm x. 2. berorbnien, ee Zuftimmung ber Kammern, was folgt: 

$. 1. Wenn gegen einen Givil: oder Militairbeamten wegen einer in Ausübung oder in 
Beranlaffung der Ausübung feines Amtes vorgenommenen Handlung oder wegen Unterlaffung 
einer Amtshandlung eine gerichtliche Verfolgung im Wege des Givils oder Strafprozeſſes ein; 

eleitet worben iſt, fo ſteht der vorgefegten Provinzial- oder Gentralbehörbe des Beamten, falls 

fe glaubt, daß demielben eine zur gerichtlichen Verfolgung geeignete Ueberfchreitung feiner Amts: 
befugniffe oder Unterlaflung einer ihm obliegenden Amtshandlung nicht zur Laſt fällt, die Des 
fugniß zu, den Konflikt zu erheben. 

Auf einen folhen Konflift finden die Vorſchriften des Geſetzes vom 8. April 1847. (G. S. 
1847 ©. 170.) Anwendung. 

$. 2. Erachtet der Gerichtshof zur Entfheitung ber Rompetenzfonflifte vor Füllung feines 
Urtheils noch thatſächliche Ermittelungen für erforderlich, fo ift er befugt, ſolche durch die Bers 
waltungs- oder durch die Gerichtsbehörden zu veranlaflen, insbefondere die Fortfeßung der ges 
richtlihen Inſtruktien oder Unterfuhung bis zu einem zu beflimmenden Ziele anzuordnen. 

Ueber das Grgebniß dieſer Grmittelungen find vor Füllung des Urtheils die in der Sache 
betheiligten Privatparteien zu hören. Denfelben ift zu diefem Zwecke zu eröffnen, daß ihnen 
freiſtehe, fi über die Verhandlungen, deren Einfiht ihnen bei dem Gerichte, bei welchem bie 
Berfolgung eingeleitet ift, geftatter werde, binnen einer Prüäflufivfrit von vier Woden zu ers 
fären. Im Uebrigen fommen aud hierbei die Beitimmungen der $$. 5. ff. des Geſezes vom 
8. April 1847. zur Anwendung. 

$. 3. Befindet der Gerichtshof ($. 2), daß dem Beamten eine zur gerichtlichen Verfol⸗ 
gung gerignete Ueberichreitung feiner Amtsbefugniffe oder Unterlaffung einer ihm obliegenden 
Amtshandlung nicht zur Laſt fällt, fo entſcheidet er, daß ber Rechtsweg gegen den Beamten ums 
zuläffig fei, im entgegengefegten Falle aber, daß derfelbe zuläffig ſei. — Gin Urtheil der legs 
teren Art präjudizirt weder bem Beamten in feiner weiteren Vertheidigung vor dem Gerichte, 
noch dem Gerichte in feiner rechtlichen Entſcheidung der Sadıe. 

8.4. Vorſtehende Beſtimmungen ſind auch anwendbar, wenn eine gerichtliche Verfolgung 
wegen Amtshandlungen ($. 1.) gegen einen aus dem Dienfte berrite ausgefciedenen Beamten 
oder gegen die Erben eines Beamten anhängig wird. 

$. 5. Unter den Beamten ($. 1.) find auch diejenigen, welde in mittelbarem Staatodienſte 
ſtehen, einbegriffen. 

$. 6. Das gegenwärtige Geſetz findet auch Anwendung, wenn Perſonen des Soldaten⸗ 
ſtandes wegen Handlungen, welche von ihnen bei Ausübung oder in Veranlaſſung der Aus— 
übung ihrer Dienftverrihtungen vorgenommen find, oder wegen Unterlaffung ihrer Dienftver: 
rihtungen bei anderen als Militairgerichten belangt werden. — In diefen Fällen fteht dem vors 
gefegten Divifions » Kommandeur oder fonımandirenden General die Befugniß zu, den Konflikt 
zu erheben. Die Verrihtungen des Gerichtshofes zur Entſcheidung der Kompetenzfonflifte werden 
durch das Militair-Juſtizdepartement ausgeübt, weldes unter Mitwirfung dreier höheren Offi⸗ 
ziere, die von dem Könige jedesmal auf drei Jahre bezeichnet werben, zu entjheiben hat. Die 
Beſchlußnahme erfolgt auf den ſchriftlichen Vortrag zweier rechtsverſtaͤndiger Referenten, deren 
einer von dem Juſtizminiſter, der andere von dem Kriegsminiſter ernannt wird. 

8. 7. Ausgeſchloſſen von dem gegenwärtigen Geſetze bleiben die Fälle, in denen die ge— 

richtliche Verfolgung eingeleitet iſt: 

1) gegen richterliche Beamte, 

2) gegen andere Zuftigbeamte, mit Ausnahme der Beamten ber Staatsanwaltichaft und ber 
gerichtlichen Polizei, 

3) gegen die im Bezirke bes Appellationegerichtshofes zu Köln angefellten Hypothefenbewahrer 
und Giviltandsbeamten. 

Urfundlid unter Unferer — Unterfchrift und beigedrudtem Koͤnigl. Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 13. Februar 1854. 

L. S. Friedrich Wilhelm. 


) 
v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Naumer v. Weſtphalen. 
v. Bodelſchwingh. v. Bonin. 


1854. (2. 13. März.) 57 


G., betr, die ‚Einführung der Klaffenftener an Stelle der Mahl: nnd 
Schlachtitener in den Städten Demmin, Kempen, Erofjen und Hirfchberg. 
DB. 13. März 1854, 


[®. ©. 1854. ©. 114. No. 3965.] 


Mir Friedrich Wilhelm sc. se. verordnen, unter Zuftimmung der Kammern, was vi 

$. 1. In den Städten Denmin, Kempen, Groffen und Hirfhberg wird mit dem 1. Jan. 
1855. die Klaffenfteuer an Stelle der Mahl: und Schlachtſteuer eingeführt. 

$. 2. Der Finanzminifter hat die zur Ausführung dieſes Gejeges erforderlichen Anords 
nungen zu erlaffen. 

Urfundlich unter Unferer — ——— Unterſchrift und beigedrucktem Königl. Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 13. März 1 
L. S. Friedrich Wilhelm. 


) 
v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 
v. Bodelſchwingh. v. Bonin. 


G. wegen Verzollung des ausländiſchen Syrups. V. 13, März 1854. 
[G. ©. 1854. ©. 122. No; 3968.] 


Mir Friebrich Wilhelm ac. ac. verordnen, nachdem unter den Regierungen der Zollvereins— 
Staaten eine weitere Vereinbarkeit über die Ausführung der Berabredungen wegen Berzollung 
des ausländifhen Syrups getroffen worden if, unter Zuftimmung der Kammern, was folgt: 

$. 3. Der durch die V. v. 11. Juni 1853. (G. ©. ©. 441.) für den Beitraum v. 
1. Jan. 1854. bis Ende Aug. 1855. vörgefchriebene Zollſatz von zwei Thalern für den Zentner 
ausländifchen Syrups foll nur auf gewöhnlichen Syrup, d. h. auf foldyen angewendet werben, 
welcher nad dem Ergebniß der dieferhalb von der Steuerbehörbe vorzufchreibenden Ermittelungen 
kryſtalliſirbaren Zuder gar nicht oder nur in geringer Menge enthält. 

Der nicht zur Verzollung nad) dem vorgedahten Satze geeignet befundene Syrup foll mit 
dem Gingangszell von vier Thalern für den Zentner belegt werben, 

$. 2. Diefe Anordnung foll auf alle feit dem 1, Ian. 1854. bereits bewirkten Berzolluns: 
gen zue Anwendung gebracht werben. 

-$. 3. Unfer Finanzminiſter ift mit ber Ausführung des gegenwärtigen Gefeges beauftragt. 

Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterfchrift und beigebrudtem Königl. Inftegel. 

Gegeben Berlin, den 13. März 1854. . 

L. S. Friedrid Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer v. ®eftphalen. 
v. Bodelfhwingh. v. Bonin. 


% 


©., betr. die Zulafiung von Ausländern zur Eingehung einer Ehe in 
den Königlich Preußifchen Staaten. B. 13. März 1854, 


[®. ©. 1854. ©. 123. Ro. 3969.] 


Dir Friedrich Wilhelm ıc. ꝛc. verorbnen, mit Zuſtimmung der Kammern, was folgt: 

$. 1. Ausländer, welde in unferen Staaten mit einer Inländerin oder Ausländerin eine. 
Ehe fliegen wollen, haben, neben der Erfüllung der fonftigen- gefegliden Erforderniſſe, durch 
ein gehörig beglaubigtes Atteft der Ortsobrigfeit ihrer Heimath nachzuweiſen, daß fie nach dor— 
tigen Gefegen, unbejhabet ihrer Staatsangehörigkeit, zur Gingehung einer Ehe im Auslande 
befugt find, oder die nad) diefen Gefegen etwa erforberlihe Grlaubniß zu ber beabfihtigten Ghe 
erhalten haben. 
: $. 2. Unfere Minifter der Juſtiz, ber geiſtlichen sc. Angelegenheiten und bes Innern find. 
ermächtigt, fowohl in einzelnen Fällen, als, mit Rückſicht auf die Geſetzgebung einzelner Staaten, 
für die Angehörigen berfelben überhaupt die Beibringung eines folden Atteftes ($. 1.) zu eilaflen. 

'$. 3. Geiſtliche oder Givilftandsbeamte, welche bei Schließung der Ehe eines Ausländers 
amilid; mitwirken, ohne daß ihnen das erforderliche Atteft ($. 1.) vorgelegt worden, follen, wenn 
die Beibringung deſſelben nicht erlaſſen ift 6. 2.), mit Geldbuße bis zu Ginhundert Thalern 
beſtraft werden. 

$. 4. Die Verordnung vom 28. April 1841. (G. ©. S. 121.) ift aufgehoben. 
Urkundlih unter Unferer — Unterfchrift und beigedrucktem Königl. Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 13. März 1854 
L. S. Friedrich Wilhelm. 


» Manteuffel. v. d. Heydt. Simons, v. Raumer. v. DWeftphalen. 
f v. Bodelſchwingh. v. Bonin. 
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6, betr. die gewerblichen Unterftügungstafien. V. 3, April 1654. 
[. ©. 1854. ©. 138. No. 3973.) 


Mir Friedrich Milhelm 10. ıc. verorbnen, unter Zuftimmung der Kammern was folgt: 

$. 1. Durch Ortsftatuten ($$. 168. ff. der Allg. Gewerbe: Ordnung v. 17. Jan. 1845.) 
fann für Gefellen, Gehülfen und Kabrifarbeiter die Verpflichtung feftgefegt werben, Kaflen und 
Berbindungen zu gegenfeitiger Unterftügung zu bilden, oder bereits beftehenden Einrichtungen 
biefer Art beizutreten. 

Lehrlinge, welche Lohn erhalten, Fönnen durd das Statut hinſichtlich der Betheiligung bei 
jenen Kaffen den Gefellen und Gehülfen gleichgeftellt werben. 

. 2. Auch da, wo felbftäudige Bewerbtreibende, für deren Gewerbe am Orte eine Innung 
nicht beiteht ($. 56. der DB. v. 9. Febr. 1849.), zur Bildung von Kranfens, Sterbes oder 
fonftigen Hülfsfaffen zufammengetreten find, fönnen mit Zuftimmung der Bertreter ber betreffenden 
Kaſſen Alle, weldie in dem Gemeindebezirfe gleiche oder verwandte Gewerbe felbfiftändig be 
treiben, durch Ortsſtatuten verpflichtet werden, diefen Kaflen beizutreten. 

$. 3. Die im $. 169. der Gewerbe: Orbnung v. 17. San. 1845., im $. 56. bis $. 58. 
ber V. v. 9. Febr. 1849., und im $. 1. u. $. 2. des gegenwärtigen Gefepes erwähnten Beflims 
mungen fönnen künftig, fofern dem obwaltenden Bebürfniffe durch ein entfprechendes Ortsftatut 
nicht genügt wird, aud) von der Megierung nah Anhörung Gewerbtreibender und ber Kommus 
nalbehörden für einzelne oder, nad Maafgabe des Bebürfniffes, für mehrere Ortfchaften ge 
troffen werben. 

$. 4. Sowohl bie beitehenden, als die neu zu erridhtenden, in ben $$. 1. bis 3. erwähns 
ten Kaffen haben, wenn ihre Statuten von der zufländigen Behörde genehmigt find, die Rechte 
juritifcher Berfonen. Die Anfprüde der Berechtigten auf die Leiftungen dieſer Kaflen können 
weder an Dritte übertragen, noch auch mit Nrreft belegt werden. P 

$. 5. Die vorbezeichneten Kaſſen fiehen unter Aufficht der Kommunalbehörde, melde diefelbe 
duch einen Kommiffarius ausjnüben hat. Die Koften ver Verwaltung können bis zur Hälfte 
ihres Betrages durch Ortsftatuten' ober durch die im $. 3. erwähnte Anorbnung der Regierung 
ben betreffenden Gemeinden zur Laſt gelegt werben. i 
Urfundlih unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigebrudtem Königl. Inflegel 
Gegeben Charlottenburg, den 3. April 1854. 
8 Friedrich Wilhelm. 


(L. S.) 
v. Manteuffel. vd. Heybt. Simons v. Raumer v. Weſtphalen. 
9 Bodelſchwingh. v. Bonin, 


G., betr. die Ehefchliefung und die Beurkundung des PWerfonenftandes 
evangelifcher Preußifcher Unterthanen in außerenropäifchen Ländern, 
V. 3, April 1854, 


[G. ©. 1854. ©. 469. No. 4070.] 


Wir Friedrich Wilhelm sc. sc, verorbnen, mit Zufimmung ber Kammern, was folgt: 

$. 1. II. Allgemeine Belimmungen.) In außereuropäiichen Ländern, in welchen es Unferen 
dort lebenden Unterthanen evangelifhen Glaubensbefenntniffes bei dem Mangel evangeliſchet 
Geiſtlichen nicht möglich ift, die Geburten, Heirathen und Sterbefälle durch einen folden Geil 
lichen beurfunden Ju laflen, fönnen hierzu durch Unfern Minifter der auswärtigen NAngelegen 
heiten Unfere in jenen Ländern refidirenden Konfuln ermächtigt werben, 

$. 2. Die Konfuln haben über die Beurfundungen der Geburten, Heirathen und Sterbe 
fälle drei verſchiedene Megifter zu führen, in welde die vorfommenden Fälle in protofoflarifher 
Form unter fortlaufenden Nummern einzutragen find. nr 

$.3. III. Eheſchließung und Beurfundung- derfelden.] Der Schließung einer Ehe vor dem 
Konful muß das Aufgebot vorangehen. Bor Erlaſſung deflelben find dem Konful die zur Eins 
gehung einer Ehe nadı den Gefegen der Heimath der Verlobten nothwendigen Erforderniſe 
als vorhanden nachzuweiſen. Insbefondere haben die Verlobten beizubringen: 

1) ihre Geburtsurfunden in beglaubigter Form; 

2) die Einwilligung der Eltern oder Mormünder, ertheilt durch perfönliche Erklärung ver 

dem Konful, oder in beglaubigten Urkunden, 

Der Konſul fann die Beibringung dieſer Usfunden erlaffen, wenn ihm die Thatfaden, 
- welche durch diefelben fetgeftellt werden follen, perfönlic befannt find, oder auf andere Weiſe 
glaubhaft nachgewieſen werben. 

Auch kann er von unbebeutenden Abweihungen in den Urfunben, beifpielsweife”einer ver 
ſchiedenen Schreibart der Namen, oder einer Verfchievenheit der Vornamen, abfehen, wenn in 
anderer Meile die Identität der Beiheiligten feftgeftellt wird. 

$. 4. Das Aufgebot geſchieht durch eine Bekanntmachung des Konfuls, melde bie Bor 
namen, bie Familiennamen, das Alter, ben Stand ober das Gewerbe und ben Wohnort bet 


— 


po 
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Verlobten und ihrer Eltern enthalten muß. Dieſe Bekannimachung muß an der äußeren 
Thüre des Konfulatsgebäudes acht Tage hindurch, ausgehängt bleiben. 
$.5. Menn eine der aufzubietenden Perfonen innerhalb der letzten ſechs Monate ihren 
MWohnfig in einem andern Lande, als dem Bezirfe des Konfuls gehabt hat, fo muß die Bes 
fanntmahung des Aufgebots in dieſem ande nad) den dort geltenden Vorfchriften erfolgen, 
oder ein gehörig beglaubigtes Atteſt der Obrigfeit des früheren Mohnorts der Verlobten darüber 
beigebracht werden, daß daſelbſt Ehehinderniffe in Betreff ihrer nicht bekannt feien. 
$. 6. Der Konful fann aus befonders dringenden Gründen von dem Nufgebote ($$. 4. 
und 5.) ganz dispenfiren. 
$. 7. Die Schliefung der Che erfolgt in Gegenwart vom zwei Zeugen durch die an bie 
Berlobten einzeln und nach einander gerichtete feierliche Frage des Konſuls: 
ob fie erflären, daß fie die Ehe mit dem gegenwärtigen anderen Theile eingehen wollen, 
durch die bejahende Antwort der Verlobten und durch den hierauf erfolgenden Ausſpruch des Konfuls, 
’ daß er fie nunmehr Fraft des Gefepes für rechtmäßig verbundene Cheleute erfläre. 
$. 8. Die Ehe erlangt mit dem Abſchluſſe vor dem Konful ihre volle Gültigkeit. 
Der Konful hat jedoch bei der Eheſchließung dem zu tranenden Paare das Verfprechen 
abzunehmen, bei erfter vorfommmenden Gelegenheit die kirchliche Einſegnung nachzuholen. 
- 9. Die über die gefchloffene Ehe in das Regiſter einzutragende Urkunde (Heiraths— 
Urfunde) muß enthalten: 
I) Bor: und Familiennamen, Alter, Stand oder Gewerbe, Geburts: und Wohnort der bie 
Ehe eingehenden Perfonen ; 
2) Bor: und Familiennamen, Alter, Stand oder Gewerbe und Wohnort ihrer Eltern; 
3) —— und Familiennamen, Alter, Stand oder Gewerbe und Wohnort der zugezogenen 
eugen; 
4) die auf Befragen des Konſuls abgegebene Erklärung ber Verlobten, ſowie die erfolgte 
Verkündigung ihrer Verbindung ; 
5) das Berfprechen der Gheleute, die kirchliche Einſegnung nachholen zu wollen; 
6) die Unterfchrift der anweſenden Perfonen. 
$. 10. Die vorftehenden Beltimmungen über die Ehefhliefung ($$. 3—9.) finden aud 
Anwendung, wenn nicht beide Verlobte, fondern nur einer berfelben dem Preußiſchen Unters 
thanenverbande angehört. \ 
$. 11. [III GeburtssUrfunden.] Die Gintragung der Geburt eines Kindes in das Mer 
giſter kann von dem Konful nur vorgenommen werden, nachdem fid) derfelbe durch Vernehmung 
des Vaters des Kindes oder anderer Perfonen die Ueberzeugung von ber Richtigkeit der einzu- 
tragenden Thatfahen verſchafft hat. 
Diefe Eintragung muß enthalten: 
den Ort, den Tag und die Stunde der Geburt; 
das Geſchlecht des Kindes; 
bie ihm beigelegten Vornamen; 
die Bor: und Familiennamen, den Stand ober das Gewerbe, fowie ben Wohnort ber 
Eltern und zweier bei der Gintragung zuzuziehender Zeugen; 
die Unterfchrift des DBaters, wenn er anwefend ift, und der vorgebadhten Zeugen. 
$. 12. [IV. Urkunden über Sterbefälle] Die Gintragung eines Todesfall in das Res 
gifter erfolgt auf Grund der Erklärung zweier Zeugen. Sie muß enthalten: 
U) Bor: und Familiennamen des Verftorbenen, fein Alter, Stand oder Gewerbe, feinen 
Mohn: und Geburtsort, wenn diefer befannt tft; 
2) die Bor: und Familiennamen feines Ghegatten; 
3) die Bor: und Familiennamen, den Stand oder das Gewerbe und ben Wohnort ber 
Eltern des Berftorbenen, foweit diefe Verhältniffe befannt find; 
4) die Vor: und Familiennamen, Alter, Stand oder Gewerbe und Mohnort der Zeugen, 
welche die Erflärung abgeben, und, wenn es DBerwandte bes Berftorbenen find, den 
Grad ihrer Verwandtſchaft; 
5) Drt, Tag und Stunde des erfolgten Tobes; 
6) Unterfchrift der Zeugen. 
$. 13. Für die Unfern Konfuln durch das gegenwärtige Geſetz überwieſenen Geſchäfte 
und die Ertheilung von Ausfertigungen aus den Perfonenftands:Regiftern find Gebühren zu 
entrichten, über deren Betrag Unjer Minifter der auswärtigen Angelegenheiten zu beftimmen hat. 
$. 14. Unſere Minifter der auswärtigen Angelegenheiten und der Juftiz haben zur Auss 
führung diefes Befeßes die weiteren Anweifungen zu erlaflen. 
Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrucktem Koͤnigl. Inftegel. 
j Gegeben Charlottenburg, den 3. April 1854. 
! 8 Friedrich Wilhelm. 


(L. 8.) 
v. Manteuffel. v. d. Heydt Simons v. Raumer. v. Weſtphalen. 
v. Bodelſchwingh. v. Bonin. 
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Allerh. Erl. v. 4, April 1854,, betr. das Erfatiwefen für die Marine 


[®. ©. 1854. ©. 249. No. 4009] 


Einverftanden mit' dem gemeinjcafılih won den Minifterien für Handel, des Innern, des 
Krieges und von der Admiralität erftatteten Berichte über die Deckung des Bebaris der Marine 
an Mannfchaften, will Id, daß vorläufig auf fünf Jahre, vom 1. Mai d. 3. ab gerechnet, nach⸗ 
ftehende Beitimmungen gelten follen, 

1) Die Marine hat ihren Bedarf an Mannfchaften zu decken durch 


I. Freiwillige, 
Il. Seetienftpflichtige, 
IH. Grjaspflichtige, und 
IV. bei Grpeditionen und Kriegsrüftungen burd Einziehung von Marinereferven und 
Seewehrmannſchaften. 


2) Freiwillige ſind: Schiffsjungen, Freiwillige (im gewöhnlichen Sinne) und Kapitulanten. 


Dei den Matroſen-Korps findet jedoch die Annahme von einjährigen Freiwilligen nicht ftatt. 


3) Seedienfipflichtig find bis zum-vollendeten 39ſten Lebensjahre: 


4) 


5 


— 


— 


a) alle diejenigen, welche freiwillig nad Nr. 2. im Matroſen-Korps gedient haben, 

b) alle diejenigen, welde beim Gintritt in das bdienftpflictige Alter als Schiffsmanns 
ſchaften mindeftens zwei volle Jahre auf Preußiſchen Seeſchiffen gefahren und nicht 
vorher freiwillig in die Armee zur Ableitung ihrer Dienftpflicht eingetreten find. 
Die Kreis-Erſatzkommiſſionen haben die Angaben der Betreffenden auf Grund ihrer 
Schiffspapiere zu prüfen und feitzuftellen, umd demnächſt die ihnen über ihr Militairs 
verhältuiß zu ertheilenden Regitimationen, in welcher fie zur Ans und Abmeldung bei 
den Landwehr: Bezirfsfeldwebeln zu verpflichten find, ben Departements » Grfagfom- 
miffionen zur Beftätigung vorzulegen. 

Die von den Griagbehörden nah Nr. 3. anerfannten Seedienſtpflichtigen Eonfurriren 
nicht bei der gewöhnlichen Grfagauchebung, fondern jtehen in drei Altersklafien, von welchen 
die Ifte alle Leute vom 20ſten bis 25iten Lebensjahre, 

" Ilte " ” " 26ſten " 32jlen " 
„Ile „nu Ben „ 3Nen . „ 

umfaßt, derart zur Dispofition der Marine, daß von ihmen jeberzeit ein extraorbinafr 

eintretender Bedarf, jetod von ber Ilten und Illten Altersflaffe nur für kriegeriſche 

Grpeditionen , eingezogen werden fann. Außer den fich freiwillig Meldenden werben 

hierzu von den im Lande (incl. an Bord von Kauffabrern in diefleitigen Häfen) Bors 

handenen zunächſt die Abkömmlichen der Iſten Altersflaffe und von dieſen wieder zuerſt 
diefenigen, welde noch gar nicht oder die fürzefte Zeit gedient haben, bei gleicher Dienſt⸗ 
zeit aber diejenigen, feit beren Beurlaubung die länyfte Zeit verfirihen, demnächſt erft 
unter Anwendung gleicher Grundfäge die der IIten, und endlid die der IIlten Alters« 

Hafle herangezogen. Gine Unabkömmlichkeit der Seedienftpflihtigen fann nur durch häus— 

lihe Berhältniffe im Sinne der Beſtimmungen der Grfag: Inftruftionen für die Armee, 

oder durch den Beſuch einer Navigationss, oder der mit der Navigationsfchule zu Gras 
bow verbundenen Schiffsbauschule begründet werben. 

Diejenigen Eeeleute, welche das Steuermanns:Gramen an bieffeitigen Navigationsihulen 

beitanten haben, Eönnen ihre Einitellung in das Matrofen:Korps auf ein Jahr (Nr. 9. 

Schlußpaſſus) beantragen, um fid) eine dienſtliche Ausbildung zu erwerben, welche fie in 

der Folge event. zu Auriliaroffizieren qualifizirt. 

Zur Dedung des jährlid anzugebenden Eriapbedarfs werben von ben zur Aushebung 

fommenden Heerespflichtigen ber Marine überwiefen: 

. Für das Matrofen- Korps: 

Mannſchaften nur aus den an die See, Haffs und Ströme, foweit felbige für. Seefdiffe 

fahrbar, grengenden Kreife ber Bereiche des Iiten und Alten Armee-Korps, und zwar: 
a) zuerst Fiſcher, welche tie Fiſcherei gewerbsweife treiben, 

b) hiernach Schiffsmannſchaften, welde jedoch nicht ſeedienſtpflichtig find, 
c) nörhigenfalls endlich nod andere Grfagpflihtige mit befonderer Berüdfihtigung fol 
cher, welde ein Gewerbe auf dem Wafler treiben. 
I. Für das Werft-Korps: . ‚ 

Schiffszimmerleute, Bohrer, Kalfaterer, Segelmader, Blockmacher, Seiler, Säger, Schiffs-, 

Anfer: und Kettenfchmiede, Mafchiniften, Heizer und Mafdinenbauer aus den sub I. ges 

dachten Kreifen. Die Aushebung biefer Gewerbetreibenden erfolgt auf Grund befonderer 


Bedarfsnachweiſungen. 

III. Für das Seebataillon: 
Manuſchaften aus den Bereichen ſäämmtlicher Armee-Korps mit beſonderer Berückſichtigung 
ſolcher, die ein Gewerbe auf den Flüſſen oder Seen treiben. 


7) Für die Armee werden, mit Ausnahme des Bedarfs der Pioniere, die für ben Seedienſt 


tauglichen Grfappflictigen der in vorftehender Mr. sub f. a. und b, IL und IIL «= 
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wähnten Gewerbe erft dann ausgehoben, wenn der Tiquidirte Bedarf der Marine voll: 
ftändig gebedt if. 

8) Die Marinebehörden theilen die ala Erſatz geftellten Leute denjenigen Korps zu, für 
weldye fie diefelben am geeignetiten halten. 

9) Die Dienftzeit der der Marine im Wege der gewöhnfichen Aushebung geftellten Erſatz— 
mannfchaften ift nad den für die Armee g:ltenden Beſtimmungen zu regeln, es foll je: 
dod der Admiralität geftattet fein, dergleihen Mannfchaften nah mindeitens einjähriger 
Dienftzeit zur Dispofition der Marinebehörden bis zum UWebertritt in das Mefervevers 
hältniß zu beurlauben, wogegen eine Entlaſſung eingefdyiffter Mannſchaften überhaupt 
erſt nach Rückkehr in dieffeitige Häfen erfolgen fann. 

10) Diejenigen Mannihaften, mwelde in der Marine ihrer Dienftpflict genügt haben, ohne 
ihr als feedienftpflihtig anzugehören, bleiben derfelben nach vollendeter Dienftzeit in einem 
ihrer Korps als Marinereferve und Seewehr Iften und Ilten Nufgebots in gleicher Art 
verpflichtet, als foldyes für die Meferve, Landwehr Iften und Ilten Aufgebots einer Waffe 
der Armee ber Fall if. 

11) Die Seedienftpflichtigen, die von der Marine zur Dispofition Beurlaubten, fowie bie ber 
Marinereferve und der Seewehr Iften und Ilten Aufgebots angehörigen Mannſchaften, 
bilden bei den Landwehrbataillonen, unter deren Kontrolle fie ſtehen, ebenfo befondere 
Nbtheilungen, wie die Landwehrpioniere ıc. und werden in den Mapporten nad vorftes 
henden Kategorieen geführt. Dem Marineftationss Kommando find zum 1. Mai jeden 
Jahres duch die Infanteriebrigaden fummarifche Nachweiſungen des Mannſchaftsbeſtandes 
der verfchiedenen Kategorieen mitzutheilen, in welchen die Seebienjtpflictigen nach Alters: 
Haflen und mit den erforderlichen Bemerkungen in Betreff ihrer Abfönımlichfeit (vide 
Mr. 5.) aufzuführen find. 

12) Der ANdmiralität bleibt es überlaffen, das Marine:nterefie bei der Aushebung in ben 
Nr. 6. sub I. und II. genannten Bezirfen der Küfte sc. durch einen den reſp. Depars 
tements:Grfagfommiffionen beizuordnenden Seeoffizier wahrnehmen zu laflen. 


Mein gegenwärtiger Grlaß if durch die G. ©. zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 

Eharlottenburg, den 4. April 1854. 

Friedrich Wilhelm. 
v. Manteuffel. v. d. Heydt. v. Weftphalen. v. Bonin. 

An bie Minifter für Handel, des Innern, des Krieges und die Admiralität, 


G., betr. die Vereinigung der eo. ‚, Hütten:, Salinen: und Nufbereis 
tungs: Arbeiter in Kuappfchaften, für den ganzen Umfang der Monarchie, 
2 V. 10, April 1854, 


[®. ©. 1854. ©. 139. No. 3974.) 


’ Wir Friedrich Wilhelm sc. ıc. verordnen, mit Zuftimmung ber Kammern, für den ganzen 
Umfang der Monardie, was folgt: 

$. 1. Für die Nrbeiter aller Bergwerfe, Hütten, Ealinen und Nufbereitungs : Anftalten, 
weldye für Rechnung des Staates oder für Privatrechnung betrieben werden und unter ber 
Aufficht der Bergbehörde ftehen, follen Knappichafts: Vereine gebildet werden, welcde den Zweck haben, 
ihren Theilnehmern und deren Angehörigen, nad) näherer Beftimmung diefes Gefeges, Unter: 
Rügungen zn gewähren. 

Wenn mit den vorbezeihneten Werfen zugleich Gewerbsanlagen, welche nicht unter der Auf: 
fidyt der Bergbehörde ftehen, verbunden find, fo fann unter Zuftimmung der Merfseigenthümer 
ber Beitritt der bei jenen Gewerbsanlagen befcäftigten Arbeiter zu den Kuappfchafts: Vereinen 
angeordnet werben. 

$. 2. Die Belimmung der Bezirke, für welche Knappfchafts: Vereine zu gründen find, 
fowie deren Belhränfung und Erweiterung, desgleichen die Feltitellung der Erforderniſſe zur 
‘Aufnahme in den Knappichafts: Verein, fowie des für jeden Verein zu errichtenden Statuts, ' 
‚erfolgt, nachdem fowohl Vertreter der Arbeiter, als auch die Gigentkümer der MWerfe darüber 
vernommen worden find, auf den Vorfchlag des Oberbergamts dur den Minifter für Handel, 
Gewerbe und öffentlihe Arbeiten. 

Alle in dem feitgeftellten Bezirke befchäftigten Arbeiter, welche zu den im Statute näher 
‚bezeichneten Kategorien gehören, find dem Vereine beizutreten verpflichtet. 

$. 3. Die Leiftungen, melde jeder Knappfcafts Verein, nach näherer Bellimmung bes 
Statuts, feinen. meiitberechtigten ‚Mitgliedern mindeftens zu gewähren hat, find: 

4) in Kranfheitsfällen eines Knappfchaftsgenoffen freie Kur und-Mrznei für feine Perfen, 

2) ein entiprehendes Kranfenlohn während der Dauer -der ohne eignes grobes Verſchulden 

entftandenen Krankheit, i — 


62 1854. (2. 10. April) 


3) eine lebenlaͤngliche Invalibenunterflügung bei einer ohne grobes Verſchulden eingetretenen 
Nrbeitsunfähigkeit, 

4) einen Beitrag zu den Begräbnißfoften der Mitglieder und Invaliden, 

5) eine Unterflügung der Wittwen auf Lebenszeit, beziehungsweife bis zur eimaigen Wiebers 

verheirathung, 

6) eine Unterftügung zur Grjiehung ber Kinder verftorbener Mitglieder und Invaliden bis 

nach zurüdgelegten vierzehnten Lebensjahren. 

‚Kür die Mitglieder der am wenigiten begünftigten Klaffe find mindeftens die unter 1. und 
2. genannten Leiftungen, und wenn fie bei der Arbeit verunglückten, auch die unter 4. genanns 
ten zu gewähren, 

$. 4. Die zu ben im $. 3, bezeichneten Leiftungen und zu den fonftigen Bebürfniffen ber 
Knappihafts: Vereine erforderlichen Mittel werden nad näherer Beſtimmung des Statuts durch 
Geldbeiträge beſchafft, welche die Arbeiter im Verhältniſſe ihres Arbeitslohnes oder in einem ent 
fprechenden Firum zu entrichten haben und für die Werfseigenthümer auf die Hälfte bis zum 
vollen Betrage bes Beitrags der Arbeiter zu beitimmen find. 

Auch zufällige Einnahmen fönnen den Kuappicaftsfaflen durch das Statut zugewieſen werben. 

$.5. Die Berwaltung eines jeden Knappfchafts: Vereins erfolgt unter Auflicht des Berg: 
anıtes durch einen Knappſchafts-Vorſtand, deſſen Mitglieder, nach näherer Beſtimmung des Statuts, 
zur einen Hälfte von den Werkseigenthümern, beziehungsweiſe deren Repräſentanten oder 
Grubenvorſtehern, und zur andern Hälfte von den Knappicafts-Nelteften je aus ihrer Mitte ober 
aus der Zahl der Königlichen oder Privat: Berg: oder Hättenbeamten gewählt werben. 

Der Vorfigende des Bergamtes oder ein von ihm bezeichneter Kommiſſarius wohnt ben 
Eipungen bes Knappſchafts⸗ Vorſtandes bei; derſelbe ift befugt, jeden ſtatutenwidrigen Beſchluß 
zu fuspenbiren, muß jedoch jofort dem Berganite davon Anzeige macden. Im Falle der Stimmen: 
„gleichheit giebt der Kommiſſarius den Ausichlag. 

Mitglied des Knappfhafts s Borftandes ift * der Kaſſenbeamte des Vereins, jedoch ohne 
Stimmrecht. 

$. 6. Die Beamten bes Vereins, ſowie die Knappſchafts-Aerzte, werden von dem Knapp— 
ſchafts-Vorſtande erwählt und von dem Bergamte beſtätigt. 

Auf den Antrag des Knappfchaftse Vorftandes können durch das Bergamt bie Kanzlels 
arbeiten und Kaflengefchäfte des Knappſchafts-Vereins Beamten der Bergbehörde gegen anger. 
meflene Entſchaͤdigung übertragen werben, 

$. 7. Die jährlich zu legenden Rechnungen werden nad) vorgängiger Revifion durch ben 
Vorſtand den Knappfchafts:Aelteften und den Werfseigenthümern zur Ginficht und etwaigen Er: 
Härung offen gelegt und fobann dem Bergamte zur Prüfung eingefandt, bevor der Borftand 
bem Kaflenbeamten die Entlaftung ertheilt. 

$. 8. Die bei dem Erſcheinen biefes Gefehes beveits vorhandenen Knappihafis: : Vereine 
bleiben beftehen; fie können jedod mit Zufimmung ihrer Vertreter getheilt, oder einem nad 
8§. 2. zu bildenden Bezirke einverleibt werden. Ihre Statuten (Reglements) find mit ben Vor— 
fhriften der 88. 3., 4. 5., 6. und 7. diefes Gefeges in Webereinftimmung zu bringen. 

8. 9, Nachdem die im $. 3. unter 1. bis 6. bezeichneten 2eiftungen und bie im $. 4. 
bezeichneten Beiträge gemäß $. 2., beziehungsweife $. 8., durch Statute georbnet find, treten 
die bisherigen Borfchriften über die Leiftungen, beziehungaweife Beiträge, außer Kraft. 

Die gefeglihen Belimmungen über die Freifurgelder für Kirde und Schule, fie mögen 
unmittelbar an dieſe oder zur Verwendung für deren Zwecke an die Rnappfcaftsfafien gezahlt 
fein, werden durch gegenwärtiges Geſetz nicht abgeändert. 

$.10. Die Knappihaftss Vereine erlangen durch bie Betätigung ihrer Statuten ($$. 2. u. 8.) 
die Mechte einer juriſtiſchen Perſon, foweit ihnen ſolche nicht bereits zuftehen. Die Anfprüde 
der Berechtigten auf die Leiftungen diefer Kaflen fönnen weber an Dritte übertragen, noch auch 
mit Arreit belegt werben. 
$. 11. Alle Beiträge zur Knappfchaftsfaffe fönnen im Verwaltungswege exekutiviſch eins 
gezogen werben, und find bie MWerfseigenthümer, nadı näherer Beftimmung der Statuten, bei 
Dermeidung des gegen fie fetbft zu richtenden Zwangsverfahrens verpflichtet, für bie Einziehung 
und Abführung ber Beiträge ihrer Arbeiter aufzukommen. 

Die Nadweifung der einzuziehenden Beiträge wird von bem Bergamte erefutorifch erflärt 
— find Reklamationen dagegen, mit Ausſchluß des Rechtsweges, im Verwaltungswege zu 
erledigen, 

$. 12. Mit der Ausführung des gegenwärtigen Gefeges ift bee Miniſter für Handel, 
Gewerbe und öffentlidie Arbeiten beauftragt. 

Urfundlid unter Unferer Höceigenbänbigen, — und beigedrucktem Königl. Inſiegel. 

Gegeben Charlottenburg, den 10. April 1 

L. S. Friedrid Wilhelm. 


v. Manteuffel, v. d. Heybt, Simons, v. Raumer. v. Meftphalen. 
v. Bodelſchwingh. v. Bonin, 


' 
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G., betr. die ni er re ET Arge außerhalb der Anſtalt. 


[G. ©. 1854. ©. 143. No. 3975.] 


Wir Friedrih Wilhelm sc, sc. verorbnnen, mit Zuftimmung der Kammern, was folgt: 

$. 1. Die zu Zudthausftrafe Verurtheilten können aud zu Arbeiten außerhalb der Ans 
ftalt angehalten werben. z 

$. 2. Sie fünnen aud für bie ganze: Dauer der Strafjeit, oder einen Theil berfelben, 
zu öffentlichen, beziehungsweife vom Staat beauffichtigten Arbeiten verwendet werden, 

$. 3. Die wegen Vergehen, ober auf Grund des 8. 341. des Strafgeſetzbuches zur Ges 
fängnißftrafe Verurtheilten können auch mit Arbeiten außerhalb der Oefangenanftalt in einer, 
ihren Fähigkeiten und Verhältniſſen angemeffenen Weife befchäftigt werden. 

$. 4. Die in den $$. 1., 2. und 3. geflattete Art der Be ſchaftigung der Gefangenen 
—* nur eintreten, wo diefelben von ambderen freien Arbeitern dabel getrennt gehalten werden 
Önnen, 

8.5. Wenn Gefangene, die außerhalb der Gefangenanftalt beichäftigt werben ($$. 1. bis 3.), 
fi zufammenrotten und entweder entfliehen, oder zu entfliehen verſuchen, oder gegen die Aufs 
feher ſich widerfegen, oder diefelben zu Handlungen oder Unterlaffungen zwingen, oder zu zwingen 
verfucen, fo fommen wegen dieſer Meuterei, auch wenn fie außerhalb der Anſtalt begangen 
wird, die Strafbeſtimmungen im $. 96. des Strafgeſetzbuches zur Anwendung. 

$. 6. Die von der Behörde befteflten Aufieher bei ven außerhalb, der Anftalt beſchäftigten 
Gefangenen ($$. 1., 2. und 3.) find befugt, zur Verhinderung der Flucht derfelben nörhigens 
falls von ihren Hieb: und Schußwaffen Gebraudy zu machen. 

$. 7. Die polizeilihe Gefängnißitrafe (Strafgeſetzbuch $. 334.) kann gegen folde Gefan— 
geme, weldye fid auf ihre Koften zu verpflegen außer Stande find, aud in der MWeife vollitreckt 
werben, daß biefelben während der für- die Gefüngnißftrafe beitimmten Dauer, chne in einer 
Gefangenanftalt eingefchlofien zu fein, zu Arbeiten, welde ähren Fühigfeiten und Berhältniffen 
angemeſſen find, angehalten werben. 

Sie fünnen zu dem Ende einer anderen öffentlichen Behörde überwiefen werden, um fie fo 
viele Tage zur unentgeltliben Verrichtung von dergleidhen Arbeiten anzuhalten, als polizeiliches 
Gefängniß gegen fie erkannt iſt. 

Die Behörden find ermächtigt, gewiſſe Tagewerke dergeſtalt zu beſtimmen, daß bie Vers 
urtheilten, wenn ſie durch angeſtrengte Thätigkeit mit der ihnen zugewieſenen Arbeit früher zu 
Stande kommen, auch früher entlaſſen werden können. 

8. 8. Die Beſtimmungen der $$. 1. und 2. finden auch auf ſolche Gefangene Anwen: 
bung, gegen welde anf Grund der vor Ginführung des Strafgefegbudes gültig gewefenen 
Strafgefege auf Zwangsarbeit, Feitungsarbeit oder Strafarbeit erfannt worden iſt. 

$. 9. Der Miniiter der Juſtiz und der Minifter des Innern find, ein jeder in Beziehung 
auf die unter feiner Auffiht ftehenden Gefangenanftalten, mit der Ausführung biefes Gefepes 
und dem Erlaß der dazu erforderlihen Inſtruktionen beauftragt. 

Urfundlic unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigebructem Königl. Inftegel. 

Gegeben Bellevue, den 11, April 1854. 

L.S Friedrich Wilhelm. 


(L. S.) 
v. Manteuffel. v.d. Heydbt. Simone v. Raumer v. Weftphalen. 
v Bodelſchwingh. v. Bonin. 


G. wegen Berichtigung des bei Erhebung der Brauntweinftener zur Ans 
wendung fommenden an V. 19. April 1854, ”) 


[G. ©. 1854. ©. 265. No. 4015.] 


Mir Friedrich Wilhelm sc. sc. RER unter Zuftimmung beider Kammern, was folgt: 

$. 1. Die Negierung wirb ermächtigt: 

1) die zulegt mittelit Erl. v. 16. Juni 1838. (G. ©. ©. 358.) in ihrem Betrage beridhtigten 
Säge ber von ber Bereitung des Branntweins aus Getreide oder anderen mehligen 
Stoffen zu entrihtenden Abgabe, und zwar: 

8) den allgemeinen Sap für jede zwanzig Quart der zur Ginmaifhung oder Gährung 
der Maifche benugten Gefäße und für jede Einmaiſchung von 2 Sgr. für die Zeit 

. v. 1. Aug. 1854. bis 31. Juli 1655. bis auf 2 Sgr. 6 Pf., und v. 1. Aug. 1855. 

ab bis auf 3 Sgr., 
b) den Sag für landwirthſchaftliche Brennereien, welche nur v. 1. Nov. bis 16. Mal, 
biejen Tag mit eingerechnet, im Betriebe find, nur felbft gewonnene Erzeugniſſe vers 


®) Bergl. bie B. v. 1. Juni 1854. (G. ©. 1854. ©. 266, No. 4016,). 


— 
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wenden umb an einem Tage nicht über 900 Quart Boltigraum bemalfchen,, - von 
1 Sur. 8 Pr. für 20 Quart Maiſchraum für die Zeit vom 1. Aug 1854. bis 
31. Juli 1855. bis auf 2 Ser. 3 Pf. uyb v. 1. Aug. 1855. bis auf 2 Ser. 6 Pf. 
zu erhöhen, und 
2) die bei der Ausfuhr von Branntwein ober bei beffen Verwendung zu gewerblichen Sweden 
bisher gewährte Steuervergütung auch ferner in einem der Steuer entfpredenden Betrage 
zu bewilligen. 
$. 2. Der Finanzminiſter wird mit der Ausführung biefes Geſetzes beauftragt. 
Urkundlih unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem Königl. Inſiegel. 
Gegeben Charlottenburg, den 19. April 1854. 
L. S. Friedrig ssilhelm. 


) 
v. Manteuffel. vd. Heydbt. Simone v. Raumer v. Weſtphalen. 
„9 Bobelfhwingh. v. Bonin. 


©. wegen Erhöhung des Eingangszolles für Hefe, B. 19. April 1854. *) 
[®. ©. 1854. ©. 267. No. 4017.) 


Mir Friedrich Wilhelm verorbnen, unter Zuftimmung beiter Kammern, was folgt: 
$. 1. Die Regierung wird ermächtigt, mit dem Gintritte ber Schöhung. bes bei Erhebung 
der Branntiweinfteuer zur Anwendung kommenden Maiſchſteuerſatzes gleichzeitig eine Erhöhung 
bes Gingangszolles von Hefe aller Art, mit Ausnahme der Biers und Meinhefe, von 8 Rıhlr. 
auf den Sag von I1 Rihlr. für den Bentner eintreten zu laffen. 
$. 2. Der Finanzminifter wird mit der Ausführung biefes ©. beauftragt. u 
Urkundlih unter Unferer Höcfteigenhändigen Unterſchrift und beigebrudtem Königl. Inftegel. 
Gegeben ———— den 3 April 1854. 
L. Friedrich Wilhelm. 


v: Manteuffel. w e Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 
v. Bodelſchwingh. v. Bonin. 


G., betr. die ————— der Dienſtpflichten des run und der länd: 
lichen Urbeiter, DB. 24, April 185 


[®. ©. 1854. ©. 214. No. 4003.] 


Wir Friedrich Wilhelm sc. sc. verordnen für den ganzen Umfang des Staats, mit Ausnahme 
ber Hohenzollernſchen Lande, unter Zuſtimmung ber Kammern, was folgt: 


$. 1. Gefinde, weldes hartnädigen Ungehorfam oder Miderfpenfligfeit gegen die Befehle 
der Herrſchaft oder der zu feiner Auflicht beftellten Perſonen fih zu Schulden fommen läßt, 
oder ohne gefegmäßige Urſache den Dienft verfagt oder verläßt, hat auf den Antrag der Herr— 
fhaft, unbefchabet deren Rechts zu feiner Entlaſſung oder Beibehaltung, Geldftrafe bis zu fünf 
Thalern oder Gefängniß bis zu drei Tagen verwirft. 

Diefer Antrag fann nur innerhalb vierzehn Tagen feit Berübung ter Uebertretung, ober, 
falls die Herrfchaft wegen ber legteren das Gefinde vor Ablauf der Dienftzeit entläßt, vor die: 
fer Entlaffung gemacht werben. 

Den Antrag auf Grund bes Geſetzes vom 14. Mai 1852. bei der Lofal- Volizeibehörbe an: 
zubringen ift nur dann zuläffig, wenn weber die Herefchaft, nod ein von ihr beftellter Stell: 
vertreter ober ein Beamter der Herrichaft bie Lolalpolizei verwaltet. An Stelle der Lolalpolizei 
tritt in dieſem Falle der Landrath. 

Bis zum Anfang der Vollſtreckung der Strafe iſt die guritnahme des Antrags zuläffig: 

$. 2. Die Beftimmungen des $. 1. finden and Anwendung: 

a) — an ns Stronfaiffern in Dienft ftehenden Sciffsfnechte (Geſetz v. 23. Sept: 1835. 

b) auf bus 3 zwiſchen den Perſonen, welche von den zu Dienſten verpflichteken 
baͤuerlichen Beſitzern zur Verrichtung dieſer Dienſte geſtellt werden, und den Dienſt⸗ 
berechtigten oder den von ihnen beſtellten Aufſehern; 

ec) auf das Verhältniß zwiſchen dem Beſitzer eines Landgutes oder einer andern Nder-* ober 
Borfiwirthichaft, fowie den von ihm zur Nufficht über die Wirthfchaftsarbeiten, beftellten 
Perſonen und folben Dienftleuten, welde gegen Gewährung einer Wohnung in den ihm 
gehörigen oder auf dem Gute befindlichen Gebäuden und gegen einen ‚Im Voraus be⸗ 


) Vergl. die V. v. 1. Juni 1854. (G. ©, ©. 1851. ©. 268, No. 4018.) net 28 
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ſtimmten Lohn Behufs der Bewirthfhaftung angenommen find (Inſtleute, herrſchaſtliche 
Tagelöhner, Einlieger, Kathenleute u dergl.); 

d) auf das Verhaͤltniß zwiſchen ſolchen Handarbeitern, welche ſich zu beſtimmten land: oder 
forſtwirthſchaftlichen Arbeiten, wie z. B. Erndtearbeiten auf Acker und Wieſe, Melioras 
tionsarbeiten, Holzſchlagen u. f. w. verdungen haben, und dem Arbeitsgeber oder den 
von ihm beftellten Auffehern. 

8.3. Geſinde, Schiffsfnechte, Dienftleute oder Hanbarbeiter ber $.2. a., b., c., d. bezeichneten Art, 
welche die Arbeitsgeber oder die Obrigkeit zu gewiflen Handlungen oder Zugeftändniffen dadurch 
zu befiimmen ſuchen, daß fie die Einftellung ber Arbeit oder die Verhinderung berfelben bei 
einzelnen oder mehreren Arbeitsgebern verabreden, oder zu einer folden Berabredung Andere 
- auffordern, haben Gefängnifßftrafe bis zu Einem Jahre verwirft. * 

$. 4. Hausoffizianten ($. 177. seq. Tit. 5. Th. II. des Allgemeinen Landrechts) find bem 
Strafvorfchriften diefes Geſetzes nicht unterworfen. 

$. 5. Die feſtgeſetzten Geldſtrafen fließen zur Orts-Armenfafle. 

‘ Nrkundlic unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrucktem Königl. Inſiegel. 

Gegeben Potsdam, den 24. April 1854. 

L. 8 Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel, v. v. Heydt. Simons. v. Raumer v. Weftphalen. 
v. Bodelſchwingh. v. Bonin, 


Allerh. Erl. v. 9. Mai 1834., betr, die Verpflichtung der Nechtsanwalte 
und Notarien, fowie der Advokaten und Advofatanwalte im Bezirke des 
Appellationsgerichtähofes zu Eöln zum Halten der Gefeg Sammlung. , | 


[®. ©. 1854. ©. 270. No. 4021.] 


Auf Ihren gemeinfchaftlihen Bericht v. 28. April d. 3. beſtimme Ich, daß bie Redtsans 
malte und Notarien, fowie die Advofaren und Nvofatanwalte im Bezirke des Appellationsgerichts: 
hofes zu Göln zum Halten der ©. ©. verpflichtet fein follen. 

Sie haben diefen Erl. durdy die G. ©. befannt zu machen. 

Gharlottenburg, den 9. Mai 1854. Friedrich Wilhelm. 

v. d. Heydt. Simons. 
An die Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten und der Juſtiz. 





G., betr, einige Abänderungen der Gewerbe-Ordnung v. 12. Jau. 1845,, 
uud der V. v. D, Febr, 1849, wegen Errichtung von Gewerberäthen ꝛc. 
DB, 15. Mai 1854, 


[®. &. 1854. ©. 263. No. 4014 ] 


Wir Friebrih Wilhelm se sc. verorbnen, mit Zuffimmung der Kammern, was folgt: 

$. 1. Zur Theilnahme an der Wahl der Mitglieder des Gewerberatbes ($.1. fi. der Ber: 
ordnung v. 9. Febr. 1849.) und der Stellvertreter find fortan nur diejenigen berectigt, welche 
ihre Gewerbe felbftitändig betreiben und an den Glemeindewablen Theil zu nehmen befugt find. 

$. 2. Die Wahl des Borfigenden. des Gewerberarhes, fowie des Stellverireters, bedarf der 
Beflätigung der Megierung. 

Wird die Beſtaͤtigung verfagt, fo ift eine neue Mahl vorzunehmen, wird auch diefe Wahl 
nicht beflätigt, jo ernennt die Megierung aus der Mitte des Gewerberathes den Vorſitzenden, 
beziehungemweife den Stellvertreter. 

$. 3. Die Kommunalbehörde ift befugt, einen Kommiflarins zu beftellen, welcher ter 
Sitzungen bes Gewerberarhes beimohnen und an defien Verhandlungen obne Stimmrecht Theil 
nehmen fann, fowie den Gewerberath zu außerordentlihen Sitzungen berufen zu Fallen. 

$. 4. Zur Nufbringung der Koften für die laufende Gejchäftsführung des &ewerberathes 
find nur die wahlberechtigten Gewerbetreibenden ($. 1) verpflichtet. 

$.5. Die Brüfungsfommifftonen der Innungen ($. 37. der Verordnung vom 9. Februar 
1849) find fortan aus einem Witgliede der Kommmmnalbehörre als Borfigenden und mindeſtens 
zwei, von ber Innung zu wählenden und von der Kommunalbehörbe un beflärigenden Meiſtern 
ber Innung, die Kreis krüfungafommiffionen ($. 39. a. a. O.) and einem von der Regierung 
a befteffenden Kommiflarius als Vorſitzenden und zwei Meiftern tes beireffenden Handwerks zu 

ilden. Zur Biltung jeder Kreis: Prüfungsfommilfion beſtimmt der Landrath witerruflic vier 

bis fechs im Kreiie wohnhafte, nicht zu der Prüfungskommiſſion einer Innung gehörende, Meis 

fer des Handwerks, unter denen der Vorſitzende ter Kreis:Prüfungsfommiffton in jedem einzel: 

nen Falle die bei der Prüfung zuzuziehenden Mitglieder auswählt, | \ 
Geſ. ©. f. Verw. B., Supplement. . 5 
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$. 6. Die nad $. 27. der Verordnung vom 9. Februar 1849 dem Minikerium für 
Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten vorbehaltene Befugniß zur Entbindung einzelner Per— 
fonen von der im $. 23, vorgejchriebenen oder nad $. 26. angeordneten Prüfung ſteht fortan 
aucd den Regierungen zn. 

$. 7. Die in den $$. 95.. 9$.. 102., 105., 121. der Allgemeinen Gewerbe: Orbnung 
vom 17. Januar 1845 und in $. 66. der Verordnung vom 9. Februar 1849 den Minifterien 
porbehaltenen Befugniſſe in Betreff der Keititellung, Beltätigung und Abänterung der Innungs— 
ſtatuten, der Errichtung neuer und der Aurlöfung beftehender Innungen, werden, ſoweit es ſich 
nicht um kaufmäuniſche Korporationen handelt, hierdurch den Regierungen übertragen, 

$. 8. Die dem gegenwärtigen Geſetze entgegenflehenden Beflimmungen werden hierdurch 
außer Kraft gelegt. ö 

Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigebrucdtem Königl. Infiegel, 
Gegeben Potstam, den 15. Mai 1854, 
L. S Friedrih Wilhelm. 


.$.) 
v. Manteuffel. v.d. Heydt Simons v. Raumer. v. Wefphalen. 
v. Bodelſchwingh. In Bertretung: v. Wangenheim, 


G., betr. den außerordentlichen Geldbedarf der Militairverwaltung für 
das Jahr 1854., fowie die mann der zur Deckung dejielben erfor: 
derlichen Geldmittel. U, 20. Mai 1954, *) 


[®. ©. 1854. ©. 313. No. 4026 ] 


Mir Friedrich Wilhelm se. sc. verorbnen, mit Zuſtimmung der Kammern, was folgt: 

$. 1. Unſerem Kriegsminifter wird zu den im Sabre 1854. etwa erforderlich werbenden 
außerordentlichen Bedürfniſſen der Militairverwaltung ein Kredit bis zum Betrage von dreißig 
Millionen Thalern eröffnet. 

8. 2. Unſer Finangminifter it ermäctiat, zu biefem Behufe nad) dem eintretenden Bes 
bürfniß eine, wenigitens mit. Ginem Prozent jährlidy zu amortifirende, verzinsliche Staatsanleihe 
ven dreißig Millionen Thalern aufzunehmen. 

$. 3. Die Berwaltung der aufzunehmenden Anleihe wird der Hauptverwaltung der Staats: 
fhulden übertragen. Wegen Verwendung der durch allmälige Abtragung der Schnldkapitale 
eriparten Zinſen, wegen Berjährung ber Zinfen, wegen Abjührung der zur Berzinfung und 
Tilgung erforderlichen Beträge an die Hauptverwaltung ber Staateſchulden, ſowie wegen bes 
Verfahrens Behufs der Tilgung finden die Beitimmungen der $$. 3., 4. und 5. bes Gef. v. 
23. März 1852,, betr. tie Ueberweilung der in Gemäßbeit des Gef. v. 7. Dec. 1849. aufgus 
nehmenden Staatsanleibe an die Hauptverwaltung der Staatsjchulden, fowie die Tilgung dieſer 
Anleihe (&. S. 1852. ©. 75.) Anwendung: 

$ 4 Die Ausführung diefes Gef. wird dem Finangminifter und dem Kriegsminifter 
übertragen und it darüber den Kanımern fofort bei ihrer näditen Zufammenfunft Rechenſchaft 
zu geben, welchen fodann über die Fortdauer diefes Kredits, ſoweit er noch nidyt erſchöpft iſt, 
die Beſchlußnahme vorbehalten bleibt. 

Urtnndlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterfchrift und beigebructem Königl, Inftegel. 

Gegeben Porsdam, den 20. Mai 1854. 

L. 8 Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. vd. Heydt. Simons v. Raumer. v. Weſtphalen. 
v. Bodelſchwingh. Gr. v. Walderſee. 


G., betr. die Erhebung eines Zuſchlags zur klaſſifizirten Einkommenſteuer, 
zur Klafjenfteuer und zur Mahl: und Schlachtitener. V. 20. Mai 1654, 


[G. ©. 1854. ©. 314. No. 4027.] 


Mir Friedrich Wilhelm sc. sc. verordnen, mit Zuftimmung der Kammern, was folgt: 

$. 1. Vorbehaltlih der den Kammern bei ihrem nächſten Zuſammentritt vorzulegenden, 
anderweiten Beſtimmungen über die zur Verzinfung und gefeglihen Abbürdung der durch das 
riet. von heutigen Tage genehmigten Staatsanleihe erforderlichen Mittel wird Unfer Finanz 
miniſter ermächtigt, vom Iften bes, auf die wirkliche Eröffnung diefer Anleihe folgenden Monats 
an und auf die Dauer eines Jahres, zur Haffifizieten Ginfonmenfteuer, zur Klaffenfteuer und 
zur Mahl: und Scyladitftener, abzüglich jedod des nah $. 1. des Gef. v. I. Mai 1851. den 
Staädten zufließenden Drittheild vom Rohertrage der Mahlfteuer, einen Zufhlag von fünf und 
zwanzig Prozent zu erheben und zugleich mit der Haupiſteuer zur Staatskaſſe einziehen zu laſſen. 


*) Bergl. unten &, 68. ben Allerh. Erl. v. 17. Juni 1854, 
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8% Denjenigen mahle und ſchlachtſteuervflichtigen Städten, deren geſetzliche Verkreter bei 
ber vorgefegten Regierung darauf antragen werden, den Betrag, welder durch die Erhebung des 
im $. 1. bezeichneten Zufchlags zur Mahl: und Schlachtſteuer fi ergeben würde, aus bereiten 
ftäbtifchen Mitteln zu decken oder in anderer Weile aufbringen zu laflen, fanı dies nah Maaß— 
gabe der von Unferen Miniftern des Innern und ber Finanzen feftzuftellenden Bedingungen 
geftattet werben. . 
h $. 3. In den mahl- und fihlahtfteuerpflidtigen Städten wirb ber Zuſchlag zur Gins 
fommenfteuer zwar nad dem vollen Betrage der Einfommenfteuer veranlagt, anf denſelben jedoch 
die Summe von fünf Thaler als Entfhyädigung in Gemäßheit des $. 2.b. des Gef. v. 1, Mai 
1851. in Anrechnung gebradıt. 

$. 4. Unſer Finanzminifter it mit der Ausführung dieſes Gef. beauftragt. 
Urfundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterfhrift und beigedrudtem Königl. Inflegel. 

Gegeben Potsdam, den 20. Mai 1854. 

L. S Friedrich Wilhelm. 


. 8.) 
© Manteuffel. v. d. Heydt. Gimone v. Raumer v. Weſtphalen. 
v. Bodelſchwingh. Gr. v. Walderſee. 


V. wegen Berichtigung des bei Erhebung der Branntweinftener zur Ans 
wendung fommenden Maifchjtenertages. 3. 1. Juni 1854, 


[®. ©. 1854. ©. 266. No. 4016. 


Mir Friedrich Wilhelm sc. sc. verordnen auf Grund bes G. v. 19. April d. J. wegen 
Berichtigung des bei Erhebung der Branntweinftener zur Anwendung kommenden Maiſchſteuer⸗ 
fages, was folgt: 

$. 1. Es werben 

- 2) die zulegt mittelft Erl. v. 16. Juni 1838. (©. ©. ©. 358.) in ihrem Betrage be - 
richtigten Säge ber von der Bereitung des Branntweins aus Getreide und anderen 
mehligen Stoffen zu entrichtenden Abgabe, und zwar: 

a) der allgemeine Sag für jede zwanzig Quart der zur Ginmaifhung oder Gährung 
der Maiſche benugten Gefäße und für jede Cinmaiihung von 2 Sgr. für die Zeit 
v. 1. Aug. 1854. bis 31. Juli 1855. bis auf 2 Syr. 6 Pf, und v. 1. Aug. 1855. 
ab bis auf 3 Sgr., 

b) der Sag für landwirthfchaftliche Brennereien, welde nur v. 1. Nov. bis 16. Mat, 
diefen Tag mit eingerechnet, im Betriebe find, nur felbft gewonnene Erzeugniſſe vers 
wenden und an einem Tage nicht üher 900 Quart Bottigraum bemaiſchen, ven 
1 Eyr. 8 Pf. für 20 Quart Maiſchraum für die Zeit v. 1. Aug. 1854. bis 31. Juli 
— ng auf 2 Sgr. 3 Pf. und v. 1. Aug. 1855. bis auf 2 Sgr. 6 Pf. erhoͤhet; 
auch jo 

2) die bei der Ausfuhr von Branntwein ober bei deſſen Verwendung zu gewerblichen werfen 

bisher gewährte Steuervergütung ferner in einem der Steuer entipredyenden Betrage bes 

willigt werben. 

$. 2. Der Finanzminiſter wird mit der Ausführung dieſer V. beauftragt. 

Urkunblid unter Unſerer Höchſteigenhandigen Unterfrift und beigedrucktem Königl. Inſiegel. 

Gegeben Sansſouci, den 1. Juni 1854. 

L.S Friedrich Wilhelm. 


(L. S.) 
v. Manteuffel, v. d. Heybt. Simone v. Naumer, v. Weftphalen. 
v. Bodelſchwingh. Gr. v. Walderſee. 


DB, wegen Erhöhung des Eingangszolles für Hefe, B, 1. Juni 1834, 
[G. ©. 1854. S. 268. No. 4018.] 


Wir Friedrich Milhelm sc. sc. verordnen auf Grund des ©. v. 19. April d. J. wegen Er⸗ 
Höhung des Gingangszofles für Hefe, was folgt: 
$. 1. Bom 1. Aug. d. I. ab wird der Gingangszoll für Hefe aller Art, mit Ausnahme 
ber Bier: und Weinhefe, von 8 Rihlr. auf den Eat von IL Nihlr. für den Zentner erhöhet. 
$. 2. Der Finanzminiſter wird mit der Ausführung diefer ®. beauftragt. 
Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedructem Königl. Infiegel. 
Gegeben Sansfouei, den 1. Juni 1854. 
8 Friedrich Wilhelm. 


(L. S.) 
v. Manteuffel. vwd Hendt Simone v HRaumer. » MWeftphalen, 
v. Bodelſchwingh. Gr. v. Walderfee. 
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®., betr. die Deklaration der Verfaſſungs⸗Urkunde v. 31. Yan. 18590, 
in Bezug auf die Nechte der mittelbar gewordenen Deutfchen Reichs: 
fürften und Grafen, V. 10, Juni 1854, 


[G. ©. 1854. ©. 363. No. 4040.) 


Mir Friedrich Wilhelm sc. sc. verorbnien, unter Zuſtimmung der Kammern, was folgt: 


Die Beitimmungen der Berfaflungs » Urfunde vom 31. Januar 1850 fliehen einer Wieder: 
herftellung derjenigen durch die Geſetzgebung feit dem 1. Januar 1848 verlegten Rechte und 
Borzüge nicht entgegen, welde den mittelbar gewordenen Deutichen Reichsfürſten und Grafen, 
deren Befigungen in den Jahren 1815 und 1850 der Preußifhen Monarchie einverleibt ober 
wieder einverleibt worden, auf Grund ihrer früheren flaatsrechtlihen Stellung im Meihe und 
der von ihnen befeflenen Landerhoheit auftehen, und namentlich durch den Artikel XIV, der 
Deuiſchen Bundesafte vom 8. Juni 1815 und durch die Artikel 23. und 43. der Wiener Kon: 
areßafıe vom 9 Juni 1815, fowie durd die fpätere Bundergefeßgebung zugeficert worden find, 
ſofern die Beiheiligten fie nicht ausdrücklich durch rechtsbeſtändige Berträge aufgegeben haben. 
Diefe Wiederherftellung erfolgt durch Königlibe Verordnung. 


Urfundlic unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigebrudtem Königl, Inflegel. 
Gegeben Berlin, den 10. Juni 1854, . 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. Manteuffel. v. d. Hendt. Simons v. Maumer v. Weſtphalen. 
v. Bodelſchwingh. Gr. v. Walderfee. 


Allerh. Erl.v. 17. juni 1854,, betr. die in Gemäßheit des Gef. v. 20. Mai 
1854, aufzunchmende Staatsanleihe von funfjchn Millionen Thaler. 


[8 ©. 1854. ©. 316. No. 4028.] 


Dem Antrage in Ihrem Berichte v. 14. d. M. entſprechend beſtimme Ich hiermit, daß bie 
in Gemaäßheit des Gef. v. 20. Mai d. J., betr. den für etwa erforderlich werdende außerors 
dentliche Berürfniffe der Militairverwaltung bewilligten Kredit, nad Maafgabe des gegenwärtig 
eingetretenen Bedarfs, jegt aufzunehmende Staatsanleibe von funfzehn Millionen Thater, zum 
Sinsfuße von vier und einem halben Prozent jährlich, in Schuldverjchreibungen über Ginhundert, 
zweihundert, fünfhundert und Gintaufend Thaler ausgegeben, am 4. Arril und 1. Oft. jeden 
Sahres verziniet, nnd vom 1. Jan. 1855. ab, innerhalb der nächften fünf Jahre, jährlidy mit 
Ginem Prozent, fowie mit dem Betrage der durd die fortfdneitende Amortijation erfparten 
Binien des Geſammikapitals getilgt werde. Dom 1. Jun. 1860, ab foll dem Staate das Medi 
vorbehalten bleiben, ven Tilgungefonds zu verftärken, wogegen derfelbe niemals verringert wers 
ben darf. 

Ich ermächtige Sie, hiernach bie weiteren Anorbnungen zur Ausführung dieſer Anleihe 
zu treffen. 


Gumbinnen, den 17. Juni 1854, 
Friedrich Wilhelm. 


v. Bodelſchwingh. 
An den Finanzminifter. 


Allerh. Erl. v. 28. Juni 1834., betr. die Genehmigung des Organiſations⸗ 
Meglements für die Marineftations:Kommandos. 


[®. S. 1854. ©. 341. No, 4034.] 


Auf den Bericht der Atmiralität v. 3. Mai c ertheile Ich hierdurch dem hierbei zurüd 
erfolgenten Organıfations:Meglement für die Marinellarions: Kommandos Meine Genehmigung. 
Der gegenwärtige Erlaß ift nebit dem von Mir genehmigten Reglement durd die G. ©. zur 
öffentlichen Kenntniß zu bringen, 

Sansſouci, den 28. Juni 1854. 

Friedrich Wilhelm. 
v. Manteuffel. 
An die Admiralität, 
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Organifations-Reglement 
für 
die Marinefationsg: Kommandos. 


A. Die Marineſtationen. 


g. 1. Die Küfen Preußens und Dlvenburgs, leptere in Bezug auf den nad dem Staats, 
vertrage v. 20. Juli 1853. von Preußen zu gewährenden Sees und Küftenfhug, werden in 
zwei Marineitationen : 

die Marineftation der Oftfee und 
die Marineftation der Nordfee 
getheilt. 

$. 2. Die Oftfeeftation umfaßt alle Preußifhen Häfen und Küften der Oſtſee. 

$. 3. Zur Nordfeeftation gehört das Preußifche Gebiet an der Nordſee, fowie die Oldens 
burgiſche Külte. 


B. Das Marineſtations⸗Kommando. 
8. 4. Die der Station, fowohl in Kommandos als in VerwaltungssAngelegenheiten, vor⸗ 
gefepte Behörde ift das Marineftations Kommando, 
8. 5. Die Gefchäfte des Marineftations: Kommandos werben in drei Abtheilungen bearbeitet: 
1) Ndtheilung für Kommando-Angelegenheiten, 
2) Abtheilung für technifhe Angelegenheiten, 
3) Abtheilung für BerwaltungssAngelegenheiten. 


C. Der Marineftations-Chef. 
$. 6. An der Spige ber Marineftation fieht der Marineftationd + Chef, welder flets ein 
Seeoffizier fein muß. 
8. Ihm iſt die Sicherheit der Kriegshäfen und der Werfte, die Marines Polizei über 
die Mheden, fowie bie maritime Küftenvertheidigung anvertraut. 
$. 8. Gr hat den Befehl über das geſammte Marineperfonal der Station, über die Küſten⸗ 
forts und Batterien, infofen biefelben von der Marine abhängen, und über alle von der Stas 
tion aus in Dienft geitellten Fahrzeuge, infoweit fie nicht feinem Kommando entzogen find. 
$. 9. Ihm ſteht zu: 
die höhere Gerichtsbarkeit eines Divifionsfommandeurs der Landarmee, 
die Vertheilung des der Station überwieſenen Erfages nad den verſchiedenen Korps, 
die Annahme und Beförderung ber Mannfcaften von Dedoffizier ercl. abwärts, mit 
Ausnahme der Kadetten, 
— der zur Entlaſſung kommenden Perſonen an die betreffenden Kontroll⸗ 
ehörten, 
die Seefommandirungen der Mannfchaften vom Dedoffizier inkl. abwärts, mit Ausnahme 
der Kadetten; — tie einzufciffenden Kompagnieen werden auf Vorſchlag des Starions: 
Chefs von der Admiralitaͤt beitimmt; — die Auswahl der einzelnen Perfonen gebührt 
den Borftehern der verſchiedenen Dienitiweige, 
die Beurlaubung der Perfonen von Offiziersrang bis auf zwei, aller übrigen bis auf 
vier Moden, 
die Grtheilung von Heirathsfonfenfen an die Mannfhaften vom Dedoffizier inkl. abs 
waͤrts. 
$. 10. Gr hat nah beiten Kräften die Dienſtfähigkeit und Tauglichkeit der Marine in 
perfoneller wie materieller Beziehung zu fördern. 
$. 11. Gr ift veranwortlich: 
für ftrenge Aufrehthaltung der Disziplin, 
für jede gegen allgemeine Gefepe oder die Berorbnungen ber Admiralitit von ihm bes 
fohlene oder geduldere Verwendung von Geld, Material oder Arbeitskräften, 
für eine zweckentſprechende VBerwartung und genaue Befolgung der Vorſchriften über das 
NRehnungsweien, 
für zwed: und vorfchriftemäßige Aus: und Abrüflung ber Fahrzeuge, 
für rechtzeitige Anſchaffung nörhiger Vorräthe, 
für puͤnktliche Einreichung der beiohlenen Berichte, Entwürfe, Koſtenanſchläge ıc. 
$. 12. Gr iſt berechtigt, gewöhnliche Arbeiten und Dienfte, welche zur Unterhaltung bes 
Materials nothwendig find, felbiitändig anzuordnen, 
Neubauten, größere Reparaturen und Ablaufen von Fahrzeugen erfordern die Genehmigung 
der Admiralität. 


$. 13. Ohne höhere Genehmigung barf er ben Gtations + Kommando » Drt nicht über 
34 Stunden verlafien. 


3 


. 


10 1854. (3. 26. Junt.) 


$. 14. In dringenden Fällen, wo die Befehle der Abmiralität nicht abgewartet werben 
fönnen,. ift er unter eigener DBerantwortlichfeit berechtigt und verpflichtet, fofort bie nöthigen 
Maafregeln zu treffen. 

Der Abmiralität ift gleichzeitig motivirter Bericht zu erflatten. , 

$. 15. In den Fällen der Verhinderung oder der Abweſenheit wird er, wenn nidt ein 
Anderes beftimmt ift, im Kommando von dem Marine:Kommandanten vertreten. 


D. Gefchäftsabtheilungen des Marineftations- Aommandos und Referenten. 


1. Abtheilung für Kommando: Angelegenheiten. 
$. 16. Zum Reffort der Nbtheilung für Komniando:Angelegenheiten gehören: 
die Befehle über die maritimen Streitkräfte, ER 
die Leitung und Ueberwachung des gefanımten militairifchen, geiftlihen, Unterrichts-, 
Suftize, Sanitätss und Polizeidienftes, j 
. die Evidenthaltung des gefanmten Marineverfonals der Station, fowie der Seedienft: 
pflichtigen, der Marinereferven und der Seewehr der betreffenden Bezirke, 
die perfönlihen Angelegenheiten des Militaire, geiftlihen, Unterrichts-, Juſtiz⸗, Sanitäte: 
und Bolizeiperfonals, 
alle Angelegenheiten, welder feiner andern Abtheilung ſpeziell zugehören. 
a) Der Marine» Kommandant. j 
$. 17. Der Marines Kommandant, welcher ftets ein Seeoffizier fein muß, ift Vorfleher ber 


‚Kommando:Abtheilung und Meferent für Militair-, Polizei: und Unterrichts-Angelegenheiten. 


$. 18. Am Hauptorte der Station hat er unter dem Marineftations:Chef die Leitung bes 
Wacht⸗ und Polizeidienftes, die Neberwachung der militairifhen Ausbildung des gefammien Berfonals 
in theorerifcher und praftiiher Beziehung, fowie der Unterridhtsanftalten, mit Ausnahme ber 
tehnifhen Spezialfhulen, und das Kommando über das gefanımte Marineperfonal, die Forts 
und Batterieen. Ihm fteht die Gerichtsbarkeit eines Negiments- Kommandeurs über das ihm 
untergebene Perfonal zu. 
b) Der Marineftatione-Arzt. 
$. 19. Der Marineftations:Arzt ift Referent für alle Gegenftände, welde die mediziniſche 
Polizei und Diät, das Heilverfahren am Kranfenbett, fowie die Ausübung des Kranfendienfes 
überhaupt betreffen, 
Er feitet unter dem Marineftations:Chef den Sanitätsdienkt, forgt für bie Ausführung der 
use Borfriften und nimmt Theil an den Revifionen der mediziniſch- öfonomifchen 
orlagen. 
c) Der Marineftations:Auditeur. 
$. 206. Der Marineſtations-Auditeur iſt richterliher Beamter für alle die Ausübung ber 
gerichtsherrlichen Befugniffe des Stations Chefs ‚betreffenden. Angelegenheiten und gleichzeitig 
Zujtitiarius des Marineftations:Konımandos. 
d) Der Marineftationss Prediger. Ä 
$. 21. Der Murineftations: Prediger ift Neferent für alle geiftlihen Angelegenheiten, und 
Teitet den geiſtlichen Dienit. 
2. Abtheilung für tehnifhe Angelegenheiten. 
$. 22. Zum Reſſort der Abrheilung für techniſche Angelegenheiten gehören: 
bie Leitung umd Ueberwadung des Werſtdienſtes, 
die Bearbeitung aller techniſchen Angelegenheiten, als: Ausrüſtung, Artillerie, Schiff-, 
Maſchinen⸗ und Hafenbau, ſowie Hydrographie, 
die Aufſtellung des Bedarfs an Materialien, ſowie die Beſtimmung über die Beſchaffen⸗ 
‚ heit, Aufbewahrung (in jechniſcher Beziehung) und Berwendung berjelben, 
bie perfönlien Angelegenheiten des tehnifhen Perſonals. 
Der Ober Merfidixeftor, 
$. 23. Boriteher der Nbtheilung für tedhniiche Angelegenheiten und Meferent für biefelben 
if der Dber-Werfidireftor, welcher flets ein Seeoffizier fein muß. 
Er leitet unter dem Marineftations:Chef den Werftvienft am Hauptorte der Station, und 
forgt für die Ausführung der bezüglichen Borfchriften. 


3. Abtheilung für Berwaltungs:Angelegenheiten, 


$. 24. Zum Reflort der Abtheilung für Berwaltungs:-Angelegenheiten gehören: 
bie Leitung und Ueberwadung der geſammten Adminiſtration, 


bie Fürſorge für Beihaffung und Weberweifung der erförderlichen Materialien, von 


Geld, Gebäuden ır., 
die. Suptrrevifion der Gtats-Eutwürfe, 
die perfünlihen Angegegenheiten des Verwaltungs-Perſonals. 
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Der Marineftations-Intendant. 


$. 25. Vorfteher der Mbtheilung für Verwaltungs:Angelegenheiten und Meferent für dies 
felben ift der Marineftations-Intendant, welder flets ein höherer Marineverwaltungs Beamter 
fein muß. Ar E 

Er leitet unter dem Marineftations: Chef den abminiftrativen Dienft und forgt für bie 
Ausführung der bezüglichen Vorſchriften. Pr 


E. Stellung der Referenten des Marineftations-Rommandos. 


$. 26. Abgeſehen von den Kommando-Angelegenheiten ift jeder Meferent gemeinſchaftlich 
mit dem MarineftationssChef dafür verantwortlich, daß alle Verfügungen feines Reflorts zweck⸗ 
entſprechend und den beſtehenden Vorſchriften gemäß erlaſſen werden, und daß ſeinerſeits Nichts 
verabfäumt worden, um biejenigen Anordnungen herbeizuführen, welde das Intereſſe des 
Dienites erheifct. 

$. 27. Frei von biefer Mitverantwortlichfeit werden die Meferenten nur dann, wenn fie 
gegen bie von dem StationssChef im Widerfpruch mit den beftehenden Beſtimmungen oder ihrer 
Anſicht getroffenen Anordnungen fofort ſchriftlich motivirte Mefervation einlegen, und davon 
gleichzeitig Abſchrift der Admiralität überreichen. 


F. Dorftcher der einzelnen Dienftjveige. 


$. 28. Als ausführende Organe im Stations:Kommando fungiren bie Vorfteher der eins 
zelnen Dienflzweige, und zwar: 


1. Unter dem Marine-Rommandanten. 


$. 29. Unter dem Marine: Kommandanten ftehen als ausführende Organe ber Hafen- 
Major und ber Direktor für Mund: und Belleidungsvorrath. 


a) Der Hafen⸗Major. 


$. 30, Dem Hafen:Major, welder ftets ein Offizier fein muß, ſteht die fpezielle Leitung 
bes Bolizeidienftes zu, 


b) Der Direktor für Mund: und Befleivungsvorrat. 
$. 31. Der Direktor für Mund: und Bekleidungsvorrath muß ftets ein Seeoffizier fein, 
8. 32. Der Dienflzweig beffelben umfaßt: 
das — bei der Beſchaffung und Aufbewahrung der Munds und Bekleidungs⸗ 
gegenitänbe, — 
bie zur Herſtellung dieſer Gegenſtände beſtimmten Anſtalten und Werkſtätten, als; 
äckereien, Schlächtereien, Salzereien, Böttchereien ıc. 


2. Unter dem Ober-Werft-Direktor. 


$. 33. Unter dem Ober-Werft-Direktor ſtehen als ausführende Organe des Stations— 
Kommandos die Werft: Direftoren, und zwar: der Ausrüftungs:Direftor, der Artillerie-Direktor, 
be BO der Mafdhyinenbau: Direktor, der Hafenban:Direktor und der Navigations: 
ireltor. 
Der Ausrüſtungs-Direktor. 
$. 34. Der Ausrüſtungs-Direktor muß ſtets ein Seeoffizier fein. 
$. 35. Der Dienitzweig defielben umfaßt: 
a) die Aus- und Abrüflung und Betafelung, das Maften:Einfegen und Ausnehmen, 
das Bullaften und Gntballaften der Fahrzeuge, 
b) die Ueberwahung aller fhwimmenden Fahrzeuge im Bereiche der Werft, ihre Neins 
haltung, Auspumpung, Lüftung ıc., . 
ce) die Ueberwachung und Erhaltung aller Tafel: und Segelgegenftände, 
‘ d) das Berholen und Bertäuen, Kielholen und Auficleppen, Gin= und Ausboden, 
überhaupt alle Bewegungen der Fahrzeuge innerhalb der Werft, 
e) die Reinhaltung der Werft, 
f) die zur Herftellung von Ausrüftungsgegenftänden fpeziell beſtimmten Werfftätten, als: 
Taf Iboden, Seilerei, Segel: und Blodmacerei, Brabanf u. f. w., 
g) die Ueberwadhung und Erhaltung der Werft:Feuerjprigen, 
Der Nrtilleries Direktor. 
$. 36. Der Artillerie:Direftor, welder ftets ein Sees oder Artillerieoffizier fein muß, hat 
Alles unter fih, was auf die Bewaffnung Bezug bat. 
$. 37. Diefer Dienſtzweig umfaßt: 
a) die Armirung der Fahrzeuge und aller von der Marine abhängigen Batteriren, alle Ar: 
beiten, welche bie Artillerie betreffen, das Probiren der Feuerwaffen und des Pulvers ıc., 


b) die Ueberwahung, Sortirung und Grhaltung aller Arten von Waffen, Munition 
und Feuerwerkskoͤrpern ıc., 


$. 
Kommandos für alle Verwaltungsangelegenheiten die Marine: Stations»Intendantur. Dieielbe 
erſcheint nah Außen als eine Vebörde, zerfällt jedoch (in ih) im zwei felbittändige Sektionen, 
ven denen die erftere ſämmtliche Militairverwaltungss, die andere ſaͤmmtliche Werfiverwaltungss 
Angelegenheiten unter ſich hat. 
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e) die zur Herſtellung von Nrtilleriegegenhänden ſpeziell beftimmten Werfflätten, ale: 
Büuͤchſenmachereien, Laffettenmacereien, Zeugſchmieden, Laboratorien ıc. 


Der Schiffbau: Direftor. 


. 38. Der Tienftzweig des Schiffbau-TDirektors umfaßt: 


a) den Meuban der Fahrzenge, die Herftellung von Nundhölzern ıc., fowie bie Unterhal- 
tung derſelben, 

b) die Kellingen und die für den Schiffbau fveziefl beſtimmten MWerkftätten, als: Tifhle 
teien, Bootsbanereien, Schiffsſchmieden. Schloſſer- und Anſtreicher-Werkſtätten ıc., 

c) das Wraden und Eortiren der Schiffsbauhölzer. 


Der Mafhinentau-Direftor, 


. 39. Der Dienftiweig des Maſchinenbau-Direktors umfaßt: 


a) den Ban und die Unterhaltung der Mafcinen, , 
b) die für den Maſchinenbau fpeziell beflinmten Werkflätten, als: Gießereien, Keſſelſchmie⸗ 
den, Maſchinen-Werkſtätten sc. 
Der Hafenbau: Direktor. 


. 40. Der Hafenbau:Direftor Acht dem Lands und Waflerbaumefen vor. 
. 41. Diefer Dienftzweig umfaßt: 


a) die Herſtellung umd Unterhaltung ber der Marine zugehörigen Gebäude, Hellingen, 
Schleuſen, Brüden, Molen, Quais, Bollwerfe, Baſſine, Dods, Zäune x. 
b) tie für den Land: und Waflerbau fpeziell beftinimten Werkftätten und bie Ausbagges 
rung des Hafens. 
Der Navigationt:Direftor. 


. 42. Der Navigationd:Direftor muß ftets ein Seeoffizier fein. 
. 43. Sein Dienftweig umfaßt: 


a) alle hybrographifchen Arbeiten, namentlich die Aufnahme, Berihtigung und Berfertis 
gung von Seekarten, Auswahl der Inftrumente ıc., 
b) die Aufbewahrung und Erhaltung der Juſtrumente und Eeefarten, fowie ber dazu 
gehörigen Schriftftücte, 
€) die Ueberwachung des Rootfens und Baafenwefens, foweit folhes der Marine zuftcht. 
3. Unter dem Marineftations: Intendanten. 
MarineftationesIntendbantir. 
44. Unter dem Marineftations: Intendanten fteht als ausführentes Organ des Stations 


Die Voriteher diefer Sektionen müflen höhere Marineverwaltungs:Beamte fein. 


45. Zum Reſſort der I, Sektion gehören: 
a) die Kaffenkuratel, 
b) tie Geldverpflegung und das Kaffenweien der in Dienft getellten Fahrzeuge und bes 
geſammten zur Station gebörigen Perfonals, mit Ausnahme bes Merftperfonale, 
ec) die NaturalsBerpflegungsangelegenheiten, 
d) die Bekleidungsangelegenheiten 
e) die Sarnıions Berwaltungsangelegenheiten, 
ſ) die Lazareth Berwaltungsangelegenheiten, 
8) das Invalidenweſen, 
) Abnahnıe der verfhiedenen Rechnungen, 
i) Zufanmenftellung der Gtatsvorfhläge für bie Station. 


Dem Borlieher diefer Sektion find die Kaſſenbeamten, fowie die Vorſteher und Beamten 


ber betreffenden Lofalverwaltungen unmittelbar untergeben. 


$. 46, Zum Reflort der I. Sektion gehört: 


a) die Geldverpflegung des gefammten Werftperfonals, 

b) Anweilung der für befhaffte Materialien zu zahlenden Gelber, 

c) Uebermahung und Kontroflirung der Werfimagazine, 

d) Reviiion und Zufammenftellung der Koſtenanſchläge für Werftarbeiten, 

e) Zufammenftellung der Gtatsvorfchläge in Bezug auf Materiat, 

f) Abnahme der betreffenden Geld:, Materialien: und InventariensNebnungen. 


Dem Vorſteher dieſer Sektion find die Vorſteher uud Beamten der betreffenden Magazine 


unmittelbar untergeben. 


6. Stellung der Dorficher der verfchiedenen Dienſtzweige. 


$. 47. Unter dem unmittelbaren Befehle der Vorfleher fichen alle in ihrem Dienſtzweige 


verwendeten Berjouen. 
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$. 48, Die Vorfleher Teiten und überwachen die Ausbildung bes ihrem Dienfljweige ans 
gehörenden Perfonals und die zu biefem Zwed eingerichteten Spezialfhulen. 

$. 49. Den DVoritehern der einzelnen Dienſtzweige, fowie dem ihnen untergebenen Ins 
genieurperfonal fteht Das polizeiliche Aufſichtsrecht über die ihnen zugemwiefenen Mannſchaften, 
namentlich die Befugniß zu, diefelben arretiren zu laflen. 

$. 50. Sie haben die Vertheilung bes ihnen untergebenen Berfonals zu bienflichen 
Sweden und das Recht des Vorſchlages für Anuahme, Beförderung und Entlaffung deſſelben 
von Dedoffizier incl. abwärts, 

$. 51. Diefelden find für alle Handlungen und Unterlaffungen im Bereiche des ihnen 
anvertrauten Dienftzweiges verantwortlib. Muͤſſen fie auf Befehl des Stationsfommandos 
gegen allgemeine Beflimmungen, Anordnungen der Admiralität, oder gegen ihre eigene Ueber: 
jeneung verfahren, fo werben fie ihrer Verantwortlicfeit nur entboben, wenn fie nachweiſen, 

af gr der Befehl fchriftlih und nad befcheidener aber fruchtlofer Gegenvorftellung erteilt 

worden ift. 

$. 52. Die Vorſteher haften für zwed: und vorfchriftsmäßige Ausführund ber Nrbeiten, 
für angemeſſene Verwendung des Materials, und für Befolgung der betreffenden Vorſchriften 
über Verwaltung und Verrechnung. 

$. 53. Die Werftdireftoren find neben den Magazinvorftehern verantwortlich für die Art 
der Nufbewahrung der beir. Werftvorräthe, doch erfiredt fih ihre Berantwortlicfeit nur auf 
die Aufbewahrung in techniſcher Beziehung. 

$. 54. Denfelben liegt die Aufbewahrung und Inventarifirung von Zeihnungen, Plänen, 
Modellen ıc., fowie die Führung genauer Rollen ber unter ihnen flehenden Perſonen und ſpe⸗ 
zieller Megifter über die an den Fahrzeugen ausgeführten Arbeiten ob. 

$. 55. Sie haben das Material zu den von dem Stationsfommando an die Admiralität 
einzureihenden Berichten, Konftenanfchlägen, Entwürfen c, foweit ſolche ihre reſp. Dienftzweige 
betreffen, vechtözeitig vorzulegen. Hierzu gehören namentlih: Berichte über bie Dualififation 
des Perfonals, über die ausgeführten Arbeiten, den Zuitand der Fahrzeuge, den Bedarf an 
Materialien und Arbeitsfräften, ber etwa nöthig fcheinende Werbefferungen ıc. 

$. 56 In Berhinderungsfällen werben fie, wenn nichts Anderes beftinimt iſt, von ben 
ihnen in ihrem Dienfzweige zunaͤchſt fiehenden DOffigieren refp. Beamten vertreten. 


H. Die Marinedepots. 


$. 57. Die Marinedepots als detachirte Lofalbehörden des Stationsfommandos fliehen un: 
mittelbar unter demfelben. 
ei $. * An der Spitze derſelben ſteht ein Depotdirektor, welcher ſtets ein Seeoffizier 
ein muß. 
$ 59. Derſelbe Hat in Bezug auf das Depot alle dem Stations-Chef obliegenden Pflichten. 
$. 60. Er hat den Befehl über das geſammte Marineperfonal des Depots und die Ges 
richtsbarfeit eines Negiments-Kommandeurs der Landarmee, fowie das Recht zur Beurlaubung 
auf die Dauer von act Tagen für Offiziere ır. und von vierzehn Tagen für die niederen Ehargen. 
$. 61, In Berhinderungsfällen wird er vom nädjflälteften Seeoffigier beim Depot vertreten. 


I. Das Secbataillon, 


$. 62. NRüdfihtlih des Seebataillons treten die Motififationen ein, daß der Kommandeur 
defielben in allen bie militairifhe Ausbildung, wie den innern Dienft der Truppe betreffenden 
Angelegenheiten direft unter der Abmiralitär ſteht. Er bat die Gerichtsbarfeit eines Regiments⸗ 
Kommandeurs der Landarmee und das Mect zur Beurlaubung auf acht Tage für Difiziere x. 
und von vierzehn Tagen für die niederen Chargen, ift dabei jedoh verantwortlich, daß aus 
Tg Beurlaubungen den für das GSeebataillon, vorkommenden Dieniten fein Abbruch 
erwachſe. 





Allerh. Erl. v. 7. Juli 1954., betr. die Genehmigung des Organiſations⸗ 
Meglements für das Perfonal der Marine. 


[®. S. 1854. ©. 381. No. 4045.] 


Auf den Bericht der Abmiralität v. 21. v. M. will Ich hierdurch bem Hierbei zurücker⸗ 
folgenden DOrganifatione-Reglenient für das Perſonal der Marie Meine Genehmigung ertbeilen, 
und gleichzeitig die Atmiralität ermächtigen, vorläufig, foweit es an Perfonen, welde die für die 
Grlangung der verfciedenen Dienſtchargen fegefegten Bedingungen zu erfüllen vermögen, mans 
‘gelt, die Dispenfarion von einzelnen diefer Beringungen rüdiichrlid der Difiziere und höheren 
Beamten bei Mir in Antrag zu bringen, in Betreff des übrigen Perſonals aber felbftiiändig 
zu verfügen. 
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Der gegenwärtige Erl. iſt, nebſt dem von Mir genehmigten Reglement, durd die G. S. 
zur öffentlihen Kenntniß zu bringen. 
Sansfouci, den 7. Juli 1854. 
Friedbrih Wilhelm. 
v. Manteuffel. e 


An die Admiralität. 


Organifations - Reglement 
für 
bass Berfonalder Marine 


I. Das Marine-Perfonal im Allgemeinen. 


$. 1. Das Perfonal der Königlichen Marine begreift in fih: 
a) das Seeoffizier- und Kadetten-Korps, 
b) das Matrofen: Korps, 
c) das Dedoffizier-Perfonal, 
d) das Werft-Korps, 
e) das Seebataillen, 
f) die Marine-Stabswadhe, 
g) das Lararethgehüilfen: Berfonal, 
h) die Marine-Ingenienre, 
i) die Darine:-Berwaltungsbeamten, 
k) die Marine:Geiftlichen, 
I) die Marine:Aubditeure, 
m) bie Marine-Nerzte, 
$. 2. Das Berfonal der Marine theilt fih: 
in Seeleute, wozu 
Seroffiziere umd Kabetten, Stewerleute, Feuerwerker, Bootsleute und Mairofen 
gehören, und 
in Nicht-Seeleute, wozu 
alle übrigen Perfonen gerechnet werben. 
$. 3. Den Befehl über Seiner Majeftät Segel: und Dampfichiffe können nur Seeleuk 
übernehmen. 
$. 4. Bei gemeinfhaftlihem Dienfte an Borb find die Seeoffiziere als Borgefegte der 
Difiziere des Seebataillons gleihen Nanges, dagegen bei militairifhen Operationen am Lande 
die Offiziere des Seebataillons als Borgefepte der Seeoffiziere gleihen Ranges anzufehen. 
$. 9. Dffiziere, welche bei einem Marinetheile à la suite geführt werben, tragen bie Unis 
form defielben. 
Sie werden durch das Nvancement ber Offiziere biefes Marineiheils nicht betroffen, ebenfo, 
wie fie ſelbſt ohne Nüdfiht auf diefe Offiziere anvaneiren können. 
$. 6. Im Sinne des Militair: Strafgefegbuces gehören zu den Perfonen bes Solbatens 
flandes die im $. 1. von a. bis g. und zu den Militairbeamten die von h. bis m. aufge 
führten Berfonen, 
$. 7. Die Militairbeamten der Marine (Marinebeamten) zerfallen im Sinne des Militair- 
Strafgefeßbuches in obere und untere Marinebeamte, und die Erfteren wiederum in höhere und 
Subalternen: Beamte, 
$. 8. Berfonen deſſelben Grades ranairen unter fih nad dem Datum bed Patents, reſp. 
der Ernennung und nach ber gebrauchten Reihenfolge. 
$. 9. Perſonen, welde in einer höheren Charge fungiren, als fie ſelbſt bekleiden, rangiren- 
nad) allen diefer höheren Charge angehörenden, dagegen. vor allen in gleicher Charge mit ihnen 
ftehenden Berfonen, unter fid aber nad ihrer wirflihen Anciennetät. 
$. 10. Durch Allerhöchſten Erlaß werden ernannt und entlaffen: 
a) alle Seeoffiziere incl. Kadetten I. Klafle, 
b) alle Difiziere und Portepeefähnriche des Seebataillong, 
c) alle Marinebeamte von den Räthen refp. Direftoren an aufwärts, fowie die Marine: 
Auditeure und Marine Aerzte. 
$. 11. Bon der Mmiralität werben ernannt und entlaſſen: 
a) die Rabetten II, Klafie und Bolontair-Radetten, Decoffiziere und Feldwebel, 
b) die Marinebeamten, welche nicht zu den im $. 10, Litt. c. aufgeführten Kategorien gehören. 
$. 12. Das geſammite Marineperfonal ift zum Dienfte am Lande, wie zur See verpflichtet. 


II. Seeoffizier- und Kadetten-Aorps. 
$. 13, Das Seeoffizier⸗ und Kadetten⸗Korps begreift folgende Ghargen in fi: 





1854. (8.7. Sul) 0% 


I) Admiral (mit Generals-Nang), 
2) Vice-Admiral (mit Generallieutenants:Rang), 
3) Kontre:Admiral (mit Generalmajors:Rang), 
-4) Kapitain zur See (mit Oberften-Rang), 
5) KorvettensKapitain (mit Majore: Rang), 
6) Lieutenant zur See I. Klaffe (mit Hauptmanns-Rang), 
7) Lieutenant zur See II. Klaffe (mit Premierlieutenants-Rang), 
8) See-Kadett I. Klaſſe (mit Sefondelieutenants:Nany), 
9) See-Kadett IT. Klaffe (mit Portepeefähnride:Rang), 
10) Volontair⸗Kadett. 
$. 14. Um als Volontair:Kadett eintreten zu können, ift erforberlid: 
a) ein Lebensalter von hödyftens funfzehn Jahren, 
b) körperliche Tüchtigfeit, 
c) genügender Ausfall der wiſſenſchaftlichen Prüfung. 
$. 15. Volontair-Kadetten, welde im praftifhen Dienjte nicht genügende Anlage zum Sees 
offizier zeigen, werden fofort wieder entlaflen. 
16. Die Beförderung zum Kadetten IT. Klaffe ſetzt voraus: 
a) zweijährige Dienftzeit als Volontair: Kadett, 
b) ein Lebensalter von mindeftens vierzehn und höchſtens fiebzehn Jahren, 
c) gute Zeugniffe über Führung, 
d) genügenden Nusfall der vorgefchriebenen wiftenfhaftlihen Prüfung. 
$. 17. Um zum Kadetten I. Klaffe vorgefchlagen zu werben, ift erforderlich: 
a) ein Lebensalter von mindeftens neunzehn Sahren, 
b) gute Zeugnifie über Führung und Ausbildung, 
ce) vierjährige Dienftzeit zur See als Kadett II. Klaffe und banadı 
d) genügender Ausfall der Brüfung zum Lieutenant zur See, abgefehen von dem im 
$. 18. vorgefchriebenen Kurfus im Artillerier und Dampfmafdinenwefen ıc, 
Jeder, welder diefen Bedingungen genügt hat, foll fofort zum Kadetten J. Klaffe vorge: 
ſchlagen werben. 
Sind die etatsmäßigen Stellen beſetzt, fo tritt derfelbe als überzähliger Kadett I. Klaſſe ein. 
$. 18. Niemand fann zum Lieutenant zur See vorgefchlagen werden, der nicht als Kadett I. 
und IT. Klaſſe fehs Jahre zur See gedient und den vorgefhriebenen Kurfus im Artillerie- und 
Dampfmaſchinenweſen ıc. genügend abfolvirt hat. 
$..19. Der Borfchlag zum Korvetten- Kapitain ſetzt eine dreijährige Dienftzeit an Borb 
eines Kriegsſchiffes als Lieutenant zur See voraus, 
$ Der Borfhlag zum Kapitain zur See bedingt zweijährige Dienftzeit zur See als 
Korvetten-Kapitain, und hiervon mwenigftens eine einjährige Dienftzeit ale Kommandant. 
$. 21. Bei den Beförderungen ift die Anciennetät nicht unbedingt maaßgebend. 
$. 22. Die Prüfung zum Lieutenant zur See wird nur vor der dazu beftimmten Kom⸗ 
miffion abgelegt. Bei Abwefenheit zur See kann indeß ein Kadett II. Klafle durch eine vom 
Kommandanten zu beordernde Kommiſſion von Offizieren vorläufig geprüft werden. Nach ges 
nügendem Ausfalle diefer Prüfung darf ihn der Kommandant proviiorifh zum Kadetten I. Klafie 
ä la suite ernennen. Nady der Rückkehr hat er fi im einer von der Atmiralität zu beftim: 
menden Friſt der ordentlihen Prüfung zum Lientenant zur See ($. 17. d.) zu unterwerfen. 
Befteht er diefelbe, fo kann feine definitive Ernennung bei des Könige Majeftät mit einer ſelchen 
Ariennetät nachgeſucht werben, daß ihm turd feine Abwefenheit fein Nachtheil erwäͤchſt. 


III. Slatrofen-Rorps. 
A, Allgemeine Beſtimmungen. 
$. 23. Die Mannfhaften des Datrofen:Korps find: 
Steuermanns: Muate I. Klaffe 
euerwerfrs „ 1 „ \üntffi I. Klaffe (mit Sergeanten:Rang), 
Bootemannd „ . 
Steuermann „ I. „ 
Feuerwerker⸗⸗· „ IM „ 
Bootsmanne:., „ MH 


—8 II. Klaſſe (mit Unteroffizier-Rang), 
Matrojen I. Klaffe (mit "Befreiten-Rang), | 


" — ” 
" nn : (mit Gemeinen-Rang). 


* Schiffejungen 

8. 24. Die Zahl der Unteroffiziere I. Klaſſe darf die Hälfte der Unteroffiziere II. Klaſſe 
nicht überfleigen. Auf zehn Matrofen und Ediffsjungen darf nie mehr als Gin Unteroffizier 
fommıen. Das etatemäßige Durhfhnittsgehalt der Unteroffiziere, Matrofen und Schiffejungen 
foll das Gehalt eines Matrofen II. Klaſſe fein. j 
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$. 25. Das Matrofens Korps wird in Matrofen: und Shiffsjungen - Kompagnien einges 
theilt. Sowohl die Matrofen: als die Schiffejungen⸗Kompagnien werden in fih duch fort- 
laufende Nummern bezeichnet. — 

$. 26. Jede Kompagnie beſteht aus zwei Zügen, der Zug aus zwei Halbzügen, der Halbzug 
wird in Geſchuͤtze eingetheilt. 

$. 27. Die Mannihaften find rüdfihtlic ihrer Zahl und Ausbilbung möglichſt gleihmäßig 
unter die Geſchütze zu vertheilen. 

$. 28. Dei jeder Rompagnie muß fid ein als Tambour und ein als Signal⸗Horniſt aus: 
gebildeter Mann befinden. 

$. 29. Die Führer und Offiziere der Matrofen: und Schiffejungen: Kompagnien werben 
aus dem Seeoffizier⸗Korps fommanpdirt. 


B. Matrofen:Kompagnien. 


$. 30. Die Matrofen-Kompagnien befichen aus Unteroffizieren und Matrofen. 
$. 31. Die Einftellung als Matroſe IV, Klafje erfordert: 
a) ein Lebensalter von mindeftens fiebenzehn Jahren, 
b) füperlibe Taugliafeit, 
$. 32. Die Ernennung refp. Ginftellung als Matrofe III. Klaſſe fegt voraus: 
a) ein Lebensalter von wenigſtens achtzehn Jahren, 
" förperlibe Tauglichkeit, 
ce) eine Fahrzeit von zwei Jahren auf Schiffen oder Briggs, ober von brei Jahren auf 
anderen Seefahrzeugen. 
$. 33. Die Ernennung refp. Ginftellung als Matrofe II. Klaffe bedingt: 
a) ein Alter von mindeitens zwanzig Jahren, 
b) förverlihe Tauglichkeit, 
€) eine vierjährige Fahrzeit zur See, 
d) das Zeugniß einer volltändigen Ausbildung als Matrofe (Vollbefahrener Matrofe). 
$. 34. Die Beförderung zum Datrofen I. Klaſſe erheifcht: 
a) wenigftens einjährige Dienfizeit zur Eee als Matrofe II. Klaffe, 
b) volltäntige Ausbildung als Geſchütz-Kommandeur, 
c) Zeugniß des Schiffkommandanten über Dienfteifer und genügende fähigkeit, 
d) gute Führung. 
e) Berpflihtung zum Weiterbienen auf wenigftens drei Jahre, 
— 35. Zum Unteroffizier II, Klaſſe kann nur derjenige Matroſe I. Klaſſe beförbert werben, 
welder: 
a) nod, nicht über fünf und dreißig Jahre alt ift, 
b) das Zeugniß des Schiffskommandanten über Dienfteifer und genügende Fähigkeit zum 
Uuteroffigier, fowie 
c) das Zeugniß einer guten Führung für fi bat, 
$. 36. Die Beſörderung zum Unteroifizier I. Klaſſe feßt voraus, daß ber Beförberte bie 
Befähigung eines Unteroffizierd Il, Klafie befige und den Dienft eines ſolchen wenigftens Gin 
Jahr lang an Bord verfehen habe, 
RR 37, Die Admiralität it ermächtigt, nad Ermeſſen proviforiihe Matroſen⸗Kompagnien 
zu bilten, 
c. Shiffsjungen-Kompagnien. 


$. 38. Die Schiffsſungen-Kompagnien beftehen aus Schiffsjungen, Die nöthigen Unter 
offiziere werden aus den Matrofen:Kompagnien kommandirt. 
$. 39. Für die Annahme als Schiffejunge gelten folgende Bedingungen: 
a) ein Lebensalter von wenigſtens vierzehn bis höchſtens fiebenzehn Jahren, 
b) förperliche Tauglichkeit, 
ec) aute Führung, 
d) erfolgte Konfirmation, 
e) genügente Schulkenntniſſe, 
I) die mir Genehmigung der Eltern eingegangene Verpflihtung, zwölf Jahre in ber 
Königl. Marine zu dienen, 
$. 40. Scdiffsjungen treten in die MatrofenKompagnien in der Regel nur als Matrofen 
III. Klaſſe ein. 


IV. Deckofſijier⸗ Derfonal. 


$. 41. Die Deckofſiziere haben neben ihren militairifhen Pflichten bie Den Er 
Arbeiten in der Ausführung zu beauffihtigen reſp. zu leiten, und bie zu ihrem ‘Detail ges 
hörigen Gegenftände zu verwalten. 

$. 42. Die Dertoffiziere vangiren nad ben Dffiieren und vor ben Unteroffizieren mit 
Borteper. 
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$. 43. Zu den Dedoffigieren gehören: 
‚ ber Ober⸗Steuermann. 
" w Feuerwerker, 
”* m Bootsmann, ) Dedoffiziere I. Klaffe, 
„. „Maſchiniſt, 
„. „Meiſter, ’ 
„ Steuermann, 
„Feuerwerker, 
„Bootsmann,) Dedoffiziere IL, Klaſſe. 
„Maſchiniſt, 
„Meiſter, 
$. 44. In jedem Dienſtzweige darf die Zahl der Deckoffiziere I. Klaſſe den dritten Theil 
ber Dedoffiziere II. Klaſſe nicht überfteigen. 
$. 45. Des Dertoffizier-Perfonal ergänzt fih in der Megel aus ben Unteroffizieren. 
$. 46. Die Beförderung zum Dedoffizter II. Klaffe fept vorans: 
a) ein Alter von wenigſtens ein und zwanzig bis höchſtens fünf und dreißig Jahren, 
b) Zeugniß des Schiffsfommandanten über Dienfteifer und Tücytigfeit, 
ec) gute Führung, 
d) genügenden Ausfall der vorgefchriebenen Prüfung; außerdem 
e) für die MatrofensUnteroffiziere fiebenjährige Fahrzeit zur See, worunter wenigfiens 
Ein Jahr ale Unteroffizier, 
f) für die Maſchiniſten:Maate I. Klafie einjährige Dienfizeit zur See in diefer Charge, 
y für die Meiſters⸗Maate I. Klafle eine zweijährige Dienftzeit zur See in dieſer Gigenichaft. 
$. 47. Deckoffiziere II. Klaſſe, welche ſich durch befonders gute Führung und Tüchtigfeit 
auszeichnen , fünnen zu Dedoffizieren I. Klaffe befördert werden. Diefelben müflen jedoch als 
Dedoffiziere II. Klaffe wenigftens drei Jahre zur See oder, wenn fie Meifter find, auf ber 
Werft gedient haben. 
$. 48. Alle Borfchläge zu Beförderungen, Gntlafjungen sc. ber Dedoffiziere gehen von 
ben betreffenden Direktoren aus, 


V. Werft-Borps. 
A. Allgemeine Beſtimmungen. 


$. 49. Das Werftkorvs ift vorzugsweife beftimmt: 
a) zur Ausführung der Werftarbeiten, 
b) zur Belegung Sr. Majeität Fahrzeuge mit den erforberlihen Handwerkern, Maſchi⸗ 
niſten-Maaten und Heizern, 
c) zur Mitwirkung bei der Vertheidignng der Marine-Etabliſſements. 

. 50. Das Werftperfonal fteht in technifcher Beziehung unter den betreffenden MWerfts 
bireftoren, in militairiſcher und ökonomiſcher Beziehung unter Offizieren, welche zu diefem Dienfte 
fommanbdirt werben. 

$. 51. Das Werftlorps wird in Werftmatrofen: Kompagnien, Mafchinitten : Kompaanien 
und Handwerfs:Kompagnien eingerheilt. Die Kompagnien jeder Art werden durch fortlaufende 
Nummern bezeichnet. 


B. Werftmatrofen: Kompagnien. 


$. 52. In die Merftmatrofensompagnien werden eingefteflt: 

a) die vorzugsweife zum Werftdienſte beſtimmten Matrofen, 
b) Handlanger, Hofarbeiter ıc. 

Diefelben werden als Matrofen IV. Klaſſe geführt; 

‚ €) die von den Matıofen : Kompagnien bei Ser: Konmandirungen ıc. zurückgelaſſenen, 
refp. für diefelben einfommenden Mannfchaften, ſofern diefelden nicht in proviforis 
ſchen Kompagnien untergebracht werden. 

$. 53. Im Berreff der Organıfation gelten die für die Matrofen: Kompagnien gegebenen 

Vorſchriften. 
C. Maſchiniſten-Konpagnien. 


$. 54. Die Mannſchaften der Maſchiniſten-Kompagnien find: 
MafchinitensMaate I. Kaffe (mit Sergeanten:NRang), 
Mafhiniftene = II. Klafle (mit Unteroffizier-Rang), 
Heiger r Klafie (mit Geireiten-Rang). 


⸗ F ⸗ (mit Gemeinen⸗Rang). 
$. 55. Das etatsmäßige Durhfchnittsgehalt der Heizer foll das Gehalt eines Heizers 
II. Klaffe fein. 
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ö $. 56. Die definitive Ginftellung ſetzt allemal einen breimonatliden Probebienf in 
ee voraus, 
$. 57, Die Einftellung als Heiger IV. Klaffe erfordert: 
a) ein Lebensalter von wenigſtens achtzehn bis höchſtens vierzig Jahren, 
b) förperliche Tauglichkeit. 
$. 58. Die Ernennung reip. Ginftellung als Heizer III. Klaffe bedingt außer der Fürpers 
lihen Tauglichkeit in der Megel: 
eine angemeflene Dienftzeit als Heizer IV. Klafie, ober 
eine ausreichende Beihäftigung ald Heizer auf Privat-Dampfſchiffen, oder 
bie Kenntniß eines Handwerks, weldyes bei Reparaturen von Keffeln und Mafdinen 
Anwendung findet. 
$. 59. Die Ernennung zum Heizer II. Klaſſe erhellt: - 
a) eine fehsmonatlihe Dienftzeit zur See als Heizer III. Klaffe, 
b) genügente Applikation. 
$. 60. Die Beförderung zum Geiger I. Klaſſe ſetzt voraus: 
a) ſechemonatliche Dienitzeit zur See als Heiger II. Klaffe, 
b) vorzüglide Applikation, . 
©) genügenden Ausfall der vorgefchriebenen Prüfung, 
d) Berpflictung aum Fortdienen auf wenigfiens drei Jahre, 
$. 61. Zur Annahme als Maſchiniſten-Maat 11. Klaffe ift erforberlid: 
a) ein Lebensalter von nicht höher als adyt und zwanzig Jahren, 
b) förperlihe Tanglichkeit, 
€) dreijährige Lehrzeit als Mafchinenbau: Arbeiter, j 
d) wenigitens breimonatlicer Probedienft zur Ser, 
e) gute Führung, 
f) genügender Ausfall der Brüfung, 
B) hinreichende praftiihe Ausbildung, 
) Ausficht auf Aneignung einer höheren Dualififation. 
$. 62. Die Beförderung zum Maſchiniſten-Maat I. Klaffe bebingt: 
a) einjährige Dienflzeit zur See als Maſchiniſten-Maat II, Klaſſe, 
b) das Zeugniß des Schifisfommmandanten über Dienfteifee und genügende Fähigfet yım 
Maſchiniſten-Maat I. Klafie, 
c) gute Führung. DEN 
$. 63. In militairifher Beziehung befteht die Mafchiniften: Rompagnie aus zei Zügen 
der Zug aus zwei Halbzügen; der Halbyug wird in Gefüge eingetheit. 
$. 64. Die Führer der Halbzüge und Gefhüge werden von dem Kompagnieführer befimal; 
es darf jedoch Niemand militairifcher Vorgefegter feines techniſchen Vorgefegten fein. 
$ 65. Iſt das Maſchiniſten-Perſonal zu ſchwach, um eine eigene Kompagnie zu biln, 
fo wird es einer anderen Werfifompagnie als befonderes Gefhüg sc.. zugetheilt. 


D. Handwerfs:Rompagnien, 


8. 66. Die Mannfchaften der Gandiwerfs-Kompagnien find: 
Meiſters-Maate I. Klaffe (mir Sergeanten: any), 
Meiteree = I. = (mit Unteroffizier:Rang), 


Hanbwerfer Il. = dmit Gefreitem Rang), 
⸗ I. ⸗ 
⸗ III. s ) (mit Gemeinen-Rang.) 
Lehrlinge 


8. 67. Die Zahl der Meifters: Maate I, Klaffe darf die Hälfte der Meifters s Matt 
II. Klaſſe nicht überfleigen. Auf zehm Handwerker und Lehrlinge darf nur Gin Meiſtert Rat 
kommen, Das etatsmäßıge Durchſchnitisgehalt der Meiſters-Maate, Handwerker und Lehrlinge 
fol das Gehalt eines Handwerfers Il. Klafle fein. 
$. 68. Die definitive Einſtellung fegt allemal einen angemefjenen Probedienft verant. 
$. 69. Als Lehrlinge werden in der Regel nur Sciffejungen eingeftellt, welche winigſtent 
Ein Jahr zur See gedient haben und Anlage zu dem betreffenden Handwerke zeigen. 
$. 70. Die Ernennung refv. Cinftellung als Handwerker HI. Klaſſe bedingt im der Negel 
entweder eine dreijaͤhrige erfolgreiche Lehrzeit auf Königlichen Werften, oder eine genügend? 
Ausbildung in Privatwerfflätten. 
$. 71. Die Ernennung zum Handwerker II. Kaffe fekt voraus: 
a) jehsmonatlihe Dienitzeit als Hand:verfer III. Ktaffe, 
b) genügente Applikatien. 
$. 72. Die Beförderung zum Handwerker I. Klaſſe erheiſcht: 
a) einjährige Dienftzeit als Handwerker II, Klaffe, 
b) vorzügliche Npplifation, 
c) Berpflihtung zum Fortdienen auf wenigftens drei Jahre, 
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$. 73. Die Beförderung zum Meifters:Maat II. Klaſſe bedingt: 
a) ein Lebensalter von höchſtens fünf und dreißig Jahren, 
b) einjährige Dienflzeit als Handwerker J. Klafle, 
c) gute Führung, 
d) genügenden Ausfall der vorgefchriebenen theoretiihen Prüfung, 
e) hinreichende praftifche Ausbildung. 
$. 74. Zu Meiſters-Maaten I. Klaffe werben in ber Negel nur Meiſters-Maate IT. Klaffe 
befördert, welche als folde wenigitens Gin Jahr gedient und fidy durch befonders gute Führung 
und Npplifation ausgezeichnet haben, ü 
$. 75. Sofern es die Umftünde erheifchen, können Privathandwerfer, welche ihrer Mili: 
tairpflicht bereits genügt haben, nad Maaßgabe ihrer Dualififation aud) in die höheren Chargen 
ber Handwerfs:Kommpagnien eingeitellt werden. 
$. 76. In militairifcher Beziehung beiteht die Handswerks-Kompagnie aus zwei Zügen, 
ber Zug aus zwei Halbzügen; der Halbzug wird in Geſchütze eingerheilt. 
$. 77. Die Führer der Halbzüge und Geihüge werden von dem Kompagnienführer 
beſtimmt; es darf jedod Niemand militairiſcher Borgejegter feines techniſchen Vorgeſetzten fein. 


VI. Seebataillon; 


$. 78. Das Seebataillon ift eine Infanterie:Truppe, vorzugsweiſe beftimmt zum Gars 
nifondienfte am Bord Seiner Majeität Schiffe und in den See: Gtabliffements, zu Landungen 
und zum Dienfte auf der Flotille. 
$. 79. Auf daffelbe finden, foweit nicht ein Anderes beftimmt ift, die für bie Infanterie 
der Landarmee geltenden Dienfl: und Auebildungs:Borfcriften Anwendung. 
$. 80. Das Seebataillen beftcht aus: 
a) dem Stabe, “u 
b) den Seeſoldaten-Kompagnien. 
$. 81. Die für das Seebatailfen erforberlihen Beamten werben zu bemfelben kommandirt. 
$. 82. Zum Stabe des Seebatailluns gehören: 
der Bataillons:Kommandeur, 
der Adjutant, 
die zum Bataillon fommanbirten Beamten und 
ber Baraillons-Tambour 
$. 83. Bei einer Seeſoldaten-Kompagnie beträgt in der Megel: 


a) die Friedensftärfe: b) die Kriegsflärfe: 
1 Hauptmann, 1 Hatptmann, 
1 Premier: Lieutenant, 1 Bremier:Lientenant, 0 
2 Sekonde-Lieutenants, 2 Sefoude:Lientenants, 
1 Feldwebel, 1 Feldwebel. 
1 Portepeefaͤhnrich 1 Voriepeefähnrich, 
4 Eerganten, 4 Sergeanten, 
9 Unteroffiziere, 13 Unteroffiziere, 
5 Epielleute, 5 Spielleute, . 
16 Gefreite, 16 Gefreite, 
112 Eeeiolbaten, 210 Seeſoldaten. 
148 Kopfe. 250 Köpre, 


$. 84. Beim Seebataillon feßt die Beförberung zum Unteroffizier außer der Genügung 
der bei der Infanterie der Landarmee geftellten Anforderungen eine angemeſſene Ausbildung 
im Gefhüß-Erereitium, und die Beförderung zum Sergeanten einen dreimonatlihen Dienit zur 
Gee voraus, 

$. 85. Die Zulaffung zur DffiziersRarriere bedingt das von einer inländifhen Abituriens 
ten: Prüfungsfommiffion ausgeftellte Zeugniß der Reife fiir die Univerfität. 


VII. Marine» Stabswade. 


$. 86. Die Marine-Stabswahe beſteht aus: 
a) Stabs:Madytmeiftern (mit Feldwebels-⸗Rang), 
b) Stabs-Sergeanten (mit Unteroffiziere-Nang). 2 
$. 87. Die Anzahl der Stabs-Wachtmeiſter darf höchſtens den zehnten Theil des gefamms 
ten Stabs-Wachtperſonals betragen. 
$. 88. Zur Anftellung als Stabs-Sergeant ift erforderlich: 
a) ein Lebensalter von wenigſtens ſechs und zwanzig bis höchſtens ſechs und dreißig Jahren, 
b) lebiger oder finderlofer Witiwer:Stand, 
c) fünfjährige Dienftzeit in der Klafie der Unteroffiziere, 
d) vorzüglidhe Führung und bewiefener fefter Karafter, 
e) genügende Schulfenntniffe. 
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$. 89. Die Beförderung zum Stabs-Wachtmeiſter fegt voraus: 
a) dreijährige Dienitzeit ald Stabse⸗Sergeant, 
b) bewährte vorzüglide Führung, 
c) bewiefenen Dienfteifer und Tüchtigfeit. 
$. 90. Die Anftellung des Stabs-Wachtperſonals erfolgt auf Kündigung. 
$. 91. Das Stabs-Wachtperſonal ſteht am Lande zumähft unter dem betreffenden Hafens 
Major, und gehen alle Vorſchlaͤge zu Anfellungen, Beförderungen, Gntlaffungen x. von dem: 
felben aus. 


VIH. £oararethgehülfen-Perfonal. 


$. 92: Die Bunftionen des Razarethgehülfen:Berfonals beftehen vorzugsweife: 
a) in der Verrichtung der niederen chirurgiſchen Dienfte, 
b) in der Wartung der Kranfen, 
c) in der Beauffihtigung und Reinhaltung des Lazareths und ber Utenfllien beffelben. 
$. 93. Das Lazarethgehülfen-Perfonal begreift folgende Chargen in ſich: 
Lazarethgehülfen:Unteroffizier J. Klaſſe (mit Sergeanten:Rang), 
Razarethgehülfen: ” HI, „ (mit Unteroffigier-Rang), 
Lazarethgehülfen J Klaſſe (mit Gefreiten: Rang), 
er IE. „ (mit Gemeinen:Rang). 
$. 94. Die Zahl der RazareihgehülfensUnteroffiziere I. Klaffe darf die Hälfte der Lazareih: 
gehülfen:Unteroffüziere II. Klaffe nicht überfteigen. Auf zehn Lazareihgehülfen barf nie mehr 
als Ein Lazarethgehülfen-Unteroffizier fommen. 
Das etatsıhäßige Durchſchnittsgehalt der Lazarethaehülfen:Unteroffiziere und Lazarethgehülfen 
fol das Gehalt eines Lazarethgehüljen II. Klafie fein. 
$. 95. Das Lazarerhgehülfen: Berfonal wird ergänzt entweber aus PBerfonen, welche ihrer 
Dienftpflicht bereits genügt haben, oder aus den ber Marine angehörigen Mannſchaften, welde, 
nad) genügender Ausbildung im Waffendienfte, ſich freiwillig zum Gintritt in daſſelbe melden. 
$. 96. Der Dienft als Lazarethgehülfe IV. Klaſſe it allemal ein Probedienſt. Die Zu 
laffung wirb von dem genügenden Ausfalle der vorgefchriebenen Prüfung bedingt. 
$. 97. Zur Ginftellung als Lazarethgehülfe III. Klaſſe it erforderlich: 
a) fehemonatliche Dienftleiftung als Lazarethgehülfe IV. Kiaffe, 
b) gute Rührung, 
c) genügende Anplifation. 
o$. 98. Die Ernennung zum Razarethgehülfen TI. Klaffe fegt voraus: 
a) einjährige Dienftzeit als Lagareıhgehülfe III. Klaffe, oder adytzehnmonatliche Dienf: 
zeit als Lazarethgehülfe in der Landarmee, 
b) gute Führung, 
c) genügende Applifation. 
$. 99. Die Beförderung zum Lazarethgehülfen J. Klaſſe bedingt: 
a) zweijährige Dienſtzeit als Lazarethgehülfe, wovon wenigſtens drei Monate zur Ser, 
b) gute Führung, 
c) genügenden Ausfall der vorgefchriebenen Prüfung, 
d) Kapitulation auf wenigitens drei Jahre, 
$. 100. Die Beförderung zum Lazarethgehülfen:Unteroffizier II. Klaſſe erheifcht: 
a) ein Lebensalter zwifchen fünf und zwanzig und fünf und dreißig Jahren, 
b) einjährige Dienitzeit zur See, 
c) zweijährige Dienitzeit als Lazarethgehülfe I. Klafie, 
d) gute Führung, 
e) vorzügliche Applikation. 
$. 101. Zu Lazarerbgebülfenstinteroffizieren I. Klaſſe fünnen nur Lazarethgehülfen-Unters 
offiziere 11. Klaſſe ernannt werden, welde. als ſolche zwei Jahre gedient, und „fa turd bejonders 
gute Führung und Applikation ausgezeichnet haben. 
$. 102. Die Lazarerbgehülfen find den Werftmatrofen: Komvagnien attachirt, fliehen jedoch 
zunächſt unter denjenigen Merten, welden fie zur Dienftleiltung zugewieſen find. 
$. 103. Alle Vorſchlaͤge zu Einftellungen, Beforderungen, Entlaffungen xc. bes Lazareth: 
gehülfens’pe.fonals gehen von dem betreffenden Marineftations:Arzte aus. 


IX. Marine-Ingenieure. 


A. Nllgemeine Behimmungen. 


$. 104. Die Marine-Ingenieure gehören zu ben höheren Marinebeamten. 
$. 105. Diefelben zerfallen: 
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1) den Funktionen nady in: 
a) Schiffsbau:Ingenieure, 
b) MafchinenbausIngenieure, 

-* €) HafenbauIngenieure; 

2) bem Grade nad in: 
a) Direftoren, 
b) Ober:Ingenieure, 
c) Ingenieure, 
d) Unter Ingenieure. 

$. 106. Bei den Beförderungen ift die Ancienmetät nicht maaßgebend. 


B. Schiffsbau-Ingenieure. 
$. 107. Zur Annahme als Schiffsbausingenieur oder SchiffsbausiintersIngenieue iſt ers 
forberlid : 
a) gute Zeugnifle über Führung und praftifhe Ausbildung, 
b) genügender Ausfall der vorgeſchriebenen theoretifchen und 
ec) ſechniſchen Prüfung. 
$. 108. Die Beförderung zum Ober-SchiffsbausIngenieur fegt voraus: 
‘ a) dreijährige Dienitzeit als Schiffsbau:Ingenieur, 
b) in der Regel einjährige Dienftzeit an Bord eines Kriegsfciffes. 


C. Maſchinenbau⸗-Ingenieure. 


$. 109. Zur Annahme als Mafhinenbaus Ingenieur ober Mafchinenbau:Unter : Ingenieur 
iſt erforderlich: 
a) gute Zeugnifie über Führung und praftifhe Ausbildung, 
b) angemefiene Kenntniß des Schiffsbauweſens, 
c) genügender Ausfall der vorgefhriebenen Prüfung. 
$. 110. Die Beförderung zum Ober-Maſchinenbau Ingenieur fegt voraus: 
a) dreijährige Dienftzeit als Maſchinenbau⸗Ingenieur, 
b) einjährige Fahrzeit an Bord eines größeren Dampfſchiffes. 


D. Hafenbau-Ingenieure. 


$. 111. Sur Annahme als Hafendaus Ingenieur oder HafenbausUntersIngenieur iſt 
erforderlich: 
a) gute Zeugniſſe über Führung und praktiſche Ausbildung, 
b) genügenver Ausfall der Prüfung ala Feldmeſſer und Waflerbatmeifter. 
$. 112. Die. Beförderung zum Ober-Hafenbau-Ingenieur fegt voraus: 
a) eine dreijährige Dienftzeit ald HafenbausIngenieur, 
b) die Dualififation als Landbaumeiſter. 


X Slarineverwaltungs-Beamten. 


$. 113. Zu den höheren Beamten ber Marineverwaltung gehören: 
die Marine-Intendanten, 
die Marine-ntendantur:Mäthe, 
die Marine-Intendantur:Affefforen, 
bie Marine-IntendantursReferendarien, 
die Marine-Intendantur-Ausfultatoren, 
$. 114. Den Eubalternenbeamten der Marineverwaltung werben zugerechnet: Marines 
Sefretaire (Intendantur-Sefretaire, Intendantur:Regiftrateren, Magazin: Verwalter ı£.). 
$. 115. Zu den unteren Beamten der Marineverwaltung gehören: 
die Ober:Marinefchreiber, 
die Marinefchreibee I. Klaſſe, 
die Marinefchreiber II. Klafle. 
$. 116. Zur Zulaffung als Marine-Ausfultator ift erforderlich: 
a) förperliche Tüchtigkeit, 
b) einjähriger Dienft als Gerichts:Ausfultator. 
- $. 117. Die Grnennung zum Marine-Intendantur-Referendarius feßt voraus: 
a) zweijährige Beihäftigung als Marine-Intendantur:Ausfultator, 
b) gute Zeugnifie über Ausbildung und Applikation, 
©) genügenden Ausfall der vorgefchriebenen Prüfung. 
$. 118. Die Ernennung zum MarinesIntendantur:- Aſſeſſor erheifcht: 
a) einjährige Dienfzeit an Bord eines. Kriegsfchiffes, 
b) gute Zeugnifle über Applifation, 
€) genügenden Ausfall der vorgefchriebenen Prüfung, 
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$. 119. Zur Nnftellung als Marinefchreiber II. Klaffe it erforderlich; 
a) förperliche Tüchtigfeit, 
b) gute Führung, 
c) eine Schulbildung, welche ber Tertia eines Gymnaſiums, ober ber Sefunba einer hö⸗ 
heren Bürgerichule entfprict, 
d) zweijährige Beihäftigung im Subalternendienfte als Applifant, 
e) genügender Ausfall der vorgefchriebenen Prüfung, 
f) Genügung der Militairpflict. 
$. 120. Die Ernennung zum Marineſchreiber I. Klaffe fept voraus: 
a) gute Zeugniffe über Führung und Dienfteifer, 
b) einjährige Dienſtzeit als Marineichreiber II. Klaffe. 
$. 121. Die Ernennung zum Dber-Marinefdyreiber erheiſcht: 
8) vorzüglihe Zeugniffe über Führung und Dienfleifer, 
b) einjährigen Dienft zur See in einem Verwaltungszweige. 
$. 122. Die Anftellung als Marinefekretair bedingt: 
a) gute Führung, 
b) einjährigen Beſuch ber erflen Klaffe eines Gymnaflums ober Zeugniß ber Meife von 
einer höheren Bürgerſchule, 
c) dreijährige Beichäftigung im Subalternendienfte, darunter Gin Jahr zur Ser, 
d) nenügenden Ausfall ber vorgefchriebenen Prüfung, 
e) Genügung der Militairpflicht. 
$. 123. Alle Borfchläge zu Anttellungen, Beförderungen, Entlaffungen sc. ber Sefretaire 
und Schreiber gehen vom Stations Intendanten aus, 
. 124. Das etatemäßige Duchfchnittegehalt der unteren Marineverwaltungs - Beamten 
ſoll fleıs das Gehalt eines Marinefchreibers I. Klaffe fein, 
$. 125. Die weitere Beförderimg ber Marineverwaltungs: Beamten nah abgelegtem 
Gramen hängt von ber bewiefenen Dualififation ab. 


XIl. SMarine-Geiftlihe, Auditeure und Aerzte. 
$. 126. NRüdfihtlib der Marine-Geiſtlichen, Marine-Auditeure und Marine-Aerzie tommen 


bis auf Weiteres die für die Geiſtlichen, Aubiteure und Aerzte der Landarmee geltenden Beſtim⸗ 
mungen zur Anwendung. 


Allerh. Erl. v. 16, ng, 1854., betr, den Webergang der Bearbeitum 
der Standesfachen von den Minifterien der Juſtiz und des Innern 
as Minifterium des Königlichen Baufes, 


[®. ©, 1854. ©. 516. No. 4079,] 


Auf den Bericht v. 10. Zuli d. J. will Ich die durch Meinen Erl. v. 3. Oft. 1848. 
(8. S. S. 269.) den Minifterien der nl Brad bes Innern übertragene Bearbeitung ber 
Standeafachen wiederum an das Minifterium Meines Hatrfes überweifen. Die zu Meiner Boll: 
ziehung zu dringenden. Grlaffe und die Anerfenniniffe eines ‚zweifelhaft gewordenen Adels find 
—— dem Miniſter des Innern mitzutheilen. Bei denjenigen Angelegenheiten, welche, wie 
doptionen und Legitimationen, zugleich Juſtizſachen ſind, ſoll auch die Gegenzeichnung des 
Juſtizminiſters hinzutreten 
Dieſen meinen Befehl hat das Staatsminiſterium durch die G. ©. zur öffentlichen Kennt⸗ 
niß zu bringen. 
Gharlortenburg, ben 16. Nug. 1854. Friedrich Wilhelm 
v. Manteuffel. v. db Heydt, Simons v. Raumer v. Weſtphalen. 


v. Bodelſchwingh. Gr. v. Walderfee, 
An das Staatsminifterium. 


V. wegen Bildung der Erften Rammer, DB, 42, Okt. 1854, 
[G. ©. 1854. ©. 541. No. 4092:] 


Wir Friedrich Wilhelm- 16 1c. verorbnen , im Berfolg des Gef. v. 7. Mai 1853. (G. ©. 
©. 181.) betreffend die Bildung der Erſten Kammer, was folgt: 

$. 1. Die Erfte Kanımer belebt: R 

1) aus den Bringen Unſeres Königlichen Haufes, welche Wir, fobald fie in Gemäßheit Un: 


ferer Hausgefege bie, Großjährigfeit erreicht haben, in die Erſte Kammer zu berufen, 
Uns vorbehalten; j 


2) aus Mitgliedern, welche mit erbliher Berechtigumg; 
3) aus Mitgliedern, welde auf Lebenszeit von Uns berufen find; 
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8. 2. Mit erbfiher Berecnigung gehören zur Erlen Kammer: ’ 

J) = Haͤupter der Fürfllihen Häufer von Hohenzoflern « Hedingen und Hohenzollern⸗ 
Sigmaringen ; 

2) bie nad) * Deutſchen Bundesakte vom 8. Juni 1815 zur Standſchaft bexcchligten 
Häupter der vormaligen Deutjchen reihsftändifchen Häufer in Unferen Landen ; 

3) die übrigen nad Unferer Verordnung vom 3, Februar 1847 zur HerrenzKurie des Ders 
einigten Landtags berufenen Fürften, Grafen und Herren. — 

Außerdem gehören mit erblicher Berechtigung zur Erſten Kammer diejenigen Perſonen, 
welchen das erbliche Recht auf Sig und Stimme in der Erſten Kammer von Uns durch beſon— 
dere Verordnung verliehen wird. Das Recht hierzu wird im ber durch die Berleifungs; Urkunde 
feſtgeſetzten Folgeorbnung vererbt. 

$. 3. Als Mitglieder auf Lebenszeit wollen Wir berufen: 

1) Berfonen, weldhe Uns in Gemäßheit der folgenden Paragraphen präfentirt werben; 

2): bie Inhaber der vier großen Landes:Nemter im Königreid Preußen; 

3) einzelne Perfonen, welhe Wir aus befonderem Vertrauen auserjehen. Aus benfelben 
wollen Wir „KRrons Syndici“ beftellen, welchen Wir wichtige Rechtsfragen zur Beguts 
achtung vorlegen, imgleihen die Prüfung und Grlebigung rechtlicher Angelegenheiten bes 
Hanfes anvertrauen werben. 

$. 4. Das Präfentationsredyt fteht zu: 

3) den nad) Unferer Verordnung vom 3. Bebruar 1847 zur Herrens Kurie bes Dereinigten 
Landtags berufenen Stiftern ; 

3) dem für jede Provinz zu bildenden Verbande der barin mit Mittergütern angefeflenen 
Grafen, für je einen zu Präfentirenden; 

9) den Verbänden der durch ausgebreiteten Bamilienbefig ausgezeichneten Geſchlechter, welche 
Wir mit diefem Recht begnadigen; 

4) den Verbänden des alten und des befefligten Grumbbefiges; 

5) einer jeden Landes: lniverfität; 

6) ‚denjenigen Städten, welden Mir diefes Recht befonders beilegen. 

$. 5. Die von den Stiftern zu präfentirenden Vertreter werben vou ben Mitgliebern bers 
felben ans ihrer Mitte, bie von bem Univerfitäten zu präfentirenden von bem afademifchen 
Senate aus der Zahl der ordentlichen Profefforen, die von den Städten zu präfentirenden von 
dem Magiftrate, oder in Grmangelung eines kollegialiſchen Vorſtandes von den übrigen foms 
munalverfaffungsmäßigen Vertretern der Stadt aus ber Zahl ber Magiftrats:Mitglieber erwählt. 

$. 6. Die näheren reglementarifhen Beltimmungen wegen Bildung ber Verbände bes 
alten und des befeftigten Grundbefiges — Landfhafts: Bezirfe — ($. 4. Mr. 4.) und wegen 
Ausübung bes Präfentationsrechts ($. 4: Nr. 1— 6.) werden von Uns erlaflen. 

$. 7. ‚Das Necht auf Sig und Stimme in ber Erften Kammer fann nur von Preußifchen 
Unterthanen ausgeübt werben, welche ſich im Vollbefige der bürgerlichen Rechte befinden, ihren 
erg innerhalb Preußen haben und mit im aktiven -Dienite eines außerdeutſchen Staa: 
tes ſtehen. 

Ferner if dazu — außer bei den Prinzen Unſeres Königlichen Haufes — ein Alter von 
dreißig Jahren erforderlich. 

. 8. Das Net der Mitglienfhaft der Erſten Kammer erlifhi bei benjenigen Mitglies 
bern, welde in Gemäßheit der 88. 4. bis 6. präfentirt werben, mit bem Verluſte ber. @igens 
haft, in welcher die Präfentation erfolgt if. 

$. 9. Das Recht der Mitgliedfhaft der Erſten Kammer geht außer den Fälten ber 
68. 12. und 21. des Strafgeiegbuchs verloren, wenn bie Kammer durch einen von Ung befäs 
tigten Beſchluß einen Mitgliede das Anerfenntniß umverlegter Ghrenhaftigfeit pder eines ber 
Würde der Kammer entſprechenden Lebenswandels oder Verhaltens verfagt. 

$. 10. Wenn bie Kammer mit Nüdfiht auf eine gegen ein Mitglieb eingeleitete Unter 
fuhung oder aus fonfigen wichtigen Gründen der Anſicht ift, daß demſelben die Ausübung des 
Rechts auf Sig umd Stimme zeitweife zu unterfagen fei, fo iſt zu dieſer Maaßregel Unſere 
Genehmigung erforderlich. 

$. 11. Hat ein Mitglied der Erften Kammer das Recht der Mitgliefchaft verloren, fo 
wird, falls dieſelbe auf erbliher Berechtigung beruht, wegen der Wahl eines anderen Mitgliedes 
ber betreffenden Familie von Uns Beſtimmung getroffen werden. Wenn ein folhes Mitglieb 
in Gemaßheit der $$. 4. bis 6. präfentirt worden ift, fo werden Wir eine anderweite Präfen: 
tation anordnen 

Urfundlic unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfhrift und beigedrucktem Königl. Inflegel. 

Gegeben Sansſouci, den 12. Dftober 1854. 

Friedrich Wilhelm. — 


(L. 8.) 
v. Manteuffel vd. Heydt. Simone v. Raumer v. Weſtphalen. 
v. Bodelſchwingh. GEr. v. Walderſee. 


84 1854. (8.5.— 4. Nov.) 


B., betr. die proviforifche Verwaltung der Jade⸗Gebiete. B. 5. Nov. 1854. 
[G. ©. 1854. ©. 595. No. 4119.] 


Mir Friedrich Wilhelm sc. x. verorbnen, nachdem Wir von ben, mittelſt Staatsvertrages 
v. 20. Juli 1853. an Uns abgetretenen Jabe:&ebieten Befig ergriffen und mit Seiner Königlichen 
Hoheit dem Großherzoge von Didenburg rücfichtlih der Berwaltung ber neu erworbenen Ge⸗ 
bierstheile die Verabredung getroffen haben, daß vorläufig und bis für die einzelnen richterlichen 
und Bermwaltungs:Stellen befondere Beamte aus der Zahl Unserer Untertbanen beftellt find, bie 
Funklionen derfelben von Oldenburgiſchen Beamten reſp. Behörden fonımiflarifch verwaltet werben 
folfen, auf den Antrag Unferes Staatsminifteriums, in Anfhluß an das Befignahme-PBatent vom 
heutigen Datum, bis auf Meiteres, was folgt: 

1) Unfere beiden Gebiete am weltlichen und am öfllihen Ufer ber Jade werden je einen 
Amtsdiftrift mit einem Amte bilden. 

2) Uniere beiden gedachten Aemter follen in Juſtiz- und Berwaltungsfachen biefelbe Kom: 
vetenzg haben, welche den Großherzoglih Dldenburgifhen Aemtern zufteht. 

3) Der für Unfer Amt am wehtlihen JadesUfer zu ernennende Bogt foll unter Dberauf: 
fiht des Anıter die Sicherheits- Gewerbes, Weges, Feld: umd Armen-Bolizei in Gemäß- 
heit einer beſenders ihm zu ertheilenden Infiruftion ausüben, im Uebrigen aber zum 
Amte und zur Gemeinde in daſſelbe Verhältniß treten, wie ſolches bei den Großherzoglid 

"Ditenburgifchen Kirchſpielsvögten ſtattfindet, namentlidy in Kirchen: und Schulangelegen: 
heiten an den Geſchäfſen der Geſammt Kirchfpiele Heppens und Neuende denjenigen Antheil 
nehmen, welchen die Großherzoglich Oldenburgiſchen Gejege und Berorbnungen zulaflen. 

4) In Juſtizſachen treten als höhere Inftangen refp. Hypothekenbehörden 

die Landgerichte zu Jever, beziehungsweife Ovelgönne, mit den betreffenden Hypo: 
thefenämtern, 
die Großherzogliche Juſtizkanzlei, und 
das Großherzogliche Ober: Nppellationsgericht 
ein, welche diefes kommiſſariſche Verhälmiß bei ihren jedesmaligen Unterfchriften und 
Grfenntniöformeln auszudrüden haben werben. 

5) Nils zweite Inſtanz in Berwaltungsfahen, fowie für diejenigen Kirchen- und Schul: 
Angelegenheiten, melde nicht in Pie nach Nrt. 28. des Etaatsvertrages vom 20. Juli 
v. 3. vorläufig noch beftehen bleibenden Kirchen: und Schulverbände fallen, fungirt das 
Kommiflariat Unferer Admiralität, welchem ein Oldenburgiſcher Rechtsverſtändiger und 
ein geiftlices Mitglied des Großherzoglih Divdendburgifhen Ober: Kirdenrarhs als Bei: 
räthe zugeordnet werben follen. 

6) Die Minitterialinflang wird ſowohl für die Juſtiz-Gnadenfachen als für die Verwaltungs: 
Angelegenheiten von Unſerer Anmirolität in Gemäßheit Unſeres Erl. v. II. Febr. d. 3. 
gebildet. 

7) Die Großherzoglich Oldenburgiſchen Beamten, welchen die kommiſſariſche Verwaltung 
Unſerer Aemter übertragen wird, follen in dieziplinariſcher Hinſicht, ſowie in Beziehung 
auf Beitrafung etwa begangener Dienitvergehen und Amtsverbrechen ber Kompetenz ber: 
jenigen höheren Großherzoglich Oldenburgiſchen Behörden unterworfen bleiben, unter 
denen fie gegenwärtig ftehen. 

8) Die Aufnahme der Unterfuhungs: und Strafgefangenen wirb in ben Gefängniflen zu 
Jever, Burhave und Dpelgönne, refp. in den Straf-Anftalten zu Vechta flattfinven. 

Die für Unfere übrigen Landestheile erlaffenen Gefege und Berorbnungen, deren Gins 
führung für bie neuen Gebiete Wir anordnen werden, follen bis auf Weiteres dafelbft in einem 
befonderen Gefepesblatte publiziert und den mit amtlichen Funftionen in Unferen neuen Landes: 
theilen kommiſſariſch betrauten Großherzuglidd Oldenburgiſchen Beamten refp. Behörden befonders 
zugefertigt werben. 

Unfer Staarsminifterium ift mit der Ausführung dieſer B. beauftragt. 

Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterfchrift und beigedrucktem Königl. Infiegel. 

Gegeben Sansfouci, den 5. Nov. 1854. 

L. 8 Friedrich Wilhelm. 


. 8.) 
v. Manteuffel. v. d. Heydt Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 
N v. Bodelfhwingh. Gr. v. Walderſee. 


Allerh. Erl.v.24 Nov 1854., betr. die in Gemäßheit des G.9.20. Mai 1834. 
ſernerweit aufzunehmende Staatsanleihe von funfzehn Millionen Thaler. 


Er [®. ©. 1854. ©. 585. No. 4116.] 


Auf den Antrag in Ihrem Berichte v. 23. d. M. genehmige Ich in Berfolg Meines Erl 
v. 17. Juni d. J., daß die in Gemäßheit des Geſetzes p. 20. Mai d. J., den außerordentichen 


I) 


1854. (9. 24. Nov.) 85 


Bedarf der Militairverwaltung betreffend, jetzt aufzunehmende fernere Staatsanleihe von funfs ' 
zehn Millionen Thaler in Sculvverfchreibungen üder Ginhundert Thaler ausgegeben, mit drei 
und einem halben Prozent jährlih am 1. April jeden Jahres verzinſt, und v. 1. April 1856. 
ab nach dem anliegenden Plane durch NAusloofung von Prämien getilgt werde, welde, neben den 
darin zugleich begriffenen Gewinnen oder Zinszuſchlägen, für Kapital und einjährige Zinfen 
Erſatz gewähren. Ich ermächtige Sie, hiernad die weiteren Anordnungen zur Ausführung dieſer 
Anleihe zu treffen. 
Charlottenburg, den 24. November 1854. 
Friedrich Wilhelm. 
v. Bodelfhwingh. 
An den Finanzminifter. 


Plan 


zu einer verzinslichen Prämienanleihe von funfzehn Millionen Thaler, über 
welche 150,000 verzinsliche, auf den Inhaber lautende Prämienſcheine mit 
laufenden Nummern in 1500 Serien, jede zu 100 Nummern, 
ausgegeben werben. 


Die Prämienanleihe wird mit drei und einem halben Prozent jährlich verzinft. Die 
Sahlung der Zinfen erfolgt durch die Königlihe Staatsfhulden » Tilgungsfaffe am 1. April 
jeden Jahres postnumerando gegen Aushändigung der betreffenden Zinskupons. 

Die Prämienfheine werden durd Ausloofung nach Maaßgabe des umitehenden Ziehungss 
planes*) getilgt. Die Ziehung der Serien findet am 15. Sept. jeden Jahres, oder, wenu diefer 
auf einen Eonns oder Feiertag fällt, am nächſten darauf folgenden Mochentage ftatt. Eind 
die zur Berloofung fommenden Prämien unter lich verfchieden, fo werden die zu dem gezogenen 
Serien gehörigen Nummern am 15. Jan. und an den darauf folgenden Tagen des nädyiten 
Sahres ausgelooft. Beide Ziehungen find öffentlich. 

Die ausgeloofeten Prämien werden am nächſtfolgenden 1. April von ber Königlichen Staates 
fhuldensTilgungsfaffe gegen Rückgabe der betreffenden Prämienfheine und der Zinskupons, 
v, 1. April des vorhergehenden Jahres ab, ausgezahlt. Die befondere Berzinfung der vers 
loofeten Prämienicheine hört mit dem 1. April des Jahres auf, weldes dem Tage ver Zahl⸗ 
fäfligfeit der Prämien vorhergeht, indem die Prämien für Kapital und einjährige Zinfen neben 
den darin zugleich begriffenen Gewinnen oder Zinszufhlägen Erfag gewähren. 


*) Der umfangreiche Ziehungsplan hat bier vom Abdrude ausgefchloffen werben bürfen. 


Anhang, 
enthaltend 


die Duſammenſtellung der wichligeren, in dem Werke nicht abgedruckten ner 
— dit Verwaltung betreffenden, in die Geſetz - Sammlung aufgenommt- 
nen Gefehe, Verordnungen, Erlaffe n. f. w. 


der Jahre 1853, und 1854. 


Erſte Abtheilung. 
Den Deutſchen Bund betreffend. 


Des Geſetzes Weſ. 
a en 





inhalt 





1853| 5, Nov. | 3871| 881 | Befanntmahung, betr. die Uebereinfunft zwiſchen Preußen und 
mehreren anderen Deutichen Staaten wegen Berpflegung erfranfter 
und Beerdigung veritorbener Angehörigen eines anderen fontra- 
hirenden Staates, d. d. Gifenady, den 11. Juli 1853. 
1853| 11. Zuli | 3871] 877 | Uebereinfunft zwifchen Preußen und mehreren anderen Deutichen 
Staaten wegen Verpflegung erfrankter und Beerbigung verftor: 
bener Angehörigen eines anderen Fontrahirenden Staates. Nebft 
Befanntmahung v. 5. Nov. 1853. 
1854| 10. Juni | 4039 1359 | Batent über die Publifation des Beſchluſſes der Deutſchen Bundes» 
verfammlung v. 26. Jan. 1854. wegen gegenfeitiger Auslieferung 
von Perfonen, weldye wegen gemeiner Verbrechen oder Vergehen 
zur Unterfuchung gezogen worden find, 
1854| 20. Dct. | 4099 | 555 | Minifterial:Grflärung, betr. die gegenfeitige Anwendung bes durch 
| das Patent v. 10. Juni 1854, veröffentlichten Beſchluſſes der 
| Deutſchen Bundesverfammlung v. 26. Jan. 1854. wegen gegen- 
feitiger Auslieferung gemeiner Verbreder auf die zum Deutichen 
Bunde nicht gehörigen Kandestheile des Königreihs Preußen u. 
Kaiſerthums Deiterreich. 
1854| 27. Oct. 4099] 555 | Bekanntmachung der Minifterial-Erflärung v. 20. Oft. 1854. betr. 
die negenfeitige Anwendung des durch das Patent v. 10. Juni 1854. 
veröffentlichten Beſchluſſes der Deutſchen Bundesverſammlung 
v. 26. Jan. 1854. wegen gegenſeitiger Auslieferung gemeiner 
| | Verbrecher auf die zum Deutfchen Bunde nicht gehörigen Landes» 
| 1 teile des Königreihs Preußen und Kaiſerthums Deflerrrich. 
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Anhang J # 
Zweite Abtheilung. er 
Den Zolle und Handel - Verein betreffend. | 












Datum 





Jahr 


3769| ) | Vertrag zwiſchen Er, Majeität dem Könige von Preußen und 

Sr. Majeſtät dem Könige vom Hannover, die Bereinigung des 

Steuervereins mit dem Zollvereine betreffend, * (abgedrudt Jahrg. 

1853. ©. 349.). 

3770] *) [Bertrag zwifchen Preußen und Hamnober einerſeits und Oldenburg 

andererfeits, ‚ven ‚Beitritt Oldenburgs zu dem Vertrage zwiſchen 

Preußen und Hannever v. 7. Sept. 1851, über die ‚Bereinigung 

des Steuervereins mit dem Zollverein betreffend, * (abgedrudt 

Jahrg. 1853. ©. 355.). 

3775| *) I Bertraa zwifhen Preußen, Sadyfen: Weimar» Eifenah, Sadfar 

Meiningen, Sadyfen-Altenbing, Sachſen⸗Coburg-Gotha, Schwarzs 

burg Rudelitadt, Schwarzburg⸗Sondershauſen, Neuß älterer au 

Neuß jüngerer Linie, die Fortdauer des Thüringiſchen Zoll: u. 

Handelsvereind betreffend, *(abgebriicht Jahrg 1853. S. 401.). 
3771] 357] Handels: und Zoll⸗Vertrag zwiſchen Eeinet Majeſtat dem Könige 

‘| von Preußen und Sr, Majeität den Kaiſer von Oeſterreich. 
3711| 89 Berordnung, Grleichterungen des Verkehrs zwiſchen den Staaten 
des Bollvereing und dem Staaten des Eteuervereins betreffend. 

Bekanntmachung der, von den Kammern ertheilten Genehmigung 

ber B.v. 29. März 1853. Erleichterungen des Verkehrs zwiſchen 
den Stanten des Zollvereins und den Staaten des Steuervereins 
betreffend | 

Bertrag zwiſchen Preußen, Sachſen⸗Weimar-GEiſenach, Sachſen⸗ 
Meiningen, Sachſen⸗Altenburg, Sachſen-Coburg-⸗Gotha, Schwarz: 
burg⸗ Mudolſtadt, Schwarzburg⸗Sondershauſen, Neuß älterer u. 
Reuß jüngerer Linie einerfeits und Kurheſſen andererfeits, wegen 
des Beitriits bes Kurfürſtenthums Heſſen hinſichtlich des Kreiſes 
Schmalkalden au dem Vertrage der erſtgenannten Staaten vom 
26. Nov, 1862., die Fortdauer des Thüringiſchen Zoll: uud 
Handels-Vereins betreffend. 

Vertrag zwiſchen Preußen, Bayern, Sachſen, Hannover, Würtems 
berg, Baden, Kurhefien, dem Großherzogthume Heſſen, den zum 
Thüringiihen Bofls und Handelsvereine gehörigen Staaten, 
Braunſchweig, Oldenburg, Nafian und der freien Stadt Franffurt, 
bie Fortdauer a1. (Erweiterung des Zoll: u. Handelsvereines- betr. 

Vertrag zwiſchen Preußen, Sadfen und den zum Thüringiichen 
Boll: und Handelsvereine verbundenen Staaten wegen Foriſetzung 
bes Vertrages v. 8. Mai 1841. über die gleiche Beſteuerung 
innerer Erzeugniſſe. 

Vertrag zwiſchen Preußen, Sachſen, Hannover, Kurhefien, ben 
außer Preußen und Kurheffen bei den Thüringiihen Zolls und 
Handelsvereine beiheiligten Staaten, Braunfhweig u. Oldenburg, 
die gleiche Weleheruing Son Wein und Tabad, fowie den gegen: 
feitig freien Verkehr mit diefen Artifeln und die Gemeinſchäftlich— 
keit der Mebergangsabgaben von’ benfelben beiveffend. 

Uebereinfunft zwifchen Preußen, Bayern, Sachſen, Hannover, Wür⸗ 
temberg, Baden, Kurhefien, den Großherzogſhum Heften, den zum 
Thüringifhen Zoll: und Handelsvereine gehörigen Staaıen, Braun: 
fhweig, Oldenburg, Nafau und der freien Stadt Franffurt, 
wegen Befteuerung des Rübenzuckers. | 

Uebereinkunft zwiſchen Preußen, Sachſen, den zum Thüringifchen 
Boll: und Kandelsvereine gehörigen Staaten und Braunſchweig, 
betreffend die Theilung der gemeinfhaftliden Ausgangss und 
Durhgangsabgaben.  ; 


1851| 7. Sest. 


1852| 1. May 


4. April 


Anhang. 


— L — —  L  — — — — — — _ _ _—_ 


Des Geſetzes 


Sabre) Datum | No. 


1853| 3. Sept. | 3900 


1853| 3. Sept. | 3901 


1853| 3. Sept. | 3902 


1853| 17. Sept. | 3844 
1854 28. Jan. 3925 


1853| 30. Nov. | 3897 
1853| 20, Der. | 3976 
1853| 20. Der. Io 
| 
1853| 31, Der. 1 
— 


—* ⸗ 
En 


961 


963 


Suhbeit 


Vertrag zwiſchen Seiner Majeltät dem Könige von Preußen und 
Str. Durdlaudt dem Fürften zu Walde und Pyrmont, über 
bie fernere Bereinigung des Fürftenthums Walde niit Preußen 
zu einem übereinftimmenden Zoll: und Steuerfyiten. 

Vertrag zwiſchen Preußen, Bayern, Sachſen, Hannover, MWürtem- 
berg, Baden, Kurbeien, dem Großherzogthume Helen, den zu 
dem Thüringifchen Zoll: und Handelsvereine gehörigen Staaten, 
Braunſchweig, Oldenburg, Naflau, und der freien Stadt Frank 
furt einerjeits und Waldeck andererfeits, die Fortdauer des Ans 
ſchluſſes des Fürftenthums Pyrmont an das Zollfyiten Preußens 
und der librigen Staaten des Zollvereins betreffend. 

Vertrag zwiſchen Preußen und Walde wegen der Beſteuerung 
innerer Grzeugniffe und wegen des Salzdebits im Fürftenthume 
Pyrmont. 

Verordn. wegen fernerer Erleichterungen des Verkehrs zwiſchen ben 
Staaten des Zollvereins und den Staaten des Steuervereins. 
Bekanntmachung der von den Kammern ertheilten Genehmigung 
zu der Merorbn. v. 17. Sept. 1853., fernere GErleihterungen 
des Verkehrs zwiſchen den Staaten des Sollvereins und dem 

Staaten des Steuervereins —* 

Allerh. Erlaß, betr. die Wiedereinführung der dieſſeitigen Zoll⸗ 
und Steuergeſetze in einigen bisher zum Steuervereine gehörl- 
gen Landestheilen. 

Vertrag zwiſchen Preußen einerfeits und ben Herzogthümern Ans 
halt: Deſſau⸗Cöthen und Anhalt:Bernburg andererfeits, die Fort: 
dauer des Anichluffes der gedachten Herzogthümer an das Boll 
foftem Preußens betr., * (abgedrudt Jahrg. 1854., ©. 145.). 

Vertrag zwiihen Preußen einerfeits und ben Herzogthüimern Anz 
balt:Defiau:Görhen und Anhalt: Bernburg andererfeits wegen der 
Befteuerung innerer Grzeugniffe, * (abgebrudt Jahrg. 1854. 
&. 152.). 

Bekanntmachung, den Beitritt der Megierungen von Modena und 
Parma zu dem Handels, und Zollvertrage zwiſchen Preußen und 
Defterreich v. 19. Febr. 1853. betr., * (abgebrudt Jahrg. 1854. 
©. 31.). 

Vertrag zwifchen Preußen, Bayern, Sachen, Hannover, Würteme' 
berg, Baden, Kurheſſen, dem Großherzogthume Heflen, den zum 
Thüringifhen Zoll: und SHandelsvereine gehörigen Staaten, 
Braunihwerg, Didenburg, Naſſau und der freien Stabt Franfz 
furt einerfeits, und dem Großherzogthum Luxemburg andererſeits, 
wegen Fortdauer des Anſchluſſes des Großherzogthums Lurem⸗ 
burg an das Zollſyſtem Preußens und der übrigen Staaten des 
Zoflvereins, * (abgedruckt Jahrg. 1854. ©, 155.). 


Dritte Abtheilung. 


Anderwveitige Staatöverträge Preußend mit anderen Staaten. 
I. Staatöverträge mit anderen Deutichen Staaten. 


Anhalt: Bernburg und Anhalt: Defiau. 


1853] 12. Febr. 3694 | 46 | Befanntmahung, betr. den Beitritt der Herzoglihen Regierungen 


von Anhalt Deffau mit Cöthen und von nhalt: Bernburg zu’ 
dem Bertrage zwifchen Preußen und Großbritannien wegen 
gegenjeitiaen Schutzes * Autorenrechte gegen und 
unbefugte Rachdildung v. 13: Mai 1846. 





Jahr Datıım 


1853| 12. 
1854| 7. 


1854) 1. 


1854| 22. 


1854| 6. 


1853] 21. 


1853| 24. 


1854| 7 


1846) 3 


1852| 27 


1853| 20. 


1854| 7. 





Mai 
April 


März 


April 


San, 


Juni 


NMobr. 


» April 


. Mär; 


» Jan. 


Des Geſetzes 


Mo. 


3789 | 465 
4043 | 369 


3952] 95 


3989 | 172 


3921] 32 


3781 1440 


4043 | 369 


3, April 13971 | 136 





Inhalt. 


Vertrag zwiſchen Preußen und Anhalt: Deffau wegen der gegen⸗ 
feitigen Gerichts barkeits-Verhältniſſe. 
Nachträge zur Elbſchifffahrts-Akte, ſ. unter Hannover. 


Baden, 

Bekanntmachung über den Beitritt des Großherzogtfums Baden 
zu dem Bertrage d. d. Gotha den 15. Juli 1851. wegen gegen: 
jeitiger Verpflichtung zur Uebernahme der Auszumeifenden. 

Bekanntmachung über den Beitritt der Großherzoglib Badiſchen 
Regierung zu der Uebereinkunft zwifchen Preußen und mehreren 
anderen Deutfhen Staaten d. d, Gijenad den 11. Juli 1853. 
wegen Verpflegung erfranfter und Beerdigung verftorbener gegen: 
feitiger Staatsangehörigen. 


Bayern, 

Bekanntmachung über ben Beitritt der Königlich Bayeriſchen Ne: 
gierung zu der Webereinfunft zwifchen Preußen und mehreren 
anderen Deutihen Staaten d. d, Eifenadı den 11. Juli 1853. 
wegen Berpflegung erfranfter und Beerdigung verftorbener gegens 
feitiger Staatsangehörigen. 


Frankfurt. 


Belanntmahung über den Beitritt der Königlih Württembergifchen 
Regierung und der freien Stadt Frankfurt a. M. zu dem Ver: 
trage d. d. Gotha den 15. Juli 1851., wegen gegenfeitiger 
Berpflitung zur Uebernahme der Auszuweiſenden. 


Hamburg. 

Befanntmahung über den Beitritt der freien Stabt Hamburg zu 
dem. Bertrage d. d. Gotha den 15. Zuli 1851. wegen. gegen- 
feitiger. Berpflichtung zur Uebernahme der Auszumeifenden. 

Nachträge zur Elbſchifffahrts-Akte, ſ. unter Hannover. 


Hannover, 

Bertrag zwifhen Preußen und Hannover über die Anlage von 
Gifenbahnen von Emden nad Münfter und von ber Köln-Mins 
dener Gifenbahn in der Gegend von Löhne über Denabrüd zur 
Pr Niederländifchen Grenze, * (abgebrudt Jahrg. 1853. 


Vertrag zwifchen Preußen und Hannover, betr. die Ausführung 
der Gifenbahnen von Emden nah Münfter und von ber Kölns 
Mindener Eiſenbahn über Osnabrück und Rheine bis zur Kö— 
28 —— Grenze, * (abgedruckt Jahrg. 1853. 


Staatsvertrag zwiſchen Preußen, Eahfen, Hannover, Dänemark 
und Medienburg: Ehwerin, das Nevifionsverfahren auf ber 
Elbe betr., * (abgedrudt Sahrg. 1854. ©. 161.). 

Senehmigungs Urkunde der in dem Schlußprotofolle der dritten 
Elbſchifffahrts⸗Reviſionskommiſſion, d. d. Magdeburg d. 8. Febr. 
1854., enthaltenen Erläuterungen, Ergänzungen und Abänderun⸗ 
gen der Bellimmungen der Elbichifffahrts:Afte v. 23. Juni 
1821., der Additional-Afte v. 13. April 1844. und der Uebereins 
funft v. 13, April 1844., wegen der ſchifffahrts- und ſtrom⸗ 
polizeilihen Vorſchriften für die Elbe. 


Hefien: Homburg. ! 

Bekannimachung über den Beitritt der Landgrafſchaft Heſſen ⸗ Hom⸗ 
burg zu dem Vertrage d. d. Gotha den 15. Juli 1851. wegen 
gegenjeitiger Verpflichtung zur Mebernahme der Auszuweifenden. 


90 


Gef: 
©. 


Des Geſetzes 





Zahr| Datum | No. [Seite 


1854| 7. April | 4043 
1853| 26. Febr. | 3698 
1853| 20. Dec. |3983 


1854| 7. April | 4043 


| 
1853| 11. März | 3704 


1854| 7. April | 4043 


1853| 20. Juli | 3933 


1853) 20. Der. |3983 


1854| 7. Nmil 14043 
1854| 7. Juni | 4051 


1854| 20. Juli | 4051 


1854) 9. Ort |4106 


1853| 21, Suni | 3781 


369 


56 


9 
369 


80 


369 


) 


8 


571 


440 


Iubalt 


Lubeck. 
Nachlräge zur Elbſchifffahrts-Akte, ſ. unter Hannover. 


Mecklenburg-Schweriu. 

Belanntmachung über den Beitritt der Großherzoglich Mecklenburg⸗ 
Schwerinſchen Regierung zu dem Vertrage 9 ee 
15. Juli 1551., wegen gegenfeitiger Berpflihtung zur Weber 
nahme der Auszuweiſenden. 

Staatsvertrag, das Nevifionsverfahren auf der Elbe betr., *lab: 
gedrucdt Jahrg. 1854. ©. 161.). 

Nachträge zur Elbſchifffahrts-Akte, |. unter Hannover. 


Mecklenburg: Strelig. 

Belanntmachung über den Beitritt der Großherzoglich Mecklenburg⸗ 
Streligicen Regierung zu dem Vertrage did. -Gotha d. 15. Zuli 
1851. ‚wegen gegenfeitiger Verpflichtung zur Weberhahme der 
Auszumeilenden, 


Defterreich. 
Nachträge zur Elbſchifffahrts-Akte, ſ. unter Hannover, 


Dldenburg. Rn. 
Vertrag zwiſchen Preußen und Oldenburg, bett. die Mebernafme 
des maritimen Schuges des Oldenburgiſchen Seehandels und 
der Didenburgifhen Seeſchifffahrt durch Preußen und bie da 
gegen von Oldenburg an Preußen geleiftete Abtretung zweier 
Gebietstheile am Jahdebufen zur Anlegung eines Kriegehafens; 
Hr? "ee vom 1. Dec. 1853.,.* (abgebrudt Jahrg. 1854. 


Nachträgliche Beftimmung zu dem Vertrage zwiſchen Preußen und 
Oldenburg v. 20. Juli 1853,, betr. die Uebernahme des mari— 
timen Schuges des Oldenburgiſchen Seehandels ac, * (abgebrükt 
Jahrg. 1854. ©. 75.). 


Königreich Sachfen, 

Staatsvertrag, das Reviſionsberfahren auf der Elbe betr,, (ab⸗ 
gedruckt Jahre, 1854. ©. 161.). 

Nahträge zur Elbſchifffahrts Akte, ſ. unter Hannover. 

Vinifterial:Grflärung, die Erweiterung des Art. 34. der zwiſchen ber 
Kgl. Preußiſchen und der Kgl. Sächſiſchen Regierung getroffenen 
Uebereinfunft zur Beförderung der Mechtöpflege v. — 1839, 
betreffend, i | 

Bekanntmachung der Minifteriol- Erflärung vom 7. Juli 1854., 
die Grweiterung des Art. 34. der zwifchen der Köni lich Preußi⸗ 
ſchen und der Königlich Sahflihen Regierung getroffenen Weber- 
einfunft zur Beförderung der Rechtspflege v. 2“ 1839, Ibetr. 


11. Des, 
3 2 re. 








Schwarzburg:Sondershaufen. 

Vertrag zwifchen Preußen und Schwarzburg-Sondershaufen wegen 
Uebertragung der Leitung der Gemeinheitstheilungen und mit 
denjelben zufammenhängenden Gefdhäfte auf die Königlich Preu⸗ 
ßiſchen Auseinamderfepungs:- Behörden. 


Wiürtemberg. | 
Bekanntmachung über den Beitritt der Königlich —— 
Regierung und det freien Stadt Franffurt a. M.’yu dem i 
frage d. d. Gotha den 15. Juli 1851., wegen gegenfeitiger Ver⸗ 
pflichtung zur Webernahme der Auszuweiſenden. 


Anhang. 9 





HE. Staatsverträge mit nicht Deutſchen Staaten. 


Dänemarf. 


1853/20. Dec. |3983 | *) —— das Oesifondverfahern auf der Elbe betr., * (abs 
gebrüdt Jahra. 1854. ©. 161.) 
1854| 7. April 4043| 369. Nachträge zur Elbſchifffarts⸗Aete T. unter Hannover. 


Nordameritanifche Freiftaaten, 


1852| 16. Juni 38161 *) [Vertrag zwiſchen Preußen und anderen Staaten des Deutfchen 
Bundes einerfeits und den Vereinigten Staaten von Notbr 
Amerifa andererſeits wegen der im gewiſſen Fällen zu gewährenden 
Auslieferung der vor der Juſtiz flüchtigen Verbrecher. Nebſt 
Additional: Artikel v. 16. Nov. 1852., * (abgebrudt Jahrgang 
1853. ©. 645.). 
1852| 16. Nov, | 3816 I Additionals Artifel zu dem am 16. Juni 1852. zu Waſhington 
zwiſchen Preußen und anderen Staaten des Deutſchen Bundes 
einerſeits, und den Vereinigten Staaten von Nordamerika anderer⸗ 
ſeits, abgeſchloſſenen DVBertrage wegen der in gewiſſen Fällen 
gegenfeitig zu gewährenden Auslieferung der vor der Juſtiz 
— flüchtigen Verbrecher, * (abgedruckt Jahrg. 1853. ©. 650.). 


Vierte Abtheilung. 
Befignahme- Patente. 


1854| 5. Nov. [4118 593] Patent wegen Befignahme bes durch den Staatsvertrag v. 20. Juli 
1853. und bie dazu gehörige Nachtragsverhandlung v. 1. Du. 
1853. erworbenen Jahde⸗Gebiets. 


— 


Sechſte Abtheilung . 
| Die ſtändiſche Geſetzgebung. 
I. Land⸗, Provinzial: und Kreisſtändiſche Angelegenheiten. 


b) Provinziell. 
Provinz Schlefien. 


sah. Sat. 13931] 63 — der unter dem 21. Febr. 1848. ergangenen Allerh. 
Beſtimmungen wegen Erhebung des Grafen von Hochberg in 
den Fürſtenſtand und der Standesherrſchaft Pleß zu einem 

Fürftenthume, 


| | Pi Tuabigufis: bingelegenbeiteh, land⸗ und ritterſchaftliche 
edit-Syfeme und Pfandbriefe. | 


sa 5. Der, —*— Erl., betr. bie Genehmigung der Statuten ber ſtaͤndiſchen 
is = Darlehnstaffe für die Provinz Schleſien, nebſt Statuten. 





Siebente Abtheilung. ‚r 
Die die einzelnen Landestheile betreffende Geſetzgebung. 


4, Provinz Preußen, 
Im Nllgemeinen. 


1853| 9. Mai /3745[ 216] ©., betr, die Grleihterung des Lootienzwangs in ben Häfen und 
Binnengewäflern der Provinzen Preußen und Pommern, 

1854| 9, Mai 402913171 ©,, betr. die Aufhebung des Pfarrzwangs evangeliiher Pfarreien 
gegen Katholiken und katholiſcher Pfarreien gegen Evangelifce 
in Ojftpreußen. 


Feuer-Polizei- und Feuer-Sozietäts-Angelegenb. 
3 3 N) 


1853] 22. Aug. | 3846 | 761] B. über einige Nenderungen und Grgänzungen des Reglemente 
für die Wererfogietät der landſchaftlich nicht affoziationsfähigen 
ländlichen Grundbefiger im Megierungsbezirfe Königsberg mit 
Einſchluß des zum Mohrunger landfhaftlihen Departement ges 
hörigen Theils des Marienmwerderfchen Negierungsbezirfs vom 
30 Dez. 1837. und der Zufag:Verordnung v. 15. Juni 1844, 
1853| 22. Aug. | 3847 1764| B. über einige Aenderungen des Reglements für die Fewerfogietät 
ber ſaͤmmtlichen Städte des Meg. Ber. Gumbinnen v. 29. April 
1838. und der Zufag:Verordn. v. 14. Nov. 1845, 

1853| 22. Aug. | 3848] 766 | Rev. Neal. für die Feuerſozietät der Städte des Neg. Bez. Könige⸗ 
berg mit Ausnahme der Städte Königsberg und Memel. 

1853| 21. Nov. | 3905 | 969 | Rev. Negl. für die Immobiliar: fFeuerfogietät der Meg. Bez Marien: 
werder und Damig, mit Aueéſchluß der ländliden Grundftüde 
in dem zum Mohrunger landicaftliden Departement gehörigen 
Theile des Reg. Dez. Miarienwerber. 

1854| 24. April | 4004| 216 | Allerh. Erl. betr. die Modififation des $. 139, bes revibirten 
Meglem. für die Immobiliarsfreuerfozietät der Meg. Bez. Marien: 
werder und Danzig, mit Ausihluß der ländlichen Grunbftüde 
in dem zum Mohrunger landfhaftlihen Departement gehörigen 
Theile des Meg. Bez, Marienwerber, v. 21. Nov. 1853. 


| Provinzial: und Kommunal:Schulden. 


1853| 7. März | 3715| 125 | Privilegium wegen Ausgabe auf den Inhaher lautender Danziger 
Stadt: Obligationen im Betrage von 170,000 Rthlen. 

1854| 23. Juni | 4048402 | Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Obliga- 
tionen des Thorner Kreifes zum Betrage von 66,000 Rihlrn. 
1854| 23. Juni | 4049 | 404 | Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis- 
Obligationen des Graudenzer und bes Straßburger Kreijes im 
Petrage von je 31,000 Rthlr. t 
3854| 27. Nov. | 4134 | 643 | Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautenber Kreis⸗ 
» Obligationen des Gulmer Rucifes im Betrage von 150,000.Rthlın- 


a 


2. A. Alte, Bor: und Hinterpommern. | 
Im Allgemeinen. — 


9. Mai 37451216 | Geſetz, betr. die Erleicht bes Lootſenzwange in dem Häfen. 
und Binnengewäflern der Provinzen Preußen u. Pommern. 
1854| 23. Oct. 41041566 | ®., betr. einige Abänderumgen und Grgätzungen des Feuerſozie⸗ 
tätö: Meglements für ſaͤmmtliche Städte Alts Pommerns x. vom 
23. Febr. 1840. 
1854| 23. Dct. |4109]575 | B., betr. einige Abänberungen bes u Tr für 
das platte Land von Alt-Bommern v. 2U. Aug. A 





Des Geſetzes 


Jahr 








1853| 21. 
1853| 16. 


1853| 13. 


1853| 27. 
1853| 20. 
1853| 1. 
1853| 21. 


1854| 20. 
1854| 1. 
1854| 13. 


1853| 9. 
1853131. 


1854| 3. 


1854| 26. 


1853| 4. 


1854| 26. 


1852| 29, 


1853| 21. 


Datum | Mo. 


Aug. 


Sept. |: 


Mov, 


März 
Juni 


Nov. 


Mai 
Mai 


3745 
3764 


April | 3981 


Juli 4076 


April | 3722 


H 


Suli 4059 


Nov. | 3686 


Febr. | 3712 


159 


157 


426 


) 


117 


Provinzial: und Kommunal⸗Schulden. 


Privilegiuin "wegen Ausfertigung auf ben Inhaber lautender 
Dramburger Kreis:Obligationen im Beträge von 68,000 Rihlrn. 

Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lantender Kreis: 
obligationen des Fürftenthumfcen SKreifes im Betrage von 
93,600 Rthirn. 

Brivilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber Lantender Kreis: 
Obligationen tes Lauenburger Kreifes Im Betrage von, 83,000 
Rihlrn. 

Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inbaber lautender Bü— 
tower Kreis⸗Obligationen im, Betrage von 40,000 Rtihlen. 

Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis: 
obligationen des Schlawer Kreiſes im Berrage von 150,000 Rthlrn. 

Privilegium wegen Ausfertigung auf den. Inhaber lautender Neu: 
fettiner Kreis: Obligationen im Betrage von 60,000. Rtbirn. 

Brivilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis: 
Dpligationen des Greifenberger Kreiſes im Betrage von 
66,300 Rithlru. *(abgedruckt Jahrg 1854. ©. 1.). 

Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis: 
Obligationen. des Flatower Kreiſes iin Betrage von 150,000 Rihlru. 

Privilegium wegen Ausfertigung auf ten Inhaber lautender Nums 
melsburger Kreis-Obligationen im: Betrage von 42,000 Rihlrn. 

PBrivilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis: 
Obligationen des Camminer Kreifes im Betrage von 180,000 
Thalern. 


B. Nenvorpommern und Rügen. 


G., betr. die Erleichterung des Lootſenzwangs in den Häfen und 
Binnengewaſſern der: Provinzen Preußen und Pommern, 
G., betr. die Verfaſſung der Städte in Neuvorpommern und Rügen, 


3 Ult:, Kur: und Neumark und Niederlaufig. 
Feuers Polizei: und Feuer<Sozietäts:Angelegenh. 


B. wegen Abänderung reſp. Ergänzung des Meglements für bie 
Land: Feuerfozietät der. Neumark vom 17. Zuli 1846. 


Provinzialsund Kommunal⸗Schuldem 


Privilegium wegen Ausfertigung einer zweiten Serie auf den In— 
haber lautender Solviner Kreis-Obligationen zum Betrage von 
100,000 Rıhlen. 


4, Schlefien, Glas und Oberlauſitz. 
Benuer-Polizeis und’ Feuer: Sozietäts:-Nngelegeinh, 
©. über die Ginführung einer gleichen Wagenipur in denjenigen 
Kreilen der Provinz Schlefien, weldye ‚nah der V. v. 7, April 

1838: von berfelben ausgeſchloſſen find, 


Reglement, für die Feuerfozietät des Marfgrafthums Ober:Laufig, 
Preußischen Antheile, 


Propinziabs und Sommunal:Schulden. 
Privifegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Obli- 
gationen des Coſeler Kreiſes im Betrage von 70,000’ Rthirh. 
* (abgedrudt Jahrg) 1853.IE: 15.). 
Privilegium wegen Ausfertigung auf jeten Inhaber lantender Obli— 
gationen des Rybniker Kreiſes zum Beträge von 25,000 Rthlrn. 


m — ——— 


Des Geſetzes 








| 


1853 


— nn 





1854 26. 
1854 16, 


| 





1853| 14. 


1853| 15. 


1853} 16, 





Datum 






6. 


. Sept. Wi 
. Aug. 4083]: 
‚of. 


. Suli 3788 


. März | 3716 
| 

. Sept. 13875 ( 

. Ian. 13962 


. Bebr. | 3956 
. April | 4001}; 
. DE, |4102 






Mo. 
















Juli 3829| 701} Erl. Betr. die lanbesherddiche nachträgliche Genehmigung‘ ber w, 
1. Jan. 1853, ab eingetretenen Herabſetzung des Zinsfubes eines 
Theiles der Groß : Bloganer Stadt- Obligationen von 5- auf 4 
Prozent, ſowie die Genehmigung der mit.bem.1. Jan. 1854. ein: 
tretenden Herabſetzung des letztgedachten Prozentſatzes auf 4 
Prozent. 

Privilegium. für die Ausftellung auf den Inhaber lautender Obli⸗ 
gationen der Stadt Görlitz, zum Betrage von 310,000 Thalern, 

Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber Lautender Obli- 
gationen des Kreifes Falkenberg im Betrage von .181,225 Rihli. 

Privilegium zur Ausſtellung auf den Inhaber Tautender Obli- 
gationen der Stadt Kiegnig zum Betrage von 90,000 Rihlen. 





4120 





| 


Jüli | 4065 


5 Sachen; 
Provinzial: und Kommunal-Schulden. 


Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber Tautender Dbli- 
gationen bes Stendaler Kreiſes im Betrage von 100,000 Rıklen. 

Privilegium wegen Ausfertigung aufden Inhaber, aditender Kreis: 
Obligationen des Wanzlebener Kreifes im Betrage ven 100,000 
Thalern. 


Dk. 14113]: 


6 Poſen. 
Feuer-Polizei- und Feuer-Sozietätg-⸗Augelegent 


V. wegen Abänderung und refp. Ergänzung bes Meglemenis für 
die -Provingials Feuerſozietat der Provinz Poſen v. 5. San. 
1836, (©. ©. ©. 85. ff.) und ber ‚baffelberabänbernden „Griaffe 
v. 6. Anguſt 1841. (G. ©. ©. 293) und v. 20, Febr. 1846. 
{6 ©, ©. 88.). i 


' 


| 


Provinzial: und Kemmunal-Schulden. 


Privilegium wegen Ausgabe- auf den Sühaber lautender Obliga⸗ 
tionen der Sozietät für die Melioration der im Regieriingebezirt 
Pofen belegenen Obra-Bruchgegenden: | 

Privilegium wegen Ausgabe auf den Auhaber lautenber Pofener 
Stadtobligationen im Betrage von 140,000 Rthlrn. 

Privilegium wegen Ausfertigung yon auf den Inhaber lautende 
Kreis » Obligationen des Kreijed Kroeben , im. Beträge. son 
32,500 Rthlen. 5 

Privilegium wegen Nusfertigung auf ben Inhaber Iantenber Kreis: 
Obligationen des Kreiſes Schrimm im Betrage von 120,000 Rıblen. 

Privilegium wegen Ausfertigung ayf den; Inhaber lautender Kreigs 
Obligationen des Kreifes Bomit im Belrage von 75,000 Rtbirn. 

Privilegium wegen Ausfertigung auf den Jubaber lautender Kreis: 
Obligationen des Schubiner Kreijes im Betrage don 71,840 Rıylın. 





2. Weſtphalen. 
Im Allgemeinen: 


G., betr. die Aufhebung der Verordnung wegen —— eines 
gleichen Haspelmaußes für Handgeſpinuſt aus las dm. der 
Provinz Weſtphalen, v. 14. Juli’ 1843. ——— 

Legge-Ordnung für tie Kreiſe Bielefeld, Halle, und. «Herford (mit 
Ausichluß der Memter Bünde und Rödinghaufen) im Reg. Ber. 
Minden. — 

Legge⸗Ordnung für ben landräthlichen Kreis: Luͤbbecke 





Mai 3753 


man, 


Des Geſetzes 


Jahr 





1854| 25. 
1954| 24. 


1854| 1. 
1854| 30. 


1853| 14. 
1853| 4. 


1854| 24. 
1854) 24. 


1854| 9. 


1853| 2. 
1853| 6. 


1854| 28. 


1854 17. 


\ 
1854| 24. 
1854| 28, 


$ 4 


——— E. G. 1854, 24. 





Jan. 3940 


April 4002 


4031 
4114 


Juni 
Oct. 


März 
Mai 


3721 
3732 


a 
April | 4002 


| 


Mai | 4021 
| 


Miai | 3734 


Juni 


Yan. 


März 


April | 3994 


Nov. 


RT N 
Datum fi Mo, 


4117 15 







270 


260 


JInhalt. 


Erl., betr. die Errichſung einer Handelskammer für die Stadt 
Münfter und die Kreiſe Münfter, Beckum, Steinfurt, Waren: 
dorf und Tecklenburg. 

©. betr. einige Abänderungen und Zufäße zu ber B; zum Schutze 
der Fabrifzeihen an Eiſen- und Stahlwaaren in ber ‚Provinz 
Weſtphalen und der Rheinprovinz v. 18. Auguft 1847. 

Maldfulturgefeg fiir den Kreis Wittgenitein. 

B., die Miederherftellung der im Bezirke des Aypellationsgerichts 
zu Paderborn verloren gegangenen Grundaften betr. 


8, Rheinprovinz. 


Erl., beir. bie Bedingungen für die Ausübung der Rheinſchiff— 
fahrt. j 

&,, beir: das Verfahren 83 en einfachen Diebſtahls und einfacher 
Hehlerei im wiederholten Ruͤckfalle, im Bezirke des Rheiniſchen 
Appellationsgerichtshofes zu Köln. 

G., betr. eine‘ Abänderung bes in der B. v. 30. Juni 1834. 
wegen Ginrihtung der Nheinzoll-Gerichte beftimmten Verfahrens 
in, zweiter, Inftanz. 

G., betr. einige Abänderungen und Zufäße zu ber Verordn. zum 
Schupe ber Fabrifzeihen an Gifen- und Stahlwaaren in. ber 
Provinz MWeftphalen und der Rheinprovinz vw, 18. Auguft 1847. 

@. betr, die Verpflichtung ber Rechtsanwalte und Notarien, fowie 
der Abyofaten und Advokat-Anwalte im Bezirke des Appel⸗ 
tationsgeridytshofes zu Köln zum Halten den G. S. 


9 Die Hohenzollernfchen Lande, 


Geſetz über bie in ben Hohenzollernſchen Landen für bie Jagd . 
gewiffer Wildgattungen inne zu haltenden Hege- und Schemzeiten. | 
Verordn. die theilweile Suspenfion der landesherrlihen Reſolution 
v. 4. Mai 1848. für das damalige Fürſtenthum Hehenzollern⸗ 
Hechingen betreffend. 
betr. einige fernere Abanderungen der durch dem’ Allerh. Erl. 
29. Nov. 1851. wegen Einführung der Preußiſchen Sportels 
* in die Hohenzollernſchen Lande (G. S. S. 719.) ertheilten 
Vorſchriften. 
Erl. betr. die Beſtätigung des Statuts der Spars und Leih⸗ 
—* für die Hohenzollernſchen Sande zu Sigmaringen, nebſt 
tatut. 
Gau Verbeſſerung des Unterpfandsweſens in den Hohenzollernſchen 
anden 
Bekanntmachung, betr, das Statut der Spar- und Leihlaſſe für 
die Hohenzollernſchen Lande zu Sigmaringen. 7 





Achte Abtheilung. 


Eiſenbahn-Geſetzgebung. 
(Statuten und andere Spezial: Gefepe.) 

(NB, Die erſte gefbertte Zahl bezeichnet den Jahrgang, bie zweite vie P. 1. ber Geſetz Sammlung.) 
Baden 1; Düelborfe Gifenbahn : Geſellſchaft. —— Maͤrkiſche E G 1853., 485. 


Berlin⸗Stettiner @:&. 1854., 531/2, 
| Bonn:Eölner E. ©, 1854., 4729, 


Breolau⸗Poſen. 1853., 738/52. 

BreslausPofen:Glogan. 1854., 94. 

Breslau:SchweidnigsfFreiburger C. G. 1853., 
4756. 1854., 517/25. 

Göln:Erefelder @. &. 1853., 709/28., 904/6. 
1854., 167, 

Göln-Mindenr E. G. 1853, 57., 255. 
805/15. 

Dortmund:Soeft. 1853., 485. 

Düren:Scleiden. 1853., 185. 

Eifel:6. G. 1853, 186. 

Königezelt:Liegnig. 1854., 517. 

Liffa-Glagau. 1853., 739. 

Magdeburg » Wittenbergifhe E. ©. 


84/85. 
Müulheim⸗Eſſener E. G. 1854., 124/36. 


1854., 


Anhang. 


Müuͤnſter⸗-Hannoverſche Landesgrenze. 1853., 
625 


Nendja⸗Idahütte. 1853. 661. 

Neuß-Obercaffel. 1853., 700. 

a 1853,, 254., 
5/15 


Dberfälehide E.G. 1853. 245/52., 73862. 


1854., 480. 
Denabrüd:Löhner E. 1853. 644. 
Prinz Wilhelms-E, &. 1854, 104/8. 
Ralibor⸗Leobſchũtz. 1853,., 661. 


Rheine: Dsnabrüd. 1853,, 625. 
Nuhrort:Grefeld- Kr. Gladbacher C. G. 1853, 


731. 
Stargard: Bofener E. G. 1853., 6. 
Wilhelmebahn:G. 1853., 661/76. 


Neunte Abtheilung. 
Gefesggebung über Chauffeen. 


a. Statuten der Chauſſeebau⸗Aktien-Vereine. 


BojanowosPınig. 1853., 816, 


| Ramwicz-Lüben. 1854., 86. 


Bräpß-TirfchtiegelsNeuftapr- Binne. 1853., 161. | Reihenbac: Beterswaldan: Wüftewaltersdorf und 


Brieg Gülchen. 1853., 495. 
Frankfurt a. D.:2eipiig. 1854., 636. 
Meſeritz-Betſche. 1853., 800. 
Neumarkt: Ober:Stephansdorf. 


1853., 703. 


‚ Dber:-Oderbrub. 1853... 845. 


Duedlindburg Thale. 1853., 213. 


Hausdorf. 1853., 660. 
Nepven » Sternberg: CchwiebussBräß. 1854., 
555 


1853., 444. | Söft-Nieberbergheim. 1853., 872. 
Neurode:Tuntihendorf bis zur Landesgrenze. | Strasburg: Pafewalf. 


1854. 32, 
Wrietzen-Oderbruch. 1853., 932. 
Züfihau:Örünberg:Sorau. 1853,, 846. 


b. Bewilligung fisfalifcher Vorrechte und Tarife für die von Aktien⸗ 
Bereinen, itändifchen Eorporatiouen oder Gemeinden erbauten 
Kunſtſtraßen. 


Ahansd — Cösfeld. 1853., 177. 
Ahaus-Nienborger Str. — Metelen. 1854., 
485. 


Ahrdorf — Hüllesheim: Adenauer Ch. 1853,, 
483. 
Alsleben — Anhalt: Defau’fhe Gr. 1854., 
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Alt: Manfhnow — Eüftrin- Wriegener Poſtſtr. 
1853., 843. ' 

Badingen — Berlin: Prenzlauer Ch. 1853., 
659. 

Barein — Mogilnoer Kreisgr. 1854., 558. 

Barmen. 1854., 626. 

Bedum — Warentorf. 1854., dh. 

Belzig — Goljow. 1854., 76. 

Bennſtedt — Salımünde. 1854., 648. 

Berge:Borbeder Eifenbahnhof bis zum Specht. 
1854., 647. 

Biederig — Mödern. 1854, 4. 

Bitburg — Wurweiler, 1854., 415. 

Blumenthal —Schleiden⸗Schmittheim. 1853., 4. 

ei Ehaufieehaus — Senftenberg. 1854., 


Bocholt: Dinrperloer Ch. bei Holiwicder Mühle 
bis zur Landesgrenze. 1854., 455. 

Bojanowo — Punig. 1853., 124. 

Boiffin — Bublis. 1853,, 480. 

Bonn:Schleidener Bez.:Str. — Coͤln⸗Mainzer 


Staatsitr. 1853, 18. 
Brafwede — Holte:-Derlinghaufer Str. 1854, 
269. 
Bromberg — Fordon. 1854., 414. 
1854., 


Bromberg — Kreisgrenze (Schubin). 
414. 
Bromberg » Inowraclawer Gh. — Kreisgrenze. 
1854,, 414. 
1854., 81 


Bromberg — Polniſch⸗Crone. 
— — Lauenburg u. Rummelsburg. 1863., 


Galauer Kreischauſſeen. 1854., 207. 

Calau — Luckauer Kreisge. 1854., 207. 
Gamminer Kreischaufeen. 1854., 637. 

a Str. — Rundenftein. 1853., 


Coblen; — BWittlih. 1854., 219. 
Eörlin-Flederborn — Bublig. 1853., 480. 


Anbang. 


Göslin — Bublig. 1853., 84, 

Göslin — 3. Oftfeeftrande. 1853., 84. 

Goldberg — Greifenberger Kreitgr. (Neubrüdf). 
1853., 84. 

Culmer Kreischauffen. 1854., 642. 

Culm — Oſtrometzko. 1854., 642. 


Gzarnifau bis zur Kreisgrenzge. 1854., 103, 

Danzig-Stettiner Str. — Bröfen. 1853., 756. 

Dingelitedt » Dubderftäbter Ch. — Heiligitädter 
Kreisar. 1854., 575. 

Dingelſtedt — Heiligenftabt ———— Ch. 
1853., 934. 

Dirfing — Niederländifche Gr. 1853., 177. 

Dionie — Jutroſchin. 1854., 109, 

Dolzig — Kröbener Kreisgr. 1854, 98. 


Doodts:Kottener Ch. — Schöppingen. 
485. 

Dramburg — Nuguftenhoff. 1853., 4. . 

Droffen — Meferiger Kreisgr. 1853, 844. 

Diüren-Gemünder Ch. — Froisheim. 1854., 206. 

Düren — Heinsberg. 1853., 5. 

Eichenbarleben — Wolmirftedter Kreisgrenze. 
1854., 414. 

Elbey — Irrleben. 1854. 414, 

Eſſig — Mehlem. 1853.,.18. 

Erin — Gneſener Kreisgr. 1854., 530. 

Falkenberg — Kreisgr. 1854., 158. 

Flatower Kreischauſſeen. 1854., 168 

Frankfurt a. DO. — Eilenburg 1854. 635. 

Franfjurt-Droffener Ch. — Poſen'ſche Grenze. 


1854., 547. 
Friedrichsfelde — Seferigf. 1854., 207, 
1853.. 213. 
1853,, 


Garz — Puttbus. 
Genen — Münſter-Glanerbrücker Ch. 
177. 
Gladbah — Niederländifche Gr. (Rörmonde). 
1853., 479, 
1854., 356, 


Gneſener Kreischauffeen. 
Gneſen — Klecko. 1854, 356. 
1854. 356. 


1854, 


Gneſen — Mittfowo. 
Gnefener Kreisgrenze (Kledo) — Chodziefener 
Kreisgrenze (Margonin). 1854., 530. 

God — Galcar. 1853, 931. 
Goſtyn — Boref. 1854. 312. . 
Gremborzyn — Kowalewo. 1854., dOL 
Grimmen — Tribfes — Mecklenburger Paß. 
1853., 513 
anne — Groß: Dttersleben. 1854., 
5717. 
Gülchen — Noldau, 1853, 495., 520. 
Habmersleben — Bledendorf. 1854., 577. 
Hettitednt — Anhalt:Deffan’ihe Gr. 1854., 533 
Hörter — Bergheim: Driburger Gh. 1854., 218 
Honnef — Flamersfeld. 1853, 154 
Hoym Grube — Ezerniger Kolonie. 1854., 18. 
Inowraclaw — Pafkoec 1853. 925. 
Inowraclaw — Trzaski. 1854, BL 
Süterbog — Baruth. 1853, ZZ 
Kattowig — Königehütte. 1854., 453. 
Kettenih — Steinftraf. 1853, 5. 
Kledo — Oborniker Kreisgr. 1854., 356. 
Klecko — Wongrewiecer Kreisgr. 1854., 356. 
Klein:Boburfe bis zur Kreisgr. 1853,., 933. 
Köln» Luremburger Bezirksſtraße — Schleiden: 
Schmit:heiner Gem :6b. 1853, 4, 
00. S. f. Verw. B. Supplement. 


Kozmin — Jarocin. 
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Kotzenau — Reiſigt. 1854., 256. 
1854., 534. 
1854., 534. 
1854., 109. 


Kozmin — Pleſchen. 
Krotoſchin — Nawigz. 


Küllſtedt — Eigenrieden. 1853., 957. 
Laer — Darfeld. 1853. 214, 
Landeshut — Schömberg. 1854., 83. 
Langfuhr — Bröfen. 1853., 756. 
Leobſchütz — Jägerndorf. 1853., 3 
Leobſchütz — Koſel. 1853., 3. 
Lichtenau — Fürſtenberg. 1854., 157. 
Lichtenborn — Krautſcheid. 1854., 269. 
Lindern — Bradeln. 1853, 5% 

Liffa — Goftyn. 1853., 153. 


Liffomig — Culmſee — Culmer Kreisgrenze. 
1854., 401. 

Löbau — Leffen. 1854., 531. 

Luckau — Calau. 1854. 121. 

Lübbenau — Berlin:Gottbufer Str. 1854., 207, 

Marfenrode — Teitenborn. 1853, 595. 

Magdeburg - Ebendorf:Neuhaldenslebener Str. 
bis Kreisgrenge. 1854, 414. 

Magdeburg « Helmftedter Str! — MWolmirftedter 
Kreisgrenze. 1854., 414, 

Magdeburg Wolmirftedter Ch. — Magdeburg: 
Helmfledter Ch. 1854. 414 

Mahuwig — Stolpe-Zezenew. 1853., 253, 


Malmedy — Eupen. 1853. 85 
Margonin — Budzyn. 1854. 113. 


Margonin — Samoczin — linfen Netzdamm. 
1853., 237. 
Mayen — Runtenftein. 1853., 483. 
Mettmann — Hochdahl. 1854. 205, 
Minden — Petershagen — Hannöverfche Gr. 
1854., 90. 
Möckow — armen. 1853., 655. 
Mogilnoer Kreisgr. — Walownica. 1854., 558. 
Montwy — Gocanowo. 1854,, 5L. 
Mühlbaufen — Küllſtedt. 1853., 934. 
Müniterberger Kreiscauffen. 1854, 625. 
Muskau — Triebel. 1854., 208, 
Nakel — Wirfiger Kreisgrenge. 1853., 737. 
NakelePofener Str. — Gnefener Kreisgrenze. 
1854., 530. 


Neu-Biſchofſee — Prätz. 1854., 547. 


Neumarkt — Dber:Stephansdorf. 1853., 482. 
Neuftadt — Zülz. 1853, 596. 

Neuſtettin — Bublig. 1853, 623. 
Miederhemer — Nitena, 1854, 114, 


Oberhanien : Effener Str. — Berge: Borbeder 
Giienbahnhof. 1854., 647. 

Dhlau — Strehlen. 1854, 18. 

Olsberg — Brilon:Gorbadyer Str. im Hoppefe: 
thal. 1854., 79. 

Dpladen — Burfcheid — Berlin:Eölner Staatsfir. 
1853, 903. 

Dfcyersleben — Seehauſen. 1854.; 52. 

Pakose — Kreisgrenze. 1854. 413. 

Pollnow — Garwig. 1853., 657. 

Pollnow-Carwitz — Schlawe. 1853., 657. 

Pollnow-Carwitz — Treten. 1853, 657. 

Polniſch Grone — Kreisgrenze. 1854, 414. 

Poſen-Cüſtriner Str. — Grenze d. Franffurter 
Neg.: Ber. 1853, 755. 

Prüm — Dordweiler. 1854., 584. 
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Puſtleben — Groß-Bodungen. 1854. 573. 

Duedlinburg — Tbale. 1853, 213. 

Rawicz⸗Kröben-Gollyn — Schrimmer Kreisgr. 
1854. 109. 

Meichenbach — Müſtewaltersdorf u. Hausdorf. 
1853., 658. 

Rheinbach — Ahrſtraße (demmeflen). 1853. 18 

Rogafen — Obornif — Kreiegr. 1854., 42L 

Mojenberg — Gulmer Kreisgr. 1854., 401. 

Mofendberg — Yanpeberg. 1554. 557. 

- Mügenwalde — Stofper Kreisgr. 1853., 657. 


Rummeleburg — Gremerbiud. 1854, 78. 
Mummelsburg — Pollnow. 1854. 78. 


Rummelsburg — Schlochauer Kreisgr. 1854, 
78 


Ruppiner Kreiegr. — Berlin : Prenzlauer: Ch. 
1853., 659. 

Salzwedel — Brohme (Hannöverfhe Grenze). 
1853, 842. 

Schermte — Seehauſen. 1854., 577. 

Schneidemühl-Uscz — Chodziefener Kreisgrenze. 


1854, 113. 
Shönlanfe — Kreisgrenze. 1854, 103. 
Schrimm — Gzempin. 1854. 98 


Schrimm — Pleſchener Kreisgre. 18954, 98 
Schroda — Keliriyn. 1354, LZ 

Schubin — Bromberger Rreisgr. 1854, 558. 
Schubin — Grin 1854, 558. 

Schubin — Labiſchin. 1854,,,558 


Schubin — Mogilnoer Kreisgr. 1854. 558. 
Schwenzbrüde — Campehl. 1853, 833. 


Sort — Niederbergheim. 1853. 871. 
Soutyhof — Frauzöfiihe Grenze (St. Avold). 
1853., 967. 


Et. Jobs — Stolberg. 1854., 7Z 
St. Vith — Steinebrüf. 1854., 546. 


Stadtlohn — Münſter-Emmericher Str. 1853, 
122, 


Stendal — NArneburg. 1853., 953. 
Stendal — Calbe. 1853., 953, 


Anhang. 


Stes zewo — Grätz — Rafwig — Rothenburg — 
Woll ſtein — Kopnig — Unruhftadt — Provins 
zialgrenze. 1854, 206, 

Stollne — Briefen. 1854, 642. 

Stollno — Gulmfee. 1854., 642. 


Stolpmünde — Rügenwalde. 1853,, 253, 
Strasburg — Kowalewo. 1854., 467. 
Strasburg:Kowalewo — Gollub. 1854., 467. 


Strasburg — Neitenburger Kreisgr. 1854., 467. 
Strasburg — Paſewalk. 1854. 24. 
Sundern — Dipe. 1853. 652. 
Tangermünde — Lüberig. 1853, 953. 
Tarnowig — Neudeck. 1853.. 929. 
Tempelburg — Bubliß. 1853., 623. 


Temmelburg — Dramburger Kreisgr. 1853., 
623. 
Therner Kreischauſſeen. 1854. 401. 
Triebel. — Sorau. 1854., 208. 
Veiſchau — Galau. 1854, 207. 
Vierſen-Aldekerkerſtt. — Anrath. 1853., 20. 
Vorſt — Anrath. 1853., 20. 
Waldniel — Erkelenz-Strälen. 1853. 479. 
Walownica bis zur Kreisgrenze. 1854. 414 
Manzlebener Kreischauffen. 1854. 577. 
Waſſenberg — Baal. 1854. 89. 
Waſſenberg — Niedercrüchten. 1853., 155. 
Wegberg — Kippshoven. 1854. 97, 
Wendfeld — Niederländiſche Gr, 1853, 177 


Wiehe — 
1854. 
Wilatowo — Barcin. 1853, 215. 
Wollersheim — Froigheim. 1854., 206. 
Wongrowiecer Kreischaufien. 1854., 530. 
Mriegen — Ober: Dverbrudschauffee. 1853., 
930. 
Mufterhaufen — Gumpehl. 1853., 833. 
Zezenow — Biepig. 1853., 253, 
Ziegenrüd bis zur Landesgrenze. 1853., 834. 
Züllichau — Scwiebus. 1853., 656. 
Züllichau — Sorau. 1853, 624. 


Großherzoglich Weimarſche Grenze. 
217. ‚ 


Zehnte Abtheilung. 
Tarife für Die einzelnen Wege, Brüden und Fähren. 


(Abkürzungen: Br. Brüdengeld; Ch Ghauffeegelt; D. Dammgeld; F. Fährgeld; H. Hafengelb; 
Bil. Pflaſtergeld; W. Wegegeld.) 


Barmen (M., Pfl.: u. Br.:Befeitigung). 1854., 
626. 


Buisvorf (Sieg:Br.). 1854., 352. 


Nhein-Fähren. 1854. 574. 
Stetlin (H. u. Br). 1853., 484. 
Wittenberge (Efb-Br.). 1853.,22L 1854.91. 


Elfte Abtheilung. 


Kanal-, Schleufen-, Bohlwerfs-, Bfahl-, Ufer, Stroms, Hafen- und 
Ni:vderlagegelder und Zoll. 


Ancam (Bohlw. ıL Haf.). 1853. 517. 


Deutſch Eylau (Kanal ıı Shl.). 1853., 653, | Hoffnungsfrug (Kanal ı Schl.). 


Elbing (Str. u. Bohlw.). 1854. 569. 


Erft-Kanal. 1853. 73. 
1853., 653. 


Liebemühl (Kanal u. Schl.). 1853., 653. 


* 
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Oſterode (Kanal u. Schl.). 1853. 653. Saalfeld (Kan. u. Schl.). 1853., 653. 
Oſt Preußen, Oberläntiihe Seen, Kanäle u. | Sıettin (Haf.). 1853., 484. 

Sihleufen. 1853. 653. Thorn a. W. (Uferg.). 1854., 49. 
Paſewalk (Bohlw.), 1854;, IL Weichſel-Friſche Haff: Kanal. 1853. 8L 


Zwölfte Abtheilung. 
Schifffahrts-Abgaben. 
MRheinſchifffahrl. 1853., 156. Weichſel-Friſche Haff- Kanal. 1853., SL 


Dreizehnte Abtheilung. 
Geſetze, betreffend Aktien = Gefellichaften. 


a Verficherungs« Gefellichaften gegen Feuers: und Wafjersgefahr, 
Lebenöverficherungs: Gefellichaften zc. ze. 


Aachener Rüdverfih.-G. 1853., 399. Goncordia, Cölnifche Lebens: B. 1853., 882. 

Ngrippina, See-, Fluß⸗ u. andtransport:®.:®. Erfurter Thuringia, Gifenbahn: u. Rückverſich.⸗ 
1853., 907. & 1853. 847. 

Berliner Eiſenbahn-Verſich⸗G. 1853. 848. | Magdeburger %.:®. 1854. 368, 

Berliner Lebens Befih.:&. 1853., 968: Magdeburger Hagel:B.:$. 1854., 192, 





Breslau Schlefiſche F.:9. 1854. 3L Schleſiſche F.:B. zu Breslau. 1854, 3L 
Cöln: Eoncordia, Lebens.B. 1853, 882. Thuringia, Eiſenbahn- und Rückverſich.-Geſ. 
Gölnifche Hagelverfid.:G. 1853., 955. 1853, 847, 


b. Berg: und Hüttenbau: Gefellfchaften: 


Berliner Braunkohlen-Verein. 1853., 484. |! Köln, Gefellfhaft für Rheiniſchen Bergwerks— 
Bochumer Berein für Bergbau und Gußflahl: | Und Kupferhittenbetrieb. 1853. 
“ fabrifation. 1854., 380. 4 — Gefellfc. f. Rohlenbergb. 1853, 
Bonner Bergwerfs: u. Hütienverein. 1853., 
954. B * = Maͤrkiſch-Weſtphäl. Bergwerks-Verein. 1854, 
Breslau, Schleſiſche Aktien-G. für Berg- und 468. u 
Binthättenbat. 1853, 81 17." e Mülheim a. d. Ruhr, Friedrich-Wilhelms-Hütte. 
- Concordia, Eſchweiler Verein für Bergbau u. 1853., 760. 
Hüttenbetrieb, 1853., 154. 1854., 104. ee, I De one 
; — ütten-Betrieb in Köln. 
a a. Goncordia. 1853., 184. Schleſiſche Aktien— Geſellſchaft für Bergbau und 
Zinfhürten: Betrieb in Breslau. 1853., 817, 
Sriedrich: Wilhelms + Hütte zu Mülheim an der | Stoffberg, Allianz für Berg: und Hüttenbau, 


Ruhe. 1853, 760, 1853., 159. 1854., 173. 
Sferlohn, Maͤrliſch⸗ ⸗Weſtphäliſcher Bergwerksv. Weſphalia, Vereinigte Bergbau-Geſellſchaft. 


1854., 468. 1853., 702. 


c. Verſchiedene andere Aktieu-Geſellſchaften. 


Aachener Spiegel— wufactur-G. 1853., 26Hirſchberger Flachsbereitungs-Anſtalt. 1854., 
Berliner Waſch: u, Bade-Anſtalten. 1854, 171. 


318/28. Laubachsſthaler Kaltwafler : Heilanftalt bei Go: 

Berliner erliner Waſſerle tungs— G. 1853, 481 bien. 1854. 5, 555. 

Goblenz, ums Kaltwaflersdeilanftalt. Loburger Landesprodukten = Fabrif zu Magde— 
1854. 5. 555. burg. 1853., 400, 

Gölnifche Baumwolbn⸗S Spinnerei u. Weberei⸗G. Lüdenſcheider Baugefellfchaft. 1854. 5 
1853., 497. Magdeburg, Landesproduften-Fabrif zu Loburg. 


Düf elborfer Spinnere; u. Weberei:G. 1854,, 1853., 400. 

33. Magveburger Gas:Gefellihaft. 1853., 924. 
— Spinnerei⸗ i. WebereiG. 1853.. Minden, Weſer DampfſchifffahrtsO. 1853., 
816. 
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Moſel-DampfſchifffahrtsG. 1853., 443. 

Mülheimer Dampf » Schlepp - Schifffahrts - G. 
1853., 443. 

Mülheimer Gas : Erleuchtungs :G. 1854, 
172, 


Anhang. 


Meanderthaler Marmor: Induftrie: ©. 1854, 
636. 

Stettiner gemeinnüßige Baugeſellſchaft 1853,, 
133. 1854., 90. 


Weſer Dampficleppicifffahtte:®. 1853., 816. 


Vierzehnte Abtheilung. 
Er 
Statuten und Geſetze, betreffend: 


L Raufmännifche und gewerbliche 


Korporationen, Börfen: und Meß: 


_... 


Frankfurt a. O 


HI. Meliorations:= 
NAltenftein (M.) 1853. 325 


>, Martini:Meffe. 


1854., 400. 


nnd Deighverbände. 
Lohauer D. 1854. 407 


Badırbaler Genoſſenſchaft zur Ent: und Ber Luübecke, Sozietät zur Negulirung der Gewäſſer. 


wällerng der Gruntftüfe 1854, 336,40. 
Badem:Miefenbeiger: Verband. 1854. 626. 
Bartſch-Weidiſcher D. 1854. 445. 

- Boder Heide (M.) 1853. 704. 
Garlowig-Ranferner D. 1853. 565. 
Culmer Stadt-Niederung D. 1853, 537. 
Dautzſchen-Schützberger D. 1853., 597. 
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